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Einleitung 


Q. 1. 


Zu dem Mefen ded Staates gehört eine, von der höchften 
Gewalt auögehende, die gemeinfamen Zwecke befürdernde Res 
aierungsthätigkeit (J. F. 4.) Das Bedürfnig einer folchen Thä⸗ 
tigkeit hat überall, wo Menfchen in näherer Berührung mits 
einander lebten, die Anerkennung eines Oberhaupts veranlaßt, 
fowie e8 auch die Vernunftnothwendigkeit der Unterwerfung 
unter daffelbe begründet. Jedoch wird jenes DBedürfnig auf 
verfchiedenen Bildungsftufen der Völker in fehr ungleichem 
Maaße und Umfange empfunden. Sn einem uranfänglichen 
Zuftande, wo dad Etaatsoberhaupt nur auf dad Nichteramt 
und wenige andere, an diefes fich anjchliegende Verrichtungen 
befchränft ift, ohme hiezu Gehülfen nöthig zu haben, kann es 
gefchehen, daß die hüchfte Würde die einzige Belohnung für 
diefe Gefchäfte bildet und daher nur von einem Begüterten bes 
Pleidet werden Fann (a); auch könnte durch Neihendienft der 
einzelnen Bürger fir die untergeordneten, Funftlofen Gefchäfte 
geforgt werden, und in einer demofratifchen oder ariftefratis 
fchen Verfaffung ift e8 möglich, daß die Nelteften, die gewählten 
Beamten oder die Neichen fi) unentgeltlich dem Staatsdien— 
fie widmen (6). Wird zugleicy) die Staatsvertheidigung 
durch aufgerufene Bürger bewirkt, die im Kriege fich felbft zu 
erhalten fuchen, fo befteht der Staat ohne ein für ihn auege⸗ 
ſchiedenes Vermoͤgen. 
(a) Hieher gehoͤrende Züge von mehreren Voͤlkern bei Meiners im Goͤt— 
ting. hiſtor. Magazin V, 197 (1789). 


(dB) Ueber die nordamerianifden Zägervölfer f. Ferguson, essay of 
the history of civil society, ©, 129, (DBaf. 1789), 


Rau pollt, Dekon, 37), 1 


iQ. 


Bei einer höheren Ausbildung des Volles und der Negie- 
rungöfunft muß dad Gefetz der Arbeitövertheilung (I., $. 114) 
auch auf die Wirkſamkeit für den Staat feine Anwendung fin, 
den, indem 

1) die Mehrzahl der Bürger ihren Privatgefchäften ohne 

Unterbrechung obzuliegen begehrt, weil fie die Störun— 

gen in denfelben höchſt nachtheilig findet, 

2) die höchfte Gewalt den Beiftand einzelner Menfchen vor 
den übrigen in Anſpruch nehmen muß, es fei nun, 

a) um diejenigen, welche vermüge ihrer Anlagen, Kennt⸗ 
niffe, Erfahrungen und Gefchidlichkeiten befonders 
dazu fähig find, ausfchlieglich für die immer ſchwie— 
ger werdenden Staatödienfte in Anfpruch zu nehmen, 
oder wenigjlend 

b) um nöthige fachliche Güter (a) von den Erzeugern 
oder Verkäufern, oder auch einzelne Arbeitöleiftungen 
yon denen erhalten zu Fünnen, die fich gerade folchen 
Arbeitözweigen gewidmet haben. 


(a) 3.3, Kriegsbedarf, KHulfsmittel für wiſſenſchaftliche Anftalten. 


. 3. 


Diefe Ungleichheit der Leiftungen für den Staat würde 
eine Ungerechtigkeit feyn, wenn ed nicht müglich wäre, fie mit 
Hülfe fachlicher Büter aufzumägen, indem diejenigen Bürger, 
welche mehr ald die übrigen zur Erreichung der üffentlichen 
Zwede beitragen, dafür eine ihrer Mitwirkung angemeffene 
Vergütung erhalten, die Gefammtheit der Bürger aber der 
höchften Gewalt einen zu diefer Ausgleichung hinreichenden Gü— 
tervorrath zur Verfügung ftellt. So geräth die Regierung auf 
eine ähnliche Weife, wie Privatperfonen, in Abhängigkeit von 
fachlichen Gütern, fie bedarf eines regelmäßigen Zufluffed der= 
felben, den fie durch ihre Organe herbeifchaffen zu lajfen ge= 
nöthige ift, fie muß fortdauernd Ausgaben vornehmen und 
Verzehrungen unterhalten, folglich eine Wirthfchaft führen (J., 
$.2). Diefe von der Staatögewalt geführte Wirthfchaft, die 
man auch als die Sorgfalt der erfteren für die Befriedigung 
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der Staatöbedürfniffe vermittelft fachlicher Güter erflären kann, 
ift das Finanzwefen (a), welches öfter Staatswirth- 
fchaft, Staatshaushalt, am beften aber Regierungs: 
wirthfehaft genannt wird. (1.,$. 14). 


(a) Ueber die Ableitung des Wortes Finanz. Im Patein des Mittelal- 
ters, namentlih im 13. und 14. Jahrhundert, verftand man unter 
Finatio, Financia, audy wohl Financia pecuniaria , eine ſchuldige 
Geldleiftung. Diefe Ausdrude werden amı natürliditen von Finis 
hergeleitet, welches oft einen Zahlungstermin bedeutete, wie man 
audy bei uns durch eine aͤhnliche Metonymie des Sprachgebraudes 
öfters fagt: einen Termin, ein Quartal bezahlen. Im der älteren 
Kanzleifprache hieß Finis auch ein vor dem König über den Kauf von 
Grundjtuden abgefhloffener Bertrag, deſſen Urkunde die Form eines 
Urtheils erhielt (quası litis terminus), ferner die Abgabe an den 
König von folhen Käufen (the Kings sylvor), eine Entridtung des 
antretenden Pahters oder Grundholden an den Berpachter oder 
Grundherrn, auch eine ſchwere Geldftrafe; vgl. Du Fresne du 
Cange, Glossar. mediae et infimae latinitatis, s. v. financia u. 
finatio. Spelmann, Glossar. archaeologic. s. v. finis (Lond. 
1654. p. 223). Mehrere Schriftfteller halten den Stamm des Wor⸗ 
tes Finanz für germanifch; fie deuten entweder auf das englifche Fine 
(Seldftrafe, Privilegientare u. dgl.), weldes aber nah Spel» 
mann da. a. O. nicht vor der normannifcden Eroberung vorfam und 
nad dem Obigen eher mit finis zufammenbängt, — oder auf fin- 
den, ſchwed. finna, welches durch den Mittelbegriff von erfinde- 
riſch auf raͤnkevoll führt, wie das islaͤndiſche findinn durch in- 
geniosus, calumniosus, crflärt wird, Haldorson, lex. island. 
ed. Rask, I, 213 cHavn. 1813), — oder auch auf fein. — Mert- 
würdig ift, daß im 16, und 17. Jahrhundert das Wort eine allge- 
meinere und zwar fchlimme Bedeutung batte, weil vielleicht das 
fremde Wort an fein und erfinderiih erinnerte und die finationes 
felbft mit vielen Bedrüdungen verbunden feyn mochten, weßhalb ;. 
3, Schottelius (von der deurihen Hauptſprache, Braunfchreig 
1663, ©. 1316) Finanz durch Schinderei, Wucher, erklärt, und Se» 
baftian Brant CNarrenfhiff) Untren, Finantz, Neid und Haß 
zufammenftellt; vgl. Friſch, deutfch » latein. Woͤrterb, ©. 267, 
Scherz, Glossar. germ. med. aevi, ed, Oberlin, I, 392, Cam: 
pe, Wörterbud, S. 321. In Frankreich bezeichnete ſchon damals 
finance eine Geldſumme, oder Finsbefondere die Staatseinnahme 
(Nos adversaires ont peu de finance,mais ils la menagent bien, 
ſprach der Canzler de l’Hospital 1563), les finances aber das ganze 
Staatsvermögen und den Zujtand der Regierungswirthſchaft. Der 
Einfluß der franzöfifshen Sprache verdrängte aus der deurichen jenen 
Wortjinn gänzlich. 


. 4. 


Jede Wirthſchaft erfordert einen zu verwaltenden Güter⸗ 
vorrath, der von den Ausgaben angegriffen, durch die Ein— 
fünfte wieder ergänzt wird, alſo ein gewiſſes Vermögen. 

1 %* 


s 
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Der Gegenftand der Negierungswirthfchaft ift dad Staats 
vermögen, welches zwar in der Verfügung und Benutzung 
der Staatsgewalt fteht, aber nothwendig der Staatsgeſammt— 
heit zugehört und yon dem Privateigenthbum des Staatsobers 
hauptes forgfältig unterfchieden werden muß. Dieß ift die 
Folge von der Stellung der höchften Gewalt, die nicht ihrer 
felbft willen, fondern nur zur Pefürderung des allgemeinen 
Mohles eriftirend und mit Rechten, denen auch Pflichten zur 
Geite ftehen, bekleidet gedacht werden muß. Das Gtaatöver- 
mögen ift Fein Theil des Volksvermögens, fondern von dem= 
felben auögefchieden ; beide verhalten fich zu einander wie Volk 
und Regierung (1.,$. 48). Jedoch fünnte man fich den Syn= 
begriff des Volks- und Staatövermügens ald ein Ganzes dens 
fen und diefe Summe der, einem einzelnen Staate zuftehen 
den fachlichen Güter im weiteren Sinne des Worted Staatßs 
. vermögen nennen. Welche Dinge zu dem eigentlichen Staats— 
Regierungs-) Vermögen zu rechnen feien, das laßt fich nicht 
aus allgemeinen Eäten, fondern nur in jedem Lande befons 
derd aus gefchichtlichen Tchatfachen erfennen und dieſe Unter— 
fuchung fällt in das Gebiet des pofitiven Staatsrechts. 


§. 5. | 
Die Wiffenfchaft von der beften Einrichtung der Regie— 
rungswirthſchaft, oder yon der beften VBefriedigungsweife der 
Staatsbedürfniffe durch fachliche Güter, ift die Finanzwife 
ſenſchaft (a), ein Theil der politiihen Oekonomie (I., $. 15). 
Andere Benennungen derfelben find : 

1) Kameralwiffenfchaft im engeren Sinne des Wor: 
teö (6), welcher fich daraus erklärt, daß urfprünglich die 
Kammerfachen nichts anders als das Finanzwefen was 
ren (c); 

2) Staatöwirthfchaftslehre, welcher Ausdrud we— 
nigftend mit gleichem Nechte in diefem engeren, als in 
dem weiteren Sinne für politifche Defonomie gebraucht 
werden dürfte, nur aber feiner Vieldeutigfeit willen (vgl. 
I, $. 15.) leicht zu Mißverftändniffen führt. 


(a) Es ift Dem Spracdhgebrauche durchaus zuwider, auch die Beifhaffung 
perfönlicher Leiftungen ohne Vermittlung fachlicher Güter, z. B. das 
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Conſcriptionsweſen, in die Finanzwiſſenſchaft zu rechnen, auch iſt 
dieſes Geſchaͤft von eigenthuͤwlicher Art. Vgl, dagegen Behr, von 
der Wirtbich. des Staates ©. 190, | 
(2)83. 3. Dithmar, Einleitung in die öfonomifchen, Policei» und 
Cameralwiſſenſchaften 6. Aufl. v. Schreber, ©. 19. (F$ranff 
4769), €s giebt eine_nod engere Bedeutung von Kameralwiflen- 
ſchaft, weldye jest faſt vergeflen if. Man unterfchied ehemals in 
dem heutigen Umfange der Finanzwiflenfhaft 2 Theile, nämlich 1) 


Die Kameralwiffenihaft, welde von den, ganz in der Derfügung der 
Fuͤrſten ftehenden Quellen der Staatseinnabme, d. i. den Domänen 
und Megalien handelte, 2) die eigentliche Finanzmiffenfchaft, deren 
Gegenftand die der landftändifchen Mitwirkung unterworfenen Abga⸗— 
ben der Bürger waren. ©. 5. 3. Fiſcher, Fehrbegriff u. Umfang 
der teutfhen Staatswiffenfchaft, ©. 20 (Halle, 1785), Roöffie, 
Lehrb. d. Finanzwifl, $. 6. 
(JRau, über. die Kameralwifl. S. 8, 


$. 6. 


Da das Finanzwejen die fachlichen Hülfsmittel zu allen 
Anftalten und Unternehmungen der Staatögewalt liefert, fo 
ijt daffelbe ein nothiwendiger und höchft wichtiger Zweig der 
Megierungsthätigkeit. Der Umfang und die Wirkfamfeit aller 
Negierungsmaafregeln werden zum Theile von der Güte des 
Sinanzwefens bedingt, und wenn gleich diefes für fich allein 
nicht zureicht, um die Volllommenheit der Staatöverwaltung 
zu verbürgen, fo ift es doch außer Zweifel, daß ein nachläſ— 
ſiges, verworrened oder durch Unredlichkeit verderbtes Finanz- 
wefen auf den ganzen Zuftand des Staates, auf deffen äußere 
Unabhängigkeit fowie auf die innere Wohlfahrt den nachtheis 
ligften Einfluß üben muß, auch hat die Erfahrung diefes viel: 
fach beftätigt (a) und der hohen Bedeutung des Staatshaus- 
haltes volle Anerkennung verfchafft. Je mehr die Regierungskunſt 
vervollfommnet wird, je mehr bie Bedürfniffe öffentlicher, Foft- 
barer Anftalten fich erweitern, defto Fünftlicher und fchwieriger 
muß das Finanzwefen werden. 


(e) Beifpiele giebt die Staatengefhichte in Menge. Man bedenfe nur 
die Lage Franfreihs vor der Revolution und in der letzten Seit des 
Directoriums vor dem 18, Brumaire VIII. (1800), 


5 §. T 
Das Finanzweſen, als eine Wirthſchaft, muß unter den 


allgemeinen Grundſätzen ſtehen, welche aus dem Zwecke der 
Wirthſchaft entſpringen und den Vortheil jedes wirthſchaften⸗ 


6 


den Subjectes betreffen (a). Hieraus ergiebt ſich, daß das 
Finanzweſen mit der Wirthfchaft einzelner Familien Manches 
gemein hat. Wie diefe auf dad Privatvermögen, fo ift jenes 
auf ein befondered auögefchiedenes Staatsvermögen angewiefen. 
Die Nothwendigkeit, Einnahmen und Ausgaben mit einander 
ind Gleichgewicht zu feßen, auf die Fortdauer der Einnahmen 
Nachhaltigkeit) forgfältige Rückſicht zu nehmen, alfo den 
Vermögensftamm, aus dem die Einfünfte fließen, zu ſcho— 
nen (6), den rohen und reinen Ertrag der Einfünfte wohl zu 
unterfcheiden, in den Ausgaben fid) der Sparfamfeit zu befleis 
figen, alle wirthfchaftlichen Vorgänge durch genaue Aufzeich- 
nung in der Erinnerung feftzuhalten und hiedurch eine Ueber— 
ficht derfelben zu bereiten, — dieß alles gilt als Vorſchrift in 
der Finanzwiſſenſchaft wie in der Privatwirthfchaftslehre (c). 


(a) Vgl. Rau, Grundriß der Kameralwiff, $. 32, ff, 

cd) Bergius, Pol. u. Kam, Magaz. II, 293, i 

(c) — jene aus dieſer abzuleiten, Genoveſi, buͤrgerl. Oekono⸗ 
mie, I, 362, 


8, 


Das Finanzweſen unterfcheidet fich jedoch, zufolge feines 
eigenthümlichen Zwedes und Wefens, in. vielen Hinfichten 
»on einer Privatwirthfchaft, und die Beleuchtung diefer Vers 
ſchiedenheiten ift fegr geeignet, die Gegenftände der Finanzwif- 
ſenſchaft vorläufig anzudeuten. Der Unterfchied beider Arten 
von Wirthfchaften zeigt fich ſchon, wenn man auf die Menge 
und Mannigfaltigkeit der Yorzunehmenden Gefchäfte Rückficht 
nimmt. Sm Finanzwefen findet fich nämlich 

1) ein Belauf der Ausgaben und Einnahmen, welcher wer 
nigftend in den großen und mittleren Staaten die Eins 
fünfte eines Privatmannes weit überfteigt, 

2) eine Anzahl von verfchiedenen Quellen der Einnahmen 
und yon Gegenftänden der Ausgaben, wie fie ebenfalls die 
Privatwirthfchaft nicht beſitzt. Beide Urfachen machen die 
Anftellung eines zahlreichen Perfonales und die Trennung 
mehrerer Zweige des Finanzdienftes nothwendig , wodurch 
die oberfte Leitung beträchtlich erfchwert wird, Der Vor—⸗ 
ftand des ganzen Finanzwefend kann nur durch verfchie= 
dene Mittelglieder die Ausführung der Befchlüffe bewirs 
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ten, ift er nicht im Stande, wie ein Private, die Ge— 
fhäftsführung der unteren Beamten an Ort und Stelle 
zu beobachten, er kann diefelbe faſt nur aus fchriftlichen 
Berichten Fennen lernen und vermittelt fchriftlicher Be: 
fehle leiten oder fogar blos mittelbar leiten laffen. Diefe 
Umftändlichkeit und Schwerfälligfeit ift öfters die Urfacher 
weßhalb die Maaßregeln im Staatshaushalte yon denen 
der bürgerlichen Wirthfchaft abweichen müſſen. 


9. 


Eine erheblichere, dad Weſen beider Arten von Wirth- 
fchaften ($. 7.) betreffende Verfchiedenheit derfelben äußert fich 
in den Quellen der Einnahme, Der Einzelne kann fich 
nur Güterzuflüffe durch den Erwerb verfchaffen, d. h. durch 
die Uebernahme einer Befchwerde, die dad Mittel zur Erlans 
gung der Einnahme bildet. Diefe Befchwerde befteht in der 
Reiftung einer Arbeit, oder in der Aufopferung des Genuffed 
einer Gütermenge, oder in der Verbindung diefer beiden Mits 
tel (a). Die Staatögewalt kann zwar folche Erwerböwege 
ebenfalls benugen, fie ift aber auf diefelben nicht befchränft, 
vielmehr fteht es ihr frei, den Bürgern die Entrichtung fach: 
licher Güter aufzuerlegen, ohne daß fie ihnen eine befondere 
Leiftung dafür darbüte. Auf diefe Weife hat die Regierung 
eine Macht, die Einnahmen zu vergrößern, die im Privatles 
ben, wo die Einzelnen fich frei gegenüberftehen, nicht vor= 
fommt, und die daher zur härteften Bedrüdung gemißbraucht 
werden kann. Die Wiffenfchaft warnt vor diefem Abwege durch 
Lehren der Gerechtigkeit, Mäßigung und wirthfchaftlichen Klug» 
heit, deren firenge Befolgung in der Ausübung von dem 
Pflichtgefühle der Regierung und von dem Steuerbewilligungds 
recht der Landſtände bewirkt werden fol. 


(a) Rau, über die Kameralwifl. ©. 47, — Glüdsfälle, z. B. Erb» 
fhaften, Gefchenfe u. dgl., können zwar Einnahmen gewähren, die 
nicht erworben, fondern unentgeldli erlangt find, allein man bat 
es nicht in feiner Gewalt, ſolche Ereigniffe zu bewirken. 


$. 10, 


Nicht minder wichtig ift diejenige Verſchiedenheit der bür- 
gerlihen und der Negierungswirthfchaft, welche fich in dem 
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Maaße und den Gegenftänden der Ausgaben erkennen 
läßt. Die erftere hat zunächft den nothwendigen Unterhalt der Fa⸗ 
milie zu fichern, erhebt fich aber über denfelben hinaus zu dem 
Nüslichen und Angenehmen, und da die fachlichen Güter jedem 
erdenklichen Zwecke irgend eine Unterftügung gewähren kön— 
nen, die Neigungen und Wünfche aber mit dem Umfange der 
Befriedigungsmittel fortwachfen, fo läßt fich Feine beftimmte 
Gränze des zu begehrenden Vermögens oder der Ausgaben ans 
nehmen, Sgede nicht widerrechtliche und nicht unfittliche Ver— 
wenrdungsart der Einkünfte, fie mag die Befriedigung eines 
Dedürfniffes oder einen andern Zweck betreffen , ſteht dem 
Bürger frei, nur die Klugheit räth ihm, das Nöthige vor dem 
bloß Angenehmen zu berücfichtigen u. dgl,, und nur in der 
jedesmaligen Größe der Einnahmen findet er eine äußere Bes 
fhränfung feiner Ausgaben. Die Regierungdwirthfchaft dages 
gen ift auf die Befriedigung derjenigen Bedürfniffe gerichtet, 
welche aus der Vernunftbeftimmung des Staates hervorgehen. 
Diefe ift zwar fehr ausgedehnt und begreift fo viele einzelne 
Zwecke in fih, daß man oft nicht Mittel genug beſitzt, um 
alles dad, was in fie gerechnet werden kann, auf einmal zu 
verwirklichen, aber ed laffen ſich doch Verwendungen des 
Stautövermögend angeben, welche ald unzwedmäßig und mis 
derrechtlich . verworfen werden müffen. Die Staatöverbindung 
foll das Privatleben nicht zerftören, fondern ſich nur in der 
Befürderung derjenigen gemeinfamen Zwecke wirkfam zeigen, 
zu deren Erreichung die Privatbeftrebungen nicht genügend find. 
Die Regierungswirthfchaft muß daher, die bürgerliche Wirth 
fchaft vorausfeßend, ſich auf die gefellfchaftlichen, in den 
Staatszwecken begründeten Bedürfniffe befchränfen (a). 


(4) Il n’y a rien, que la sagesse et la prudence doivent plus reg- 
ler, que cette portion qu'on öte, et celte portion qu'on laisse 
aux sujets. Ce n'est point a ce que peuple peut donner 

u'il faut mesurer les revenus publies, mais a ce qu'il doit 

onner (vorausgefert, daß das Wolf mehr geben könnte, als man 
für die Staatsbedärfnifie braucht; gewöhnlich verbält es fih umge» 
fehrt); et si on les mesure à xe qu'il peut donner, il faut que 
ce soit du moins a ce qu'il peuttoujours donner. Mon- 
tesquieu, Esprit des lois XIH., Cap., 1. Vgl. von Son» 
nenfjels, Grundfäre der Polizei ıc. IH, 9. 13, 1-7. — 


11. 

Aus biefen Sägen ergibt fi ee die weitere Folge, ” daB 
Finanzwefen, ald ein Zweig der Staatöverwaltung, den allges 
‚meinen DBernunftgefegen untergeordnet werden müſſe, welche 
das MWefen des Staates und die in demfelben obwaltenden 
Rechtsverhältniſſe ausfprechen. So wie die Befugniß der höch⸗ 
ften Gewalt, eine befondere Wirthfchaft zu führen (die foges 
nannte Finanzgewalt), in diefen Gefeßen begründet ift, fo 
geben diefelben auch die Richtſchnur für die Gränzen diefes 
Nechted in feinen einzelnen Neußerungen und für die damit 
verbundenen Obliegenheiten, Letztere rühren theild aus einer 
Anwendung privatrechtlicher Sätze her, z. B. die Verpflichtung, 
den Staatögläubigern vollftändig das Werfprochene zu halten, 
theild aus einem rein ftaat3rechtlichen Grunde, 3. B. dad Ges 
bot, die Staatölaften gleihfürmig aufzulegen, das Werbot, 
Staatseinkünfte für Privatzwede zu mißbrauchen u. dgl. (a). 
Die Finanzverwaltung ſchöpft demnach) einen Theil ihrer Prins 
eipien aus der philofophifchen Staatswiffenfchaft (6) 
und nimmt, ald Theil der Staatöllugheitölehre und nament⸗ 
li) der Etaatöverwaltungdlehre (J., $. 21), wie die Polizeis 
wiffenfchaft, Juſtizpolitik u. a. eine Stelle in dem Syſteme 
der gefammten Staatswiffenfchaft in Anſpruch. 


(4)Schmalz, —— I, 154. — v. Jakob, Staats, 

kinanzwiſſenſchaft, I, 22. 

(5) Welche auch reine Staatölchre oder Wiſſenſchaſt des natürlichen oder 
glgemeinen Staatsrehts genannt wird, jus publicum universale, 


$.12. 


Alle Zweige der Stantöverwaltung müffen in einer ſolchen 
organifchen Verbindung unter einander ſtehen, daß keiner den 
Zweden eined anderen feindlicy entgegenwirkt. Dies gilt ganz 
befonder8 von dem Finanzwefen, weil diefeö nur die Mittel zu 
den verfchiedenen gemeinnüßigen Einrichtungen liefert, ohne 
felbft geradezu die Wohlfahrt yon irgend einer Seite befördern 
zu Tonnen. Am leichteften würde durch die Finanzmaagregeln 
der Zweck des Volkswohlſtandes (IL, $.1) beeinträchtiget. und 
fo dasjenige, was in dem Gebiete der Volkswirthſchaftspflege 
geſchieht, fruchtlod gemacht werden fünnen, wenn man nicht 
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bei jeder Art von Finanzgefchäften eifrig darauf bedacht wäre, 
eine folche nachtheilige Einwirkung zn vermeiden. Dies Tann 
nur dann gefchehen, wenn man die Gefeße der Volfswirth- 
fchaft zu Rathe zieht und nad) denfelben unterfucht, von mel: 
chen @tellen des Nahrungswefend die, für den Staat nüthi- 
gen Summen mit der geringften Störung der. Berriebfamfeit 
aufgebracht werden Fünnen, und bis zu welchem Belaufe der 

Staatsaufwand ausgedehnt werden dürfe, ohne die Güterer- 

zeuqung zu lähmen. Es wäre höchſt fehlerhaft, wenn das 

Finanzwefen, welches nur die äußere Bedingung zur Erhöhung 

des gemeinen Wohles darbieten foll, in der Art, wie es dieſe 

Bedingung verwirklicht, einem wichtigen DBeftandtheile diefes 

Mohles hinderlich würde, Auch wird die Schonung des Volks— 

wohlftandes felbft aus dem richtig aufgefaßten Zwede ber Re— 

gierungswirthfchaft geboten, weil ohne fie die Fortdauer reich- 
licher Einnahmen für die Regierung nicht zu erwarten wäre, 

Eine drüdende, die Verarmung ded Volkes herbeiführende Fi— 

nanzverwaltung, fie mag nun fich harter Gewaltftreiche oder 

liftiger Kunftgriffe bedienen, um die Staatscaffe zu füllen (a), 

kann nur aus kurzfichtigem Despotismus entfpringen. 

(a) Solches Berfahren wird Plusmadherei genannt, Binde, Kar 
meraliftenbibliothef, III, 672 CLeipz. 1752). Schon im Alterthume 
famen Maafregeln diefer Art vor, wie deren mehrere im 2. Buche 
der, dem Ariftoreles zugefchricbenen Oekonomik erzählt werden, vol. 


Hr de aerario, ©, 1062, Tholozanus de republica, libr. 
l. c. 6. 


$. 13, 


Die Finanzwiffenfchaft muß aus biefem Grunde ($. 12) 
ftetö auf die Volkswirthſchaftslehre (Nationalökonomie) geftützt 
werden und kann daher als Ergebniß einer Anwendung diefer 
Wiffenfchaft auf die Staatözwede angefehen werden, In dem= 
felben Verhältniß zur Nationalöfonomie fteht auch die Lehre 
von der Volkswirthſchaftspflege. Diefe und die Finanzwiffens 
fhaft, die man beide unter dem Namen der wirthfchafts 
lihen Politik zufammenfaffen Fann, laffen ſich wegen ih— 
rer Abftammung von zwei Grundwiffenfchaften, aus deren 
Verbindung fie entfpringen, mit gleichem Rechte ebenfowohl in 
die Staatöwiffenfchaft einreihen, ald auch mit der Wolle: 
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wirthſchaftslehre zu einen wiffenfchaftlichen Inbegriff, ber poli⸗ 
tifchen Defonomie (J., $.3.14), vereinigen. Die ausländifchen 
Schriftfteller ‚pflegen die Finanzwiffenfchaft gar nicht ald einen 
befonderen Haupttheil der politifchen Oekonomie zu behandeln, 
fondern fchalten gewöhnlich ihren Inhalt in den, der letztern 
Wiſſenſchaft gewidmeten Werken, zwifchen den volköwirthfchaft: 
lichen Xehrfägen und den Regeln der Volkswirthſchaftspflege, 
auch wohl an mehreren Stellen zerſtreut, ein. Das Finanz⸗ 
wefen und die Volkswirthfchaftöpflege, obgleich ihre Zwecke 
verfchieden find, laffen doc die Verwandtfchaft ihres Gegen- 
ftandes, indem fie beide fi) mit den Wirthfchaftdangelegenheis 
ten befchäftigen, in mancherlei Berührungen erkennen. Es giebt 
Einrichtungen, welche beiden Gebieten zugleich angehören, weil 
fie. neben ihrer Wirfung auf die Volfswirthfchaft auch eine. 
Benutzung für die Staatscaffe zulaffen, 3. B. tie Zölle, die 
Münzen, das Poftwefen u. dgl. Wo diefe beiden verfchiede- 
nen Rückſichten fich durchfreugen, da muß in der Regel die 
finanzielle nachſtehen, weil die Regierung eher eine andere, 
minder. fehädliche Einnahmöquelle auffinden kann, als die 
Volkswirthſchaft fi im Kampfe mit einem — Hinder⸗ 
niſſe emporzuheben vermöchte. 


§. 14. 
Die allgemeinſten Grundſätze der Finanzwiſſenſchaft ſind 
demnach aus 3 verſchiedenen Grundwiſſenſchaften herzu— 
nehmen und von dreifacher Art: 


1) allgemein-wirthſchaftliche (F. 7), 

2) philoſophiſch-ſtaatsrechtliche und politiſche, überhaupt 
ſtaatswiſſenſchaftliche ($. 11), 

3) vollöwirthfchaftliche ($. 12). 
Außerdem werden an verfchiedenen Stellen der Finanz- 


wiffenfhaft die Ergebniffe mehrerer Hülfslehren benußt, 
unter welche hauptfächlich gehören: 
1) die Theile der Gewerböfunde (I., $. 22), nämlich Pands 
und Horftwirthichafts-, Bergbaus, Gewerks⸗ und Handels: 
lehre, nicht allein weil die Regierung ihrer Einkünfte wil 
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len einzelne ‚Gewerbögefchäfte felbft unternehmen Fann, 
oder doch an den Früchten folder Unternehmungen Theil 
bat, fondern auc), weil ohne Kenntniß des Gewerböbe- 
triebes das aus demfelben herfliegende Einkommen nicht 
genau bejteuert werden kann. 


2) Die Gefchichte und die Statiſtik (1, $. 33. 24). Die 


Gefchichte des Finanzwefens ift in die der Staaten ver: 
flochten und muß in ihrem Zufammenhange mit den all= 
gemeinen Veränderungen im Staatenleben betrachtet wers 
den. Bald war ed die, in einem gewiffen Zeitpunct 
herrfchend gewefene Vorftelluug von dem Umfang der ges 
fellfchaftlichen Bedürfniffe, bald die Macht der Negieren- 
den, durch die Berfaffung oder Trotz derfelben ausge— 
dehnt, bald ein fremder Einfluß auf die Regierung, was . 
den Umfang und die Befchaffenheit ded Staatsaufwandes 

regelte, auch wurde die Wahl. der Einnahmögquellen häus 
fig von Rückſichten geleitet, welche in allgemeinen Staats—⸗ 
verhäliniffen beruhten. Kennt man jedoch diefe Beziehunz 
gen, fo gewährt auch die abgefonderte Bearbeitung der Fis 


nanzgeſchichte wegen der grüßeren dabei möglichen Ausführe 


lichfeit vielen Nuten, Unter den Gegenftänden der Statiftif 
ift nicht bloß die DBefchreibung des Finanzwefens, fondern 
auch die’Darftellung der vollöwirthfchaftlichen Verhältniffe 
jedes Staates, wegen der Abhängigkeit des erfteren von dem 
Zuftande der Volkswirthſchaft, höchft Iehrreich, ja zur Erz 
läuterung und Ausbildung der Theorie kaum entbehrs 


lich (a). 


3) Die Staatsrechenkunft, politifche Arithmetit, ein Theil 


der angewandten Mathematik, welcher fich mit der Löfung 
mannigfaltiger, in der Staatöverwaltung vyorfommender 
Kechnungsaufgaben befchäftiget. Der Kreis der Gegens 
ftände, bei welchen ſich Anlaß zu Berechnungen ergiebt, 
ift keineswegs gefchloffen, fondern erweitert fich fortwäh— 
vend. Für die Finanzgefchäfte find befonders die Zins» 
berechnungen yon erheblichem Nuten (6). 


(a) ab re über * ne von Balbi in Revue 


encycloped. 1831, Aug. 


CH) Der Engländer Petry es . als Begründer diefes Zweiges 
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der angewandten Arithmetik angefeben, in welchen man auch die Ere 
fabrungsfäge über die Zahlenverbaͤltniſſe des menſchlichen Lebens auf⸗ 
uniebmen pflegt, foweit fie nicht, als einzelne Staaten betreffend, 
er Statiftit angebören. v. Florencourt, Abhandlungen aus der 
juridifchen u. politifchen Rechenkunſt. Altenburg, 1731, — Michels 
fen, Anleitung zur juriftifhen, politifchen und Stonemifchen Rechen⸗ 
tunft. Halle 1782. V. B. (unbequem wegen Vermeidung der Buch» 
ftabenrehnung). — ©». Langsdorf, arithmetiſche Abhandlungen 
über juridifche, ftaats- und foͤrſtwiſſenſchaftliche Fragen, Mortalität, 
Bevötterung umd chrondlogifhe Beftimmungen. Heidelb. 1810, — 
Gremilliet, Theorie der Berechnung zufammengefeßter Binfe, 
übf. von Deyble. Um, 1835. — Yöbmann, Handbud für 
juridifche und ſtaatswirthſchaftliche Rechnungen. Leipz. 1829, (beide 
letztere Werte mit Tabellen, welche die Berechnungen abkuͤrzen.) 


§. 19, 


Bei der alten Streitfrage über das Verhältniß der Wifs 
fenfchaft (Theorie) zur Ausübung (Praris), die auch in Be— 
zug auf das Finanzwefen häufig beforochen worden ift, Füns 
nen folgende Säße ald Anhaltspuncte dienen. 

I. Die bloße Gefhäftsübung (Routine) ohne 
wiffenfhaftliche Kenntnig muß mit Entfchiedens 
heit als unzureichend erklärt werden. Ohne, geord— 
neted, reifed und vielfeitiged Nachdenken über die wirthfchafts 
lichen Angelegenheiten der Staaten ift man nicht im Stande, 
den Weg zu Verbefferungen mit Sicherheit zu finden und fich 
auf ihm frei von Verirrungen zu behaupten; man bleibt in 
Vorurtheilen befangen und hält fih, Statt das Ganze zu 
überbliden, an Einzelnes. Sobald in einem praftifchen Ge— 
biete eine wifjenfchaftliche Behandlung angefangen hat, kann 
Niemand, der zur Ausübung berufen ift, es fey denn in den 
ganz untergeordneten Dienften, den Beiftand des Gedanken 
vorrathes entbehren, der im der MWiffenfchaft niedergelegt ift, 
felbft in dem Falle, wo die leßtere noch unreif wäre und erft 
mit Hülfe der Gefchäftserfahrungen die rechte Klarheit geben 
fünnte. Der Schein einer, ohne Benutzung der Miffenfchaft 
aus bloßer Gefchäftsübung erlangten vollfommenen Tüchtigfeit 
it Täuſchung, weil dabei immer mittelbar auf irgend eine 
Meife die in dem Beamtenſtande verbreiteten oder auch zum 
Gemeingute der Bürger gewordenen wiffenfchaftlichen Lehrſätze 
-ihren Einfluß geäußert haben, auch wird diefe mühfame Weiſe 
der eigenen Ausbildung, wo man die Theorie zerftückelt und 
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aus zweiter oder britter Hand fich aneignet, dem unmittelba= 
ren Erforfchen derfelben immer nachgefeist werden müffen. Die 
Erfahrung beweigt, daß die MWiffenfchaft eine große Macht 
über die Ausübung befigt, daß ihre Ausfprüche, felbft die irs 
rigen, auf vielerlei Wegen, früher oder fpäter, in das Ge— 
fchäftsleben gelangen und dort herrjchend werden und daß nur 
hiedurch große Verbefferungen zu Stande kommen. 


$. 16. 

II. Gleichwohl giebt die Wiffenfhaft für fidh 
allein zur Führung fhwieriger Staatögefchäfte 
nicht die hinlänglihe Fähigkeit. Weil fie in ihrer 
jedesmaligen Geftaltung einem ganzen Zeitalter, nicht einem 
einzelnen Volfe angehört, fo muß fie nad) Allgemeinheit ftre= 
ben. Sie kann bei der Entwidlung der Stammfäße nicht in 
alfe denkbaren oder thatfächlichen Verfchiedenheiten der äußeren 
Zuftände ‚eingehen und muß fich oft begnügen, die in der 
Mehrzahl der Fälle zu erwartende gewöhnliche Lage der Dinge 
‚voraudzufegen. Nur da, wo bloß wenige Fälle möglich find, 
ift es thunlich, für jeden derfelben befondere Grundfäße aufs 
zuftellen. Man muß alfo immer erft die Umftände, in denen 
man feine Thätigfeit äußern foll, auf dad Genauefte erforfchen 
und überdenken, um aus den allgemeinen und unwandelbaren 
Lehrfäßen richtige Solgerungen für die gegebene Befonderheit 
zu ziehen. Was hier ald Ausnahme einer theoretifchen Regel 
erfcheint, ift nur die Folge eines höheren, allgemeineren Prins 
ciped. Zu diefen forgfältig aufzufaffenden wirklichen Umftän- 
den gehören die rechtlichen Verhältniffe (pofitives Privat und 
Staatsrecht ded einzelnen Landes), die biöherigen Einrichtun: 
gen der Finanzverwaltung, auf die man fortbauen muß oder 
von denen man wenigftens nicht fogleich abgehen darf, die 
Nahrungsquellen und die Wohlhabenheit des Wolfes, die äus 
gere Stellung ded Staates u, dgl. 


$. 17. 


III. Es war auch öfters die Schuld der bishe— 
rigen Theorie, wenn man fie nicht anwendbar 
fand, d. 5. fie war noch unvolllommen und eö zeigte fich, 
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wenn mah ihre Lehren in Vollzug zu Eringen unternahm, daß 
diefe noch einer Läuterung bedurften. Das jugendliche Alter 
der ganzen politifchen Oekonomie und die häufigere Befchäfti= 
gung mit den vollöwirthfchaftlihen Grundlehren erklären es 
zur Genüge, daß manche Theile der Finanzwiffenfchaft biöher 
nicht genug bdurchgedacht waren, daß hie und da aus einem 
zu befchräntten Sireife von Erfahrungen einfeitige Echlüffe ab— 
geleitet, daß Behauptungen, die nur in gewiffen Befchränfuns 
gen wahr find, mit zu großer Allgemeinheit aufgeftellt wur— 
den, die drei Arten von oberften Grundfäßen ($.14) fich nicht 
immer ganz burchdrangen und bald das egoiftifch wirthfchafts 
lie Princip auf Koften des rechtlichen und vollswirthfchafte 
lihen, bald eines der beiden leteren mir Hintanfeßung der 
übrigen einfeitig verfolgt wurde, daß endlich über manche Ar, 
ten von Finanzgefchäften noch gar Feine wiffenfchaftlichen Be— 
trachtungen angejtellt worden find (a). Se glüdlicher man in 
der Vermeidung diefer Klippen feyn, je mehr fich der Vor— 
rath belehrender Erfahrungen anhäufen wird, defto fefter muß 
auch das allgemeine Vertrauen auf die Theorie wurzeln (d). 
(4) Wo dieß noch nicht gefchehen ift, da ift man leicht geneigt, fogar die 
Möglichkeit oder Doc die Fruchtbarkeit einer foftematifchen Bebandlung 
in Zweifel zu zieben und die Gegenftände in das Gebiet wechfelnder, 


befonderer Regeln zu verweifen. Wie aber die Willenfchaft mebr 
gepflegt wird, zieht fie auch mehr folder Angelegenheiten in ihren 


reis. 

(2) Vergl. v. Jako b Finangmwiffenichaft. I. Vorrede. — v. Maldhus, 
Handb. J. Vorrede. — Daß Theoretiker, welche ſich nicht zur vollen 
Hoͤhe der Wiſſenſchaft ihrer Zeit erhoben hatten, durch ihre unreifen 
Ausſpruͤche den Geſchaͤftsmaͤnnern Stoff zu gerechtem Tadel gaben 
und hierdurch ein Vorurtheil gegen die Theorie ſelbſt veranlaßten, iſt 
befannt. — Jakob a. a. O. unterſcheidet 1) den reinen Theoretiker 
der ſich blos an das Allgemeine haͤlt, 2) den praktiſchen Theoretiker, 
der die Anwendung der Theorie auf wirkliche Fälle lehrt, 3) den tbeo» 
retifchen Praftifer, H den bloßen Praftiter, Routinier, 


$. 18, 


Wie die gefammte politifche Defonomie (I., $. 26), fo ift 
inöbefondere die Finanzwiffenfchaft von unzweifelhaftem Nuten 
1) für den Beamten in jedem Zweige der Finanzverwaltung. 
Manche diefer Zweige wurden früberhin blos nad) den 
befonderen Kunftregeln, 3. B. der Forſtwiſſenſchaft, des 
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Bergbaues , des Poſt-, Münz-, Lottoweſens ꝛc. behandelt; 
in unſerem Zeitalter aber verbreitet ſich mehr und mehr 
die Ueberzeugung, daß dieſe techniſchen Kenntniſſe nicht 
genügen, und daß man auf die allgemeinen finanzwiffen= 
ſchaftlichen Lehrſätze zurüdgehen muß, um jedem diefer 
Gefchäftszweige feine richtige Stellung zu geben; 


2) für. den Zuftize und Polizeibeamten, weil bei vielen 
Rechtsſtreitigkeiten (3. B. fisfalifchen) und Vergehen die 
Aatur der Sache auf Begriffen und Einrichtungen des 
Finanzweſens beruht, und weil manche Staatsanftalten 
die Zwecke der Volköwirthfchaftöpflege (Wohlftandspolizei) 
und der Regierungswirthfchaft zugleich betreffen, alfo 
beide Gebiete berühren $. 13 (a). 


3 für den Bürger, welcher die Ereigniſſe feiner Zeit be= 
. greifen, oder auch in Gemeindeämtern, auf Provincial= 
und Landtagen zu einer Art yon öffentlicher Wirkſamkeit 
gelangen will (b). 


(a) Saffenvifitationen und Sportelweſen bringen ebenfalls den Gerichtsbe · 
aumuuten mit Finanzgeſchaͤften in Beruͤhrung. 


) Die Wirthſchaft einer Gemeinde (Kam mereiwefen) ift in vielen 
Stüden als ein Finanzwefen im verjüngten Maaßſtabe anzufehen, 


we 8. 19. | 

Die Geſchichte der Finanzwiffenfchaft ift von ber 
Gefchichte dei Finanzwefend zu unterfcheiden, obgleich beide in 
vielfachen Beziehungen zu einander ftehen und oft Ereigniffe 
in der einen aus Urfachen, die in der andern liegen, hergelei= 
tet werden müffen. In der früheren Zeit, wo ed nod) Feine 
finanzwiffenfchaftliche Xiteratur, d. h. Fein geordneted Nachden= 
ten über Gegenftände des Staatshaushaltes, Fein Zurüdgehen 
auf oberfte Grundfäge gab, läßt fihnur aus den Finanzeinrichs 
tungen der Staaten auf die Vorftellungen und Regeln fchlie- 
Ben, nach denen die Stantömänner handelten, doch muß man 
bei diefem Schluſſe fehr vorfichtig feyn, indem Manches mehr 
dem Zufalle oder einem dunkeln Gefühle ald der Weberlegung 
zuzuſchreiben iſt. Dem ganzen Alterthume war eine wiflenfchafte 
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liche Behandlung des Finanzwefens fremd und diefer wichtige 
Theil der. Regierungsgefchäfte fand in einer Geringſchätzung 
——— Folgen wir in der Geſchichte der alten Staa⸗ 
: verfennen Fönnen. Die wenigen auf uns gekommenen 


ften von. finanziellem Inhalte find für. die Theorie von 
fehr geringem MWerthe, obſchon für die Kenntnig der alten 
n lehrreich (a). 


(a) enopbons Meine Schrift: rogoı 'n regı mooaodwn, de reditibus 
reipubl. Atheniensis, enthält Borfchläge ji r Bermebrung der atheni- 
fhen Staatseinfünfte, wobei bejonders die empfohlene Erweiterung 
des Bergbaues auf Silber und die Meinung, die Vermehrung diefes 
Metalls könne den Preis deffelben nicht erniedrigen, bemerkenswerthiſt. 
Deutſch (mit einem weitfhweifigen Commentar) von Zinde, Wol⸗ 
fenbüttel, 1763. vgl. Reynier,Ec. publ. et rur. des Grecs, ©. 319, 
— Das 2, Buch der angeblihen ariftotelifhen Oekonomik, 
wahrſcheinlich unächt, enthält viele Finanzanekdoten Pr Kunftgriffe, 
um dıe Staatscaffe zu füllen. Vgl, jedoh Heeren, 4 Ausg. II, 252. 






$. 20. 


Als nach bem Ende des Mittelalters die @taatöwiffens 
(haft wieder erwedt wurde, verbreiteten fich die politifchen 
Schriftfteller auch über das Finanzweſen, aber die erften Ver: 
fuche fowohl in größeren Werfen (a), ald in der abgefonderten 
Darftellung der Finanzwiffenfchaft (d), waren fehr mangelhaft, 
fie zeugten mehr für den Sammlerfleiß ald für die gründliche 
Sachkenntniß ihrer DVerfaffer und bewiefen feine Einficht in 
die Bedürfniffe der Gegenwart. Später, im Verlaufe des 17, 
Jahrhunderts, ergriffen Gefchäftsmänner die Feder. Auch ih— 
nen ftanden die Principien der Wiffenfchaft ($. 14) nicht voll- 
fändig vor den Augen, fie waren faft nur. yon dem einen, 
dem egoiftifhswirthichaftlichen, durchdrungen und beichäftig- 
ten ſich mit entfchiedener Vorliebe mit der Domänenwirthfchaft, 
die man damals ald den wahren Kern des Finanzwefens bes 
trachtete. Das Steuerwefen war höchft unvolllommen und cr= 
regte noch wenig Intereſſe, die Lehre von den Staatsausgaben 
fiel faft ganz hinweg, weil ed an leitenden ftaatörechtlichen 
Saͤtzen fehlte. Doch rangen deutfche Schriftfteller, von einem 
richtigen Gefühle geleitet, eifrig nach Drönung, Gerechtigkeit 
und Milde, obfchon fie diefes Streben nicht methodifch zu bes 
gründen vermochten (c). 

2 


Kau polit, Defon, ar DU 
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4)5. B. Gregor. Tholozanus de republica, im 3. Bude. Dieſes 
Fu wurde mehrmals abgedrudt, u. a. Francof. 1642, 4, Arnd 
cbibliotheca politico-heraldica, 1705, ©. 97) erwähnt eine Ausgabe 
„von 1597, Franeof., weldye vermuthlich noch wicht die aͤlteſte iſt. Nau- 
de (bibliographia politica, Hal. 1712 ©,28) ſchildert den Verf. rich⸗ 
tig: omnia ingerit et pauca digerit; vgl. Rau, primae lineae his- 
toriae politices, ©. 32.— Jo.Bodinus (Bodin) de republica, 
Lib 6. cap. 2. Zuerſt franzoͤſ. 1577,’ dann latein. 1586 und öfter, 
War neben ws unermeßlichen Gelebrfamfeit auch in Geſchaͤften be- 
wandert.— M.Z.Boxhorn, instilutiones-politicae, Lib. I. cap. 10 
in defj. varii tractatus politici, Amstel.1643, pag. 51., (fur, aber 
bemertenswertb), und viele andere. 
(6) Besold, de aerario. Tubing. 1615. 4 — Klock, de aerario, 
Norimb. 1651, und 2. Ausg. v, Peller, 1671 fol., weitfhweifig und 
edantenios. ! 
(8. 8. von Sedendorf, der deutſche Furftenftaat, 1656 und öfter; 


3, Theil. — v. Schröder, fürftlihe Schag- und Rentenfanmicr, 
1686. u. oͤ. 


g 2. 


In gleicher Weife wurden im 18. Sahrhundert die fchrift: 
ftellerifchen Arbeiten fortgefegt, Ohne yon neuen und großen 
Ideen durchdrungen zu werden, gewann doch die Finanzwiffen- 
fchaft fowohl eine beffere Anordnung als eine forgfältigere Auss 
führung und fchloß fich näher als bisher an die Staatswiſſen— 
fchaft an. Hierzu trug die Entftehung und Ausbildung des Fa- 
meralwiffenfchaftlichen Inbegriffs viel bei, in welchem die Fi: 
nanzwiffenfchaft eine wichtige Stelle erhielt, mit ihren Hülfs— 
lehren in Verbindung gefeßt und von allen Seiten durchgedacht 
wurde (a), Die befferen Schriften diefes Zeitraumes (db) find 
noch jetzt brauchbar, zumal weil fie die in der Ausübung ange: 
nommenen Örundregeln kennen lehren, die fich zum Theile noch 
in der Ausübung erhalten haben, Die lange Reihe der italie: 
nifchen Schriftfteller, welche Gegenftände der politifchen Defo- 
nomie bearbeiteten, lieferte für das Finanzwefen wenige Aus: 
beute, einzelne Aufllärungen über Münz = und GSteuerwefen 
ausgenommen (c). 


(a) S, die Literatur in Rau, Grundriß der Kameralwiſſenſchaft, 1823, ©. 
10. — Viele blos finanzielle Schriften find genannt bei Sinke, 
Kameraliftenbibliothef, ‘III. 780 ff. (1751). 

(5) de Bielefeld, institutions politiques. 1760. I. Ch. 11 und 12, — 
©. 2. von Jufti, Syſtem des Finanzwefens, Halle, 1766, 4° und 
del. Staarswirthfchaft, Ir B. 1. Ausg. 1752, 2, Ausg. 1758, Die 
erſte ausführliche und merbhodifche Abhandlung der Finanzwiſſenſchaft, 
die auch lange Zeit Handbuch der Prattiter blieb, — Die finanziellen 
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‚it in Sn Belize und Kameralmagazin, 1767 ff, IX Bde, 
aan 9. deſſ. Berf. enthält meiftens — 
a onne reis, Grundfäße d. Polizei, Handlung und Finanz, 1. 
804, Ir B.; das befte Wert vor Smith. — (v. 
Bien * — des Sinanzwefens, Leipz. 1781 und deſſ. Lehr- 
aͤmmtl. öfonomifcher u. ee a ER oe 1764—78, VI.— 
Sung, Be der Finanzwiffenfhaft, 1789, — Röffig, die $i- 
16 k BL Tae Be * * fl ) dfäre 

ae * rängte Entwicklung der Finanzgrundſaͤtze bei a, o· 
ea i ein igbar, | f. del. Grundfäge der bürgl. Defonomie, I Theil, 
Bol. übrigens Pecchio, Storia della economia pu- 

bien in er Lugano, 1829, 


4. 22. 


Das Smithifche Syſtem, indem es die volkswirthſchaftliche 
Grundlage des Finanzweſens darbot, verbreitete ein neues Licht 
übe: daſſelbe. Die Staatseinkünfte traten aus der Vereinzelung, 
in der man fie bisher betrachtet hatte, zu einem Ganzen zuſam⸗ 
men, welches mit dem größer-n Ganzen der Volkswirthſchaft in 
der engften Verbindung erfchien. Man ward jeßt in den Stand 
gefeßt, für die nothwendige Schonung ded Wolkövermügend 
und der Volksgewerbe beftimmte Grundfäße Statt undeutlicher 
und fchwanfender Regeln aufzuftellen, man lernte Maafregeln . 
und Einrichtungen als fehlerhaft erkennen, bei denen man bis— 
her Bein Bedenken gehegt hatte. Es kam jedoch noch der Um: 
fand hinzu , daß die Fortfchritte des philofophifchen Forſchens 
in Deutfchland und die, von der franzöfifchen Staatsumwäl⸗ 
zung angeregten ftaatöwiffenfchaftlichen Unterfuchungen eine 
merkwürdige Aufhellung ver ftaatsrechtlichen Begriffe und Lehr: 
fäße zur Folge hatten, und fo auch von einer anderen Seite 
der Finanzwiffenfchaft vorgearbeitet wurde. Diefe gewann hies 
durch eine fefte ſyſtematiſche Geftaltung, an der ed ihr biöher 
noch gefehlt hatte, und es bereitete fih in Gemäßheit diefer 
Vervolllommnung der’ Theorie ein Umfchwung der Ausübung 
vor , der noch im Gange ift und lange nicht beendet feyn wird. 


$. 23, 


Die vielen Bearbeitungen der politifchen Defonomie feit 
Adam Smith (a) erftredten fich immer auch in dad Gebiet 
bed Finanzwefend , inzwifchen wurde daffelbe in vielen Werfen 
ener Art, hauptfächlich von nicht deutfchen Verfaffern, nicht voll: 

7 % 
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ftändig vorgetragen, fondern vorzüglich in der Abficht berührt, 
volfswirthfchaftliche Lehren darauf anzuwenden und dadurch zu 
erläutern. Man befchränkte fich dabei meiftend auf eine allge- 
meine Betrachtung des Steuerwefend und der Staatdausgaben, 
die man bei der volföwirthfchaftlichen Xehre von der Conſumtion 
einfchaltete. — Sn Deutfchland, wo die Finanzwiffenfchaft 
fchon früher als eine befondere Wiffenfchaft behandelt worden 
war, fanden fich viele Schriftfteller bewogen, die zufammen 
hängende und vollftändige Abhandlung derfelben beizubehalten 
und fie als einen der drei Haupttheile der politifchen Defonomie 
in das Syſtem biefer Wiffenfchaft einzureihen (db). Defters 
wurde fie auch zum Gegenftande augfchließgender Darftellung (c). 
Diefe bis jeßt auf Deutfchland befchränft gebliebene Methode 
hat die Ausbildung der Finanzwiffenfchaft fehr befürdert. In 
ben, der ganzen Staatöwiffenfchaft oder der Staatsklugheits— 
lehre (Politit im Sinne der Neueı:ı) gewidmeten Werken wurde 
die Finanzwiffenfchaft nur in Umriffen vorgetragen, doch nicht 
ohne Gewinn für die Anwendung ftaatsrechtlicher Grundfäße (d). 
Die Unterfuchungen über einzelne Gegenftände des Staatshaus— 
haltes in fehr zahlreichen Schriften von größerem oder geringes 
ren Umfange lieferten nüßliche Ausbeute zur Läuterung und 
Vervollftändigung der Wiffenfchaft, und das fo fich fanımelnde 
Material erhielt durd) die, fehr häufig vorkommende Beziehung 
auf einzelne Länder, deren Finanzeinrichtungen theild blos be- 
ſchrieben, theild geprüft wurden, Lebendigkeit und praftifches 
Intereſſe. Im diefer Hinficht wurden auch die Verhandlungen 
der Ständeverfammlungen fehr Iehrreich, fo wie dagegen die 
neuere Offenkundigfeit der Sinanzverhältniffe auch für die Fort: 
fehritte der Finanzprarid günftig zu wirken anfieng. Das Finanz, 
wefen einzelner Staaten der Vorzeit wurde von mehreren Ge: 
fchichtöforfchern (e), das der Gegenwart von blos berichtenden 
oder auch urtheilenden Schriftftellern (/) beleuchtet. 


(aq) Ad. Smith, Unterfuchungen, 9. Buch (füllt den 3. 3. der Gar 
v e'ſchen — — Nach ihm am ausfuͤhrlichſten: Sa y. traite d’e- 
con. pol., 3. Bud, 6—9 Cap. Deſſ. Cours complet d’economie po- 
litique pratique (deutich — v. Th.: vollſt. Handbuch der prakt. 
Narionalötonomie) 7. Thl. 3° Abſchmit (im V. 3.) und 8, Theil 
cm VI. 8,). — Simonde de Sismondi, nouveaux princi- 
pes d'ec. pol. 6. Bud) (de limpòt). — Ricardo, —— of 
politic. econ, Cap. 8— 18, 29, 


6G)Krug, Abriß der Staatsöfonomie, S. 116 — Ende, 
Ha 2 Handbudy der Staatswirthſchaft und Finanz, 2. Abtheilung 
1511, 


Graf 3.9. Soden, Nationalöfonomic, VIr B., 1811 Chat auch den 
befonderen Titel: Staatsfinanzwiffenfhaft.) 
Fulda, Grundfäße der öfonomifch » politifhen oder Kameralwif- 
fenfchaften, 2. A. 1820, ©. 255 — Ende. 
Shmal;, Staatswirthſchaftslehre, U, 152 — Ende. 
Log, Handbuch der Staatswirthſchaftslehre, Ir 2. 
z. is, die Staatswiflenfchaften, II, 263 — Ende (2, Ausg. 1827.) 
raufe, National» u. Staatsöfonomie IIr 3. 1830. 
(JStodarv.Neuforn, Handbud der Finanzwiffenfhaft, Rothenb ˖ 
a. d. €. 1807.12. 
v. Jakob, die Staatsfinanzwiffenfhaft. Halle, 1821 II, 
Behr, die Lehre von der Wirthſchaft des Staates, Leipz. 1822. 
Sulda, Handbuch, der Finanzwillenfhaft, Tub. 1826, 
v. Malchus, Handbuch der Finanzwiſſenſchaft und Sinanzverwal- 
tung. Stuttg. 1330 11, 
(q Behr, Syſtem der angewandten Staatsichre, III, 348. (1810,) 
Eraig, Grundzüge der Politik, Ir 3. deutfch Leipz. 1816, 
v. Aretin, Staatörccht der conftitutionellen Monarchie, fortgef. durch 
v. Rotted, II, 295. 1827. 
Weber, Grundzüge der Politik, ©. 259. 1327, 
Eiſ n, Handb. des Syſtems der Staatswiſſenſchaften, ©. 29T. 
182 ‚ 


Schmittbenner, Grundrif der politifchen u. hiſtoriſchen Willen- 
(haften. a —— 
Scchoͤn, die Staatswiſſenſchaft, S. 311 —360. 1831, 
()Heeren’s Ideen u. Reynier's Schriften, ſ. I. 5.28. Ferner: 
Boͤckh, die Staatshaushaltung der Athener. Berlin, 1817. 1. 
Reynier, sur l’economie publique et rurale des Grecs. Gen. 
1825, ©, 271—334, 
Ueber Rom iſt die ältere Hauptfchrift: Burmann, de vectigalibus 
populi Romani. | 
Hegewiſch, Hiftorifcher Verfuch über die römifhen Finanzen. Altos 
na, 1504, 
Boffe, Grundzüge des Finanzwefens im römifchen Staate, Braun- 
ſchweig 1806. 7. II. 
Hu 2 — ann, deutſche Finanzgeſchichte des Mittelalters. Berlin 
1305. 


v. Boffe, Darftellung des ftaatswirtbfchaftlihen Zuftandes in den 
deutſchen Bundesftaaten auf feinen geſchichtlichen Grundlagen. 
Braunſchw. 1820, 

Schaͤtzbares Materialenthalten Eihhorn, deutiche Staatd- u.Redhts- 
— und von Raumer, Geſchichte der Hohenſtaufen, V. 
Abſatz IV. 

Sinclair, history of the public revenue of the British empire. 
3. Edit. 1803. II. 

deForbonnais, recherches et consideralions sur les finances 
de la France depuis 1595 jusqu’en 1721. Bäle, 1758. II. 4°.— 
Liege, 1758 VI, 8°. 

Arnould, histoire generale des finances de Ia France. P. 1806, 4° 

de Monthion, Particularites et observations sur les ministres. 


des finances’ de la France les plus celebres depuis 1660 jusqu’en 
1791, P. 1812. 

Ganilh, essai politique sur le revenu public. P. 1806. II (größ- 
tentbeile ee u. engl. Finanzgeſchichte.) 

Bresson, histoire financiere de la France. P. 1828. II, (größten- 
tbeils Plagiat aus Monthion.) 

Bailly, histoire financiere de la France. 1830. II. (bis 1786.) 

(fJ 2) Deutſche Staaten, 

Hoͤck, Grundlinien der Kameralprarıs, Tub. 1819, (ift größtentheils 
Sinanzttatiftif). — Def Materialien zu einer Finanzftatiftit d. 
deurfhen Bundesitaaten. Schwalf, 1823. 

Borowsfi, Abriß des praktiſchen Kameral- u. Finanzwefens in den 
K. Preußiſchen Staaten 3, Ausg. II. Berlin 1805, 

Benzenberg, Preußens Geldhaushalt und neues Steucrfuften, 
Leipz. 1820. — (v. Reibnig?) uber Preußens Geldhausbalt ic. 
Berl. 1821. 

Geret, fnftemat, Repertoriun der E bair. Finanzverordnungen, 1812 
1825. II, deſſ. Samml. ungedrudter Verorduungen. 

Rudbart, über den Zuftand des. K DBaiern, Erlangen, 1827, II 
3. Eıl. 1827, 

Eigenbrodt, Handb, d. Gr, Heſſ. Verordnungen. IIr B. 1817, 

2) Srofbritanien. 

v. Raumer, das britifhe Beſteuerungsſyſtem. Berl, 1810, (betrifft 
aud) andere Einkuͤnfte.) 

Lowe, England nad feinem gegenwärtigen Zuftande, nah dem E. v. 
Jakob. Leipz. 1823. 

Du dur‘ systeme de l’administration britannique en 1822. Pa- 
ris, 1823. 

Parnell, on financial reform. 2d. ed. London. 1830. 

3) Sranfreid. 

Necker, de administration des finances de la France. P. 
1785. III. u. öfter 
offe, Ueberfiht der franzöf. Staatswirtbfhaft. Braunſchw. 1806 
—07. 11. cder J. 3. biftorifch.) 

W h — Aber den Geift der neuen franzöfifhen Finanzverwaltung 

erl. 1812. 

Ganilh, la science des finances P. 1825. (gegen Villele’s Ver- 
waltung.) 

Duc de Gaöte (Gaudin) Memoires. Il. 1826, 

de Gerando, Instituts du droit administratif francais. II. 
zum Theile, IV ganz. P. 1830, | 

Rapport au Roi sur l’administration des finances. P. 1830. (von 
Graf Chabrol, mit 33 Tabellen und einer Sammlung von Ber» 
ordnungen.) 4°, 

4) Niederlande. 
Dfiander) Geſchichtl. Darftellung der niederl, Finanzen feir 1813. 
Amiterd. 1829, 
5) Neuere Staaten überhaupt. 
Cohen, Compendium of finance. Lond, 1822. 
Canga Arguelles, Diccionario de hacienda. Lond. 1826 
27. V. 
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Erstes Buch. 
Staatsausgaben. 


1. Abſchnitt. 
Allgemeine Betrachtung der Staatsausgaben. 


j. 24. 


Ni. Gütermaffen, welche von der Staatögewalt verwendet 
werden, find bejtimmt, Wirkungen hervorzubringen , die näs 
her oder entfernter den gefellfchaftlichen Zwecken entfprechen. 
Diefe Wirkungen erfolgen durch die Thätigkeit vieler einzelner 
Menſchen, deren Leiftungen nad) einem ausbedungenen oder 
fonft fefigefeßten Maaße vergütet werben müffen, fo wie audy 
für die, den Staatögenoffen aufgelegten Abgaben an die Regie— 
rung und die von diefer auf eigene Rechnung betriebenen Ers 
werbögefchäfte Preife, in Geld ausgedrückt und entrichtet, nicht 
ohne die größte Unbequemlichkeit entbehrt werden fünnten. Das 
Sinanzwefen bewegt ſich alfo, wie eine Privatwirthfchaft (I., 
$. 58, 62) wefentlicy in dem Gebiete der Preife und hängt von 
dem jedesmaligen Stande derfelben bei feinen Ausgaben und 
Einnahmen ab, obfchon auch die Werthe der Dinge bei jedem, 
von der Regierung zu veranftaltenden Gebrauche forgfältigft in 
Berracht gezogen werden müffen (I., 69, 60). 


$. 25. 
Insgemein betrachtit man die Staatsconfumtion ald gleich 


groß mit der Summe der Geldausgaben des Staates. Beide 
Größen find zwar nicht genau diefelben, indem 
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1) die für Geld angefchafften Dinge nicht immer fogleich, 
fondern zum Theile nur allmählig aufgezehrt werden, 5. €. 
Maffen, Gebäude, Straßen, 

2) aucy manche Sachen für Staatszwecke verbraucht werben, 
welche nicht erfauft, fondern in den, vom Staate betriebe= 
nen Gewerben erzeugt worden find (a). 

Man kann jedoch, ohne fehr zu fehlen, bei obiger Annah⸗ 

me ftehen bleiben, weil 
zu 1) in der Regel und im Ganzen die jährliche Nachfchaffung 
dem Abgange durch die Confumtion gleichfommt ; doc) ver- 
dienen folche Geldausgaben, welche eine dauernde Mehrung 
des Gebrauchsvorrathes herbeiführen, z. E. für neue Ge— 
bäude, Zuwachs der öffentlichen Sammlungen, von der 

Mehrzahl der übrigen, denen eine baldige gleich große 

Conſumtion nachfolgt , unterfchieden zu werden ; 

zu 2) in diefem Falle dad Ergebnig im Ganzen nicht anders 
fi) darftellen würde, wenn die Erzeugniffe gegen Geld 

verfauft und wieder baar eingekauft würden (6). 

Ca) 3. E. Holz aus den Staatswaldungen wird in den öffentlichen Berg» 
en Eifen aus Ddiefen in den Waffenfabrifen verar» 


(5) Für die Beurtbeilung einzelner Finanzunternehmungen ift dieß aller 
dings nicht gleihgältig, zumal wenn nicht die Marftpreife der ab» 
gelieferten Gegenftände aufgerechnet werden, 


$. 26. 


Die Etaatdausgaben ziehen Confumtionen nach fi) und 
müffen, um gerechfertigt zu fen, wieder irgend einen Nußen für 
die Zwede des Staated bervorbringen. Man kaun fie in diefer 
Hinficht unter 2 Abtheilungen ordnen : 


1) Ausgaben, welche zunächft bloß für die Wirthfchaft der 
Regierung Vortheil bringen, indem fie die Erlangung oder 
die Vermehrung der Staatseinfünfte bewirken. Solche 
Ausgaben verhalten fid) zu den Einkünften, auf welche fie 
fich beziehen, wie die Koften zu den rohen Einfommen (I., 
$. 70) und find daher werbend, doch Fann hier, wegen 
der Mannigfaltigfeit anderer Nüdfichten, die Gewinnung 
ded größten Reinertraged nicht fo unbedingt, wie in der 
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Privatwirthſchaft, beabfichtiget werden. Wo die Regies 
rung durch Betreibung von Productionszweigen fi) Ein⸗ 
nahmen verfchafft, da-find ihre auf diefelben gerichteten 
Ausgaben wahrer Capitalaufiwand (1., 9. 321). 

2) Ausgaben, welche unmittelbar für das Gemeinwohl, d.h. 
für Die einzelnen, in der Beſtimmung des Staats begriffe: 
nen Zwede, gemacht werden, und deren Zuträglichkeit 
aus der Vergleichung des bewirkten perfünlichen Gutes mit 
der Größe des Aufiwandes beurtheilt werden muß (I., $. 
322). Die Gegenftände folcher Ausgaben find theils zu 
bewirfende perfünliche Dienfte, theils anzufchaffende Ge: 
brauchsporräthe, 


it: 

MWendet man die ber Volfswirthfchaftslehre angehürende 
Unterfcheidung einer productiven und unproductiven Verzehrung 
(d., $. 321, 322) auf die Staatsausgaben an, infofern nämlich 
die zu denfelben angewendeten Gütermaffen aus dem Volksver— 
mögen berftammen, fo ergibt fi), daß im Finanzwefen 

1) ein unmittelbar productiver Aufivand vorkommt, welcher 
theild in die von den Bürgern getriebenen Stoffarbeiten hel« 
fend eingreift, 3. B. Urbarmachung (II., 9.103), Erbftollen 

J., $. 42), theild von der Regierung in den, zur Deckung 

des Staatsaufwandes beflimmten Productiondzmeigen vor: 

genommen wird, | 
2) ein, dem Wohlftande des Staates nicht minder fürderliz 
cher mittelbar productiver (I., $. 105 ff.) und zwar 

a) zu mancherlei Beförderungsmitteln der Stoffarbei- 
ten und des Handels, welcher befonderd große und 
foftbare Hülfsanftalten erheifcht (II., $. 241 f.), 

b) zur Bewirtung von perfönlichen Dienften (J., F 107), 
welche, indem fie die Sicherheit ded Staates, die 
Bildung des Volkes unterftügen, dadurch den Erfolg 
der unmittelbar productiven Kraftäußerungen des Vol: 
kes verftärfen. Ohne die Rückwirkung auf die Stoff: 
arbeiten einzeln verfolgen zu fünnen, darf man mit 
Entfchiedenheit jeden wahrhaft nüßlichen, von irgend 
einer Seite die Wohlfahrt des Staates erhöhenden 
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Etaatdaufwand auch für einen mittelbar producti⸗ 
ven anfehen, weil hier Alles organifch zufammenwirtt, 
und der Bürger nur in einem gut eingerichteten Staate 
feine Nahrungegefchäfte mit Luft und vollftändigem 
Erfolge betreiben kann. Das Mehr oder Weniger dies 
ſes Einfluffes auf die Stoffarbeiten entfcheidet übris 
gend nicht allein über die Nützlichkeit der Staatsaus⸗ 
gaben, weil der Staat nicht bloß wirthfchaftliche 
Zwede hat, 
3) Ein unproductiver Staatdaufwand würde derjenige fein, 
welcher gar Feine gemeinnüßige Wirkung dußerte, Gin fol- 
cher wäre unbedingt verwerflich. 


$. 28. 


Der Grundfaß der Sparfamkeit, welcher in jeder Wirth: 
fhaft, alfo auch in dem Finanzwefen die Hauptregel für die 
Ausgaben bildet, und aus der Nüdficht auf die Befchränktheit 
des Vermögens im Vergleich mit den Verwendungszweden ent= 
fpringt, fordert eine verjtändige Anordnung der Ausgaben und 
des unmittelbaren Verbrauches, fo daß mit gleicher Aufopferung 
fachlicher Güter der größte Erfolg, oder, was daffelbe fagt, 
gleicher Erfolg mit dem geringften Güteraufivande bewirft wird, 
Die Beobachtung diefed Grundſatzes wird nicht allein durch die 
wirthfchaftliche Klugheit ($. 7.) geboten , fondern aud) von der 
Gerechtigkeit gefordert. Denn da der Staatdaufwand immer den 
Gütergebrauch der Bürger fhmälert, ed mögen nun die, zu 
feiner Deckung dienenden Einkünfte durch unmittelbare Entrich- 
tungen aus dem Privatvermügen, oder durch Betreibung von 
Erwerbögefchäften, die außerdem von den Bürgern unternoms 
men werben fünnten , herbeigefcehafft werden, und da ferner den 
Mitgliedern der Staatöverbindung nur folche Laſten aufgelegt 
werden dürfen, welche durch die Vernunftbeftimmung des Staa= 
tes nothwendig werben, fo folgt, daß jeder Aufwand, der nicht 
zur Befriedigung eines Staatöbedürfniffes wefentlich erfordert 
wird , widerrechtlich fein müffe (a). 

Ca) Beredte Entwidlung dieſes Satzes bei Necker, admin. des fin. de 
la Fr. I, 30 der 1. Ausg. 
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$. 29. 

Man hat früherhin, und bisweilen felbft noch in neuefter 
Zeit, den Eindrud diefer Schlußfolge aufzuheben gefucht, indem 
man den Beweis zu führen unternahm, daß der Staatsaufwand 
auch über da8 Bedürfnig hinaus ins Weberflüffige erweitert, Fein 
volkswirthſchaftliches Uebel nach fich ziehe. Es ift in dieſer 
Beziehung gefagt worden, die ausgegebenen Geldfunmen kehrten 
wieder in dad Volk zurück, von weichem fie aufgebracht worden 
ſeien; es vergüte fich hiedurch der Nachtheil, den fonft die Ent: 
- behrung diefer Gütermenge verurfachen künnte, und es werde 
vielmehr ein nüßlicher Umlauf des Geldes erregt, wobei Ges 
werböleute Abfaß und Befchäftigung finden fünnten, fo daß 
felbft die Gütererzeugung von einer ſolchen Benußung der Dfs 
fentlichen Einkünfte befördert werde. Diefe Sätze find öfters 
gebraucht worden, um die Verfchwendung der Hofe, die Erriche 
tung unnüßer Prachtgebäude u. dgl. zu vertheidigen. 


$. 30, 


Das Ssrrige der angeführten Behauptung liegt hauptjächlich 
barin, daß die Wichtigfeit des Geldumlaufs zu hoch angefchlas 
gen (I., $. 255, 256), die Statt findende Verzehrung fachlis 
her Güter dagegen überfehen oder doch nicht genug beachtet wird. 
Wenn die in die Staatöcaffe gelangten Geldfummen wieder dur) 
Ausgaben in die Hände der Bürger gelangen, fo hat fich doc) 
bei diefem Vorgange die Lage der Sachen gänzlicy verändert, 
Seder Bürger muß die Gütermenge entbehren, aus deren Vers 
kauf er feine Staatslaften beftritt, und die Regierung ruft, ins 
dem fie ausgiebt, einen Verbrauch von Gütern hervor, welcher 
die Stelle einer, aus Privatzwecken erfolgenden Güterverzehrung 
einnimmt. Es ift auf feine Weiſe zu beforgen, daß bei geringeren 
Staattausgaben überhaupt bedeutend weniger confumirt werden 
würde (w), denn die Bürger werden den Theil ihrer Einkünfte, 
den ihnen die Regierung übrig läßt, immer zu irgend einem vor⸗ 
theilhaften Behufe anwenden, und fogar die old Capitale an= 
gelegten Güter werden unmittelbar oder mittelbar zum Ankauf 
von Erzeugniffen beftimmt werden (J., $. 338, 339). 


Ca) Der Unterſchied könnte hoͤchſtens fo viel betragen, als die Einzelnen 
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weniger erzeugten, weil fie fich etwa wohlhabend .. fanden, um 
in ihrem Erwerbseifer etwas nachzulaflen. 


$. 31. 


Es iſt demnach außer Zweifel, daß die Staatdausgaben 
als folche, abgefehen von ihrer Anwendung für nügliche Anftal- 
ten und Einrichtungen, weder den Abfaß noch die Production im 
Ganzen vergrößern fünnen, fie bewirken nur, daß der Verbrauch 
fi) auf andere Gegenftände richtet und an anderen Orten ers 
folgt, als es außerdem der Fall fein würde. Kommt nun in 
diefer Hinficht der Staatdaufiwand der Privatconfumtion gleich, 
fo muß erjterer, foweit er ohne wahres Bedürfniß vorgenom—⸗ 
men wird, al& höchft verwerflich erfcheinen, weil unvermeidlich 
ein Theil der Bürger durch die Laft der Staatsabgaben zu ſchwe⸗ 
ren Entbehrungen genöthiget, ein anderer Theil derfelben wenig— 
ſtens von der hervorbringenden Anlegung feines reinen Einkom—⸗ 
mens abgehalten wird, und diefe Nachtheife in obiger Vorauss 
fegung von feiner gemeinnüßgigen Wirkung der Staatdausgaben 
aufgewogen werden (a). Nicht fortwährend alfo, nur im eins 
zelnen fchwierigen Zeitabfchnitten, 3. B. bei einer Theuerung 
oder einer ungewöhnlich großen Stodung von Gewerben, ließe 
ed fic) billigen, daß man auf Staatsfoften beträchtliche Arbeiten 
anordnet, die bloß zur Befchäftigung nahrungslofer Menfchen 
beftimmt find, und felbft dann hat man darauf zu fehen, daß 
zugleich Werke von dauerndem Vortheile zu Stande gebracht wer⸗ 
den (II., $. 347), 


Ca) Say, Daritell. d. Nat. Oekon. 1, 283. Handbuch. V, 94, — 
Storch, Handbud der Nationalwirtbfchaftstl. H, 202%. — Lotz, 
Handbuch der Staatswirthſchaftslehre, N, 47. — Destutt de 
rin Commentar über Montesquien, deutfh von Mor⸗ 

ade, I 


. 32, 


Holgerungen aus dem Grundfaße der Eparfamteit: 

1) Es darf feine Ausgabe ohne einen, in der Beftimmung 
des Staats liegenden, dem Genteinwohle angehörenden 
Zweck, alfo für irgend eine Privatabficht oder bloße Prir 
vatvortheile vorgenommen werben (a). 

2) Man darf auf minder dringende Zwecke Feine Summe 


29 


‚verwenden, welche zur Beftreitung einer dringenderen Aus⸗ 
gabe nörhig ift. Ueberhaupt foll wegen-der Unmöglichkeit, 
für alles Nüsgliche in einem. gegebenen Augenblicke zurei= 
chende Mittel zu finden, eine folche Gleichfürmigfeit in den 
verſchiedenen Regierungszweigen beobachtet werden, daß gleich 
wichtige Zwecke zugleich beforgt werden und minder dringli⸗ 
che, leichter verfchiebliche Ausgaben erft nach der Dedung 

der unumgänglich nothiwendigen an die Reihe kommen (b). 
Der Grad von Dringlichkeit wird aus der Stärke des, aus 

der Unterlaffung erwachfenden Nachtheiled bemeffen, wos 
bei man ſich nicht bloß auf die Betrachtung der nächften 
‚Folgen befchräufen darf. Judeß läßt fich Fein allgemeines 
VBerhaͤltniß zwifchen der Größe einer Ausgabe und derMich- 

+ ‚tigkeit ihres Gegenftandes auffinden, indem jene von äuße⸗ 

rem Schwierigkeiten mannigfaltig bedingt wird. 

3) Jede einzelne Ausgabe muß, foweit feine andere Rücficht 
ein anderes Verfahren erheifcht,, auf die Weife eingerichtet 
werben, daß fie, ihrer Beftunmung unbefchadet, die geringfte 

SGutermenge in Anfpruch nimmt, 


ca) Hieraus kann z. B. die Verwerflichkeit der Sinecuren, d. h. der 

Amtsſtellen mit Befoldungen ohne Dienftgefhäfte, beurtbeilt wer⸗ 

den roßbritannien hatte eine Menge von Sinecuren, die erft in 

- der neueften Seit großentheils abgefchafft wurden. Man flug ihren 

—E auf 360,000 Pf. St. jaͤhrlich an. Polit. Journal, 1821, IX. 

— Berg, Say, Kandb, V, 100, 

G Iufti, Staatsw. II, 488 ff. unterfcheidet 1) nothwendige Aus« 

-- gaben, und zwar a) ſchlechterdings, b) bedingt nothwendige, ©) durch 

weife Nothwendigfeit gebotene, z. B. für Erhöhung des Bolttwohl- 

85; — 2) muslihe, Sammeln eines Schages, Pflege der Wiſ⸗ 

en, Künfte und Sitten; — 3) Ausgaben der Bequenulichkeit 

md Wohlanftändigkeit, z. B. Pracht des Hofes. — Eine folde 

Rangordnung läßt fih im Allgemeinen nicht mit Sicherheit aufitels 

len. Einfacher könnte man fo abtheilen: 1) erbältende Ausgaben, 

. a) unverſchiebliche, b) verſchiebliche, 2) befördernde Ausgaben. Doc) 

giebt es Fälle, in denen Ausgaben, welde zunächft eine VBervolls 

tominnung des jetzigen Buftandes betreffen, durch die Entwicklung 
der Kräfte ebenfo wichtig find als die erbaltenden. 


9. 33. 
Der Grundfaß der Sparfamkeit würde mißverftanden wers 
den, wenn man, um ihm Genüge zu leiften,, foldhe Ausgaben 


unterlaffen oder verkürzen woilte, von denen dad Wohl des Staas 
tes oder einzelner Staatdanftalten wefentlich bedingt wird, Die 
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Folgen dieſes Mißgriffes würden ſich unfehlbar in einem man⸗ 
gelhaften Zuſtande der öffentlichen Einrichtungen außern und 
konnten fogar die Unabhängigkeit ded ganzen Staates gefährden. 
Indeß Tann nicht jedes Volk einen gleichen Aufwand für öffent: 
liche Zwecke machen, weil die Grade der Wohlhabenheit ungleic) 
find, und ed ift fehr ſchwer, in jedem einzelnen Lande die Ges 
genftände ausfindig zu machen, bei denen ſich mit dem gering« 
ſten Nachtheil für die Gegenwart und Zukunft eine Erfparung 
ausführen läßt. Nückfichtslofed Abbrechen an den Staatsaus⸗ 
gaben wäre eine nicht minder verderbliche Handlungsweiſe, als 
der entgegengeſetzte Fehler, die Verſchwendung. Es gehört 
daher eine genaue Kenntniß der Einzelheiten in der Staatsver⸗ 
waltung und zugleich ein beharrliches Feſthalten der allgemei⸗ 
nen Grundſätze dazu, um gleichförmig und mit den geringſten 
nachtheiligen Folgen das Syſtem der Eparſamkeit durchzufüh- 
ren (a). 
(a) Vergl. Parnell, on financial reform, ©. 97 ff. «Iede Staats⸗ 
behoͤrde iſt geruͤſtet, die überzeugenditen Grunde anzugeben, warum 
ihre Ausgaben notbwendig in ihrer jegigen Ausdebnung beibebalten 


werden muͤſſen. Jede Urt von Sophismen, Einflälterungen und zu⸗ 
verfichtlichen Behauptungen wird zu Hülfe genommen 2.” 


s. 34. 


Der Staatdaufivand würde ſchon übermäßig fein, wenn er 
dad ganze reine Volkseinkommen verfchlänge, er würde aber 
yollends den Vermoͤgenszuſtand des Volkes zu Grunde richten, 
wenn er noch mehr als das reine Einkommen hinwegnähme, 
das Capital angriffe und fomit die Production verminderte 
(I., $. 327), Wenn unglückliche Ereigniſſe öfters eine ſolche 
Vergrößerung der Staatsausgaben nad) ſich gezogen haben, fo 
ift man nur darum im Stande gewefen , dies zu ertragen , weil 
der Druck foldyer Laſten nicht fange dauerte und nad) feiner Ent⸗ 
fernung verdoppelter Fleiß und Sparfamkeit die entftandenen 
Lücken wieder ausfüllten. Der Grund, weßhalb die Staatd- 
audgaben den Bürgern einen Theil des reinen Einko mmens 
übrig laffen müffen , liegt darin, daß diefed zu verfchiedenen 
nützlichen und felbft nothwendigen Privatzweden dient, demen 
es ohne die empfindlichften Nachtheile nicht ganz entzogen werden 
dürfte (1., $. 250). 
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§. 35. 

Man hat fi), um diefen Sat in Anwendung zu bringen, 
öfterd mit der Unterfuchung befchäftiget, in welchem Zahlenver= 
hälmig der Staatsaufwand verfchiedener Ränder zu dem rohen 
und reinen Einkommen des Volkes ftehe und ftehen Fünne (a). Es 
läßt fich nicht in Abrede ftellen, daß diefe Vergleiche künftig zu 
lehrreichen Ergebniffen führen könne. Man wird vielleicht in 
den Etand gefeßt werden, aus ftatiftifchen Thatfachen für einen 
gegebenen Staat auszumitteln, welchen Theil des Volkseinkom⸗ 
mens die Regierung ohne fchädliche Folgen ausgeben kann. Bis 
jest Hat diefe Forfchung noch Feine Früchte gebracht, weil man 
in der Berechnung des Volkseinkommens (I., $. 245 ff ) noch 
zu wenig geleiftet hat und von feinem einzigen Lande dieſe 
Größe mit einiger Zuverläffigkeit befannt iſt. Auch wird die 
Staatsausgabe nicht in allen Staaten gleichen Theil des reinen 
Volkseinkommens hinwegnehmen dürfen, weil die anderen Ver⸗ 
wendungen deffelben neben der Beftreitung der öffentlichen Be- 
dürfniffe bald dringender, bald entbehrlicher find (d). Es 
bleibt daher für jet nichtd übrig, ald aus verfchiedenen Kenn» 
zeichen fich darüber eine Vermuthung zu bilden, ob die Grüße 
der Staatdaudgaben und folgliy der Staatseinnahmen den 
Wohlſtand aller Volköclaffen hemme oder fortfchreiten laffe. 
Ca) z. B. v. Sonnenfels, II, $. 30 ff. 

(6) Beifpiele. : 
Großbritannien. Rohes Volkseinkommen nah Moreau 
de Jonne&s gegen 8550 Mill. Fr., wovon die Staatsausgabe 
gegen 1240 Mill. oder 14'/, Proc. ausmacht. Die Statistical 
illustrations, ©. 38, fhägen das rohe Einkommen des Volks 
auf 480, das reine auf 93 Mil. Pf. St., demnad wäre die 
Staatsausgabe 10,* Proc. des erfteren und 53 Proc. des letzteren. 
Frankreich. Der obige Anfchlag CI, $. 247) ergicbt, daß die 


Staatsausgabe 12'/, Proc. des roben und 92 Proc. des reinen 
Volkseinkommens zu betragen ſcheint. 


$. 36. 


Die Erfahrung zeigt, daß vielerlei Ausgaben unbefchadet 
des Erfolges von Einzelnen jparfamer eingerichtet werden Füns 
nen ald von der Regierung. Diefe kann nämlich 1) nur ver: 
mittelft befoldeter Diener oder bezahlter Gehülfen wirken, von 
denen man im Allgemeinen nicht erwarten Tann, daß fie mit 
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folchem Eifer, mit folcher Nichtachtung von Befchwerden, Au⸗ 
feindungen und Anftrengungen auf Erfparungen bedacht find, 
wie es Perfonen thun, welche dadurch felbft gewinnen Fon: 
nen. Hierzu kommt 2) daß die Gefchäftsformen, die. mit der 
Verwicklung und Ausdehnung des Finanzwefend unzertrennlic) 
verbunden find, nicht felten die Wahl de& Fürzeften. Weges er: 
fehweren und 3) bei der großen Zahl von Angeftellten einzelne 
Veruntreuungen nicht zu verhüten find, Deßhalb ift es biswei⸗ 
len nüßlich, eine Ausgabe, die aus mehreren einzelnen Theilen 
befteht und nicht im Voraus genau feftgefet werden kann, die 
aber einen wohlbegränzten und beftimmbaren Zwed hat, 3. B. 
Bauten, Transporte u, dgl., an einen Privaten in Verding zu 
geben, fo daß derfelbe fie für eine ausbedungene Summe ber 
ftreitet und das, was er bei der Ausführung zu erfparen weiß, 
ihm als Gewinn zufällt. Eine folche Webereinfunft wird U de 
modiation genannt (a). Der Uebernehmer (Accordant) haf— 
tet hiebei für die vorfchriftsmäßige Ausrichtung des verdunges 
nen Gefchäftes und man muß durch die forgfältigfte Aufficht 
ſich davor zu fichern fuchen, daß derfelbe nicht in folchen Stüs 
den fpart, wo der Erfolg der Ausgabe leidın kann. Wo die 
Beſorgniß eines folchen Verfahrens nahe liegt, und ıwo man 
fi) nicht auf die anzuordnende Aufſicht verlaffen kann, oder 
wo diefe zu Foftfpielig und umftändlich fein würde, da muß 
die ganze Maafregel unterbleiben. 

(a) Bergius, P. u. 8, Mag. I, 18, 


. 37. 

Bei der Verdingung einer Ausgabe muß man die biöheri« 
gen Erfahrungen benugen, um die geforderte Summe richtig 
beurtheilen zu Fonnen., Nimmt man dad Mitwerben durch 
mündliche Verfteigerung an den MWenigftfordernden oder durch 
Zulaffung fchriftlicher Vorfchläge (Submiffionen), von des 
nen fodann der für die Negierung vortheilhaftefte die Zufage er» 
hält, zu Hülfe, fo kann man hoffen, die Ausgabe fo wohl- 
feil zu bewirfen, als e& die unvermeidlichen Koſten geftate 
ten. Indeß darf man nicht unbedingt auf die grüßte Wohle 
feilheit fehen,, weil man von einem unfähigen und unzuverläffte 
gen Unternehmer fowohl in der Zeit ald in der Art der Aus⸗ 
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führung Schaden haben könnte. Schriftliche Submiſſionen, 
die man nur von wohlbefannten und ficheren Perfonen annimmt, 
und bei deren Abfaffung der Mitwerber Muße zur reiflichen 
Ueberlegung hat, find im diefen Hinfichten den Verſteigerungen 
vorzuziehen, wobei oft der Leichtfinnige oder der Unredliche fich 
hervordrängt (a). 
Ca) In Frankreich find diefe Submiffionen allein geftattet. Genaue Bors 
ſchriften der biebei zw beobachtenden Formen und- Bedingungen gie 


fanmelt bei DeGerando, droitadministratif, IV, 268 (Straßen« 
bau) und 343 (Eivilbauten). 


$. 38. 


Die von älteren Schriftftellern aufgeftellte Regel, man folle 
die Ausgaben wo möglich fo einrichten, daß die Summen nicht 
außer Landes gehen, fondern dem inländifchen Nahrungsftande 
zu Gute fommen (a), Fann nur unter gewiſſen Einfchränfungen 
gebilligt werden, nämlich: 

1) wenn der Zweck der Ausgabe darunter nicht leidet und 
auch der Aufwand nicht vergrößert zu werden braucht (b). 
In diefem Falle ift die Verwendung im Inlande, da fie 
Arbeiter und Unternehmer befchäftiger, Capital= und Grund; 
rente erftattet, ohne Zweifel nüßlicher (1, $. 340). 

2) wenndas, was die inländifche Vornahme der Ausgabe mehr 
koſtet, einen Nebenvortheil hervorbringt und deßhalb auch als 
befondere Ausgabe zu rechtfertigen fein würde, 3. B. ald eine 
Prämie, welche zur Ermunterung eines wichtigen und dieſer 
Begünftigung bedürftigen Gewerbözweiges dient, 

Mo diefe Voraudfeßungen nicht eintreffen, da muß die 
zwedmäßigfte und wohlfeilfte Art ohne Rücficht auf In⸗ und 
Ausland gewählt werden, 


Ce) v. Juſti, Staatsw. II, 482, 
C5) 3. B. Penfionen im Lande zu verzehren. 


§. 39, 

Die Staatdausgaben können nad) verfchiedenen Gefichtö- 
puncten eingetheilt werden, Sieht man auf die Zeit des Ein⸗ 
tretend des Bedürfniffes, für welches eine en beftimmt 
if, fo laffen fich unterfcheiden (a): 


- Rau pelit, Oeton. 31 Bd. 
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1) ordentliche Ausgaben, welche im regelmäßigen Gange 
ber Staatdangelegenheiten vorlommen und einem fort: 
dauernden Bedürfniß entfprechen. Sie werden alljährlid) 
oder doch in beftimmter Wiederholung vorgenommen, man 
Tann ihr Eintreten fchon vorausfehen und es ift nothwen⸗ 
dig, zu ihrer Dedung Einkünfte von gleicher Fortdauer 
aufzufuchen. 

2) außerordentliche Ausgaben, welche, ohne darum we⸗ 
niger dringend feyn zu müffen, durch ein, einem einzelnen 
Zeitpuncte angehörendes befonderes Bedürfniß herbeigeführt 
werden. Es ändert im Begriffe diefer Ausgaben nichts, 
daß fie biöweilen gleich den ordentlichen vorherzufehen find 
und daß fie öfters mehrere Jahre hindurch fortwähren, 
Solche Ausgaben find für die Gleichformigleit im Staats⸗ 
haushalte ſehr ſtörend, weil man nicht im Stande iſt, die 
Einnahme fehnell nach der jedesmaligen Groͤße des Bedürf⸗ 
niſſes zu erweitern. Für einen niedrigen Belauf außer⸗ 
ordentlicher Ausgaben kann man ſich dadurch helfen, daß 
man einen Theil der Einnahmen als frei verwendbaren 
Hülfsvorrath (KReſervefonds) in Bereitſchaft hält; find 
aber große Summen erforderlich, ſo müſſen außerordentliche 
Hülfsmittel in Bewegung geſetzt werden, 

Ca) Bergl, v. Malchus, Finanzwiſſ. II, 55. 


$. 40. 


Die ordentlichen Ausgaben können zwar nicht in Anfehung 
ihre Eintretend, aber ‚wohl in der Größe des Bedürfniſſes 
einer Ungewißheit unterworfen feyn. Man unterfcheidet daher 
bei denfelben wieder 

a) ftändige Ausgaben, die von Jahr zu Jahr mit gleicher 
Summe beftritten werden können, 

b) unftändige, von wechfelnder Größe. Obfehon jede Aus» 
gabe einen Befchluß der Regierung vorausfegt, fo ift diefe 
doch in der Feftfegung des Aufwandes nicht ganz frei, 
weil zur Erreichung mancher Zwede nach den Zeitumftäns 
den bald eine größere, bald eine kleinere Menge von Mits 
teln nothwendig wird und das jedesmalige Bedürfniß doch 
unfehlbar feine Befriedigung finden muß, 3. B. bei Baus 
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Poften, Diäten, Prämien, Criminalproceßfoften. Um aber 
doch auf zureichende Einkünfte ſchon vorher Bedacht neh- 
men zu fünnen, muß man bei den unftändigen Ausgaben 
fi) wenigftens eine, der Wahrheit fo nahe ald möglich kom⸗ 
mende Vermuthung über ihre zu erwärtende Größe bilden, 
wozu die Erfahrungen über ihren bisherigen Betrag eine 
gute, doch nicht unfehlbare Hülfe geben. Der Durdy- 
fehnitt aus mehreren vorhergehenden Sjahren würde inds 
befondere dann zu einem ganz falfchen Schluffe führen, 
wenn die einzelnen SSahresfummen Fein Auf- und Nieders 
fhwanfen, fondern ein fortfchreitendes Steigen oder Fallen 
einer Art von Ausgaben bemerken ließen. Bo vielerlei uns 
ftändige Ausgaben vorfommen, da kann man, bei forge 
fältig gefertigten Ueberfchlägen, hoffen, daß, während ein 
Theil der erfteren mehr hinwegnimmt als man erwartete, 
dagegen auch an einem andern Theile etwas erfpart ivers 
den wird. Da eö jedoch nicht ficher ift, daß beide Fälle 
fi) gerade ausgleichen, fo ift auch der unftändigen ordent: 
lichen Ausgaben willen ein Hülfsvorrath ($. 39) fehr nüßs 
ich, deſſen Größe im Verhältniß zum ganzen Staats⸗ 
aufivande nach den Umftänden zu bemeffen ift (a). Die 
Umwandlung der unftändigen Ausgaben in ftändige, wo 
fie ohne andere Nachtheile audgeführt werden Tann, ift für 
die Ordnung im Staatöhaushalte fehr förderlich ($. 36). 


Ca) Der Refervefonds beträgt im Verhältniß zur ganzen jäbrlihen Ein- 
nabme 1832 in Preußen 3 Procent (1,711,000 Rthlr.), er wird 
aber auch zu Sandesverbefierungen benußt und der Ueberfchuß wird - 
zum Staats chatze geſchlagen. In den meiſten Staaten iſt 1—2 
Droc. zum rent beftimmt, z. €. MWürtemberg 1830 — 32, 
0,°: Proc, (85,000 fi.), Baiern 1825—30, 1,37 Proc, (400,000 fi.). 


§. 4, 

Die Scheidung der ordentlichen und außerorbentlichen Aus⸗ 
gaben, welche fogar ſtaatsrechtliche Wichtigkeit haben kann (a), 
ift da mit einer befonderen Schwierigkeit verfnüpft, wo viele 
einzelne Ausgaben in eine Claſſe fallen, deren Gefammtzwed 
feft fteht, wo aber von Jahr zu Jahr die nächiten Gegenftände 
der Ausgaben wechfeln.. So find z. B., neben der ohne Zwei⸗ 
fel ordentlichen, ‚aber unftändigen Ausgabe für Baureparaturen 
fehr häufig neue Gebäude für den Staatödienft aufzuführen, 

3 we 
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indem bald ein altes unzureichend wird, bald noch gar keines an 
einem gewiffen Orte für einen beftimmten Zwed vorhanden war. 
Sede folhe Bauunternehmung erfiheint, einzeln betrachtet, als 
eine außerordentliche Auögabe, denn ihre Wiederholung tritt nie 
oder nur nach einem unbeftimmbar langen Zeitraume ein. re 
wägt man aber die Menge und Manchfaltigeit der für üffente 
liche Zwecke nöthigen Käufer, Brüden, Landſtraßen u. dgl., 
fo erfennt man, daß unfehlbar jährlid) ein oder dad andere 
Bauwerk neu aufgeführt werden müffe, und man muß daher, 
in Rücficht auf die ganze Claffe von Ausgaben, jenen Aufe 
wand für einen zwar unftändigen, aber nichts defto weniger 
ordentlichen anfehen. | | 


Ca) Im Königreich der Niederlande wird das ordentliche Budget auf 10 
Jahre, das außerordentliche auf 1 Jahr feitgefegt, und es wurde 
über die bei der Sonderung beider zu befolgenden Grundfäge 

öfters geftritten. Vergl. von Malchus, U, 113, 


$. 22, 


Sieht man auf die durch jede Ausgabe zu erreichende Be« 
fiimmung, fo findet man eine große Verfchiedenartigkeit, wobei 
ſich aber höhere und Unterabrheilungen machen laſſen. Die 
ältere Eintheilung dreier Claffen, nämlich 

1) Ausgaben für den Nofftaat, 

2) für die Civilverwaltung (Civiletat), 

3) für das Militärwefen (a), 

empfiehlt fi) durch Einfachheit und Deutlichfeit, ift aber nicht 
logifch zu rechtfertigen, weil dad Militärwefen nur einer der 
Gegenfiände der Staatöverwaltung ift. Die in den Finanz» 
planen der meiften Staaten anzutreffende Aufftellung vieler Abs 
theilungen neben einander ohne einen leitenden Begriff erfchwert 
die Weberficht, welche füglich auf folgende Weiſe erlangt wer- 
den Fann: 

1) Ausgaben, welche durch die Verfaffung des Staates 
nothwendig werden, indem. fie die, zur Ausübung der 
Staatsgewalt unmittelbar mitwirkenden Perfonen betreffen. 
Es hängt von dem Inhalte der Verfaffung ab, ob hieher 
bloß der Hofftaat eines Fürften, oder auch die Koften einer 
Ständeverfammlung, oder bloß der Aufwand für eine 
Volksvertretung ꝛc. gehören. 
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2) Regierungsausgaben, welche bie, von der höchften 
Gewalt für die Staatszwecke angewendeten Mittel zu bes 
ftreiten dienen. 


(a) Jufti und a ent 3. v. Jakob, U, 714 u. Fulda, 
Handb. ©. 


$. 48. 


Der Regierungsaufiwand kann weiter abgetheilt werden 

1) formell, nad) der Art der überhaupt anzumendenden Mits 
tel, 3. B. Befoldete, untergeordnete Bediente, Gebäude, 
gemeinnüßige Anftalten von mancherlei Art, 

2) materiell, nach der Natur der einzelnen Staatözwede, die 
unter gewiffe Hauptzweige ded Staatödienftes (Minifterien) 
vertheilt zu fein pflegen. Es giebt daher 

a) allgemeine, alle öffentlichen Zwede umfaffende Ober: 
behörden, 
b) beſondere, deren nächſte Richtung iſt 
a) auf das Wohl der Staatsgeſellſchaft ſelbſt, wel⸗ 
ches in ſich begreift 
aa) die Sicherheit des Staates im Ganzen und 
feiner Mitglieder, 

cc) im Innern des Staates (Ausgaben 
für dad Juſtizweſen und die Si— 
cherheitspolizei), 

BP) im Verhältniß ded Staates zu an« 
dern Staaten (Audgaben für Militär- 
wefen und auswärtige Verband: 
lungen), 

bb) den Wohlftand des Volfes (Ausgaben für 
die Bolköwirthfchaftspflege), 
ec) die Bildung (Ausgaben für Schulen, Kir⸗ 
chen und andere Anftalten der Volksbil⸗— 
dung) 
) auf den bloßen Vortheil der Regierung, nämlich 
die Verforgung derfelben mit fachlihen Gütern 
(Ausgaben für dad Finanzwefen). 


—— — — 





3 Ge 
Einzelne Gegenftände des Staatsaufwandes. 


q. 4. 


Di. nähere Betrachtung der Staatsausgaben führt, wie die 
Vrerhandlungen der ftändifchen Verfammlungen über den Finanz⸗ 
plan zeigen, zu einem Weberblicte aller Staatseinrichtungen und 
man Fünnte hiedurch in Werfuchung gerathen, einen - großen 
Theil der ganzen Staatöflugheitslehre in die Finanzwiffenfchaft 
hereinzuziehen (a). Dieß würde jedoch nicht blos unpaffend 
fein, fonden felbft fehaden, weil dabei eine allfeitige gründliche 
Betrachtung der verfchiedenen Anftalten und Gegenftände der 
'Staatöverwaltung verhindert und leicht der finanzielle Geſichts⸗ 
punct anderen Rückſichten vorgezogen werben fünnte. Um fi) 
genau in den Öränzen der Finanzwiffenfchaft zu halten, ift es 
nicht gerade nothiwendig, die Unterfuchung der verfchiedenen Ar⸗ 
ten von Ausgaben ganz aufzugeben, aber man muß ſich darauf 
beſchränken, bei jedem Gegenftande derfelben zu erforfchen, wie 
fi) in ihm Gelegenheit zeigt, die Grundfäe der Sparſamkeit 
in Anwendung zu bringen. 


Ca) Wir es zum Theile von Kraufe gefchehen iſt, National⸗ u, Staats⸗ 
öfonomie, 2ter Theil. 


1. Abtheilung. 
Ausgaben aus der Verfaffung. 


fi $, 45, 
In monarchifchen Staaten hat der Fürft auf einen, feiner 
Stellung ald Oberhaupt entfprechenden Unterhalt aus den Staats⸗ 
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eintünften Anfpruch. Der hiezu beftimmte Theil des Staats⸗ 
aufwandes bildet die Hofftaatsausgaben. Die Nothwens 
digkeit derfelben im Allgemeinen kann, da das Oberhaupt ganz 
für den Staat da ift und wirkt, keinem Zweifel unterliegen, 
obgleich fie in befonderen Fällen dadurch aufgehoben werden kann, 
dag die fürſtliche Familie gewiffe Ländereien in ihrem Privats 
eigenthume befist, aus denen fie herfümmlich ihren Unterhalt bes 
fireitet und durch die fie in den Stand geſetzt ift, auf eine Verr 
forgung aus der Staatdcaffe zu verzichten. Diefer, dem Staats⸗ 
rechte der einzelnen Gebiete angehörende Umftand pflegt fich in 
ſolchen Monarchieen zu finden, wo die höchſte Gewalt noch 
in derjenigen fürftlicden Familie fich vererbt, aus deren Lands 
beſitz und. Butöherrlichfeit fich die Landeshoheit urfprünglich ent= 
wickelt hat und wo dad alte Stammgut ungefchwächt erhalten 
worden iſt. In Staaten, welche Umwälzungen und MWechfel 
der herrjchenden Familie zeigten, giengen jene Stammgüter meis 
ſtens in das Staatdeigenthum über oder gelangten in Privats 
hände und es trat dann die Verpflichtung des Volks ein, den 
Bedarf ded Hofes auf andere Weife zu decken; daffelbe erfolgte 
dort, wo durch freien Entfchluß des fürftlichen Gefchlechtö die 
Privatgüter deffelben in Staatögüter umgewandelt wurden (a). 


(a) en unten $. 90 und Bollgraff, Syſteme der praft. Politif, 
V, 506. Dod pflegt man in dieſem Falle bei der Beſtimmung 

+ Hofausgaben darauf Rüdficht zu nehmen, was diefe Guter dem 
Monarchen würden eingebracht haben, wenn er ſie beibehalten haͤtte. 
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Die Beibehaltung der Stammgüter des Fürſtenhauſes Fonnte 
bemfelben in unglücklichen Ereigniffen, 3. ®. einer Umwälzung 
oder einer Verkleinerung des Staatsgebietes, yon wefentlichen 
Nuten fein, und in Rüdficht auf folhe, wenigftend mögliche 
Unfälle muß die Hingabe jener Befigungen in das Staatövermds 
gen als ein Opfer betrachtet werden, auf welches dad Volk kei⸗ 
nen Anfprucy hat. Doc hat man fich die Vortheile eines fols 
chen Familiengutes in Bezug auf die Hofſtaatsausgaben zu ers 
heblich gedacht (a). 

1) Der Aufwand des Hofes foll dadurch fein Anftoßiges vers 
lieren, daß er aus den eigenen Einkünften des Oberhauptes 
vorgenommen wird; allein das Urtheil der Bürger wird, 


wenn der Hofaufwand unverhältuißmäßig groß ift, nichts 
defto weniger ihn misbilligen, weil es am Tage liegt, daß, 
was an ihm erfpart würde, den gemeinnüßigen Anftalten 
oder den Steuerpflichtigen zu Gute kommen köunte. 

2) Es foll die Abhängigkeit von Iandftändifcher Bewilligung, 
die befonders bei zufälliger Mehrung der Bedürfniſſe un= 
anftändig fei, befeitiget werden. Aber | 

a) die Bedürfniffe des fürftlichen Haufes find verändere 
lich) und ein folched Stammgut, welches aud) für alle, 
durch befondere Ereigniſſe vergrößerten Hofſtaatsaus⸗ 
gaben noch zureichte, müßte fo beträchtlich fein, daß 
ed in gewöhnlichen Zeiten zu überflüffigen Ausgaben 
Anlaß geben würde; 

b) um für den möglichen Fall eines Zwiefpaltes mit den 
Landftänden das fürftliche Haus ficher zu ftellen, kann 
aud) da, wo daffelbe nicht aus Familiengütern fein 
Einkommen bezieht, durch) ein Gefe eine gewiffe, auf 
den Ertrag beftimmter Staatögüter angewiefene Summe 
für den Hofftaat ausgefchieden werden (b). 

Ca) Vergl. v. Jakob, II, $. 835 ff. 


(5) In Preußen werden 2, Mil. Rthlr. von dem Ertrage der Do» 
mänen für den Hof abgezogen, die im Budget nicht aufgeführt find. 


$. 47. 


Menn man über, die Größe der Hofftantsausgaben nach. 
denft, fo geräth men in die Nothwendigfeit, zwei Säge anzu= 
erkennen, die ſich gegenfeitig befchränfen und aus deren Ver— 
bindung der richtige Mittelweg gefunden wird. J. Der Fürft 
darf nicht in die Lage verfeßt werden, fo fparfam und einfach 
wie ein Privatmann leben zu müffen, er bedarf eines größeren 
Einkommens (a), 

1) um feine hohe Würde durch den finnlichen Eindrud einer 
nicht bloß anftändigen, fondern gefchmüdten und felbft 
glänzenden Umgebung anzufündigen und hiedurch die Ehrs 
erbietung zu verftärfen, die ihm gebührt und welche zur 
vollen Wirkſamkeit feiner Anordnungen erfordert wird; 

2) um Handlungen der Gnade und Wohlthätigkeit üben zu 
fonnen, in denen defto nothwendiger feine Perfünlichkeit 


41 


einen freien Spielraum finden muß, je mehr bei der Schwie⸗ 
rigteit und Kunſtlichkeit der Regierungdgefchäfte mittelbar 
durch die Minifter gewirkt wird, 

(eo) Ad. Smith, 5. Bud 1. Eap. 4, Abthg. 
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U. Gerade der Umftand jedoch, daß im Einzelnen bes 
Hofaufwandes eine ängftlich berechnende Sparfamfeit nicht füg⸗ 
lic) angewendet werden kann, hat, wie die Erfahrungen älter 
rer und neuerer Zeiten beweifen, fehr oft die Veranlaffung zu 
einer Verfehwendung geboten, welche für die Volkswirthſchaft 
bie traurigften Folgen geäußert hat (a). Wenn auch die viels 
fachen Verbindungen der europäifchen Höfe eine gewiſſe Gleichs 
förmigfeit ihrer Einrichtungen verurfachen, fo muß man doch in 
Heineren und minder wohlhabenden Kändern die Hofſtaatsaus⸗ 
gaben zu befchränfen fuchen und auch felbft in größeren Staa⸗ 
ten den Aufwand mäßigen. Als unabweislicher Bedarf laͤßt 
fich nur foviel betrachten, ald erfordert wird, damit der Fürft 
von feinem feiner Unterthanen an Einfommen und an bent, 
bievon zum Theile bedingten Anfehen übertroffen werde. Die 
Prachtliebe der Höfe darf nicht mit ſchweren Entbehrungen der 
Bürger erfauft werden und die vorhin ($. 47) angegebenen 
Rückſichten Fönnen nicht zur Beſchönigung eined weit getriebes 
nen Zurus dienen, zumal da fi), wenn die Umftände es gebie⸗ 
ten, Würde mit edler Einfachheit wohl vereinbaren läßt. Es 
muß daher die für die Hofhaltung zu vermendende Summe im 
Ganzen und fo feftgefet werden, daß die übrigen Staats⸗ 
bebürfniffe nicht verfürzt und die Bürger nicht zu fehr belaftet 
werben. Diefe Summe wird in den Ländern, wo ihre Bes 
flimmung mit Zuziehung einer landſtaͤndiſchen Verſammlung 
geſchieht, Civillifte genannt (5). 

(a) Malum tutorem esse Imperatorem, qui ex visceribus provincia- 
lium homines non necessarios nec reip. utiles aleret, urtheilte 
Alex. Severus. Vergl. Klock, de aerar. ©, 911, Befannt 
ift die Prumtlicbe Ludwigs XIV. Vergl. Geſchichte Frankreichs, 
Leipz. 1829. ©. 777. 782. — Eolbert widerſprach menigitens, 


wenn er aud nicht zu hindern vermodte. »Je declare a V.M., 
fagte er 1666, qu’un repas inutile de 3000 livres me fait une 


= ineroyable, et lorsqu’il est question de millions d'or pour 
a Pologne, je vendrais tout mon bien, j'engagerais ma femme 
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IT 
ur 


et mes enfants,.et j'irais a pied toute ma vie pour y fournir s'ıl 
"elait — Bres son, J, 339. — Man Kinder in den 


 franzdf. Finangrehnungen, daß im 3. 1685 die verfdiedenen, den 


Hof betreffenden Ausgaben ?/, des ganzen Aufwandes 26 Mill. 
917,828 Liv. betrugen. Da nun, ſeit 1679 die Mark feines ‚Silber 
zu 29 Liv. 6114, Sous, vor der Revolution aber zu 54,99 Liv. aus« 
gebracht wurde (Praun, vom Münzweien, ©. 209. Necker, 
admin, III, 6.), fo ift jene Summe auf 49 Mill. Liv, der legteren 
Zeit zu fhägen. Necker s Aufzählung der Hofftaatsausgaben zu 


‚> feiner Seit giebt doch nur 33*700,000 Liv, von 610 Mill, Liv, Aus⸗ 
‚gabe, oder-5'4 Proc. a. a, O. U, 362, — Die Anlagen von Berr 


failes und die nabeliegenden Schlöfler Trianon, Marly xc. kofteten 


wiſchen 1674 und 1690 die Summe von 87%/, Mil, Lin , in ſpaͤ⸗ 
. ‚terem Gelde 157 Mil. Schlözer, Staatsanz. XII, 65. — Noch 


cb) 


Karl X. hatte ein fo ftarkes Hofperfonal, daß jeder Hofbediente nur 
3 Monate jährlidy Dienft that; ſ. Duchesne, essai sur les 
finances, P. 1831, } 
Vergl. v. Jakob, I, 5. 851. Der Ausdrud, ift in England ;uerft 
üblich geworden. Man hatte in der erſten Zeit nad) der Herftellung 


. des Königtbums gewiſſe Einkünfte (eivil-list-revenues) für den Hof⸗ 


aufiwand angewiefen, deren Betrag aber nicht ftändig war. Diefe 
Einnahmen wurden 1676 (Karl, IL.) auf 462,115 Pf. St., 1689 auf 
680,000 Pf. St. angefchlagen. Erft unter Georg II. wurde die Summe 

von 800,000 Pf. St, fo feftgefegr, daß, wenn die dem Könige zu« 
getbeilten Einkünfte weniger betrugen, das Fehlende aus der Staats 
cafle zugefchoffen werden ſollte. Die heutige Bedeutung des Worts 
Eivittifte ſtammt alfo erft von 1728 ber; f. Sinclair, history, I, 
290, 292. II, 38, 63. Nach der Regulirung von 1816 betrug die 
Eivillifte 1°057,000 Pf. Sterl,, außer 248,000 Pf, Sterl. Penfionen 
(Mpanagen) für die koͤnigl. Familie. Aus obiger Summe wurden 
aber. auch verfchiedene Staatöbeamte befoldet, z. B. die Lords Ober» 
Bas, die auswärtigen Gefandten, jo daß nur 799,000 für dem 
König übrig blieben. 1831 wurde die Eivitlifte Durdy Uebertragung 
fremdartiger Nusgaben auf andere Caffen auf 720,000 Pf. gemindert, 
Rede des Kanzlers der Schatztammer Althorp, Unterhaus, 4. Febr. 
1831.— Die erblichen Einkünfteder Krone, hereditary revenues, im 


Betrage von 800,000 Pf: St., waren fhon früher dem Parlamente zur 


Verfuͤgung gefteilt worden. 1831 verzichtete der König noch auf einige 


Gefälle, die im Frieden geringfügig find, teil fie_zum Theile aus 
Adniralitätsgeldern beftehen, die nur in einem Seekriege durd) die 
Priſen anfehulich werden. — Die Erbgefälle von Lancaſter n. Eorn« 
wallis find, als Familiengut, noch im Beſitze des Königs. — 720,000 
Pf. St. find 114, Proc. der reinen Staatseinnahme. — In den deuf« 
ſchen Staaten ſchwankt die Civilliſte zwifhen 4/, Proc. (Preußen) 
und 16 Proc. der reinen Einnahme; fie ift in Baiern 11, in Wur⸗ 
temberg 12%/,, in Baden 18°'/,, 13 (987,000 fl,), im Gr. Heſſen 
(1829) 14, in Kurbeflen 16 Proc, In Sranfreih waren bis 1830 
25 Mi. Fr. für den König und 7 Mill, für die koͤnigl. Familie bes 
ftimmt ; die —— Civilliſte (1832) iſt 12 Mill. Fr. oder 124 Proc. 
der ordentlichen Ausgabe. Vergl. v. Malchus, Handb. II, 61. 


ae $. 49. F | 
Die Eivillifte wird von einer Finanz: (Etats:) Periode zur 
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andern, oder auf die Lebenszeit des Monarchen feftgefet, ohne 
jedoch in diefem Falle eine allmälige Vermehrung durch fpätere 
Beſchlüſſe auszufchließen (a), Die Einkünfte der fürftlichen 
MWittwen und der Seitenverwandten des Fürftenhaufes (pas 
nagen) werden entweder in der Civillifte mit begriffen, oder 
neben derſelben befonders angewiefen, welches Lettere den Vor⸗ 
zug verdient, weil dann das Hinwegfallen diefer Ausgaben 
beim Auöfterben der Empfänger oder anderen Veränderungen 
ihrer perfünlichen Verhältniffe fich von felbft ergiebt. Die Ver: 
wendungsart der Civillifte hängt lediglich von dem Befchluffe 
des Fürften ab, doch ift es zweckmäßig, genau zu befiimmen, 
welche Ausgaben überhaupt der Eivillifte zur Laft fallen (6). 
Man kann unterfcheiden : 
1) ordentliche Ausgaben. 

a) Privatdifpofitionscaffe (Cabinetscaffe, Chatoulle) des 
Fürſten und derjenigen Familienmitglieder, welche feis 
nen eigenen Hofitaat erhalten. 

b) Ausgaben für die wefentlichen Bebürfniffe der Hof⸗ 
haltung (ec): 

«) perfünliche Bedienung, 

6) Tafel, 

y) Schlöffer, deren Erhaltung, Einrichtung, Hei⸗ 
gung (d), 

6) Marftall, 

c) Ausgaben für andere, Genuß und Pracht betreffende, 
am leichteften eine Einfchränfung geftattende Gegen» 
ftände, 3. B. 

«) Mufit (Capelle) , 
6) Theater, 
y) Jagdweſen, 
d) Sammlungen, 
e) Feſte. | 
2) außerordentlihe Ausgaben für Meifen, Vermählungen, 
Begräbniffe u. dgl. 
Ca) Bad. Berf. Urk. $. 57: Die einmal beftinmte Eivillifte darf ohne 
Einwilligung des Großherzogs nicht erniedrigt, ohne ——— 
Stände nicht erhöht werden. — Es iſt ſtreitig, ob nach dieſem Gage 


die Civilliſte auch auf jeden Thronfolget ohne neue Beſchließung uͤber⸗ 
gehen könne (vgl, Prot. d. 2. K. v. 1831. 2, Beil, H. ©. 39), wie 
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dien in Bezug auf Baiern v. Elofen behauptet bat. Baier. Land⸗ 
tagsverbdl. 1828, XV, 525, 
cb) z. B. Bad. Gef. v. 2. Nov. 1831, 
co) Der Hofdienft pflegt in Stäbe getbeilt zu fein, Oberfammerberrn», 
Dberbofmarjhale, Oberſtallmeiſter⸗, Dberjägermeiftere, Ober- 
seremonienmeiftere, Oberbofmeiſter Stab. Der ruffifhe Hofetat 
von 1801 zaͤhlt 3858 Hufbedienftete mit einer Ausgabe von 3°363,815 
Rubel, weldhe, nad) dem damaligen Eurfe der Aifignaten-von 151 
gegen 21, Mill. Silberrubel = 4°140,000 fl. ausmachen. Stord, 
Rußland unter Alerander I. XIII, 63 — 94. 
In Frankreich und Baden ift unter ftändifcher Mitwirkung feitgefest 
worden, welche Gebäude, Gärten, Waldungen ꝛc. zur Eivillifte ge— 
bören, fo daß ihre Erhaltung aus denfelben beftritten wird, dagegen 
ihr Ertrag derfelben zu Gute fommt. Franzoͤſ. Gef, v. 8. Nov. 1814, 
a ns droit administratif, II, 480, U. Bad. Geſ. 
v. . 


(d 


u 
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In repräfentativen Monarchieen find auch die landftäns 
difchen Verfammlungen (a), welche an der Ausübung der ges 
fetggebenden Gewalt und felbft an einzelnen Befchlüffen der 
Vollziehung Theil nehmen, der Cegenftand einer Ausgabe, In 
kleineren Staaten, wo man im Verhältnig zur Volksmenge 
eine größere Zahl von Mitgliedern berufen muß, um die Bes 
rathungen vielfeitig genug werden zu laffen, würden die Koften 
ber Sißungen zu läftig werden, wenn man nicht wieder Durch 
feltenere Einberufung fparen Fünnte, welche auch unſchädlich 
ift, weil das Bedürfnig neuer Geſetze nicht fo häufig eintritt. 
Die Ausgaben betreffen 

1) die Diäten und Reifekoften der Landtagdmitglieder. Diefe 

Vergütung pflegt, wo zwei Kammern beftehen, nur bei 

den gewählten Abgeordneten vorzutommen und hat das 

Gute, daß man bei der Auswahl der Fähigften nicht auf 

die Wohlhabenden befchränkt ift, wie dieß der Fall wäre, 

wenn jeder Gewählte auf eigene Koften reifen und in der 

Hauptftadt ſich erhalten müßte (db). 

2) Das bleibend angeftellte Perfonal, nämlich die permas 
nenten Ausfchüffe, wo fie beftehen, die Archivare ꝛc. 
3) Sißungögebäude, Heigung, Beleuchtung, Bewachung 
und bauliche Erhaltung derfelben, — 
- 4) Schreibgebühren, Druckkoſten u. dgl. (c). 


Ca) Diefer Ausdrud ift bier im weiteren Sinn genommen, fo daß er for 
wohl die eigentlichen, von den einzelnen Standen beſchickten Landtage 
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als die Zuſammenkuͤnfte der bloßen Volfsrepräfentanten bezeichnet. 
Man bat übrigens den Gegenfag beider Formen zu ftarf angenommicn ; 
denn die Ubgeordneten der verfchiedenen Stände vertreten, wenn nur 
alle Interefien ihre Organe finden, ebenfalls das Volf, und am be» 
fien. Vergl. v. Rotteck in 9, Arerins Staatsrecht der conſtitu⸗ 
tionellen Monarchie, I, 174. 

(6) Anderer Meinung ift v. Jatob, H, $. 857 ff. Nach dem englifchen 
und dem bisherigen franzöfifhen Wahlgefege bedurften die Deputirten 

’ wegen ihres, zur Bedinaung der Waͤhlbarkeit gemachten anfehnlichen 
Vermögens keine Entihädigung, in den meiften anderen Staaten ift 

‚Diefelbe eingefuͤhrt. In Frantreich und den Niederlanden kommen 
auch Zablungen an die Mitglieder der eriten Kammer vor, 

(I In Großbritannien wurden 1826 für die Parlamentsfigung 96,274 
Pf. St, bezahlt. Baieriſches Finanzgefeg für 1825 — 1831: jährl. 
60,000 }i., alfo jede Sigung auf 180,000 fl. angefchlagen ; die Immo» 
natlihe Sitzung von 1828 Foftere 264,000 fi. ©. noch v. Mal« 
dus, 1,63 Vollgraff, Syfteme, IV, 412, 
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In nicht monardhifchen Staaten (Republifen) fann an der 
Etelle der, in Monarchieen üblichen Eivillifte nur eine viel 
geringere Ausgabe vorkommen, ein Umftand, aus welchem fein 
Verftändiger fich verleiten laffen wird, die monarchifche Staates 
form bei ihren großen anderweitigen Vorzügen der republifas 
nifchen nachzuſetzen. In Ariftofratieen bringt es das Intereſſe 
der bevorzugten Gefchlechter mit ſich, daß fie bedacht find, 
nicht durch Geldbezüge beneidenswerth zu erfcheinen, in Des 
mofratieen fann, wenn fie von einer Verfammlung gewählter 
Abgeordneten regiert werden (großer Rath, Congref), die Bes 
zahlung von Tagegeldern an letztere nüthig werden (a). Das 
Drgan der vollziehenden Gewalt (Präfivent, Landanımann, 
Eonful, Doge), obgleich feiner VBerantwortlichkeit zufolge nur 
der oberfie Beamte im Staate, muß doch ein, feinem Rauge 
entfprechendes Einfommen erhalten, was fchon darum unver 
meidlich ift, weil er den Abgefandten fremder Mächte gegen- 
über feinen Etaat repräfentirt (6). 

(a) In Nordamerica z. B. ift dieß der Fall (tägl. 8 Doll. für jedes Mit⸗ 
glied in beiden Käufern), in den Republifen der Schweiz nit. In 

St. Gallen foftere 1827 der große Rath 416 fl., in Uppenzel U. Rh. 

1826 Yandegemeinde und großer Rath 2807 fl., 1827 aber 3962 fi. 

©. Bernoutli, ſchweiz. Archiv, IH, Nr. 1. 
c5) In den nordamerieanifhen Freiftaaten bezieht der Präfident 25,000 


Doll,, der Bicepräfident 5000, der Seeretär des Senats 600, der 
Reprafentantenverfammlung 500 Doll, ©. Lips, Statiſtit von 


— 


Auerica, ©. 181. 
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2. AUbtheilung. 
Regierungsausgaben, 





1. Hauptitüc, 
Die Regierungsausgaben im Allgemeinen betrachtet. 


$. 52. 


Der Staat befteht aus vielen Gemeinden, deren Verbin⸗ 

dung fich nicht bloß in dem Befige und der Verwaltung eined 
‚befonderen Communalvermügend, fondern auch in Veranftals 
tungen zur Erreichung mancher, aus dem örtlichen Zufammens 
leben entfpringenden Zwecke äußert. Die Regierung muß, den 
Allgemeinen Grundfägen ihrer Wirkfamkeit zufolge, alled das: 
jenige den Gemeinden überlaffen, was, obgleich in den Um: 
fang der Staatszwecke fallend, doc) beffer von jenen ald von 
ihr felbft ausgerichtet werden kann. Verſchiedene Iocale Be— 
dürfniffe eignen ſich vollfommen dazu, aus Gemeindemitteln 
und von den Gemeindevorfländen unter der Oberaufficht der 
Staatöbehörden Befriediget zu werden. Auf diefe Weiſe bes 
fehränkt fich der Regierungsaufwand auf Gegenftände, die ent: 
weder gar Feine locale Beziehung haben, oder doch nicht der 
Beurtheilung der Gemeindevorfieher anheim gegeben werden 
dürfen. 


$. 53, 


In Monarchieen mit einer Repräſentativ-Verfaſſung, wes 
nigftend in größeren Staaten, kann nad) demfelben Grundfaße, 
wie bei den Gemeinden, ein Xheil des für gemeinfame Zwecke 
erforderlichen Aufwanded den einzelnen Landeöbezirfen (Pros 
vinzen, Kreifen, NRegierungsbezirten, Departements 2c.) über: 
laſſen werden. Dieje Ausfcheidung der Bezirksausgaben von 
den allgemeinen Ausgaben der Staatöcaffe (a) ſetzt voraus, 
daf in den Bezirken eine befondere Vertretung der Einwohner 
(Laudrath, Departementsrath, Provincialftände ꝛc.) der landeös 
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herrlichen Behörde (Bezirföregierung, Präfect 1.) zur Seite 
fiehe, welche, zwifchen der Gemeindeverwaltung und der allge- 
meinen Ständeverfanmlung in die Mitte tretend, die Mitwirs 
fung-achtbarer Bürger an der Berathung öffentlicher Angeles 
genheiten vervollftändigt, die Wünſche, Anträge und Befchwers 
dem der verfchiedenen Landestheile zur Sprache bringt, und zur 
Bervolllommmung der Staatsanftalten Fräftig mitwirft, Wenn 
nun gewiffe Ausgaben in den einzelnen Landesbezirken, mit Zus 
ziehung der Bezirksrepräſentanten, beſchloſſen und die dazu 
erforderlichen Deckungsmitiel von den Bewohnern des Bezirkes 
aufgebracht werden, fo. daß für die dahin gehörenden Gegen⸗ 
fände jeder größere Yandeötheil feine eigene Wirthſchaftsfüh— 
rung erhält, fo kann dieß fich darin müglich erweifen, daß (db) 
1) die geiftungen der Bürger mit den daraus entfpringenden 
Vortheilen in richtigem Verhältniffe ftehen, 
2 die Vereitwilligkeit zur Uebernahme von Laſten durch den 
| GAME: fichtbaren Nußen verftärkt wird, 

ie Ausgaben nach reiferer Erwägung des wahren Bes 

ä iſſes eingerichtet, \ 
| R die fparfamften Arten ihrer. Beftreitung ausgewählt wers 

- den konnen. 


(a) v. Satob, I, 4. 828, 985, — Fulda, Handb. n 21, — Mehr 

„gegen die Maaßregel: v. Malhus, H, 41, Reichhaltigen Stoff 

" entbalten die ae hlung et der baier. Ständeverfanmtung v, 1828, 

2. Kammer, Band I. V. XU. XIV. und Beilage LVIM. LXXXIL 

Der von der Blau vorgelegte Entwurf des Gefeßes wurde von 

den Ständen fo abgeandert, daß eritere die Genehmigung verfagte. 

1831 famı ein modificirtes Gefeh zu Stande, nad welchem die Kreis» 

ver we 3: 44 ‚000 fi. oder 132, Proc. des gefanımten Staatsauf» 
ausmachen. 

(3) he —— baier. Geſetzentw. in den a. — 323, Rudhart 


Y: 


$. 54. 


Das Verfahren, welches bei den Bezirksausgaben zu bes 
obachten ift, kann am paffendften fo eingerichtet werden: Die 
Bezirköftände entwerfen in Verbindung mit der Landesbehürde 
des Bezirkes den Plan (Budget) der Ausgaben und der: zur 
Dedung dienenden Einkünfte, wohin hauptſächlich Bezirfs- 
fteuern (Umlagen) gehören. Diefe Plane werden ſodann von 
dem Minifterium der allgemeinen Ständeverfammlung vorgelegt, 
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geprüft, genehmigt oder mobificirt und in den Zinanzplan des 
ganzen Staates aufgenommen (a). Dhne die Unterfuhung 
durch die Landftände würde man nicht ficher fein, daß nicht 
die Bezirksausgaben zum Nachtheile der allgemeinen Landes: 
anftalten zu weit ausgedehnt und daß nicht Einnahmöquellen 
gewählt würden, welche aus einem höheren Standpuncte une 
zweckmäßig erfcheinen. Daher kann es auch dienlicy fein, über 
die Art, wie die Bezirkseinkünfte aufgebracht werden follen, 
Einiges geſetzlich vorzufchreiben (d), Würde man aber foweit 
gehen, den Bezirken gewiffe Summen für ihre Ausgaben aus 
der Staatscaſſe zuzuweifen (c), fo gienge ein Theil der bezeiche 
neten ($. 53) Vortheile verloren, weil dann. die, Gerechtigkeit 
eine gleichmäßige Austheilung der Summen nad) dem Maaße 
des Steuerbeitraged erforderte und der freien Eutſchließung fein 
Spielraum offen bliebe (d). Es verfleht fih übrigens, daß 
beim Beginne diefer Ausfcheidung an den allgemeinen Gtaats- 
laſten ein verhältnißmäßiger Theil nachgelaffen werden muß. 


Ca) Vergl. Niederländ. Fundamentalgef. v. 1815, $. 143 bei v. Mal- 
bus, Politit, II, 36. — Nad) den Baier. Gef. über die Einfüh- 
rung der Sandräthe, 15. Aug: 1828, $. 2, fol vom König und den 
Ständen aufje 3 Jahre ein Marimum für die Kreisausgaben feſt⸗ 
geſetzt werden, und zwar a) eines für die nothwendigen Ausgaben, 
b) eines für die facultativen. 

(5) Angef. baier, Landrathsgeſetz, $. 4 

ce). Dabin gieng der Beſchluß der baier. Kammer der Reichsraͤthe, wel 
> auch die Kauımer der Deputirten beitrat; ſ. Verbandl. der 2, 

ammer v. 1828, Beil. 82, ©. 42, und Band XI, ©. 37, — 
In dieſenn Sinne ift auch der 1831 den Ständen vorgelegte Entwurf 
des Nusiheidungsgefeges abgefaßt, doch mit der Bewilligung Don 
facultativen Ausgaben innerhalb einer gewiſſen Gräme, nämlich bis 
zu 12/, Proc. der ſaͤmmtlichen directen Steuern. Jeder Kreis Toll 
für die nothwendigen Ausgaben einen Theil der in ihm zu entrichten» 
den Directen Steuern erhalten, und da die Quote diefer GSteuer- 
antheile in allen Kreifen diefelbe ift, fo foll der Staat denjenigen, 
in welchen die Ausgabe durch diefe Bewilligung nicht gedeckt iſt, einen 
befonderen Zufchuß geben. Nach der Berechnung des Ausſchuſſes der 
2, Kammer wurde die Ausgabe und Einnahme der Kreife 4"2069,000 fi. 
betragen, die Eentralausgabe 23°774,000 fi. 

(d) In Frantreidy erıltirt dem Namen nad eine Departementseinnahme 
von 6,4 Proc, Zuſchlag zur Grund⸗, Perfonale und Mobiliarfteuer 
für Gehalte. der Tepartementsbeamten, Buͤreaukoſten der Präfecten, 
Arbeitehäufer, Gerichtsgebäude und Sanitätsanftalten. Diefer Steuer» 
zuſchlag (centimes additionels) beträgt jegt 11’, Mil. Sr., wird 
aber aus der Staatscaffe unter der Benennung depenses departe- 
mentales fixes ou communes a plusieurs departements dem Mis 
nifter des Innern überwiefen, Ein anderer Zufchlag von 7,* Proc, 
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wird wirklich in die einzelnen Departenıentscaffen gegeben, um für 
Präfecturgebände, Gendarmeriecafernen, Gefaͤngniſſe, Gerichtefoften, 
Bauten, Armenweſen, Sindelhäufer, Landſtraßen ꝛc. verwendet zu 
werden. Da Ddiefe Ausgaben in manchen Depart. den Belauf der 7,° 
Eentimen überfteigen, fo wird ein dritter ‚Sufchlag von 5 Proc. dem 
Minifterium des Innern zur Deckung folder Bedürfniffe zugeftellt. Ends 
lich darf der Departementsrath für nüsliche Ausgaben einen Zuſchlag 
bis zu 5 Proc. (centimes facultatifs) und einen andern fir die Steuer⸗ 
weſſung befchließen. So ergiebt fih eine Summe von 47°467,000 Sr. 
Departementseinfünften; f. Rapport au Roi, ©. 52. Ordonn. vom 
22, Roy. 1829, v. Maldus, Il, 47, 
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Die Zuträglichkeit diefer Maaßregel hängt hauptfächlich von 
der Auswahl der, den Bezirken zu übertragenden Ausgaben 
ab (a). Würde man alle, in die Gränzen ded Bezirkes fallens 
den Staatdanftalten, z. E. die Befoldung der Beamten, darımz 
ter mit begreifen, fo würde die Beforgniß entftehen, daß die 
einzelnen Landestheile allzufehr auf Koften der Anhänglichkeit an 
dad Ganze ſich mit ihrem befonderen Intereſſe befchäftigten 
(Provincialgeift), und daß die Regierung in vielen Anordnungen, 
die aus allgemeinen Gründen ded Staatswohles gefchehen müf: 
fen, fich beengt fände, Man wird demnach nur bei foldyen Aus⸗ 
gaben die völlige Ueberlaffung an die Bezirke für dienlich erac)- 
ten fünnen, | 

1) deren Wirkungen in ihrem ganzen Umfange von den Bürs 
gern deutlich empfunden werden fünnen, deren Zwedmäßigs 
Feit und befte Einrichtungsart alfo die Bewohner eined Lanz 
deötheiled hinreichend zu beurtheilen wiſſen, 

2) bei denen Fein unerlaßlicher Bedarf aus allgemeinen Staatds 
rücfichten anzugeben ift, fondern ohne Nachtheil nach 
den Hülfäquellen und Neigungen der Bürger bald mehr, 
bald weniger Mittel für einen gewiffen Zweck angewendet 
werden fünnen, z. B. Straßen = und Wafferbau, Gebäude, 
Anftalten. für Gefundheit, Armenwefen, Schulwefen und 
manche andere gemeinnüßige Zwecke (6). 

La) Hoͤchſt abweichende Unfichten über das Princip der Ausfcheidung in den 
baier. Verhandlungen. Das Minifterium ftellte folgenden Grundfag 
auf (Verhdl. v. 1823 I, 326): die Ansfcheidung ijt rathſam »bei allen 
Grgenftänden des Staatszwecks, die nur innerbalb beftimmter engerer 


Bezirte zu_ erfüllen und zu verwirklichen find, bei jenen Interejlen, die 
einzelnen Theilen des Ganzen eigenthüntich angehören, bei jenen Ge» 


Rau pelit. Ockon. zu DD, 


ſchaͤften endlich, die innerhalb eines einzelnen Kreiſes vollzogen werden 
muͤſſen. « Bol. Minifterialvortrag 0.20. Suli 1831, Beil. XXXIV. — 
Der Nusfchußreferent der 2. Kammer (Betterlein) macht die Aus» 
ſcheidung jeder Ausgabe davon abhängig, ob der Landrarh bei ihr a” 
tereſſe babe, 


(6) Bei anderen, innerhalb der Bezirfe vorfallenden Ausgaben dürfte we— 
nigftens nicht der Betrag felbft , fondern nur etwa dic Art der Aufbringung 
in den Wirfungsfreis der Be;irkeftände (Landraͤthe) negeben werden. — 
Der ang. baier. Entwurf v, 1831 überträgt den Kreifen die Unterbal» 
tung der fchon vorhandenen Straßen, nicht die Neubauten; wo jedoch 
die Trennung von Staatö» und Bezirköftraßen beſteht, da eignet fid) auch 
der Neubau der legteren vollfommen zur Bezirfsausgabe, 
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Sn jedem Zweige der Staatöverwaltung ift der größte Theil 
der Ausgaben zur Vergütung yon Diinften beftimmt, welche 
theild von den fürmlic) in einem Staatsamte angeftellten Staats: 
dienern, theild von dem, für Verrichtungen niederer Art tempos 
rär und widerruflich angenommenen Unterperfonal verrichtet wers 
den, Die Belohnung der letzteren Art von Geſchäften kann auf 
dieſelbe Weiſe geſchehen, wie bei Privatdienſten, die Koſten der 
Staatsbeamten aber erfordern eine beſondere Unterſuchung. Es 
muß hiebei unterſchieden werden: 

1) die Ausgabe, mit welcher den Beamten während der Dienfts 

zeit ein Finfommen ‚gegeben wird, Befoldung, 

2) die Ausgabe, die noch nad) der Dienftzeit derfelben vorge: 

nommen werden muß, Ruh- und Wirtwengehalt. 
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Die Ausgabe für Befoldungen läßt fich ohne Nachtheil für 
die Staatöverwaltung fparfam einrichten (4): 

1) indem man den Gefchäftegang von unnüthigen Fürmlich- 
feiten befreit und dadurch den Bedarf von Beamten ver— 
ringert, eine Maaßregel, die zugleich die Bürger vieler Ve— 
fehwerlichkeiten überhebt (6), 

2) indem nıan nicht mehr Staatödiener anftellt, ald zur guten 
DBeforgung der vorfommenden Gefchäfte nöthig ift und nicht 
Stellen errichtet, nur um gewiffe Perfonen zu begünftigen (c), 

3) inden man für Verrichtungen, die von Beamten eines nie= 
drigeren Ranges und geringerer Koftbarkeit ebenfo gut volls 
zogen werden Fünnen, Feine höher befoldeten anftellt (d), 


— — 
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4). indem die Beſoldung ‚jeder Dienſtſtelle nur ſo hoch be— 
ſtimmt wird, als es die Beſchaffenheit derſelben fordert (c). 
Würde man ‚aber. nicht einmal, eine angemeffene Vergütung 

ieder Art von, Staatödienften kewilligen, fo würde dieß fehr 

ſchädlich fein. Selbft, dann, wenn augenblicklich. ein großer 

Andrang folcher Perfonen,, welche Anftellung fuchen, vorz 
handen, und, die Beſetzung afer Stellen mit fähigen Mäns 
nern möglich wäre, würden, doch mit der Zeit die nachtheis 
ligen Folgen. nicht ausbleiben, es würden Gewiffenlofigfeit, 
Erpreffungen, Beftechlichkeit, im, beften Falle Nachläffigkeir 
und, geringe, Vorbereitung, zu einem fo wenig belohnenden 
Wirkungskreiſe herrfchend werden, Eben fo. wenig ift ed zu 
billigen, wenn man, um, an, den Befoldungen zu erfparen, 
den Beamten geflattet oder, nachfieht, ſich Einkünfte uns 
mittelbar von, den, Bürgern zu verfchaffen, die leicht zur 

„ Benalität und ‚Ungerechtigfeit führen. «Man findet, häufig 
das Mißverhältniß, daß, die. höheren Aemter zu reichlich, 
die unteren dagegen zu Färglich bezahlt find. Würde bei den 
letzteren eine allgemeine Vermehrung des Gehaltes zu Foftbar 
fein, fo Fönnte wenigftend durch, Anordnung mehrerer Befol: 
dungselaffen, den. verdienten. Beamten die. Ausficht auf 
Sortrücen zu einer, befjeren Einnahme, auch ohne Veräns: 
derung des Gefchäftöfreifes, verfchafft werden (/). 

(a). Bergl. Lips, Deutſchlands Nationalöfonomie, S. 143 ff. (zu weit 
—— guter Eifer). 

(8) Gute Bemerkungen bierüber kei Say, Handb. V, 122 ff. 

() Meberzäblige, Vicepräfidenten ıc. 

—36 uflich angeſtellte Subalternen — Aſſeſſoren neben den Raͤthen. 

Ce) Bu Eiche Befoldungen feßen die Staatsaͤmter dem Zudrange beguͤn— 
ſtigter unfäbiger Männer aus, die nur bequemen Müffiggang beab» 

gen. Parnell, ©, 192. 

(f) Entwurf eines Normaletats für die bad. Staatsdiener. Verbandt. v. 

’ 1831: V. Beil. S, 1. XII, 296. — Willkuͤhrliche Reductionen der 

Beſeldungen in Sranfreid,, 1831 u. 1832, 
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Mährend der. Lohn von Arbeiten, welche für Privatperfonen 
geleifter werden, fich durch die Concurrenz von felbft regelt, muß 
die Befoldung des Staatsbeamten durch den Befchluß der Res 
gierung auf eine angemeffene Größe geſetzt werden. Dieſe hängt 
von folgenden Umftänden ab: 

4 * 
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1) von dem comventionellen fiandesmäßigen Bebarfe des Be 
amten und feiner Familie, weil mit jeder Dienftftelle ein 
gewiffer Rang verknüpft ift und wenigftend die Abftufung 
zwifchen den Befoldungen verfchiedener Grade nicht verabs 
fäumt werden darf. Die Steigerung des Luxus unter den 
Beamten in neuerer Zeit ift zwar nicht zu bezweifeln, und 
ed kann der Regierung nicht zugemuthet werden, die ime 
mer mehr begehrende Sucht nach Genüffen völlig zu bes 
friedigen, indeß läßt fich doch auch, während alle Stände 
ihre Lebendweife verändert und ihre Bedürfniffe vermehrt 
haben, nicht diefe Elaffe allein zur Einfachheit eines frü⸗ 
heren Zeitalterd zurückführen. 

2) von den Koſten der Vorbereitung, wobei hauptſächlich der 
Unterfchied gründlicher wiffenfchaftlicher Bildung und bloßer 
allgemeiner Schulfenntniffe entfcheidend iſt. 

3) von der Schwierigkeit und Wichtigkeit des Dienftes, dem 
Grade yon Verantwortlichkeit und der Seltenheit ber bazu 
“erforderlichen Fähigkeiten. 


§. 99, 


Sin früheren Zeiten beftand ein großer Theil der Veſoldun— 
gen in Naturalien (a). Dieß war ſehr zweckmäßig, in einer 
Zeit, wo zum Kebendunterhalte wenigere Kunftwaaren erfordert 
wurden, wo der Marktverkehr und der Geldumlauf geringere 
Lebhaftigkeit hatten, als jeßt, wo es alfo der Negierung beques 
mer wer, Einkünfte in rohen Stoffen beziehen und verwenden 
zu können und auch die VBefoldeten es vorzogen, nicht baar ein= 
faufen zu müffen, In neuerer Zeit hat das Beftreben, das 
Sinanzwefen zu vereinfachen und die läftige Verwaltung der Nas 
turalvorräthe abzufchaffen,, in den meiften Ländern die Einfüh- 
rung reiner Geldbefoldungen zur Folge gehabt, gegen die fich 
jedoch wieder manche Stimmen erhoben haben (b). Cine und 
biefelbe Geldbefoldung Tann bald bei niedrigen Sruchtpreifen reiche 
lih, bald bei hohen unzureichend werden, während doch die 
Angeftellten meiftens unterlaffen,, in wohlfeilen Jahren für die 
theuren etwas zurückzulegen. Cie werden von diefer WVorficht 
abgehalten fowohl wegen einer fehr allgemeinen Neigung zum 
augenblidlichen Genuß, ald wegen der Ungewißheit, ob nicht die 
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‚eingetretene Mohlfeilheit Tängere Zeit anhalten werde. Wird 
nun ein Theil der Befoldung nach einem yieljährigen Preise 
durchſchnitte auf Getreide geſetzt, fo hat dieß den Nugen: 

. 2) für die Befolderen, dag fie beim Wechfel der Getreides 

preife nicht leiden, 

2) für die Regierung, daß fie Feine Thenrungszulagen zu ges 
ben braucht und daß fie einen Theil ihrer Getreideeinfünfte 
immer nach einem Durchfchrittöpreife audgiebt, folglich von 
den Preiöyeränderungen weniger Störung im Finanzwefen 
empfindet. 

(2) Der ſchleſiſche Ritter Sans von Schweinichen erhielt 1593 bei feiner 
Anftellung als fuͤrſtlich Liegnitziſcher Hofmarſchall folgende Befoldung: 
150 Rthir. baar nebſt 30 Rthlr. für Kleidung, 2 Matter Roggen, 
1% Schod Karpfen, 1 Schod Hechte, 2 Zuber Fiſche, 1 Spickſchwein, 


3 Viertel Goldberger Bier, 4 Haufen Holz. ©. deffen Leben, her» 
ausgeg. v. Buͤſching, III, 39, 


(4) Naſſau. Protokolle der Deputirten » Berfanmt, 1822, ©, 149, — 
Würtemberg. Memminger Jahrbuͤcher, 4823, II, 290, — In 
Baiern wor 1819 gewuͤnſcht worden, einen Theil der Befoldungen auf 
Getreide zn fegen. Protokolle der Dep. Kammer, IX, 19, X, 457 
Ebenfo 1825, Beil, X, 124.6. 1826 wurde bei neuen nftellungen der 
Anfang gemacht. Diefe Einrichtung würde aber die Lage der Beamten 
verfhlimmern, wenn der in Getreide beſtehende Beſoldungstheil als 
ein folder Nebenzweig betrachtet würde, der bei der Regulirung der 
Penfionen nicht in Berradpt fäme; f. die Schrift: Einiges über Ge— 
treidebefoldungen im K. Baiern. Augsb. 1829, — v. Muffinans 
Antrag an die baier. 2. Kammer v. 1831 in Mäpler’s Bericht über 
das Ausg. Budg. Beil. XLIV. C, 
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Nur ein Theil der, zum Unterhalte gehörenden Dinge folgt 
den jedeömaligen Veränderungen des Getreidepreifes fchnell nach, 
3. B. Brot, Sleifch, Gemüfe, Bier, Talg. Andere Gegenftände, 
wohin auch die Kohnarbeit gerechnet werden muß, fleigen oder 
ſinken gewöhnlich erft nach einem anhaltend hohen oder niedrigen 
Fruchtpreiſe, viele Waaren aber halten fich yon letzterem ganz 
unabhängig, 3. B. Nolz, Wein, Colonialwaaren. In Bezug 
auf letztere kann eine Naturalbefoldung gar feinen Nuten ges 
währen; auch bei der erwähnten zweiten Claffe von Waaren ift 
der Zuſammenhang mit den Getreidepreifen zu unficher und uns 
gleihförmig, als daß die Vefoldeten vermittelft eines unveräns 
derlihen Fruchtquantums immer in gleicher Lage erhalten werden 
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fönnten, Es follte daher nur derjenige Theil der Befoldung, 
welcher muthmaßlich für den täglichen Nahrungs = und Beleuch⸗ 
tungöbedarf verwendet wird, auf Getreide gefelst werden. Diefer 
Theilfonnte 3. E. bei niederen Dienftftellen */,, bei höheren wegen 
des größeren Aufwandes für Wohnung, Kleidung, Hausgeräthe 
u. dgl. nur oder noch weniger von ber ganzen Jahresaus⸗ 
gabe betragen. Mar muß in jedem Lande nad) genanen Erkuns 
digungen diefe Abftufung anordnen (a). | | 
Ca) Man habe z. 3. eine Beſoldung von 1200 fl. und der Durchſchnitts⸗ 
preis des Scheffels Roggen fei 2 fl., fo könnte, wenn in Ges 
treide beſtimmt werden fol, die Einrihtung fo getroffen werden: 
baare Einnahme . . . . 1000 fi. 
100 Schyeffel uf. - » 200 fi. 
1200 |. 
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Meitere Bemerkungen über die Naturalbefoldungen : 

1) Wo diefe Einrichtung erft neu getroffen wird, da darf man 
den ſchon früher angeftellten Beamten ohne ihre Zuftims 
mung die Umwandlung eined Theiled ihrer Einnahme in 
Getreide nicht aufbringen. 

2) Die Annahme, Aufbewahrung und Verwendung eined Ge: 
treidevorrathes iſt für viele Beamte läftig, zumal für ſolche, 
die Feine eigene Haushaltung führen. Die Regierung fann 
ihnen, ohne von dem allgemeinen Grundſatze abzugeben, 
fehr leicht dadurch heifen, daß fie ftatt der Früchte deu 
Marktpreis derfelben ausbezahlt, wobei fie ebenfalls nicht 
verliert (a). 


(a) Sp. wird ed in Baiern feit 1826 gehalten. In den beiden hoͤchſten 
Beſoldungsclaſſen werden 200 fl. in Getreide geſetzt. Der Durche 
ſchnittspreis des hiezu gewählten Quantums von 3 Scheff. Waitzen, 
*Scheff. Roggen und 24 Scheff. Haber betrug 1819 — 28 1% fi. 
39 tr., die ausbezahlten Marktpreiſe waren aber 

1826/,, — 173 fl. 42 fr. 
1827/,, — 204 fl. 18 fr. 
1823), — 252 fl. 12 fr. 
Die Vergütung erfolgt nad den Preifen des 15. Nov. und 15. Dec. 


$. 62. 
Die Ausgabe für Ruhgehalte (Penfionen) ent— 
ſpringt 
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1) aus der milden Berückſichtigung der Hülfloſigkeit, in welche 
ein aus ſeinem Amte entfernter Staatsdiener vielleicht nach 
vieljähriger treuer Pflichterfüllung in den meiſten Faͤllen ge⸗ 
rathen würde, — 

2) aus der Erwägung, daß der Beamte ohne die Sicherheit 
einer lebenslänglichen Verforgung entweder nicht mit vollem 
Eifer und mit. ganzer Hingebung fich feinem Berufe wid: 
men würde, oder eine ftärfere Befoldung erhalten müßte, 
um davon Erfparniffe für den Fall der Dienftlofigkeit zu 
machen, 

3; aus dem, wenigftens in den deutſchen Etaaten anerkann⸗ 
ten Rechtögrundfaße, daf der Staatebeamte nicht anders, 
als durch eigenes Verfchulden nach richterlihem Erkenntniß, 
alfo zur Strafe, fein Dienfteinfommen verlieren dürfe, 
Eine Folge hievon ift, daß die Verfeung in Ruheſtand, 
fie erfoige nun aus unverfchuldeter Unfähigkeit zur Gefchäfts: 
führung, oder aus allgemeineren Beweggründen, 3. B. ver: 
änderter Einrichtung der Behörden, den Anfpruch auf Ber: 

forgung aus der Ötaatöcaffe begründet. 
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Diele Staaten find in der neueſten Zeit. mit einer Menge 
von Penfionen Belaftet (a), die grüßtentheild aus den Verän— 
derungen in den Staatögebieten und dem Organismus der Vers 
waltung herrührt und infoferne nur eine vorübergehende Ausgabe 
verurfachen Fann. Indeß hat man doch manche unnöthige Pens 
fionirung aus zufälligen perfünlichen Rückfichten fich erlaubt und 
biedurch die Ausgabe vergrößert; es ift alfo fehr rathſam, diefe 
für die Staatöbürger immer Foftbare Maafregel nur nach reife 
lichfter Weberlegung und nur da, wo fie ohne Nachtheil für den 
Staatsdienft oder für das Leben ded Beamten nicht zu vermeis 
den ift, wirklich auszuführen. Es ift nicht wohl möglich, die 
Bedingungen, unter denen Allein eine Verfeßung in Ruheſtand 
erfolgen dürfe, gefeßlich näher zu beftimmen, weil es mancher« 
lei Beweggründe geben Tann, die fich nicht im Voraus erfchüs 
pfend aufzählen laffen (6); aber gerade darum, weil die Negies 
rung hierin nicht fpeciell gebunden werden kann, iſt fie defto 
ftärfer verpflichtet, ihre Befugniß nicht zu mißbrauchen (c). Der 
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Nuhgehalt eines Beamten muß gefeßlich geregelt , er kann aber 
geringer fein ald die VBefoldung während der Dienftthätigfeit, 
weil diefe zu manchen Ausgaben nöthiget, die in der. Zurück— 
gezogenheit des Ruheftandes wegfallen (d). 

(a) Betrag derjelben in einigen Staaten: 


(5) Aus diefeom Grunde haben Privatpenfionscaflen große S 


(e) 


(d 


— 


Baiern: alle Penfionen und Wittwengehalte bis 1825 find der 
Schuldentilgungscafle zugewiefen worden. Sie beliefen fih 1825 
auf 5°282,000 A. oder 18 Proc. der Ausg. Verhandl. d. 2,8, 
v. 1828, Beil. XLVI, 7. Die neuen Rubgebalte im Durch- 
ſchnitt der 4 Jahre 1825/, — ?°/,, belaufen fih auf 290,742 fl. 

Baden: 798,090 fi. für 182%, oder 10,3 Proc. ohne die Aus⸗ 
gaben der Privatwittwencaflen. 726,000 fl. für 18°+/,, oder 9,° 
25 Mr zn Einnahme, Bol, Verhandl, v, 1831. X. Beil, 


Gr, Heffen, 18?74%,: 8,° Proc. (506,000 fi.) 
Wuürtemberg, 18°%,,: 8,* Proc. (738,000 
Preußen, 1832: 5,° Proc. (2887, 000 Rthlr.) Hievon lommen 
aber 1921,000 fl, auf Penſionen zufolge früherer Territorial⸗ 
veränderungen. 
Grofbritanien, 1838: 4 Proc. 2 Mill, Pf. St.) 
Frankreich, 1832: 5,9 Pr. der ordentl, Ausg. (I6Y,Mill. Sr.) 
Awierigfeit, 
weil man fih gar feine Rechnung uber die, nicht von natürlichen Er» 
eigniffen abhängige Menge der künftigen Penfionijten machen fann, 
Dagegen v. Jakob, II, 815. — Indeß fteht der Bildung eines 
Penfionsfonds aus Beiträgen der Beamten nichts entgegen, woferne 
nur die Befoldungen nah einem folhen Abzuge noch zureichend blei— 
ten, die Rechte der früher Angeftellten nicht verlegt werden und von 
der Staatscafle das Fehlende zugefchoffen wird. Bol. Preuß. Cabi» 
netsord. v. 31. Aug. 1824, * 
In Baiern wurden jäbr!. in der neueren Zeit 214, Proc. der Bean 
ten penfionirt, man bofft künftig mit 1,9 Proc, auszureihen. Bon 
den Penfionen fallen jährlih I Proc. dur den Tod anbeim — Dich 
it wenig, weil es 2Ojährige Lebensdauer der Penfionirten andenter. 
Dech ift die Einrichtung fehr zweckmaͤßig, daß die Penfion einen deſto 
größeren Theil der Bejoldung ausmacht, je länger der Beamte im 
Dienfte jtand, denn mir dieſer Zeit wächft fein Verdienft und fein 
Kantilienbedürfniß. Die Penfion beträgt in Baiern, Gr. Heſſen und 
Naſſau im Iften Decennium 7/,,, im 2ten ®/,., im 3ten 94. der 
Beſoldung, nah 40 Dienſtjahren die volle DBefoldung ; in Baden 
nad 10 Dienftjiabren 70 Proc., für jedes weitere Jahr 1 Proc. mehr, 
nad) 40 Jahren die volle Befoldung, in —— 10 Jahren 
40 Proc., dann für jedes Jahr 2 Proc. weiter, Vergl. v. Mal⸗ 
chus, 1, 5. 12. Jedoch iſt neuerlih in Baiern der Dienftgebalt, 
welcher auf die Penfionsfumme feinen Einfluß bat, im Gegenfase des 
Standesgebaltes noch weiter ausgedehnt worden. — Dienlich ijt fer« 
ner die Beftimmung eines gefeglihen Marimum für die Penfion; in 
Baden 4000 ji. 


$. 64. 
Auch die Wittwen = und Waifen: Gehalte können als eine 
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Ergänzung der Befoldungen angefehen werden. Sie find bei den 
eigentlichen Staatsämtern darum nicht wohl zu entbehren, weil 
bie Hinterbliebenen eines Befoldeten in der Regel weder Gelegens 
heit nocy Fähigkeit haben, fich durch ein Gewerbe zn erhalten, 
und weil ohne die Ausficht duf eine folche Unterftügung ein 
Beamter, der nicht anfehnliches Vermögen beſäße oder zu hoffen 
hätte, ftet3 von der Sorge wegen des Fünftigen Schidfald feis 
ner Familie beunruhiget werden würde. Die Verforgung der 
Witwen und Waifen ift auf verfchiedene Weiſe möglich : 

1) Durch freie Privatinftitute (II, $. 368). Hier muß, den 
MWahrfcheinlichfeitäberechnungen gemäß, die Einkaufsſumme 
oder der jährliche Beitrag nad) dem Alter des Verſorgers 
fowohl als der zu Verforgenden beftimmt werden, folglich 
ift die Ausgabe bei bejahrten Ehemännern jüngerer Frauen 
yon beträchtlicher Größe, Aus diefem Grunde, bei der Uns 
gleichheit der Koften, fann den Beamten der Beitritt zu 
einer folchen Cafe, wenigitend mit einer anfehnlichen Eumme, 
nicht befohlen werden, und ohne einen Zwang zur Theile 
nahme ift für den Staat Feine Sicherheit vorhanden, daß 

+ bie Hinterbliebenen ein Auskommen finden werden, welches 
. feine Beihülfe entbehrlich machte, 
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2) Durch Caffen, welche zwar das Eigenthun der Gefellfchaft 
von Theilnehmern find, zu denen aber jeder Beamte mit 
einem beflimmten Theile feiner Befoldung beizutragen vers 
pflichtet wird. Solche Wittwencaffen find infoferne unvolls 

kommen, ald fie jene Abhängigkeit der Einlagen von dem 
Xebensalter der Betheiligten und der Zahl der Kinder nicht 
zulaffen (a), und als deßhalb der Sicherheit willen die aus⸗ 
bezahlten Penfionen geringer ausfallen müſſen, indeß haben 
fie doch den Vortheil, ald Privatanftalten bei den Wechfels 
fällen eines Krieged oder irgend eines Dffentlichen Unglückes 
unantaftbar zu fein. Der Beamte muß fo befoldet fein, 
daß er neben feinem Unterhalte auch die Entrichtung an die 
Mittwencaffe beftreiten kann, und dieſes Mittel ift nicht 

ausführbar, wenn die Einnahme zu beiden Zwecken nicht 
zureicht. Die Verwaltung gefchieht unter ſtrenger Aufficht 
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der Staatöbehörden. Daß auch unverheirathete Beamte 
ihren Beitrag leiften müffen, ift weder ungerecht (weil es 
geſetzlich ausgefprochen wird), noch unbillig oder unzweck⸗ 
mäßig (meil diefelben auch, weniger für fich bedürfen). 

3) Durch eine, aus der Staatöcaffe zu bezahlende Penfion, 
welche durch die Eriftenz einer Privatwittwencaſſe mit er: 
jwungenem Beitritt (2) nicht ganz entbehrlicy gemacht wird, 
wenn nicht die Befoldungen anfehnlich find und ftarfe Abs 
zuge -geftatten, und die bei niedrigem Stande derfelben 
allein übrig bleibt (6). Zw einer guten Einrichtung diefer 
Penfionen gehört: 

a) daß fie nicht "bloß Gnadenfache feien, fondern daß ein 
gewiffer Betrag derfelben (Minimum) jeder Wirtwe 
gefeslich gebühre, was jedoch die Bewilligung einer 
größeren Summe im Falle eined befonders dringenden 
Bedürfniffes nicht ausſchließt, 

b) daß der Gehalt einer Wittwe in einen gewiffen Vers 
hältniß zu der Befoldung des verftorbenein Ehemannes 
ſtehe, | 

c) daf für jedes Kind gleichfall8 eine befondere verhälts 
nißmäßige Unterftüßung audgefegt werde, die mit einem 
gewiffen Alter aufhort und die bei mutterlofen Waifen 
größer ift als bei blos vaterlofen. 

Co) v. Malchus, II, 74, | 
(6) Beifpiel: Bad. Eivildiener-Wittwencaffe, DO. v. 28. Juni 1810, Dies 
nersEdict von 30. San. 1319 $. 20. Von jeder Beieldung werden 
jährl. 1% Proc. abgegeben, und die Wirtwe erhälr dafür mindejtens 
das 11fache, alſo 16°/, Proc. Die Staatscaſſe ſchießt noch 50 Proc. 
der Wirmwenpenfion und 20 Proc. für'jedes Kind zu. Diefer Zuſchuß 
beträgt jege 16,000 fi., neben 16,200 fi. Sterbquartal, welches Die 
Staatscaſſe von jeder Befoldung in die Wittwencaſſe begabte. Die - 
Erben eines verftorbenen Beanıten erhalten uͤberdieß ein Gnadenquar« 
tal. — Die in Baiern 1825 begonnenen Beiträge der Beamten zum 
Mittwen» und Waifenfonds tragen im 4ähr. Durdyichnitt 68,910 fi, 
aber der Bedarf für Penfionen diejer Art ift auf 140,000 fl. berechnet, 
indem man erfahrungsmäßig annimmt, daß er vom Belaufe der 
Ruhgehalte it; Maͤtzlers angef. Vortrag v. 1831. 
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An die Befoldungen und Penfionen ($. 56) ſchließen fich 
‚verfchiedene, mit der Gefhäftsführung verbundene 
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Mebenausgaben, die kei jeder Staatöbehörde vorkommen, 
ohne in einem gleichfürmigen Verhältniß zu den Koften der Bes 
foldungen zu ftehen. Diefe fogenannten Regie: (Neben) Aus⸗ 
geben betreffen vornehmlich) : 
1) Amtsbedürfniffe, ald Einrichtung, Heigung und Beleuch⸗ 
tung der Gefchäftözimmer, Schreibmaterialien u. dgl., wos 
bei es wenigftens für die unteren Stellen am beften ift, 
die Ausgabe nad) einem ohngefähren Ueberfchlage dem Bes 
amten für eine fefte Summe zu überlaffen, weil fonft vies 
ler überflüffiger Aufwand nicht zu verbüten ift (a), 
2) Diäten und Reiſekoſten-Erſatz. Man muß nicht allein die 
"Größe der, einem jeden commiſſariſch Abgefendeten zu leis 
ftenden Vergütung genau und mäßig feſtſetzen, fondern auch 
die Bedingungen auöfprechen, unter denen allein die Anord⸗ 
nung einer Commiffion gefchehen darf. 
3) Porto, Botenlohn u. dgl. 


(a) Die Schreibmaterialien können bald nad) der Einwohnerzahl eines Amts- 
bezirkes, bald nad) der Größe der verrechrteten Summe, bald nadh der 
Zahl der Untergebenen angefchiagen werden. Der ganze Bürcaubedarf 
(oben, Nr, 1) wird bei den bad. Domänenverwaltungen mit 180 fl., 140 fl. 
und 100 fi, jährf. vergütet, jenachdem 3, 2 oder 1 Scribent vorhan⸗ 


den find. 
8. 67, 

Auch die Gebäude verurfächen einen, in jedem Verwal⸗ 
tungszweige erfcheinenden nicht unerheblichen Aufwand. Sie dies 
nen zur Amtsführung (Geſchäftszimmer), zur Wohnung der 
. Beamten, jur Aufbewahrung verfchiedener Gegenflände, zu Ges 
fängniſſen und mancherlei andern Anftalten (a). Da die Auf: 
führung und Erhaltung eines Gebäudes die Regierung mehr zu 
loſten pflegt, ald Privatperfonen, ind da fehon die unumgänglich 
nöthigen Gebäude eine anfehnlicye Ausgabe hinwegnehmen, fo 
muß man eifrig bedacht fein, Erfparungen zu "bewirken, wozu 
unter anderen folgende Mittel fich darbieten : 

1) Verkauf der, für öffentliche Zwecke leicht entbehrlichen Ges 
bäude, wohin viele Dienftwohnungen , wenigftens in den 
Städten, gehören, weil eine Entſchädigung für die Beams 
‚ten in der Megel weniger Eoften wird ; ald die Zinfen‘ der, 
aus dem Verfaufe zu löfenden Summe nebft den Reparae 
turs und Affecuranzkoften ausmachen (a). | 


\ 


60 


2) Genaue Unterfcheidung bloßer Ausbefferungen, die zur Erz 
haltung dienen und fogleich nach dem Eintreten einer Bes 
fhädigung vorgenommen werden müffen, weil fich bei läns 
gerem Verzuge die Ausgabe ſtets vergrößert, — von Neus 
bauten, welche häufig eher verfchoben werden können und 
bei denen man befonders bedacht fein muß, das wahre von 
dem vorgeblichen Bedürfniß zu fondern. 

3) Auswahl der wohlfeilften Ausführungsart, die mit der 
Rüdficht auf die Dauer verträglich if. Dan wird daher, 
ohne Anftand und Gefchmad zu beleidigen, das Einfache 
dem Künftlich:Zururiöfen vorziehen, genaue Anfchläge ents 
werfen und die Arbeiten vem MWenigftfordernden in Berding 
geben müffen (K. 35). 


* (a) Baiern, Ajähr. Durchſchnitt (1825 — 28) 763,000 fl. oder 22/, Proc. 
| der reinen Einnahme. 


2. Haupit ſt uͤck. 


Ausgaben für einzelne Abtheilungen der 
Regierungsgeſchaͤfte. 





§. 68. 


Es giebt in jedem Staate Beamte und Behörden, bei denen 

. alle, in den verfchiedenen Negierungszweigen vorkommenden Anz 
gelegenheiten zufammentreffen. Diefelben erfordern nur einen 
‚ Beinen Theil des Staatdaufiwandes und geben deßhalb zur. Feis 
nen befondern Erfparungdmaaßregeln Gelegenheit. Es gehören 
dahin. das fürftlihe Cabinet, der Minifterrath, ver 
Staatörath, deffen Mitglieder größtentheild zugleich andere 
Aemter zu beBleiden und aus denfelben ihren Unterhalt zu beziehen 
pflegen. Jedem felbftftändigen Zweige der Negierungsgefchäfte (M i- 
nifterium) fteht ein Beamter (Minifter, Staatsfecretär, 
Chef) vor, der nur dem Dberhaupte des Etaated untergeords 
net ift und eine Anzahl von Gehülfen (Minifterialräthen) zur 
Eeite hat. Die unfchädlichte Ausgabenverminderung in Pleineren 
Staaten ift dadurch zu bewirlen, daß man die Minifterien ganz 
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oder zum Theile durch Beamte eines niebrigeren Ranges ver: 
walten läßt (Staatsräthe 2c.). Auch in den großen Staaten 
it häufig an den unverhältnigmäßig großen Befoldungen der 
Miniſter eine Erfparung möglich (a). Die Zahl der Minifterien 
und der Minifter ift in dem verfchiedenen europäifchen Staaten 
fehr ungleich, indem man in größeren Ländern zu einer weiteren 
Spaltung der Gefchäftögebiete veranlaßt und gezwungen iſt, als 
in Fleinen, wo ber Einzelne mehr umfaffen fann. Es ift daher 
für den gegenwärtigen Behuf zweckmäßig, die Regierungsaus⸗ 
gaben nad) einem, in ihrem Weſen liegenden Grunde abzutheis 
len, wie dieß ſchon in $. 43 angedeutet worden ift. 

(a) Dagegen bat in den nordamericanifchen Freiftaaten jeder der 4 Staats⸗ 


jecretäre 6000 Doll. (14,800 fi.), jeder erfte Unterbeanite eines Minis 
ſters chrst clerk) 2000 Doll, :c. 
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Die. Ausgaben für das Zuftizwefen (bürgerliche und 
peinliche Nechtöpflege) nehmen nur einige Procente des ganzen 
Aufwandes hinweg (a), und es ift für einen fehr günftigen Um— 
fand zu erachten, daß eine der unentbehrlichften und heilbrins 


gendften Staatsanftalten, diejenige, welche fi) am frühften ges . 


bildet hat, mit einem fo mäßigen Opfer beftritten werden kann. 
Die often betreffen: | 

41) das Zuftizminifterium mir Einfchluß der zur Verbefferung 
der Rechtögefeßgebung aufgeftellten Beamten (Geſetzgebungb⸗ 
Commiffion). 

2) die Gerichte mehrerer Inſtanzen (db). Wenn die Verbeffe- 
rung des Gerichtöwefend nach den Bedürfniffen der jeßigen 
Zeit neue Ausgaben verurfacht, fo kann wiederum durc) 
manche unfchädliche. Vereinfachung des Proceßganges, bes 
fonderd durch eine friedensrichterliche Vermittlung, welche 
viele Nechtöftreitigfeiten fehon im Entftehen beilegt, viel er, 
fpart werden, Der Gerichtögang ift zugleich eine Quelle 
yon Einnahmen, welche theilweife die Koften decken. 

3) Die Gefängniffe und Strafanftalten. Auch bei diefem 
Gegenftande wird die Nothiwendigkeit einer. durchgreifenden 
Verbefferung, welche neben dem nächften Zwecke der Strafe 
zugleicy auf den fittlichen und religiofen Zuftand der Sträf: 
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linge einwirkt, allgemein und lebhaft gefühlt. Vollkom⸗ 
menere Strafanftalten find zwar koſtbarer als die bisherigen, 
indeß ‚vermindert fich der erforderliche Aufwand durch daß, 
was die Sträflinge bei zwedmäßiger Befchäftigung mit 
Gewerböarbeit ver Anftalt leiften (c). 


(a) 3. 3. in Würtemberg, 18?%,,, 7,? Proc. (685,000 fl.) — Baiern, 
18°%%, , 6 Procent (1726,000 fl.) — Baden, 18%), ,, 6 Procent 
(438,000: f.) — Preußen, 1832, 3, Proc, (1850, 000 Rtblr.) obne 

die Sporteln — Franfreih 2, Pr. (II Mill. Fr.) — Brafilien, 1829, 
2,37 Proc. — Auf den Kopf der Einwohner treffen in Frankreich 

16 fr., in Baden 21 fr,, in Baiern 25 kr, 


€) In Baiern Fofteten im Durdfchnitte von 1825 bis 1827 
das "Juftizminifterium . . » -» 56,300 fi. 
das Dberappellationsgeriht „ . 111,366 fi. 
die 8 Appellationsgerihte . 369,600 fl. 
die Gerichte Ifter Inftanz mit den 
Eriminalgerichtöfoften „. . . 1140,300 fl. . 
alfo verhalten ſich diefe 4 Theile der Ausgabe ungefähr wie 1, 2, 6 
und 20. In Baden kofteten 1828 — 30 
Suftizminifterium. - 0 0. 0. 21,400 fl. 
Dberbofgeriht. «To 0 2 0. 8,200 |. 
3 Hofgerihte » » 2. 0... 110,800 fi. 
Bezirtsämter ,. die Hälfte der 
fämmtlihen Koften —E— . 223,500 fl. 
Diefe Zahlen verhalten ſich :beiläufig wie 1, 2, 5 und 10, 


Ce) Bol, II, $. 352 in Betreff der Swangsarbeitshäufer. — Die geſamm⸗ 
* der Strafhaͤuſer betrugen auf den Kopf der Straͤflinge 
jährlich : 

in Saufanne (vortrefflihe Anftalt, zu 80 Köpfen im Durdfänitt), 

1826 — 2 [3 ® . — * u . ® . ® ® — 9 fl. 

in Baden, 1823—30. . . 2 2 2 2 2... 1239, 
in Hamburg, 18314—27 . » 2 2 2 40 N. 
in Trier, 18.0 —22 ⸗ — . . 105°% fl. 
in Brauweiler, R. B. Köln, 186... 2. 2... fl. 
Naugardt (Pommern), 1821, 1824, 1826, Durd- 
wu ee ent — 
Ein arbeitender Sträfling verdiente ab in den 4 badenfchen Zucht: 
und Eorrectionsbäufern 21 fl., in Hamburg 24'/, fl., in Trier 41,80 ., 
in Naugardt 58 fl,, in Eberbach (Naſſau) im Durchſchn. von 1821 
und 1824, 59 f., in. Lichtenburg 1826, 79 fl., ſ. Hartleben, 
Suftiz-, Kameral» und Polizeifana, 1827. S. 227. In diefer Beit- 
fhrift find auch die Nachweiſe über Eberbah und Naugardt zu fin- 
den. — In Yaufanne wurden an 20 Proc. der Ausgabe durch das 
Arbeitsproduct gededt. Die großen Abweichungen in obigen Zablen 
erllaͤren fi) nicht allein aus der mehr oder weniger wirthſchaftlichen 
Einrichtung, fondern auch 1) aus mandherlei localen Umftänden, z 3. 
reife der Lebensmirtel und Abfaggelegenbeit für die Arbeitsproducte, 
.. 2) aus der. befleren oder ſchlechteren Behandlung der Sträflinge, 
3) aus dem verſchiedenen Umfange der Unftalt, indem bei einer gros 
Ken Zahl von Straͤflingen die Koften verhaͤltnißmaͤßig geringer werden, 
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Die Polizei im engeren Zinn (II., \.6), d. h. die Sorge 
für Uufrechthaltung der Sicherheit im Innern ded Staates durch 
unmittelbar vorbeugende Maaßregeln, finder fich in den meiften 

" Staaten, mit der Pflege der Volkswirthſchaft und einzelnen Ges 
fhäften der Volfsbildungsforge verbunden, dem fogenannten Mir 
niſterium des Innern übertragen, deffen Wirkungskreis die Pos 
lizet im ausgedehnteren MWortverftande bildet (IT, $. 7). - Doch 
pflegt die wefentliche Verſchiedenheit dieſer Geſchäftsgebiete 
durch die Aufitellung mehrerer Abtheilungen in diefem Minis - 
fterium oder mehrerer Gentralftellen unter demfelben (Zanitätd- 
commiffton, Kirchen » und Schulrath ꝛc.) angedeutet zu fein. 
Die Mittelbehörden in den Landeötheilen find bei collegialifcyer 
Einrichtung Foftbarer, als bei der Büreauverfaffung (II, $. 7 
Nr. 2), doc) Fann in dieſem Puncte die Wohlfeilheit nicht ents 
fheiden (a). Die Unterbehörden für die Polizei im weiteren 
Sinn find noch jest in vielen Staaten zugleich Zuftizbeamte ; 
allein die Scheidung der Nechtöpflege von jenem Polizeis (Nd- 
miniftrative) Gefchäfte.ift für die gute Ausführung beider hoch— 
wichtiger Regierungszweige fo unerläßlicy nothwendig, daß man 
die Koften, welche diefe Maafregel, vornehmlich anfangs, verur= 
ſacht, nicht fcheuen darf 
(a) Bol. v. Malchus, Politik, II, 8.68 ff. — Bei größeren Bezirfen und 
forgfältiger Vermeidung uberftüffiger Anſtellungen fonnen auch die 

Eotlegialbehörden ziemlich wohlfeit fein. — Die Koften auf den Kepf 

der Einwohner betragen 

12 fr. nad dem frangöf. Präfecturfnitem für Departements. und 
Bezirfsverwaltung (nah Benzenberg). 

14 fr. für die Kammer des Innern und die Landgerichte ald Pos 
lizeiönter in Baiern. 

15 fr, für die Preuß. Regierungen (beide Kammern) und Ober 
‚präfidenten ohne Landraͤthe. 


18 fr. Br Kreisdirectorien und halbe Koften der Bezirksaͤmter in 
Baden, 


8.7; 


Zu des einzelnen. Polizeianftalten, welche befondere Koften 
verurfachen, find hauptfächlich zu zählen (a): 

1) die Sicherheitsmannfchaft (Landjäger, Gensdarmerie), 

welche, wenn gleich militäriſch orgauiſirt und in einigen 
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Ländern dem Kriegdminifterium untergeordnet, doch ihrer 
Beftimmung zufolge der Polizei angehört. Gie trägt zur 
Erhaltung der rechtlichen Sicherheit fo kräftig bei, daß fie. 
obfcehon mit nicht unerheblichem Aufiwande verknüpft (5), 
doch in feinem Lande fehlen follte. 

2) die Zmangdarbeitöhäufer (II, $. 348). . 

3) die verfchiedenen Einrichtungen, die zur Geſundheitspolizei 
gehören, wobei inzwifchen die Kranfenhäufer, die Gebärs 
anftalten, die Hebammen u. dgl. aus Bezirks- oder Ges 
meindemitteln beftritten zu werben pflegen. Außer dem 
ordentlichen Aufivande für Mledicinalbeamte, Rettungs— 
anftalten, Impfung, Srrenhäufer, Quarantaine ıc. fommt 
auch ein außerordentlicher vor, den Epidemieen und Epis 
zootien (Viehfeuchen) verurfachen (c). 

Die Berwerflichkeit der Ausgaben für geheime Polizei ift feinem Zwei⸗ 
= fel —— Sie — in Art früher 2°200,000 Fr. 
(1824), jegt find fie auf 1% Mid. verringert. 

(5) Koften derfelben in Frankreich, 1830: 15 Mil. Fr. — Canton Züri, 
Durchſchnitt 1816 — 25, 32,953 Fr., f. die Staatsrechnungen dieſes 
Eantons in der Helvetia, neue Folge, II, 133 ff. 1828, — Baden, 
Anſchlag für 1831: 112,879 A., oder 377 fi. für den Kopf aller 
Grade. Die Einnahme des Gemeinen ftelt fich im Ganzen auf 250 fl. 
Das Budget nimmt nur 93,000 fi. auf, — Baiern. Bedarf auf 


fl 
1735 Mann berechnet 572,230 fl., oder 320 fl. auf den Kopf, aber 
es find bierunter 128 berittene Brigadierd und Gemeine. 


(ce) Koften der Gefundheitspflege in Baden 94,950 fi., in Baiern 147,600 fl. 
— Im Heidelberger Irrenhauſe machen die Koften aller Urt auf den 
Kopf der Irren 245 fi. jährlich oder 40 fr. täglih;, nad Abzug der 
von den Begüterten bezahlten Vergütung bleiben noch 206% fl. Koſten. 


§. 72. 


Der ordentliche Aufwand für die Staatsvertheidigung 
oder das Militärweſen dient, die Unverleßtheit, Eelbftftändigteit 
und Würde ded Staates zu behaupten. Diefer Zweck ift von fols 
cher Nothwendigkeit, er bedingt fo fehr die Erreichung aller anderen 
Zwecke, daß man fich feinem Opfer entziehen kann, welches er ges 
bietet. Die Vernachläffigung der Rüftungen zum Kriege, in des 
nen das ficherfte Mittel Liegt, den Frieden zu erhalten, hat fich 
öfterd mit dem Untergange eines Staates beitraft oder doch den= 
felben in eine Abhängigkeit gebracht, bei der feine Entwicklung 
lange Zeit gehemmt wurde, Da die Gefahr von außen fommt, 


65 


nämlich von der Macht und Ungerechtigfeit anderer Staaten, fo 
darf dad Maaß der aufzuftellenden Streitfräfte nicht blos aus den 
inneren Verhältniffen des Vermögens und der Bevölkerung herges 
nommen, es muß zugleich mit Rücficht auf dad Ausland feftges 
fetzt werden, weil fonft benachbarte Staaten die fich ftärker rü— 
fteten, eine gefährliche Weberlegenheit erlangen könnten. Deß⸗ 
halb haben in der neueren Zeit die Staaten in der Vergrößerung 
ihrer Heere gewetteifert, und der Aufwand ift hiedurch auf eine 
Höhe gefteigert worden, welche den Wohlftand der Völker bedroht, 
und die Anwendung yon Erfparungen dringend fordert (a). Diefe 
werden erleichtert werden, wenn die Gerechtigkeit mehr und mehr 
zum unyerbrüchlichen Grundfage ber Regierungen wird, wenn man 
die innere Entwidlung den Eroberungen vorzuziehen lernt und die 
Seegnungen des Friedens ftetd in ihrer Große anerkennt. Das 
herrfchende Syſtem mehrerer großer, dad Gleichgewicht aufrecht 
haltender Mächte fcheint für die Befeftigung des vülferrechtlichen 
Zuſtandes von Europa und die Befchränfung der Militärausgas 
ben fehr günftig zu wirken, 


(a) Die raſche Fortſchreitung diefer Ausgaben zeigt fi z. 3. deutlich Im 
folgenden Angaben: In Preußen weren 


das Derr die Kofen 
unter dem großen Kurfürften 28,000 Mann 1 Mil. Rthlr. 
Friedrich I. 36,000 »  1'420,000 
Friedrich Wilheln I. 76,000 »  5'800,000 
Friedrich TI. 200,000 3 13:/, Mil, 
Friedrich Wilhelm II. 235,600 » 17 Mm, 
Br. Wilh. IH. bis 1806 256,000 » 20 M. 
1806— 1812 42,000 3 8 M. 
feit 1815 122,00 » 22 Mm. 


f. v. SZedlitz, Geogr. u. Stat. v. Preußen, I, 522, In Frankrelch 
berechnete Neder (administr. IT, 283) 1784 die Koften des Mili« 
tärmweiens auf 122 Mill. Liv., das Budget fir 1811 feste Diefelben 
auf 460 Mill. Sr. und mit Einrechnung der 140 Mill. für die Marine 
auf 600 Mit. oder 62 Proc. der ganzen Staatsausgabe, In der 
neujten Seit beträgt der Militäraufwand im Verhaltniß zur ganzen 
Ausgabe: 

u 49 Proc. in Spanien, 1828, 

42 2 reußen, Budget 1832 (22:798,000 Rthlr.) 


37 » 2 Brafilien, 1830 (7153 Mill, reis) 

32 » » Sranfreih, B. 1832 (307 Mil, Fr.), aber zu⸗ 
folge außerordentliher Ruftungen; 1829 nur 
23 Proc, (193 Mil. Fr.) 

32? » » 8. Sachſen, 1831 (1:490,000 Rtblr.) 

28 2 Meapel, B. 1329 (7:377,000 Duc.) 


Ru pollt, Defen, är Bd. 2 
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22 Proc, in Grosbritanien, 1829 (9:084,000 v. St. Armee 
und 12446, 900 Pf. ordnance, d. i. Artillerie 
int Genie + €.) 
un. — Betrag in den J. 1826 — 28 
(6268,000 fi., die Gensdarmerie ſchon abge- 
zogen. 3 
20.» >» Wuͤrtemberg, B. 1830 — 32 (1'879,000 fi. 
19 » » Baden, Budget 1831 — 32. (1:413,500 fi.); die 
„, 0709)000 Ausgabe 1827 — 1829 "war 24 Proc. 
17 *) 
16 2 » r. Heilen, 1827 — 29 (91, 000 fi .) 
12 2 » €. gzuͤrich wirkt, Ausg. 181624 (985,000 Sr.) 


Bei folhen Vergleihungen muß man forgfältig bedacht fein, in allen 
Staaten nur gleihartige Ausgaben und Einnahmeg in Anſchlag zu 
bringen. Es find daher bier durchgängig die Ausgaben für die Erbe- 
bung der einzelnen Zweige von Einkünften aufer Rechnung geblieben, 
weit fie in mehreren Staaten nicht befannt find, 


22 >» 


i. 73, 


Die Größe des für die Staatsvertheidigung zu machenden 
Aufwandes (a) wird hauptfächlich beftimmt: 


1) von ber politifchen Stellung eines Staates. Kleinere Staa⸗ 
ten (3. B. des dritten und vierten Ranges), die nur durch 
Anfchliegen an größere oder durch innige Verbindung mit 
mehreren anderen gleicher Art im Falle eines Krieges ſich be— 
haupten fünnen, find zu Feiner folchen Anftrengung gezwuns 
gen, als folche, die einen höheren Rang der Macht einnehmen ; 


2) von der Lage und Naturbeſchaffenheit ded Landes, welche 
die Gefahr eines feindlichen Angriffs bald vergrößert, bald 
mindert, Diefer Umftand hat nicht bloß auf die Menge der 
nöthigen Feftungen, fontern auch auf die Anzahl und Bes 
reitfchaft der ftreitbaren Mannfchaft Einfluß (6); 


3) von dem Dafein oder der Abwefenheit einer anfehnlichen 
Handelsſchiffahrt und entfernter Befigungen, weil zum Zchus 
te beider eine Kriegsſeemacht auf Koften ded Staates aufges 
ftelt werden muß, welche auch Arfenale, Häfen für Kriegs⸗ 
ſchiffe u. dgl, erfordert (c). 


(a) Won biefer ganzen Ausgabe kamen in folgenden Ländern: 
Baden Baiern | Sranfr, 
1838 1830 





1828 

Proc Proc. „Proc 

auf die Löhnung und Gage . 46 49," 40 
Brot und Pferdefutter  . . 17,? 16,° 14,? 
9 a N ET WERT vn 6,9% 8,? 4,? 

t, Gefüge, Munition . _ 3,9 4,3 
Bantoften er; N = * 4,8 
enfionen lee y — 
caſernirung 4,* 34: 2,5 


(b) Natürliche (Gebirgs-) und Meergränzen im Vergleich mit ſolchen, die 
in un Lande laufen. Gerundere oder zerfchnittene Geftalt des 
Sande. 


(c) Eigenes Seeminifterium der größern Seemaͤchte. Die Marine Foftete 
in Frankreich (Budget für 1829) an 7 Proc. der Ausgaben, in Gros— 
britanien (1829) 12 Proc. Fur 1832 ift der Aufwand für die Marine 
in Sranfreich ebenfalls auf 7 Proc. oder 65 Mil. Sr. gefchägt. 
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Die von Ad. Smith (a) als in Europa herrfchend anges 
führte Regel, daß das Heer ohne den größten Nachtheil für den 
Wohlftand des Volkes nicht über 1 Procent der Einwohnerzahj 
betragen dürfe, ift nicht blos den Militäreinrichtungen des Deuts 
[hen Bundes zu Grunde gelegt (5), fondern von den meiften eus 
ropäifchen Regierungen fo berüdfichtigt worden, daß die ftreitbare 
Mannfchaft jene Gränze nicht vollig erreicht. Doch gilt die 
Verhältniß nur von dem ftehenden Heere, nicht von der Bewaff⸗ 
nung der Bürger (Landwehr, Miliz, Nationalgarde), 
einem in Friedendzeiten fehr wenig koſtenden Mittel, die Streit- 
fräfte auf eine Achtung gebietende Höhe zu fteigern, aber freilich 
nur für folche Kriege, deren Unvermeidlichkeit anerfannt ift, und 
welche auf die Vertheidigung der edelften Güter eines Volkes 
gerichtet find (c). Zwar wird ed nur in wenigen Staaten raths 
fam fein können, ganz ohne ſtehendes Heer zu bleiben (d), weil 
in diefem fich ein höherer Grad von Uebung und Gefchiclich- 
keit im Maffendienfte fortpflanzt, befonders bei der Neiterei und 
Artillerie, beffere Offiziere und Unteroffiziere gezogen werden und 
für die erften Unternehmungen nach Ausbruch eines Krieges beffer 
geforgt ift, allein ein großer Theil der Mannfchaft kann füglich 

5 # 
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aus Landwehr beftehen, welche immer weniger Aufwand verur- 
facht als ein jtehendes Heer, felbft bei häufiger Beurlaubung (e). 


(a) Bud 5. Cap. 1. Abth. 2. 
cd) Klüber, öffentl. Recht, $. 198, 
(c) Brot v. Rotted, über ftehende Here, 1816. — v. Aretin, 


Staatsr, II, 157. — Say, Handb, V, 140,— Welters —— 
— Ba Wehrverfaffung für Baden, ſ. Protof. v. 1831, Beil, XIII. 


(d) Die nordamericanifchen Sreiftaaten hatten 1828 nur 6196 Mann. Un 
ter der Ausgabe von 5°675,000 dell. find viele frembartige Poſten. 
Röding, America, 1829, I. 340, 


(c) Im Preuß. Staate find neben dem ftchenden Heere 2 Nufgebote der 
Landwehr, zufammen mit den Kriegsreferven 419,000 M. ftarl, Die 
ganze Streitmacht erreicht alfo 4,? Proc. der Einwohner, der Aufwand 
auf den Kopf der Einwohner vertheiltift ungefähr If. In Baiernkoften 
1,37 Proc, Militär (55,180 Mann im Durchſchnitte v. 1826 — 29) 1 ji. 
33 fr. auf den Kopf, in Baden 54 Proc. (9909 Mann) 1 fl. 25 Er. 
auf jeden Einwohner, — Bei der Landwehr ift der Burger nebenbei 
Soldat; gerade entgegengefegt ift die Einrichtung der oͤſterreichiſchen 
Mititärgränze, wo der Soldat, ohne aus dem Oberbefehl feiner Officiere 
entlaffen zu fein, zugleich als Landwirth angefiedelt ift. Aehnlich Die 
ruffifhen Militärcolonien in den Krondörfern, die aber den großen Er- 
wartungen nicht entfprachen und für die Landleute unerträglich drüdend 
find; vgl, Lyall, die ruff, Militärcolonien, a, d. E. Leipzig. 1284, 


z. 75, 


Andere Mittel zur Erfparung find : 

1) Vermeidung eined koſtbaren Prunfes in der Bekleidung und 
Ausrüftung der Mannfchaft, während man nichts verabfäus 
men darf, was zur Gefundheit derjelben und zur guten Bes 
waffnung beiträgt. | 


2) Beſchränkung der Zahl von Oberoffizieren Auf das wirkliche 
Bedürfnig. Die übergroße Menge von Generalen in mans 
en Ländern verurfacht eine empfindliche Ausgabe, an ber 

ſich viel’erfparen ließe, obgleich man allerdings auch darauf 
Bedacht nehmen muß, verdiente Männer allmälig in eine 
beffere Lage fortrüden zu laffen. An der Lühnung der Ges 
meinen kann defto weniger etwas abgebrochen werden, denn 
wenn man auch nicht gerade behaupten fann, daß diefelbe fo 
groß fein müffe, um bei volllommener Sreiheit dem Waffen⸗ 
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bienfte die nüthige Mannfchaft zuzuführen, fo muß doch der 
nad) dem Geſetze zum Dienfte berufene Soldat in den Stand 
geſetzt werden, fich ohne Zuſchuß von feiner Familie, die oh⸗ 
nehin ſchon ſeine Thätigkeit entbehrt, zu erhalten (a). 


3) Häufige Beurlaubung, wenigftens des Zußvolfes, weil die 
anderen Waffengattungen diefe Maafregel nicht in gleicher 
Ausdehnung geftatten (6). 

(2) Loͤhnung eines gemeinen Infanteriften in Baden jährl. 42 fl, ‚ eines 


Dragoners 48 fl., eines Kunoniers 48 fi., eines, Oberlanoniers 72 A. 
f. Berhandt, v. 1831. Beil, X, 495, x 


(1 Zur Erläuterung einige Bahlenabgaben. Ä 
— — — EEE 
Koͤpfe sta: Roften 


Durchſchnitt von 1848 


1 Bair.- Finien-Infanteric» 
Regiment ...... 1680 786 156,200 fi 





19»  Chevaurlegers-R, - 833 292 178,000 > 
31» Garde du Eorps- MR, 987 113 313,329 » 
1 b} Artill.⸗R. een 2674 1168 271,960 2 
1828 
Bad. Infanterie. u... 1742 1056 139,506 


N) 
216 144,354 » 
»Dragoner⸗R. ...... 636 217 146,582 » 
> Ürtillerie» Brigade... 851 355 138,217 » 


f. die ansfuͤhrlichen ee in den Verhandl. der 2. Kammer in 
Baiern, 1822, Beil. VI, 1. VII, 19—80,— Bad. Berbandt. d. 2.8. 
von 1828, II, Beil. 3. zum 14. April, — 1 dienftthuender Gemeiner 
foftet in Baiern jährlich : 

bei der Infanterie 98 fl. 

» den Eüraffieren 113 » 

» » Chevauxlegers 114 » 

f » der Artillerie 128 » 

Ein Reiterpferd Kommt jährlich auf 168 fl. zu ftehen, mit Einfchluß 
der Nachſchaffung. Schülers Vortrag 1831. Beil. XLIV. E, 


1 

31 » Garde» Eavallerie-R. 589 
1 

1 
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4) Sorge für die wohlfeilfte Anſchaffung derjenigen Gegenftäns 
de, die zur Unterhaltung und Ausrüftung der Mannfchaft 
bienen ; 

a) die Brotlieferung wird erleichtert, wenn die Regierung 
Getreide aus Staatsländereien oder gutäherrlichen Ger 
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fällen bezieht, wofern kein weiter Transport der Vor⸗ 
räthe nöthig iſt (a). 


b) Kleidung, Pferdegeſchirr u, dgl. wird durch Lieferungs⸗ 
verträge mit denjenigen Unternehmern, welche die benö⸗ 
thigten Dinge in vorgefchriebener Güte zu den billigften 
Preifen und in zureichender Menge beizufchaffen verfpres 
chen und genügende Sicherheit darbieten, angefauft, Die 
Strafanftalten Fünnen zur Fertigung folcher Waaren bes 
nußt werden (b). 


c) Waffen find wohlfeiler aus Privatfabrifen als aus fols 
chen, die die Regierung felbft betreiben läßt, zu erhals 
ten, Geſchütze müffen dagegen in der Regel in Gießes 
seien und Bohrwerken auf Rechnung ded Staats gefertis 
get werben, doch Fünnen Heine Staaten diefelben ver, 
tragsmäßig aus größeren beziehen. | 


d) Pferde werden am ficherften und wohlfeilſten erwors 
ben, wenn die inländifche Pferdezucht, mit Hülfe der 
Zandgeftütes (II. $. 168,) die erwünfchte Ausdehnung 
und Bollfommenheit erreicht hat (c). 


Ca) Eine Brotportion von 14 Pfd. Roggenbrot Foftete in Baiern im 7jäh- 


(b) 


L«) 


rigen Durchſchnitt von 1842 bis 1857 3 fr., max. war 354 Fr. im 
3. 1857, min, 2'/, Er. im 3, 1832. Verhandl. v. 1828, Beil, 79D. 
E20, — In Baden fojtere 1 Portion von 2 Pfd, Brot N. . & 
ift 3/4, Kern, ?/, Roggen und Gerſte. 


Demurtenswertb ijt das Verfahren, dem Soldaten nad) den bisherigen 
Erfahrungen eine zur Anfchaffung und Ergänzung feiner Montur zureie 
shende Summe zu verguten und ihm Dagegen die einzelnen Kleidungs- 
früde gegen Bezahlung zu verabreishen. Dick bat den Bortbeil, daß 
es in feinem Intereſſe liegt, Die Kleidung zu [honen, und daß er doch 
nid daran Mangel zu leiden braudt. Gpitaltage werden gar. nicht, 
Urlaubszeiten nur zu gerechnet. In Baiern ift das jaͤhrliche Mon⸗ 
turgeld eines gemeinen 

Barde du Corps 32 fl, 32 fr. 4h. 

Ehevaurleger 26» 23» 3» 

Artilleriften 32 — 2 4 

Infanteriſten 19 » 57.» 2» 
M, Berbandl, v, 1822, VII. Beilagenband, ©. 66. — Dawr der 
Monturſtuͤke in Baden, erh, v. 1831, Beil, X. 530.:: 4 


In Baiern find zu dieſem Zwecke Foblenböfe angelegt worden, wo man 
Pferde auf Rechnung des Staates erzieht. Die Anſtalt hatte im 3, 1826 
27,452 Morgen Land, 53 Hengſte, 35. Stuten, 1662 Fohlen. Bis zu 
dieſer Zeit hatte fig dis Ausgaben noch nicht volli; 3 gedeckt, obſchon Die 
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reife für Die abgegebenen Pferde diefe waren: Fur die Garde 320 fi., 
Cuͤraſſierpferde 310 fl., leichte Reiterei 220 fi., Fuhrpferde 150 1. — 
Sm 3.1829 waren vorhanden 11,245 Morgen Garten, Ader, Wieſe 
und Wald, 8289 M. Weide u. a. fehlechteres and, nebſt den Gebäuden 
auf 890,416 fi, gefchäßt, ein Mobiliar von 416,778 fl., aber feine 
Hengite und Zuchtſtuten mehr, fondern nur 1136 Kohlen und 199 De» 
fonomiepferde. In 3 Jahren wurdın 873 junge Pferde zu 220 fi. an 
die Regimenter abgegeben, die tbeils erfauft, theils‘ gezogen waren; 
aber es giengen viele Fohlen zu Grunde, und im Zjaͤhr Durchſchnitt 
1855 war die Jabresausgabe um 30,217 fl. größer als die Einnabıne ; 
die Verwaltung ift durch Die vielen zugehörigen Gewerbe, ;. E. Glas- 
huͤtte, Mühlen, Brauerei u. dat. fehr verwidelt; f. Scheuing’# Be— 
it dv. 1831, Beil. XLIV. E. Abth. U. 
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Eine ſchwere außerordentliche Ausgabe verurfacht die nächite 
Rüftung für den Krieg (Mobilmachung, Anlegung von Magazie 
nen 2c.), eine noch fehwerere von unabfehbarer Größe der Krieg 
ſelbſt. Die Laften, welche ein Krieg in wirthfchaftlicher Hinſicht 
dem Volke auflegt, beitehen nicht allein in dem Aufwande aus 
der Staatscaffe, fie begreifen in fich auch die Verringerung der 
Production dur Entziehung vieler Arbeiter und Störung des 
Abfages, fowie die vielfachen Verlufte, welche das Privateigenthum 
in der Nähe des Kriegsſchauplatzes erleidet. Selbſt der glücklichfte 
Ausgang des Krieges kann nur felten alle diefe Opfer vergüten, 
ein unglücklicher vernichtet in kurzer Zeit die Früchte eines vieljähs 
rigen Fleißes. Man hat ſich biöweilen durch die Wahrnehmung, 
daß einzelne Gewerbözweige im Siriege in Aufnahme kommen, zu 
der Meinung verleiten laffen, als fei derfelbe der Volkswirthſchaft 
nicht nachtheilig , aber diefer Irrthum berichtigt. fich leicht, wenn 
man auf den Vermügenszuffand aller Volksclaſſen achtet und den, 
durch gewaltfame Ausfchließung der fremden Concurrenz erlangs 
ten temporären Monopolgewinn mit der Ausdehnung der Betrieb- 
ſamkeit bei freiem Welthandel vergleicht. Macht der Sieg bes 
nachbarte Länder zinöbar, fp ift zu bedenken, dag derfelbe wandel⸗ 
bar ift, daß das unrechtmäßig Erworbene night gedeiht und bei 
einem Mechfel der Ereigniffe defto fihwerere Buße nachfolgt (a). 
Erwägungen diefer Art Fünnen zwar nie von einem gerechten Kriege 
abhalten, der nothwentig ift, um den Staat gegen äußere Beein⸗ 
trächtigung und Eingriffe zu fihügen, fie Fonnen aber dad Gewicht 
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der übrigen rechtlichen und Klugheitögründe verflärken, um von 
folchen Kriegen abzumalinen, deren Veranlaffung den ewigen Ges 
fegen der Gerechtigkeit widerftreitet und deren Urheber vor dem Ge: 
richte der Weltgefchichte nicht beftehen können. 


(a) Mas ein Friegführendes Volk im Blute feiner Kinder, in Entbehrung, 
Noth und Sorgen feiner Bürger für Opfer bringt, läßt fih nicht berech⸗ 
nen. Dod auch das, was in Zahl und Maak fallt, ftellt feine gunftige 
Bilanı dar. Nach ben durd Dumas CPrecis des Evänemens mi- 
litaires, XIX. Band, vrgl. Memoiren des Herz. v. Rovigo I, 130 
der deutfch. Ueberſ.) befannt gewordenen Zablen bat die franzöfifche 
Staatscafle nur vom 1. Octob, 1806 bis dahin 1808 nach Abzug der 
Ausgaben im damaligen Kriege eine Einnahme von 435 Mil. Sr. aus den 
oscupirten Yandern bezogen. Aber was litt Frankreich, befonders von 
181?— 13187 Die Ausgaben der franzöf. Staatscajfe von 1802 — 
1815 für Kriege werden auf 5000 Mi. Sr. gerechnet, u. fo viel follen 
auch die Eontributionen der eroberten Länder wieder eingebragt haben, 
Say, Handb,V, 151, Hiezu kamen aber die Folgen der unglücklichen 
Feldzuge von 1814 u. 1815. Bloß allein die vertragsmäßigen Leiftun, 
gen beliefen ſich fehr hoch, namlich: 

Eoutribution an Die verbündern Maͤchte. . . 700 Mit. Sr. 
Koften der fremden Befagung, 3 Jahre hindurch 
zu 130 MM » 1 8 KR 4390 2 
Privatentihädigungen, 16 Mil, Sr. Renten . . 320 » > 
zuſammen 1410 Mil, Sr. 
Bon 1814—1819 Hat die franz. Staatsfhuld um beinahe 126 Mil. Sr. 
Menten oder 2520 Mill. Sr. Stanım zugenemmen. Vgl. Breffon, 
I, 316, 443. — Die Eroberung. von Algier brachte der franzöf. 
Siaatscaſſe eine Einnahme von 51 Mil. Sr. aus erbeuteten Schägen 
und Naarenvorrätben zu Wege, aber die Koften der Einnahme und 
Behauptung find ohne Sweifel weit größer, 
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Die auswärtigen Angelegenheiten verurfachen zu— 
folge ver fiehenden Gefandtfchaften,, die ein unentbehrliches Hülfs⸗ 
mittel der neueren Staatskunft find, einen fortwährenden Auf: 
wand, der jedoch, weil im Junern ded Staates Feine anderen 
Einrichtungen für diefen Zweck als. die Minifterialverwaltung 
vorkommen, nicht fehr beträchtlich ift (a). Vertragsmäßige Zah: 
lungen eines Staates an andere, welche bisweilen in den 
auswärtigen Verhandlungen ihre Veranlaffung gefunden haben, 
find nur zuläffig, um damit einen wahren Bortheil zu erfaufen 
oder ſich von einem nicht anderö zu hebenden Uebel zu befreien. 
Der Aufenthalt der Gefandten und ihres Hülfsperſonales in 
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fremden Hauptfiädten, wo überdieß die Sitte einen gewiffen 
Lurus im ihrer Lebensweiſe fordert, macht eine reichliche Beſol⸗ 
dung nothwendig (6). Erfparungen laffen ſich bauptfächlich fo 
bewirfen, 

1) dag man häufiger Gefandte eines niedrigeren diplomatifchen 
Ranges anftellt, welche Feiner fo Foftbaren Umgebung bes 
dürfen (c), 

2) dag man nur an foldhen Höfen Gefandte unterhält, mit 
denen man in vielfachen Berührungen fteht, auch mehrere 
Gefandtfchaftspoftien an benachbarten Höfen einem einzigen 
Manne überträgt. 


(a) In vielen Staaten find diefem Minifterium die Archive übertragen. 
Die Ausgaben betragen 
2,° Proc. des ganzen Staatsaufwands in Baden, Durdfchnitt 
1827 — 29 (185,800 f ). Budget für 1831 — 32: 
121,300 fl. oder 1,6 Proc 

2 » in Würtemberg 18330 —35 (198,000 fl.). 

1,5» in Baiern, 1825 — 28 (445,000 fl.). 

1,2» in Dreußen, 1829 u, 1832 (586,000 Rthlr. ). 

1 >» in Sranfreich, 1329 (870,000 Fr.). 

(5) San (Handb. V, 169) hält die Geſandtſchaften für eine alt herge⸗ 
brachte Albernbeir. Diefe Meinung ift durch die Schilderung der 
Bortbeile, welche in Staats» und Privatangelegenbeiten aus der An⸗ 
weſenheit fremder Geſandten entſtehen, leicht zu widerlegen. Wuͤrde 
man in jedem Falle eines eintretenden Beduͤrfniſſes beſondere Gefandte 
ſchaften abordnen, fo würde dich nicht weniger koſtbar fein, mehr 
Zeit fordern und böchft unbequem fein. 

Co) Man unterfcheidet neuerlich 4) Großbotſchafter, 2) bevollmaͤchtigte 
Minifter und Envones, auch Internunticn, 3) Miniiter » Nefidenten, 
4) bloße Refidenten und Gefchäftsträger (Charges d’affaires). 


$. 79. 


Unter den Ausgaben, welche die Maaßregeln der Volks⸗ 
wirthbfchaftspflege veranlaffen, find befonderd zu erwähnen: 
1) Prämien und Unterftüßungen, wodurdy man neue und vors 
züglich nüßliche Unternehmungen im Gewerbewefen zu be= 
fördern fucht, ein Mittel, mit welchem man fehr vorfichtig 
fein muß, und deffen Anwendung in vielen Fällen übers 
flüffig oder fogar ſchädlich ift. 
2) Die Koften des Landgeftütes ($ 76), welche bei guter 
Einrichtung diefer Anftalt fich felbft finanziell belohnen (a). 
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3) Der Straßen= und MWafferbau (IL, $. 269 ff.), welcher 
zwar gewöhnlich dem Geſchäftsgebiet des Finanzminiſteriums 
zugetheilt wird, feiner Beſtimmung nach ader hauptfächlich 
der Volkswirthſchaftspflege angehört, obgleich bei den Flüfs 
fen und Meeresküften der Zwec ber Sicherung gegen Webers 
ſchwemmung und Abreigen ded Landes hinzukommt (db). 

a) Die Landftraßen, welche das ganze Staatsgebiet durch⸗ 
fehneiden, müffen aus der Staatöcaffe, die Bezirks⸗ 
ſtraßen aus den Beiträgen der einzelnen Landestheile 
beftritten werden ($. 55), und ed gehört diefer Auf⸗ 
wand unter diejenigen, welche zur Erhöhung des alls 
gemeinen Mohlfiandes am meiften beitragen. Die 
durch die Straßenbaufrohnen bewirkte Erfparung an 
den Koften ift nach der gewöhnlichen Einrichtung eine 
zu ungleich vertheilte und zu drückende Laſt, um ges 
billiger werden zu Finnen. Nur durch Vermeidung 
eined zweckloſen Lurus, 3. B. in der Breite der Straßen, 
und durch die Wahl der wohlfeiliten Art, diefelben 
unbefchader der Güte zu Stande zu bringen, kann mit 
Nutzen gefpart werden, auch zeigt die Erfahrung, daß 
die jährliche Unterhaltung weniger Eoftet, wenn die 
Straßen mit einem beträchtlichen Aufwande in guten 
Stand gefeßt worden find (c). 

b) Eifenbahnen und Kanäle Fünnen Privatgefellfchaften 
überlaffen werden, wenn fi) Neigung, Geſchicklichkeit 
und Capitale dazu vorfinden (II, $. 272). Doc kann 
ed auch in den Umftänden begründet fein, daß die Mes 
gierung mit einem Beifpiel vorausgehen und, woferne 
die baldige Beendigung folcher Werke fehr wünſchens⸗ 
werth ift, den Betrag der Koften borgen muß (d). 

c) Die fhügenden Bauten an den Gewäffern können 
durch Beiträge der gefährdeten Stunbeigentpümer bes 
firitten werden (e).» 

ge) Koiten in Baden 56,000 fi.; 1325 waren 162 Hengſte in 41 Bes 
ſchaͤlſtationen. Verbdi. 1825, V, 496. In den Jahren 1826 — 30 
waren von den Beichälern (degen 140) im Durchſchnitt jährl. 3989 
Stuten — und hiedurch 2470 Fohlen erhalten worden. — Franfe 


reich, 1830: 1°840,000 Er. — Preußen: 169,000 Rthlt. — Baiern: 
100,000 | 
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(6) Diefe Ausgabe für Straßen» und Waſſerbau iR ein nicht unbetraͤcht⸗ 
t 


licher Theil des ganzen Aufwandes. Sie mach 

12,? Proc. in Baden, 1831 —32 (925,810 f,), nad Aufhebung 
der Straßenfroßnen. 

7,% 3. » Bürid, 1816—25 (60,100 Kr). 

4? 3,» Sranfreidh, 1830 (39-850,000 Fr.), ohne die Des 
partementöftraßen. 

4% 2 9» Baiern, 1825— 28 (1'254,730f1.), nebft 159,321 A, 
die von den Kreifen getragen werden. 


Ce) Nach den in Frankreich 1829 angeftelten Berechnungen koſtet der jährl. 


a) 


Unterhalt der Weoftunde Straßenlänge in unvollfonmenem Zuftande 
bei Pflafterftraßen (routes en pave) 5433, bei gewöhnlichen Chauſſeen 
3149 Fr. wären aber die Straßen volltonmen gut, fo fönnten fie mit 
resp. 3088 und 1776 Fr, jährlich erhalten werden. Ein einmaliger 
Aufwand von 119 Min, Fr. würde die Jahresausgabe von 22-873,000 
auf 16452,000 Fr. ernicdrigen. — Preußen hatte 1820 nur 480, 
1828 aber 840 Meilen könıgl, Straßen; der Unterhalt koſtet auf die 
Meile 1100 Rthlr. Baierns Staatsftraßen, 1709 St. lang im Jahr 
1829, koften auf die Stunde im Durdfchnitte von 3 Jahren 380 fl.; 
Baden hat 504 Stunden, zu 500 fl. Unterhalt, Vgl. IL, $.270 (a), 


Es läßt ſich zwar annehmen, dab eine wahrhaft nüßliche Unterneh. 
mung Diefer Art auch für die Unternehmer mit der Zeit eintraͤglich 
werden muͤſſe, denn ibr Nusen beftebt darin, dag fie die Frachrkoften 
um mebr erniedrigt, als die Bau» und Unterbaltstoften ausmaden, 
wodurch die Confumtion und Production vermehrt, werden. ons 
fumenten (foweit die Preife der Waaren finfen) und Produceuten 
theiten fich in dieſen Vortheil und büßen ihn nicht sn ein, wenn 
fie auch die Koften des Canals und der Eifenbahn den Erbauern ver- 
üten muͤſſen. Indeß giebt e⸗ Faͤlle, wo der Waarenzug noch nicht 
ogleich eine ſolche Lebhaftigkeit erlangen kann, um die Zinſen und 
eparaturen leicht zu vergüten, wo man es rathfam finder, zur kraͤf⸗ 
tigeren Ermunterung der Production diefe Ausgaben fürs Erfte nicht 
im Weggelde ſich ganz erfegen zu lajlen, wo alfo die Rechnung auf 
einen langen Zeitraum binaus gemacht werden muß. Dieß fan nur 
von der Regierung gefcheben. Gleichwohl wäre es irrig, jede ſolche 
Kunftftraße ohne Weiteres für vortbeilhaft zu halten, denn es kommt 
dabei ſehr auf die Gegend und Richtung an. — Vol. Say, Handb. 
V5177, — Die große Canalunternebnung der franzöfifchen Regie⸗ 
rung wurde wit auffallender Uebereilung begonnen, Man beſchloß 
(5. Aug. 1821, 14, Aug. 1822) eine Anleihe von 125°400,000 $r., 
um eine Anzahl von Canälen zu beendigen. Die Summe wird bis 
1832 ganz eingezahlt fein, aber die Anfhläge waren fo ungenau ver 
ferfiget, daß man noch einen weiteren Aufwand von 58 Mil, für 
unvermeidlich erkannt bat. Der Canal von Nivernois wurde auf 
8 Mid, Fr. angefchlagen, koſtet aber 19-20 Mill. Im 3. 1830 
wurden 7 Mil, Sr. für die Zahlungen an die Canalgläubiger und 
5:100,000 $r. für Fortfegung der Arbeiten notbig. Revue enc. 1828; 
Aug. ©, 444. Moniteur, 1829, 9, April 1830, 7. Nov. — Die 
Canal-Anleihen wurden durch Actien eſellſchaften berbeigefchafft. Die 
Actien tragen 5 Proc. Sinfen, außerdem eine Prämie bei der Tilgung 
oder Cbeim Canal von Bourgsgne und von Arles) Eine Zinserhoͤhuag 
von Proc. von 1833 an, und fie geben auch nacy- der gänzlichen 


Einlöfung noch das Recht anf einen Antkeit am Reinertrage. Bel- 

ler, Archiv der Etaatspapiere, S 37 —44 (1830). — In den nord» 

americaniſchen Freiftaaten baben die einzelnen Staaten bedeutende Un- 

ternebmungen im Straßen. und Canalbau mir Hülfe von Anleihen 

gemacht, der Staat Penfnlvanien z. B. bat für 12: Mil, Dollars 

Eanäle gebaut, Ohio zu gleichem Behufe 4:400,000 Doll, geborgt; 
f. American Almanac for 1832, 


(e) Diefe Slußbaugelder betragen jebt in Baden 254,000 fl. 
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Die Ausgaben für die Zwecke der Volksbildung be— 
ziehen fich vornehmlich auf folgende Gegenftände (a): 
1) Unterrichteanftalten. 

a) Niedere; Volks⸗- (Elementar:) Schulen. Die Güte 
des Volksſchulweſens hat auf den geiftigen und fitt« 
lichen Zuftand und fomit auf die gefammte Wohlfahrt 
des Volkes .einen fo mächtigen Einfluß, daß die Re— 
gierung auf das dringendjte verpflichtet ift, für die: 
Aufftellung einer hinreichenden Anzahl fähiger Lehrer, 
für die Herfiellung der erforderlichen Schulgebäude und 
für eine foldhe Befoldung der Lehrer zu forgen, welche 
ihnen Ausfommen und Achtung verfchafft (db). Weil 
jedody zunächft die Hülfsmittel innerhalb der einzelnen 
Gemeinden zur Beftreitung der Echultoften in Anfpruch 
genommen werden, 3. B. die hiezu beftimmten Eins 
fünfte der Kirche und der Gemeindecaffe, fo liegt es 
dem Staate nur ob, da Zufchüffe zu bewilligen, wo 
jene Quellen nicht genügen, und fo wird es moͤglich, 
mit einer fehr mäßigen Summe überaus viel Wohl: 
thätiged zu bewirken. 

b) Höhere, fowohl gelehrte (Gymnafien, Univerfitäten) , 
ald Gewerb3= (Landwirthfchaftss, Forftwirthfchafts », 
Bergbau, Gewerks-, Handeld:, Schiffahrts⸗) Schulen, 
Kunft=, Militairfchulen u, dgl. In Fleinen Staaten 
ift ed nicht möglich, für alle diefe Zweige der Bildung 
befondere Lehranftalten zu errichten, doch find Gym⸗ 
nafien nirgends entbehrlich und die Miffenfchaft ift 
überhaupt dem Staate fo nothiwendig, dag man ihre 
Pflege und Verbreitung fich nicht genug angelegen fein 


— — 
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laffen kann (c). Höhere Bürgers (Meals) Schulen zu 
eerrichten, wird den Stadtgemeinden überlaffen. 
2) Beförderung der wiffenfchaftlichen und Kunftbildung durch 
Bibliotheken , Kunſtſammlungen, gelehrte Gefellfchaften (Aka⸗ 
demieen) (d) u. dgl. 


3) Die Kirche. Ohne eine Anftalt ded Staates zu fein, ohne 
in ihrem Inneren eine Unterordnung unter denfelben er» 
tragen zu fünnen, fteht diefelbe doch in Anſehung ihrer 
Beltimmung in einer fo nahen Beziehung zu den Staats⸗ 
zweden, daß fie von der Regierung nicht bloß Echuß, 
fondern auch Äußeren Beiltand fordern darf. Wo die firch- 
lichen Gefellichaften ohne eigenes oder doch ohne zureichen- 
ded Vermögen find, da wird eine. dem Bedürfniß des Gottes⸗ 
dienfted und der Geelforge entiprechende Beiftener aus der 
Staatscaffe nothwendig. 


Co) Ganzer Betrag: 
an 5 Proc, Sranfreih, 1831 88 Mil. Fr.) 
» 7” » Baiern, 1825— 28 (1°976,000 ji.) 
» 4), » Baden, 1831 — 32 (328,000 fl.) neben dem Ertrage 
des eigenen Bermögens der beiden kirchlichen Confeffionen, 

cd) In vielen europäifchen Staaten ift hierzu noch nicht genug gefcheben, 
noch fehlt es an Schulen in einem Theile der Gemeinden cin Frant- 
reich nad Dupin in 14,109 von 38,479, im J. 1829 noch in 13,984), 
nch find manche Schullchrer zu entwürdigendem Nebenerwerbe ges 
jwungen. Selbſt in Baiern (VBerhandt. d. 2. K. von 1819, IV, 96) 
und Baden (Verhandl. von 1819. II, 154) waren nody Süden; wie 
viel laſſen erjt andere Staaten vermiffen! Verhaͤltniß der Zahl von 
Schultindern zur Zahl von Einwohnern, vgl. Dupin, forces pro- 
duct. de la Fr. Il, 251. Bajbi, das ruff. Rei, Abth. XV, vnf 
1000 Menſchen kommen 153 Kinder von 6 — 14 Jahren, die iſt 
alfo das Maximum der Schulbefuchenden, welches fi aber nur in 
Deutfchland erreicht findet, Frankreich hatte 1820 nur 36, 1829 im 
Winter 43 per mille Schulkinder (1°372,206), im Sommer nur 21 
(Berghaus Annalen, 25. Lief. ©. 105), Südfrankreich nur 20, 
Portugal an 11, Rußland 31/,. 

(e) Ad. Smiths tadeinde Bemerkungen über die Univerfitäten beziehen 
ch auf die mangelhaften Einrichtungen in England. Say verwirft 
ie Rechtsſchulen, weil man in ihnen Rechtsverdrehungen lerne, und 

die miedicinifchen, weil die Menſchen doch die Duadfalber vorziehen! 
Handbuch V, 237, 239. — In Deutſchland find die Meinungen 
über * Einfluß der Hochſchulen auf die allgemeine Bildung nicht 
getheilt. 

(4) Die Univerfitäten haben weit mehr geleiſtet als die, oft wie ein Theil 
des Hofpruntes behandelten Atademieen, welche jedoch für manche 
Fächer, in denen zeitraubendes, ungeftörtes Forſchen nothwendig ift, 
fehr erfprießlich werden können, Vol. Say, Handb. V, 254, 


4. 81. 

Ausgaben für dad Finanzwefen. Die Erhebung, Ver⸗ 
wendung und Verrechnung der Staatseinlünfte verurfacht Koften, 
die theild nur einzelne Zweige von Einnahnten betreffen und in 
den Finanzplanen mehrerer Staaten fogleich von dem PWetrage 
derfelben in Abzug gebracht werben, theild ſich auf die gefammte 
Sinanzverwaltung beziehen. Unter Ießteren nehmen auch die Aus⸗ 
gaben für die Staatsfchuld ihre Stelle ein. Die Regeln für die 
vortheilhaftefte Einrichtung diefer ganzen Claſſe von Andgaben 
find in der Finanzwiffenfchaft zerftrent. 


zweites Buch. 
Staatseinfünfte 
Einleitung 


Bon den verfchiedenen Quellen der Einkuͤnfte. 





$. 82. 


E⸗ ſind ſehr manchfaltige Quellen der Staatseinkünfte denkbar 
und in den einzelnen Staaten auch wirklich in Benutzung ge⸗ 
kommen. Da die Finanzwiſſenſchaft nicht auf einen, nach Ideen 
neu zu gründenden Staat, ſondern auf die beſtehenden Staats⸗ 
vereine gerichtet werden muß, da fie die eingewurzelten Einrichs 
tungen, von denen man ficy nicht plöglich losreißen, die man 
nur allmälig verbeffern kann, forgfältig zu berücfichtigen har, 
fo kann fie nicht umhin, die in den chriftlichecivilifirten Staaten 
üblichen Arten von Einnahmen der Betrachtung zu unterwerfen, 
ihre Vortheile und Nachtheile zu beleuchten, und neben den 
allgemeinen Lehren hierüber auch. auf die befondern Umftände 
hinzudeuten, welche hier oder dort die Befolgung der allgemei⸗ 
nen Vorſchriften erſchweren Fünnen. Es iſt deßhalb unerläßlich, 
daß die beſte Gewinnungsart auch ſolcher Einnahmen aufgeſucht 
werde, die man überhaupt wünſchen muß mit weniger flörenden 
vertanfchen zu Fünnen und auf deren Abfchaffung man binzue 
arbeiten verpflichtet iſt. er | | 


§. 83, 

Bei jeder Art von Einnahmen find mehrere allgemeine Er: 
forderniffe zu bemerken, welchen nicht allein der WVortheil der 
Staatscaſſe, fondern auch das Wohl des Volkes zu Grunde Liegt, 
indem beide Nüdfichten, wenn fie richtig aufgefagt werden, 
nicht mit einander im Widerftreite ftehen können. 

1) Keine Einnahme darf wohlerworbene Rechte, oder auch die 
in den ewigen Vernunftgefeßen begründeten Rechte verlegen, 
2) Jede Einnahme foll die volfswirthfchaftlichen Zwede, näm⸗ 
lich reichliche Gütererzeugung , gute Vertheilung der Erzeug 
niffe, lebhaften Verkehr, zwedmäßige Güterverzehrung, fo 
wenig, ald ed mit der Befriedigung des Staatöbedürfniffes 
vereinbar ift, beeinträchtigen ($. 13), und unter übrigens 
gleichen Umftänden ift diejenige Einnahme die befte, welche 
in jenen Hinſichten am wenigften fchadet. In Betreff ber 

Conſumtion gehört ed insbefondere zu den Vorzügen einer 

Art von Einkünften, wenn fie mit der geringften Aufe 

opferung von anderen Vermögenstheilen zu Wege gebracht 

wird (a). | 

3) Eine Staatdeinnahme muß, abgefehen von ben Folgen, 
welche fie für den wirtschaftlichen Zuftand der Bürger 
haben kann, auch in anderen Beziehungen, 3. B. der Sitt⸗ 
lichkeit, der Sicherheit u, dgl. frei von ſtörenden Einwirs 
kungen fein. | 

4) Sie muß durch pünctliches, fichered Eingehen die Ordnung 
im Etaatshaushalte zu erhalten dienen, 


Co) D. h. wenn der reine oder Nettoertrag im Verhaͤltniß zum rohen 
(Brutto) groß if. Es macht indeß biebei einen merklichen Unter- 
fhied, ob die in die Staatscaffe fließenden Gütermaflen urfprüng» 
liches oder abgeleitetes Einfonmen find CI, £.251), weil im erften Falle 
die Koften cine productive, im legten aber eine unproductive Bere 
zehrung bilden. Zr 


| §. 84, | 
Die Staatseinnahmen können nach der wirtbfchaftlichen 
Weſenheit ihrer Quellen fo eingerheilt werden (a): 
1) Die Regierung erwirbt Güter, indem fie ſich diefelben 
auf den nämlichen Wegen, wie Privaten, durch irgend eine 
Art von Aufopferung oder Leiſtung verfchafft, ohne dag ein 


si 
Zwang beftände,, von biefer Leiftung, die fich bie Negierung. 
bezahlen läßt, Gebrauch zu machen. Die Mittel, welche 
überhaupt zu einem folchen Erwerbe benußt werden Fünnen, 
find Arbeit und Vermögensſiämme; beide werden entweder 
vereinzelt, oder in Gewerböunternehmungen verbunden ans 
gelegt, und letztere können wieder theils einen Zweig hers 
vorbringender Thätigkeit, theild eine Keiftung von perfüns 
lichen Dienften betreffen. In jedem Falle ift die Regierung 
bei diefen Einnahmen von dem Erfolge der betriebenen uns 
ternehmung, von dem Abſatze der erzeugten Güter, dem 
häufigen Gebrauche der errichteten Anftalten u. dgl. gerade 
fo abhängig, wie die einzelnen Bürger ed find, und fie 
muß wie diefe die. Vergrößerung der Einnahmen, oder die 
Verminderung der Koften auf dem Mege yon Berbejferuugen 
des Betriebes zu bewirken ſuchen. 

2) Die Regierung verpflichtet die Bürger, einen Theil ihres 
jährlichen Einfommens abzugeben, ohne daß diefelben mit 
diefer Abgabe eine Gegenleiftung im Verkehre erfauften. 

- Solche, durch obrigfeitlichen Befehl bewirkte Entrichtungen 
Tonnen Auflagen genannt werden (6b). Sie fließen in 
ihrer ganzen Grüße unmittelbar aus dem Volksvermoͤgen, 
was von den Einkünften aus Erwerbögefchäften nur in dem 
salle gilt, wenn die auf Staatsrechnung betriebenen Unters 
nehmungen in einem nicht hervorbringenden Dienfte beſtehen. 
Die Auflagen fünnen durch bloße gefegliche Veränderung 
des ——— ergiebiger gemacht werden. 


(o) Rau, über die Kameralwiſſ. ©. Bor der Ausbildung der Nas 
tionalofonenie war ‚es uͤblich, die Staatseinkünfte bereiteſtes 
Vermögen des Staates, opes reip. paratissimae, zu nennen. 

(6) Auch die Gemeinde, eine Zunft u. dat. fann ſolche Auflagen einfors 
dern, alfo ift für die von der Regierung angeordneten der Name 
Staatsauflagen zu brauden. . 
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Die Erwerbdeinnahnmten der Regierung, gefchichtlich die 
frühfte Quelle von Einkünften, laffen wieder in Anfehung des 
Verhältniffes, welches zwifchen der Regierung und den einzelnen 
Gewerbtreibenden obwaltet, eine weitere Abtheilung zu. Es find 
nämlich folgende zwei Falle möglich: 

Rau polit, Defon. zı DD, 
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a) Die Regierung ftellt fi) den Bürgern in einem Erwerbs⸗ 
zweige völlig gleich, legt ihnen Feine Hinderniffe in den 
Weg und fucht in freiem Minverben mit ihnen eine Eins 
nahme, welche ihr demnach ohne allen Einfluß der Staats: 
gewalt zufällt und feine andere Bedingung vorausfet, 
ald den Beſitz der Erwerbömittel ($. 83), und zwar, weil 
aus der bloßen Veranftaltung von Arbeiten durch geduns 
gene Arbeiter nicht wohl Gewinn entftehen Tonnte (a), den 
Beſitz eined Vermögensſtammes. Diefe Claffe von Ein- 
fünften Fann folglich) ald aus reinem Privaterwerbe oder, 
was daſſelbe fagt, aus blofem Staatsvermögen 
herrührend bezeichnet werden und aus Grundrente, Zins 
rente und Gewerbögewinn beftehen. 

b) Das Mitwerben der Bürger wird in einem befonderen 
Zweige der Gewerbörhätigkeit ganz unterfagt oder wenige 
fiend erfchwert und befchränft. Der Erwerb ift nicht bloße 
Folge eined werbenden Vermögens, fondern eines Vorrechts. 
Die hat die Folge, daß die Regierung einen , dad gewühns 
lihe Maaß überfteigenden monopoliftifchen Gewerbögewinn 
bezieht, oder daß fie doch da einen Gewinn erntet, wo 
ihn, wenn volle Freiheit waltete, die Einzelnen genoffen 
haben würden. Eine folcye Art von Erwerbseinkünften wird 
durch eine gejetliche Anordnung bedingt, wodurch der höch⸗ 
ften Gewalt vorzugsweife die Befugniß zur Betreibung von 
Unternehmungen beigelegt wird, die fonft ihrer Natur nad) 
in den Händen von Privamerfonen fich befinden könn— 
ten. Morrechte diefer Aıt heißen Sinanzregalien, Re: 
galien im engften Verfiande. Schon der Begriff dieſer 
Einnahmöquelle deutet an, daß von derfelben, wenn fie 
willtührlich ausgedehnt würde, der Betriebfamteit der Bürz 
ger tiefe Wunden gefcblagen werden Fünnten. 


Ca) Nur wenn der Staat Sklaven oder Sträflinge vermiethete, laͤme eine 
Einnahme aus bloßer Arbeit vor, 
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Auch die Auflagen zerfallen in zwei Arten, Die Verpflich- 
tung, eine gewiffe Summe an die Regierung abzugeben‘, kann 
nämlich auf mehrfache Weife näher beftimmt werden, 


83 


1) Wird fie nach einem wirthfchaftlichen Umfiande bemeffen , 
nämlich nach den Vermügensverhältniffen der Bürger, fo 
daß man demjenigen eine größere Abgabe auferlegt, der 
wohlhabender ift und fie leichter entrichten Tann, fo ents 
fiehen die Steuern. Wenn ed auch nicht ftetd gelingen 
mag, diefelben genau nach der Vermöglichkeit anzuordnen, 
fo ift die doch immer die Aufgabe, um deren vollftändigfte 

Löſung man fi) bemühen muß. Die Regierung gewährt 
den Steuerzahlenden Feine befondere Gegenleiftung, aber 
der Genug aller Staatdeinrichtungen ift eine hinreichende 
Vergütung für die hingegebenen. Summen. 

2) Eine Auflage, die nach einem, dem Vermögensſtande frem⸗ 
den Maafftabe gefordert wird, kann eben fo leicht den 
Dürftigen ftärfer treffen, ald den Reichen, und ed ift etwas 
Zufälliged, wenn fie gerade im Verhälmiffe der Beitrages 
fähigkeit getragen wird. Hieraus erklärt fich, daß Auflagen 
diefer Art zufällige genannte werden. Wenn man dies 
felben nach irgend einem, dem Privatleben angehörenden 
Umftande erheben wollte, fo wäre dad MWilltührliche und 
Unzwedmäßige ganz einleuchtend. Man hat fich deßhalb 
begnügt, folche zufällige Auflagen nur bei Veranlaffungen, 
die fi in der Staatöverwaltung ergeben, in Anfpruc) 
zu nehmen, nämlich dann, wenn der Bürger dem Staate 
einen befonderen Vortheil verdankt, oder einer Staatöbehörde 
eine Bemühung verurfacht, oder eine, ihn individuell trefs 
fende Belaftung verjchuldet. Solcdye, bei der Ausübung 
von Verrichtungen, die wefentlich in den Befugniffen und 
Pflichten der Staatdgewalt liegen, erhobene zufällige Aufs 
lagen laffen fich deßhalb mit der Benennung Gebühren 
bezeichnen. Sie ftehen in fo ferne den NRegalien näher, 
als dem DBezahlenden etwas Finzelned vom Staate geleiftet 
wird, aber dieß ift ein wefentliches NRegierungsgefchäft, 
welches in der Einnahme der Staatöcaffe keinesweges feinen 
Grund findet, weßhalb auch zwifchen diefer Einnahme und 
der Größe der Leiſtung fein Ebenmaaß zu beftehen braucht. 


. 87. 
Nach dem Gegenftande, in welchem die Einnahmen bezogen 
6 Li 


84 


werden, unterfcheibet man Geld» und Naturaleinfünfte(a). 
Letztere beftehen aus rohen Stoffen, wie fie hauptfächlicy. die 
Land = und Forftwirthfchaft liefert, denn außer dem Gelde eige 
nen fi) nur jene Güter dazu, von der Regierung regelmäßig in 
Empfang genommen und verwendet zu werden, weil die meiften 
anderen nicht gleichmäßig genug befchaffen find und nicht. in fo 
unveränderlicher Weife gebraucht werden, um ohne Unbequem= 
lichfeit und Verluft in großen Maffen angehäuft werden zu kön⸗ 
nen. In früheren Zeiten war es bei dem geringen Geldverfehre, 
dem fchwierigeren Abfaß der Erzeugniffe und dem fcehwachen 
Handel angemeffen, die aus dem Erwerbe der Regierung erhal: 
tenen Bodenerzeugniffe vorräthig zu behalten, um fie zum Une 
terhalte des Hof= und Staatsdienerperfonald anzuwenden; auch 
verband man damit die Abficht, für Fälle von Mißwachs und 
Theurung eine Aushülfe in Bereitfchaft zu halten, die den bes 
drängten Unterthanen wohlthätig werden koͤnnte (LI, $. 137). 
Allein die Koftbarkeit einer Folchen Aufbewahrung, die.Gefahr 
der Verlufte und die größere Kebhaftigfeit des Verkehres haben 
bewirft, daß man von jenem Verfahren allmälig zurückkommt 
und die viel einfacheren Geldeinkünfte vorzieht, außer in fo weit 
man zu Befopdungen ($. 58) und zur DTORIEIEUNR * die 
Soldaten ($. 76) Getreide nöthig hat. 

Ca) Diefe Benennung rührt von der im römischen Rechte vorkommenden 

Unterfcheidung der fructus naturales und civiles ber. 


1. Abſchnitt. 


Privaterwerb der Regierung. 
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Das der Reglerung zur Verfügung ſtehende Vermögen iſt theils 
werbend, theils dient es unmittelbar zu verſchiedenen öffentlichen 
Zwecken. Zu ber letzteren Art, bie als Gebrauchsvorrath anges 
ſehen werden kann (I, $. 51), gehören die Gebäude, welche 
zur Benußung ded Fürften ($. 49), und zum Staatsdienſte 
($. 67) beftimmt find, die Vorräthe yon Büchern, Naturs 
und Kunftmerkwürdigkeisen, Waffen und anderem Kriegsbedarf, 
die botanifchen Gärten ıc. Alle diefe Vermögenstheile, welche, 
fatt Einnahmen zu gewähren, fogar noch Ausgaben yerurs 
ſachen, befchäftigen- die Sorgfalt des Finanzbeamten nur in fo 
fern, als ihre gute Erhaltung mit dem geringiten Aufwande bes 
wirft werden muß. Das werbende Vermögen, deſſen zwei 
mäßigfte und einträglichfte Benußungsweife hier zu unters 

fuchen ift, kann aus folgenden Theilen beftehen : 
1) Hülfsmittel zur Betreibung eines hervorbringenden Ges 

werbeö, wohin zu rechnen find: 
a) Grundftüde, 
b) Capitale, und zwar 

a) ftehende, nämlich fowohl Gebäude und unbes 
wegliche Gewerbseinrichtungen, als Geräthfchaften; 
4) umlaufende, nämlich Vorräthe verfchiedener Art, 
worunter auch die zum Betriebe von Gewerben ers 

forderlichen Geldfummen gehören (a). 

2), Rechte auf gewiffe Einkünfte, welche entweder 
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a) unveränderlich auf beftimmten Privatländereien ruhen 
und der Regierung eine jährliche oder doch öfters wies 
verfehrende Einnahme (Grundgefälle) zu Wege 
bringen, oder 


b) aus dargeliehenen Geldfummen entfpringen und ganz 
perfünlich oder blos durch ein beigefügtes Hypotheken⸗ 
recht zugleich dinglich geworden find. Diefe Vernd- 
genötheile, welche zwar in Geldform ausgeliehen und 
zurüdbezahlt werden, in der Zwifchenzeit jedoch mit 
dem Gelde nichts gemein haben, heißen im Sinne der 
Privatwirthfchaft ebenfalls und fogar vorzugsweiſe Ca⸗ 
pitale (I, $. 54). - 


z In der näheren Betrachtung biefer Erwerbömittel fünnen 
die Grundftüce und die wahren Capitale zufammengefaßt werden. 


Ca) Diefe zu Anfange eines Jahres vorhandenen Vorräthe moſſen am 
Ende deffelben ſich wieder vorfinden und in Das folgende Jahr Hin« 
übergehen. Die Größe der in verſchiedenen Zweigen der Staatsein« 
fünfte erforderlichen umlaufenden Capitale, die man öfters vorzugs« 
weile Betriebscapitale nennt, kann zu dem ganzen jtebenden Capitale 
und den Grundftüden nicht bei allen Gewerben gleihes Verhaͤltniß 
haben. In Baiern waren Die Eaffenvorrätbe im Durchſchnitte von 
1826 — 28 4-686,000 fi. In Baden hat man neuerlich angefangen, 
die Ausdehnung diefer Betriebsfonds gefeglich zu beftimmen, mit Eine 
rechnung der ausftehenden Reſte und mit Einfluß der Caflenvorräthe 
und Ausftände bei den, nicht gewerblichen Sinanzverwaltungszweigen, 
j. 3. der Steueradminiftration, Im 3, 1828 war die Summe Der» 
felben, doch unvolftändig , auf 3:620,000 fi. berechnet worden. Ver⸗ 
handl. d. 2. K. v. 1823. III, 341, IV, 40. — Neuefte Angabe: 


Wirklicher Beitand | Budgetsfag für 
1829, 0. 1831 — 32, 














f. f. 
Caſſenvorraͤthe . .. ..... 900,000 837,190 
Naturalienvorrätbe »... +: Ber 1°528,000 1'558,000 
Forderungen sn . ....... ... 4-221,000 27546,000 
Summa ..... ... 6°649,000 4941,190 
Abzuziehende Paſſiva » . .. . . 780,000 783,946 
0 ET A 5-869,000 4157,23 


Die ftärkften Caffenvorräthe find 600,000 fi, bei der allgemeinen Caſ⸗ 
fenverwaltung, 75,000 fi, bei der Sameraldomänenadminiftration ; Die 
ftärtiten Naturafvorräthe haben die Cameraldomänenadminiftration mit 
350,000 fi., die Berg» und Huttenverwaltung mit 580,000 fl, $ie 
nanzgef. v. 1832, 
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1. Abtheilung. 


Einkünfte aus Grunpdftüden und zugehörigen 
Sapitalen. 





1. Hauptfiüd, 
- Domänen im Allgemeinen, 
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Das Einfommen der Regierung aus der Benußung von 
Grundftüden (a) ift das ältefte (5). Dieß liegt in der Natur 
der Sache, da die Landwirthfchaft unter die am erflen ausge: 
bildeten Gewerbe gehört, in einem rohen Zuftande der Gefell- 
ſchaft die meiften Bebürfniffe zu befriedigen ausreicht und den 
Vorzug der Sicherheit befigt (I, $. 361 fg.), die Steuern erft 
bei einiger Lebhaftigfeit des Verkehrs leicht zu erheben find, über: 
dieß aber in einem noch fchwach bevölferten Lande Grundſtücke, 
die noch von Feinem Einzelnen in Befiz genommen find, in Fülle 
vorhanden zu fein pflegen und Niemand etwas dabei verliert, 
wenn das Oberhaupt diefelben fich zueignet (c). Bei einem Fünfte 
licheren und manchfaltigen Nahrungswefen, in welchem ein reger 
Verkehr Statt findet, ift dagegen jene Quelle von Staatseins 
Rünften ganz entbehrlich, oder fie kann doch zu verhältnigmäßig 
geringer Größe herabfinfen. 

ce) Saffer, Einleitung. Cap. 1—11. — Schreber, Abhandlung von 
Kammergütern und Einkünften, 1754. 4. — Bergius, Polizei» u. 
ameral-Magaz., II. Art. Domainen. — (Borgftede), Iuriftifch- 
nomiſche Grundfäge von Generalverpacdhtungen d. Dom, in den 
reuß. Stacten; Berlin, 1785. Als eine neue Bearbeitung diefes 
Buches, ift anzufehen: Nicolai, öfon, juriftiihe Grundfäge von der 
Verwaltung des Domainenwefens in den Preuß. Staaten. Berlin, 
4802, I. — Wehnert, über die vortheilbaftefte Benutzung u. den - 
- Verkauf der Domainen, Berlin, 1811. — Sturm, Leoͤrb. der Ka— 
meralprazis, I. — v. Seutter, über die Verwaltung der Staats» 
Domänen. Um, 1825. — v. Liechtenſtern, über Domänenwefen. 
Berlin, 1826, — Huüllmann, Geſchichte der Domänenbenußung in 

Deutfhland. 1807, 


(5) Im alten Aegypten war nad) Diodor das Land zu gleichen Theilen 
unter den König, die Priefter und die Kriegerkafte getheilt. Die jüs 
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difchen Könige hatten Einkünfte von Landguͤtern, die griechiſchen Köe 
nige der homerifchen Seit waren fait ausfchliehend darauf angewieſen. 
Auch zur Zeit des Freiſtaats hatte Athen productive Staatslaͤndereien. 
Kom batte aufer den älteften Staatsgutern, in Anſehung deren keine 
gewiffe Kunde auf uns gefommen ift (nah Dionys v. Halikarnaß 
fol Romulus das Gebiet unter den Staat, die Priefter und die Buͤr⸗ 
ger gleich vertheilt baben), häufigen Zuwachs folder Grundftüde 
aus feinen Eroberungen. Berübmt war wegen feiner Fruchtbarkeit und 
Einträglichfeit der ager Campanus. Anſehnliche Weidepläge und Wals 
dungen, aus denen bedeutende Weidegelder (Seriptura, Einfchreibgeld) 
flogen. — Große Mafle von fürftlihen Ländereien im Mittelalter. 
Verzeichniß von 123 kaiferlihen Villen der Karolinger bei Hullmann, 
Finanzgeſch. S. 19 ff. Unter den Königen von England aus dem füch- 
ſiſchen Stamme hatte namentlid Eduard der Befenner CL042—65) 1422 
Sandguter Cmanors) nebſt 63 Forften und 781 Parts, und bis anf 
Heinrich II. bewirtbeten die Könige alljährlich an den großen Feften die 
Barone und ihr Gefolge aufs Reichlichſte Reynier, Egyptiens, 
©. %, Reynier, Grees, ©. 300, Bödh, I, 325, Sin- 
elair, history of the public revenue, I, 26. 67. 

(ec) In den nordamericanifchen Freiftaaten bat die Union das Eigenthum 
großer nicht occupirter Flächen in den neuen Staaten, die man jeßt, 
mit Einfchluß des weiten weftlihen Gebietes zwifchen dem Miſpſſſippi 
und dem ftillen Meere, auf 1061 Mill. Acres ſchätzt; bierunter find 
aber nur 205 Mill., auf welche die Indier keine Anſpruͤche mehr 
haben. Auf das weitliche Gebiet von 750 Mil. Acr. machen die Enge 
länder ebenfalls Anſpruch und es foll daher bis 1840 von dentfelben 
nichts in Befig genommen werden. Obige fchon jegt verfäufliche 205 Mill: 
Mer. zu 12/5 Doll. betragen 2561/, Mill. Doll. Daneben befigen die ein. 
zelnen Staaten noch 397 Mill, Acres. |. Urt. America in London 
Encyclopaedia (von Woodbridge,) Roͤding, America im 3, 1829, 
Il, 110, American Almanac for 1832 = Heidelb. Jahrb. 1832, N. 29, 
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Die Grundftüde, deren Ertrag von der Megierung verwen: 
det wird, find nicht durchgängig Staatsgüter, d. h. Eigen: 
thum des ganzen Staates, zur Verfügung des Oberhauptes ges 
ſtellt, fie Fünnen fih auch im Eigenthum der fürftlichen Familie 
befinden, fürftlihe Stammgüter. Da man beide Arten 
von Befigungen mit dem Namen Domänen zu bezeichnen 
pflegt, fo kann der Begriff der leßteren nur fo vrflärt werden, 
da ed unbewegliche Güter feien, aus denen das Oberhaupt 
ein, nach Gefeß oder Herkommen für öffentliche Zwecke vers 
wendbared Einkommen bezieht (a). In Deutfchland insbefons 
dere waren zwar die Faiferlichen Domänen wahre Staatögüter, 
fie verloren fi aber allmälig bei dem üfteren Webergang der 
Kaiſerwürde yon einem Gefchlechte zum andern (b). Die Kams 
mergüter der einzelnen Landesfürften dagegen waren urfprüngs 
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lich Priveteigenthum, welches in den glüdlicheren Familien durch 
Kauf, Erbfchaften, Heirathen u. dgl. ſich nach und nach mehrte (c), 
und, wie aus den Grundheren mit der Zeit Landesherrn wurs 
den, ganz von jelbit, ohne daß es eined Geſetzes bedurft hätte, 
zur Beftreitung des Hofitnates und der nod) geringen Regierungs⸗ 
foften angewendet wurde. Es ward ald rechtlicher Grundfaß 
angenommen, daß die Kammergüter diefe Beftimmung haben, 
und daß erft dann, wenn fie und die Hohheitörechte (Negalien) 
die Staatsbedürfniſſe zu befriedigen unzureichend würden, Steuern 
aufgelegt werden dürften (d). 

(a) Vgl. Klüber, öff. Net, $. 232, 233 der 3, Ausg. 

Ce) Hullmann, Finanzgefh. S.1 ff. — v. Boffe, Darftellung bes 
ſtaatsw. Suftandes, ©. 73, 113. 

(c) Wurden ganze Ortfhaften und felbft größere Bezirfe auf einem dieſer 
Wege in die Gewalt eines Fürften gebracht, fo kamen norhwendig die 
darin entbaltenen eigenthuͤmlichen Befigungen des bisherigen Grund» 
bern in das Eigenthbum des Fürften. Beifpiele: Vergrößerung des 
Burggraftbums Nürnberg feit 1235, bei Fifher, Beſchreibung des 
Fuͤrſtenthums Auspach, I, 81 .— 110 (Ansb. 1737). Ueber die alle 
mälige Vergroͤßerung des baden’fhen Staatsgebietes, in Pfiſter, 
— —— d. Staatsverf. des Großherzogthums Baden, J, 

(d) Die Belege hiezu aus dem deutſchen Staatsrechte geſammelt in den Pros 
tofollen der Naffanifchen Kerrenbant, 1819, Beilagen ©, 287—29,. 
Bol, Los, Staarsw. 8, II, 93 Note *). 
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Diefe Kammergüter erhielten auch aus ehemaligen Reichs— 
gütern, aus Kehugütern und fpäterhin aus aufgehobenen geifts 
lihen Stiftern manchen Zuwachs. Sie blieben jedod) nicht freies 
Privateigenthum des Negenten, fondern wurden als Eigenthun 
der ganzen fürftlichen Familie angefehen, ed wurde durch Haus— 
gefege dafür geforgt, da fie unvermindert und unbelaftet bei= 
fammen blieben, von dem jedeömaligen Regenten blos benutzt 
wurden und fich, wie die Gefchlechtöfideicommiffe der adelichen 
gamilien, nach der Erfigeburt im Mannsſtamme, alfo immer 
‚zugleich mit der Fürftenwiürde, vererbten. Auf diefe Weiſe ver— 
traten dieſe fürftlihen Stammgüter factifch die Stelle wahrer 
Stantögüter und unterfchieden fich von den Privatgütern der 
Fürſten (Chatoulgütern) (a). In neuerer Zeit zeigt ſich die 
merkwürdige MVerfchiedenheit, daß in einigen deutfchen Staaten 
die Domänen für wahres Staatögut erklärt worden find (6), 
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was diefelben in den außerdeutfchen Gebieten, zufolge bed öfteren 
Wechſels der regierenden Gefchlechter, ſchon früher "geworden 
waren (c), während dagegen in anderen und zwar den meiften 
deutjchen Ländern der fürftlichen Familie dad Eigenthnm der 
Domänen, felbft in den neu einverleibten Landestheilen (d), vors 
behalten (e), jedoch auch die Verwendung ded Domänenertragd 
zur Staatsaudgabe im Allgemeinen (f) oder zur Beftreitung der 
Hofitaatdausgaben (g) zugefihert worden it. 


GC) Ed giebt auch Familiengüter , die nicht Domänen find, deren Einfünfte 
alfo nicht zur Bejtreitung der Staatsausgaben in Anſpruch genommen 
werden. Klüber, $. 335. 

c5) Baiern CBerf. Tit. III, $.1, 2), MWürtemberg, in Anſehung des 
tönigl. Kammergutes, während dad Hoffammergut Privateigenthum 
geblieben ift, Kurheſſen (mit Borbehalt einer Nusfcheidung des Staars« 
und Samiliengutes, Verfafl. v. 1831, $. 139, 140), Preußen (Ni⸗ 
colai, a. a. O. I, $. 1) mit der näheren Anordnung, daß von 
dem Ertrage der Domänen eine beftimmte Summe für die Hofitaats« 
ausgaben abgezogen und der Ueberrejt in den Etat aufgenommen wird. 
Unrichtig Schmalz, Staatsw. 2. II, 179: »Die Domänen find 
überall in Europa wahre Privatguter der Fürften.« 

C>) Dänemark, Franfreih, Großbritanien,“ Niederlande, Schweden :c. 
fe Boltgraff, Syſteme der praft, Potitif. IV, 501. In Frankreich 
wird das Privateigenshum des Königs im Augenblid der Thronbefteis 
gung Staatsgut. Edict v. 1607. Gef. v. 8, Nov. 1814. Die dem 
Könige zur Benugung überlaffenen Staatsgüter, als Schlöffer, Gärs 

| ten, Sammlungen zt., bilden da$ domaine de la couronne. 

(d) Bollgraff, S. 500, | 

Ce) 3. 3. Baden, $. 58 d. Verf., Hildburgbaufen, Koburg, Altenburg, 
Defterreih. Im Großh. Heſſen (Verf. Urk. v. 17. Dec, 1820, Urt. 
6,7) ijt 1/, der Domänen an den Staat abgegeben worden, zum 
almäligen Verkaufe Behufs der Schuldentilgung , die übrigen 2/% bıla 
den das fihuldenfreie unveränßerliche Eigentum des großberzogl. Haus 
fes, doch werden die Einkünfte in dem Budget aufgeführt und zu den 
Staatsausgaben verwendet, Die Hofftaatsausgaben find vorzugsmweife 
darauf radicirt. 

(F) Protof. d. Naff. H. B. a. a. D. ©. 300, 

(g) Hannover, Braunfdweig, Naflau ꝛc. In diefen Staaten wird zwar 
der Hofitaatsaufmand nicht unter den Staatdausgaben, aber aud) das 
Domäneneinfommen nicht unter den, der landitändifchen Beratbung 
unterworfenen Einkünften aufgeführt. In Naffau bat das Anfprechen 
aller Domänen ald Familieneigenthum mehrjährige Streitverbandlungen 
birvorgebracht, Man bat von Seite der Regierung neben den ges 
ſchichtlichen Gründen geltend gemacht, daß die Koften der deutfchen Hof« 
baltungen Unzufriedenheit erweden fönnten, wenn man fie nicht aus 
Stanmigütern beftrirten fähe und daß eine gewifle Unabbängigfeit des 
Fürſtenhauſes wuͤnſchenswerth fei, auch daß bereits für 3 Mitt. fl. Dos 
maͤnen zum Bebufe der Schuldentilgung verkauft worden feren. ©. Pros 
tot, d. Nail, Kerrenbanf, 1819, Beil, S. 251. 1821, ©, 173, 
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Der Umftand, daß die Kammergüter Eigenthum der fürft« 
lichen Familien waren, während die durch Steuern aufgebrachs 
ten Summen offenbar den Charafter des Staatseigenthums an 
fih trugen, bat bei der Entftehung der landftändifchen Verfafs 
fung in Deutfchland zu einer merkwürdigen Einrichtung Anlaß 
gegeben, die ſich noch bis jetst in mehreren Staaten erhalten 
hat. Die Steuern geben, da fie nur einen obrigkeitlichen Befehl 
erfordern, leicht zu einer übermäßigen Belaftung des Volkes, 
oder wenigftend zu einzelnen willführlichen Handlungen Gelegens 
heit und verurfachen in jedem Falle wegen der Entrichtung aus 
dem Privatvermögen eine widrige Empfindung bei den Zahlenden, 
Daher ift in jenen Staaten dad Recht der Steuererhebung, 
wenigftend in Bezug auf die Eintommensfteuern, durchgängig 
von der Bewilligung der Landftände abhängig gemacht, es ift 
zugleich häufig angeordnet worden, daß der Ertrag der Steuern 
unter der Mitwirfung und Aufficht Iandftändifcher Commiffäre, 
oder fogar ganz ausfihließend von diefen erhoben, aufbewahrt 
und verwender wurde, während die Einfünfte aus den Kammers 
gütern und aus den Hohheitörechten, als die älteren und die 
nicht beliebig vermehrbaren, unter der Verwaltung fürftlicher 
Beamten verblieben, eo entftand die Trennung zweier Caſſen (a), 
nämlich 


1) der Rammercaffe, welche die Domänen» und Rega— 
lieneinfünfte aufnahm und davon hauptfächlich die Hofſtaats⸗ 
aufgaben beftritt ($. 45), jedoch auch nebenbei mancherlei 
Ausgaben für Regierungszwecke übernahm , 


2) der Landes- (auch Steuers, Oberſteuer-) Eaffe, 
in welche die Steuergefälle floffen und aus welcher die mei⸗ 
fien Regierungdausgaben, zunächft und vornehmlich die 
Koften der Staatövertheidigung, bezahlt wurden. Die einer 
jeden von beiden Caſſen zugetheilten Einkünfte und Aus— 
gaben waren nicht in allen Ländern diefelben,, und ed kamen 
mancherlei Verfchiedenheiten vor, die fich leicht daraus er« 
Hären laffen, daß man jene Echeidung nicht ſowohl nad) 
allgemeinen Begriffen, als vielmehr nach augenblicklichem 
Bedürfniſſe und örtlichen Umſtänden vornahm (b). 
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Ca) v. Sedendorf, t. Rürftenftaat, ©. 503. — v. Yufti, Staats⸗ 


cb) 


wirthſch. II, 89. — Bergius, P. u. C. Magazin, U, 29 fi. — 
Die vönifche Trennung von fiseus und aerarium trugen vielleicht bei, 
diefe Einrichtung zu empfehlen. Der fiseus, von Auguftus geſchaffen, 
folfte die Siriegscafle fein, wurde aber mehr und mehr als die kaiſer— 
liche Privatcafle angefeben, nahm fat alle neu eingeführten Auflagen 
ein, der Unterfchied beider Caſſen börte endlidy ganz auf. — Hege⸗- 
wiſch, ©. 175, 195, 

In Würtemberg hatten die Landitände bis 1804 die Verwaltung der 
Stenercaffe ausfchließlich und lieferten die eingegangenen Summen an 
die einzelnen Staatscaffen ab. — In Braunfchweig befteht noch jegt 
ein Landesſteuercollegium, welches (Berf. von 1820) zum Theil von 
dem Landesberrn, zum Theil von den Ständen befegt werden fol. Solche 
Steuercollegien mit befonderen Caſſen find auch noch in Sachen, Kan« 
over, Weimar (die Sandjtände ernennen 2 Beifiser des Laudichafts- 
collegiums und den Laffier der Hauptlandfchaftscaije; die Kammercaffe 
erhält einen Zuſchuß aus Steuern, bezahlt aber auch das Minifterium, 
die Regiernngen,, Confiftorien, Gefandtfchaften, Anſtalten in Jena 
u, dyl.), in Hildburghaufen, Meiningen, Walde (die Landeskammer 
ſteht unter den Sanditänden), in Koburg und Naflau. Hier fteht zwar 
die Sandesfteuercaffe nicht unter frändifcher Mitverwaltung, aber der 
Bedarf wird —— bei der Steuerbewilligung von den Staͤnden 
geprüft. Die Scheidung jener von der Domänencaffe iſt erſt im Jahr 
1316 eingeführt worden, Letztere übernahm die dermaligen Penfionen 
und Sandesihulden, ohne Verpflichtung in Anfebung fünftiger Schule 
den. Man bereihnete 1818 das rohe Einfommen der Domänencaffe 
auf ungefähr 1°343,000 fl., wevon die Adminiftrationsfoften gegen 
500,000, Die Penfionen 273,000, die Schuldzinfen - 289,000 ji. weg» 


‚uchmen und für die Hofbaltung nur gegen 223,000 fl. übrig blieben. 


Prot. d. Herrenbanf, 1819, Beil, ©. 259. 332, Neuerlich (1831) 
wird nach 14jaͤhrigem Durchfihnitte der Robertrag der Domänen auf 
1°420,000 fi., der reine auf 516,000 fl. angegeben. — Die Einnahme 
der Sandesfteuercafle betrug im 3. 1818 gegen 114, Mit, fl. — In 
Koburg fhlagen die Sandftande dem Herjoge die Perfon des Landes« 
caffiers vor und nehmen an der Mbbörung der Landescaſſenrechnung 
Theil. Diefe Eafle empfängt hier auch den Ertrag der Regalien. — Iu 
Altenburg (Bfg v. 1831) befteben zwar eine Kammer s und eine 
Oberſteuercaſſe, aber beide fteben in genauer Verbindung und es wird 
eine Civilliſte bewilliger. — Die ungarifshe Hoffammer in Ofen erbebt 
keine Steuern, vielmehr fließen dieje in die Kriegscaſſen und die Caſſen 
der einzelnen Gefpannfhaften, f. v. Efaplovics, Gemälde von Un» 
garn, II, 177. 232, Bol. überhaupt v. Malchus, Politit der in« 
neren Staatsverwaltung, I, 180, VBollgraff, Spfteme der prakt. 
Potitif, IV, 434. 496, 


$. 93, 
Diefed Nebeneinanderbeftehen zweier Caffen und bie ganz 


abgefonderte Stellung der Domänenbehörden ift für die Güte 
der Finanzverwaltung Feinesweges zuträglich. Es leidet darunter 
die Einfachheit des Gefchäftäganges, es wird die Weberficht des 
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ganzen Staatöbebarfd und die Vergleichung deffelben - mit der 
Gejammtheit der Einnahmen erfchwert und leicht veranlaßt, 
daß auf der einen Seite minder dringende Ausgaben vorgenoms 
men werden, indes auf der anderen wichtige Bedürfniffe unbes 
friediget bleiben (a). Beſſer ift «8 daher, wenn auch da, wo 
die Domänen Familieneigeuthum geblieben find, ihr Ertrag und 
die Einnahme aus Hohheitörechten in dem Finanzplan ded Stans 
tes ihre Stelle finden, den Landftänden mit verrechnet werden 
und in die allgemeine Staatscafje fließen, aus welcher dagegen 
eine, den Hülfsquellen ded Landes entfprechende Summe für die 
Hoffinatsausgaben angemwiefen wird (8:48). Wo dieß gefchieht, 
wo die Domänen. unter der Leitung der oberſten Finanzbehörden 
fieben, wo ihrer Verfchleuderung gefelich vorgebeugt ift.(b), da 
find fie in finanzieller Hinficht den eigentlichen Staatögütern fait 
ganz gleich zu achten und der Unterfchied beider Arten von Güs 
tern wird fich unter jenen Dorausfeßungen im ruhigen Gange 
des Staatölebend nur noch darin bemerfen laffen, daß bei ihrer 
Veräußerung nicht gleiche Grundfäße befolgt" werden ($. 96). 

Ca) Vgl. Rudbart, Zuftand des K. Baiern, IIF, 39, — Stüve, über 


die we Page des K. Hannover, 1832, ©. 86, 
(5) 3. 3. Baden, Großh. Heſſen. 
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In der neueften Zeit hat man jich vielfältig mit dem Ge— 
danken bejchäftiget, dag aus Domänen fließende Einfommen 
gänzlich aufzugeben und diefe Güter durch Verkauf in die Hände 
von Privaten übergehen zu laffen. Ja den meiften Staaten ift 
die, in England (a) ſchon früher bewerkftelligte Veräußerung der 
Domänen angefangen worden (db). Für diefe wichtige Maaßregel, 
deren Zweckmäßigkeit einer forgfältigen Unterfuchung bebarf (c), 
Tonnen folgende Gründe angegeben werden (d): 

1) Die Rigierung ift wenig geſchickt, Gewerbe zu betreiben, 
Privateigenthümer vermögen in der Negel, eine Erwerböquelle 
mit befferem Erfolge zu benußen als jene, weil fie ſich dem 
Gefchäfte mit einem, auf den eigenen Vortheil gerichteten 
größeren Eifer widmen, unermüdet auf Verbefferungen bes 
dacht find und jeden einzelnen Productionszweig Fraftvoller 
betreiben, während die Negierung ein koſtbares Perfonal 
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yon unteren und höheren Beamten für dad Domänenwefen 

erhalten muß. Es ift alfo zu erwarten‘, daß die Domänen, 

in Privathände übergegangen, einen größeren Neinertrag 

abwerfen werden, und diefer Ueberſchuß Fommt in jedem 
Falle dem Volkseinkommen zu Statten. Er ift am grüßten, 

wenn man Sorge trägt, die Domänen vor dem Verkaufe 

in ſolche Stüde zu zertheilen, daß fie zwar noch eine reich» 

liche bäuerliche Nahrung geben, aber mehr Menfchen als 
bisher befchäftigen und dadurch den Wohlftand fo wie die 

Volksmenge vergrößern. „ Die Erfahrung vieler Länder bes 

weißt, daß der Domänenertrag im Vergleich mit dem Eins 

fommen, welches die Bürger aus ihm zu ziehen wiffen, 

gering ift. Wenn daher der Erlös aus dem Berkaufe 

auch nur der Megierung vergütet, was fie aus den Dos 

mänen fortwährend bezog, fo vergrößert fich das Volks— 

einfommen um jenen Weberfchuß und ed wird hiedurch auch 

die Möglichkeit begründet, Fünftig größere Staatslaſten zu 
ertragen (e) 

Ca) Elifaberh und Jafob I. verfauften viele Domänen, Iegter für 775,000 

f. St. Sinclair, a. a. ©. I, 205, 232, 

(6) In Dejterreich find in der neueſten Zeit fehr viele große Domänenherr- 
faften veräußert worden. Im Preuß. Einnahmenetat für 1829 und 

ur 1832 ift 1 Mid. Rthlr. aus gleicher Quelle aufgeführt. 

(ec) ergl. v. Malchus, Fin. I, 26, 

(d) %. Smith, II, 208. — Schmalz, Staatsw, 8. II. 180,— 80%, 
MI, 87. — » Das Einkommen, welches in jeder cieilifirten Monarchie 
die Krone von den Staatsgutern zieht, obſchon es die Bürger nichts zu 
koſten ſcheint, koſtet doch in der That die Geſellſchaft mehr als viel⸗ 
leicht jede andere Einnahme der Krone von glejher Größe« Smit = 

Ce) Natürlich würde man anders urtheilen müffen, wenn die Privaten in 


der Landwirthſchaft fo wenig Eifer und Geſchicklichkeit zeigten, daß fie 
von den Domänenverwaltern beträchtlich übertroffen wurden, 


789. 


2) Sft der Staat mit Schulden belaftet, fo ift der Verkauf 
der Domänen ein bequemes Mittel, fi) von jenen zu be» 
freien (a), auch erhäit man dabei einen beträchtlichen VBor= 
theil, indem der Kauffchilling gewöhnlich im Vergleich mit 
dem bisherigen Neinertrage ziemlich groß ausfällt, fo dag 
er, zur Schuldentilgung verwendet, mehr Schuldenzinfen 
erfpart, ald man an Einkünften aus den Domänen verliert. 
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Kann man 3. B. den 33fachen Reinertiag ald Kaufpreis 
erlangen und damit Schulden abzahlen, die ’/,, oder 4 
von hundert Zinfen Foften, fo macht man einen Gewinn, 
welcher jährlich an 1 Proc. diefes Kaufpreifes oder gegen !/, 
des Domänenertrages beträgt (b). 

3) Der Domänenbefiß verwidelt die Regierung in ein beſon⸗ 
dered Privatintereffe, welches fie theild in Verfuchung feßt, 
allgemeinen Verbefferungen, 3. E. der Ablöſung läftiger Reals 
rechte, abgeneigt zu fein, theild aber wenigſtens wegen der 
daraus herrührenden Reibungen mit dem Vortheile Einzels 
ner leicht ald etwas Gehäffiges betrachtet wird. 

4) Die Erfahrung zeigt, daß zur ficheren Deckung des Stantss 
aufwanded Domänen keinesweges erforderlich find und daß 
in mehreren europäifchen Eraaten, wo die Domänen nur 
einen geringen Beitrag liefern, doch die Einkünfte reichlich, 
regelmäßig und ohne Bedrückung der Bürger eingehen (c). 


Ca) Schon im alten Rom geſchah diefes, bei der Geldverlegenbeit im Jahr 
554 u. c. im Anfang des macedonifchen Kriege. Die Eonfuln trugen 
darauf an, die Gläubiger warten zu laflen, was der Senat verwarf. 
Cum et privati aequum postularent, nec tamen solvendo aere 
alieno resp. esset, quodmedium inter utile et aequumerat, 
decreverunt. Es wurden difponible Staatsgüter nach der Abſchaͤtzung 
durch die Conſuln den Glaͤubigern uͤberlaſſen, mit einem Zins von 1 As 
für das jugerum, um ein Zeichen zu baben, wenn der Staat fpäter- 
bin die Guter wieder einlöfen fonne. Livius, XXXI, 13 
(5) In den Jahren 1826 — 28 find in Baiern für 2°350,557 fl. Domänen 
verfauft worden, deren Reinertrag bisher 54,151 fl. oder 2,3 Proc, 
war. Der Erlös ijt, wenn man noch 45,000 fi. Vorſchuüͤſſe u. 35,000f. 
Ausſtaͤnde einrechnet, das 45fache der bisherigen reinen Rente, und 
verzinjet fi dagegen zu 4,2 Proc. f. Verb. v. 1831, Beil, XXL Bet« 
terleins Vortr. $. 13, 
(c) Verhaͤltniß des Domäneneinfommens zur reinen Staatseinnahme, die 
Grundgefälle mit eingerechnet: 
23 Proc, Wuürtemberg, 1830—32 Budo. (2-615,000 fi.) 
24,% » Großh. Heilen, 1827— 29 Budg. (13439,000 |.) 
Baiern, Durchſchnitt 1825 — 28 (6°956,000 fi.) 
Baden, Yudg. 1831 — 32 (1:242,000 fi.) 
Sadjien, 3. 1831 (754,000 Rthlr.) 
Preußen, B. 1832 (6°780,000 Rthlr,) 
3,” » Sranfreih, 1831 (31 Mill. Sr.) 
unbedeutend: Großbritanien, Niederlande, Neapel, 
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Dagegen ift die Beibehaltung der Domänen aus anderen 
Gründen in Schuß genommen werden (a), 


ni 
oz) 
= 
BDUuu=“ 
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1) Von allgemeine ftaatöwiffenfchaftlicher Seite find die Do- 
mänen ald eine wefentliche Stüße der erblichen Fürftens 
würde angefehen worden, weil biefe aus dem Reichthume 
am Ländereien entfprungen fei und alfo fortdauernd auf ihm - 
ruhen müffe; dad Domäneneinfommen wird wegen feiner 
Unabhängigkeit von Iandftändifcher Bewilligung und über- 
haupt wegen feiner größeren Sicherheit in Zeiten innerer 
Mnruhen für vorzüglich nußbar erklärt (d). — Wenn auc) 
Rückſichten diefer Art eine Veräußerung derjenigen Domäs 
nen, welche fürftlihe Stammgüter find, verhindern mögen, 
fo läßt fi) doch die Unentbehrlichleit der wahren Staates 
ländereien nicht behaupten und die Erfahrung zeigt nicht, 
daß diefe der Stantögewalt eine größere Feftigkeit geben, 
wenigftend nicht in Zeiten, ‘wo der Verkehr und die Kunft 
der Befteurung hinreichend ausgebildet find, um die Aufs 
lagen zu einer eben fo zuverläffigen Quelle von nn 
zu machen. 

2) Das Domäneneinfommen erregt am wenigften Unzufr — 
heit und Mißbehagen, weil es nicht aus der’Caffe der ein— 
zelnen Bürger abgegeben wird und Niemand durch dafjelbe 

eine Entbehrung empfindet. Die Auflagen dagegen werden 
ungern getragen und geben, wie viel man fich auch um ihre 
gute Anlegung bemühen mag, boch unvermeidlich"zu manz 
chen Ungleichheiten und Beläftigungen Anlaß. Würden vol: 
lends die Kaufgelder für veräufßerte Domänen nicht mit 
ſtrenger Wirthfchaftlichkeit verwendet, fo. müßten fogleich, 
um ben Ausfall in der Einnahme zu decken, die Steuern 
erhöht werden. — Hierauf läßt fich erwiedern : 

a) Jenes Gefühl kann nicht entfcheiden, wenn, ohne daß 
bie Einzelnen ed gewwahr werden, doc) wegen des ge= 
ringeren Ertragd der Domänen die Production im Gan— 
zen beträchtlich geringer ift. Nur bei einer, der Pri— 
yatbenußgung nicht nachftehenden Bewirthſchaftungsweiſe 
der Domänen wäre diefer Umftand bedeutend, 

b) Werden die Kauffummen unfehlbar zur Schulden 
tilgung angewendet, fo macht der Verkauf gar Feine 

"Vermehrung der Auflagen notwendig, und fleigen aus 
andern Urfachen die Staalsbedürfniſſe, fo würde auch 
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die Beibehaltung der Domänen eine flärkere Vefteu« 
rung nicht verhüten Fünnen ; gegen Mißbrauch der er« 
lößten Summe aber Fann eine gefeßliche Vorkehrung 
ſchützen. 
(a) Or. Soden, V, 45. — v. Jakob, I, f. 76. 192. — Herzog, 
ſtaatswirthſch. Blätter, II, 5 (1820). 


(8) v. Haller. — Rudhart, Zuftand des K. Baiern, III, 37.— Uns 
dere fehen gerade umgekehrt im Beiteben vieler Domänen eine Gefahr 
für die bürgerlide Zreiheit. Sinclair, history. III, 29%, Zadar» 
riä, Vierzig Bücher vom Staate, II, 79, 
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3) Das Domdneneintommen mug im Verlaufe längerer Zeits 
räume fleigen, weil die Grundrente, aus der es befteht, 
mit der Preiserhöhung der Bodenerzeugnijfe und dem beſ— 
feren, tunftgemäßeren Anbau der Ländereien erhöht wird 
(T, $. 224). Durch den Verkauf gegen eine Geldfumine 
seht diefer Vortheil verloren, und der Schade ift defto 
größer, wenn die Veräußerung in einer Zeit vorgenommen 
wird, wo die Gegend noch nicht Capitale und Arbeitsträfte 
genug hat, um fürs Erfte eine befjere Bewirthfchaftung der 
an Privaten gelangenden Ländereien eintreten zu laffen und 
wenn deßhalb die Kauffchillinge niedrig find. — Das 
Gewicht diefer Säge kann nicht verkannt werden und muß 
von unzeitigen Verkäufen abhalten. Doch ift dabei auch 
zu erwägen: 

a) daß die Grundrente, welche Privaten beziehen, fchnele 
ler zunimmt, ald die der Regierung zufallende (a), 
b) daß die Staatscaffe von dem größeren Grundeinfoms 

men der Bürger auf mancherlei Weife mittelbar Vor⸗ 
theil zieht, 3. B. in der Grundfteuer. 

4, Daß Domänen bei Staatdanleihen ausgedehnten Credit 
geben, ift in der neueren’ Zeit von geringer Erheblichfeit, 
weil man bei gut geordnetem Staatöhaushalte und erprobs 
ter Gerechtigkeit der Regierung jener Grundlage des Gres 
dited nicht mehr bedarf und befonderd die landftändijche 
Beiftimmung den öffentlichen Vertrauen weit mehr nüßt. 

5) Domänen leiften gute Dienfte, wenn man landwirthfchafte 
lichen Verbefferungen Eingang verfchaffen will, die auf jenen 
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am leichteften ihren Anfang nehmen und von da fich weiter 
verbreiten Fünnen (b). | 

(a) A alz, II, 181, erzählt von einem —** ‚ welches 1739 für 
00 Rthlr., und aud 1805 nicht höher als für 3900 Rthlr. verpadh- 
* worden iſt, waͤhrend der Pachtzins eines benachbarten adelichen 
Gutes in jener Zeit von 800 auf 3000 Rthlr. geſtiegen war. — Man 

hat berechnet, daf die Güter der von — VIH. 1542 aufgehobenen 
Elöfter gegen 273,000 Pf. St. eingebradht haben mögen, und dritte- 


balb Sahrhunderte fpäter — 6 Mill. jährlichen Ertrag haben 
bringen können. Sinclair, a. a. 9, I, 184, 


cd) Domänen mit beträdtlihen Gebäuden dienen aud zu Arbeits » und 
Irrenhäufern, Schullehrerfeminaren u, dgl, 
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Das Ergebniß diefer Unterfuchungen läßt fih in nachſtehen⸗ 
den Sätzen ausſprechen (a): 

1) Man Fann nicht eine einzige, unbedingte Negel für diefen 
Gegenftand aufftellen,, vielmehr ift das in Anfehung deö 
Domänenbefißes zu wählende Verfahren von den befonderen 
Umftänden abhängig, die man forgfältig ausmitteln und 
berücfichtigen muß. 

2) Sn Staaten, die feine, oder nur wenige, leicht abzutra= 
gende Schulden haben, würde meiftens eine gute Gelegen= 
heit zur Anlegung der Kaufgelder fehlen und daher der, 
von einem Verkaufe der Domänen erwartete Vortheil vers 
loren gehen (6). Hier ift alfo die Beibehaltung derfelben 
rathfam, und man muß dann eine folche Benußungsweife, 

die den volfgwirthfchaftlichen Zwecken am wenigften ent» 
gegenfteht, aufzufinden fuchen, auch die Domänen von allen, 
der Privatinduftrie hinderlichen Nechten und Zubehörungen 
trennen, 3. B. Bannrechten, Frohnen ic. 

3) Der Verkauf ift, in Verbindung mit der Schuldentilgung 
(2), da zweckmaͤßig, wo die Bevdlferung, die Miaffe der 
Capitale und die landwirthfchaftliche Geſchicklichkeit erwar⸗ 
ten laffen, daß die, zu einem forgfältigen Anbau fähigen 
Ländereien fchon jet gut benüßt werden fünnen. Das 
Kennzeichen hievon kann man im Preife der Grundſtücke 
finden, weldyer auf das jedeömalige Bedürfnig von Baus 
land im Vergleich mit dem Umfang der übrigen Güter— 
quellen fchliegen läßt, und zwar hat man zu beobachten : 
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a) dad Verhältniß des Preiſes der Ländereien zu ihrem 
mittleren Neinertrage in einer gewiffen Gegend, ob man 
3: B. die 20:, 25= oder SOfache Grundrente beim 
Verkaufe erbalten kann, 
b) die Preiſe der einen Gegend, mit denen der anderen 
Gegenden verglichen, 
Man muß alfo mit denjenigen Staatögütern, deren Verkauf 
in beiden Hinfichten am meiften einzubringen verfpricht, den 
Anfang machen, Diefe werden in der Negel in den beröl— 
ferteften und am weiteften in der Ausbildung der Betriebs 
ſamkeit fortgefchrittenen Gegenden zu finden fein. ® 

4) Auch die befondere Befchaffenheit der Domänen muß bes 
achtet werden, indem folche, welche viele Arbeiter zu be— 
fhäftigen und dem Kunftfleige einen ausgedehnten Spiel: 
raum darzubieten geeignet find, bei dem Uebergange in 
Privathände die beträchtlichfte Ertragserhöhung möglich ma: 
chen und am früheften zu verfaufen find. Dahin gehürt 
zunächft Gartenland, fodann, in etwas geringerem Grade, 
Acderland, am wenigften aber der nicht zur Urbarmachung 
taugliche Waldgrund, 

5) Der Domänenverfauf darf aber auch fehon darum nur all⸗ 
mälig gefchehen, weil fonft die Vefchränftheit der zum Ans 
faufe und zum Betriebe verwendbaren Capitale den Preis 
zu fehr herabdrüden würde. Es ift deßhalb nothwendig, 
den größten Theil der Domänen fortwährend zu behalten, 

6) Die Nützlichkeit einiger unvertheilt bleibender Landguter zu 
dem oben (|. 97 Nr. 5)) genannten Zwede ift nicht zu 
verfennen. 

7) Wenn ed möglich ift, ohne gänzliches Aufgeben des Dos 
mäneneinfommens die Vortheile ded mittleren und Fleinen 
Grundbefiged und den Eifer ded mit einem erblichen Nus 
Bungsrechte begabten Landwirthes eintreten zu laffen, fo 
muß dieß bei dem, noch auf längere Zeit beizubehaltenden 
Theil der Domänen auögeführt werden, 

Ca) Bergl. v. Malchus, Fin. II, 42. 
(6) Es wäre denn, daß man die Kaufgelder zu wichtigen productiven 
Werten, z. E. Straßenbauten, einträglih anmwenden fönnte, obne 


daß die Regierung etwas an ihren Einkünften einbüßte, wobei aber 
noch in Betracht konnt, Daß große Unternehmungen von Staate — 
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immer foftbarer ald von Privaten zu Etande gebratht werden. — 
Schwierigkeit, den Domänenerlöd gut amzitlegen, im €, Zurich, f. 
die Meine Schrift: Bemerkungen über die Verfteigerung d. Zürcherfchen 
Domänen, Dec, 1851. 
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Das, früherhin fehr üblich gewefene Verbot, Domänen ans 
ders, ald mit der Anfchaffung eines Erſatzes in anderen Grunds 
ſtücken gleiches Werthes zu verkaufen, if demnach unter der 
Vorausſetzung eines gut geregelten Finanzwefens unzwedmäßig, 
obgleich e8 in Zeiten, wo man zur leichtfinnigen Aufzehrung der 
Kaufgelder geneigt war und oft Ländereien bloß diefer Neigung 
willen verkaufte, gute Dienfte geleifter Haken mag und zur Widers 
rufung ſolcher Veräußerungen oft angewendet werden ift. Der 
nämliche Zwed wird, ohne nüßliche Veränderungen zu verhin⸗ 
dern, eben fo ficher erreicht, wenn das Gefeß die Zuftimmung 
der Landftände zu Domänenverfäufen fordert (a), oder wenigs 
fiens eine folche Anwendung der Kaufgelder vorfchreibt, dag 
entweder die Etaatseinfünfte nicht verringert oder entfprechende 
Zinserfparungen bewirkt werden (b). Eine Vermehrung der 
Domänen ift in der Negel nicht rathſam. Man har folgende 
Mittel zu ihrer Ausführung in Vorfchlag gebracht (c): 

1) Heimfallende Lehngüter. Aber der, unſerer Zeit nicht mehr 
entfprechende Lehenverband follte lieber unter billigen Bes 
dingungen aufgelüßt und vie Umwandlung der Xehen in 

freies Eigenthum (Allod) geftattet werden. 

2) Urbarmachung öder Landſtriche. Dieſes Mittel kann, die 

dem Waſſer abgewonnenen Flächen ausgenommien, feine 
wahre Mehrung, nur eine Verbefferung der üffentlichen Län—⸗ 
dereien bewirken und ed wird am beften für die Erweiterung 
des Anbaues geforgt, wenn folches Neuland den Anfiedlern 

für geringe Summen verkauft oder in Erbzin gegeben wird. 

3) Ankauf. Dieß kann auch in einem fchuldenfreien Staate 

niur unter befonderen Umfiänden ausnahmsweiſe gebilliget 
werden, 3. B. bei außerordentlichen, nicht anderweitig gut 
anzulegenden Geldzuflüffen, oder um eine gemeinnüßige 

Viaapregel auszuführen, wie die Anlegung von — 

auf — (I, $. 160) u, dgl, 
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(a) 3. 3. Bad. Verf. Urk. $. 58, Ausgenommen find die Ablöfung von 


(b) 


Srundgefällen, der Verkauf entbehrliher Gebäude und jolde ‘Ders 
Äußerungen, die Die Pandesculrur befördern oder zur Aufbebung einer 
nachtheiligen eigenen Verwaltung dienen. Der Erlös muß aber zu 
neuen Anfaͤufen verwender oder der Schuldentilgecafle zur Berzinfung 
übergeben werden. Aehnlich Kurheſſ. B. 5. 141. Auch in Frankreich, 
Brafilien, Kıburg ꝛe. it Suftimmung der Landſtaͤnde zu jeden Ver— 
faufe erforderlih. 


Baier. Verf. Urt. Tit. IT. f. 6. 7. Es find von dem Veräuferungse 


- verbote ausgenonmen Die »zur Beförderung der Landescultur oder fonft 


(«) 


zur Wohlfahrt des Landes oder zum Beten des Staatsärars und zur 
Aufhebung einer nacdhtbeiligen Selbftverwaltunge für gut befundenen 
Verkäufe. Doch durfen die Pandeseinfünfte nicht gefchmiälert werden 
und c5 foll als Erfag entweder eine Dominicalrente bedungen, oder der 
Kauffhiling zu neuen Erwerbungen oder zur zeitlichen Aushuͤlfe des 
Schuldentilgungsfonds oder zu andern, das Wohl des Yandes bezie— 
lenden Ybjichten verwende werden. — Großh. Heil. Verf. Urk. Art. 
7—10. Familiengüter dürfen nur in wegigen Fällen centbehrliche Ge⸗ 
bäude, Vergleiche zur Beendigung von Rechtsftreitigfeiten, Ablöjungen 
von Grundzinfen ꝛc.) verfauft werden und es muß den Ständen eine 
Berechnung über den Erlös und deffen Wiedervervendyng zum Grund» 
ſtocke vorgelsgt werden. Ebenfo bei den Staatsgütern,, wenn die Schule 
ten abgezahlt find, 


Bergius, Pol. u. Cam, Mag. II, 201. — Mebmed Ali, Vice— 
Bönig von Megyrten, bat in der neueiten Seit alle Privatiändereien ins 
Staatseigenthum gezogen und die bisherigen Eigenthuͤmer mir einer 
lebenslänglichen, Dem abgefhästen Reinertrage gleichfommenden Rente 
aus der Staatscaffe abgefunden. Die Bauern (Fellabs) entrichten die 
Grundfteuer (Miri) und liefern einen Theil der Producte gegen baa— 
ren Erfas ab. Die Kleißigen werden im Bejige der Guter gelaflen; 
fe v. Profefh, Erinnerungen aus Aegypten und Kleinafien, 1, 
117. (1830.) 
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Bei einem, für zwedmäßig erfannten Domaͤnenverkaufe 


kommen nachftehende Regeln in Anwendung: 
1) Der Verkauf in großen Maſſen ift weniger einträglid). 


Someit daher eine Abtheilung in Fleinere Stücke ausführbar 
ift, ohne .daß der Staat den Aufbau von Wirthfchaftss 
gebäuden auf den einzelnen Landgütern zu übernehmen 
brauchte, muß man dieß berücjichtigen. 


2) Den Kaufluftigen wird eine Befchreibung und ein Anfchlag 


vorgelegt. 


3) Man beraumt eine Verfteigerung an, bei der jedoch unbes 


fannte oder unfichere Perfonen nur mitbieten dürfen, wenn 
fie einige Sicherheit geleiftet haben. 


r 
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4) Der Einfabpreis, als Minimun, wird nach der Veran: 
fchlagung ded Gutes beftimmit. 

5) Der Käufer wird nicht eher in Beſitz gefeßt, als biß er 
einen Theil ded Kaufjchillingd abgeführt hat. Bis zur gans 
zen Abzahlung behält fih der Staat das Figenthum vor. 
Ein anderer Theil fünnte, wenn ed die Vermögensumflände 
bed Käufers für denfelben wünfchenswerth machen, einige 
Zeit verzindlich und gegen hypothekariſche Eicherheit fliehen 
bleiben , ferner könnte man ftatt einiger Friftzahlungen auch 
eine Zeitrente von längerer Dauer einführen, wenn nur der 
Eicherheit willen ein Theil der Summe fogleich berichtiget 
würde (a). 

Ca) v. Muͤnch, über Domänenverfäufe. Darmft. 1823. Vgl. II, $. 60, 


$. 101. 


Dasjenige Gefhäft bei den Domänen, welches allen anderen 
vorauegehen muß, weil ed fie erft möglich macht, ift die genaue 
Beſtimmung und Aufzeichnung aller, zu den Domänen gebürens 
den Beftandtheile und Gerechtfame (a). Wo noh Ungewifheit 
über den Umfang der Ländereien oder der Rechte obwaltet, da 
wird eine forgfäliige Unterfuchung angeordnet, ed werden bie 
Graͤnzen der Grundftüde berichtiget und neu verfteint. Die Er— 
gebniffe diefer Nachforfehungen find ausführliche Befchreibungen, 
Berzeichniffe und Protokolle über die vorgenommenen Gefchäfte, 
Hat ınan auf diefe Weife eine vollftändige Kenntniß des zu bes 
wirthfchaftenden Stammes erlangt, fo muß fortwährend darüber 
gemacht werden, denfelben ungefchmälert zu erhalten, indem jes 
der, aus widerrechtlichem Willen Einzelner oder aus Nacdhläffigs 
feit der Beamten drohende Verluft an den Beftandtheilen ber 
Domänen fogleich beachtet und verhindert wird. 

Ca) v. Malchus, Politit, I, 38. 


§. 102, 
Die Domänen find entweder 
1) zum Betriebe der Erdarbeit geeignet, und Fünnen dann bes 
ftehen 
a) aus Feldgütern, d. h. aus Aderland, Wieſen und 
Weiden (a), 
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b) aus Waldungen (5), ober 
2) fie enthalten Vorrichtungen zum Betriebe von Gewerken, 

ald Mühlen, Brauereien u. dgl. 
Die Unterfcheidung diefer verfchiedenen Gegenftände ift bei der 
Unterfuchung über die befte Benußungsart derfelben fehr wichtig. 
Die Beauffichtung der Domänenwaldungen hat in dem Erfor« 
derniß gründlicher forftwirthfchaftlicher Kenntniffe foviel Eigens 
thümliches, daß fie befonderen Beamten übertragen zu werden 
pflegt, während eine andere Claffe von Staatödienern mit ber 
Beforgung der übrigen Arten von Domänen und gewöhnlich auch 

mit der Einziehung der Grundgefälle befchäftigt wird (c). 


Ca) Unterfhied der. Vorwerke, d. h. einzelner Sandgüter, von den Do— 
mänenämtern, d. h. ſolchen Gütern, die bei einem Dorfe liegen 


und mit gutöberrlichen Rechten über die Dorfbewohner verbunden find.  -- 


cd) Die vom Staate betriebenen Bergwerke können größtentheils nicht zu 
den Domänen gerechnet werden, Ä 

(c) Diefe beiden letzteren Theile des, zur Dedung von Gtaatsausgaben 
beſtimmten Vermögens werden bisweilen unter der Benennung Cam es 
raldomänen zuſammengefaßt, f. Regenauer, Geſetze und Ber 
erdnungen uber die Bewirthſchaftung der Gr, Bad, Cameraldomänen, 
Karlsr. 1827, 


2. Hauptftüd, 
Verſchiedene Arten der Domänen 





1. 
Cinfünfte aus Feldguütern, 
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Bei den Feldgütern hat man die Wahl zwifchen einer Manch: 
faltigkeit von Benutzungsarten, welche durch eine Eintheilung 
in mehrere Elaffen nur dann vollfommen überfichtlich werden, 
wenn man beachtet, daß hier zwei fehr verfchiedene Endglieder Durch 
mehrere Mittelglieder verknüpft werden und nirgends ber Webers 
gang von der einen zur nächftfolgenden Art einen großen Unters - 
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fhied bemerken läßt. Es tritt nämlich immer die Erwerbs» 
ıhätigkeit der Bürger in flärkerem Grade hervor, während zu« 
gleich ‚Die Theilnahme der Regierung an dem Betriebe immer 
fehwächer erſcheint. Dieß läßt fich fo darftellen : 

i. Keine erblichen Nußungsrechte von Privatperfonen, 

1) Reine Adiminiftration auf Rechnung der Regierung, 

2) anfangende Beiziehung ded Privatiutereſſes, Gewaͤhrs⸗ 
verwaltung, 

3) die Bewirthſchaftung wird auf beſtimmte Jahre oder auf 
Lebenszeit einem Pachter überlaſſen, bisweilen ſogar den 
Erben deſſelben, Zeitpacht. 

11. Erbliches Benußgungsrecht von Privaten. 

4) Erbpacht. Hieran reihet fich fodann der fchon betrachtete 
Verkauf mit einem zum Theile ftehen bleibenden Kaufſchil⸗ 
ling oder auf Zeitrenten (5. 99). 


A. Bewirthſchaftung durch Verwalter, 
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Die Bewirthfchaftung auf Rechnung ded Staates, durch 
Verwalter, welche beftimmte Befoldung erhalten und alle Leber 
fehüffe der Einnahmen über die Ausgaben abliefern (Selbfts 
verwaltung, Adminiftration), ift von der Privatwirth⸗ 
ſchaft ſchon frühzeitig in dad Finanzwefen übergegangen, ob fie 
gleich wegen der genauen Auffiht auf die Verwalter umſtänd⸗ 
licher ift ald die Verpachtung (a), Wo die Landwirthfchaft Funfts 
los, nach gleichfürmigen Negeln, mit geringer Sorgfalt betries 
ben wird, ift gegen fie wenig einzuwenden, wenn man nur der 
- Medlichkeit der Verwalter gewiß fein kann. Auch fpäterhin, bei 
einem höheren Grade von landwirthfchaftlicher Kunft, kann der 
" einzelne Grundeigenthümer ſich bei der Eelbftverwaltung wohl 
befinden, weil er im Stande ift, fich einen Verwalter auszu⸗ 
wählen, deffen Perfünlichkeit feinen Wünfchen volllommen ent» 
fpricht, und weil er bei dem üfteren Aufenthalte auf dem Grunds 
ſtücke aus eigener Anfchauung die Eüte des eingeführten Bes 
triebeö zu beurtheilen und zugleicy Mißbräuchen jeder Art zu bes 
gegnen vermag. Bei den Domänen verhält es fich jedoch ans 
ders, und die Erfahrung hat über die Unvortheilhaftigkeit diefer 
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Benutzungstdeiſe fo hinreichend entſchieden, daß man dieſelbe in 
der Regel verwerfen muß (6). 


ca) Huͤllmann, Geſchichte der Dom. Benutzung in Deutſchland. Frankf. 
a. O. 1807. — Ein Theil der roͤmiſchen agri publiei wurde von 
Sklaven für den Staat verwaltet, unter Aufliht des Senates, der 
die Rechnungen abhoͤrte. Boffe, I, 76. — Im Mittelalter war 
faſt allgemein die. Adwminiftration uͤblich, und noch in der Mitte des 
vorigen Jahrhunderts wurde fie, ;. B. von Schreber, a. a. D,, 
vorgezogen, denn man fcheute die en, um dem Pachter nicht 
einen Gewinn zu lafien, der der Regierung zugewendet werden fünnte, 
und um die beffere Schonung der Sändereien zu bewirken. Seden« 
dorf Cüritenftaat, ©. 373) Ichrte indeß fhon, daß man nad) den 
Umftänden zwiſchen Verpadhtung und Verwaltung wählen folle, — 
Es beitand im Ganzen genommen wenig Ordnung und Auffiht (Hülle 
mann, Sin. Geſch. ©. 36 ff.), obſchon Karl der Große, fo wie fpä« 
ter Kaiſer Sriedrih IL. in Neapel, fih bemühte, die Verwalter durch 
ausfuhrlihe Inftructionen zum Fleiße anzubalten. Der Amtmann 
Gudex) hatte jährlich zu Weihnachten das ind Einzelne gebende Ver⸗ 
zeihniß aller eingegangenen Naturalien Ccapitul. de villis, Art. 62) zu 
übergeben, von welden Faftenfpeifen in das Hoflager gejendet, die auf dem 
Gute zu verbrauchenden Vorraͤthe abgereiht und die Refte aufbewahrt 
sourden, um allenfals verfauft (Art, 33) oder länger in Bereitfchaft ge= 
balten zu werden. Am Palmfonntag mußte, nachdem die Geldrechnung 
durchgegangen war, der Gelderloͤs eingeſendet werden (Art. 28). Klei- 
nere Guter ſtanden unter Voͤgten Cvillici). Vgl. Anton, Geſchichte 
der deutſchen Landwirthſchaft, I, 177. (Huͤllmann, Don. Benutz. 
S. 13 nimmt villicus und judex für gleichbedeutend.) Es laͤßt ſich 
annehmen, daß die VBerwaltungsweife im Laufe mehrerer folgender 
Jahrhanderte nicht weiter fortrüdte, als fie fhon in jenen Gefegen, 
nur obne dauernden Erfolg, bezeichnet war. So lange die Hofhaltung 
häufig von einem Kammtergute zum anderen verlegt wurde, und bei 
Seftlichkeiten eine unglaubliche Menge von Naturalien verbraucht wurde, 
bätte man ohnehin von der eigenen Adntiniftration nicht abgeben fün« 
nen, deren Mängeln durch jene Gewohnheit zum Theile abgebolfen 
wurde. Der alte judex und villicus laſſen fich einigermaßen in dem 
Ammann und Kajtner des 17. Jahrh. wieder erkennen; f. die Beſtal⸗ 
lungen beider im Anbang bei Sedendorfs Fürftenftaat, Nr. IX u. 
XII. — In kleinen Sändern leitete wohl der Marſchall die ganze Vers 
waltung. Hans v. Schweinihen empfieng (1589 ff.) alle Sonntage 
nah Tifh die Voͤgte, welche berichteten, was eingenommen war, 
worauf die Geſchaͤfte der naͤchſten Woche verabredet wurden, f. 9. v. 
Schw. Leben u. Abenteuer, berausg. v. Buͤſching, II, 282 (1823), 


(8) Bei einzelnen Feldftüden, die dem Staate gehören, ohne mit einem Hof⸗ 
ute in Verbindung zu ftehen, ift die Selbfiverwaltung gar nicht ause 
uͤhrbar. 
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Die Gründe, aus denen man die Selbftverwaltung mißs 
billigen muß, find hauptfächlich diefe (a): 
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1) Der überhaupt bewirkte rohe Ertrag pflegt geringer zu fein, 
ald bei anders behandelten Landgütern, weil Verwalter, 
deren Einnahme unveränderlich ift, im Allgemeinen gerin= 
geren Eifer haben, ſich um die Vervollfommmnung ded Be- 

triebes, die befte Benußung aller örtlichen Verhältniffe und 
den einträglichften Verfauf zu bemühen, und vielmehr, aus 
Scheu vor, Anftrengung und PVerantwortlichfeit im Zalle 
eined Mißlingens, lieber in dem herfümmlichen Geleife be= 
harren. Es ift daher nicht zu erwarten, daß die landwirth⸗ 
ſchaftliche Kunft in ihrer jetesmaligen Ausbildung auf den 
Domänenhöfen gehörige Anwendung finden werde. Aud) 
darf man nicht hoffen, durch Inftructionen und einzelne Bes 
fehle den Verwalter zu einem zwedmäßigen Verfahren zu 
vermögen, wenn er nicht aus eigenem gutem Vorſatze das⸗ 
ſelbe erwählt. 

2) Es bleibt im Verhaͤltniß zum rohen ein geringer reiner 

Erctrag übrig, weil zu viele Abzüge von jenem vorkommen; 
a) die Verwaltung gefchieht nicht mit derjenigen Spar⸗ 
ſamkeit, zu welcher der eigene Vortheil antreibt,, weil 
ed an einem hinreichenden Antriebe fehlt, um mit Bes 
barrlichfeir und Unverdroffenheit jeden Aufivand unge- 
achiet des MWiderftrebens der Untergebenen nach Müg- 
lichkeit zu befchränfen ; 
h) es find auch Verlufte, die aus abfichtlicher Verun⸗ 
treuung erwachfen, nicht ganz zu verhüten (6). 
c) die Auffiht der vorgefesten Behörde ift fo umſtänd— 
li), daß die Zahl der Beamten biefes Gefchäfts wils 
len beträchtlich fein muß. 


3) Eine wichtige Folge der Selbftverwaltung ift, daß durch 
fie die Megierung gendthigt wird, das ganze zur Bewirth- 
ſchaftung erforderliche Capital, fowohl umlaufendes als 
ſtehendes, anzufchaffen und im Gebrauche zu erhalten, 
während bei einer anderen Art der Bewirthfchaftung,, 3. B. 
der Verpachtung, öfters ein Theil des ftehenden und in 
jedem Falle dad ganze umlaufende yon dem Unternehmer 
geftellt wird. Dieſes, dem Verwalter anzuvertrauende Car 
pital iſt nicht allein manchen Verminderungen ausgefeßt, 
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fondern verzinfet fi) auch nicht fo gut, ald man es bei der 
Anwendung für andere Zwecke, vorzüglicy zur Schuldens 
tilgung, benußen könnte. 

4) Die Einkünfte find von Jahr zu Jahr einem ſtarken Wech: 
fel auögefeßt, der die Regelmäßigkeit im Finanzwefen ftort, 
auch Fann man nicht auf ihr ficheres Eingehen zu gewiffen 
Zeiten rechnen. 

(a) Sturm, Kameralpraris, I, 193. — v. Jakob, I, 54. $. 68. — 
In der Praris handelt man auch diefen Grundjage gemäß, j. B. 
Nafjauifhe Verwaltungsordnung der Gen. Dom, Direction, 20, und 
24, Jan. 1816, $. 17: Die in eigener. Berwaltung ftebenden Güter 
folen in Erbleihe oder Zeitpadht begeben werden. Bad. Hofdom. K. 
Verordn. v. 2, Mai 1826, 9.5 (Regenauer, ©. 419): Die 
Eelbfibewirtbfhaftung fann nur ausnahmsweife und nicht ohne be» 
fondere Ermächtigung Statt finden. . 

(8) Häufige Klagen uber die Untreue der Verwalter, f. Hüllmann, 
Geh. d. Dom. Benug, ©. 40. — Die fönigl. Forften in England 
foden im Durchſchnitt von 1826—28, 34,819 Pf. Sterl. getragen 
und 35,733 Pf. Adwiniftrationstoften verurfaht haben! Dingler, 
polytedhn. Journ, XXXVI, 407. 
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Unter befonderen Umftänden kann dennoch ausnahmsweiſe 
die eigene Verwaltung den Vorzug verdienen, wenn. entweder die 
Deforgniß des geringeren Ertrages hinwegfällt, oder andere 
Gründe dafür fprechen, ſich denfelben vorübergehend gefallen zu 
laffen. Solche Fälle find 3. ®. 

1) Die Anwendung der Domänenhöfe zu Mufterwirthfcbaften, 
welche ald Vorbilder einer Funftmäßigen Betriebsart für'die 
Umgegend aufgeftellt werden (II, $. 147), oder zur Erhals 
tung von Stammheerden vorzüglicher Viehraffen, die man 
im Sande zu verbreiten beabfichtiget (IL, $. 168. 170. 172). 
Hier ift die augenblicliche Geldeinnahme zwar nur Neben= 
fadye, es wird jedoch ein, von einem hinreichend fähigen 
Manne mufterhaft bewirthfchaftetes Landgut auch für die 
Staatdcaffe nicht unvortheilhaft fein künnen (a). 

.. 2) Die Nähe der Hofhaltung, fo daß die gewonnenen Er—⸗ 
zeugniffe in diefer verbraucht werden Fünnen, 

. 3) Wenn ein Gut durch einen unordentlichen Pachter oder 
durch) Unglücksfälle verfchlechtert worden ift und einige Zeit 
lang ſchonend benußt werden muß, wenn man bdurchgrei- 
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fende Verbefferungen , 3. B. Ablöfung der Frohnden, oder 
‚ den Verkauf beabfichtiget u. dgl. (ld). 


Co) Beifpiele: Die Weimarifhen Kammergüter Tieffurt, Luͤzendorf 
und Oberweimar cChier vorzügliche Rinovichraffen) — die Wurtem« 
bergifhen Kameralhoͤfe (königt, Privateigentbum) Weil, Scharn« 
baufen und Kleinbobenbeim (f, Weckherlin im Correſp. DI. 
des landw. Vereins in W. 1825 I, 3.3, nebft der landw. Lehranſtalt 
au Großhohenheim — die Baierifchen Staatsguter Sch leiß- 
beim, Weibenftepban und Fürftenried bei Muͤnchen, unter 
Schönleutners rationeller Behandlung ſtehend. Schleißheim bat 
ungunftigen Boden und brachte, bei einer Große von 8300 baier. 
Morgen, im Durchſchnitt von 1654 — 1810 feinen Meinertrag, fon« 
dern koſtete noch jährlih 6513 fl. Zuſchuß! 1810 begann die neue 
Einrihtung; 1811 — 98 warf es jährl. 6972 fi., 1819, 7577 fl. rein 
ab, dic 3 Guter gaben 1310 — 27 einen jährlichen Meinertrag von 
22,463 fl. oder von 5 Proc, des mittleren Grundwertbes und Eapi« 
tales. ı Der Rohertrag des Ackerbaues ftieg während diefer Zeit in 
Schleißheim von 1 Scheff. auf 25/, Scheff. vom Morgen. Inzwi⸗ 
fhen ift jener Reinertrag von 22,463 fi. größtentbeils wieder auf Neu» 
bauten, Penfionen, Verſuche, Unterricht zc. verwendet worden, fo 
daß in 17 Jahren nur 35,341 fl. baar an die Staatscaſſe abgeliefert 
wurden. Bol. Schönleutner, Beriht über die Bewirthſchaftung 
der f. b. Staatsguͤter sc. Münden, 1822, Schöuleutner und 
Bierl, Jahrb. der k. b. landwirthſch. Lehranſtalten zu Schleißheim, 
I, 28. II, 38. (1828, 1829). | 


cd) Nicolai, I, 232, — Befinden fi Weinberge im Eigenthum Des 

Staates, die man, etwa wegen ihrer ausgezeichneten Lage, nicht vere 

kaufen will, fo muß man bei der Mißlichkeir der Berpachtung folcher 

* Ländereien gleichfals die Verwaltung durd einen fundigen Weins 

— — guter Aufſicht, vorziehen. Naffauifhe a. Inſtruc⸗ 
tion, $. 18. 
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Mo die eigene Verwaltung aus einem der angegebenen 
Gründe beibehalten werden muß, da hat man hauptfächlich Fol⸗ 
gended zu beobachten: 

1) Die Anſprüche, welche man an den Verwalter zu machen 
bat, werden aus einem Anfchlage über das Landgut beur= 
theilt, der den mittleren muthmaßlichen Rohertrag, den 
wahrfcheinlichen Belauf der Mirthfchaftökoften und ven, 
biernach zu erwartenden Reinertrag ausfpricht. Obgleich der 
Verwalter nicht verbindlich gemacht werden Fannı, den Uns 
ſchlag ftreng einzuhalten, fo muß er doc) die Abweichungen 
von demfelben aus ihren Urfachen befriedigend zu erflären 
vermögen, 
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2) Man fucht für die Verwaltungen Männer zu erhalten, 
welche gediegene Kenntuiffe mit redlichem Eifer verbinden, 
Mo dad Landgut zu dem Aufwand für einen Gehülfen nicht 
zu Fein ift, wird dem Verwalter ein Nechnungsführer (Korn 
fehreiber 2c.) beigegeben, ver zur — des Staates 
gegen mosliche Veruntreuungen dient. 

3) Es wird eine ausführliche Inſtruction entworfen, welche 
den Verwaliern vorſchreibt, welches ihre Obliegenheiten und 
Befugniſſe ſind, wie ſie z. B. ſich in Anſehung einzelner 
Wirthſchaftszweige nach den Regeln der Landwirthfchaftss 
lehre zu benehmen, bei welchen außerordentlichen Ausgaben 
ſie höhere Genehmigung einzuholen, wie und wann ſie die 
baaren Ueberſchüſſe abzuliefern haben u. dgl. Es iſt nicht 
möglich, in einer allgemeinen Inſtruction alle die, den eins 
zelnen Domänenhofen eigenthümlichen Mittel und Wege 
einer guten Wirthfchaft anzugeben, man muß daher, wenn 
nicht die Perfünlichkeit des Verwalters fo viel Vertrauen 
einflößt, daß man ihm zu feiner Ermunterung einen freieren 
Spielraum vergünnen kann, die Art der Fruchtfolge, die 
Behandlung des Gefindes, die MWeife des Verkaufes der 

 Erzeugniffe u. dgl, ihm noch) befonders vorfchreiben. 

4) Außer der regelmäßigen Prüfung der Nechnungen muß die 
yorgefeßte Behörde auch üftere Befichtigungen an Ort und 
Stelle durch abgefendete Beamte anordnen, um die Nichtigs 
feit der berichteten Umftände, den guten Zuftand des Gus 
tes in allen feinen Beftandtheilen, die geordnete Buchfühs 
rung, die fparfame und zwetmäßige Einrichtung der Aus⸗ 
gaben ꝛc. zu erproben, 
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Um den Eifer des Verwalters ftärker zu, beleben, Tann e3 
nüßen, wenn fein eigener Bortheil mit dem Ertrage des Lands 
gutes in Verbindung geſetzt, wenn ihm alſo ein Weg eröffnet 
wird, ohne Verletzung feiner Pflichten ſeine Einnahme zu vers 
größern. Dieß geſchieht durch die Zuficherung eines Antheils an 
dem, aus feinen Bemühungen hervorgehenden Mehrertrage über 
einen gewiffen angenominenen Gag und zwar fo, daß mit Dies 
ſem in einer fefigefeiten Abftufung auch die dem Verwalter 
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bewilligten Procente fteigen (a). Eine aus bloßen Preisverän» 
derungen entfpringende Vermehrung des Ertraged dürfte dem 
Verwalter auf diefen Antheil keinen Anſpruch geben, weil fie, 
ausgenommen die Bemühung um einen einträglichen Verkauf, 
von feiner Thätigfeit unabhängig ift, übrigend aber würde eine 
Unterfcheidung natürlicher und Fünftlicher Urfachen der erhöhten 
Einnahme, um nur bei leßteren dem Verwalter die fagmäßigen 
Procente zufommen zu laffen, zu fehr verwickelt und Fleinlich 
werben und die Wirkung jener Begünftigung großentheild ver— 
eiteln. 


(a) 3. 3. der Anſchlag fei 3000 fl. und ed werden von einer VBernieb- 
rung des Ertraged bis 4000 fl. 10 Proc,, von 4000 bis 4500 fi. 
12 Proc., von 4500 bis 5000 fl. 15 Proc. ac. bewilliger, 


B. Öewährsöverwaltung. 
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Die Abficht, das eigene Intereſſe des Verwalters anzus 
regen, bat nod) zu einem anderen, mehr verwicelten Verhält⸗ 
niffe geführt, welches zwifchen einfacher Verwaltung und Vers 
pachtung in der Mitte ftehet und unter dem Namen der Ges 
währsverwaltung bekannt ift. Diefe hat 

1) einen Verwalter, welcher genaue Rechnungen legen muß 
und dem von der Negierung das ganze erforderliche Capital 
übergeben wird ; 

2) derfelbe haftet, wie ein Pachter, für einen gewiffen, als 

Minimum angenommenen Gutdertrag; 

3) dagegen wird ihm von dem, was dad Gut über biefen 

Sat abwirft, ein beftimmter Theil bewilliget. 

Diefe Bedingungen fiheinen zwar auf eine, für den Staat höchſt 
zuträgliche Weiſe die Vorrheile der Selbftyerwaltung mit denen 
der Verpachtung zu vereinigen; man kann auf einen gewiffen 
mindeften Ertrag mit Sicherheit rechnen und hat die Ausficht, 
auch von den Früchten einer höheren Betriebfamkeit einen Theil 
zu gewinnen. Uber dennoch ift die Nüßlichkeit diefer Anord⸗ 
nung zweifelhaft, denn es wird bem Verwalter eine läftige Hafz 
tung aufgebürdet, ohne daß er für diefe Gefahr auch wieder die 
Wirkungen günftiger Umjlände oder. befonderer Bemühungen in 
vollem Maaße genießen Fünnte, Wer einiges Capital beſitzt, 
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wirb daher die. Zeitpacht vorziehen, und diefe Abneigung gegen 
die Gemwährdverwaltung muß nothiwendig die Folge haben, daß 
die Contracte nur 'mit einem fehr niedrigen Haftungsbetrage 
zu Stande gebracht werben fünnen, Es fehlt bei diefer, wenig 
verfuchten Methode noch an befonderen Erfahrungen, aus alls 
gemeinen Gründen aber ift fie-nicht empfehlenswerth (a). 

Ca) Hoͤchſt mangelhafte Einrichtung diefer Art in Kurbrandenburg, 1660-76, 


Häüllmann, Dom, Ben. ©. 45. I 


C. Verpachtung. 


. §. 110. 

_ Die Vortheile der Verpachtung oder Zeitpacdht (a) 
ergeben fich zum Xheile fchon aud den, bei der Selbftverwals 
tung genannten Unbequemlichkeiten ($. 105). &ie find haupts 
fächlich diefe: Ä 

1) Der Pachter hat in der Ausficht, zu gewinnen, einen fo 

mächtigen Antrieb, alle Kräfte auf die Vervollfommnung 
der Pewirthfchaftung zu richten , daß er einen größeren Rein- 
ertrag erzielt, als ein Verwalter, und folglich, feinem eiges 
nen Gewinn unbefchadet, einen anfehnlichen Pachtzind ges 
ben kann. | 

2) €3 wird die Mühe der jährlichen Nechnungsabnahme und 

der häufigen Beauffichtigung erfpart. | 

3) Die Regierung braucht nicht das ganze Bewirthſchaftungs⸗ 

. capital ($. 105 Nr. 3) felbft aufzumenden. 

4) Die Pachtgelder gehen an den feftgefegten Terminen ein. 

5) Nach dem Ablauf der im Vertrage beftimmten Pachtzeit 

bat man oft Gelegenheit, den Pachtzind zu fleigern, wo— 
ferne nämlich in der ZImifchenzeit die Preife der Boden- 
erzeugniffe, der Zuftand des Gutes ꝛc. ſich günftiger gefials 
tet haben, 


(a) Die athenifhen Staatsgüter waren allgemein verpachtet, und vermuth⸗ 
lich an Generalpachter, welche die einzelnen Stüde wicder in After 
pacht gaben, Boͤckh, I, 325. In Rom befand ſich von früber Zeit 
an ein Theil der Staatsgüter in den Händen der Patricier, die ſich 
der Entrihtung des Pachtzinfes mit der Seit zu entziehen wußten. 
Niebuhr, röm, Gefhichte, I, 259. Unter Kaifer Friedrich II. war 
ein Theil der Krongüter in Neapel verpachtet, f. v. Naumer, Ho. 
benjtaufen, VII, Buch 6. Hauprft, Nr, XIV. In Deutſchland bee 
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gann nah Huͤllmann die Verpachtung gegen Ende des 17. Yahr- 
bunderts, als man, um die Wunden des IOjährigen Krieges zu bei» 
len, befunders eifrig auf Verbeſſerungen bedadit war, namentlid) 
1670 in Sachſen, um diefelbe Zeit in Hannover, 1634 im Preußi⸗ 
fhen, 1699 in Defterreih. Gef. d. Dom, Benugung, ©. 74—86, 
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Dennoch iſt die Zeitpacht auch von Mängeln nicht frei. 
Der Vortheil des Pachters iſt von dem eines Eigenthümers ver⸗ 
ſchieden, denn während dieſer ſich eine fortdauernde Quelle reichlicher 
Einkünfte in dem Landgute zu erſchaffen ſucht, iſt jener darauf 
bedacht, aus demſelben innerhalb der Pachtzeit den größten 
Nutzen zu ziehen, und zeigt ſich nicht ſelten unbekümmert um 
den Zuſtand der Erſchöpfung, in welchem er das Gut ſeinem 
Nachfolger hinterläßt. Vor dem Ablaufe jeder Pachtperiode findet 
ſich von Neuem Grund, eine * ausſaugende Wirthſchafts⸗ 
weiſe, welche die Ergiebigkeit der Laͤndereien auf einige Zeit ver⸗ 
ringert und den Ertrag der weiteren Verpachtung verkürzt, zu 
beſorgen. Ohne von dem ganzen Stande der Pachter eine uns 
vortheilhafte Meinung zu hegen, muß man doc) zugeben, daß 
die Verfuchung zu jenem Verfahren in dem Weſen des Pacht« 
verhältniff:s liegt, und die Erfahrung beftätigt ed, daß diefem 
Anreitze öfters nachgegeben wird (a). Zu diefer, durch die 
Schwierigkeit der genauen Aurficht bei Domänen verftärkten 
Gefahr gefellen fi) andere Unbequemlichkeiten, Werlufte und 
mühſame Geſchaͤfte, wie fich dieß aus der näheren Betrachtung 
der Pachtverhältniffe in Betreff der Nacyläffe, des Inventariums, 
ber Baurezaraturen u. dgl. ergeben wird. Die gefchidte Abe 
feffung des Pachtvertrages mildert diefe Nachtheile, aber befeis 
tiger fie nicht ganz, auch wird ein Pachter immer abgeneigt 
bleiben, koſtbare Grundverbefferungen vorzunehmen, die zwar 
eine immerwährende Steigerung der Production bewirken, aber 
nicht fehon innerhalb der Pachtzeit fi) mit Gewinn bezahlen. 
Hieraus folgt, Daß die Zeitpacdht zwar der Selbftverwaltung 
weit vorzuziehen, doch in vollöwirthfchaftlicher und finanzieller 
Hinſicht noch merklich unvollfommen ift, obgleic) fie, unter bes 
fonderen Umftänden ded Orts, der Zeit und der Perfonen die 
beſte Methode fein kann (6), 


113 


(a) Thaer, rationelle Landwirthſchaft, I, 80. Hier werden viele Kunft- 
griffe unredlicher Pachter aufgezählt, Anbau ſtart ansfaugender Früchte, 
fhwächere Düngung und nachläffigere Bearbeitung in der legten Zeit 
u. dgl. — Sinclair, Grundgefege, ©. 666. — Vergl. dagegen 
Kleve in Putſche's allg. Encnflopddie der gefarhmten Land» und 
Hauswirthſchaft der Deutfchen, V, 565. 577, (1828), 

(6) 3. 3. bei fiheren Pachtern, in deren Familien die Domänen fich läns 
gere Beit erhalten haben, bei einer zu ſchwachen Menfchen » und Ca» 

pitalmenge, um die Bertheilung noch ratbfam zu machen, 
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Ueber die Frage, ob man die Ländereien in größeren Mafs 
fen, mit den zugehörigen Gewerksanſtalten, 3. B. Brauereien, 
Mühlen, Ziegel = und Kalköfen, fowie mit den Vorwerken, vers 
pachten (Generalverpachtung), oder dieſe Beſtandtheile 
foviel ald möglich von einander trennen folle, find die Meinuus 
gen getheilt (a). Für die letztere Methode fpricht derfelbe Grunds 
fag, aus dem die kleinen Landgüter den großen vorgezogen wers 
den (I, $.371), nämlich der größere Erfolg, den der Erwerbseifer 
mehrerer, auf einen Fleineren Wirkungskreis befchränkter Unternehs 
mer verfpricht, die auch ſchon der grüßeren Concurrenz willen dem 
Staate mehr Pachtzind darbieten werden. Die Generalverpachs 
tung empfiehlt fich dagegen zunächft darum, weil ed fehr bes 
quem für die Negierungsbehörden ift, nur mit wenigen wohls 
habenden Perfonen zu thun zu haben, denen man oft zugleich 
den Einzug der landeöherrlichen Grundgefälle, ja fogar die Theil« 
nahme an der niederen Juſtiz und Polizei (6) anvertraut hat, 
fo daß fie durch diefe Webertragung auch die Eigenfchaft von 
Staat3beamten erlangten, in Pflicht genummen wurden und 
Befoldung empfiengen (Pachtamtleute). Die Gefällerhebung 
wird auf diefe Meife allerdings mit geringen Koften bewirkt, die 
Verbindung der Polizeigefchäfte mit der Pachtung ift aber fehs 
lerhaft, weil jene dabei leicht ald Nebenfache verabfäumt, oder 
nach eigennügigen Abfichten willlührlich beforgt werden, fo daß 
die Unterthanen manchen Bedrückungen ausgefet find, 


(a) Bol. v. Malhus, I, 46. 
(6) Bergius, Mag. VI, 43, 


| §. 113, 
Die Erfahrung muß darüber entfcheiden, welche Art der 
Pachtungen der Staatöcaffe mehr Nuten gewähre. In einer 


Mau pellt, Oeton. 3 ‘DR, 5 
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Gegend, wo fich viele große Güter befinden und mo ed eine 
zahlreiche Claſſe von begüterten Pachtluftigen giebt, fünnten die 
Generalpachtungen beliebter und daher einträglicher fein (a). In 
den meiften Fällen, befonderd da, wo die Bevölkerung beträchts 
lich und die Mehrzahl der Kandleute thätig und unternehmend 
ift, läßt fich vermuthen, daß die vereinzelte Verpachtung der 
Beftandtheile weit vortheilhafter fein werde, felbft dann, wenn 
fie die Aufitellung befonderer Beamten für die Beauffichtung der. 
Pachter und die Erhebung der verfchiedenen Gefälle zur Folge 
- haben follte (d). Die Vereinzelung kann am weiteflen getrieren 
werden, wo die Bevölkerung fehr groß ift, 3. B. in der Nähe 
yon Städten; hier brivgt es öfters Gewinn, die zu einem eins 
zigen Landgute gehörenden Feldſtücke von einander zu trennen (c). 
Arm leichteften ift die Scheidung der Vorwerke yon denjenigen 
Gewerksvorrichtungen, welche wenig in den landwirthfchaftlichen 
Betrieb eingreifen, auszuführen. Bierbrauereien und Brannt— 
weinbrennereien ftehen durch die gute Verwendung der Früchte und 
auch der Abgänge mit dem Landbaue in naher Verbindung und 
werden daher beffer bei dem Hauptgute gelaffen,. es wäre denn, 
daß fie nach der Trennung von demfelben in größerer Ausdeh— 
nung betrieben werden Fünnten, was man aus den Unerbietuns 
gen der Pachtluftigen wird abnehmen Fünnen. 

(a) Nah Nicolai Ca, a. ©. I, 241.) fol im Preuß. Staat die Gene«- 

ralverpadhtung nüßlicher befunden worden fein. 
(d) So die füdpreußifhen Intendanten, f. Nicolai, I, 245. . 
Co) Wie ungefähr nad) dem v. Mahrenholz'ſchen Vorfchlage, Bergius, 


Magaz. II, 216, — Dod machen ſolche Verhältnifje wohl eber den 
Vertauf räthlid, 


$. 114, 
Regeln für die Einrichtung der Zeitpachtungen (a): 

1) Bei der Forderung des Pachtzinfed dient zum Maafftabe 
ein forgfältig ausgearbeiteter Ertragsanfchlag des Gures, 
dem der Pachtluftige bisweilen, um fein geringeres Angebot 
zu rechtfertigen, einen Gegenanfchlag zur Seite ftellt, worin 
er die Einnahme und Ausgabe nach feiner Vermuthung auf: 
rechnet. 

2) Ein Pachtzins, der fo hoch wäre, daß er dem Pachter 
nicht den landüblichen Gewerbögewinn nebft den Zinjen 
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feines Betriebscapitaled übrig ließe, der alfo 3. B. Feine 
Vergütung für die Gefahr Eleinerer und größerer Unfälle 
darböte, wäre nur fcheinbar nüßlic), weil er den Pachter 
in zu große Verfuchung fette, ſich durch Verſchlechterung 
ded Gutes zu entfihädigen, oder wenigftens ihm Mittel 
und Neigung zu einem fchwunghaften Betriebe entzüge. 

3) Die Verfteigerung an den Meiftbierenden ift bei Generals 
verpachtungen ganz unpaffend, weil diefe ein befonderes pers 
fonliched Vertrauen vorausfeßen, fie ift aber auch bei eins 
zelnen Pachtgütern nicht ohne Bedenklichkeit, denn es ge= 
ſchieht nicht felten, daß ein unzuverläffiger Mann, der un: 
erlaubte Mittel zur Bereicherung nicht feheut, die redlichen 
Pachtluftigen überbietet. Die Caution, die man von jedem 
Pachter fordert, fichert nicht für alle Fälle. Finder man 
ohne Verfteigerung einen Pachtluftigen, der nach Verhälte 
niß des Anjchlages einen annehmlicyen Pachtzind bietet und 

- ald wohlhabend, einfichtövoll, fleißig und rechtichaffen bes 
kannt ift, fo Fann ihm die Pachtung zugefagt werden (b). 
Kann man dad Mitwerben nicht entbehren, fo follte man 
doch nur diejenigen mitbieten laffen, welchen jene Cigens 
fchaften nicht fehlen, Begüterte Pachter find dürftigen weit 
vorzuziehen. 

(u) ©, vorzügl. Nicolai, I, 234. H, 156—209, Vgl. Borowsfi, 
Preuß. Cameralwefen, I, 126, 

(6) Sturm, Cameralpraris, V, 209, — v. Jakob, I, $. 159 — 161. 
Allerdings koͤnnte aber diefe Befugniß der vorgefegten Behörde gemiß— 
braucht werden, um einem Begünftigten die Pachtung fehr wohlfeil 
zuzuwenden. 
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4) Die Saution dient, um fowohl in Anfehung der dem Pach⸗ 
ter anvertrauten Gebäude und Inventarienſtücke, ald auch 
wegen des Pachtzinfes der Negierung Sicherheit zu geben. 
Am bequemjten ift ed, wenn der antretende Pachter eine 
Summe baar oder in Etaatspapieren hinterlegt. Ob man 
die Zinfen jährlicy am Pachtgelde in Abzug bringen läßt 
oder nicht, ift gleichgültig, weil im leßteren Falle unfehl-⸗ 
bar jeder Pachtluftige ungefähr foviel, als die Zinfen bes 
tragen, weniger. bieten wird (a). 
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5) Eine lange Pachtzeit hat den Vorzug, daß fie eine größere 


Ermunterung zu bedeutenden Bodenverbefferungen und ans 
deren Unternehmungen giebt, welche den Ertrag ded Gutes 
zu erhöhen dienen (II, $, 96), auch läßt fie die, mit dem 
Wechſel des Pachterd verbundenen Gefchäfte feltener ein- 
treten (6). Giebt man bei einem langjährigen Pachte dem 
Pachter die Ausficht, daß er im Falle des Wohlverbhaltend 
auch noch länger, und lebenslang, im Beſitze des Gutes 
bleiben fünne, und läßt man ihn hoffen, dag nach feinem 
früheren oder fpäteren Tode auch die Erben, wenn fie pers 
fünlicy dazu befähiget find, die Pachtung fortfegen dürfen, 
fo wird dieß mehr Einfluß auf fein Angebot und feine 
Mirthfchaftsmerhode haben, als ein ganz beftimmt auf Xes 
bengzeit des Pachters gefchloffener Contract (Vitalpacht), 
weil der fchon im mittleren Lebensalter ftehende Landwirth 
fi) über feine ce Lebensdauer nicht zu täus 
ſchen pflegt (c). 


Ca) Man feßt die Eaution nad den Umftänden etwa auf % oder % des 


(b) 
() 


Pachtzinſes. 
Eine —— Periode iſt noch zu kurz. In Baden ſind 9 Jahre 
Me 


ege 
Fuͤr dieſe Bitalpadit Gr. Eoden, V, 52, — In Naffau foll von 
den Beamten die Verpachtung auf Febenszeit des Pachters und deſſen 
en — werden. Domaͤnenverwaltungsordnung von 1816. 
.1 2, 
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6) Ein in Geld angeſetzter Pachtzins kann bei geänderten 


Preiſen der Bodenerzeugniſſe und einer langen Pachtzeit 
dem einen oder anderen Theile ſehr beſchwerlich werden; 
namentlich richten Pachtungen, die in Zeiten dauernd hoher 
Fruchtpreiſe angetreten wurden, dann, wenn dieſe ſinken, 
einen Theil der Pachter zu Grunde. Zwar könnte in fol: 
chen Fällen durch Nachläffe nach billigem Ermeſſen geholfen 
werden, doch ift es beifer, ſchon vorher die Negel aufzus 
ftellen, nad) welcher die Keiftung des Pachters den Umftäns 
den angepaßt werden kann, zumal da die Regierung ohne folche 
Beftimmungennicht zur Steigerung des Pachtſchillings in theus 
ern Jahren berechtiget fein würde, Denfelben ganz in Körnern 
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anzufeßen und nach den Marktpreifen bezahlen oder in na- 
tura abführen zu laffen, wäre fehlerhaft, weil die Preife 
fi) in umgefehrtem Sinne wie die gewonnenen Vorräthe 
ändern und alfo für den erniedrigten Preis wenigftend einis 
ger Erſatz in den reichlicheren Ernten zu liegen pflegt. Es 
bieten fi) drei Auswege dar; man Fünnte 

a) einen Theil des Pachtzinfes in SKörnern oder nach dem 
Marktpreife baar entrichten laffen (a); dieß ift das 
einfachfte Mittel; 

b) den Pachtzind in einem Fruchtquantum ausdrüden und 
von 5 zu 5 Jahren nad) dem Durchfchuittspreife der 
Früchte, in Geld jegen (2); 

c) ausbedingen, daß der in Geld zu zahlende Parhtzind 
fi zwar einigermaßen nach den Preifen richten, aber 
doch ſchwächer als diefe fich verändern folle (c). 


Ca) Baden: Von Aderland werden %/, des Pachtgeldes in Früchten bes 


(2) 
(e) 


dungen und nad) den Durhfchnittspreifen zwifchen Martini (11, Nov,) 
und Lichtmeß (2. Febr.) baar bezahlt. V. v. 8. Januar 1822, — 
Naffau: Der Pachtſchilling ift zum Theil in Früchten und zum Theil 
in Geld zu bedingen, alfo, daß nad dem Ermefien der Sad. und 
Ortskundigen die Stämme oder Parzellen mit einem mäßigen Pacht- 
fhiling an Früchten ausgeboten, und den Pachtliebhabern überlaflen 
werde, das Mehrgebot in Geld zu thun. Ming, O. $. 13, Nr, 6, 
Sturm, I, 219, 


3. 3. fo oft der Preis des Scheffels Frucht um */, fteigt oder fält, 


fo mird der Pachtzins um 1% erböbt oder erniedrigt ꝛc. Es fei die 
Pachtſumme 3000 fl. und der Mittelpreis des Roggens 2 fl. pen 
Scheffel. Kommt der Scheffel auf 2 fi, 30 kr., fo erhöht dieß das 
Pactgeld um */ oder un 375 fl, 
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7) Obgleich Heinere Berlufte ſchon in den Anfchlag des Pach⸗ 


terd aufgenommen fein müffen und durch die Möglichkeit 
großer Gewinnſte Ach vergüten (a), fo ift es doch unvers 
meidlich, bei bedeutenden Befchädigungen einen Nachlaß 
(Remiffion) an der Pachtfumme des einzelnen Jahres 
zu bewilligen, weil, felbft wenn der Pachter es fich ges 
fallen laffen wollte, doc) die Regierung ed nicht für vor- 
theilhaft halten Fonnte, ihn in einem außerordentlichen Bes 
fchädigungsfalle zu Grunde gehen zu laſſen. Um jedoch die 
Zudringlichkeit mancher Pachter zu zügeln und Streitigkeiten 


v 
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vorzubeugen, muß das ganze Nachlaßweſen durch allge⸗ 
meine Verordnungen oder durch die Beſtimmungen der Pacht⸗ 
contracte auf das genaueſte geregelt fein (d). 


a) Nur unverfchuldeter Schaden giebt einen Anfpruch, 
und nur ein befondered Greigniß, welches einen Theil 
der Erzeugniffe zerftört, 3. B. NHagelfchlag, Webers 
ſchwemmung, Viehfterben, nicht das bloße Fehlfchlagen 
einer einzelnen Epeculation. ft ein Mißwachs fo alls 
gemein, daß er die Preife erhöht, fo follten nur dies 
jenigen Pachter Nachlaß erhalten, welche weniger ges 
erntet haben, als der Durchfchnittöbetrag war, nad) 
dem fich die Preife richten, .+ 


b) Die Größe des Verluftes, bei mweldyer Nachlaß gefor⸗ 
dert werden kann, muß im Verhältniß zu dem mitt⸗ 
leren anſchlagsmäßigen Ertrage angegeben werden (c). 


c) Der Nachlaß beträgt den ebenſovielſten Theil des 
Pachtgeldes, ald der Verluft vom mittleren Ertrage 
ausmacht. Bei einem Viehfterben Fann es nöthig wers 
ben, dem Pachter auch zur Nachfchaffung der fehlen⸗ 
den Stüde behülflich zu fein. 


d) Der Verluſt muß fogleich angezeigt werden, damit 
eine Unterfuchung und Abfchäßung an Ort und Stelle 
porgenommen ‚werden Tünne (d). 


(a) Modicum damnum aequo animo ferre debet colonus, cui immo- 
dicum lucrum non aulertur. Gajus in L. 25. $. 6. Dig. locati 
eonducti (XIX, 2). 


(5) Bol, Boromsfi, I, 144 Nicolai, II, 126. Sturm, 1,244, — 
Die gemeinrechtlichen Beftimmungen genügen nicht, weil der Staat 
feine Pachter ſchonender behandeln darf und fol, als ein Privatmann 
Idufdig i | 


(c) Baden: Bei gefihloffenen Gütern von beträchtliher Größe ein Scha⸗ 
den von %4 der Ernte, fonft nur über die Halfte. Bei der Abſchaͤ⸗ 
Kung ſoll ausgemittelt werden, was der Landwirth ohne das einge» 
trerene Ereignig an Ertrag (mittlerem oder des einzelnen Jahres ?) 
= boften — und was er nun zu erwarten hat, Regenauer, 


Ka) Nach den Umftänden kann eine nochmalige Taration bei der Ernte ges 


fordert werden. Auch nimmt man wohl darauf Rüdfiht, ob andere 
Nugungszweige in dem Ramlichen Iahre mehr als den mittleren Ere 
trag abwerfen und ob die vorhergehenden Pachtjahre ergichig waren. 
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8) Die bemeglichen Zubehörungen des Gutes (dad Inven= 
tarium), ein Xheil des ftehenden Capitales, wie Geräthe 
und Vieh, wozu auch Beitandtheile ded umlaufenden Gas 
pitales fich gefellen fünnen, wie Futtervorräthe, müffen dem 
Pachter anvertraut werden. Zwar wäre es fehr erleichternd, 
wenn jeder antretende Pachter fich mit diefen Gegenftänden 
felbft verforgte, allein derfelbe hätte hiezu ein beträchtliches 
Capital nörhig, welches der Bewirthfchaftung entgienge und 
die Concurrenz der Pachtluftigen verringerte. Man kann 
beßhalb nicht leicht von dem üblichen Verfahren abgehen, 
nach welchem das Inventarium dem neuen Pachter nach 
einer forgfältigen Aufzeichnung und Abfchägung übergeben, 
und am Ende der Vachtzeit wieder auf gleiche Weife übers 
nommen wird, wobei der Pachter das Fehlende baar oder 
in natura nachzufchaffen verbunden ift, den Ueberfchuß 
aber (Superinvyentarium) entweder mit hinwegnimmt 
oder nad) einem verabredeten Anfchlage vergütet erhält. 
Diefes Gefchäft ıft umftändlich, und troß aller angewens 
deten Sorgfalt bei der mehrmaligen Zaration laffen fich 
Verlufte aus der Verfchlechterung der Inventarienſtücke nicht 
ganz vermeiden. Diefelben Fünnen nicht nach dem bloßen 
Anfchaffungspreife gefchätt werden, man muß zugleich auch 
auf ihre jegige Befchaffenheit und ihren hiedurch bedingten 
jegigen Mittelpreis Bedacht nehmen (a). Die zur Schäs 
ung beigezogenen und verpflichteten Sachverftändigen wers 
den in einige Abtheilungen (Schürze, gewühnlich 3) ges 
fondert, deren jede man um ihren gutachtlichen Anfchlag 
einzeln befragt, um fodann den Durchfchnitt aller ausge⸗ 
fprochenen Summen zu ziehen (b). 

Ce) Man Fann biebei fo rechnen: wie fidy der jehige verringerte Werth 
Müslichkeit) zu dem vollen Werthe im Zuſtande der Neuheit verhält, 
fo auch der anzufegende Preis zu dem Anfchaffungspreife. Iſt z. 2. 
ein Geräthe, weldyes 100 fi. koſtete, fo abgenüpr, daß es nur noch 
be u Zeit feine Dienfte leiften wird, fo kommt es mit SU fl, in 

(b) —— hiezu bei Borowski, I, 135. Berechnungen mit Ruͤck⸗ 
ſicht auf die. verſchiedene Dauer in Schoͤnleutner und Sierl, 
Jahrb. II, Beil. VIII. — Wenn die Jahreszeit des Pachtwechſels es 
mit ſich bringt, daß der abziehende Pachter beſaͤetes Land zurüd laſſen 
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muß, und mehr Meder von ihm beftellt worden find, als er von feis 
nem Vorgänger erhielt, fo muͤſſen die Bejtellungstoften des Ueber 
ſchuſſes ihm vergütet werden, 


4. 119, 


9) Die Wirthſchaftsgebäude verurfachen einen jährlichen 
Bauaufwand. Die Eleineren Ausbefferungen, deren Um⸗ 
fang beftimmt angegeben werden muß, fallen dem Pachter 
wie jedem Bewohner herrfchaftlicher Gebäude ($. 67) zur 
Laſt. Größere Reparaturen, da fie nicht gewöhnlich in je: 
der Pachtperiode, fonft erſt nach längerer Zwifchenzeit in 
gleicher Art zurückkehren, Fünnen nicht ganz vom Pachter 
getragen werden, es iſt vielmehr üblich, daß der Staat ſie 
beſtreitet. Daſſelbe gilt von Neubauten für wirthſchaftliche 
Zwecke, wodurch die vorhandenen Gebäude erweitert oder 
vermehrt werden. Die Erfahrung zeigt hiebei den Uebel—⸗ 
ſtand, dag die Pachter fich die Schonung und Erhaltung 
der Gebäude zu wenig angelegen fein laffen, Fleine Auss 
befferungen aufichieben, bis größere nothwendig werden, 

auch oft auf unmöthige Neubauten eifrig anfragen, Die 
jährliche Unterfuchung, ob ihnen Feine Nachläffigfeit zur Laſt 
falle, fichert nicht genug, aber auch der Vorfchlag, dem 
Pachter an allen Ausbefferungen einen Theil der Koften 
aufzulegen, ift nicht zu billigen, weil bei der Unmöglichkeit, 
manche fehr Fofibare Bauten zu verhüten und nur yorauds 
zufehen, die Lage eined Pachters durch diefe Bedingung zu 
mißlich werden Fünnte, Eher wird es dienlich fein, dem 
Pachter nad) einer genauen Ausſcheidung alle Diejenigen Res 

paraturen aufzulegen, welche, von einer regelmäßigen Vers 
ſchlechterung herrührend, einigermaßen überfchlagen werden 
können und bei denen durch Sorgfalt etwas zur Verringes 
rung der Koften gefihehen kann, ohne dag man doc) aus 
übel angewendeter Sparſamkeit Nachtheil für dad Gebäude 

zu beforgen hat (a). 
Ca) Die Beitinminng einer Summe, bis za welcher eine Ausbeflferung vom 
Dachte gefcheben muß, z DB. 10 Mthlr., ift aus obigem Grunde 
nicht angemeſſen. Sturm, ——— 1, 240. — In jedem Falle 


ift die Nusfweidung deſſen, was aus der Staatscaſſe zu beſtreiten ift, 
aud) nad dem im $. ausgefprodenen Grundfage ſchwierig. Die 


- 
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Dächer können dem Pachter leicht mit der Verpflichtung, jährlich einen 
beftimmten Theil umzudecken, übertragen werden, Von Neubauten 
tann man dem Pachter die Verzinfung der Koſten abfordern. 
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10) Man pflegt dem Pachter zur Bedingung zu machen, daß 
er den Zuftand ded Gutes verbeffern (melioriren) folle. 
Wird dieß nur im Allgemeinen gefordert, fo ift ed von ges 

ringer Wirkung und der Pachter kann leicht, indem er ir⸗ 

gend eine unbedeutende Melioration nachweißt, fich von der 
Verpflichtung befreien. Die lange Dauer der Pachtzeit, 
die Vermöglichkeit und Einficht des Pachterd fünnen zum 
Theile eine ſolche Bedingung entbehrlich machen, die jedoch 
dann nicht ohne Nutzen bleibt, wenn fie ſich auf gewiſſe 
benannte Verbefferungen , und zwar auf folche bezieht, deren 
Vorthejl während der Pachtzeit noch nicht in folhem Ums 
fange genoffen wird, dag man erwarten fünnte, fie aus 
eigenem: Antriebe veranftaltet zu fehen, 3. B. dad Setzen 
von Obſtbäumen, dad Mergeln ıc, (a). 


41) In den Contract werden gewöhnlich auch ſolche Bedin⸗ 
gungen aufgenommen, welche die Sicherung ded Staates 
gegen eine ausfaugende oder fonft verderbliche Bewirthfchafs 
tungsweife bezweden., Man muß fich auf folche Puncte 
befchränfen, deren Nichtbefolgung Leicht wahrzunehmen: ift 
und die ben Pachter nicht in nüßlichen landwirthfchaftlichen 
Unternehmungen hindern; dahin gehört das Verbot be 
Stroh: und Heuverfaufes und eines zu fehr erfchüpfenden 
Sruchtwechfeld, die gleichmäßige Bedüngung und Bearbei— 
tung der Felder xc. (6). Auf großen Pachtgütern hat man 
bem Pachter in den Ickten Jahren bisweilen einen vom 
Staate befoldeten Auffeher beigegeben, um fhädliche Kunſt⸗ 
griffe zu verhindern ($. 111). 


(a) Vol. Nicolai, II, 167. Sturm, 1, 263, — Bei koſtbaren Me— 
liorationen diefer Art ift es dienlih, wenn der Staat einen Theil des 
Aufwandes vergütet. 

(d) Sturm, I, 223, wo zu viele ſolche Cautelen in Vorſchlag nebradht 
find. — JZarob I, $. I i 1% . : 9 
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| Anhang. 
Von den Pahtanfchlägen der Domänen. 
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Unter dem Anfchlage eines Landguted oder einzelnen 
Grundſtückes verfteht man "die ausführliche Vorausberechnung 
des, von der Bewirthfchaftung deffelben zu erwartenden Ergebs 
niſſes. Die Regeln der Veranfchlagung find in Deutfchland 
fehr ausgebildet und in zahlreichen Schriften dargeftellt wors 
den (a). Dieß Gefchäft fett gründliche Iandwirthfchaftliche Kennt: 
niffe voraus und beruht daher auf Sätzen der Landwirthfchaftss 
lehre; da inzwifchen die Anfchläge der Domänen von Finanzs 
beamten unter der Leitung der oberen Domänenbehörden verfers 
figet zu werden pflegen, da hiezu in Staaten, welche viele Dos 
mänen=Landgüter beſitzen, die Entwerfung einer befonderen Vers 
anfchlagungs = Snftruction nöthig ift, um die Tarationen gleich 
fürmig und zuverläffig zu machen, fo muß eine Ueberficht der 
hierauf fich beziehenden Grundfäße auch in die Finanzwiſſen⸗ 
fchaft aufgenommen werden. 


(a) Bon neueren Schriften f. befonders: Nicolai, a. a. O., II, 1. — 
Borowski, a. a. O., I, 1. — Meyer, Grundfäge zur Berfers 
tigung richtiger Pechtanfchläge. Hannov, 1809, — Sturm, Kanes 
ralpraris, I, 6— 146. — Brieger, Dekonomifch » Fameralijtifche 
Schriften, Polen, 1803 — 9. III Bde, vorzüglich II, 49. III, 68, — 
v. Slotom, Anleitung iur Fertigung der Ertragsanfchläge, Leipzig, 
1820, 22. II 3. (vorzüglich gut). — v. Jakob, I, $. 106 fi. — 
v. Malchus, Politit der inneren Staatöverwaltung, Ir Bd., die 
angebängten Tabellen. — Klebe, Anleitung z. Fertigung der Grund⸗ 
Anfchläge, Leipz. 1828. — v. Daum, Materialien zu einer verbefl. 
Abſchaͤtzung des Adler», Wieſen- und Weidebodens. Berl, 1828, 4. — 
Schmalz, Verſuch einer Anleitung zur Veranſchlagung ländlicher 
Grundftüde, Königsb. 1829, — Putſche, Encyklop, der Land» u 
Hauswirthſchaft, VII, 631. 
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Das, durch Taration auszumittelnde Ergebniß ber fünftigen 
Bewirthfchaftung kann fein: 

1) der reine Ertrag, den der Bewirthfchafter ald Grundrente 
(wenn er Eigenthümer ift), oder blos ald Gewerbögewinn 
und Gapitalrente in feinen Händen behält. Diefer Rein: 
ertrag läßt fich unter verſchiedenen Vorausſetzungen erforfchen : 


‘ 


123 


a) wie er unter den jeßigen Umftänden, bei ber üblichen 
DBehandlungsweife des Landguted in der nächften Zus 
funft zu vermuthen iſt. Diefe Veranfchlagungsweife 
ift für Verpachtungen zweckmäßig. Ed bleiben dabei 
folhe Nußungen ganz außer Anſatz, die dem Pachter 
gar nicht übertragen werden, oder die während ber 
nächſten Pachtzeit keinen erheblichen Ertrag verfprechen, 
3. E. neue Obftpflanzungen ; ferner werden Zeitverhält: 
niffe, die den Ertrag erhöhen oder erniedrigen, mit 
berückjichtiget, wenn auch ihr längerer Fortbeftand nicht 
wahrfcheinlih if. Anſchlag des nächſtbevor— 
ſtehenden Ertrages, Nutzungs-, Ertragds 
auſchlag im gewöhnlichen Sinne des Wortes; 

b) wie er, ebenfalls unter Vorausſetzung der ortsüblichen 
Bewirthfchaftungsweife, im Durchfchnitte eines län⸗ 
geren Zeitraumes fich hoffen läßt. Anfchlag des 
dauernden Ertrages, wie er vom Verkäufer ges 
madht wird, um den angemeffenen Verkaufspreis zu 
finden, und ferner bei der Dererbpachtung, der Anle⸗ 
gung der Grundfteuer, der Urrondirung (II, $. 100). 
benußt wird; 

c) wie er auch unter ungünftigen Umftänden wenigftens 
noch ausfallen kann; ein folcher Anfchlag des ges 
tingften, ſichern Ertrages bient 3. B. zur Bes 
ſtellung eines Unterpfandes und bei der Aufnahme in 
einen Creditverein (II, $. 114 ff.); 

d) wie er, bei einem höheren Grade von Kunft und Ca⸗ 
pitalaufwand, erzielt werden könnte; Anfchlag des 
fünftlih=erreichbaren Ertraged. Einrationels 
ler Landwirth wird aus einem Anſchlage diefer Art 
abnehmen, wie hoch er im äußerften Falle ein Gut ers 
Faufen darf, aber der Verkäufer wird feine Forderun⸗ 
gen und Erwartungen nicht hiernach einrichten dürfen, 
weil auf die Concurrenz folcher Kaufluftiger in der 
Regel nicht zu rechnen ift. 

9 der auf den Reinertrag gegründete Werth und muthmaße 
liche Preis. Da der Werth der Grundftücde in ihrer Zähige 
keit befteht, einen gewiffen reinen Ertrag zu geben (I, $. 64), 


(a) 


fo wird aus diefem, unter der Annahme eined gewiffen 
Zindfußes, durch bloße Multiplication (3.8. mit 25 oder 33) 
der Werth leicht gefunden. Indeß ift der Anfchlag ber 
nächftbevorftehenden Nußung zur Berechnung des Werthes 
nicht zu brauchen, weil er zu fehr nach den Zeitumftänden 
wechfelt; man muß folgli, um einen, für Kauf: und ans 
‚dere Fälle dienlichen Sapitalwerrh zu erhalten, eine der drei 
anderen Ertragsbeftimmungn (oben Nr. 1, b-—d) zu 
Grunde legen (a). | 


Man ſetzt gewöhnlih dem Ertragsanfhlage den Grundan« 
ſchlag entgegen, und verfteht unter diefem Ausdrude eine ſelche Er— 
mittelung des Werthes und Preifes, welde auf die ganze Beſchaffen- 
heit des Landgutes in allen feinen Theilen, abgefehen von einer be— 
jonderen Behandlungsmweife, gebaut ift. Es ift jedoch nicht moͤglich, 
aus der natürlichen und Fünftlichen Befchaffenheit der Ländereien allein, 
an Berechnung eines gewiſſen Ertraged, zu einem Anfage des Wer- 
thes zu kommen, man muß beim Geldertrage auch veraͤnderliche Um⸗ 
ftände, 3. E. die Preife der Erzeugnifle, mit beachten, und es ergiebt 
ſich aus dem Obigen, daß jede der drei Ertragsberechnungen b— d 
eine eigene Art des Grundanihlages geben fann. Nur die Bonitirung 
des Bodens ($. 124) giebt feite, unwandelbare Zahlen, Pie aber feine 
Geldſummen bezeichnen. 


$. 123, 
Der Pachtanfchlag kann auf Doppelte Art begründet werden: 


1) aus allgemeinen Erfahrungen. Es wird nämlich 


unterfucht, welchen rohen und reinen Ertrag jeder Wirth- 
fchaftszweig bei einer angenommenen Behandlungsweife und 
der erfannten Befchaffenheit des Bodens, des Klimas, 
der Abſatzgelegenheit u. dgl. zufolge der, in die Landwirth- 


ſchaftslehre aufgenommenen Zahlenverhältniffe durchichnitt= 


Jich erwarten läßt. Ä 


2) aus befonderen Erfahrungen, welche die Gefchichte 


des einzelnen Landgutes darbietet, d. bh. aus dem Ertrage, 
weldyen die Bewirthichaftung deffelben wirklich gegeben hat. 
Diefe Erwägung ded wirklichen Neinertraged würde für fich 
allein höchſt ungenügend fein, denn es läßt fich bei ihr der 
Einfluß zufälliger Umftände, die fowohl in Außeren Ereig⸗ 
niffen, ald in der Perfünlichfeit des Landwirthes, feiner 
MWohlhabenheit oder Dürftigkeit, feiner Einficht oder Uns 


wiſſenheit ꝛc. liegen, nicht ausfcheiden. Gleichwohl Können 
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diefe gefchichtlichen Thatfachen fehr nüglich werden, um die 


allgemeinen Erfahrungen in ihrer Anwendung auf ein geges 
benes Local zu ergänzen und die unrichtige Auffaffung der 
vorhandenen Umftände bemerklich zu machen. Es ift alfo 
norhwendig, jene beiden Berechnungsmittel ſtets in Verbins 
dung mit einander anzuwenden (a). 

(4) Schmalz, Anleitung, $. 2—5, 


§. 124, 
Die Neihenfolge der Gefchäfte ift ungefähr diefe : 

1) Der Beamte fucht ſich vorläufig mit dem ganzen zu taris 
renden Gute befannt zu machen, erforfcht die einzelnen Bes 
ftandrheile, deren Größe und Gränzen, die Gebäude und 
deren Zuftand, die zugehürenden Gerechtfame u, ſ. f. 

2) E5 werden fchriftlihe Nachrichten gefammelt, welche als 
Material gebraucht werden Fünnen. Von diefer Art find 
die Vermeffungsregifter, die älteren Anfchläge und Pachts 
contracte, die Rechnungen des bieherigen Verwalters oder 
Pachters, wenn nämlich diefer zufolge ded Pachtcontractes 
verpflichtet ift, feine Wirthfchafterechnungen zu diefem Be⸗ 
-hufe vorzulegen, die einzelnen zugehörigen Negifter, 3. B. 
über Saat, Ernte, Ausdrufh, Viehnugung u. dgl., ferner 
das Verzeichniß und die Abſchätzung der Sjuventarienftüce. 

3) E3 werden alle diejenigen Perfonen zu Protofoll vernom⸗ 
men, welche über den Zuftand, die Behandlungsweife und 
den Ertrag des Gutes aus eigener Wahrnehmung Auskunft 
geben fünnen, Man fucht durch Vernehmung diefer Perſo— 
nen diejenigen Puncte auszumitteln, welche aus den fchr'ftz 
lichen Hülfsmitteln fich nicht mit hinreichender Deutlichkeit 
ergeben. Widerfprüche in den Ausſagen werden durch 
Gegenüberftellen derer, die in ihren Erklärungen von einan— 
der abweichen, gehoben. 

4) Die einzelnen Beftandrheile des Gutes werben mit Zuzies 
hung von verpflichteten Sachverftändigen einer genauen Uns 
terfuchung unterworfen, um ihre Ertragsfähigkeit auszumit⸗ 
ten (Bonitirung)., Man bringt die Ländereien jeder 
Art in Elaffen und zeichnet genau auf, wie groß die in 
jede Claſſe fallende Morgenzahl ſei. 
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5) Aus den, durch diefe Unterfuchung erlangten Nachrichten 
wird die Werechnung ded mittleren rohen Ertraged, der 
fänmtlichen Ausgaben und folglich des muthmaßlichen Neins - 
ertrageö yorgenommen, 
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Bei. der Ertragöberechnung bedient man fich ‚nach einem 
ziemlich allgemeinen Herkommen folgender Methode: Man 
‚ pflegt die einzelnen Zweige des Tandwirthfchaftlichen Gewerbes, 

wie fie auf dem Gute vorkommen (Acerbau, Wiefenbau, Rinde 

viehzucht u. dgl.), abgefondert zu behandeln, fo daß 

1) der Rohertrag in Erzeugniffen yerfchiedener Art (in natara) 
ausgemittelt, 

2) hievon die auf dem Landgute vorkommende Verzehrung an 
gewonnenen Stoffen abgezogen, 

3) der Ueberreft nach den Mittelpreiſen der Gegend zu Geld 

angeſetzt, 

4) von dieſer Summe der Inbegriff der beſonderen Geldaus⸗ 
gaben abgerechnet wird, age der einzelne Nutzungszweig 
erfordert. 

Auf dieſe Weiſe erlangt man eine Anzahl von getrennten An⸗ 
ſchlägen, deren Ergebniſſe ſodann zuſammengerechnet werden. 
Doch muß man von der fo gebildeten Summe nod) die allges 
meinen Bewirthfchaftungsfoflen abrechnen, welche feinem Zweige 


ausſchließlich zur Laſt gelegt werden fünnen, ald Gefindelohn, 


Taglohn, Handwerkslohn, Heigung und Beleuchtung, Erhals 
tung der ‚Gebäude, Unterhalt des Pachterd oder Verwalters 
u. dgl. Nachdem diefe Abzüge gemacht find, fo bleibt der reine 
Ertrag übrig. 
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Diefe Berechnungsart ift zwar in Bezug auf die Richtige 
feit des Ergebniffes nicht zu tadeln, und hat das Gute, daß 
man leicht erfennen kann, in welchem Grade jeder Theil des 
ganzen Betriebes zur Bewirfung des Reinertrages beiträgt, allein 
fie ift doch infoferne mangelhaft, ald der gefammte rohe Ertrag 
gar nicht erfcheint und daher auch das zwifchen ihm und dem 
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Koftenaufmande Statt findende Verhältnig nicht gefunden wird. 
Man follte alfo entweder 1) nur eine einzige Öauptrechnung 
bilden, in diefer zuerft den Rohertrag aller Zweige zufammen= 
ftellen und dann in derfelben Reihenfolge alle Abzüge in natura 
und in Geldausgaben fortlaufend aufführen, um endlich die 
Eummen der Cinnahmen und Ausgaben zu vergleichen, oder 
2) wenn man bei jener mühfameren Art der Darftellung behars 
ten will, wenigftens am Schluffe aus den getrennten Specials 
anfchlägen auch den rohen Ertrag zufammenziehen. Gewöhnlich 
hat man überdieß die Auöfcheidung der Ausgaben nach den vers 
fehiedenen Betriebözweigen nicht vollftändig genug vorgenommen 
und fo den Nußen jener Specialifirung der Anfchläge durch die 
Ungenauigfeit derfelben gefchwächt (a). 
Ca) Sp müffen z. B. die Ausgaben für Beköftigung und Lohn der Tagloͤh— 
ner dann, wenn diefe anhaltend mit einer einzigen Verrichtung be» 


fhäftigt find, nad der Beftimmung derfelben (Ackerbau, Weinbau, 
Sifcherei,, —— u. dgl.) ihre beſondere Stelle erhalten, vergl. 
17. 


— « 


Schmalz, ©. 3 
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Die Veranſchlagung des aus dem Aderbau fließenden 
Ertraged hat die meiften Bemühungen auf fich gezogen, weil 
die große Maffe des Aderlandes, die Menge und Wichtigkeit 
feiner Erzeugniffe und die Abhängigkeit feiner Ergiebigfeit von 
phyſiſchen Umftänden zur Unterfuchung am meiften auffordern 
mußte. Die Bonitirung ded Acerlandes ift neuerlich durd) die 
Fortſchritte der Landwirthfchaftslchre, befonderd der Bodenkunde, 
fehr vervolllommnet worden (a), doch hat man fich noch nicht über 
eine erfchöpfende und dabei bequem zu überblidende Einthei— 
lung der Bodenarten vereinigt, auf welche man fich in jeder Ges 
gend ftüßen fünnte, Auch würde bei einer folchen feftftehenden 
und allgemein anwendbaren Claffification dennoch der auf jede 
Claffe und Art des Bodens kommende Anfaß des rohen und 
reinen Ertraged nur in jeder einzelnen Dertlichfeit beftimmt wer= 
den fünnen, weil er neben den phufifchen Eigenfchaften des Bo⸗ 
dens auch von mancherlei anderen Umftänden bedingt wirb (B). 


(a) Bon den älteren Tarationsarten ift die fogenannte brandenburgi« 
ſche, welde nad) der Art und dem Ertrage der auf jeden Boden zu 
bauenden Fruͤchte eingeruhter iſt, am bemerkenswertheſten. Dieſe 
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Zarationsprinctpien warden bei der Gründung des Ereditvereines (TI, 
$, 113 Co)) zum Stügpunct genommen, Thaer har in der Anfitele 
lung befferer Unterfheidungen die Bahn gebrochen, |. befonders deſſen 
ration. Landw. II, 130. Unnalen d. Sortjehritte d. Landw. IV, 361. 
Migelin. Annalen, VII, 506. — v. Slotom 4. 9. ©. 590. — 
Schuͤbler zu Chaptals Agriculturchemie, II, 3681. — v Schwerz, 
a Aa pratt. Uderb, I, 48. — Hundeshagen, Bodenkunde, 


©. 165. Ä 

(5) Bloc cMittheilungen, I, 397. 1830) will deßhalb nur eine Claſſi⸗ 
fication nad) dem Ertrage zulaſſen. Aber man follte das Unterfcheiden 
der Bodenarten nad den Beitandtheilen nicht aufgeben, fondern viel⸗ 
mehr vervollfommmen, 
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Hat man die Bonitirung beendigt, ſo fommt zu unters 
ſuchen 
1) der muthmaßliche Rohertrag jeder Claſſe, wobei man er⸗ 
wägen muß: 

a) das Klima, 

b) die in der Gegend gewöhnlich gebauten Feldfrüchte 
und die übliche Aufeinanderfolge derfelben (a), 

c) die Stärfe der Düngung, welche fich nad) den allgez 
meinen Wirthſchaftsverhaͤltniſſen, namentlich der Grüße 
des Viehftandes und der Menge des gervonnenen Futters, 
richtet (D) 5 

2) der abzuziehende Koftenbetrag. Die alte Methode, für 
diefe Koften ftatt einer forgfältigen Berechnung nur einen uns 
gefähren Ueberfchlag, das Wirthſchaftskorn, anzuneh- 
men (c), ift ald ganz unzuverläffig aufgegeben worden. 

a) Um die Verzehrung von Aderfrüchten in der Wirth: 
fchaft zu ermitteln, muß man die Zahl der nöthigen 
Arbeiter und des Spannviehes aus der Menge ber 
vorfommenden Gefchäfte ableiten und die Speiſe- und 
Sutterordnung zu Hülfe nehmen. 

b) Geldausgaben find bei dem Aderbaue gewöhnlich gar 
nicht aufgerechnet worden, allein die Folgerichtigteit 
fordert, daß man von den allgemeinen Wirthſchafts⸗ 
ausgaben diejenigen hieher verweiſe, welche auf andere 
Zweige keinen Bezug haben (d). 

Ca) Wo atigemein Frine Brache mehr gehalten wird, da wäre es unpaflend, 
| ea der Brachfrüchte außer Anſatz zu laſſen. Auch verſchiedene 
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Handelsgewaͤchſe duͤrfen eingerechnet werden, wenn fie in der Frucht⸗ 
folge einer Gegend regelmäkig vorkommen. 

(d) Berge. Schmal;, $. 42. 

(I Man nahm an, daß auf einem Acker, der die Ausſaat dreifach wieder 
giebt, Die Koften der Ausſaat gleich wären, bei vierfachem Körner 
ertrage follten die Koften 1% mal, bei höherem Zmal ſoviel als das 
Saatgantum ausmachen, | 


(d) 3. B. Ausgabeun für die Adergerätbe, für Anfauf von Düngemitteln 
u. dgl. — Setzt man den Reinertrag des Morgens Ader erfter Gute 
gleidy 100, fo wird der Ertrag der anderen 9 Bodenclaffen bis zur 
ſchlechteſten berab nad Floto ws Anſchlaͤgen in folgender Abſtufung 
ausgedrudt: 2) 79 — 3) 62 — 4) 40 — 5) 238 — 6) 17 — 7u, 

810 — 9) 7 — 10) 2, Nah Ktebe find die Zahlen folgendes 
82 — 65 — 50 — 43 — 40 (6. u, 7. EL.) — 29 — 20 — 8, 
/ 
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Bei den Wiefen ift die Claffification nach der Bodenart 
minder nothwendig, weil der Ertrag großentheild von der Lage 
und, Gelegenheit zur Bewaͤſſerung beflimmt wird. Da in der 
Kegel dad gewonnene Futter nicht verfauft, fondern in der Wirths 
fhaft verbraucht wird, fo kommt von den Miefen gar Bein reis 
ner Ertrag in Anrechnung, doch muß der mittlere Rohertrag, 
im Durchfchnitt trodener und feuchter Jahre, darum erforfcht 
werden, weil er auf die Menge des Viches, welches ernährt 
werden Tann, Einfluß hat. Daffelbe gilt von den Weiden, 
Für Gemüfegärten bedient man fich, da fie nicht viel zu bes 
tragen pflegen, eines ungefähren Weberfchlages, ohne auf eine 
ausführliche Berechnung einzugehen. Bei den Obftgärten wird 
nach der Zahl, Art und Befchaffenheit der Bäume ein Geld⸗ 
anfatz genommen. Bei der Viehzucht muß zuvürderfi aus der 
Vergleihung des Futtererzeugniffes mit der erforderlichen Menge 
des Arbeits» (Spann-) Viehes beftimmt werden , wieviel Nutz⸗ 
vieh gehalten werden kann, ſodann ift für die vorhandene Art 
deffelben (Milchkühe, Maftochfen, Schaafe ıc.) das Jahres⸗ 
product an Milch und Molfenwaaren, an Jungvieh, Wolle ꝛc. 
zu ſuchen, die eigene Conſumtion abzuziehen, der Reſt nach den 
Marktpreiſen, der Abſatzgelegenheit und der Güte (z. B. feine, 
mittlere oder Landwolle) in Geld anzuſetzen und Davon abzu⸗ 
ziehen, was für Wartung, Futter, Arzneien, Geräthfchaften u. 
dgl. audgegeben wird. 

9 


Rau yelit, Otkon. zr Bd. 
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D. Erbpacht. 
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Die Erbpacht ift eine, zwifchen Zeitpacht und Derfauf 
in der Mitte ftehende Art, über die Domänen zu verfügen. Der 
Pachter erhält ein erbliched Benutzungsrecht, er. darf das Out 
nach eingeholter Genehmigung des Verpachters auch verlaufen, 
nur nicht zerſtücken oder weſentlich verändern, Er entrichtet einen 
jährlichen Zins (Kanon), welcher für alle Zeit hinaus feſtge⸗ 
ſetzt wird, und beim Anfang dieſes Erbpachtsverhältniſſes zus 
gleich eine Einkaufsſumme (Erbbeſtandgeld), welche, wie 
die Caution des Zeitpachters ($. 115), zur Sicherung der Res 
gierung dient. Das Verhältniß beider Entrichtungen zu einans 
der läßt ſich fo verdeutlichen, daß man fich, wie im Falle eines 
Berkaufes, einen Kaufpreis. (Capitalwerth) ‚vorftellt, einen Theil 
deffelben als Erbbeſtandgeld abtragen, und von dem. anderen 
Theile die Zinfen ald Kanon bezahlen läßt (a). Der Erbpachs 
ter wird zwar nicht ald Cigeuthümer, aber, doch ald Inhaber 
eines erblichen Nutzungsrechtes betrachtet, welches nur durch 
fortdauernde Unterlaſſung der Entrichtung des Kanons unter⸗ 
brochen werden darf (6). Uebrigens werben. dieſe neuen Erb⸗ 
pachtöverträge nad) Maaßgabe der, vyolfäwirthfchaftlichen und 
finanziellen Zweckmäßigkeit abgefchloffen, ‚ohne daß man fich ges 
nau an eined der, aus früheren Zeiten herftammenden Colonats 
verhältniffe anzufchließgen genöthiget wäre. Verſchieden von der 
Begebung in Erbpacht ift die Erbzinsverleihung, wobei 
der Kanon nicht die Stelle eines Pachtzinfes vertritt, vielmehr 
weit niedriger ift und nur die Anerkennung des Obereigenthums 
bezwedt, dagegen häufig bei Befitveränderungen ein Laudemium 
gefordert wird (c). Da bei letzterer Einrichtung die Einkünfte 
der Domänen fehr gering fein würden, fo kann fie nicht bei 
fhon ertraggebenden Kandereien, fondern nur bei folchen, die erft 
urbar zu machen find, empfohlen werben, 


(a) 3.2. das Gut fei auf 36,000 fi. anzufegen, fo fönnten davon 8000 fl. 
fogleich bezahlt werden und für die übrigen 28,000 fi. würde cin jaͤhr— 
liher Kanon von 1120 fi. (zu 4 Proc. gerechnet) ausbedungen, 

6) Bol. Mittermaier, Privatrecht, I, $. 436, — Die Baden’fchhen 
Erbbeftände (Landrecht, Art. 1831 ba ff.) find Feine Erbpachte obiger 
Art, da fie zum ir nicht auf alle Erben geben und beim VBerfaufe 
ein Handlohn von hoͤchſtens 2 Proc. bezahlt wird, 
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(> Nitolai, 1, 253.—v. Jakob, I, $. 180. Viele Anfiedlungen die« 
for Art im Preußiſchen Staate. Boromsti, I, 211, 
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Die Vortheile der Erbpacht find (a): 

1) daß die Verwaltungdgefehäfte überaus vereinfacht werden, 
denn die vielerlei, durch die Zeitpacht theils jährlich, theils 
bei der Erneuerung der Pachtcontracte nothwendig werdens 
den Bemühungen fallen gänzlicy weg und nach gefchehener 
Vererbpachtung hat man neben der Einforderung des Ka⸗ 
nond nur eine oberflächliche Aufficht zu führen, um die 
Verlegung der Bedingungen ($. 130) zu verhüten ; 

2) vaß die Ländereien mit dem größten Eifer und mir allem, 
dem Befitter zu Gebote ftehenden Gapitalaufwande bewirths 
fchaftet werden, denn der Erbyachter ift ficher, daß die 
Früchte der vorgenommenen Verbefferungen von feinen Ers 
ben vollftändig genoffen werden, fei es nun durch eigene 
Benußung ded Gutes oder durch einträglichen Verkauf, Dieß 
hat die Folge, daß die Production und der reine Ertrag 
der Grundftüce erhöhet wird, wovon auch der Negierung 
ein Gewinn zugeht, indem 

a) die Zinfen des Erbbeftandgelded und der Kanon ben 
biöherigen Neinertrag überfteigen, die Nemiffionen, 
Baukoſten ıc. erfpart werden, 

b) die Erbpachtftücde der Grundftener unterliegen (6), 

c) die Erhöhung der Production auch in mancherlei ans 
deren Zweigen des Staatseinlommens eine Zunahme 
nach fich zieht. 


'a) Nicolai, I, 246. — Thaer, Annalen des Ackerbaues. Jul. 1806, 
Pr.Iu II. — Sturm, I, 273, — v. Jatob, I, f. 196, — 
Fulda, ©. 62 — 65 — Kraufe, National» und Staatsoͤkonomie 
1,351. 11,231. — Burger, Reife dur Oberitalien, II, 218 (1832), 

(5) Uderdings Lönnen fie nicht fo Hoch, wie freies Eigenthum, belegt werden, 
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Die letztgenannten Vortheile werden dann in grüßter Aus⸗ 
dehnung empfunden, wenn die Erbpacht mit einer Zerfchlas 
gung der großen Domänenhöfe in Fleinere Güter (Dismems 
bration, Abbau) in Verbindung gefest wird. Dieß ift auch 

9 % 
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wirflic) da, wo man die Erbpacht eingeführt hat, gefchehen (a), 
obfchon man die Zertheilung auch bei dem Verkaufe bewerfftels 
ligen könnte. Durch die Verbindung jener beiden Manfregeln 
wird. 
1) der forgfältige Anbau des Bodend und die Zunahme der 
Volksmenge um Vieles befördert, alfo der Wohlftand des 
Volkes und mit ihm zugleich die Macht ded Staates ges 
fteigert (1, $. 368) (6), | 
2) die Ablöfung der Frohnen und der anderen, zu den Dos 
mänen gehürigen gutöherrlichen Rechte erleichtert. Die neu 
gebildeten mittleren und Bleineren Güter Fonnen den Bei— 
ftand der Frohndarbeiter, der Weiderechte leichter als die 
bisherigen großen entbehren (IL, $.63), und in Erwägung 
des von der ganzen Operation zu hoffenden Nutzens kann 
man die Ablöfung unter billigen Bedingungen geftatten. 


(a) Die Sadbauern (uomini di Sacco) in Oberitalien. Hüllmann, 
Städtewefen, I, 11, Hasse, cuinam nostri aevi populo debea- 
mus primas oecon, publ. et statisticae notiones. 1828. ©, 22. 
Bernd v. Arnim machte im eriten Drittheil des 16, Jahrhunderts 
Joachim I. von Brandenburg den Borfchlag zur Berfchlagung der 
Domänen, ohne Erfolg. Sein Sobn fol in Kurſachſen von 1553 — 
1570, 300 Domänen zerichlagen baben, doch ift dieſe Nachricht nach 
Huͤlimanns Unterfuhungen noch problematifh und vieleiht nur 
von Anſiedlungen auf neu urbar gemachten Sande zu verjtehen. 1701 
begann im Preußifhen Staate bie Bererbpacdhtung, Die aber 1711 
wieder aufgehoben wurde, Die Beweggründe zu dem lepteren Schritte 
fheinen teils in irrigen VBorftellungen, theild aber auch in den, bei 
der Vererbpachtung begangenen Fehlern gelegen zu haben, fo daß man 
daraus gegen Die Nuüglichkeit der Sache im Allgemeinen feinen Beweis 
nehmen fann. Friedrich II. zertheilte und vererbpachtete uber 300 Vor» 
werke, Sricdrih Wilbelm IT. feste dich bei drei Domänen im Oder» 
bruche fort und Friedrich Wilhelm III. tieß eine größere Anzahl, bes 
fonders in Oftpreußen, in Erbpacdht geben. In Ansbach (1757), Bai- 
reuth (1763), Walde (1755), Heſſendarmſtadt (1773), Böhnen 
(1776), ber Rheinpfalz, fing man an, diefe Beifpiele nachzuahmen. 
In den dänifhen Staaten geſchah dies feit 1763 in großer Ausdeh- 
nung und mit gutem Erfolge. Hüllmann, Gefhichte der Dour. 
Ben. ©, 93. — de Herzberg, Huit dissertations, ©. 193. — 
Bergins, Magazin, II, 207. — Kanıpbövener, Beſchreib. d. 
bereits vollführten Niederlegungen königl. Domanen- Güter in den Ders 
zogthumern Schleswig und Holſtein, Kopenbag. 1787. — Noͤtde⸗ 
hen, Briefe uber das Niederoderbrud. Berl. 1800, — Krug, Na— 
tionalreichtb. des Preuß. Staats. II, 418, — Schwer;, Aderbau 
der Pfälzer, ©. 274 (Ibersheimer Hof). 


(5) Auf die Zunahme der Volfsmenge und alſo der waffenfähigen Mann« 
Ihaft dar man oft zu großes Gewicht gelegt, denn es wurde in ihr 
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fein Vortheil liegen, wenn die Production ſich nicht gleichmäßig erwei⸗ 
terte. — In Schleswig und Holftein wurden 1765 — 87, 52 Domänen 
von 44,356 Tonnen (116,000 preuß. Morgen) zerſchiagen. Davon 
wurden 6454 7 . Wald zuruͤckbehalten, 5471 T. zu Abfindungen und 
für Durftige verwendet, 32,943 in 1095 Guter zertheilt ‚von 2— 
Tonnen Größe, doch meiftens zwifchen 12 und 80 Tonnen (30 — 200 
Morgen). Der Kanon betrug 106,039 Rthlr., biezu die Sinfen des 
Ertbeftandgeldes von 596,252 Rihlr. mit 23,850 Rehtr, gefhlas 
gen, ift 

die Einnahme nad der Serfihlagung . . 129,889 ar 

die vorherige Einnahme war. „2... 87,246 


alſo Mebrertrag .". 42,643 — 

Der Gewinn iſt ſchon 50 Proc. des früheren Ertrages, wozu noch die 
Einnahnie von dem vorbehalten ien Walde kommt. Kampbövener ‚ 

208 und die angehängte Tabelle. — Aus Nöldehens Mitrbeis 
Inngen (f. (a)) ergiebt ſich Folgendes: Die 3 Guter Solifante, Poir« 
din und Wilhelmsaue, zuſammen 3610 Morgen, wurden unter 107 
er vertheilt, in Stellen von 3 Morgen 9 an der Zahl), 30 M. 
(22), 60 M. (26), AM, (5) und 1 von 978 M. Es war 


N der —— * 
1) Zahl der Menſchen auf den Guͤtern 25 595 Köpfe 
Pferde. 10 124 3 
3) Kuͤhe . [8 [RT hr er ee 16 333 > 
4) Kornerttag > 2 2 0 02. 521 1414 Wifp. 
5) Kornconfuntion . 2 20. 439 » 
6) verfäuflicher Ueberfchuß 2... 40 752» 

—9 Viehnutzung, Stroh, Eier 7765 82290 KRthlr. 
8) ganzer Erlös aus verkauften Erzeug⸗ 

niſſen . . ++ 13597 22726 » 

9) Einnahnıe für den Staat . 0... 4077 5175 >» 
Demnach hat die Maffe der verkäuflichen Dinge um 46, der Staats. 
ertrag am 26 Proc, zugenommen, . 
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Gegen diefe Maaßregel wurden mancherlei Einwenbungen 
in fehr verfchiedenem Sinne gemacht, fo daß man bald die Zeit: 
pacht, bald den Verfauf vorzog. Im Vergleich mit der 
Zeitpacht wurde gegen die Erbpacht erinnert: - 


1) daß der Staat die Verfügung über die Güter dien und 
außer Stand geſetzt werde, bei veränderten Umftänden eine 
andere Benußungsweife zu wählen. Dieß ift zwar richtig, 
aber nicht nachtheilig, weil der Uebergang der Ländereien 
in die Hände yon Landwirthen, welche fie mit dem Eifer 
des Eigenthümers behandeln, die günftigften Wirkungen hat, 
und weil die Regierung nicht bloß viele Mühe erfpart, foi: 
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dern auch fogleich eine erhebliche Vermehrung ihrer Eine 
fünfte erlangt; | 

2) daß man die, im der Zeitpacht liegende Gelegenheit, von 
Zeit zu Zeit den Pachtzind zu fteigern, verliert, und bei 
einer .Preiserniedrigung der edlen Metalle an einem Geld- 
fanon viel einbüßen kann. Hiebei ift Folgendes zu bes 
merken : 

a) In Genenden, die noch ſchwache Bevölkerung und fehr 
niedrige Grundrente haben, mag es rathfam fein, die 
Vererbpachtung zu verfchieben, weil fie Beine hinreis 
chend günftigen Bedingungen verfpricht und der Nugen 
der fpäteren Erhöhung der Rente ganz den Erbpachs 
tern zufallen würde. 

b) Daß jedoch, wenn nady der Begebung in Erbpacht 
durch forgfältigeren Anbau und Bodenverbefferungen 
der reine Ertrag der Ländereien erhöht wird, die Re— 
gierung feinen unmittelbaren Vortheil dabei genießt, 
darf Fein Abhaltungsgrund fein, denn die vermehrte 
Grundrente trägt auf mehrfachen Wegen mittelbar zur 
Erhöhung der Staatseinkünfte bei und bei der Zeit« 
pacht würden folche Verbefferungen in. gleichem Grade 
nicht unternommen werden, 

c) Auch kann eine folche Erhöhung der Grundrente, 
welche aus den in einer Gegend fortdauernd geftiegenen 
Setreidepreifen erwächöt, durch angemeffene Beftinz 
mung des Kanoı3 auch für die Staatscaffe ergiebig 
gemacht werden, f. $. 134. | 
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Der öfter gemachte Vorfchlag, nad) Tängeren Zwiſchenzeiten, 
3. B. nach 33 oder 50 Jahren, eine Mevifion der Erbpadhtö» 
bedingungen zu veranflalten, wobei nach Befinden der Umjtände 
der Kanon erhöht werben Fönnte (a), har Vieles gegen fich, 
weil fidy die Grundfäge, nach welchen eine folche Unterfuchung 
angeftellt werben muß, nicht ſcharf genug beſtimmen laffen und 
weil folglich für den Erbpachter einige Beſorgniß entfteht, daß 
feine Nachkommen einer willlührlichen Behandlung, einer uns 
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rechtmäßigen Berfchlimmerung ihrer Lage, ja vielleicht einer Vers 
treibung von dem Gute ausgefett fein möchten. Diefe Furcht 
würde die Anerbietungen der Pachtluftigen fehr verringern. Dar 
gegen ift es leicht, den Kanon nach Getreidepreifen zu beftims 
men. Dieß ift bereitd auf die Weife gefchehen, dag man ihn 
in einem Duantum von Getreide ausdrücdt und nach dem 30jäh» 
rigen Durchfchnittöpreife in Geld entrichten läßt (6). Nach den. 
oben aufgeftellten Säßen (11, $. 59) follte ein Theil des Kas 
nons nach den Durchſchnitts-, ein anderer nad) den. Marft- 
preifen eines jüngitverfloffenen Zeitraums baar bezahlt werden. 


(a) 3. 3. nad v. Sceutter, ©. 36. 


(5) Im oftpreußiihen Kammerdepartenent: balb Roggen, balb Gerfte; 
der durchſchnittliche Marktpreis einer 3Ojäbrigen Periode wird während 
der folgenden 30 Jahre zur Bezahlung angewendet, doch darf der Mit« 
telpreis der einen Periode nicht über das Doppelte vom Preife der vor⸗ 
bergebenden fteigen, Krug, Nat, Reichth. IE, 42, 
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Sm Vergleich mit dem Verfaufe ($. 124) wird bie 
Erbpacht getadelt, Indem der Erbpachter nicht in der freien Lage 
des Eigenthümers fich befinde, nicht nach Gutbefinden einzelne 
Theile des Gutes verkaufen oder verändern dürfe, folglich wes 
niger Luft und Gelegenheit. habe, den Ertrag und fein Einkom⸗ 
men zu vergrößern (a). Daß die Lage ded Cigenthümers zu 
Eulturverbefferungen nod) günftiger fei, Fann nicht in Abrede 
geftellt werden, doch ift der Unterfchied beider Zuftände nicht 
erkeblich genug, um da die-Erbpacht unrathfam zu machen, wo 
man ſich aus anderen Gründen zu berfelben hinneigt; zudem 
läßt fich jener Unterfchied nody vermindern, wenn. 1) bei der 
Zerfchlagung darauf Nüdficht genommen wird, daß man Güter 
von einer, den örtlichen Verhältniffen entfprechenden Größe bil: 
det, 2) die Veränderung. der Benutzungsart (Tacies fundı) dem 
Erbpachter geftattet,, auch 3) in einzelnen Fällen der Verkauf 
eines oder des anderen Grundftüdes erlaubt wird, wobei ein ' 
verbältnigmäßiger Kanon von den verkauften Stüden auf den 
Käufer übergeht, oder ganz oder zum Theile abgelauft wird. 
Im erften Falle würde fich die Vererbpachtung in einen Ver- 
kauf gegen einen bloßen Grundzind umwandeln, ber, wie alle 
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ähnlichen Reallaften, für ablöslich erklärt werden müßte (IL, 
$. 61), dann aber nichts Nachtheiliged in fich enthielte (LI, $. 57). 
Ca) 3. B. Lotz, Sande. IN, 107. — — Dluffen, Beiträge zu einer Ueberſicht 


e National ⸗ Induftrie in Daͤnemark, deutſch von Gliemann, 
. 104, (1820) 
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Die Erbpacht ift nach diefen Betrachtungen für die beſte 
Benußung derjenigen Domänen zu halten, deren Verkauf aus 
erheblichen Gründen ($. 98) nicht rathſam ift. Zur Ausführung 
der Erbpacht gehören noch folgende Regeln : 

4) Man muß die Größe der zu bildenden Güter nach den 
örtlichen Berhältniffen bemeffen. Mittlere und Heine Bauerns 
güter verdienen den Vorzug, damit es jedoch an Taglöh⸗ 
nern nicht fehle, find auch Familien mit fo Eleinen Lands 

theilen anzufeßen, daß fie genöthigt bleiben, Lohnarbeit zu 

} Hülfe zu nehmen (a). 

2)Es iſt auf die Bildung abgerundeter Güter Bedacht zu 
nehmen (II, $. 97) (b). 

3) Wenn es am ſolchen Erbpachtluftigen fehlt, die vermügend 
genug wären, aus eigenen Mitteln Wohnungen, Ställe und 
Scheunen zu erbauen, fo kann ed nothwendig werden, dieß 
auf Rechnung des Staates zu thun, wobei man dann die 
wohlfeilfte Bauart, 3. B. aus ungebrannten Lehmziegeln 
oder aus geftanpfter Erde (Pifebau) vorziehen wird, 

4) Die Erfahrung hat gezeigt, Daß es gut ift, den Kanon 
fogleich bei der Belanntmachung der Erbpachtsbedingungen 
feſtzuſetzen und dann nur in Anſehung des Erbbeſtand⸗ 
geldes eine Verſteigerung an den Meiſtbietenden zuzulaſſen, 
weil ſonſt, wenn man Mehrgebote bei dem Kanon geſtat⸗ 
tete, aus Unbebdachtſamkeit Anerbietungen erfolgen konnten, 
deren Erfüllung nicht möglich wäre (c). 

5) Die Erbpachter haben Feinen rechtlichen Anfpruch auf Re: 
miffionen, doch follten diefelben bei großen Unglüdöfällen 
vewilligt werden ($. 117). 

Ca) Bl. möldehen, S. 100, 


cd) Evend. ©. 
(cd) Kanphövener, S. 2. 
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Einkünfte aus Waldungen. 
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In den meiften Staaten befinden fich fo ausgedehnte Do— 
mänenwaldungen, daß die Regierung zur Bewirtbfchaftung ders 
jelben ein zahlreiche niederes und höheres Perfonal zu befolden 
hat. Diefer, aus der entferntejten Vorzeit beibehalten: , fpäter 
mit mehr und mehr Eorgfalt behandelte Forfibefig der Regie— 
rung, den man bisher. aus vollswirthfchaftlichen Gründen, um 
die Verforgung des Volkes mit Holz fortwährend zu fichern, 
für unerläßlich gehalten hat, ift in der neueften Zeit der Gegen⸗ 
fand mancher Einwendungen geworden. Es ift alfo zu unter: 
fucyen, ob die allgemeinen, für die allmälige Veräußerung der 
Etaaröländereien fprechenden Gründe auch auf die Staatöwals 
dungen anwendbar find, oder diefe nach eigenthümlichen, aus 
ihrer Natur entfpringenden Regeln beurtheilt werden müſſen. 
Die Prüfung der gegen die Staatöforftwirthfchaft ausges 
fprochenen Gründe (=) muß der Aufftellung von Regeln für 
diefen Verwaltungdzweig vorausgehen und wird jedenfalld zur 
Erfenntniß verfchiedener, in der älteren Forftprarid begangener 
Mißgriffe dienen Finnen. 

(a) Sat v. Hazziſu. Trunk, neuerlich befonders: Log, Handb. II, 
— Dfeil, Grundfäße der Forſtwirthſchaft Bezug auf die 
— J5 und die Staatsfinanzwiſſenſchaft, I, 324, womit 


aber in demſelben Werte II. 19. 37, zu vergleichen find. — Cor- 
dier, Agriculture de la Plandre francaise, ©. 396 ff. 


g. 138. — 

Die Gründe, aus denen man den Verkauf der Staatds 
waldungen angerathen bat, laffen fich auf folgende zwei zurück⸗ 
führen : 

1) Die Beibehaltung von MWaldungen im Eigenthume des 
Staates fei zur Befriedigung des Holzbedürfniffes der Na- 
tion nicht nothwendig, denn Die Bürger würden, wenn die 
Wälder in ihre Hände gelangt wären, aus eigenem Jn= 
tereffe zur guten Behandlung derfelben fich hinreichend ans 
getrieben finden und fich die hiezu erforderlichen Kenntniſſe 
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zu verfchaffen fuchen, ohne daß deßhalb Staatsforfibeamte 
unterhalten werden müßten. | 
2) Privateigenthümer würden dem Maldboden einen grüßeren 
Reinertrag abgewinnen, ald ihn die Staatscaſſe bezieht, 
ed fei nun | 
a) daß fie die zum Anbau fähigen und in Bezug auf 
das Holzbedürfniß entbehrlichen Waldgründe in Aders 
land ummandelten, oder 
b) die beibehaltenen Forften beffer benußten. Die Er⸗ 
fahrung zeige den niedrigen Ertrag der Staatöwalduns 
gen, deſſen Urfachen in der Koſtbarkeit des Perfonals, 
in dem geringeren Eifer befoldeter Verwalter, in der 
Vernadjläffigung der Nebennußungen und in der uns 
vermeidlichen Schwerfälligkeit des Geſchäftsganges liegen. 
Der Staat werde alfo im Vergleich mit dem jekigen Rein- 
ertrage einen fehr belohnenden Kaufpreis erhalten Fünnen (a). 


Ca) In Franfreich wurde aus ähnlichen Motiven im I. 1831, als man zu 
den Kriegsruftungen eine Summe von 200 Mill. Fr. brauchte und 
nit unter gunftigen Bedingungen borgen zu koͤnnen beffte, der Vers 
tauf von 300,000 Heft. (1°170,000 p. M.) Staatswald beſchloſſen, 
in 5 Jahren zu beenden. On tremble, fagte Laffitte (Dep. K. 11; 
Febr. 1831), pour la conservation de cette masse de bois, parce- 
— suppose à tout le monde la volonté d’abattre et de defricher. 

ette crainle n'est guöre fondee. Presquetouslesbois ont 
ete convertis en taillis sous futaie (Mittelwald), pour 
etre coupes tous les 20 ans. Ils sont devenus deslors un revenu 
solide, regulier , facile a diriger, et qu’un grand nombre de pro- 
prietaires ont recherch@ avec empressement. Seit 30 Jahren ſeien 
nur 90,000 Het. ausgeroder und fait ebenſoviele neu angelegt worden. 
Die Staatsforften tragen nur 2 —2 Proc. des mittleren Vertaufss 
preifes; in etwa 20 Depart, bringen fie nicht einmal den Betrag der 
Adniniftrationstoften ein, Humann, Commifl. Bericht, 24. Decbr. 
3830. — Man muß biebei erwägen 1) die Mängel der franzoͤſiſchen 
Forſtwirthſchaft, 2) die Vorzüge des Hochwaldes CI, $. 391) und die 
in den vielen Nadelwäldern Deutſchlands begründete Unmöglichkeit einer 
anderen Bewirthſchaftungsweiſe. 
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Diefen Säten widerftreiten erhebliche, für die Beibehaltung 

der Staatdwaldungen fprechende Gründe (a). Ä 
1) Die Zorftwirthichaft hat in der Langſamkeit, mit welcher 
das Erzeugniß zur Ernte heranreift, in der Größe des fles 
henden Holzvorrathes (1, $..389) und in der geringen 
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Menge von Arbeit, die eine Waldfläche im Vergleich mit 
einer Feldflur oder einem Gartenbezirt befchäftiget (6), viel 
Eigenthümliches. Sie bietet für einen Unternehmungsgeift, 
der in kurzer Zeit. durch Verbefferungen im Gewerböbetriebe 
anfehnliche Gewinnfte erftrebt, Feinen günftigen Spielraum. 
Wer einen rafchen Umſatz feines Capitales beabfichtiget , 
ber kann die regelmäßige Benußung eines Waldes, zumal 
von Hochftämmen, nicht für vortheilhaft halten und wird 
eher bedacht fein, dur) Verminderung der ftehenden Holz» 
maffe, wenn auch auf Koften der Nachhaltigkeit (Ueber— 
bauen), eine baldige Einnahme zu erlangen, die ihn früs 
ber für den Kaufpreis entfchädiget. Obgleich ‚für reiche 
Perfonen die Erhaltung der Waldungen zwedimäßig ift, weil 
fie eine fichere und mit der Zeit fogar fleigende Nente ges . 
währt, fo muß man doch fehr bezweifeln, daß für die Staats⸗ 
waldungen viele Käufer diefer Art fich finden würden, weil 
ſchon ein beträchtlicher Theil ded Vermögens folcher begüs 
terter Perfonen in Privatwaldungen befteht, Es ift nicht 
zu verfennen, daß diefe oft, 3. B. in den Händen von 
Standed= und Grundherren, forftmäßig und mit Rückſicht 
auf die Nachkommen benußt werden, nur find die Befiter 
von beträchtlichen beweglichem Vermögen nicht fehr geneigt, 
daffelbe zur Erwerbung von Waldgrund anzulegen (c). 
(a) ©. vorzüglid Hundesbagen, Encyklop. IT, 744 ff. der 1. Ausg. 
‚und die Dort angeführten Schriften. Deſſ. Forftpoligei (2. Ausg. der 
Enc.) S. Mff. — v. Jakob, Fin. I, 9.225, 239, — Behr, 
Wirthſch. des Staates, ©.61, — Kraufe, National» u, Staats. 
ötonomie, I, 108. — Schenk, Boltswirtbichaftspfiege, $. 182, 
(db) Nah Hundeshagen ungefähr auf 500 Morgen 1 Arbeifer, 
(e) Daß die meiften Waldfäufer Speculanten find, die fogleich die Art ans 
legen, wird betätigt in Verhandl. der Deput, K. in Baiern, 1822, 
Beil. X, 19, — Hundeshagen, F. Pol. ©. 108, 
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2) Wenn man die Waldungen fo benußt, daß fie in Furzer 
Zeit die Kauffumme vergüten, fo hat dieß zwar nicht fos 
gleich wahren Holzmangel zur Folge, aber doch leicht einen 
geringeren Ertrag des Waldbodens, ‚eine daraus entfprin> 
gende Holzvertheurung und vielleicht das Bedürfniß einer 
größeren Waldflähhe, um das Volk fortwaͤhrend mit Nol; 
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zu verforgen. Auf das Anlegen neuer Waldungen darf man 
wenig rechnen, denn fie iſt koſtbar und fordert einen langen 
Vorfchuß der Cultur- und Beauffichtungsfoften, fo wie der 
Steuern, und die meiften Menfchen lieben es nicht, ihr 
Capital auf eine foldye Weife anzuwenden, zumal da auch der 
Waldbeſitz nicht frei von Gefahren ift (a). Ueberdieß giebt 
ed Wälder, deren Boden fich zu Feiner anderen Benußung 
eignet, die aber, einmal zerftört, wegen ded Mangels an 
Schutz gegen Hitze oder Kälte nicht wieder hergeftellt wer: 
den fünnen und die deßhalb, auch wenn fie jeßt noch wenig 
eintragen, unbedingt erhalten werden müffen, was immer 
am beften von der Regierung gefchehen kann (b). Denis 
nac) ift eine, den Zwecken der Nationalötonomie entfpres 
chende Forftwirchfchaft am beften dadurch zu bewirken, daß 
ein Theil der, den Holzbeda;f dectenden Waldungen forts 
während im Eigenthume des Staates bleibt. 

Co) Hundeshagen, ©. 4 Schenk, ©. 192. Daß reihe Guts— 
befißer, befonders wenn fie lebhaft auf die Erhaltung des Wohlftandes 
in ihrer Familie bedacht find, öfters neue Waldungen anlegen, zeigt 
die Erfahrung. Aber von den mittleren und Heineren Grundeigenthir 
mern ift Dieß wenig zu erwarten und am wenigften die Aufzucht hoch» 
ſtaͤmmiger Forſten. — In Schottland find allerdings feit der Ermah— 
nung Sam. Johnſons (1773) viele neue Waldanlagen gemacht 


worden, |. Niemann, Waldbericdhte, I, 428, aber man muß aud 
die hoben Preife des Baus und Nusbelses” in Großbritanien bedenfen, 


(5) Pfeil, U, 42, — Es giebt viele Beifpiele von Sanditrichen , die > 
Berwahrtofung der Wälder veröder find, Hundesh. F. Pol. S 
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3) Zwar führt der Erwerböeifer in der Negel dad Beftreben 
mit fich, die zur Betreibung der Gewerbe dienlichen Kennts 
niffe zu erlangen; allein in Bezug auf bie Forſtwirthſchaft 
iſt unter den gegenwaͤrtigen Umſtänden die Erhaltung einer 
im Dienſte des Staates ſtehenden Claſſe von kundigen 
Forſtbeamten noch nicht · entbehrlich. Die Folgen früherer 
gänzlicher Vernachläſſigung der Holzzucht erſtrecken ſich noch 
auf ſolche Zeiten fort, wo ſchon eine beſſere Pflege der 
Waldungen wünſchenswerth geworden iſt, und der gerin— 
gere Reitz, den dieſes Gewerbe für den Unternehmungsgeiſt 
darbietet, hält auch von dem Wunſche nach Belehrung ab. 
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Mag es fein, dag fpäterhin, bei noch mehr angewachfener 
Bevölkerung, höheren Holzpreifen und noch ftärferer Capi» 
talanhäufung Privatperfonen fi) dem Studium der Forſt⸗ 
wiffenfchaft häufig widmen, fo ift dieß jetzt noch fo felten 
der Fall, dag die Fortpflanzung gründlicher Kenntniffe und 
reifer Erfahrung ohne die Staatöforfibeamten nicht gehörig 
gefichert fein würde, 
4) Es wäre jedoch fehlerhaft, alle vorhandenen Maldungen 
unbedingt erhalten zu wollen, denn diejenigen, deren Boden 
baufähig und baumwürdig ift, und deren Ertrag weder zur 
inländifchen Verzehrung (bei holzfparenden Einrichtungen ) 
nöthig ift, noch mit Vortheil ausgeführt werden kann, 
müſſen als entbehrlich angefehen und allmälig dem Feld» 
baue übergeben werden. Solche Rodungen werden zwar 
yon den Privatwaldbefigern eifrig genug, unternommen, 
wenn fie zeitgemäß find, allein bei fehr ausgedehnten Staates 
waldungen follten fie auch von der Regierung nicht verabs 
faumt. werden, mit guter Auswahl der zuerft urbar zu 
machenden Pläße (a), Manche Vorwürfe, die man der 
Staatsforftwirtyfchaf: machte, entfprangen gerade darauf, 
daß diefe nicht fich felbft befchränfen und das Bedürfniß 
eined fortfchreitenden Anbaues berückjichtigen wollte. 


(a) 7 für die Anlegung von Waldeolonien bei v. Jatob, I, 1.235. 
— MWaldeolonien im bad. Murgthal, doch hauptſaͤchlich zum Un⸗ 
— von Holzhauern; fie koſten 600 A. jährliche Unterſtuͤtzung. 
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5) Die behauptete Unergiebigteit der Staatsforften im Vers 
gleich mit den Privatwaldungen ($. 138) ift zwar in vie— 
len Fällen nicht zu beftreiten, aber fie ift theild nicht un— 
vermeidlich, infoferne fie von zu verwickelter und Fofifpies 
liger Verwaltung (a) oder mangelhaften Bewirtbfchaftungss 
grundjägen, namentlid) vom Verkaufe nad) niedrigen Preis: 
ſätzen, herrührt, theild aber gereicht fie der @taatöforfts 
wirthfchaft nicht zum Tadel, denn fie wird auch bewirkt 

a) von den vielen auf den Staatöwaldungen ruhenden 
Raften, deren fich die Privatwaldbejiger mir beſſerem 
Erfolge erwehrten, z. B. Kolzabgaben, Weidefervituten, 
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Pfarrbefsldungen u. dgl. (6). Jene Servituten ſchmä⸗ 
lern zwar den Reinertrag für den Staat, find aber 
für die Vollswirchfchaft nützlich und erfcheinen daher 
nicht als bloßer Verluft; 


b) von dem Umftande, daß die abgelegeneren Walduns 
gen, im Inneren der Gebirge, oft auf felfigem Boden, 
weniger als die den Ortfchaften näheren von den Pris 
vaten in Befit genommen wurden und daher dem Staate 

‚verblieben, dem fie wegen der Softbarkeit des Holz⸗ 
transported wenig einbringen fünnen (c); 


c) von den großen, in den ausgedehnten Forftrevieren 
mit enthaltenen Bloßen, die bei der Berechnung des 
Flächenraumes außer Anſatz bleiben müßten, wenn der 
Ertrag richtig ausgemittelt werden ſollte Cd). 


turbeil, Morgen (0,93 pr. M.) niit 24 fr, für Befoldung des Unterperfc» 
nals von Resierförfter abwärts und Taglohn der Holjbauer x, aus« 
‚ı weichen ‚mit 6, fr. für die Direction (25,° und 6,* fr. auf 3 pr. M.). 
Hiebei find jedoch günftige Verbältnin:, z. 2. bequeme Lage :c. vor⸗ 
' ausgefckt. In Baden foften auf 1 pr. Morgen Staatswald : 
1) Förfter und Gehuülfen, nebſt Unterhalt der — 19 a 
2) Holzbauer , Wege, Eulturen : 2...» ..4186 
3) Sorftämter und Infpectoren . . .. s fr 
4) Centralverwaltung ‚1831 (1832 nur 3 ” tr.) . .. 4, tr. 
Süunme 8 tr. 
In Baiern Fofteten 1826 — 28 auf den pr. raten: 
die geſammte Verwaltung . 5 
der wirtbichaftliche Betrieb (Holdauer 1) 00. 37° 


c) Hundeshagen, Enc. II, 5.781. — Auf den bad. Domänenwaldungen 
lagen im 9. 1820 120, 533 7. Reallaften. v. Kettner, Darftellung 
der bad. Forftadminiftration „S. 19. Karlsruhe, 1820, In den 
Jahren 1827 — 29 waren a a 

der Robertrag . . . 942,634 fl. 

die Ausgaben . . . 452,802 fl. 

Reinertrag » . . 489,532 fl. 
Dieß macht auf den alten Karlsruber Morgen 31/, fl. brutto und 
1 fl. 48 tr. netto (auf den pr. M. 251.48 fr. und 1 fl. 26 tr) — In 
Wuͤrtemberg find die Meallaften auf 14 Proc. angefhlagen worden. 
Nach dem Anfchlage von 1830 — 33 ift der reine Ertrag (693,200 ji.) 
46,* Proc. des rohen (1°499,587 fl), oder mit Einrehnung jener 
Caften 60,2 Proc, alfo resp. i, 16 fl. und 1,*7 A, auf den wuͤrt. Mor⸗ 
gen (55% fr. und 1f. 11% tr. der pr. M.). Bol. v. Teffin, Forft» 
ftariftit von Wuͤrtemberg, S. 274. 341. Im Durchfchnitt des ganzen 
Landes ift der fteuerbare Reinertrag des Morgens Waldgrund If. 3 kr., 


3 Hundes hagen, Sorftpolizei, S. 63, glaubt, man werde auf den 
( 
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d. h. fogar weniger als. jene Zahl von den. Staatswaldungen. Die 
| Baierifgen Forſten trugen 1826 — 28 * 
RENTE ranuo303529000 i. 
netto . . .„ 1384,000 fi: 
oder 53. Proc. Auf den baier. Morgen wirtlihen Wald (f. Note (4)) 
fommen alfo 1% fl. roher und 55 fr. reiner Ertrag. Die Servituten, 
Die bierinicht eingerechnet find, betragen auf den Morgen 27 fr. und 
. erhöhen den Robertrag auf 2 fl. 12 kr., den Reinertrag auf If. 22 tr. 
#39 fr. und 1 fl. Öfr. aufden pr. M.). Nah Nudbart (III, 45) 
neh in Baiern 15%/, Proc, des ganzen Holzertrages an Berechtigte un» 
entgeldlih, 15% Proc. vertragsmagig um niedrige Preife abgegeben wer⸗ 
den. Während der mirtlere Gefammtertrag an % Klafter (0,7) vom 
Morgen ift, kann demnady nur Klafter frei vertauft werden. — 
In Frankreich ift für den Hektar Staatswald 
roher Ertrag 1... 25% Fr 
REN sei. 2 2 Bi 
reiner Ertrag  . „ . 21 Sr. ’ 
oder 86 Proc. Dich macht auf den pr. Morgen 23/, fl. rein, Das 
Verhaͤltniß des reinen Ertrages zum rohen kann übrigens nichts be» 
peifen, da es zum Theile von. den, in einem Lande beſtehenden Holz» 
preifen abhängt, und in Franfreich wegen des Holzverfaufs auf dem 
Stämme die Koften fehr gering find. Die Privatwaldungen ſollen, 
da ſie ſchlechter *8 werden, weniger eintragen, ſ. Faiseau- 
L.avanne, Recherches statist. sur les foröis, de la France, 
4829. — Bulletin des sciences agricoles, XIM, 273. Chaptal 
nimmt für ganz Krantreich 20 Sr. für den Hettat an. "Industr. fr. 
I, 218, — Die Verkuͤmmerung des Forſtertrages durch Holzbewilli⸗ 
gungen u. dgl. begann fehr frü‘e und fand in der Geringſchaͤzung des 
Holzes! bei’ dem Ueberfluſſe an Wald feine Stuͤtze. Schon eine fran⸗ 
öfifhe Ordonnanz von 1375 klagt, Die, anfebnliche Einnabme aus 
Staatsforften fei durch ſolche Schmälerungen reduit comme a neant, 
Pastoret, Ordonnances des rois de la Fr. XV, 35 in der Bor» 
rede. — In den Leberbergifchen Aemtern des Cantons Bern trägt 
das Juchert Staatswald 1,7 Ir. oder der pr. Morgen I fl.,9 tr, rein. 
(I Bol. Rudhart, UI, 47, 
(d) Sundeshagen, II, 778. — Der 22,000 Morgen große Sadıfen- 
wald im Fürftentbum Sauenburg bat 5000 Morgen Blögen, das Amt 
Schwarzenbek 7200 M. Blöße auf 24,725 M. Wald. Niemann, 
Waldberidte, I, 523. — Die baier. Staatswaldungen (2-261,000 
baier, M.) begreifen 246,000 M, Blöße, Sumpf, Fels u. ſ. w. 
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Aus diefen Betrachtungen folgt, daß: 
1) die meiften Staatöwaldungen in dem jchigen Zuftande 
der Dinge beibehalten zu werden verdienen, 
2) jedoch einzelne Theile derfelben fi) ausnahmöweife zum 
Verkaufe eignen, nämlich: - | | 
a) die culturfähigen und entbehrlichen ($. 141 Nr. 4), 
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5) die Fleinen, zerfireut liegenden, mühfan zu beauffiche 
tigenden, dem Diebftahl am ſtärkſten ausgefeßten Ges 
hölze (a); 

3) die Bewirthfchaftung der beizubehaltenden Staattwaldungen 
fo eingerichtet werden müffe, um bei der beften und nachs 
baltigen Befriedigung des Holzbedürfniffed der Bürger zus 
gleich die — reine Einnahme für die Staatscaſſe ab⸗ 
zuwerfen. 
Ca) Aus beiden Gründen find feit Kurzem in Baiern 140,000 Morgen zum 


Verkaufe beſtimmt worden. 25,000 Morgen davon wurden zu 900,000 }. 
geſchaͤtzt und für 1 Mill, verfauft. Rudhart, III, 43, 
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Um die Verwaltungsfoften zu erfparen und den Erwerbs⸗ 
eifer von Privatunternehmern zu Hülfe zu rufen, har man neuers 
lich dje Vererbpachtung von MWaldungen in Vorſchlag gebracht, 
gegen einen in Holz angeſetzten Erbzins und ein, für den ſtehen⸗ 
den Holzvorrath Sicherheit gewährendes Erbbeftandgeld(a). Diefe 
Einrichtung hätte zwar dieß für fich, daß ein Erbpachter bei jeder 
Nußung und Andgabe noch wirthfchaftlicher zu Werke gienge, 
ald ein Theil der Staatöforftbedienten, allein fie ift auch wieder 
erheblichen Bedenken ausgeſetzt: 

1) Man müßte über den Pachter genaue Aufficht führen, um 
ihn an der unnachhaltigen Behandlungsweife des Waldes 
zu verhindern, ed wäre alfo dennoch ein vom Etaate an« 
geftellted Verfonal unentbehrlich und die hiedurcy nothwen⸗ 
dige Bejchränfung würde die Concurrenz der Erbpadht« 
luftigen fehr einengen. Nur beim Niederwalde, wo einzelne, 
von Jahr zu Jahr haubar werdende Schläge abgegränzt 
werben fünnen, wäre die Beforgnig eines fehlerhaften Ver: 
fahrens fchwächer und das zu fordernde Erbbeftandgeld 
mäßig genug, um einiges Mitwerben zuzulaffen. 

2) Der Erbpachter hat wenig Gelegenheit, andere erhebliche 

Verbeſſerungen im Forſtbetriebe vorzunehmen, ald die auch 
von der Staatöforftvervaltung ausgeführt werden Fünnen ; 
er gewinnt dagegen anfehnlich zum Nachtheil der Staats: 
caffe, wenn mit dem Steigen der Volksmenge die Holzpreife 


ſich beträchtlich heben (db). 


% 


j . 
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Demnach fcheint die Vererbpachtung, für welche es faft 
gar Feine Erfahrungen giebt (c), und welche*bei Hochwaldungen 
offenbar unausführbar fein würde, auch bei anderen Wäldern 
feine Empfehlung zu verdienen. 


(u) Zuerſt v. Jakob, I, 9.2770. — Pfeil, IE 24.39, (ift nur unter 
manchen Einfehräntungen für dieſe Maaßregel) — v. Seutter, 
Domänenbenugung, S. 66. Hundeshagen, Encyklop, II, $.787, 
hatte Berfauf an Gemeinden oder Majoratsbefiger gegen Erbzins 
in Geld oder Holz; geratben. 

(6) Jafob will daher die Erbpacht erft, wenn der Holzpreis ſchon body 
it, $. 271, v. Seutter umgekehrt bei Wäldern, die die Koften 
nicht decken. 

() Ein fehr ungünftig ausgefallener Verfuch wurde von der vormaligen 
furfölnifhen Hoftammer im jegigen fürftl, Urembergifchen Gebiete 
gemadt. Da die Erbpadhter den Vertragsbedingungen zuwider die 
Waͤlder verbicben, fo wurden die Waldtheile von der Herrfchaft wie—⸗ 
der eingezogen. Nur noch 3 Erbpachter find im Beſitze. Sie ent 

richten beim Wechſel deffelben ein geringes Laudemium und jährlich 
einen fehr geringen Kanon, der yon 25 Schaaren zu 95 rbein, DO, 
Ruthen (23 Pr. Morg.) nur 6 fl. 18 fr. beträgt, während der Bo⸗ 
—— ſicher eine Rente von 28 fi, einbringen wuͤrde. (Privatmit⸗ 
theilung.) | 
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Bleibt in Gemäßheit der vorftehenden Betrachtungen die 
Hortfegung der üblichen Staatsforftverwaltung unumgänglich, 
fo müffen die Grundfäße derfelben, fowohl formelle ald mas 
terielle, Fürzlich unterfucht werden (a). Was die Form (Drgas 
nifation) der Staatöforfiwirthfchaft (6) betrifft, fo entfpringt aus 
der Natur der leiteren eine Verfchiedenheit mehrerer Wirkungs⸗ 
reife, wobei man zu fondern hat: 

1) das untergeordnete, befchügende Perfonal (Forftwärter, 
Waldſchützen 20), weldes, ohne andere Erforderniffe 
als den Beſitz der Schulfenntniffe und erprobte Nedlichkeit 
haben zu müffen, nur zahlreich genug zu fein braucht, um 
alle Frevel und Störungen zu verhüten; 

2) das unmittelbar bewirthfchaftende Perfonal (Revier: 
förfter), dem man, fo wie ed fich mehr und mehr Kennt» 
niffe angeeignet hat, auch eine freiere und außgebreitetere 
Thätigkeit angewieſen hat (c) und deffen Eifer durch einen 
zugeficherten Antheil am erhöhten Ertrage befördert werden 
kann (d); Ä | 

Kau polit, Oekon. ae Bd, 10 
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3) das zur Oberaufjicht berufene Perfonal, ‘bei welchem nach 


der Größe ded Landes bald zwei Abftufungen (Forft= 
meifter, Oberforſtbehörde, welcde in Fleineren Staa— 
ten die allgemeine Domänenbehörde fein kann (e)), bald 
drei nüthig find, Da die Curatel der Gemeinde-, Stifs 
tungd = und Privatwaldungen ganz außerhalb der Finanzs 
gefchäfte Jiegt, fo muß fie von der zur Volköwirthfchaftss 
pflege verordneten Oberbehörde (Minifterium des Innern ꝛc. 
1I, $. 7) geübt werden, doch mit DBeiziehung eined Mits 
gliedes der oberften Forftbehörde, damit nad) gleichen tech» 
nifhen Grundfägen gehandelt und in die beiderfeitigen 
Maafregeln Uebereinftimmung gebracht werden Fünne ; 


4) die Beforgung der baaren Einnahmen und Ausgaben (Forfts 


caffenwefen), die am beften von dem technifchen Forftdienfte 
getrennt und einem befonderen Forftcaffier oder einem Dos 
mänenyerwalter übertragen wird, 


(a) Man begreiftunter Staatsforftwiffenfhaft(Forftdirections« 


cb) 


Ce) 


(d) 
(«) 


Lehre alle Regeln, nad) denen die Regierung fowohl in finanzieller Hinficht 
ols aus dem Gefihtspunct der Volkswirthſchaftspflege ſich der Forft- 
wirtbichaft anzunehmen bat. Beide Arten von Regeln find in den 
vorhandenen Schriften öfters nicht feharf genug von einander getrennt. 
Bol. v. Burgsdorf, Forftdandbuh 2ter Band 1805. (te U.) — 
Hartig, Grundfäge d. Forftdirection, 1813. 2te A. — Meyer, 
Korftdirectionslehre, 2tEU.1822. — Laurop, die Forftdirection 1824, 
— Pfeila a O. — v. Wedekind, Anleit. zur Forftverwaltung 
und zum Sorjtgefihäftsbetriebe. Darmit, 1831, 


Hartig, Grundzüge zu einer zweckmaͤß. Forft-Organifation, in defe 
fen Abhandlungen über intereſſ. Gegenft. beim F. u. Jagdweſen, 


Berl, 1830, ©. 1. — Hundeshagen, F. Pol. ©. 314. 321. 


Bol. Papius, über die Bildung des Forſtmannes, 1823. Ehemals 

war der Nevierförfter nur der Gehuͤlfe des Oberförfters, dem die eigent⸗ 

lie Bewirthſchaftung oblag; fo noch Hartig a. a. D. — Antrag 

ur Erweiterung des Wirfungsfreifes der Mevierförfter in Baden, Ber» 

hand. 9 2.8. v. 1831, IX. Beil. Heft, S. 121. X. 2, Abth. 
® 1 ® 


Pfeil, II, 57, 


In Baden ift 1832 die Forfteommiffien aufgehoben und ihr Gefchäfts« 
treis mit der Direction der Bergmwerte und Salinen verbunden worden. 
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Ueberficht der materiellen Grundfäße des Domänenforft: 


wefend, 
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4) Sorftftatiftil. Zur Grundlage der Bewirthfchaftung 
dient die genaue Kenntnig der Staatswaldungen, welche 
durch Grängbefchreibung nad) vorgängiger Berichtigung und 
Bezeichnung der Waldgränzen, Vermeffung, Chartenzeichs 
nung und vollftändige Befchreibung nad) Boden, Lage, 
Klima, Holzbeftand zc., endlich durch Abfchätzung der Holzs 
maffe und des jährlihen Zuwachſes (Taration) erlangt 
wird, Die Zaration kann jedoch ihrer Umftändlichkeit wil⸗ 
len nur allmälig bewerkftelliget werden. Das Ergebnif 
diefer Arbeiten ift die vollftändige Forftftatiftit, welche in 
der Statiſtik ded einzelnen Staates ihre Stelle finder. 

2) Nach diefer Vorarbeit fann man zur Entwerfung der Bes 
trieböplane fibreiten, welche die Benutzungsweiſe jedes 
Maldtheiles, dad Alter der zu hauenden Stämme (Ums 
triebözeit), die Art des Hiebes, die zu hauende Holz: 
menge u, dgl. ausfprechen. Sind diefe Plane feftgeftellt 
(Betrieböregulirung), fo wird dann aus ihnen für 
jede Periode und jedes Jahr die Vorfchrift für die vorzus 
nehmenden Gefchäfte abgeleitet (periodifcher und jähr— 
licher Betrieböplan) (a), Man muß hiebei bedacht 
fein, folcye Holzarten zu gewinnen, welche am meiften bes 
gehrt werden, am beften zu verkaufen find und defhalb 
auch den Bedürfniffen des Volkes am meiften entfprechen. 
Bauholz kann wegen feines Tangfamen Wuchfes am leichte⸗ 
ften in den Staatöwaldungen gegogen werben und der forts 
dauernd höhere Holzertrag der Hochwaldungen muß diefels 
ben für die @taatöforftwirthfchaft empfehlen (6). 

(a) Formular bei Wedekind, Mufter 27 ff. 

() I, 6. 313, 

_ | 
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3) Die Anordnung neuer Waldanlagen (Eulturen) 
feßt die Erwägung voraus, ob diefe Unternehmung, da fie 
nicht unerhebliche Koften verurfacht, unter gegebenen Um⸗ 
ftänden auch verhältnigmäßige Vortheile für die Zukunft 
erwarten laffe. Sie eignet ſich für folche Kändereien, die 
zu einer anderen Benußung weniger taugen, infoferne fie 
Staatdeigenthum find oder leicht als folches erworben werden 

10 * 
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fonnen. Soldye Saaten oder Pflanzungen , verbunden mit 
der Erleichterung des Holztransportes, find im Stande, 
auch bei fleigenden Holzpreifen die Rodungen des zum Ans 
bau dienlichen Waldgrundes unfchädlich zu machen (a). 


4) Forſtſchutz. Die Waldungen müffen vor allen äußeren 


(«) 


Cb) 
(ed) 


(a) 


Ce) 


flörenden Einwirkungen befchüßt werden, diefe feien nun 
Naturereigniffe oder menfchliche Handlungen, aus Unacht⸗ 
famfeit oder aus rechtöwidriger Abficht entfprungen. Wähe 
rend die Unterfuchung und Beftrafung der Waldfrevel den 
Gerichten nicht entzogen werden darf, find die unmittels 
baren Gegenanftalten, welche das Eintreten aller jener Bee 
fhädigungen verhüten follen, infoferne fie nicht yon dem 
einzelnen Forftwirthe getroffen werden Fünnen, fondern die 
Mitwirkung der Staatögewalt erfordern, ihrem Wefen nach 
polizeilicher Art (11, $. 6), jedoch müffen fie, wegen des 
Zufammenhanges mit den. übrigen Forftgefchäften, dem 
Horftperfonale übertragen werden (6). Der Reit zum Holz⸗ 
biebftahl fleigt mit den Holzpreifen, mit der Zerflürung der 
Gemeindewaldungen und der Bedrängniß der arbeitenden 
Claſſe. Gute Aufficht, fehnelle Beftrafung, Belehrung der 
Tugend in den Volksſchulen über die Schändlichkeit dieſes 
Verbrechens (c), Unterftügung der Dürftigen mit Brenn= 
holz (d), gute Bewirthfchaftung der Gemeindeforften u. dgl. 
find die wirkſamſten Verhütungsmittel (e). 

Die Husfüllung von Blößen im Walde durd, Eünftliche Holzzucht feßt 
nicht fo viele Ueberlegung voraus, Vgl. v. Wedekind a. a. O. 


[3 id * 
Ueber den Forftfhuß fr befonders Hundeshagen, F. Polizei, S. 
120, — Pfeil, Forſtſchutz und Forftpolizeilehre, Berlin, 1831, 
Die Vorurtheile der Menge, welche den Holzdiebſtahl als nicht ſchimpf⸗ 
lic) darftellen, ftanımen vielleiht aus einer dunkeln Erinnefung an die 
Vorzeit, wo die Wälder noch Gemeingut gewefen fein mochten, oder 
wenigftens nicht alle vecupirt waren, Doch kommen fchon fehr früh 
Strafgejeße vor. Vergl. Stiffer, Forfts und Iagdbiftorie der Teut« 
ichen, Eap. II. 6, 24 ff. | 
Raff- und Leſeholz, Nodung der Stoͤcke ꝛc.; auch Verkauf von Werk 
holz in Heinen Quantitaͤten an Holzarbeiter, damit dieſe nicht zu 
fieblen brauchen. Bol. die Anträge des 2. Ausſchuſſes in der baier. 
2, Kammer v. 1831, Beil, XLIV. ©. 250. 
Niemann, Waldberidhte, II, 2. — Pfeil, Grundfäge, II, 558. 
— Alla „S. 23 —231, — Hundeshagen, Horftpolizei, 
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5) Servituten. In Anfehung der auf den Staatäwalduns 


gen laſtenden Servituten treten diefelben Grundfäße ein, 
welche bei Privatwaldungen zu befolgen find (11, $. 161—63), 
Die Beholzungsrechte Fünnen durch Abtretung eines anges 
meſſenen Waldftüches Leicht abgelögt werden (a), die Weides 
und Streubenußung aber führt einen Widerftreit des forfts 
wirthfchaftlichen Intereſſes mit dem landwirthfchaftlichen 
herbei, weil eine, der Holzzucht willen wünfchenswerthe 
Einfchränfung" oder Ablöſung diefer Nebennußungsrechte für 
die Landleute in waldreichen Gegenden großen Nachtheil 
haben und überhaupt volfswirthfchaftlicy ſchädlich werden 
würde (5); auch find die befürchteten forftlichen Nachtheile 
der Waldweide Feinesweges in allen Fällen vorhanden, Man 
muß daher diefe » Purification « der Staatdwaldungen nur 
mit großer Vorficht betreiben und darauf hinwirfen, daß 
da, wo jene Nebennußungen noch jetzt für die Landwirthe 
Bedürfniß find, durch land = und forftwirthfchaftliche Vers 
befferungen eine Gewinnung des Futter» und Streubedarfes 
ohne Beeinträchtigung des Holzwuchfed müglich werde (c). 


(a) Code forestier , Art. 63 :. Die Regierung darf die Staatswaldungen 


von jeder Bebolzungsgerechtigfeit befreien vermittelft einer Abtretung 
von Waldgrund (cantonnement), welche durch Ucbereinkunft, oder, im 
Falle der Nicytvereinigung, von den Gerichten geregelt wird. Der 
Antrag zu dieſer Ablofung darf nicht von den Holzberechtigten auds 
geben, 


(6) Bol. Stodar von Neuforn, Finanzwill. T, 335. — Hundes« 


(e 


— 


hagen, die Waldweide und Waldftreu, 1330, Deſſ. Forſtpol. S. 152, 
— Hartig, Beitrag zur Lehre von Abloͤſung der Holz», Streu» und 
MWeid +» Servituten, 1829. ©, 41. 62. — Pfeil, Forfifhug, S. 232, 
— Das Streufanmeln in den Staatöforften ift häufig ohne erweis— 
liche Verbindlichkeit, bloß als precarium geftattet, aber ſelbſt dann 
würde die plößliche Abſchaffung nicht zu billigen fein, 

Erweiterung des Futterbaucd, Anlegung von Weidepläßen mit Kopfe 
hol; u, dgl, 


g. 149. 


6) Verwendung. Da der größte Theil des Holzerzeugniffes 


aus den Staatöfarften verfauft wird, fo muß man darauf 
hinwirfen, daß der Erlös vergrößert werde. Hiezu Fünnen 
folgende Maaßregeln beitragen : 
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a) Herftelung guter Transportmittel, insbefondere Floß⸗ 
anftalten, die den Geldertrag der Waldungen überaus 
zu vermehren dienen (Il, $. 166); 

b) forgfältige® Ausfuchen der zu verfchiedenen befonderen 
Derwendungen dienlichen KHolzforten (Sortimente), 
welche dann weit höher verfauft werden Fünnen, als 
Brennholz. Dahin gehören Bauholz (a), Sägellöge, 
Werkholz, welches ganz oder gefpalten von verfchies 
denen Handwerkern, 3. E. Wagnern, Holzſchnitzern, 
Drechölern, Böttchern, Büchfenfchäftern, Siebmachern, 
zur Mafchienenfabrifation, zur Xohe, zu Hopfenftangen 
u. fe w. gebraucht wird (6); 

c) Ermunterung zur Errichtung holzverzehrender Gewerke, 
falls nämlidy noch auf lange Zeit hinaus ein Ueberfluß 
von Holz vorhanden ift, für den fich feine beffere 
Verwendung zeigt; Kühlereien, Sägemühlen, Glas» 
und Porzellanöfen, Theeröfen und ähnliche Unternehs 
mungen, die jedoch wo möglich nicht vom Staate 
felbft betrieben werden follten, 


Ca) Ansbefondere erfordert der Schiffbau vielerlei eigenthuͤmlich geftaltete 


(b 


) 


Ölzer. Die mit geböriger Kenntniß vorgenommene Sortirung ift ein 
fehr ergiebiges Gefhäft. Krauſe (Compend. d. niederen Forſtwiſſenſch. 
©. 253) berechnet, daß die Krone einer Eiche, die ald Brennholz 
1% Rıblr. einbringen würde, zum Schiffbau für 8 Rthlr. verfauft 
werden fann, Ein Baumftanım bringt ſchon, wenn er zu Saͤgekloͤtzen 
verwendet wird, ungefähr dreimal fo viel ein, als wenn er in Sceite 
zerſpalten wird. | 
Ehemaliges Magazin von allen Sorten Nutzholz zu Rotenfels (Murg« 
that); f. Medicus, Forftbandbuh, S. 648, — Diefe Anſtalt er» 
wies ſich jedoch nicht als vortheilhaft. 
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7) Bei dem Verkaufe ded Holzes würde eine Fünftliche 


Vertheurung zu Gunften der Gtaatscaffe da, wo fie aus⸗ 
nahmöweife in der Cewalt der Regierung ftünde, Feine 
Billigung verdienen, weil fie einem Theile der Conſumenten 
fehr empfindlich fallen und zugleich den Privarwaldbefigern 
einen Öewinn auf Koften der Holzfäufer verfchaffen würde (=). 
Es ift jedoch felten die Regierung in der Lage, wie ein 
Monopolift die Holzpreife beherrfchen zu Fünnen, welche fich 
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vielmehr nad) allgemeiken Concurrenzverhältniffen zu bes 
flinmen pflegen. Mo aber die anwachfende Volfsmenge 
und die Auöbreitung des Feldbaues den Holzpreis in einer 
Gegend auf eine gewiffe Höhe gebracht haben, da kann 
unbedenklidy derfelbe auch bei den Holzverfäufen aus den 
Staatöwaldungen benugt werden (db). Cine NHolzabgabe 
um einen niedrigeren Preis Wäre; weil fie unmöglich allen 
Bürgern gleichmäßig zu Theil werden Fünnte (c), eine Bes 
günftigung Einzelner, und ließe fich nur aus wichtigen Grüns 
ben des Gemeinwohles rechtfertigen (d). In früheren Zeiten 
hat man üfterd die Hüttenwerke und Fabriken der Privaten 
durch ſolche wohlfeile Holzlieferungen begünftiget, was nur 
von der fparfamen Holzconfumtion abhielt und der Staatds 
caffe ein Opfer auflegte. Inſoferne man nicht durch Ver—⸗ 
träge unausweichlich gebunden ift, muß man auf die Zus 
rücknahme folcher Begünftigungen bedacht fein, diefe Maafs 
regel jedoch nur allmälig und nach vorgängiger Ankündigung 
vornehmen, um den Privaten Zeit zu gönnen, daß fie fich 
anders einrichten (ce). 

(a) Bol. a. Anträge des baier. 2, Ausſch. von 1831, Beil. XIV. »Es 
follen zwar die Berfaufspreife immer aus den laufenden Preifen regu- 
lirt werden. Allein dort, wo wahrer Holjmangel die Preife fünftlich 
fteigert, find Ausnahmen notbwendig, damit nicht ein jährlicdes und 
unverbältnißmäßiges Steigen der Preife erzielt wird, « 

) Bol. Pfeil, I, 89. — v. Wedefind, ©. 276, — In Frankreich 
wurde bei der VBerfteigerung gelößt vom Hectare . 


Durchſchnitt von 1816— 20: 697 Sr. 
» » 1824— 28: 1110 > 


Zugleich wurden im erfteren Beitraume auf den Hectare nur 31, im 
. zweiten aber 59 Bänme übergebalten, Rapport, Tab. 14, 

>) Dagegen Schent, Volkswirthſchaftspflege, S. 318. 

(d) 8. 3. um Dürftige mit dem nöthigen Holzbedarfe zu verforgen oder 
das Verfiegen einer Nadrungsquelle zu verhüten, die für den Augen« 
blick nicht zu erfegen fein wurde, Ä 

(c) 3. 3. Code forestier, Art. 58: Die wider die älteren Geſetze vers 
liebenen Begünftigungen dieſer Art erlöfchen 1837, 
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8) Was die Form des Holzverfaufes betrifft, fo hat 
man zwifchen zwei Arten zu wählen. 
a) Verfteigerun g, welche gefchehen kann 
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a) auf bem Stamme, fo daß der Käufer das Fäl⸗ 
len, Aufarbeiten und Fortfchaffen felbft zu bewirs 
fen hat. Diefe, in Frankreich übliche Weife (a) 
ift, wo fein kahler Abtrieb Statt finden foll, 
nicht einmal bequem, noch weniger aber yortheils 
haft, weil die Beforgung ded Hauens vielen Käus 
fern läftig iſt and weil der Käufer bei der Uns 
gewißheit, wieviel Holz die bezeichneten Bäume 
geben werden, auf den fchlimmften Fall rechnet (6); 

Pf) nach erfolgter Zugutemachung. Dieß bewirkt 
noch vollkommener, daß ſich der Preis nach ber 
Concurrenz ftellt. Die Mehrzahl der Confumens 
ten nimmt zwar an den Verfteigerungen im Walde 
nicht Theil, weil fie die Beforgung der Abfuhr 
fcheut, allein das Mitwerben der Holzhändler und 
der ftärferen Holzconfumenten ift mächtig genug, 
die Preife fo hoc) zu treiben, daß fie nur unges 
fahr um die Fuhrfoften von den Verfaufspreifen 
in den Ortfchaften abweichen. Auch hat man kei⸗ 
nen Aufkauf der Holzhändler zu fürchten, denn 
die Verkäufe aus den Privatwaldungen und die 
Zufuhr aus anderen Orten, auch der freie Zutritt 
zu den Verfteigerungen fichern hinreichend vor mes 
nopoliftifchen Unternehmungen, wozu ed auch beis 
trägt, wenn das Holz in Heinen Abtheilungen 
yerfteigert und die Verabfolgung nicht unndthig 
erſchwert wird, Indeß kann bei diefer Verkaufs⸗ 

weiſe auf die Dürftigeren Feine Rüdjicht genoms 
men werden. 

b) Abgabe nach einem feftgefeßten Preife (Holzes 
tare). Dieß altübliche Verfahren fohadete darum, weil 
man ſich gewöhnlich an Ältere niedrige Preisfäse hielt, fo 
dag der Regierung der unterdeffen geftiegene Marlts 
preis nicht zu Statten kam. Würde die Taxe jederzeit 
nad) dem leßteren abgemeffen, fo wäre nichts gegen 
fie einzuwenden und fie gewährte den Confumenten eine 
erhebliche Bequemlichkeit im Ankaufe, Man kann das 
her das Verabreichen nach einem feften Eatze (c) wohl 
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beibehalten, wenn man fi) nur aus ben Verkäufen 
der Privatwaldbefiter oder aus ber Verfteigerung eines 
Theile der Holzvorräthe ftetd den ficheren Maaßſtab 
des Marftpreifes verfchafft, die Taxe nach den Ders 
änderungen beffelben und nad) den ürtlichen Verhälts 
niffen jeded Revieres einrichtet und nicht einzelne Käus 
fer durch Ablieferung eined größeren Quantums bes 
günftiget (d). Hoizmagazine (Holzhöfe, Holzes 
gärten ) verurfachen anfehnliche VBerwaltungdfoften und 
fonnen-da entbehrt werden, wo der Privatholzhandel 
hinreichende Xebhaftigkeit hat, um die Käufer verfors 
gen zu Fünnen (e). 


(u) Code forestier, Urt. 17 — 46. — Ordonnance d’execution voni 1. 


Aug. 1827, Art. 73— 9, Die zum Hiebe beſtimmten Waldſtrecken 
werden vernieflen, die zu verfchonenden Bäume ausgezeichnet, Die 
Bedingungen des Kaufes (Cahier des charges) entworfen, die Bere 
fteigerung wid 14 Tage vorher befannt gemacht. -Der Zuſchlag ers 
folgt nach alterthuͤmlicher Weife durch Verloͤſchen eines Lichtes, doch 
ift ein Nachgebot bis zum folgenden Mittag erlaubt, woferne ’,, 
mehr geboten wird. Die Käufer find mancherlei Befhränfungen und 
Berpflihtungen unterworfen. Jeder Holzverfauf ohne Berfteigerung 
ift bei 3— 6000 Sr. Strafe den Forftbeamten unterfagt. — Beifpiel 
eine Cahier des charges in Annales forest, 2. annee. ©, 290, — 
Eine Folge diefer Einrichtung ift, daß die Koften der Forftadminiftrae 
tion nur 14 Procente betragen ($. 141), was jedoch über den Nutzen 
keinesweges entſcheidet. 


(G) Bergius, Mag. IN, 2773. — Pfeil, 1,318, — Hundeshagen, 


5. Pol. ©. 362. — v. Wedefind, ©, 216, 


(c) Neben dem ein zweiter niedrigerer für Dürftige beftcht. 
(d) Anleitungen zur Berechnung einer Holjtare in Meyer, Forftdirect. 


(ed) 


$. 364 ff. (aber ohne Rüdjiht auf die Marktpreife, bloß nad der 
Mnalogie deſſen, was der Boden ald Ader tragen wuͤrde!), v. We» 
defind, ©. 286. Hundeshbagen, $. Pol. ©. 376. — Man 
muß, wo Zaren beftchen, den Preis der verfhiedenen Holzarten und 
Sorten in richtiges Verbältniß fegen, wobei im Allgemeinen der 
Werth (Hitzkraft der Brennböfzer ꝛc.) entfcheidet, doch mit der Ruͤck⸗ 
fiht auf Gewohnheit und Meinung. So lange man feine Abſchaͤtzung 
des jährlichen Zuwachſes hatte, Fonnte das jährlihe Hiebsquantum 
nicht fiher nah der Nachhaltigkeit feftgefegt werden, man Tick fid) 
böufig nad) den Anmeldungen des Holzbedarfes der Unterthbanen bes 
vo für deren Empfangnahme befondere Holzſchreibtage gehalten 
werden, 

Holzmagazine diefer Art werden wo möglich an ſolchen Orten ange 
legt, wo das Holz verfchifft oder verflößt werden kann. Vergl. Gr. 
v. Sponed, über die Anlegung der Holzgärten, Heidelb. 1816. — 
Ueber die bisherige Adminijtration der Holzgärten in Wuͤrtemberg, 
Stuttg. 1821. — Der Gat für 1830 — 32 fegt die Bruttoeinnahme 
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von den kin. würtemb. Holjgärten auf 130,903 fl., die reine Eins 
nahme auf 34,200 fi. — Die Holzhöfe in Berlin fonnten mit den 
Holzhaͤndlern nicht Preis halten, Pfeil, II, 313. — Die Unlegung 
von Holjmagazinen in Städten, um die unbemittelten Bewohner zu 
verforgen, die nicht im Großen einkaufen können, ift Sache der Com⸗ 
munalbeboörde, 


$, 152. 


9) Die forftlihen Nebennußungen, z. B. Maft, Grads 
ſchnitt, Weide, Streufammeln, Harzfcharren, Torfſtechen, 

inſoferne fie nicht ſchon durch Servituten der Verfügung 
der Forftbehörde entzogen find, müffen foweit befchränkt 
werden, daß fie der Holzgavinnung gar nicht, oder doc) 
nicht mehr fchaden, als fie eintragen (a). In diefer Gränze 
verdienen fie eine forgfältige Behandlung, weil fie zu dem 
Erlöfe aus dem Holze eine ſchätzbare Zugabe zu gewähren 
vermögen. Die gewöhnliche Art, fie einträglich zu machen, 
ift die Verpachtung, unter ſolchen Bedingungen, welche den 
Pachter abhalten, die Nußung auf eine fchädliche Weife 
auszudehnen Namentlich wird den Jagdpachtern fowohl 
die Echonung des Wildftandes, ald die Befchränfung des⸗ 
felben zur Verhütung von Feldfchäden und der Erfaß ſol⸗ 
cher Befchädigungen zur Pflicht gemacht (d). 

Ca) Es tommt hiebei viel auf die Holzpreife an. Im entlegenen Gebirgs- 
gegenden kann z. B. das Harzfharren rarhfam fein, während es bei 
gutem Ubfage des Holzes wegen feines ſchaͤdlichen Einfluffes auf Die 
Gefundheit der Bäume aufgegeben werden muß. 

cb) gär ar Selbftverwaltung der Jagd in den Staatswaldungen Pfeil, 

, 760. 


II. 
Anlagen gum Gewerksbetriebe. 


$. 153, 


Gebäude, Mafchienen u. a. Vorrichtungen zur Betreibung 
von Gewerközweigen fichen nicht felten mit Landgütern in Vers 
bindung und werden zugleich mit diefen in Selbftverwaltung 
oder Zeitpacht gegeben; 3. B. VBierbrauereien, Branntweinbrens 
nereien, Ziegeleien, Mahls u, a. Mühlen u, dgl, Komme. es 
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zu einer Zerfchlagung folcher Domänen = Complere, fo ift es 
rathfam, jene Beftandtheile zu verkaufen, Dafjelbe läßt ſich 
ald Regel von foldhen Gewerkseinrichtungen behaupten, welaye 
einzeln beftehen, Denn wenn fchon der Betrieb der Landwirth⸗ 
fehaft fich nicht für den Staat eignet, fo Fünnen ed Fabrifunters 
nehmungen noc) weniger, bei denen noch mehr von dem Kunſt⸗ 
fleiße und dem Gapitalaufwande des Unternehmers abhängt, bei 
denen man ſtets auf technifche Verbefferungen oder auf die Vers 
änderungen im DBegehre Acht zu geben hat und für weldye ed 
wenigere feitftehende allgemeine Vorfchriften giebt (II, $. 227). 
Die Erfahrung beftätiget ed, daß die Regierung aus Gewerken 
im Verhälmiß zu den darauf verwendeten Capitalien geringen 
Gewinn zieht und daß die Webergabe der Vorrichtungen und 
Berechtigungen (a) in Privathände in finanzieller Hinficht ebens 
fowohl als in nationalöfonomifcher Wortheil bringt (6). 

(a) Aber ohne die drüdenden Privilegien, wie fie z. 3. bei Bannmühlen 

und Brauereien vorfanen, 


(5) Die Porzellanfabriken in Berlin und Sevred (bei Paris) arbeiten 
tbeurer als Privatfabriten (dod das Berliner Gefundheitsgefhirr aus» 
genommen, Ferber, Beiträge ıc. ©. 133); f. Weber, Beiträge 
4. Gewerbes und Handelstunde ‚1, 310. — Die Porzellanfabrif zu 
Nymphenburg koftere 1819 — 25 jährlich 8717 fi. Zuſchuß. Für die 
Finanzperiode 1831 — 36 wird ein jährlider Zufhuß von 14,988 fl. 
gefordert, — Sehr viele ee find ſchon eingegangen, weil 
fie ih nicht verlohnten. 
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Ausnahmsweiſe kann der Betrieb yon Gewerken auf Rech⸗ 
nung ded Staates rathfam werden: 

1) bei Hüttenwerfen (a), welche zum Theile mit dem Berg 
bau fo genau zufammenhängen, daß diefer ohne jene nicht 
vortheilbringend ift. Daher ift der Mangel folcher Werte 
für die Gefammtproduction nachtheilig (d), und wo die Grüße 
des erforderlichen Capitals oder der Mangel gründlicher Kennts 

niſſe Privatperfonen von bdiefer Unternehmung abhält, da 
kann die Einmifchung der Regierung zum Bedürfniß wers 
den. Die Erfahrung zeigt, daß viele Hüttenwerke unter 
der Leitung wiffenfchaftlich gebildeter Verwalter der Staats⸗ 
eaffe einträglich geworden find, wofern man nur neben dent 
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kunſtmäßigen Betriebe auch die Sparfamkeit nicht vernach⸗ 
läfiigte ; 

2) bei der Erzeugung von Kriegöbedarf, infofern die Betriebs 
fanfeit der Privaten für viefelbe nicht ſchon genügend 
forgt (f. $. 75); 

3) bei Gewerken, die zur Pflege der bildenden oder technis 
fhen Kunft dienen und daher nicht unter den finanziellen 
Gefichtöpunet fallen. Fordern fie jedoch noch Zufchüffe, fo 
treten die allgemeinen Grundfäße für die Staatsausgaben 
ein, nach denen man zu erwägen hat, ob folche Anftalten 
die Koften durch gemeinnügige Wirkungen belohnen (c). 


(4) 3. B. Pochwerfe und Schmeljöfen, Gickereien, Frifchfeuer, Hammer⸗ 
werke sc. Die baier. Huttenwerte find 1831 — 36 mit einem Rein- 
ertrage von 33,171 fl. angeſetzt, ihr Grund» und Capitalwerth ſoll 
1% Mill, fl. betragen, ohne die zugehörigen 6 — 8000 Morgen Wald, 
Der Reinertrag ift alſo kaum 2 Proc., weßbalb der 2te Ausſchuß auf 
allmaligen Verkauf angerragen bat. Beil. XL.IV, $. 366— 70. — Die 
6 badifchen Eifenbüttenwerte nebjt den 2 Bergwerfen, 1 Schmelzbütte 
und 3 Thongruben brachten 1827 — 29 i. D. 82,771 7l. Reinertrag, 
das ganze ftebende und umlaufende Capital ift zu 1309, 000 fi. gefihägtr, 
folglich ift der Reinertrag (ohne Abzug der Eentralverwaltungstejten) 
6,3 Proc. — Das Eifenwerf Sizenhaufen ift für 11,839 fl. verpachtet, 
Verh. v. 1831. Beil. VIII, 99, X, 79. 

6) Borausgefegt, daß cd an Holz nicht gebricht. 

(c) Die Haute-lisses-Fabrif in Paris (II, $. 228) ift zu einer Unterrichts» 
anftalt für Färber, die k. Porzellanfabrit zu Sevres mit einer Maler- 
fhüule verbunden worden, ebenfo die Nympbenburger, welde zugleich 
in der Kunft der Glasmalerei viel geleiſtet hat, 


2, Abtheilung. 
Einfünfte aus Orundgefällen, 
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Diele europäifche Nenierungen find aus früheren Zeiten her 
noch im Beſitze beträchtlicher Einfünfte- aus Grundgefällen ge— 
blieben (a), weldye grüßtentheild chemald mit Iandwirthfchaft- 
Iichen Domänen in Verbindung fanden, aber auch nad) der 
Veräußerungfderfelben beibehalten wurden. Sie ftehen unter 
denfelben rechtlichen Verhältniffen, wie die Domänen und werden 
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von den Domänenämtern mit verwaltet (db). Die hieher gehos 
renden Einnahmen, als Zehnten, Handlohne, Gilten und Grund» 
zinfe verfchiedener Art find ‘privatrechtlicher Art; fie werden vom 
Staate in der Eigenfchaft eines Gutsherrn bezogen, ſtehen in 
gleicher Weife vielen Privatperfonen zu und laften nur auf einem 
Theile der Ländereien. Unläugbar hat eine, aus Grundrente 
beftehende Einnahme, welche von den felbftwirthfchaftenden Grunds 
eigenthümern entrichtet wird, den Vorzug der Einfachheit und 
Eicherheit, weil ihr. Maaß feftfteht und der Landbau den wes 
nigften Erfchütterungen ausgefeßt ift. Dagegen haben die Eins 
fünfte diefer Art, wie fie gewöhnlich vorkommen, in der ver- 
änderlichen Größe, der unbequemen Entrichtungsart und der 
Hemmung des Fortfchreitend im Landbau Nachtheile für die bes 
lafteten Eigenthümer (II, $. 52), womit zugleich für die Nes 
gierung eine Eoftfpielige Erhebung und ein ungleicher Betrag der 
Einnahme von Jahr zu Jahr zufammenhängt. Auch bringen 
niedrige etreidepreife einen Ausfall für die Staatscaſſe zu 
Mege (c). Hieraus ergiebt fi), daß man nicht bloß 
1) die jetzige Erhebungsweife auf dad Sparfamfte einrichten, 
fondern auch 
2) die Umwandlung diefer Leiftungen in einfache Grundzinfe 
betreiben und 
3} die gänzliche Ablöfung derfelben erleichtern muß, damit 
wenigftens die begüterteren Landwirthe ihr Cigenthum von 
allen Belaftungen zu befreien im Stande feien, 


(a) Baiern, Durchſchnitt von 1819— 24 jaͤhrlich 5055,403 fl. oder 17 
Proc, der Staatseinnahme. Die Erbebungskoften machten 13,6 Proc, 
1826 — 28 im Durchſchnitt 5°371,765 fl. brutto, 4°694,297 fl, rein, 
alfo mit 12,7 Proc. Koften, worunter jedod 159,000 fl. Laften. Im 
Budget für 1831 — 37 find 10,° Proc. Koften mit Einfchluß der Las 
ften, 7,’ Proc. ohne diefe angefept. — In Baden bilden dic Gefälle 
den größten Theil des Cameral-Domänen-Einfommens (mit Ausſchluß 
des Forftertrags), welches im Durchſchnitt von 1824—27, 1°583,407 fi, 
(ebenfalls 17 Proc. der Staatseinnahme) ausmachte und 37,7 Proc, 
(591,644 fl.) Ausgaben verurfahte. 1827—29 war im Mittel der 
Robertrag 1774,953 fl., der reine 870,744 fl. (12,? Proc, der Staats» 
einnahme). Die Abzüge vom rohen Ertrage find nicht ganz für Erbes 
bungstojten zu halten, weil auch mancherlei Laften auf den Gefällen 
ruben. Im Jahr 1829 5.3, waren 

Rohertrag der Domänen . « * * 0. . 1°582,616 fl. 
Laften (an 20 Proc.) - © » 2 2 0 0. 314,336 » 
geſammte Verwaltungskoften (an 21 Proc,) 331,048 » 
Reinertrag (59 Proc) oo mn nn. 0 987,232» 


15 


(b) 


8 


Der Budgetsſatz für den Rohertrag 1331 —32 ift 1°461,000 fi., mo. 
von auf die eigentlichen Gefälle 929,700 fl. tommen. ©. VBerbandt. d. 
2.8. v. 1828, Deil. 4 zum 31. März. Verhandl. v. 1831, Beil. 2. 
VII, 279. X, 2. Abth. 117. — Auch mehrere Schweizercantone haben 
erhebliche Einnahmen diefer Art, z. B. Bern gegen 330,000 Schw. Fr. 
(Ader Staatseinnahme), Zürich 1815—25 i. D. 198,750 Fr. oder 
faft % der Einnahme, 

Daber finden fie ſich in den Budgets gewöhnlich nicht befonderd ange» 
geben, fondern zu den Domäneneinkünften gezählt. 


(c) In Baiern belief ſich derfelbe im Durchſchnitt obiger 6 Jahre auf 


799,967 fi. oder beinahe 16 Proc. der Einnahme. Der Waigen war 
auf 70, der Roggen auf 62 Proc. des Budgetsſatzes geſunken. 


$. 156. 
Regeln für die Verwaltung der Grundgefälle in ihrer bis⸗ 


herigen Beſchaffenheit: | 
1) Dan muß für die Erhaltung der landeöherrlichen Gerechts 


fame forgen, indem man genaue Verzeichniffe und Befchreis 
bungen derfelben zu Stande bringt, jede Schmälerung wahrs 
nimmt und verhindert und den Anfall der nicht jährlich eintretene 
den Leiftungen, z. B. des Handlohns, zur Anzeige bringen läßt. 


2) Die Gefälle müffen von den Pflichtigen nachdrüdlich eine 


gefordert werden, um fo wenig ald möglich Rückſtände zu 
laffen, entfchiedene temporäre Zahlungdunfähigfeit ausge⸗ 
nommen (a). Bei der Einziehung derjenigen Gefälle, welche 
nicht in Geld, fondern in Bodenerzeugniffen entrichtet wers 
den, darf man nur fehlerfreie Gegenftände, namentlich ges 
fundes und reined Getreide, annehmen (d). 


3) Die Vorräthe diefer Art werden in wohlverwahrten und 


trocknen Magazinen (Kellern, Speichern) untergebracht. Zu 
ihrer zwedmäßigen Behandlung (Umftechen ıc.), fo wie zur 
Smpfangnahme und Ablieferung, werden verpflichtete, fichere 
Unterbediente (Kaftenvögte, Mitterer) angeftellt , welche ebens 
falls ein Tagebuch über Zugang und Abgabe von Vor⸗ 
räthen führen. Es muß hiebei auch der unvermeidliche 
Verluft beachtet werden, welchen das Eintrocknen, dad Uns 
geziefer u. dgl. verurfachen, Nach den gemachten Erfah⸗ 


rungen pflegt man geſetzlich auszuſprechen, bis zu welchem 


Betrage eine ſolche Verminderung den Beamten nachgeſehen 
werden ſolle (c); allein dieß darf nicht ſo gemißdeutet werden, 
als ob letztere überhaupt nur verpflichtet wären, das um 
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diefen Belauf verminderte Quantum abzuliefern. Altjährlich 
müſſen die Vorräthe nachgemeffen (geftürzt) werden. 

4) Die entbehrlichen Vorräthe werden verfteigert, mit der 
Ruckſicht auf die Zahlungsfähigkeit der Mitbietenden. 

Ca) Bad. Erecut: Ordn. v. 13. Dec. 1827, Berordnungsblatt der Dom, 

Verw. Nr. 26. Die Lifte der Reftanten wird durch den Ortövorftand 

den BZablpflichtigen zur Anerkennung vorgelegt, wer dann nad 14 

Tagen nicht bezahlt, und auch die Drobung des Pfändens nicht bes 
achtet, wird 3 Tage nachher dem Amtserequenten angezeigt ıt. 

c5) Unreine Frucht wird auf Koften der Ueberbringer gereinigt und das 

Fehlende denfelben abgefordert. Uebrigens läßt ſich nicht verhindern, 

daß das Binsgetreide ftets etwas ſchlechter ift und niedriger verkauft 


wird, ald das von den Landwirthen felbft zu Markt gebrachte, etwa, 
um 7—10 Proc v. Flotow, $. 71, 


Co) Baiern: jährlih 4, des Roggens, %/,, ded Habers. Baden: glatte 
Frucht %%., raude 1/,;,, Deu Yo, Stroh "0: — Ueber Korn⸗ 
magazine ſ. II, 5. 138, 
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Die Koften, welche mit der Aufbewahrung yon Getreide, 
Mein und anderen Erzeugniffen ded Landbaues unvermeidlich 
verknüpft find, machen ed rathſam, daß die Regierung fich fo 
wenig ald möglich hiermit befaffe, alfo ftatt der Naturalgefälle 
den Marktpreis entrichten laffe, wobei die Vorrathögebäude, 
deren Unterhalt immer einen merklichen Aufwand verurfacht, 
entbehrlich werden und verkauft werden fünnen, auch die Vers 
waltungdgefchäfte fich fehr vereinfachen. Es ift jedoch beffer, 
noch weiter zu gehen, und fämmtliche veränderliche Gefälle, nach 
forgfältiger Ausmittlung ihres vieljährigen Durchfchnittsbetrages, 
und mit billigem Abzuge für die, der Regierung zur Laſt fallens 
den Erhebungsfoften, in einen Grundzind umzuwandeln, welcher 
entweder feft in Geld angefett, oder einigermaßen von den Jah⸗ 
reöpreifen abhängig gemacht werden könnte (II, $. 58. 59). 
Diefe Zinfen find abkäuflich, auch kann die Negierung, bei der 
Menge der Gefälle und der leichten Gelegenheit, jede eingehende 
Zahlung verzinslicy anzulegen, eine Abtragung durch Zeitrenten 
geftatten (a). - 

(@) Bat. II, $. 60. — Mer ;. €. 5 fl. Rente ſchuldig ift, der wird bei 
einem angenommenen ne von #1/, Proc. frei 
in 14 Jahren durch jährlie 10,°° fi. 
» 20 * 2* 2 8 fl. 
30 3 >» 6 
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Unter den Grundgefällen des Staates ift in vielen Ländern 
- der Zehnte yon Feldfrüchten und jungem Vieh das beträchte 
lichfte, aber auch dasjenige, deffen Befeitigung, wie wünfchens: 
werth fie immer zur Befürderung des Landbaues fein mag, doc) 
mit den meiften Schwierigfeiten verknüpft ift (a). Der hohe 
Belauf des Zehnten macht einen vollftändigen Abkauf von Seite 
der Pflichtigen durch ein Capital fo Foftbar und befchwerlich, 
dag derfelbe nur langfam von Statten gehen kann. Man wird 
wohl thun, ihn den begüterten Landwirthen rıöglich zu machen, 
er kann aber nicht als Regel aufgeftellt oder fogar geboten wers 
den, wie denn auch die Umwandlung ded Zehnten in eine feite 
Mente nicht ohne die Zuftimmung der Zehntpflichtigen gefchehen 
follte. Die bisher unbezweifelt gemachte Vorausſetzung, daß der 
Zehnte, fowohl des. Staatd ald der Privaten, nur gegen volls 
ftändigen Erſatz von Seite des Pflichtigen aufgehoben oder ums 
gewandelt werden dürfe, ift in der neuften Zeit lebhaft beftrit= 
ten worden, indem man theild fich auf die ehemalige Steuer⸗ 
natur der Zehnten bezog, theild aber aus dem dringenden Bes 
dürfniffe der Entfernung diefer drückenden Laft ald eine Forde— 
rung der Gerechtigkeit und Staatöflugheit ableitete, daß der 
Staat einen Theil der Entfchädigungefumme übernehme (db). 
Demnach würden nicht allein die Staatözehnten gegen eine, den 
Gapitalwerth derfelben nicht erreichende Leiftung der Pflichtigen 
“ aufgegeben, fondern ed würde auch noch zur Entſchädigung der 
Privatzehntberechtigten zugefchoffen werden müſſen, welche Aus— 
gabe dann unter den Koften der Volfäwirthfihaftöpflege ($. 79) 
ihre Stelle finden würde. 


Ca) Die Unterfuhung, wen der Zchnte eigentlich treffe, ob die zehnt⸗ 
pflichtigen Grundeigenthümer oder die Eonfumenten der zehnrbaren 
Produete (durch Erhöhung des Preifes derfelben), gehört in die Nas 
tionalöfonomie. Wäre legtere Wirkung allgemein anzunchmen, fo 
faͤnde fein dringender Grund Statt, die Zehnten abzuſchaffen. 

5) v. Rotteck verlangt die unentgeldlihe Aufhebung des Staatsjebnten. 
Privatzehntherren follen mit dem 10fachen des Meinertrages und im 
Falle eines erweislichen privatresptlihen Titels mit dem 15fadhen ab» 
gefunden werden, wozu der Schntpflichtige das Sfache, das Uebrige 
der Staat zuzufhiehen hätte. Verb, d. bad. 2, 8, 1831, Beil.I, 25. 
Bol. v. Aretin u v. Rotteds Staatör. d. conftit. Monard. II, 
272. 276, — Nach dem Antrage der Majorität der Zehntcommiſſion 
in der 2, Kammer erbielte der Berechtigte das 16fache, wovon das 
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Aare dem Pflichtigen zur, Saft fiele, und demnach würden auch die 
Prberern Alpe mir dem Yfachen Reinertrage abgefauft werden; der 
Staat fchöle bei den Privatzehnten das 6fache zu. — Die Minorität 
will dem Zehntpflichtigen das 13fache des jährlichen reinen Ertrages 
auflegen und den Zufhuß der Staatscaffe für die Privatberechtigten 
auf das Sfache befchränfen. Die Kammer felbft ſprach ſich dafür aus, 
daß der Berechtigte das 15fache erhalte und der Pflichtige hievon 24, zahle. 
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Die rechtliche Fegründung jener Forderung beruht auf dem 
biftorifchen Satze, daß der Zehnte urfprünglich eine Steuer ge: 
wefen fei. Dieß ift jedoch, wenigftens in der behaupteten Alls 
gemeinheit, keinesweges erweislich (a), und felbft wenn es fidy 
fo verhielte, fo wäre doch längft die Steuereigenfchaft des Zehn 
ten (nur den Neubruchzehnten ausgenommen) erlofchen. Ders 
felbe hat feit Jahrhunderten die Natur einer unveränderlichen , 
dem Verkehre anheim gegebenen privatrechtlichen Reallaft anges 
nommen, auch find die zehntbaren Ländereien im Laufe einer 
langen Zeit von den früheren, fowie von den jeßigen Eigenthüs 
mern ungefähr um foviel, ald die Zehntlaft beträgt, wohlfeiler 
erworben worden (db). Würde der Staat die fifealifchen Zehnten 
gegen einen unvollftändigen Erfa aufgeben und zu dem Abkaufe 
der Privarbsrechtigungen noch etwas zulegen, fo würde die Ges 
ſammtheit der Steuerpflichtigen an diefer Laſt mitzutragen haben, 
die fie biöher nicht berührt hat und an deren Stelle fie viel« 
leicht andere, nicht minder empfindliche Befchwerden, 3. ®. 
Schuldenzins, auf jich liegen hat, von deren Befeitigung nicht 
die Mede fein Fann. Die Erfahrung zeigt, daß eine Umwands 
lung des Zehnten in eine Grundrente nach billigen Grundfägen 
mit keinem oder nur geringem Verlufte für die Staatöcaffe und 
doch mit anfehnlicher Erleichterung für die Zehntpflichtigen mög⸗ 
liy ift (c), daher kann das unabweislihe Bedürfniß jener, 
durd) die Gerechtigkeit keinesweges gebotenen Abfchaffungsweife 
des Zehnten nicht mit Grund behauptet werden, 

Co) Bahariä, die Aufhebung, Ablöfung und Umwandlung des Zchnten. 
Heidelb. 1831. — (Birnbaum) Ueber den Urfprung des Zehnten. 
Karlör, 1831. — Birnbaum, die rechtlihe Natur des Zehnten. 
Bonn, 1831, 

(5) Bot. Möfer, patriot. Phantaf. IV, Nr. 67. — Yang, hiſtor. Ent- 


wie. der teutſchen Steuerverfaſſ. ©. 38. — Mittermaier, Grund. 
des deutſchen Priv. R. $, 161, — 9. Babon, Rau, über d. Sehnt⸗ 


11 


Rau polit, Defon, zr BD, 
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ablöfung, Heidelb. 1831. S. 21, — Krönde, über Aufhebung, 
Ablöfung und Berwandlung der Zehnten. Darmit, 1831. ©. 49, 


te) Namentlic int Großh. Heſſen. Gejeg vom 15. Aug. 1816, in Gobd⸗ 
mann, Gejeggebung des Gr. Hefien in Beziehung auf Befreiung des 
Grundeigentbums :c. 1831, ©. 207. Ueber die Wirfungen diejes Gr» 
feßes ſ. Goldmann, ©. 65. Es find bis zum 1, Ian. 1331 in 320 
von 604 Gemarkungen die fifcalifhen Zehnten ganz, in anderen Diefel- 
ben vorläufig theilweife umgewandelt worden. 
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Die Abfhaffung des Zehnten ijt übrigens fo wünſchens⸗ 
werth, dag der Staat, um ein ermunterndes Beifpiel zu geben, 
bei den fifcalifchen Zehnten immerhin einige Erleichterungen bes 
willigen kann, die nicht einmal wahre Verlufte find, weil fie 
fi fpäter, wenn der Anbau und der Wohlftand des Landes 
zunimmt, wieder belohnen. Man beginnt damit, den Neins 
ertrag der Zehnten, nach Abzug der Erhebungs = und Verwals 
tungsfoften, auszumitteln, fo daß der Unterfchied zwifchen der 
Größe der Zehntlaft und dem Vortheile für die Staatscaffe den 
Zehntpflichtigen zu Gute fommt (a). Diefe Ausmittelung fann 
aus den Rechnungen der Domänenverwaltungen in dem Falle, 
wo der Zehnte von denfelben biöher unmittelbar erhoben worden 
ift, nach dem Durchfchnitte einer Jahresreihe leicht gefchehen. 
In andren Fällen ift fie mit mehr Schwierigkeiten verbunden, 
durch die man fich aber nicht abhulıen laſſen darf, weil fonft 
die ganze Maaßregel fcheitert (6). Die auf den Zehnten ruhen: 
den Laſten, 3. E. Pfarrbefoldungen, Kirchenbau ıc., tünnen nicht 
mit in Abzug fommen, weil fie fortdauern. Der Neinertrog 
giebt die, zunächſt an die Stelle des Zehnten tretende ablösbare 
Grundrente (c) an die Hand, weiche die zehntpflichtige Ges 
meinde Öntrichtet und von den einzelnen Eigenthümern der zehnts 
baren Ländereien nach einem billigen Fuße einzieht, fo aber, 
daß die Erhebung des eigentlichen Zehnten aufhort (d). Der 
Ablöfungsfuß der Zehntrente wird gefeßlich ausgefprochen und fo 
billig beftiimmt, ald es ohne Erhöhung der Steuern und ohne 
Schmaͤlerung ded Ctaatöbedarfed angeht, 3. B. auf das 18— 
oder 15fache des Reinertraged. 

Cu) Vergl. IT, 5.70, — In Baden bat man vorläufig die Roften bei den 


Sehnten des Staates , der Standesherren und der kirchlichen Recepturen 
auf 25 Proc, angefchlagen,, die darauf rubenden Laften zu 35 Prec., 
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fo daß von den 1 Mil. fl. betragenden fifcal. Sehnten nur 400,000 fi, 
rein übrig bleiben. Diefe Unfäge fünnen nur als ein ungefährer Uebere 
Kdles gelten. Verb. v. 1831, Beil. V. Im Gr. Heſſen bat ſich bei 
er wirklichen Ummandlung des Zehnten die Rente nur auf 45 Proc. 
des Bruttvertrages geftellt, fo dab die Zehntpflichtigen 55 Proc. ge» 
winnen, nur muß die Gemeinde noch 2 Proc. zur Dedung der Einfor- 
derungskoſten für fi aufbringen. Krönde aa. 9, ©. 10. 
() Im Gr, Heflen follen nach 9. 4 des ang. Gefekes drei, von der Hof⸗ 
 fammer, der Gemeinde und dem Suftizamte ernannte Sadyverftändi e 
die Schägung vornehmen. Indeß zeigte’ fich, dag die vorläufigen Durd- 
ee di der Oberfinanzfanımer völiges Zutrauen gewannen 
und die Beſtellung der drei Sahverftändigen allmälig nicht rıchr ver 
langt wurde. Goldmann, ©. 67. — Hundesbagen (Zeit- 
bedürfnijle, 1. Heft. 1832. ©. 15) macht auf ein noch nicht benustes 
Huͤlfsmittel zur Schägung aufmerkfam, nämlih den Preisunterſchied 
des belajteten und des laftfreien Landes ; nur müßte biebei auf Gleich» 
förmigteit der verglichenen Ländereien nad Boden, Lage ıc. genau ge⸗ 
achtet werden. 
(e) Der Seftfegung einer folhen Grundrente ſteht die in vielen Staaten 
geſetzlich —— nbene Abloslichkeit der Grundzinſe ꝛc. nicht im Wege, 
ed dann auch dieſe Zehntrente abgefauft werden, und dieß iſt der zweite 
Schritt zur Befreiung des Grundeigenthums von den auf ihm liegenden 
Saiten, während die Verwandlung des Zehnten in eine, nicht mit dem 
 Viobertrage fteigende Rente als der erfte dringend nörbige Schritt zu 
betrachten iſt. Beſtehen freilich für die Abloͤſung der Guͤlten Normen, 
. bie man obne großen Verluſt für die Staatscafje nicht auf die neu ent- 
fichende Sehnrente anwenden laffen könnte, fo muͤßte das Zehntum⸗ 
wandlungsgejes dieſer Anwendung vorbeugen. Vgl. Negenauer, 
über die Verwaltung der landesberrlihen Schnten, ©. 52. 

(4) Daher ift der Borfchlag, daß die Gemeinde die Schntrente an den 
Staat entrichten, zugleich aber den Schnten verfteigern ſolle, um aus 
dem Ueberſchuſſe des Erlojes über die Rente das Mittel jur allmäligen 
Tilgung zu erhalten (Seneburg, die Abschaffung der Zehnten, Hei— 
delb. 1831), nicht angemejien. Ebenfewenig fann der Verkauf der 
Sehnten an Privatperjonen rathſam fein; rihrig v. Seutter, Dom, 

122, 


4. 161. 


Was die Befchaffenheit der anzuordnenden Rente betrifft, 
fo hat man fich häufig zu Gunſten einer in Getzeide ausgedrück⸗ 
ten und zu entrichtenden Leiftung audgefprochen (a). Eine folche 
hat die Aehnlichkeit mit der früheren Zehntabgabe und die Un— 
abhängigfeit von den Abfa = und Preisverhälmmiffen für fich, 
weßhalb die Landleute fi) vor einer Geldrente zu fcheuen pfle- 
gen. Dagegen bleibt fie dem Webelftande unterworfen, daß fie 
in jchlechten Jahren, bei hohem Sruchtpreife, ſchwer aufzubrin: 
gen und zu entbehren ift, indem fie dann einen beträchtlichen 
Theil des ganzen Jahrederzeugniffes ausmacht, während in einem 

Ä 11 * 
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folchen Zeitpuncte ver Zehnte jelbft weniger betragen haben würde 
(II, $. 58). Diefe Unbequemlichkeit verliert ihr Drüdendes, . 


1) wenn: durch Nachläffe in Mißjahren eine Erleichterung ges 
geben wird (6), Ä 


2) wenn die Zehntrente fich durch den Abzug der Erhebungds 

und Verwaltungskoſten fo niedrig ftelt, daß fie auch in 
fchlechten Erntejahren nicht mehr hinwegninmt, ald früher 
der Zehnte (c). 


Indeß find die Nachlagbeftimmungen in ihrer Anwendung ums 
ftöndlich und daher nur für Fälle eines fehr großen Verluftes 
rathfam, die unter Nr. 2 erwähnte Milderung hängt von dem 
Ergebniß der Abfchäßung ab und läßt fich nicht allgemein er= 
warten, auch bieibt in jedem Falle die Folge, daß die jährliche 
Entrichtung einen fehr ungleiche Theil von dem Einfommen des 
. Zehntpflichtigen ausmacht ; daher wird es immer den Vorzug 
verdienen, daß nur ein Theil der Nente, z. B. die Hälfte, in 
Körnern (oder nach den Marktpreifen des einzelnen jahres) re— 
gulirt, die andere nad) den Durchfchnittspreifen des letzten Zeit: 
raumd, etwa von 20 Sahren, angefeßt wird (II, S. 59) (d). 
Der Noyalzehnte des Staates Tann ohne Bedenken aufgehoben 
werden, auch der Blutzehnte ift im Verhältniß zu feinen nachz 
theiligen Folgen fo unergiebig, daß er ohne Erſatz abgefchafft 
werden kann. 


(a) Angef. Sr. Heſſ. 8. $. 12. — Baier. V. über die Umwandl. der 
Sehnten ꝛc. des Staates v. 8. Febr. 1825, 5.4. Bis zu Ende des 
Jahres 1831 waren in Baiern Sehntrenten firirt für 11,837 baier. 
Scheff. Waigen, 64,633 Sch. Roggen, 28,820 Sch. Gerfte, 30,203 
Sch. Spel;, 70,692 Sch. Haber nebit 106,335 fl. für den Heinen 
Zehnten. — Regenauer, a. a. O. 55. 


(5) Regenauer, ©. 69. — Baier, ©. $. 11. 


(c) Krönde, a. a D. ©. 13, Bei dem großen Abzuge von 55 Proc, 
in Heſſen Rndet dich allerdings Statt. 


(d) Den Weinzchnten in cine Weinrente umzuwandeln verbietet die ver— 
fihiedene Befhaffenheit des Weines von Tahr zu Jahr. Es bleibe 
Daher nur eine Geldrente übrig, auch tritt hier eine Erleichterung zus 

“ folge. der großen Adminiftrationsfoften ein, weßbalb die dem Reine 
ertrage glei kommende Rente ziemlich aering ausfält. In Seiten 
wiederholter Fehljahre kann eine theilmeife Stundung der Geldrente 

naothwendig werden | 
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So lange eine gänzliche Ummandlung bed Zehnten noch 
nicht zu Stande gekommen ift, muß man zwifchen folgenden 
Benußungsarten deffelben wählen: 

1) eigene Einziehung auf Rechnung des Staates, 

2) temporäre Entrichtung einer Vergütungsfumme durch die 
Gemeinde, 

3) Verpachtung an den Meiftbietenden. - 
Das erfte diefer Mittel ift das unbequemfte und Foftfpieligfte (a), 
man ſucht alfo dafjelbe zu umgehen und ergreift ed nur aus— 
nahmsweiſe in Fällen, wo eine gleich vortheilhafte Webereinkunft . 
mit der Gemeinde oder den Pachtluftigen nicht zu Stande fan. 
Die hiebei zu beobachtenden Regeln find hauptfächlich folgende: 

a) Es muß eine hinreichende Anzahl ficherer verpflichteter Aufs 
feher, welde die zur Hand gehenden Zehntfnechte unter fich 
haben, aufgeftellt werden, Für die Bezahlung beider ift 
ein Stücklohn das Vortheilhaftefte. 

b) Man hat dafür zu forgen, daß der Antheil des Staats 
nicht gefchmälert werde, 3.3. durch Ungleichheit der Gar: 
ben (b), frühere Schneiden einzelner Grundftüde, Abgabe 
des Sehntweind vom zweiten Ablauf (c) u. dgl. 

c) Auch beim Einfahren in die Scheunen oder Keller, beim 
Drefchen und Keltern muß forgfältige Aufficht gehalten und 
müffen Negifter geführt werden, um alle Unterf;leife zu 
verhüten, 

(a) Beim MWeinzehnten find diefe Koften, zumal in fchlechten Jabren, am 
größten. Hiezu kommt, daß der Schntwein wegen der Mengung 
vieler verfhiedener Traubenforten von ſchlechterer Befchaffenheit fein 
muß, als der von den Grundeigentbümern gewonnene, 

(b) Das Hinüberzählen von einem Acker auf den andern verkuͤrzt den 
Eigenthümer des letzteren. Verbot im bad, Landrecht, Art. 710 eq, 
aufgenommen wo dad Herkommen dafur ijt, B.». 23, Juni 1828, — 
Defoblen in Wurtemberg, f. Reyſcher, alphaber. Handb, d. Amts. 
praris. &, würtemb. Gameralbeamten, ©. 83. 


I Nämlich da, wo der Zehnte erft nad dem Keltern, nicht ſchon nad) 
dem Berquetichen der Tranben, entrichtet wird, 
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_ Die temporäre Abfindung mit der zehntpflichtigen Gemeinde 
ift Feine wahre Verpachtung, weil der Zehnte nicht wirklich von 
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einem Pachter eingezogen, fondern ftatt feiner eine Erfagfumme 
gegeben wird , deren Umlegung die Mitglieder der Gemeinde 
nach freier Wuhl verabreden können. Diefes Mittel ift als eine 
Vorbereitung zur gänzlihen Umwandlung des Zehnten nüßlich 
und verdient. bei gleicher Einträglichkeit für die Staatscaffe der 
Verpachtung vorgezogen zu werden. Dan kann daffelbe auch auf 
mehrere Sahre hinaus erfireden, in welchem Falle dann nicht, wie 
bei der Abfindung für ein. Jahr, der Stand der Früchte auf 
dem Felde und überhaupt die Vermuthung über die Ergiebigkeit 
der nächften Ernte, fondern ein Durchfchnitt mehrerer Jahre über 
die zu fordernde Summe entfcheidet. Man muß zu diefem Pes 
hufe ein genaues Verzeichnig der zehntpflichtigen Ländereien jeder 
Art zu Grunde legen. Die Summe wird in Früchten bedungen 
und in diefen oder in Geld nad) den Marktpreifen abgeführt. 
Da fie fi) auf ausgedrofchene Hörner bezieht, fo müffen zwar 
die Ablofenden die Koften des Drefchend übernehmen, aber fie 
behalten dafür das zur Vermehrung der Düngeftoffe nüßliche 
Stroh. | 


$. 164, 
Megeln für die Zehntverpachtung. 

1) Aus rein finanziellen Gründen würde fie vortheilhafter nur 
auf ein einziged Jahr gefchloffen (a), doch kann die Abs 
fit, einer gänzlichen Umwandlung leichter Eingang zu vers 
fhaffen. dad Gegentheil rathfam machen. | 

2) Man nimmt fie im erfteren Falle erft im Laufe deö Som— 
merd vor, nachdem man eine Befichtigung der zehntbaren 
Ländereien -und eine Abfchätung des muthmaßlichen Erntes 
ertraged veranftaltet hat. 

3) Den Pachtluftigen werden die Bedingungen vorgelegt, welche 
fich beziehen Fünnen 

a) auf die Entrichtungsart des in Körnern eſtgeſetzten 
Pachtzinſes, namentlich auf die Beftimmung ded Marfte 
preifeö, nach welchem jener in Geld abzuführen ift(b), 

b) auf die Nachläffe, die bei fpäter eintretenden Unfäls 
len dem Pachter bewilligt werden follen, 

c) auf die vorbehaltene Genehmigung einer höheren Fis 
nanzbehörde; indeß iſt es den Pachtluftigen annehm: 
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licher, wenn bie zur Verpachtung beauftragten Beam 
ten befugt find, ſolche Angebote, die eine gewiffe Gränze 
erreichen, fogleich unbedingt zu genehmigen, . 

d) auf den Gebrauch und die bauliche Erhaltung der, 
den Zehntpachtern einzuräumenden herrfchaftlichen Zehnt⸗ 
fheunen u. dgl. we 

4) Sodann wird die Verfteigerung abgehalten. 
Ca) Weil in diefem Falle weniger Ungewißheit über die Ergiebigfeit der 
Ernte Statt findet, Regenauer, ©, 23, 


C5) Baden: Am 1. Sept. wird den Pachtern eröffnet, welden Theil des 

; - Pachtzinies Die Regierung in natura bedarf. Der Reſt wird nad 
dem Mittelpreife der 4 naͤchſten Wintermonate in Geld angeſetzt, 
doch mit Abzuͤgen von 5—10 Procent nad) der größeren oder gerins 
geren Entfernung vom Marktorte, V. v. 21. Mai 1822, Regen, 
auer, Geſetze x. ©. 291, 


3. Abtheilung, 
Einkuͤnfte aus Schuldzinfen. 
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Wenige Regierungen find im Beſitze diefer Einnahmsquelle (a), 
die meijten haben fogar noch anſehnliche Schuldsinfen an ihre 
Gläubiger zu entrichten. Iſt ein bereits angefammelted beweg: 
liches Staatövermögen vorhanden, oder ift daffelbe fogar ſchon 
verzinslicy ausgeliehen, fo kann der Fortbezug der Zinfen Feinem 
Bedenken unterliegen, ed wäre denn, daß man eine, zwar nicht 
zinfentragende, aber doc) fonft durch große gemeinnügige Wirs 
fung unfehlbar ſich belohnende und für die Uebernahme von 
Seite der Staatögewalt wohl paffende Anwendungsart, 3. B. 
den Bau von Lands und Wafferfiraßen, Urbarmachungen u. dgl. 
nach den Unftänden vorziehen müßte. Iſt dieß nicht der Fall, 
fo werden die, in der Hand der Regierung befindlichen Capitale 
am beften im Lande gegen gehörige bypotbefarifche Sicherheit 
audgeliehen, wobei ed dienlich fein wird, auf die Unterftügung 
productiver Unternehmungen zugleich Rücficht zu nehmen. Ans 
leihen ind Ausland find fowohl wegen der geringeren Sicherheit, 
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ald wegen der Verminderung bed inlänbifchen Capitald minder 
angemeffen (db). Neues Sammeln von Eapitalen kann nicht ges 
rathen werden. 


co) U. Smith, 3. V. Eap, 2, Ubſchn. 1. — v. Jakob, * 48. — 
Der Canton Zuͤrich bat im Durchſchnitt von 1816 — 25 jährlich 
65,900 Sr. Sinfen eingenommen ; 1826 waren fie 91,117 Fr., für 
1827 find 87,298 Sr, angegeben. Doch heißt die Rubrif: »Binfen 
von Sculdbriefen u. f. w.«a Bernoulli, Archiv, III, 27. Vergl. 
mit Franſcini, Statiftif, S. 367. — Canton Luzern 1825: 
11,842 Sr. Aargau, 1827: 149,561 Sr — Auch Appenzell U. Rh., 
Bafel und mehrere andere Eantone find im Beſitze folder Binsfor- 
derungen, vorallen Bern, deſſen Forderungen, nebft den in die Staats» 
bandlungen verwendeten Sunmmen, dem Eaffenvorrarbe und den vor«- 
bandenen Naturalien 1831 auf 11 Mitt. Sr. angefchlagen wurden. 
Der größte Theil ift im Auslande verzinslich angelegt. — In Kur» 
beilen ift 1831 vertragsmäßig das 30 Mill. fl. betragende bewegliche 
Vermögen des Kurfürften, da es zum Theile aus Landesmitteln er» 
worben war, zwifchen dem Lurfürftlichen Haufe und dem Staate gleich» 
wmaͤßig gerheilt worden, 


(5) Smith a, a, O. gegen das Verfahren von Bern, 


2, Abfhnite 
Einfünfte aus Hohheitsrechten. 





ı 


1, Abtheilung. 
Bon den nußbaren Hohheitsrechten im Allgemeinen. 
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Dar dem beutfchen Staatörechte angehörende Ausdrud Re— 
gal ift in verfchiedenem Sinne gefaßt worden (a). Früher 
bin wurden öfters fämmtliche Nechte der Staatögewalt mit 
diefem Namen bezeichnet, wobei man fich aber genüthigt fah, 
die wefentlichen Hoheitörechte ald regalia majora von denjeni- 
gen zu unterfcheiden, welche auf einem befonderen thatfächlichen 
Grunde beruhen und die Benutzung gewiffer Einnahmsquellen 
betreffen. Diefe fogenannten nußbaren oder Finanzrega= 
lien (jura utilia fisci, regalia minora) tragen heutiges Ta— 
ges den Namen Regalien vorzugdweife. Sie entftanden im 
deutjchen Reiche und in den einzelnen beutjchen Gebieten aus 
mancherlei DBeranlaffungen (5) und vermehrten fich mit der Bes 
feftigung der Landeshoheit. Der Umftand, daß fie der Einwire 
fung der Landftände entzogen waren, trug bei, fie beliebt zu 
machen, weil fie den Fürften eine unabhängige Finnahme zu 
Wege brachten. Die Negalität erftreckte fi) mehr oder weniger 
weit, jenachdem die landeöherrliche Gewalt fiärker oder ſchwächer 
war, Wie aber auch ftaatsrechtlic) die Ausdehnung der Regas 
lien fein mag, fo wird die Finanzwiffenfchaft, da fie in pofis 
tiven Staatdeinrichtungen Feine unabweichliche Richtſchnur, nur 
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einen Stoff zur Prüfung und Erwägung anerkennt, bei dieſen 
Zweigen von Einkünften zu unterfuchen haben, ob fie eine eigens 
thümliche, unter einen befonderen Begriff fallende Claſſe bilden, 
und fie wird folche, bei denen dieß der Fall nicht ift, aus der 
Reihe der Regalien ausſchließen müffen, 3. B. dad Zollregal. 
La) Beſtimmung Friedrichs I. auf dem Rei hstage in den roncalifchen Fel- 
dern, im 3. 1158, was Regalien fein, d. i. kaiſerliche Gerecht- 
ſame, welche andere Perfonen nur durch Belchnung erlangen konnten. 
II. Feudor. 56. v. Raumer, Hobenitaufen, IV. B. 3. H. u. IX. 
Buch B. Nr. IV, 4. — Hoͤchſt abweichende Vorftellungen der deut« 
Korn Publiciften. Regalia vero, quae sint, vix definiri poterit, 
ſchrieb Kock, de aerario, ©. 83 d. 2. Ausg. — Matthaeus 
de Afflietis nahm 125, Chassaneus 208, Petrus Anto- 
nius de Petra aber 413 Regalien an! Ebend. ©. 107. — gl. 
Bergius, Magazin, Art, Regal, VII, 242. — Klüber, öffentl. 
Recht des deutfhen Bundes, $. 99. 
(6) Mittermaier, Privatrecht, II, 9. 257 ff. 
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Da man die Negalien dem Eigenthumsrechte ded Staates 
an werbenden Vermögenstheilen ebenfowohl, ald dem Nechte, 
Auflagen zu fordern, entgegengeftellt hat, fo liegt das Eigen= 
thüml’che derfelben in der Benußung einer Erwerböquelle, welche 
die Regierung vermöge eines Vorrechted betreibt (F. 85). Zwar 
werden dabei Capitale und meiftend auch Grundftücde zu Hülfe 
genommen, aber es fommt eine gefegliche Beſchränkung der Pri⸗ 
patconcurrenz hinzu, welche den Ertrag höher ftellt, ald bei den, 
ohne alle Vorzugsrechte geführten Gewerbsunternehmungen. Das 
reine Einfommen aus einem folchen Regale kann folglich be= 
ftehen : 

1) aus der Capitals und Grundrente des zu einem Gewerbe 
verwendeten Vermögens, auch einigem Gewerbögewinne, der 
jedoch nicht erheblich ift, weil der Staat die Verwalter bes 
folden muß und diefe nicht mit folcher Anftrengung, wie 
Unternehmer auf eigene Rechnung, thätig zu fein pflegen; 

2) aus einem Monopolgewinne zufolge einer fünftlichen Ver— 
theurung der gewerbemäßig zum Verkaufe gebrachten Lei— 
ftungen (a). Diefer Beftandrheil ded Regal: Eintommens 
fällt ganz hinweg, wenn die ausländiſche Concurrenz, 3. B. 
bei dem Bergbaue auf edle Metalle, oder die nicht ganz 
auögefchloffene inländifche, z. B. bei der Jagd, jene Fünfte 
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liche Preiserhöhung verhindert. Wollte man nur die Frucht 
einer folchen Vertheurung für die Staatscaffe in Anfpruch 
nehmen, fo Fünnte man den eigenen Gewerbsbetrieb aufe 
geben und dafür von dem Erzeugniffe deffelben eine Abgabe 
in der Form einer Steuer fordern. jener Monopolgewinn 
lommt daher, feiner Wirkung nad), mit einer Steuer übers 
ein und kann darum nicht alljeitig beurtheilt werden, ohne 
dag man die allgemeinen Grundfäge der Befteurung auf 
ihn anwendet, er unterfcheidet fi) aber von dem Steuer: 
ertrage durch feine Verfchmelzung mit einem Gewerbseins 
fommen (Nr. 1). 

Ca) Würde z. B. der Eentner Salz bei freiem Mitwerben für 1 f. 30 fr. 
> verfanfen fein und verfauft ihn die Staats» Salinen » Berwaltung 


br 5 fle, fo ift der Monopolgewinn 3 fl. 30 kr. oder 70 Procent dvs 
reiſes. | 
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Die Regalität darf fich nicht über viele Gewerbe erſtrecken, 
fonft würde die Betriebſamkeit ded Volkes vernichtet. Privaten 
vermögen gewöhnlich die Koften einer Unternehmung fparfamer 
einzurichten , als die Regierung, fie beziehen daher ein grüßeres 
reined Gewerbseintommen und Fünnen die Production zufolge 
eines regeren Eiferö, fowie einer freieren Bewegung welter auds 
dehnen. Wenn alſo auch der, aus einem gewiffen Regale ers 
wachſende Monopolgewinn , aus dem Gefichtöpuncte einer Steuer 
betrachtet, für unſchädlich zu halten wäre, was bei manchen 
Regalien nicht der Fall ift, fo würde doch immer der Nachtheil 
einer toftbareren Production und einer geringeren Menge von 
Producten beſtehen. Hiezu kommt in vielen Fällen noch ver 
Drud derjenigen Zwangsmaaßregeln, die man zu Hülfe nehmen 
muß, um die, der Einträglichkeit eines Regales Gefahr drohende 
Concurrenz von Privaten zu verhindern (a), Wie fich folglic) 
die Gewerböthätigkeit eines Volkes ausbildet und erweitert, fo 
muß berfelben ein freierer Spielraum vergönnt werden und es 
fönnen immer wenigere Einkünfte ohne fehr fühlbaren Nachıheil 
auf dem Wege der Regalienbenußung bezogen werden. Die Ers 
richtung neuer Negalien würde übrigens fchon darum große 
Schwierigkeiten finden, weil fie den bereitd mit einem Gewerbs⸗ 
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zweige befchäftigten Bürgern eine unrechtmäßige Bedrückung aufe 

erlegte. Die meiften NRegalien wurden auch in folchen Erwerbs: 

wegen gegründer, die noch von Niemand oder doch nur in ges 

ringem Umfange benußt worden waren. 

e Drud der Regalien, zu denen viele der wi tigſten Gewerbe gezogen 
worden ſind, in Aegypten unter dem Vicekoͤnig Mehmed Ali. Wer 
z. B. Baumwolle, Reis, Indigo, Seide, Zucker, Cal; :c. erzeugt, 
muß es gegen beffimmte T Taren an den Staat atgeben, der mit vic- 
len Opfern cin kuͤnſtliches Fabrikenſyſtem geihaffen yat. Bis 1326 
batte dajielbe ſchon 7 Mil. fi. gekoſtet. Die Landleute erhalten fehr 
oft idre Lieferungen nicht zu rechter Seit baar bezahlt, f. v. Pro« 
keſch, Erinnerungen, II, 124. 192, 201. — Ein merfwürdiges Bei⸗ 
ſpiel weit getriebener Swangomaaßregein bietet das braſiliſche Dias 
wmantenregal dar. 1772 übernahm die portugieſiſche Regierung die 
Verwaltung der Diamantewaͤſchereien ſelbſt. Der Diamantenbezirk 
(demarcagao diamantina) von Tejuco wurde einem, in allen Regie— 
rungsangelegenbeiten unumſchraͤnkten Generals-Intendanten untergeben, 
der den Eintritt in den Bezirk nur auf motivirte Bittfchriften und auf 
beſtimmte Zeit geftattete. Der Bezirk wurde von Wachtpoſten ums 
oeben, felbft die Einwohner durften nicht obne ſchriftliche Erlaubnig 
des Intendanten Die Granze uberfchreiten und beim Austritte wurde 
man auf Das Strengite viſitirt. Dieb bat neuerlich, bei der Ber» 
pachtung jener Mäfchereien, wieder Be: v, Spir u. v. Mars 
tius, Reife in Braſilien, II, 429. 433 
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Die Beibehaltung eined Regales kann nur unter folgenden 
Bedingungen gerechtfertiget werden : 

1) Wenn ein Gewerbe ausnahmöweife von der Negierung mit 
nicht geringerem Vortheile als von Privatunternehnern bes 
trieben werden kann, was von dem Vorhandenfein hinrei= 
chend Fundiger und thätiger Verwalter, von der geringeren 
Kenntniß der Betriebsregeln unter den Bürgern, yon dem 
Beſitze Eoftfpieliger ftehender Einrichtungen, von der Größe 
der Unternehmung u. dgl. herrühren Fünnte, Umſtände 
diefer Art find jedoch, auch wo man fie unbezweifelt aners 
fennen muß, nicht fortdauernd. 

2) Oder wenn andere, nicht den Ertrag eined Gewerbes, ſon⸗ 
dern das Gemeinwohl betreffende Gründe e8 nicht rathfam 
machen, daffelbe der Privatbetriebfamkeit hinzugeben (a). 

3) Wenn in dem Falle, wo vermittelft eines Negaled ein Mo: 
nopoleinfommen bezogen wird, dieſes den Erforderniffen 
einer guten Steuer entfpriht, d. h. nicht den nöthigften 
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- Kebendunterhalt fchmälert und die Wohlhabenden ungefähr 
im Verhältnig ihres größeren Einkommens ftärfer trifft. 
Selbft diefer Grund würde aber, wo der unter Nr. 1 ans 
geführte nicht zugleich Statt fände, von fehr zweifelhafter 

Gültigkeit fein. 

(a) Diefen Grund bat man früberbin zu leichtbin, ohne ihn immer bee 
wiefen zu haben, vorgejhüst. Denn wenn aud) eine gemeinnügige 
Thaͤtigkeit ber Regierung, wie bei der Sorge für den Bergbau, vor« 
handen ijt, fo muß doch erft dargethan werden, daß das Regal mit 
derfelben in nothwendiger Verbindung ftcht, 
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Diefelben Gründe, welche die Beibehaltung eined Negales 
rechtfertigen, müffen. auch. die Negeln zur Benußung deffelben 
darbieten. 

Zu 1) ($. 169), Man darf der Privatbetriebfamkeit die Ges 
legenheit nicht verfchließen, fich fpäterhin in folchen Zweis 
gen zu verfuchen, die vielleicht in früheren Perioden nicht 

- von ihr beachtet werden konnten. Wo daher nur diefer erfte 
Grund der Regalität Statt findet, da wird der allmälige 
Uebergang eines regalifirten Gewerbazweiges in Privarhände 
eher kefürdert ald verhindert werden müffen. 

Zu 2. Man follte dem Erwerbseifer der Bürger nur folche 
Befchränkungen auferlegen, welche aus Rüdfichten der Pos 
lizei, Volkswirthſchaftspflege u. dal. gefordert werden, wie 
bei den Poften und Korterieen. Was mit diefen Rückſich— 
ten nicht genau zufammenhängt, Fanı frei gegeben werden. 

Zu 3). Die Lünftliche Preieerhöhung zu Gunſten der Staats- 
caffe darf nicht foweit gehen, daß fie den Verbrauch einer 
Waare fir nothwendige Zwede hinderte, auch follte man 
darnach fireben, eine folche Einnahme, wenn man ſich übere 
haupt für fie entfchieden hat, ohne die läftigen Formen der 
Negalität durch einfache Beſteurung aufzubringen, 
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Die Regalien, das Vermächtnif einer Zeit, in welcher man | 


über volkswirthſchaftliche Gegenftände Feine hellen Begriffe hatte, 
werden nach und nad) aus dem Finanzwefen verfehwinden, man 
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wird Mittel finden, die gemeinnüßige Seite derfelben in eine 
Sorgfalt und Auffiht umzuwandeln, die ohne Theilnahme der 
Regierung an Gewerbögefchäften ausgeübt wird und dem Unters 
nehmungögeifte der Bürger Fein Hemmniß mehr entgegenftellt. 
Diefe Umänderung, wie jede bedeutende Verbefferung, kann nicht 
plötzlich bewerkftelliget werden und bei einigen Negalien fcheint 
fie noch ziemlich ſchwierig und entfernt zu fein. In einem ges 
gebenen Zeitpuncte kann leicht die Schwierigkeit einer Steuer⸗ 
erhöhung einen hinreichenden Beweggrund darbieten, ein Regal, 
obgleich man deffen Mängel einficht, noch fortdauern zu laffen. 
Die Aufgebung eined yom Staate betriebenen Erwerbözweiges 
fegt auch voraus, daß man die in denfelben verwendeten Capi— 
tale, ftehende wie umlaufende, von den neuen Privatunternehz 
nern erftastet oder verzinfet erhalten könne. — Die Gegenflände 
der Regalien find: | 
4) Erdarbeiten; Bergbau, Forderung des Steinfalzed und 
der Salzfoole, Sammlung von Salpetererbe, Goldwäfcherei, 
Jagd, Fifcherei u. dgl. 
2) Gewerksarbeiten; Ealz= und Salpeterfieden, Mün—⸗ 
zung, Zabaföbereitung ıc. 
3) Handelsgeſchäfte; Salzhandel ꝛc. , 
4) Dienftgefhäfte, welche unmittelbaren perfünlichen 
Nuten oder Vergnügen bereiten; Poft, Xotterie, 


2. Ybtheilung. 
Betrachtung der einzelnen Hohheitsrecdhte, 





| 1. Hauptftüd, 
Das Bergwerfesregal. 





| §. 1272, 
Dad Bergwerkö- (Berg) Regal (a), d. h. die Befug⸗ 
nip der Megierung, aus der bergmänniichen Gewinnung von 
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Mineraliem eine Einnahme zu beziehen, bildete früherhin. eine 
fehr erhebliche Quelle von Staatdeinfünften, weldye aber in 
neuerer Zeit, theils wegen der Erjchüpfung vieler lange gebauter 
Lagerftätten (db), theild wegen der hochgeftiegenen Holzpreiſe und 
des erhöhten Arbeitölohnes, theild wegen der zunehmenden Con⸗ 
currenz anderer Länder und Erdtheile, an ihrer Ergiebigkeit viel 
verloren hat. Im Alterthume, wo die Betriebfamkeit und die 

Capitale der Privatperfonen zur Betreibung eines fehwierigen 

Bergbaues weniger als jetzt zureichten, wo namentlich die Peis 

gung zu gemeinfchaftlichen Actienunternehmungen, denen aud) 

leicht die nöthige Sicherheit gefehlt haben würde, nicht vorhan⸗ 
den war, zogen die Negierungen die Berfügung über die mine= 
ralifchen Schäße dergefiale an fih, daß fie entweder den Bau 
auf einene Rechnung vyornahmen, oder von ben Privatunternehs 
mern eine Abgabe forderten (c), und diefe beiden Benutzungs⸗ 
arten ded Bergregales fiehen noch heutige Tages neben einanz 
der (d). Die auf den Domänen befindlichen Bergwerke würden 
zwar der Regierung auch ohne alle Eriftenz eines Negaled Eins 
fünfte zu Wege bringen, aber da diefes Hohheitsrecht die auf 

Privatländereien lagernden Mineralien denen gleichftellt, die fchon 

mit dem Boden Eigenthum ded Staates find, und beide Abs 

theilungen derfelben auf ganz gleiche Weife benugt werden, fo 

ift es angemeffen, fie in der Betrachtung zufammenzufaffen (e). 

Ca) Den Älteren Stand diefer Lehre überblidt man vorzüglich in Ber» 
gius neuem P, u. Kam, Maga; I, 229 ff. und v. Cancrin, Berg⸗ 
Kameral» und Bergpolizeiwifienfchaft. 1791, — Ueber die neueren 
Anfichten vergl. v. Jakob, I, $. 277 5. 8.344 ff. — Los, 1, 
177. — Fulda, ©. 111, — v. Maldus, I, 8. 

(5) Im baier. Fichtelgebirge z. B. waren vor Alters viele Seifen» (Wafd)») 
Werke, weil die an den tieferen Stellen angeſchwemmte Erde viele 
abgeſpuͤlte Goldtheile enthielt, die man nur ausjuwafhen brauchte. 
Erit ald dieſe leichte Gewinnungsart ihr Ende erreichte, begann der 
bergmännifche Betrieb, aber anfänglich fo nachlaͤſſig, daß man fpäter« 
bin dreimal nach cinander das früher als unnuͤtz Weggeworfene 


Ctaubes Geftein, Halden) auswufh (austurtete), f. 
Duͤrrſchmid, Beſchreib. v. Goldtronach, S. 118, 137, 

Ce) Bei dem viel höheren Preiſe der edlen Metalle im Alterthume, den 
niedrigen Getreidepreifen und der Anwendung von Staatsftlaven fonn» 
ton die Bergwerke große Gewinnfte geben und zur Madır der Staa« 
ten bedeutend beitragen. Der Reichthum des Kröfus ift von den 
Geldwäfchen am Iurolus abzuleiten, fo wie die den Lydiern zuge— 
fhriebene Erfindung des Ausmuͤnzens der edlen Metalle. MWichtigteit 
der Silbergruben von Laurion und der thrazifchen Goldbergwerte für 


176 


Athen; auch die macedonischen Rönige und die Earthager genen große 
Summen aus dem Bergbau, In Athen waren die meiten Bergwerfe 
in Erbpadyt gegeben, für Y%, des Robertrages, und die Erhebung 
Diefer Abgabe wurde wieder verpachtet, doch fam auch der Betrieb 
auf Staatsrechnung vor. Boͤckh, Staatsh. I, 33%, Reynier, 
Grecs, S. 304, Im römifhen Reihe waren anfänglid die Berg⸗ 
werte bloß Unternehmungen der Grundeigenthüner, von denen eine 
Abgabe erhoben wurde. In den Provinzen ſcheinen jedoch bald ver— 
pachtete Staatsbergwerfe binzugefonimen zu fein. Die Silbergruben 
von Nova Carthago in Spanien brachten große Summen ein. Die 
Kaifer riffen nad und nach viele Bergmwerfe an fih, wie z. B. Ti» 
berius fie mehreren Städten entjog. Sueton, Tiber. Eap. 49, 
Die Gruben in Italien durfren in fpäterer Seit nicht mebr bearbeitet 
werden, wie ſchon früher in den Goldbergwerfen von Vercelli nicht 
mebr als 5000 Arbeiter erlaubt waren, und in dem eroberten Mace— 
donien mußte der Bau auf Silber und Gold eingeftellt werden. Sparte 
man für die Zukunft, oder fürdptete man Holzmangel, oder fiheute 
man eine Preieerniedrigung der edlen Metalle, oder den Reichthun 
der Unternehmer ? Vol. Burmann, de vectigal. pop.Rom, Cap. 6. 
© 77. — Hegewiſch, S. 73. — Boſſe, I, 195, — Sinclair, 
history of the public rev. III, Append. ©, 10, 


(d) In Deutfchland gehörten die Mineralien lange Zeit zum Grundeigen« 
thume, allmaͤlig fuchten aber die Kaifer die Negalität durdzufesen, 
wovon Lbefonders unter Heinrich IV. deutlihe Beweife vorkommen, 
Die goldene Bulle überließ den Kurfürften das Bergwerksregal (Tit.9. 
$. 1), andere Reichsftände erwarben es durch einzelne Eoncefjionen 
oder ſtillſchweigende Duldung ihrer Ausübung. Bol. Huͤllmann, 
Finanzgeſch ©. 60. Mitrermaier, Priv. R. 5. 296. a. b. 


Ce) Getrennt bei v. Jakob a. a. D., vereinigt unter den Domänene 
gefällen bei v. Malchus. Auch bei den Bergwerken auf Donia« 
nialboden fommt der Betrieb durch Privatgefellihaften vor, und der 
Unterfchied gegen die, in Privatgrundjtuden angelegten zeigt fih dann 
nur darin, daß von erjteren die dem Grundeigenthuͤmer zu bewillie 
genden Erbfure der Staatscajje zufteben. 


$. 173. | 

Ueber welche mineralifche Stoffe ſich das Bergwerksregal 
erſtrecke, dieß iſt ein thatfächlicher, dem pofitiven Staatdrechte 
angehörender Umftand (a), der fich keinesweges durch eine Vers 
nunftnothwendigkeit (naturrechtlicy) entfcheiden läßt. Die Zwecks 
mäßigfeit des Negaled hat man daraus abzuleiten gefucht, daß 
der Bergbau ſich wenig für Privaten eigne und dann vollends 
nicht gedeihen könne, wenn er in die Nechte der Grundeigens 
thümer falle. Diejer allerdings richtige Grund fpricht zwar Das 
für, daß der Regierung die Befugniß zuftehen muß, die Erlaubs 
niß zur DBetreibung des Grubenbaues unter gewiſſen Bedins 
gungen und für eine hinreichend große Strede zu verleihen 
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(II, $. 33>—36), allein die Erfahrung zeigt, daß einzelne Pris 
vaten (Eigenlehner) und Gefellichaften (Gewerffchaften) berg« 
männifche Unternehmungen mit gutem Erfolge führen Fonnen, 
Es würde daher in Bezug auf Bergwerke, welche erſt neu ans 
gelegt werden follen, ohne Nachtheile die Regalität aufgehoben 
werden fünnen, 


(a) Bergius a. aD. 4.6.7. — Klüber, oͤff. R. $. 361. 62, — 
Mittermaier, $ 298, — In Grofbritanien nır God und Sil« 
ber. In anderen Ländern find alle metalliſchen Foſſilien (Erze) 
Gegenftand des Regals, auch Steinkohlen gemeiniglih, Marmor, 
Porzellanthen :c. bier und da. Da man übrigens nur wenige Foſſi— 
lien kennt, die feine Metalloryde enthalten, fo muß der Begriff von 
Erz dadurch näber beftimmt werden, daf man Das Merkmal einer 
leichten und belofnenden Ausscheidung eines Metalles beifügt, 
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Die auf Staatsrechnung gebauten Bergwerke werfen im 
Ganzen, ungeachtet einzelne ziemlich ergiebig ſein mögen, in 
vielen europäiſchen Staaten einen geringen Reinertrag ab, fo= 
wohl im Verhältnig zur ganzen Staatseinnahme, alö zum ans 
gewendeten Gapitale (a). Die Urſachen hievon liegen großens 
theild in den allgemeinen Verhältniffen des Bergbaues, der in 
ſtark und feit lange bevölferten Ländern feine Einträglichkeit vers 
liert ($. 172 und I, $. 3öl). Doch tragen hiezu auch einige, 
in der Staatdadminiftration liegende Umftände bei, nämlich: 


1) Die Koften ded Perfonald, welches zur Verwaltung und 
zur höheren Leitung beftellt ift, jedoch auch zur Beauffiche 
tung der Privatbergwerke nüßliche Dienfte leiftet und bei 
dem anfehnlichen Umfange der Etaatöbergwerföverwaltung 
in den meiften Ländern nicht viel verringert werten kann. 


2) Die Aufführung unnöthiger Bauten, die Anftellung uns 
zweckmäßiger Verfuche und ähnliche Maaßregeln, welche 
ein auf eigene Rechnung wirthfchaftender Verwalter unters 
laffen würde ($.105). In diefer Hinficht läßt aber auch der 
gewerkjchaftliche Bau Vieles zu wünfchen übrig, weil hier die 
Actionäre (Kurinhaber) wegen ihrer Abweſenheit oder ihrer 
Unfunde gleichfalls zum Theile außer Stand find, Miß⸗ 
griffe jener Art zu verhüten, 


Rau volit. Defon, ar VBo. 12 
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3) Die Meinung, daf man aus volföwirthfchaftlichen Grüns 
den auch einen mit Verluft (Zubuße) verbundenen Gruben: 
bau fortfeßen müffe. 


(a) Die betraͤchtlichen Bergwerke des ehemaligen Königreihs Meftphalen 
trugen in 12jährigem Durchſchnitt jährlich rob 9-829,100 Fr., rein 
1°259,311 Sr. oder 12,9: Procent der roben Einnahme. Unter den 
Ausgaben machten 

die Koften des Grubenbaued und der Erzförderung 41,96 Proc. 
die Aufbereitung und Schmelzung (Huttenarbeit) 23,66  » 


die Befoldungen der Beamten. » » 2 8,22 2 
andere Ausgaben (Transport, Debit, Gebäude, 
Moaflerleitungen ꝛc.) . 855 2 


” + ” ’ [2 [2 ’ . f} 

©. v. Malchus, Fin. I, 9. Im Bergleih mit dem großen, in 
den Gruben » und Taggebauden und den Mafchienen ſteckenden Eapir 
tale wird ſich jener Reinertrag als ziemlich gering darftellen. — Die 
Hannoverfchen —— brachten reinen Ertrag: | 

1763 — 1806 im Ganien . . . .„ 1431,575 Rthlr. Eonv. 

in die Staatscaffe . 933,335 > » 
1814 — 1830 | von den Eifenhütten in 
| die Clausth. Zehntcaſſe 254,961 » _» 
©. Hausmann, über den gegenwärtigen Buftand des Hannov. 
Harzes, ©, 404 (1832), — Die baierifhen Berg + und Huttenwerfe 
trugen 1819 — 25 im Jahresdurchſchnitt 15,023 fl. rein. In den 7 
älteren Kreifen war i. D. 
die rohe Einnahme . „ 777,844 fi. 
die reine » . ..1,583 fl. 

oder 1/, Procent. Unter den 6 Jahren waren 3 mit Zubuße ver 
bunden und 2 hatten wenigitens foviel Ausgabe als Einnahme, indeh 
tilgte man doch auch 80,000 fi. ältere Schulden und wandte 240,905 7. 
auf Berbejlerungen, Das ganze in den Werfen enthaltene Vermoͤgen 
fhlug man auf 1'735,000 fl. an, wovon 4 Prec, Jahressinfen ſchon 
61,400 fi. beiragen. Verhandl. der Dep, 8, v. 1828, Beil, 79 B. 
€. 25. In den Jahren 1826 — 23 war i. D. der Iabresertrag rob 
506,798 fi., rein foviel wie null, nämlich 113 fi., welches aud bes 
abfichtiget war, Nur die Einnahmen aus den Verjabren gaben einen 
Ueberſchuß von 40,340 ji. über die zugehörigen Ausgaben. Budget 
von 1831 — 36: roh 527,214 fl., rein 0. — Das bad. Budger für 
1228 — 30 fegte den Neinertrag auf 90,000 fl., Das gefammie Vers 
mögen wurde 1827 auf 1°370,000 fi. geichäst, wovon 445,000 fi. 
ausjtchende Forderungen und 502,000 fl. Marerialvorräthe. Die Ein» 
nahme Diefer Periode war i- D. 82,771 fl. oder 6 Proc. des Ber» 
megens. Kür 1831 — 32 find 600,000 fi. Rohertrag und 512,560f. 
Koſten, alie 87,440 A. rein angenommen. — In Rußland Dagegen 
find die Bergwertseintüunfre im Steigen, in Schweden und Oeſterreich 
erreichen fie noch einen hoben Betrag, indem fie für legteren Staat 
auf I Miu, fl, angegeben werden, v. Malchus, II, Beil, ©, 31, 


| $. 175. 
Die letztere diefer drei Urfachen bedarf einer näheren Bes 
leuchtung. Wenn ein Bergwerf dem Staate die Koflen des 


179 


Betriebes nicht mehr ganz vergütet, fo verurfacht e&, finanziell 

betrachtet, immer einen Berluft, die Zubuße mag nun aus der 

Ausbeute anderer Bergwerke, oder aus irgend einer anderen 

Quelle von Staatdeinfünften beftritten werden. Die übliche Ein: 

richtung, daß die Hauptbergcaffe die Zubußgruben im Baue ers 

hält, und nur die Weberfchüffe des gungen Betriebes an die 

Staatscaſſe abliefert, ändert in der Sache nichtö, und ed vers 

hält fich hiebei wie mit einem Landwirthe, der feine nicht bau: 

würdigen Weder aus der Grundrente feiner befjeren beftellen läßt 
und hiedurch ungrachtet des grüßeren rohen einen Fleineren Reins 
ertrag, übrig behält. Man hat ehemals, wegen der irrigen 

Ueberſchätzung der edlen Metalle, die Gewinnung derfelten felbft 

mit Verluft noch für nützlich gehalten, weil man die dabei cons 

fumirten Güter für minder werthvoll erachtete (a); eine Vors 
ftellung , die keiner Terichtigung mehr bedarf. Auch die anderen 

Gegenftände ded Bergbaued fünnen, wenn das Ausland fie wohls 

feier erzeugt, von dorther bezogen werden, und der Gefahr, 

daß er in Augenbliden eined dringenden Bedürfniffes daran fehs 
len Fünnte, 3. B. an Eifen in einem Kriege, läßt fich vorbeus 
gen, wenn man einen Hülfsvorrarh anlegt, Di: Regierung hat 
alfo, feltenere Fälle ausgenonmmen (II, |. 209), Feine B:rpflichs 
tung, einen mit Aufopferungen verbundenen Bergbau-aus der 

Rückſicht auf feine Erzeugniffe fortzufegen. 

(e) v. Iufti und Deliug glaubten, Gold» und Silberbergwerke muͤß⸗ 
ten auch gebaut werden, wenn fie Zuſchuß foften. » Die darauf ge» 
mwendeten Koften bleiben im Lande und ernähren eine Menge Mens 
fhen. Das Yand bingegen wird allemal um fo viel reicher, uld Geld 
und Silber mit diefen vermeintlihen Verluſt aus der Erde gegravın 
werden.e dv. Jufti, Staatsw. I, 246 


$. 176, 


Es müffen jedoch bei dem Verlaffen von Zubußgruben noch 
andere Erwägungen angeftellt werden : 

1) Daß in die Grubengebäude (Stollen, Streden, Schachte, Ges 
fenfe), Mafchienen, Wafferleitungen, Teiche, Dämme u, dal. 
verwendete Capital geht, mit Ausnahme weniger herauszu⸗ 
nehmender Stüde, verloren, wenn die Arbeiten ganz aufheren, 
und auch fchon eine länger dauernde Unterbrechung ift fo 


verderblich, dag man beim MWiederbeginnen fchr große Kojien 
12* 
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aufwenden muß (II, $. 34). Iſt nun jenes ftehende Ca⸗ 
pital zu feiner anderen Verwendung zu benugen, fo muß 
man feinen. Reinertrag in jedem Falle aufgeben. So lange 
alfo noch Hoffnung bleibt, eine größere Einträglichkeit wies 
derfehren zu fehen, 3. B. durch das Auffinden reicherer 
Gänge, durch) das Heranwachfen ftärkerer Holzbeftände, 
durch Entdedung von Steinfohlen u. dgl., fo läßt fich der 
fortgefete Bau bei blogem Erfaße der Betriebskoſten, ja 
felbft mit einiger Zubuße, in Schuß nehmen und der hiers 
über zu faffende Befchluß muß von. der technifchen Beur⸗ 
theilung der Umftände beftimmt werben (a). 


2) Die plößliche Einftellung der Arbeiten in Gebirgögegenden, 


wo ed an anderen Nahrungsquellen fehlt, könnte viele: 
Menfchen ind Elend ftürzen (1, $. 355). Man: darf deß⸗ 
halb da, wo die fortwährende Erhaltung des Bergbaues 
nicht -zu hoffen ift, doch nur allmälig die Zahl der Arbeis 
ter vermindern und muß zugleich bedacht fein, andere Bes 
fhäftigungen in Aufnahme zu bringen (II, $. 43), wobei 
man jedoch mit einer Abneigung der Bergleute zu Fänte« 
pfen hat, 


Es giebt Beifpiele von Gruben, die nad langer Zeit mwieder einträg«- 
lich werden und dann die beharrliche Fortfegung des Baues reichlich 
lohnen. Die Grube Kranid bei Clausthal war 1794 — 1809 ohne 
Ausbeute. Zwei andere Harzbergwerfe trugen feit 1683 und 1697 
keine Ausbeute mehr, man wollte fie 1817 verlaſſen, aber neuerlich 
ift man auf ein reiches Erzfeld gefonımen. Hausmann, über den 
Bujtand des hannov. Harzes, ©. 162. — In Baiern hat man neuer» 
lich auf die finanzielle —— der Staatsbergwerke verzichtet ($. 175 (4)), 
und zur Beſtreitung von Verſuchsbauten ſelbſt den Reinertrag der 
Huͤttenwerke aufgewendet. Dieß kann indeß nur auf einige Zeit rath⸗ 
fan fein, auch hofft man durch den Friedrichſ-Wilhelms-Stollen bei 
Steben, aus den Kupfergruben dafelbjt und bei Kabl und aus den Spies« 
glanzgruben bei Goldfronad künftigen Gewinn vrrpandl, v. 1831 
Beil. XLIV. H. 


F. 177. 
Wenn ein Staatsbergwerk ohne Verminderung des Rein⸗ 


ertrages, den bie Staatscaſſe bisher davon gezogen hat, in Pris 
yathände übergehen kann, fo ift dieß unbedenflicy zu veranftals 
ten, weil dabei noch immer einiger Nuten von volkswirthſchaft⸗ 


licher Seite, z. B. durch vortheilhaftere Verkaufsfpeculationen, 
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fparfamere Berirthfchaftung u. dgl. erwartet werben barf. Die 
Mebernahme durch Privaten hat aber manche Schwierigkeiten, 
indem in der Ungewißheit über den Fünftigen Ertrag der ſchon 
lange gebauten Xager, in der Beforgniß zunehmender Holztheus 
tung, in dem erfahrungsmäßigen Schwanfen der Ausbeute von 
Jahr zu Jahr ꝛc. Abhaltungsgründe Tiegen können, während bie 
Regierung aus der Verbindung vieler verfchiedenartiger Berge 
und Hüttenwerke mancherlei Vortheile genießt (a). Bei den in 
geringerer Teufe ftreichenden, leichter zugänglichen Steinkohlen⸗ 
flögen ift jene Ungewißheit nicht vorhanden, dieſe laſſen fich 
baher am leichteften an Privatunternehmer abgeben, zumal da 
ihr Betrieb feine fo großen Eapitale erheifcht, um nicht auch 
von bigüterten Eigenlehnern geführt werden zu fünnen. Dass 
felbe gilt von manchen, unter ähnlichen Verhältniffen vorkom⸗ 
menden Erzlagern (6). 

Ca) 3. 3. gute Benugung der Aufſchlagewaſſer, tige der Erze 


aus verfhiedenen Gruben bei der Beſchickung eines Schmelzofens, 
mwohlfeiler Bezug von Materialien jur Verarbeitung ıc, 


cd) 3. B. Bohnerz, Rafener;. 


4. 178. 


Mas die Art der Ueberlaffung betrifft, fo ift ein Verkauf 
an fchwerften zu bewerkftelligen, denn er erfordert eine große 
- Geldfumme und feßt die Käufer in die Gefahr eines großen 
Verluſtes, falld die Einträglichkeit der Unternehmung aufhörte, 
Eine Zeitpacht auf eine lange Sahresreihe, oder auch eine 
Erbpacht (Verleihung), läßt fich leichter ausführen (@). 
Zum Behufe der Verhandlungen muß der bisherige Durch— 
. fehnittöertrag ausgemittelt werden, doch kann man fich nicht uns 
bedingt an ihn halten, weil man dad ganze umlaufende Capital 
zurüdziehen kann und deffen Zinfen gewinnt. Da übrigens die 
pachtenden Einzelnen oder Gefellfchaften ſich nicht auf Tange Zeit 
zur Entrichtung eines feften Pachtzinfed anheifchig machen Füns 
nen, und dagegen eine Pachtung auf wenige Jahre den Reitz zu 
einer nicht nachhaltigen Benugung zu” fehr erhöhen würde, fo 
Bleibt nichts übrig, ald entweder eine einfache Quotenpacht, 3. B. 
um die Hälfte ded Neinertrages, oder -wenigftend die Verabs 
redung, daß an dem bedungenen Zinfe etwas nachgelaſſen -wers 
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den folle, wenn der Reinertrag unter einen gewiffen angenoms 
menen Sag ſinkt. Diefe Beftimmungen find leicht auszufüh« 
ren, weil der Pachter oder Erbpachter wie jeder Privatunters 
nehmer unter einige Aufficht der Bergbaubehörden geftellt und 
fomit der rohe und reine Ertrag eingefehen werben würde, 


(a) v. Jatob, I, 206, 


$. 179. 


Werden bauwürdige Lagerftätten neu aufgefunden, und find 
Privatunternehmer zur Eröffnung ded Baues bereit, fo ift ed 
am beften, ihnen denfelben ganz; zu überlaſſen. Es ermuntert 
zu Nachfuchungen und zur Bildung von Gewerkfchaften, wenn 
geſetzlich ausgefprochen wird, daß denen, die einen Gang, ein 
Flög ıc. aufgefunden (erfchürft) haben, die Verleihung uns 
fehlbar ertheilt werden wird, ohne daß die Regierung von ihrer 
Befugniß zur ausfchlieglichen Betreibung oder zur Theilnahme 
Gebrauh machte ($. 173. — U, $. 37). Diefe Verfügung 
wird Sreierflärung des Bergbaued genannt. Zeigt fi) uns 
ter den Bedingungen, welche die Regierung für unerläßlich hält, 
feine Neigung bei den Privaten, ein Werk zu eröffnen, fo wird 
dann erſt zu überlegen fein, ob dieß von Seite des Staated mit 
geringerer Echwierigfeit und mit naher Wahrfcheinlichkeit eines 
guten Erfolges gefchehen Fünne. So lange die Capitale eines 
Landes vortheilhaftere Anwendungen finden, ift ed zwar nicht zu 
bedauern, daß fie dem Bergbaue noch nicht zufließen, und es 
braucht in diefer Hinficht dem natürlichen Entwicklungsgange 
der Gewerkfamkeit nicht vorgegriffen werden (a), doch ift auch 
zu bedenken, daß die Theurung bed Holzed fpäterhin die Bes 
nutzung mineralifcher Schätze ganz verhindern fünnte, und daß 
bisweilen Vorurtheile die Privaten abhalten, die man durch ein 
aufgeftelltes wohl gelungenes Beiſpiel am beften befämpft, fos 
wie auc) unter manchen Umftänden ein neues Werk von Nies 
manden fo leicht als von der Regierung in Gang gebracht wers 
ten kann ($. 177). Daffelbe kann von großen Entwäfferungss 
ſtollen (Erbitollen) und Wafferleitungen behauptet werden (LI, 
$ 22) 

(#) v. Satob, I, 262, 265. 


183 
6. 180. 


Die Regeln, nad) denen die Staatsbergwerke verwaltet wers 
den, find 


1) höhere (a), welche die DOberleitung der gefammten Berges 
werföunternehmungen der Regierung betreffen. Mit diefem 
Geſchäfte wird die Beauflihtung der Privatbergwerke in 
Verbindung gefeßt, aber der nicht finanzielle Zweck der lets 
teren gebietet, wie bei den Privatmaldungen ($. 145), die 
Unterordnung unter ein anderes Minifterium (db). Die 
Staatöb:rgwerfsadminiftration eı fordert eine Abſtufung face 
fundiger Beamten von den Öteigern, Echichtmeiftern und 
Geſchwornen aufwärtd bis zur höchften Bergwerksbehörde, 
in welcher aber nicht allein die bergmännifche Kunft in der 
Ausbildung, die fie zu einer gewiffen Zeit erreicht hat, ſon⸗ 
dern auch die geläuterten Grundfäße der politifihen Dekos 
nomie ihre Vertretung finden müſſen; 

2) niedere, welche die vortheilhafteite Bewirthfchaftung eingefner 
Gruben zum Gegenftande haben und der Privatbergbaus 
kunde, einem Zweige der bürgerlichen Wirthfchaftslehre, ans 
gehören. Sie betreffen hauptfächlid) : 

a) die Vermehrung der Einnahmen, 3. B. durch Erweis 
terung ded auszubringenden Quantums, gute Abſatz⸗ 
gelegenheit, Zugutemachung von Nebenerzeugniffen, 
angemeffene Verarbeitung, beffere Transportmittel; 

b) die fparfame Einrichtung der befchloffenen Ausgaben, 
Gedingarbeit fiart der Schichtarbeit, wo jene anwend⸗ 
bar ift (c), wohlfeile Anfchaffung der Werkzeuge (Ges 
zähe), des Sprengpulvers u. dgl.; 

c) den Nachhalt der Grubenarbeiten; 

d) die zweckgemäße Auswahl derfelben nad) den drtlichen 
Unftänden, 3. B. die Beflimmung der Art, dad Ges 
ftein zu zertbeilen, nach dem Grade feiner Feftigfeit, 
‚Feuerfeßen, Sprengen, Hauen mit Schlägel und Berg: 
eifen oder mit Keils und Letthauen, die Benußung der 
wohlfeilften Art der Grubenförderung und Wafferhebung, 
durch Wafferräder, Noffünfte u. a. m.; 

e) die Führung der nöthigen Rechnungdbücher. 
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(a) Wie man der niederen oder Privatforftwirtbichaftsichre die hoͤhere oder 
Staatsforſtwiſſenſchaft (Foritdirectionstehre) entgegenfegt ($. 145 Ca)), 
fo muß man eine nicdere und böbere Bergbaulehre unterfcheiden. Letz⸗ 
tere kann auch Staarsbergbaufunde oder Bergwerksdirectionslehre beie 
gen und zerfällt in einen finanziellen und einen der Volkswirthſchafts⸗ 
pflege zugebörenden Theil; gerade dieß bezeihnen v. Cancrins 
Ausdrüde: Bergfamerals und Bergpolizeiwiſſenſchaft. 


(6) Hat dad Minifterium des Innern, auf den Vortrag eines Rathes 
aus der oberften Bergmwerfsjtelle, Die oberſte Entfcheidung in diejen 
Euratelverbältniffen, jo wird hiedurch iene fo häufig beflagte Be— 
Drüdung der Privarbergwerfe durch die Staatsbergbeamten gründlich 
verhüter. Eine ſolche fehlerhafte Handlungsmweife ift gemeiniglih aus 
der Vorliebe für die Staatsbergwerfe und aus dem Wunfche, diefelben 
von einer nachtheiligen Goncurrenz zu befreien, hervorgegangen, bat 
aber dem Aufkommen des Bergbaued überaus geſchadet, veral. II, 
$. 38, v. Jakob, I, 272, og, II, 130, v, Malchus, I, 9, 


(e) Nämlih wo man im Voraus berehnen fann, wieviel Beit ein ge⸗ 
wijles, genau begraͤnztes Geſchaͤft erfordern werde, 
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Die Abgaben von den Privatbergwerken find nicht auf den 
Betrag einer Steuer befchräntt worden ($. 172), man hat fie 
zufolge der Regalität ald einen Zins für die Verleihung oder 
als eine Art von Pachtgeld betrachtet und auf eine Höhe ges 
bracht, welche bei einem Theile der Bergwerfe entmuthigend auf 
die Unternehmer wirkte, bie und da allen Ueberfchuß über die 
Betrieböfoften aufzehrte oder fogar nur durch größere Zubuße 
aufzubringen war. Obgleich nun bei den ſchon beftehenden Grus 
ben eine unbedingte Herabfeßung der Abgaben auf den Fuß der 
Einkommensſteuern nicht gefordert werden kann, weil hiebei die 
Eigenthümer einträglicher Gruben eine unverdiente Begünftigung 
erhalten würden und auch die Regierungen zu Gunften der Berg: 
werfsbefier wieder manche Verbindlichkeiten übernommen has 
ben (a), fo ift doch eine Ermäßigung mit Rückſicht auf den 
bisherigen reinen Ertrag fehr rathſam. Wo neuen Interneh= 
mungen der Ermunterung willen eine niedrigere Abgabe aufers 
legt wird, da muß zur Nerftellung der Gleichheit bei den ältes 
ren Werfen, die mit jenen in Concurrenz fiehen, das Nämliche 
gefchehen. Ueber das aufzuftellende Maaß der Entrichtungen 
kann nur nach Erwägung der Drtlichen Verhältniffe entjchieden 
- werden. 


185. 


(«) Huf dem Harze z. 3. unentgeldlihe Lieferung des gimmerholzed, Ab» 
gabe von Eifen, Pulver, Del, Unfchlitt, zu mäßigen Preifen, Ge⸗ 
treidelieferung an die Arbeiter um a pri Hausmann, Due 
ftand des hannov. Harzes, ©. 116, 


$. 18%. 
Die gewöhnlichen Abgaben von den Privatbergwerken 

find (a): 

. 1) Der Bergzehnte (II, $: 41), d. i. der zehnte Theil aller 
gewonnenen Mineralien, alfo wie der Feldzehnte eine Abs 
gabe vom Rohertrage. Die unverhältnigmäßige Höhe 
diefer Laft ift fo einleuchtend, daß man fie fehon häufig in 
einen feften mäßigen Zins, oder wenigftens in eine niedris 
gere Quote, z. B. „ „umgewandelt und bei Zubußgruben 
Nachlaß bewilligt hat. Ob die Erhebung in natura (der 
zehnte Kübel), oder nach einem verabredeten Preife in Geld 
gefchehen foll, dieß wird von ver Negierung nach ihrer Be⸗ 
quemlichkeit angeordnet, Es ift rathfam, ftatt des Zehnten 
nur einen Theil des reinen Ertrages in Anfpruch zu neh⸗ 
men, fo daß bei Zubußgruben von felbft die Abgabe wege 
fällt (6), auch follten nach einer angemeffenen Feftfegung 
derfelben die beiden folgenden Arten von Einkünften aufs 
gehoben werden, wie fie in NER Ländern bereitö aufs 
gehört haben. 

- 2) Die Quatembergelder, eine vierteljährige Geldleiftung, _ 
welche einen Beitrag zu den Befoldungen der Staatöbergs 
beamten zu liefern bejtimmt ift und in der wohlthätigen 
Wirfung der Aufficht auf die Gefchäfts- und Nechnungds 
führung der Gewerkfchaften ihre Erklärung findet. Gie 
richtet fich bald nad) der Menge der geforderten Gefteine, 
bald nach der Zahl von Arbeitern an einer Grube. 

3) Die Recefgelder, eine Art von Kanon, der aus dem 
Degriff einer Belehnung entfprang und nach der Größe des 
zu einer einzelnen Grubenberechtigung gehörenden Raumes 
(II, $. 37 (e)) bemeifen wurde. Er mußte auch von den 
nicht betriebenen Werken gegeben werden und die längere 
Nichtbezahlung konnte den Verluſt der u nach 
ſich ziehen (c). 
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4) Vergütung für den Bau von Erbftollen ($. 179) von Seite 
derjenigen Bergwerföbefiger, denen aus der Ableitung der 
Grubenmwaffer Vortheil erwächft. Man bedingte fi) ind« 
gemein einen Theil des rohen Ertrages, z. B. den neunten 
Kübel, daher der Namen Stollenneuntel, auch wohl 
die Benußung der dem Erbftollen zunächft liegenden Erze 
(Stollenhieb). 

5) Poch= und Hüttenzind, im Falle Privaten von den 
landesherrlichen Poch = und Schmelzwerken Gebrauch machen. 


(a) S. befonders Bergius a. a O., $. 61 ff. 

(6) Nach dem franz. Gefeß vom 21. Aprit 1810, Urt. 34, dürfen nicht 
mebr als 5 Proc. des Reinertrages gefordert werden. Der Ertrag 
ift jet gegen 200,000 Sr. — Auch in Baden (Geſetz von 1828) be« 
ſteht die einzige Entrichtung an den Staat in 5 Proc. des reinen Er» 
trages; den ÖStandesberren konnte aber der Bergzehnte, wo fie ihn 
zu beziehen haben, nicht genommen werden. 

ce) In Frankreich beftcht nach obigen Gcfege ein droit fixe von 10 Sr. 
für jeden Quadratkilometer (392 Pr. Morgen). 
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Cine andere Beläftigung der Privatbergwerke, welche in 
ihrer Wirkung einer Abgabe -gleichfommt, ift das Vorkaufs— 
recht der Regierung in Anfehung der Bergwerkderzeugniffe. Bei 
ven edlen Metallen finder diefes Recht wegen der Münzprägung 
am allgemeiniten Statt, doch ift ed auch häufig auf andere Mes 
talle autgedehnt worden. Schon die erziwungene Ablieferung an 
den Staat ift eine Befchwerde, die den Speculationen der Uns 
ternehmer hinderlich werden kann, allein der Nachtheil ift noch 
viel größer, wenn der Vorfauf nad) feſten Preisfägen geübt wird, 
die aus früheren Zeiten herrühren und hinter den gegenwärtigen 
Markrpreifen weit zurücbleiben (a). Diefe Maaßregel ift fehler 
haft und darf nicht fortdanern. 

Ca) Auf dem Harze find die alten Preife noch in der neueften Zeit beibes 
halten worden, während der Marktpreis der Bergwerksproducte oft 
hoch gejtiegen war. Die Folge hievon war, daß manche Gruben von 
den Befigern aufgegeben wurden und in Die Hände der Regierung 
gerietben, wedurd die Inhaber von Kuren ibre Auslagen einbüßten. 
Die Regierung zahle den Centner Blei zu? Rthlr. 20 Gr. 11 Pf., 
Gloͤtte zu 2 Rthir. 20 Gr. 4 Pf., Kupfer zu 23 Rihlr. 19 Gr. 1 Pf. 
Eony. — Der Martrpreis des Bleies ift ſchon lange höher, 1819 fticg 
er über 6 Rthlr., 1830 jant vr bis auf 3 Rthlr. 19 Gr. herab. 
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Di Gloͤtte ftand 1818—29 ebenfalls über 5 und zum Theile über 
6 Rthlr., das Kupfer galt öfters 3O und mehr Rthir., 1828 — 30 
—— noch über 27; Hausmann ſa. a. O. ©. 116 und An⸗ 

lage X 


2. Hauptſſtuͤck. 
Das Salz- und Salpeter: Regal. 
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Dad Salzregal begreift nach der gewöhnlichen Einrich« 
tung fowohl die Gewinnung und Bereitung des Kochfalzes, ald 
den Handel mit demfelden im Großen innerhalb des Landes. 
Beide Beftandtheile des Salzregaled famen ſchon im rüntifchen 
Staate vor (a). In Deutfchland und mehreren anderen Län⸗ 
dein war urfprünglich die Production und der Abſatz des Salzes 
den Privaren überlaflen, allmälig aber gelang ed den Regieruns 
gen, nach der Analogie des Bergwerksregals auch das Kochfalz 
zum Gegenftande eined Regales zu machen (b), welches fich durch 
feinen verhältnigmäßig großen Monopolgewinn und folglich durch 
feine Einträglichkeit auszeichnet. Die gewühnlichen Einrichtuns 
gen deffelben laffen ſich fo überbliden : 

1) Die Einfuhr von Kochfalz auf Rechnung von Pripatperfo« 
nen ift verboten. 

2) Wo noch Privatfalinen beftehen, da muß das für den in⸗ 
neren Abfaß beftimmte Erzeugniß derfelben an den Staat 
abgeliefert werden für einen vertragsmäßig feftzufeßenden , 
die Erzeugungskoſten dedenden Preis, 

3) In Ländern, die gar fein oder doch nicht genug Salz er 
zeugen, tritt die Regierung mit auswärtigen Salinen oder 
mit anderen Staaten in Verbindung und übernimmt das 
erforderliche Quantum um einen gleichfalld bedungenen nies 

- drigen Preis. In diefer Hinficht ift alfo dad Salzregal 

nur ein Handelsvorredht (Monopol). 

Ca) Ancus Martius fol Salinen bei Oftia angelegt haben, Liv. I, 33, 


alfe im Betriebe des Staats. Im Kriege mit Porfena wurde »salig 
vendendi arbitrium, quia impenso pretio venibat in publicum , 
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omni sumtu ademtum privatis«, Liv. II, 9. Ob es Pachter oder 
Privateigenthimer waren, denen man den Verkauf entzog, die bleibt 
bei der Undeutlichfeit jener Stelle ungewiß. Die Eenforen M. Li» 
vins, benannt Salinator, und €, Claudius führten a. u. c. 548 
eine Erhöhung des Salzpreiſes ein, mit Nusfchluß der Stadt Rom, _ 
und fo, daß an verfihiedenen Orten der Preis verfhieden war. Den 

Berkauf übernahmen Pachter. Liv. XXIX, 37. Später kam es vor, 
daß der Transport von einer Provinz in die andere unterfagt wurde, 
damit die Pachter nicht beeinträchtigt würden. Die Stelle L. 4. 9.7 
Dig. de censibus (L, 15) beweißt feine befondere Abgabe, fondern 
nur die Beiziehung der Privarfalinen zur Grundſteuer. Vgl. Bur- 
mann, de vect. S. 90. Boffe, I, 83,19. Hegewiſch, ©. 59. 


c) Hüllmann, d, Sin. Geſchichte, S, 61, — Mittermaier 
: j. 311, 312, ” s is j j 
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4) Die dem Staate angehürenden Salzwerke werden indges 
mein auf Rechnung der Staatöcaffe verwaltet. Neu ent⸗ 
deckte Salzlager oder Salzquellen ftehen der Regierung zur 
Verfügung, und es find felten in folchen Fällen Concefs 
fionen an Privaten oder Gefellfchaften bewilliget worden (u), 


95) Das Sochfalz wird theils an den Salinen felbft verkauft, 
theild auf Staatöfoften in die verfchiedenen Landestheile 
verfendet, in Niederlagen gebracht und von aufgeftellten 
Berwaltern (Salzfactoren) abgegeben, doc) nur in größeren 
Maſſen, fo daß den Kaufleuten der Verkauf im Kleinen 
überlaffen bleibt. Man legt diefen die Verbindlichkeit auf, 
nicht mehr als einen gewiffen Preis zu fordern, welcher 
hinreicht, ihnen einen angemeffenen Gewinn über den Eins 
kaufspreis zu fichern. | 


6) Zur Verhütung des Einfchwärzend (5) find verſchiedene 
Veranftaltungen getroffen worden: | Ä 
a) Bewachung der Gränzen durch Zollbebiente, - 
b) Verträge mit benachbarten Salinen, um den Salz⸗ 
verkauf an Privatperfonen des Inlandes abzuftellen, 
c) Verminderung des Verkaufspreiſes in den, einer Gränze, 
bei welcher das heimliche Einbringen. zu beforgen iſt, 
nahe liegenden Niederlagen, 
d) Die fogenannte Salzceonfeription, d. h. die den 
Bürgern auferlegte Verpflichtung, ein ihrem muthmaß⸗ 
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lichen zährlichen: Salzverbraudye entfprechendes, nach 
der Zahl der Familienglieder und dem Viehſtande bes 
rechnetes Salzquantum bei Vermeidung einer Strafe 
aus den Salzniederlagen anzufaufen (c). 


Ca) 8. B. Ludwigshall bei Mimpfen, in einem, zum Großberjog« 
thum Heſſen gehörigen Gebiete, Tiefe, einer Actiengeſellſchaft geboͤ⸗ 
rende Saline entrichtet dem Staate den Schnten, Erome, Statiit, 
des Großherzogthums Heflen, I, 179, 


C5) Nirgends bat die Megalität des Salzes foviel Drud und Unordnungen 
hervorgebracht, als in Frankreich, wegen der Verfchiedenheit des Salze 
preifes in den verfchiedenen Landestbeilen. Vor der Revolution war 
der Durchſchnittspreis des Centners: 

2 Liv, in den 11 Provinzen der grande gabelle, 
33% » in 12 Provinzen der petite gabelle, 
21% » in den Pandfchaften, wo Galinen waren, 
16 » im einem Theile der Normandie, 
6—12 Liv, da, wo die Salzſteuer (gabelle) ſchon früher ab» 
: gekauft worden und der Einkauf frei war, 
2— 9 » im einigen immer befreit geweſenen Gegenden oder 
einzelnen Gemzeinden, - 
Diefe hoͤchſt unzweckmaͤßige Einrichtung forderte Gränzbewachung von 
einer Provinz gegen die andere, der Schleihhandel Ind ‚aber den» 
noch einen zu großen Reis, er wurde mit bewaffneter Hand getries» 
ben, es gab Gefechte und zahlreiche Beftrafungen. Die erfte tünft- 
lihe Bertheurung des Salzes dur die Regierung gefhab 1328 und 
betrug nur gegen 1 Proc. Bodin, de rep. VI, 2. Necker, 
administr, Il, 8, 


Ce) Aeltere Salzconfeription im Preuß. Staate, unter Sriedrih IL einge» 
führt. Für jede Perfon über 9 Jahre mußten 4 Megen (134, Pfd.), 
für 1 Kub oder 10 Schaafe 2 Metzen getauft werden. Jede Familie 
hatte ein Büchlein, worin der Factor die nefchehene Abholung beſchei— 
nigte. Boromsfi, pr. Cam. u. Fin. Weien, II, 314— 323, 
Neuere Salzverbraudscontrole, in denjenigen Gränzbezirfen, mo ſich 
ftarfe Neigung zum Einfhwärzen zeigt. Es werden 12. Pf. auf den 
Kopf. der Einwohner gerechnet, das Duantum wird in jedem, der 
Eontrole unterworfenen Sandestheile nad) localen Verhaͤltniſſen auf die 
Gemeinden auägefchlagen und in diefen wieder von dem Gemeindevor« 
ftande auf die einzelnen Haushaltungen. V. v. 21. Sept. 1823 u, a. 
in Philippi, Samml. fänmtl, neuer Preuß. Gejege über die ine 
directen Steuern, 1830, ©. 348 — 52, 
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Iſt Gelegenheit vorhanden, Salz aus den Staatsfalinen ins 
Ausland zu verkaufen, fo Tann man hiebei auf feinen Monopols 
preis rechnen, fondern muß fich mit einem Preife begnügen, 
der die Jahresauslagen erfegt und die flehenden Capitale anges 
meſſen verzinfet. Der inländifche Verkaufspreis ift um den Bes 
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trag ded Monopolgewinnes ($. 167) höher. Man läßt ihn ente 
weder von Station zu Station mit der Entfernung von den 
Salinen zunehmen, oder feßt ihn im ganzen Lande gleichförmig 
an, wozu erfordert wird, daß entweder die Regierung allein den 
Transport im Großen beforgt, oder daß den Käufern aus ent⸗ 
fernteren Orten nad) gehörigen Ausweife ein verhältnigmäßiger 
größerer Rabatt bewilligt wird. Die Gleichheit des Verkaufs 
preifed im ganzen Laͤnde hat mehrere Gründe für fich: 

1) fie erleichtert die Verwaltung, 

2) fie vermindert den Schleichhandel mit Salz in den Gränze 
gegenden. (a). 

3) Es ift zwar richtig, daß zur Verforgung diefer entlegeneren 
Gegenden der Staat mehr Transportloften aufzumenden 
bat, und ed könnte daher fcheinen, ald müßten diefe neben 
dem Monopolgewinne vollftändig von den einzelnen Käus 
fern vergütet werden, Allein es ift gerade Die Folge des 
Monopoled, daß diefe nicht Erlaubniß haben, von auds 
wärtigen Salinen ſich mit geringeren Koften zu verforgen, 
was zwar nicht überall, aber doch in vielen Gegenden von 
den Gränzbewohnern gefchehen fünnte (6). | 

Ca) Schilderung des Schleihtandels an den niederländifchen Gränzen, wo 


das wohlfeile Meerjal; nah Deutfhland eingefhwärjt wird, Ben» 
zenberg, Preußens Geldhaushalt, ©. 247, 
(8) Bol. v. Malchus, I, 101. — Zuftand des Salzregals im 
einigen Sändern: 

1) Baden. Bedarf des Landes auf 218,000 Eentner Kochſalz 
(18 Pf. auf den Kopf) und 12,000 Str. Viehfalz bereihner, 
ufanmmen 100 Pf. auf die Familie. Ins Ausland geben gegen 
‚900 Etr. Die beiden Staatsjalinen zu Dürrheim und 
Rappenau, deren Unlegung gegen 1°300,000 fi, koſtete, loͤnn⸗ 

ten weit mebr liefern. , 
Durchſchnittsbetrag 1825 — 30: Budget für 1831— 32: 


Mobertrag 1°367,355 fi. 1'416,799 fi. 
Ausgaben 335,548 fl. 354,075 fl. 
Meinertrag 1°031,807 fl. 1:062,724 fi. 
oder im Verhaͤlt⸗ 
niß;.robenErtrag 75,* Proc. 73,° Proc. 


Der Verkaufspreis im Großen iſt 317, te. vom Pf. oder 5 fl. 
50 fr. vom Cir., der Koitenfag 1 fl. 30 fr. — 40 fr., weldyes 
ferere auch der übliche Preis beim Berfaufe ins Ausland ift. 
Viehſalz wird um 3 fl. 20 fr. vertauft. Unter den Ausgaben 
find nur 35,500 fl. Frachtverguͤtung. Verhdl. d. 2. Kammer, 
1825, VII, 74. 1828, III, 275, 3831, Zeit. IV, 84. VU, 
109, X, 2, Abth. 70, 
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2) Baiern. Durchfchnitt von 1819 — 25: 1826 — 28: 
u Mibertrag 4°259,840 |. 3:953,976 fl. | 
Ausgaben 2°096,047 |. 1°621,552 fi. 
alfo rein 2163,793 fl. 2-332,424 |. 
oder 50,* Proc, 98,9 Proc. 


Jetziger Mittelpreis 5 fl. 29 kr. für den Eentner, inländifcher 
Berbraud 630,000 Er. oder 15% Pf. auf den Kopf. In den 
7 älteren Kreifen ſchwankt der Preis der einzelnen Salzaͤmter 
und Factorcien zwiſchen 5 fl. und 6 fl. 40 kr., der Durchſchnitt 
der Preisfäge, oder Nüdfiht auf die verkauften Duantitäten, 
ift 6 fl. 9 tr. In den Iabren 1823 und 24 insbefondere war 
der Mittelpreis 5 fi. 16 fr., der Reinertrag nur 46,°* Proc, 
Im Budger 1831 — 36 werden berechnet: , 
1) Rodertrag auf-..0.....3°952,218 Fi. . 
2) Reinertrag ...........2188,022 » oder 55,?6 Proc. 
3) Koften ... ............ 1764, 196 0 2 44,64 2 
und zwar 


a) Eentralverwaltung... 40,982» ». 1,92 5» 
b) Salinenämter ou.... 122,35 » » 3,08 5 
c) Productionekoften ... 451,151 » » 10°: 9» 
d) Baufoften «eur... 259,286 2 2» 6,5% > 


©) Bau- u. Betriebs ⸗Ma⸗ 
terial» Ergänzung... 113,245» » 21 5 
f) Bertaufs. und Spedis 
tionsaͤmter · ....... 77581392 2» 1% >» 
9) Verpadung u. Fracht 618,985» » 15,66 5 
) Andere Ausgaben .. 104,679» » 2,6% » 
Die Schweiz fauft gegen 70,000 Eentner und bezabit für den 
Centner 2 fl. 29 fr., was demnach als Keftenfas angefchen 
werden fann. Der Mebrbetrag der Koften gegen Baden ruͤhrt 
ſowohl von der größeren Reichbaltigteit der Soole, ald von 
der befferen Bertbeilung der beiden großen Salınen in legte» 
rem Sande ber. Das ftebende und umlaufende Capital ſammt 
den zugehörigen Grundſtuͤcken betrug im Durchſchnitte des Seite 
raums 1819 — 25 5°158,000 jl., wovon die Vorraͤthe 31%, 
Mil. 7 ausmachten. Verhandl. d. Dep. Kanımer v. 1828, 
Beil. 43. Verbandt. v. 1831, Beil. XLIV. H. 
3) Sranfreid. Die Einrichtungen weichen von denen anderer 
Staaten fehr ab, 

a) Die Saljwerfe an den Meeresufern, bei denen wit blos 
Fer Sonnenwärme Meer» Ban») Salz gewennen wird, ere 
zeugen den. wmetrifchen Eentner (200 Pf.) zu 70 Cent. —1$r., 
alfo 100 Pf. für 9, — 14 fr. Hievon wird durdy die elle 
ftationen an der Graͤnze die Salpteuer von 30 Ar. fur200 Pf. 
erhoben, da aber 5 Proc. ded Duantums für Abgang abge» 
zogen werden, fo ift Die Abgabe wirtlih nur 28%, Fr., 6 ji. 
42 fr von 100 Pf. Sie bat fi) feit 1817 bis 1828 ven 
46°804,000 auf 54°243,000 Sr, gehoben. 

b) Sn den Departements Meurtbe, Doubs und Aura bes 
finden fih mehrere dem Staate gehoͤrende Salinen (Salines 
d’Est), zu Denen das 1819 gefundene reiche Steinfalzlager zu 
Mic kommt, dejien 11 Klöge zufammen 240 Fuß maͤchtig find. 
Nah mancerlei, Veränderungen in der Bewirtbichafrungsweije 
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wurden diefe Werte 1829 auf 99 Jahre an eine Uctiengefell- 
ſchaft verpachtet. Außer den dafür an den Staat zu leiftenden 
Entrichtungen wird gleiche Abgabe wie vom Meerfalge gegeben. 
Lestere ift in obigen 12 Jahren von 5?4, Mill, auf 6 Mil. 
877,000 Fr. geſtiegen. Der ganze inländifhe Salzverbrauch 
ift gegen 13°/, Pf. auf den Kopf. Die Pachtleiftungen bes 
fteben in verfhiedenen feften Bahlungen,, zufammen gegen 
2 Mid. Fr., und in 59 Proc. des Reinertrags. Die Gefelle 
{haft fann aber nicht befteben, 1) weil die Käufer das minder 
weiße und fihmwerer lösliche Steinfalz nicht lieben, 2) weil der 
bug nach Deutichland aufgehört bat, 3) wegen der Concur⸗ 
ren; der neuen Saline Salzbronn im Depart. der Mofel 
(feit 1825); ſ. Rapport au Roi, ©, 85. 114. 136. 


4) In Großbritanien ift die Salzfteuer 1925 aufgehoben more 
den. Sie hatte eine fehr vermwidelte und ausfuͤbrliche Geſetz- 
gebun nöthig gemacht, f Rees, Cyclopedia, 3, XXXI. 
Art. Salt. . 


58) Gr. Heffen. In den Provinzen Starfenburg und Rheins 


beilen beftebt das Regal, bei einem Preife von 4 fr. für das 
Pfund, und ed werden gegen 64,000 Etr. oder 14 Pf. auf 
den Kopf abgefegt, Oberheſſen bat freien Handel und entrich⸗ 
tet dafür 70,000. Salzſteuer. Gefanmter jährl. Nobertrag für 
1830 — 32 auf 480,762 fl. angefchlagen; f. Wagner, Stat. 
des Gr. Heilen, ©. 305. (1831) — v. Hoffmann, Bei 
träge zur nähern Kenntniß d. Gefeßgeb. u. Verwalt. des Gr. 
Heflen, ©. 83. 141. (1832) 


6) Naffau. Bei einem Preife von 3°, Er. von Pfund wurde der 
Ertrag der Regie in dem ganz ſalzarmen Lande auf 98,000 fi. 
geſchaͤzt. Die Conſumtion auf den Kopf nur 102/, Pfund, 
wegen des ftarfen Smuggels an den Gränzen. Die Koften 
des Ankaufs, Transportes und der Berwaltung fcheinen gegen 
2 fr. auf das Pfund zu machen. Situngsprototolle der Deput, 
Verſamml. 1825, ©. 102, 


7) Preußen. Budget für 1829: Reinertrag bes Salzmonopels 
4783,000 Rthlr., daneben von den Berg», Hütten » u. Salj« 
werken 1 Mid. Rthlr. Gleichfoͤrmiger Preis (U. v. 17. Ian. 
1820) 15 Rthlr. für die Tonne von 405 Pfund oder 6 fl. 33 £r, 
der Eentner. 


8) Schweiz. Nur Waat hat ein eigenes Salzwerk (Ber), die an« 
deren Eantone verbrauchen das von Anslande eingetaufte Salz. 
Bern, Reinertrag 423,000 8. oder 4814, fr. auf den Kopf; 
Z uͤrich, 1816— 25 i. D. 105,000 Fr. oder 20 fr. a.d. K., 
Bafel, 1816—25, 49 fr.. Luzern, 1828, auf den Kopf 
J 2 Schaffbaufen, 1829, 36h, St.Gallen, 1829, 

r. 2. 

9) Würtemberg. Budget 1830— 35. Mobertrag 1652,149, 
rein 875,482 fl. oder 53 Proc. Inländifcher Preis von Kod- 
ſalz 4 fr., vom Steinfalz (aus dem 1822 entdedten Lager Wil» 
belmsglüd bei Hall) 2 fr. Innerer Verbraud 17'/, Pf. 
auf den Kopf. Ausfuhr gegen 145,000 Eentner, befonders 

nad der Schweiz, Bol, v, Malchus, l, 105. 
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Die Regalität der Salzproduction und des Salzhandels ift 
zur Verforgung des Volkes mit Salz und zur guten Betreibung 
diefed Gewerbszweiges auf Feine Weiſe nothwendig, vielmehr 
verfpricht die Aufhebung des Regales, wobei der Monopolgewinn 
wegfiele und die Regierung nur tin Gewerbögewinn ihrer Sa⸗ 
linen bezöge, manche Vortheile. | 

1) Die Käufer würden, außer dem Aufhören der, die Etelfe 
einer Steuer vertretenden Abgabe, auch geringere Producz 
tions⸗ und Trandportfoften zu tragen haben, indem bei der 
öreigebung des Mitwerbens die fparfamere Betriebbweiſe 
der Privatunternehmer und der Cinfauf von den nächfts 
gelegenen Salinen, fie feien in = oder ausländifch, die Preife 
herabdrücken würden (a). Wenn das Ausland nicht glei= 
chen Grundſatz annähme, fo Fünnte allerdings durch ſtarke 

Einfuhr bei verhinderter Ausfuhr die inländifche Erzeugung 

vermindert werden , indem manche Gränzprovinzen auslän— 

diſches Salz vorzögen, doch ließe ſich dieſer Folge durch 

Verbeſſerung der Transportmittel einigermaßen entgegen⸗ 

wirken. 

2) Die Wohlfeilheit des Kochſalzes erweitert den Verbrauch 
deſſelben auf eine nützliche Weiſe. 

a) Obgleich der Genuß deſſelben in den Speiſen eine ge⸗ 
wiſſe Graͤnze findet, ſo zeigt doch die Erfahrung, daß 
er bei niedrigerem Preiſe zunimmt, hauptſächlich weil 
die dürftigeren Claſſen ſich dann pollſtändiger ver— 

ſorgen (b), 

b) Für die Geſundheit der wiederkauenden Hausthiere iſt 
das Kochſalz unentbehrlich, und die Wohlfeilheit des— 
felben hat auf die Rindvieh- und Schaafzucht günſti⸗ 
gen Einfluß (c). 

c) Auch ald Reizmittel des Pflanzenwuchſes (nineralis 
ſches Düngemittel) ift das Kochfalz von unbezweifelter 
Wirkſamkeit (d). | 

d) Es giebt manche Verwendungen deffelben in Gewers 
ten, die vielleicht bei niedrigerem Preife noch einer Er⸗ 
weiterung fähig fein würden (e), | 

Rau poti. Deten. 57 Bd. ’ 13 
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Ca) In der Nähe der Küften befonders durch das Seeſalz. 

(5) Der Saljverbraudy in Sranfreih war vor der Revolution in den ver« 
ſchiedenen Sandestheilen (9. 186 (6) 9%, Pfund bei der grande, 11% 
Pfund bei der petite gabelle, 14 in den pays de salines , 18 Pf. in 
den befreiten Provinzen, 19% Pf. in der Normandie, 


Co) Man rechnet auf 1 Schaaf jährlih 1% —2 Pf., auf 1 Stud Rind» 
vich 18 Pf., 1 Ochfenmäitung 25 Pf. Hieran wird aber insgemein 
viel abgebrodyen, wenn nicht ein wohlfeiles Viehſalz zu faufen ift. 

(d) ©. Sinclair, Grundgejeße des Aderb, ©, 62 des Anh. — Wuͤrtemb. 
Eorrefpondenzblatt 1824, 1, 195 (Jobnfton).— Chaptal, ind. 
franc. II, 170. — Milleret, de la reduction des droits sur le 
sel et des moyens de le remplacer. P. 1829. — Bulletin des 
science. agric. XI, 235. 

Ce) Seifenfieden, Gerberei, Tabaksfabrication, Töpferglafur, Ausſchei— 
dung des Natrum CSoda), Glasbereitung, Bereitung von Chlor und 
deſſen Verbindungen, befonders des zum Bleichen höchft wichtigen Chlors 

kalkes ꝛc. 
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Nach der Aufgebung des Salzregaled Tünnten die vorhans 
denen Staatdfalinen verkauft oder verpachtet werden, auch würde 
bei der Fortfeßung des Betriebes auf Staatörechnung die Cons 
eurrenz anderer Werke des In- und Auslandes den Maaßſtab 
darbieten, um die Ergebniffe der Verwaltung in Bezug auf die 
Koftenerfparung zu beurtheilen. Diefe Einrichtung muß aus den 
oben ($. 187) angegebenen Gründen an und für fich als ents 
fchieden wünfchenswerth betrachtet werden, zumal da das Salz⸗ 
monopol die Bürger keineswegs genau im Verhältniß ihrer Ver: 
möglichkeit belegt, fondern die Lohnarbeiter, befonderd bei einer 
zahlreichen Familie, übermäßig ftarf belaftet, ohne die Reichen 
in verhältnigmäßig ftärferem Maaße zu treffen. Dagegen empfiehlt 
ſich das Regal wenigſtens wegen feiner Einträglichkeit, indem 
es jede Familie trifft, und wegen feiner Vertheilung in ganz 
Heine Summen (a). Das Hinmwegfallen des Monopolgewinns 
würde eine empfindliche Lücke in den Staatseinfünften nach fich 
ziehen und ed muß in jedem Lande nach dem Zuftande der Be- 
fteuerung unterfucht werden, ob der Ausfall auf eine leichtere 
Weiſe aufzubringen wäre. Hiezu find zwei Wege möglich: 

1) Erhöhung anderer Abgaben, insbefondere der Steuern, 
durd) einen Zufchlag; 
2) eine befondere, zu diefem Behufe eingeführte Steuer, 

Salzgeld (6). Diefed Mittel kann nur da in Betracht 
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fommen, wo. die fehon vorhandenen Eteuern zu unvollloms 
men angelegt find, um eine Erhöhung rathfam zu machen, 


es hat aber den erheblichen Nachtheil, daß die Umlegung , 


Erhebung und Verrechnung mit befonderen Koften und 
Schwierigkeiten verfnüpft ift. Eine, nach der Kopfzahl der 
Familien angelegte Salzfteuer würde weder ein genaues 
Eurrogat fein, weil die Dürftigeren fi) doc) auch im Salzs 
kaufe einfchränfen,, noch fonft gerechtfertiget werden fünnen. 
Man müßte daher wenigftens einige Abftufung nach Graden 
des Mohlftand:d anordnen. Die Erhebung Fünnte von den 
Gemeindevorftänden gefchehen, indem man die Einrich- 
tung der Salzconfeription zu Grunde legte und nur die Abs 
gabe für-fich allein, ohne Verbindung mit einem Kuufs 
preife des Salzes, einzöge (c). | 


(a) In Baden trägt der Kopf bei der Confumtion von 13 Pfunden gegen 


(6) 


45 fr. zu denn Monopolgewinne bei, die Familie von I Köpfen gegen 
35.45 fr. In Baiern fommen bei dem Quantum von 16 Pf. auf 
den Kopf 28 kr, auf die Familie ? fl. 5 fr., aber die Ausgabe für 
Salz ift Hier wegen der höheren Productionstoften nur um Weniges 
geringer. Die Zahlen ftellen fih, wegen verfchiedener Nebeneintunfte, 
anders, wenn man den ganzen Reinertrag des Salzregals Cobne Die 
Einkünfte des bloßen Gewerbsbetriebes) auf die Einwohnerzabl aus« 
fhlägt. Dann fommt auf den Kopf in Franfreih 54 fr,, Baden 53, 
Preußen 37%, Wurtemberg 34%, , Baiern’32%, fr. ; 


Bol. v. Langsdorf, Gedanfen über die nothwendige Herabſetzung 
der Salzrreife in Deutfchland, Heidelb. 1822. Deſſ. Anleitung zur 
Salzwertötunde, 1824, ©. 6%. — Benzenberg a. a. O. ©.250, 
— Dagegen v. Maldhus, I, 341. — In der Provinz DOberbeflen 
wurde 1821 der Sal;preis von 5 fr. auf angeführt den halben Betrag 
erniedrigt und dafur eine Salzfteuer von 64,200 fl. oder gegen 15 fr. 
auf den Kopf eingeführt, Crome, Statiſt. des Großh. Heilen, I, 109, 
Bol. $. 186 (5) Nr. 5, 


(e) Ein Zufhlag zu den anderen Steuern würde immer viele Mühe erfpa- 


ren. Muͤßte aber eine eigene Salzfteuer vorgezogen werden, fo wäre. 
es fehlerhaft, fie der bisherigen Belaftung durch das Salzregal nachzu⸗ 
bilden , weil fie dann nicht blos weit fchwerer von den unteren Elafjen 
einzutreiben, fondern aud) ungerecht wäre. Alenfalls könnte man auch 
ah Gemeinde die Umlegung des Salzgeldes auf ihre Mitglieder über» 
laſſen. 


$. 189, 
Mo diefe Maaßregeln nicht für ausführbar gehalten wür- 


den, da müßte man wenigftend bie nachtheiligen Folgen des 
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Salzregales zu mildern ſuchen, wozu folgende Mittel beitragen 
fonnen : 


1) Ermäßigung des Salzpreifes, mit Rückſicht auf bie ade 


barländer, fo daß die Beſorgniß des häufigen Schleich: 
bandel3 befeitigt und auch den unteren &tänden eine Er⸗ 
feichterung gegeben wird, Die Erweiterung des Verbrau« 
che3 würde zum Theile den aus Ddiefer Herabſetzung zu be⸗ 
fürchtenden Verluſt wieder vergüten. 


2) Verkauf eines wohlfeileren Viehſalzes. Man bedient ſich 


hiezu des minder reinen Sud oder Steinſalzes. Wenn 
dieſes, zur Beförderung der Viehzucht um niedrigeren Preis 
abgegebene Salz gleichfalls für menſchlichen Genuß verwen⸗ 
det wird, fo verkürzt dieß die Einnahme aus dem Salz 
regal. Man hat daher darauf Bedacht genommen, das 
Viehfalz, unbefchadet feiner Zuträglichkeit für die Thiere, 
zum Verfpeifen unbrauchbar zu machen (a). | 


3) Verkauf eined noch wohlfeileren Düngefalzes, wozu vers 


fehiedene Abgänge verwendet werden fünnen (b). 


4) Abgabe von Salz zu niedrigen Preifen an ſolche Fabri⸗ 


kanten, bei denen man feinen Mißbrauch der Begünſtigung 


zu befürchten hat. 


5) Anwendung aller Mittel, welche zur techniſchen Vervoll⸗ 


— 


kommnung des Betriebes und überhaupt zur Verringerung 
der Erzeugungs- und Verſendungskoſten dienen können (0). 


6) Es verdient verſucht zu werden, ob man nicht einzelne 


(a) 


Salinen unter vortheilhaften Bedingungen verpachten könne. 
Der Pachter müßte entweder das Salz um einen geriffen 
Preis an den Staat abliefern, oder, wenn ihm der inläns 
difche Verkauf überlaffen würde, von jedem Quantum die 
verhältnigmäßige Abgabe für den Monopolgewinn bezahlen. 
Im leßteren Falle wäre aber der Betrug ſchwerer zu vers 
hüten als im erften, auch würde dann Feine Gleichheit des 
Ealzpreifed im Lande zu erzielen fein (d). 


Mar bat hiezu Biegelmehl und Kohfenftaub ober auch Kfeie beigemengt. 

Beides laͤßt ſich aber durch Aufloͤſen Us Salzes in Waſſer ausſcheiden. 

a wäre ein ftark fingirender, der Soole RE er. 
der ji inniger mit dem Galze verbindet, 
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&) Pfannenftein, Mutterlauge , Aſche aus den Heerden, ferner die ein« 
geäfcherten incruftirten Dornen der Gradirwände, Der Pfannenſtein 
and die Dornen enthalten größtentheild Gyps. 


Co) Meer + und Steinfalz find am wohlfeiliten zu gewinnen. Letzteres kann 
bei, gehöriger Reinbeit in großen Stüden ausgebauen und verfendet 
‚werden, wie in Wieliczta (im Jahr 1818 mir 549,000 Eentnern) ge⸗ 

ſcchieht. Unreines Steinfal; gewährt mwenigftens den Vortheil, daß 

man das in das Lager geleitete Waſſer in eine geſaͤttigte, Feine Gras» 
dirung mehr erfordernde Soole umwandeln fann. Dieß geſchieht ſchon 
länger in mehreren Salinen der deutfchen Alpen durch ausgebauene, 
mit Wafler angefüllte Kammern (Sinfwerfe), in anderen Salzwerfen 
neuerlich blos mit Huͤlfe von Bohrlöchern, die bis auf das Steinfalz- 
lager binabreichen und ſich von felbft mit Waſſer füllen. Diefe Vers 
beſſerung erfpart die Gradirungstoften und bat den Stilſſtand mehrerer 
älterer, aufgeringbaltiger Soole angelegter Salinen zur Folge gebabt. — 
Erfparung am Brennmaterial, z. B. durch den Gebraudy des Torfes 
Rappenau). In Baiern koftet der Centner Salz 15% tr. an DBrenn- 
holtz. — Den Transport koͤnnen fohiffbare Flüffe, Eifenbabnen (die 
voͤhmiſche ift vorzüglich auf die Bufuhr des Salzes berechnet), Soolen⸗ 
feitungen G. B. in den oberbaierifhen Salinen), Accorde mit den 
Gemeinden wegen der Verführung der Salztonnen, gute Berpadung 

u. dgl. erleichtern. 


cd) Bol. v. Jakob, I, $, 299— 302%, — v. Malchus, I, 100. — Die 
beiden Verpachtungen in Frankreich find nicht gut ausgefallen. Die 
eritere von 1806 mußte 1825 aufgelöfet werden, ob fie gleich wie die 
zweite auf 99 Jahre gefchloflen worden war, denn der auswärtige Ub- 
fag hatte ſich fo fehr verringert, daß die Actiengeſellſchaft nicht mehr 
beſtehen konnte, vgl. $. 186 Nr. 3, 
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Das zwar nicht allgemein in Deutjchland, aber doch in 
mehreren Ländern eingeführte Salpeterregal (a) wurde eben« 
falls aus dem VBergwerföregale abgeleitet, fand aber in der Uns 
entbehrlichfeit ded Salpeters zur Bereitung des Schießpulverd 
und fomit in feiner Wichtigleit für die Staatövertheidigung feine 
befondere Veranlaffuug (d). Der Salpeter (falpeterfaures Kali) 
findet fi) nicht blos in manchen Ländern ſchon gebildet in gros 
gen Maflen der Erde beigemengt, fondern erzeugt fich auch neu 
an folcyen Orten, wo organifche Stoffe in Verweſung über: 
gehen. Man Fann ſich hiezu der Erde bedienen, welche unter 
den Viehftällen, Kellern und Scheunen, in der Nähe der Wohne 
gebäude auf dem Lande liegt (c); doc) ift die Anlegung von 
Erdhaufen, deren Beftandtheile man in einer paffenden Zufam- 
menſetzung verbindet (Salpeterplantagen), ergiebiger. Die gez 
wöhnlichen Sinrichtungen beim Galpeterregale waren diefe (4): 
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1) Niemand durfte ohme obrigkeitliche Erfaubnig und Entrich- 


tung einer jährlichen Abgabe fich mit der Salpeterbereitung 
befchäftigen. | 


2) Die privilegirten Salpeterfieder (Saliterer) durften, ohne 


durch den Miderfpruch der Eigenthümer gehindert werden 
zu Fönnen, in den ländlichen Gebäuden und Höfen nad) 
Salpetererde graben und die gefundene mit fich nehmen. 


3) Sie mußten ihr ganzes Erzeugniß dem Staate zum Ber: 


kaufe um einen gewiffen Preis anbieten. 


Ca) Zuerft 1419, Erzbiſchof Günther von Magdeburg, 1560 Erzbifchof 


Sohann von Trier sc. Pütter, Erörterungen des deutſchen Staats⸗ 
und Fürftenrechts, II, 27 — 50. — Beckmann, Geſchichte der Er- 
findungen, V, 587. — Bergius, Magazin, VIII, 1.— Mitter⸗ 
maier, Grundf. $. 298, 


(5) Franfreich verbrauchte 1800 — 1814 im Jahresdurchſchnitt 1°114,000 


Ce) 


vorzuͤg 


Kilogr. (2°228,000 Pfund) Schießpulver. Hiezu find gegen 17, Mil. 
Pfund raffinirter Salpeter erforderlih (75 Proc). Thenard, Den 
put. Kammer, 30. Juni 1829, 
Diefe Erde enthält übrigens mehr falpeterfauren Kalf als wahren 
Salpeter und es muß nad) dem Auslaugen nody Kalilauge oder Aſche 
— werden. — In niedrig liegenden Ebenen mehrerer Laͤnder, 
ih in Dftindien, wird eine reihere Galpetererde gefunden, 
weßhalb der oftindifhe Salpeter, ungeachtet des weiten Transportes, 
nicht fo Hoch zu ftehen fommt als der europäifche, 


(d) Die Verordnungen über das Preußifhe Salpeterweien in Bergius, 


Sammlung teutfher Landesgefege, XI, 1. 


I, 191. 
Diefe Beftimmungen waren dem Zwede, bie Bereitung des 


Salpeterd im Lande zu befördern, keinesweges entfprechend, denn 
zu 1) durch die Abgabe und vie ausfchließliche Berechtigung 


für einen gewiffen Bezirk wurde die Ergreifung diefed Ges 
werbes erfchwert, während man eher noch Ermunterungds 
mittel defjelben hätten aufftellen müffen, wie Prämien und 
Belehrungsanftalten (a), | 


zu 2) e8 wurde ben Landbewohnern eine große Laft aufges 


bürdet, indem fie dad Durchwühlen ded Bodens in ihren 
Befisungen fich gefallen laffen mußten (b). Diefe Ber 
ſchwerde fällt hinweg, wenn man die Verordnung dahin 
abändert, daß die Salpetergräber fich von den Hauseigen⸗ 
thümern die Erlaubniß zum Suchen nad) falpeterhaltiger 
Erde auswirken müſſen. Ä 
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zu 3) wenn das dringende Bedürfniß des Staates ein folches 
Vorkaufsrecht rathfam macht, fo muß wenigftend der volle 
Marktpreis vergütet werden. 
Nach diefen Anordnungen hört dad Salpeterwefen auf, Quelle 
einer Etaatdeinnahme zu fein, Ä 
(a) In Franfreih wurden während des Revolutionskrieges "viele junge 


Yeute nad) Paris gerufen und von dortigen Chemikern im Salpeter- 
fieden und in der Pulverfabrication unterwiefen. 

(5) Es war fogar verboten, die Wellerwände eingehen zu laflen, um fie 
mit Mauern oder Verzäunungen zu erfegen. — Häufig geihab es, 
daß Gemeinden das Pachtgeld für die Erlaubnig des Salpetergrabens 
entrichteten, blos um fi von jenen Beläftigungen zu befreien. — 
Mach der baier, Verordnung vom 28. Januar 1819 können fich die 
Gemeinden dadurd vor den Beeinträchhtigungen der Salpetergräber 
fhügen, daß fie denfelben künftlich bereitete Salpetererde überliefern, 


3. Haupt ſtuͤck. 
Regal der Jagd und Fiſcherei. 
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Das Jagdregal, d. h. die Befugniß der Staatsgewalt, 
die Jagd in den Privatwaldungen auszuüben, darf nicht mit der 
Jagdhohheit und dem Wildbanne, d.h. den Rechte einer Leis 
tung ded Jagdweſens aud dem Standpuncte der Volkswirth⸗ 
fchaftöpflege (II, $. 175), verwechfelt werden. Die letere Thäs 
tigkeit hat zunächft Beinen finanziellen Zweck, fondern bezieht fich 
auf die Erhaltung des Wildftandes im Ganzen, wem auch ins 
mer die Sjagdgerechtigkeit zuftehe, und ift der Aufficht des Staa— 
ted auf die gefammte Forftwirthfchaft (IL, $. 153) ähnlich, ans 
der man irrig die Eriftenz eined Forftregaled abgeleitet hat (a). 
Das in vielen Ländern beftehende Jagdregal dagegen trägt voll: 
fommen die Merkmale eines Hohheitörechtes an fich, nur mit 
der Eigenthümlichleit,. daß wegen der fpäten Entftehung der 
Megalität viele Grundeigner, indbefondere Befiger von Ritters 
gütern, fich in der Ausübung des Jagdrechtes behauptet haben, _ 
wenigftens in Anfehung der niederen Sjagd, während die hohe 
Jagd in der Regel der Regierung zugefallen ift (6). Durch 
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diefe häufigen Ausnahmen fowohl, als durch die eng damit 
verbundene polizeiliche Sorge des Wildbanns unterjcheidet fich 
das Jagdregal wefentlich von den gutöherrlichen Rechten, welche 
ber Regierung nur aus einer privatrechtlichen Veranlaffung, wes 
gen des vormaligen oder noch beftehenden Beſitzes einer Domäne, 
zuſtehen (F. 155). 


(a) Die Annahme eines Forſtregals beruht auf einem Mißverſtaͤndniſſe, 
denn die Rechte, welche der Staatsgewalt uͤber die Privatwaldungen 
zuſtehen, entſpringen aus einem nationaloͤkonomiſchen Zwecke, bes 
treffen nur die Leitung der Privatforſtwirthſchaft, hauptſaͤchlich in den 

Gemeinde» und Stiftungswaldungen, aber nicht die Benugung der⸗ 
felben zum Vortheil der Staatscafle. Was die Eigenthimer der 
Waldungen für die Ausübung diefes Aufſichtsrechtes etwa entrichten 
muͤſſen cAnweiſegeld, Beförfterungsabgabe ꝛc.), das fällt in den Be— 
griff einer Gebühr, die bei Gelegenbeit von wefentlidien Regierungs— 
bandiungen erhoben wird. — Einzelne Forftnebennugungen, ;. 3. 
das Maſtrecht, find allerdings bie und da wie die Jagd landesherr⸗ 
liches Reſervat; ſ. z. B. Stiffer, Forft- und Jagdbiftorie der Teut⸗ 
fyen, Ausg. von Franken, 1754, ©. 185. 


(2) Es laffen ſich biebei 3 Perioden unterſcheiden: 1) Auch als die Jagd 
fhon nicht mehr Hauptnabrungsanelle war, blieb fie doch fo beliebt, 
daß die freie Pürfch lange fortdauerte, 2) Allmälig bradte man es 
dabin, das Jagdrecht dem Grundeigenthuͤmer ausfihlieglich zu ſichern. 
Zuerſt ſchloſſen die farolingifchen Könige ihre Walder, dann ahmten 
es Privarperfonen nad und der Wildbann kam auf. 3) Erft gegen 
Ende des Mittelalters gelang es den Regierungen, aud in vielen 
Privarwaldungen das Jagdrecht an ſich zu ziehen, Hullmann, 
Sin. Sch. 9.4. Mittermaier, $. 270 ff. — In Norwegen 
ift dag Jagdrecht den Grundeigenthumern geblieben, Niemann, 
dan, Forſtſtatiſtit, S. 160, 
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Die neue Einführung des Jagdregales würde als ein Eins 
griff in die Rechte der Grundeigenthümer nicht gebilliget werden 
Fönnen. Wo jedoch diefed Hohheitörecht fchon eingewurzele ift, 
und wo die jegigen Befier der Waldungen bei der Erwerbung 
berfelben darauf NRüdficht nahmen, daß ihnen das Jagdrecht 
nicht zuftehen würde, da ftehen der Fortfegung der Negalität 
Beine rechtlichen Gründe im Wege. Sn volfäwirtbfchaftlicher 

Hinſicht ift das Jagdregal unfchädlich, weil 

“ 4) die Jagd eine Nebennugung der Waldungen ift und ber 
Wildſtand nur bis zu einer gewiffen Gränze ohne Nachtheil 
für Holzwuchs und Feldbau vermehrt werden kann, folglich 
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auch die Privatinbuftrie Beinen höheren Rohertrag erzielen 
fonnte, i 

. 2) die Freigebung der Jagd an die Grunbeigenthümer ba, 
wo die Ländereien fehr zerftüdelt find, fogar Nachtheile 
haben würde; 

a) dad Wild würde bei der unvermeidlichen übermäßigen 
und regehvidrigen Benugung des Jagdrechtes nicht ges 
hörig gefchont werden und fomit eine, immer fhäß« 
bare Güterquelle ganz verfiegen, vgl. Il, $. 174 (a), 

b) der Reiz des Jagdvergnügens würde viele Menfchen 
von der Arbeit abziehen (db). Aus diefen Gründen hat 
man aud) da, wo das Jagdregal geſetzlich aufgehoben 
worden war, die Ausübung der Jagd zu erfchiweren 
gefucht (c). 


Ca) Bei vielen Meinen Grundfiuden ftelt fih, wenn .die Jagd dem Eigen» 
thuͤmer überlaflen wird, von felbit Koppeljagd oder fogar freie Purfch 
ber, weil es Niemand der Muͤhe werth findet, auch dem Nichtbeguͤ— 
terten dad Jagen zu unterfagen. Hier fällt auch alles eigene In« 
tereffe an der Schonung des Wildes binweg, wie man ſchon bei ge- 
ordnneten größeren Jagdrevieren an den Gränzen gegen einen unzu⸗ 
verläffigen Nachbar mehr als in der Mitte zu erlegen pflegt. Schon 
die ftere Beunruhigung des Wildes durch tägliches Jagen ift ſchaͤdlich. 

(5) L.a chasse, sans &tre plus productive que d’autres trayaux, a mal- 
heureusement —— d'attraits; le jeu s'y combine avec la peine, 
Toisivet@ avec l'exercice et la gloire avec le danger. Bentham. 

(e) In Franfreihd wurde am 11. Aug. 1789 das Jagdregal aufgehoben. 
Im Königreih Weſtphalen abmte man dieß nach, forderte aber vom 
Grundeigentbänter, Damit er jagen dDurfe, einen Waffenpaß; 6. Febr. 
1808, — In den preuf. Landen auf dem Linken Rbeinufer haben Die 
Grundeigner zwar, zufolge jenes franzofifchen Gefeges, die Nutzung 
der Jagd bebalten, aber nicht die Ausuͤbung derfelben, fie wird näm- 
li zu Gunften jener verpachtet. V. v. 17. Mpril 1830, Diefe Ein- 
rihtung ift in Bezug auf den Betrieb der Jagd von der Regalität 
nie verfhieden, — Vgl. Memorial forestier, Ins. X, 124, 
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Das Jagdregal kann benützt werden (a): 
1) durch Selbftverwaltung, indem dad von dem unteren . 
Sorftperfonale erlegte Wild auf herrfchaftliche Rechnung vers 
Fauft und dem Jäger eine Peine Vergütung für jedes Stück 
bezahlt wird, 
2) durdy Verpachtung, die in der Negel vortheilhafter ift und 
in den Privatwaldungen auch den Nußen gewährt, daß die 
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Forftbedienten nicht fo häufig von dem Beſuche der Staats⸗ 
forften abgezogen werden ($. 152), 

3) indem größeren Gutsbeſitzern die Jagd in ihrem Gebiete 
gegen einen. feften Zins, doch mit dem Vorbehalte des Wi⸗ 
derrufes im Falle einer Zerftücung ihrer Befigungen, übers 
laffen wird. Die trägt nicht ganz foviel ein, als die Vers 

: pachtung, ift aber fehr einfach und befeitigt auf unſchaͤd⸗ 
liche Weife die in der Negalität liegende Unbequemlichkeit 
für den Grundeigenthümer. 

Zur Sicherung des Sagdertraged gehören vorzüglich Maaßregeln 

gegen den MWilddiebftahl, die außer der Hut in den Waldungen 
auch in der Aufficht auf den Kandel der Privatperfonen mit 

MWildpret beftehen. Dagegen fünnen die mancherlei Laſten, die 

ehemals den in der Nähe von Jagdbezirken ded Staates woh— 

enden Landleuten aufgelegt wurden, ald 3. B. Jagdfrohnen , 

Beköftigung der Jaͤger und Hunde u. dgl., auf keine Weiſe vers 

theidigt und müſſen vollftändig aufgehoben werden. 

Ca) Robertrag in Baiern, Budget 1831 —36, 103,200f. oder 2% Proc. 


des Forftertrages, in welchem jener mit enthalten iit; in Baden, 
1831 — 32, 25,000 fl. oder 2,35 Proc. der. Forſteinnahme. 


$. 195, 


Die Befugnif der Regierung, nußbare Öegenftände aus den 
Gewäſſern ausfchließlich zu gewinnen, ein Beftandfheil deö fo= 
genannten Wafferregales (a), ift.ein eigenes Hohheitsrecht, 
- nicht die Folge des Staatseigenthums, weil die größeren Ge— 
. wäffer und Meeresfüften zwar in demfelben ſich befinden, aber 
dem allgemeinen Gebrauche der Bürger gewidmet find, fo daß 
ein’ befonderer Vorbehalt nöthig ift, um diefe von der DBerreis 
bung des genannten Gewerbözweiges auszufchließen. Unter den 
hieher gehörenden Nußungen ift am erheblichften die Fifcherei 
in größeren Gewäffern, bei denen die Sorgfalt fich nicht beloh— 
nen würde, die man in Eleineren gefchloffenen Wafferbehältern 
(Teichen) anwendet, die jedoch auch nicht ohne fchonende Man 
regeln betrieben werden darf. Ihre Regalität läßt fich unge— 
fähr wie die der Jagd beurtheilen. Die Fifcherei in Flüffen, 
Strömen und Seen, wo fie nicht herfümmlich oder permöge förm— 
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licher Mebertragung einer nahen Gemeinde, einem Gutsherrn ıc. 
zufteht, pflegt von der Negierung verpachtet zu werden, unter 
Bedingungen, welche der Vertilgung der Fifche vorzubeugen dies 
nen können (II, $. 176) (db). Die Fifcherei auf dem Meere 
fünnte nur in der Nähe der Küften ald Regal in Anſpruch ge 
nommen werden, es ift aber am zweckmaͤßigſten, fie gänzlich 
freizugeben, weil fie nicht ergiebig genug ift, um eine Abgabe 
ertragen zu Fünnen und zugleich eine Begänftigung volllommen 
verdient. — Die Goldwäfcherei an den Flüffen ift in Deutſch⸗ 
land ebenfalls von geringer Einträglichkeit, fo daß fie faum 
einen reinen Gewinn über die Koften gewährt, fie verdient das 
her dadurch befürbert zu werden, daß man fie Jedermann ers 
laubt und daß das gewonnene Gold, ohne Zwang zur Abliefes 
ferung, in der Münzftärte ungefähr nach dem Marftpreife übers 
nonımen wird (c). Die Perlenbäche einiger Länder find zwar 
Regal, aber ohne Gewinn für die Staatdcaffe (d). 


Ca) Klüber, öff. R. $. 456 ff. 


c5) Bergius, P. u. K. Maga;. III, 110, — In Rußland war früher 
die aſtrachaniſche Fifcherei (auf dem cafpifhen Meere, mit Ausnahme 
der uralifhen) ein Regal, mweldhes 1763 gegen eine Abgabe von jedem 
Pud Haufenblafe und Caviar der Kaufmannfhaft zu Aſtrachan über« 
taflen wurde; 1802 wurde die Fifcherei der allgemeinen Benutzung 
freigegeben. Storch, Rußland unter Ulerander I. X, 24— 80, 


Cd Wo der zum Auswaſchen dienende Goldfand nicht aus dem Bette 
eines Fluffes genommen wird, fondern von Privatgrundftuden, da 
bat dieß Gefchäft gar feine Beziehung zu den Gemwäjlern und müßte, 
wenn der Staat es fi vorbehalten wollte, unter das DBergregal ge— 
bradyt werden. — Außer dem Rhein führen auch viele andere Fluͤſſe 
Gold, 5. 3. Arriège (Aurigera), Iar, Inn, Eder, Reuß, War, 
Emme, Po, Tajo :c., doch in wenigen verlobnt fi) das Auswaſchen. 
In Baden ift dieß freigegeben, jeder Grundeigenthuͤmer, der Lager 
von goldführendem Kieje befigt, kann darüber verfügen. Das Ver— 
fahren ift feit alter Seit fich gleich geblieben, ein Schlaͤmmen auf 
einer geneigten, mit Tuch überzogenen Fläche und das Amalgamiren 
bes hiedurch gewonnenen ſchwereren und feineren Sandes. Die Münze 
in Karlsrube vergütet die Krone Gold (70 holl. Us) mit 5 fl. (frü- 
ber nur mit 44 f.). Der abgelieferte Betrag war 1822, 1408 Kr., 
1823, 2300 Kr., 1824, 3373 Kr., 1827, 2317 Kr., 1828, 2999 
Kr., 1829, 1607 Kr., Durchſchnitt 2332 Kr, oder 15,6% bad. Pf., 
ohne das auf anderen Wegen verkaufte. Die Gewinnung verurfacht 
außer der Arbeit keine Koften als die Anfhaffung des Queckſilbers, 
n. liefert einen täglichen Rohertrag von 30 ir. — 1 fl, für den Are 

eiter, 


(d) Baiern bat einige Perlenbähe im Main», Regen» und Unterdonaus 
reife, fie tragen 467 fl. und Foften zu verwalten 1030 fl. Es wäre 


= 
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daber vortheilhaft, das Betriebsrecht auch unentgeldlich einem Private 
mann zu geben. Eine Freigebung an alle Uferbeſitzer wuͤrde die ganze 
Nusung zerſtoͤren. — Bad. Perlenbach zu Schönau im DOdenwalde, — 
Das Bernfteinregal an den Preuß. Küften, bauptfächlich zwifchen 
Pilau und Palmmniden, ift vielen Defraudationen ausgefegt und macht 
ſtrenge Strafen ſowie fleißige Aufſicht norhwendig ; ſ. Rande, Wan⸗ 
derungen durch Preußen, I, 72, 1802, | 


4. Haupiſt uüͤck. 
Das Munzregal. 


| | §. 196, | 

Dad Bebürfnifi einer feften Leitung des Münzwefens durch 
bie Regierung (a) hat ſchon früh. zu einer finanziellen Benußung 
diefes Gegenftandes Anlaß gegeben (6). Kraft des fo entftans 
denen Münzregales wird die Prägung der Münzen augfchließ« 
lic) von der Regierung betrieben, der dazu nöthige Metallvors 
rath angefchafft, auch hat man bei dem Verbote des Umlaufs 
fremder Münzen neben dem voltöwirthfchaftlichen Zwecke (II, 
$. 260) zugleich die Schmälerung der Einkünfte aus jenem Nes 
gale zu verhüten gefucht. Das Prägen der Münzen ift mit 
einem Koftenaufwande verbunden, den man vermittelft des 
Schlagfchages (II, 1.257) ſich erfeßen Tann, indeß hat man 
fehr häufig noch über dieſen Koftenerfaß hinaus einen reinen Ge- 
winn beabfichtigt und zu diefem Behufe dem Schlagfchage eine 
große Ausdehnung gegeben. Man hatte in früheren Zeiten fo 
irrige Begriffe über die Natur des Geldes, daß man den Fein: 
gehalt der Münzen als etwas ziemlich Zufälliges betrachtete und 
wähnte, die Bürger ließen fich Iediglich durch die Benennung 
Thaler, Gulden ıc. beftimmen, einem geprägten Stüde eine ges 
wiffe Geltung beizulegen, fo daß eine Verringerung des Ge: 
haltes bei gleichem Nanıen unbemerft oder doch ohne ſtörende 
Folgen bleiben Fünne. Dieß verleitete zu jenem Mißbrauche des 
Dlünzregales, der das Münzwefen der meilten Staaten zerrüttet 
und dem Verkehre viel gefchadet hat, von welchem man aber in 
der neuften Zeit zufolge der befferen voltswirthfchaftlichen Kennt 
niſſe zurückgekommen ift, 
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(2) S. 11, $. 249 und die dort angegebenen Schriften. Dazı noh Ktü- 
ber, das Münzwefen in Deutfhland, 18235, — Deſſ. oͤffentl. Recht, 
©. 567 der 3, Ausgabe. 

(6) Im römifhen Reiche ſchon in den Zeiten der Republif. Im Jahr 264 
a. C. wurde das As von 1 Pfund auf 4 Pfund verringert und in die⸗ 
fern leichten neuen Kupfergelde zahlte man die Schulden ab. Ita quin- 
que partes factae Jucri dissolutumque aes alienum. Plin. — Im 
fräntifhen Reiche wurde das Münzregal nad) dem Beifpiel des roͤmi— 
{hen eingeführt, in Deutfchland insbefondere gelangte es allmälig an 


* * Reichsſtaͤnde, wodurch eine unbeſchreibliche Verwirrung ente 
and, 
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Wenn man eine gewiffe Menge rohes Muͤnzmetall nrit eine 
kleineren Metallmenge in geprägten Stüden fich verfchafft, fo 
heißt der Unterfchied diefer beiden Quantitäten der Schlag» 
ſchatz (a). Die Einträglichkeit des Münzregales beruht auf 
der Größe des Schlagſchatzes. Würde man diefen gänzlich auf: 
geben und den Bürgern ihre Metallvorräthe unentgeldlich präs 
gen, fo müßten die Prägefoften aus der Staatscaffe getragen 
werden und dad Münzwefen verurfachte dann nur eine Staatös 
ausgabe, Feine Einnahme. Die für eine folche Einrichtung anz= 
geführten Gründe (d) find nicht zureichend (c), ed kann alfo 
unbedenklich der Schlagfchag auf den Betrag der Prägekoften 
gefeßt werden, Wird er aber höher als diefe beſtimmt, fo ents 
fpringen daraus nachtheilige Folgen, die ſich am beften durch 
Beleuchtung der verfchiedenen Mittel, wie er erlangt werden 
Tann, darthun laſſen. Hiebei ift hauptſächlich zu unterfcheiden, 
ob man den beftehenden Münzfuß, wenigftens für grübere Sore 
ten, beibehält oder denfelben verläßt. J— 

Ca) Vol. II, 5.257. Beiſpiele: An der Wiener Münzftättewird die Fön. Mart 
Silber zu 19 fl. 40 Er. angenommen und zu 20 AR ausgepraͤgt, welches 12/, 
er Schlagſchatz ausmacht. — Die franzoͤſ. Muünzftatten übernehmen das 

ilogramım feines Silber für 218,9%° Ir. und prägen daraus 222,222 

Sranten, der Schlagfchag ift folglich 31, Sr. oder 1% Proc, Legirtes 

Silber von 0,? Korn wird zu 197 Fr, erfauft und zu 200 Fr. ausge⸗ 

bracht, was ganz daffelbe Verhältnis giebt. Meines Gold wird zu 

3434,44 Sr. angenommen und zu 3444,** Sr. ausgeprägt, der Untere 

fhied ift 0,2? Proc. Bei legirtem Golde von O,? Korn find die beiden 

Zahlen 3091 und 3100 fr, Man fieht, daß der in II, €. 257 (a) 

angeführte Art. 11 des Muͤnzgeſetzes ſich auf beſchicktes Metal bezicht, 
<b) v. Jakob, I, $. 414 ff. 


co) 1, .257. — v. Maldus, I, 119. — Die Bertheidiger der un⸗ 
entgeldlichen Ausmuͤnzung legen befenderen Werth auf den Umftand, 
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daß diefelbe die Preife der Waaren erniedrige und fo den Abſatz im 
Auslande befördere. Der auswärtige Käufer, welcher eine in Münze 
bedungene Summe zu entrichten bat, muß hiezu etwas mehr robes 
Metall ausgeben, als der Zeingehalt beträgt; ſ. 3. B. v. Jakob a. 
a. D. Allein abgefehen davon, daß diefer Umftand, als längft be⸗ 
ftebend, nicht mehr empfunden wird, ift er aud) geringfügig, zumal 
wenn die Zahlungen zwifhen den Rändern in Gold beredinet und ge» 
leiſtet werden, 


$. 198. 


Ohne Veränderung bed in einem Staate beftehenden Münze 
fußes ($. 197) Fann ein Echlagfa bezogen werden: 

1) durch erzwungenen Vorfauf der im inländifchen Bergbau 
gewonnenen Münzmetalle, ein in Rüdficht auf dieß Ges 
werbe entfchieden fehlerhaftes Mittel ($. 182), 

2) durch Einkauf yon Privatperfonen, welche mit edlen Mes 
tallen handeln. Kine erzwungene Ablieferung um einen 
niedrigeren Preis würde allen Handel diefer Art zerſtören, 
man hängt alfo von dem Müngbedürfniß der Metallbefiger 
ab. Iſt ein gewiſſes Maaß des Schlagfchated von der 
Regierung aufgeftellt worden, fo werden ihr nur dann Vors 
räthe zur Ausprägung zufommen, wenn die Inhaber ders 
felben es vortheilhafter finden, fich dafür Münzen zum in« 
neren Verfehre zu verfchaffen, als fie zu einer anderen Vers 
arbeitung zu verfaufen oder wieder ungeprägt außer Landes 
gehen zu laffen. Die Wahl ded einen oder de& anderen 
Verfahrens wird theild von dem umlaufenden Geldvorrathe 
des Landes, theild aber von dem Preife beftimmt werden, 
den ſich die Regierung für die Prägung bezahlen läßt (a), 
und man Tann annehmen, daß Münzen, deren Schlag⸗ 
ſchatz beträchtlich über die Prägekoften hinausgeht, wenig 
begehrt werden, zumal da im Welthandel die Preife der 
Münzmetalfe häufig fo hoch ftehen, daß fie nicht einmal 
eine yollige Vergütung der Ausmünzungsfoften gewähren (db). 
In einem folchen Falle ift es rathfam, die Ausmünzung 
einftweilen einzuftellen ; | 

3) durch Verfertigung einer geringhaltigen Scheidemünze. Dieß 
fann bei den kleinſten Sorten unfchädlich fein, wenn weder 
‚die Größe des Schlagihated noch die Menge der gepräg— 
ten Stücke eine gewiffe Gränge überfchreiten, 11, 9.258.259 (c). 


0 
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Ob die Regierung die Metallvorräthe förmlich anfauft und mit Münze 


‚bezahlt, oder ob Privatperfonen ihre Metalmaflen zum Prägen über» 


geben und dafür eine, um den Schlagfhas verminderte Duantität 


Münze, zuruͤckerhalten (mie die Müller den Mahllohn im 16ten Schefe 


fel zurücbehalten), dieg macht wenig Unterfhied. Die edlen Metalle 
in reinem Zuftande find fo gleichförmig befchaffen, daß es gleichguͤl⸗ 


tig iſt, ob der Privatmann ſeine Muͤnzen gerade aus ſeiner uͤber⸗ 
gebenen Gold» oder Silbermaſſe, oder aus einer anderen empfängt, 


- und man könnte daher auch das zweite Geſchaͤft wie den Kauf einer 


erſt zu fertigenden Münzmenge für eine praͤnumerirte Menge Münz« 


metall anfehen. Nur darin zeigt ſich eine factifche Verſchiedenheit, 
roh I) beim fürnlihen Kaufe das. Begehren vom Staate ausgeht 


und daher für Anfhaffung einer angemeflenen Duantitär Sorge ge 
tragen werden kann, 2) bei der Wblieferung einer zum Prägen bes 


ſtimmten Metallmenge, welche das Eigentbun des Uebergebenden 


bleiben fol, eine gewiſſe Beit verftreichen muß, bis die Fabrication 


der Münzen beendiger ift. 


(8) 


3. 2. der jegige Marktpreis der koͤln. Marf Silber ift 20 fi. 12 fr. 


im 20 fl. Buße, weldes im 24 fl Fuße 24 fl> 15 fr, ausmachen 
würde. Diefer Preis, nad) welchem das rohe Metall böber als das 
geprägte zu ftehen fcheint, wird nur daraus erklärlich, daß man ihn 


in Münzen des 24% fl. Fußes bezablt, wobei dann noch 1 Procent 
BE =) aaigas übrig bleibt. — Auch in Paris ift gewöhnlich der Marfts 


2% 


© 


preis des Goldes und Silbers noch um ein Meines Aufgeld von eini- 
gen per mille höher als der bei der Minzanftalt angenenmiene, Die 


„Heinen. Staaten, deren, Münzen weniger begehrt werden, können öfe 


ters ohne Schaden nicht prägen, Ä | 
In Rußland zeigten fi) die Nachtheile des Mißbrauches der Scheide 


münzen in ganz befonderem Maaße, weil man dort eine fo große 


Menge von Kupfermuͤnzen ausgab, daß daflelbe im inländifchen Geld» 
unfaufe aud zur Sablung beträihtlicher Summen gebraucht werden 


mußte. Als man den Gewinn foweit trieb, da I Rubel im Kupfer 
ur 15 Proc, des Silberrubels werth war, ſtroͤnten 6 Mil, nach⸗ 


Bar 4 


gewmachtes Kupfergeld vom Auslande ein. Stord, I 00, a An 


reußen wird der Centner Kupfer im 1, 2, 3 und Apfennigſtuͤcken zu 
Rthlr. 26 Sgr., alfo ungefähr zu dem Dreifachen des Metalwer- 


werthes, ausgeprägt. — Man-tönnte in Deutſchland noch die Stüde 
don %/,, Rthir. oder ?/% fl. in den Korne der groben Sorten und obne 


Münzgewinn prägen, und bei den Hleineren, die. einer ftärferen Legi⸗ 


rung beduͤrfen, moͤchte es nicht noͤthig fein, die Abtreibeloſten zu be- 


tudfichtigen, II, $. 259 (4), weit es doch felten vorkommt, daß man 
die ſtaͤrker niit Kupfer verfegten Heinen M nzen wieder einfchmelit: Die 
Heinften Stüde fönnen aus Kupfer mit einigem Reinertrage Deere 

idemuͤn⸗ 


werden. „In Deutſchland iſt das häufige Nachmachen der Scheidem 


en, welches bisweilen mir unglaublicher Dreiftigteit getrieben wird, 


hauptſaͤchlich daraus entjtanden, daß man feine Staatsverträge über 


Gleishitellung des Fußes und. der Form für diefe Münzen. geichloffen 


| 2 bat, daß folglih Stuͤcke von der ———— Gute und Geſtalt nes 


en einander umliefen. Man bat in oͤffentlichen Münzftätren die Fön, - 
Mark in Dreifreugerjtüden bis. auf 47 fl, gebracht (Klaͤber Muͤnz⸗ 
weſen, ©. 73), während die Aeögsfoften bei 3» und 6freuzerfticden 

über 5 roe. machen. — In Baden zog die Regierung 1828 einen 


Gewinn von 9630 fl. aus der Prägung von 20,000 fi. an Kupferkreu⸗ 
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ern, 1829 einen Gewinn von 18,873 fl, aus der Pränung von 14,900 fi. 
in Geld, 260,000 fi. in Thalern, 88,000 f. in Zehnkreuzer⸗, 64,000. 
in Grofchenftuden und 12,000 fl. in Kupferkreuzern. Im Durchfchnitte 
Diefer ganzen Summe von 438,000 fl. betrugen die Koften 1,°* Proc. 
Verhandl. von 1831, Beil. VII, 111, | 


$. 199, 


Veränderungen ded Münzfußes waren ehemald eine fehr 
. beliebte Finanzfpeculation, wobei die älteren befferen Stücke den 
Stoff zu den neueren fchlechteren darboten und die Verfchiedene 
heit des Feingehaltes bei gleicher gefetlicher Geltung die Größe 
des bezogenen Echlagfchatzes bezeichnete. Gefchah eine Münz⸗ 
verfchlechterung üffentlih, fo daß fie durch eine landesherrliche 
Verfügung angefündigt wurde, fo verband man damit gewühns 
lich eine Verrufung der Älteren befjeren Münzen und nahm diefe 
gegen einen fo niedrigen Preis bei den Miünzftätten an, daß 
die bisherigen Befiger einen Verluft erlitten und die Staats: 
caffe gewann (a). Eine der Wirkung nach gleihe Maaßregel 
beftand darin, daß man, ohne die Befchaffenheit der grüberen 
Münzforten zu ändern, fie einer größeren Anzahl der Eleineren 
entweder wirklich vorhandenen oder nur in der Rechnung ange- 
nommenen Münzeinheiten gleich gelten ließ (d). Die häufigen 
Anordnungen diefer Art, welche die europäifche Münzgejchichte 
noch bis in das 18te Jahrhundert nachweift, waren darum 
ziemlich verwickelt, weil fich immer die gefetliche Preisbeftims 
mung der Gold= und Eilbermünzen gegen einander einmifchte 
und jede Abweichung ded Marktpreifes vom gefeßlichen zu einer 
Veränderung im Schrot und Korn oder in der Zählung der 
Münzen nöthigte, II, $. 250. Die Verringerung ded Fein« 
gehaltes der üblichen Rechnungseinheit, wenn diefe von der Nes 
gierung noch eben fo hoch gerechnet wird als vorher, muß eine 
niedrigere Annahme der Landesmünzen im Auslande und eine 
Erhöhung der Waarenpreife verurfachen, fie muß denjenigen einen 
Verluft zu Wege bringen, welche aus ſchon beftehenden Ders 
bindlichkeiten Zahlungen zu erhalten haben (Staats > und Privats 
gläubiger, Befoldete 2c.), dagegen die Schuldner begünftigen und 
den Verkehr verwirren, Il, $. 256. 


(u) 3. 3. franzöf. Gefeg vom 30, Oct. 1785, über die Ausprägung der 
neuen Louisd'or, 32 Stuͤck aus der rauen Mark Troyes, in Rorn 


— — — -—- 
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von 22 Kar. (nach den Remedium nur 212/, Kar. und fo wird auch 
insgemein gerechnet). Bis dahin waren aus der Mark Tr. 30 Louis 
gefhlagen worden. Der neue 2. wurde zu 24 Livre gerechnet, wie 
vorher der ſchwerere alte, das Gold wurde alfo um 15%mal fo bob 
ald das Silber angenommen (vorher feit 1726 14,%5mal). Bon den 
Muünzitätten wurde die feine Mark Troyes Gold 
1) ausgeprägt zu 850,7 Livres (212%, Kar. Korn angenonmten), 
2) angenommen 
a) in Barren und fremden Münzen zu 828,5 L., Sa 
b) in älteren Louisd'or, welche außer Cours gefeßt wurden: 
«) im erften Halbjahre für 830% L., 
8) fpäterbin zu 822,6 8, 
Die Inhaber älterer Louisd'or büßten alfo zum Mindeften 2:/, Proc, 
ein. Das Geſetz ſteht u. a, bei Buffe, Kenntniffe des neueren Münze 
weſens, II, 100, 

(5) Im Jahre 1693 wurden in Frankreich die umlaufenden Stüde vers 
rufen und ‚umgeprägt, die neuen aber nur im Gepräge, nicht im Ges 
halte von den älteren verfchieden gemacht. Es war biebei 

Louisd’or  Louisd’argent 
die bisherige Geltung.» +.» -» ..0r...12 Liv, 10 S. 3 Liv. 66, 
man nahm fie beider Münzftätteanzull » 14» 3 » 3» 
und rechnete die neuen zu . ....... I3 — » 3» 89» 
Dieſe geaͤnderte Zaͤhlungsweiſe bewirkte, daß die mit dem Namen 
Livre bezeichnete Metallmenge 4 Proc. kleiner wurde als zuvor. Wer 
100 Louisd'or beſaß (= 1250 Liv.), erhielt dafür nur 1170 Liv., 
und Ddiefe waren fihlechter als die früberen, in denen fie nur 1125 
ausmachten, fo daß der ganze Verluft 125 Liv. oder 10 Proc, betrug! 
ß * er ——— Nachricht vom Muͤnzweſen, S. 213. — 
uffe, II, 88, 

Led Die Abweichung vom 24 fl. Fuße im fübweitlihen Deutfchlande (I, 
$. 260 Ca) und Klüber, Münzwefen, ©. 44, auch deif. öff. Recht, 
5.429) hat feine erheblichen Nachtheile hervorgebracht, weil 1) der 
neue -Kronthalerfuß von 24,5* bis 24,92 fl. auf die Mark fein nur 
ungefähr um 2 Proc, leichter ift ald der 24. Fuß, weßhalb noch jest 
im Heineren Verkehre die Münzen des lesteren ohne Aufgeld umlaue 
fen, 2) weil die Veränderung langfam geſchah, 3) weil fie in bie 
Zeit fiel, wo die Preife der edlen Metalle ftiegen. Indeß verlieren 
immer die Staatsgläubiger etwas, wenn fie in Münzen des Kronen» 
thalerfußes bezahle werden und Diefelben im Auslande anlegen wollen. 


$. 200, | :; 
Wird eine Münzverfchlechterung im Geheim vorgenommen, 
fo läßt fie fih nur bei den vorhandenen Maffen von rohem 
Meetalle und bei den, durch die Staatseinfünfte in die öffent— 
lichen Caffen gelangenden Münzſtücken ausführen, nicht bei der 
ganzen umlaufenden Menge derfelben. Diefe Maaßregel ift das 
ber nur allmälig und nie vollftändig zu bewerfitelligen, weil, 
fobald die Veränderung bekannt wird, auch Privatperfonen ans 
vangen, bie befferen älteren Stücke einzufchmelzen. Sp weit 


Rau polit, Deton, zı Up, 14 


% 
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man mit dem verfchlechterten Gelde Staatsgläubiger und Be— 
amte bezahlt, hat man zwar finanziellen Gewinn, aber auf uns 
gerechten Wege, die anderen Etaatöausgaben werden Dagegen 
bald eine größere Summe in Anfpruch nehmen, indem es nicht 
ausbleiben kann, daß die Preife der Waarın erhöht werden, 
1I, $. 256, weßhalb die Staatseinfünfte nicht mehr zureichen 
und die Staatölaften gefteigert werden müſſen. Hiezu kommt, 
daß die verheimlichte Miünzveränderung, die jedoch der Aufs 
merffamteit der Kaufleute nicht lange entgehen Fann, im Aus— 
lande Mißtrauen gegen die Münzen des Staates, in dem dieß 
gefchehen ift, erzeugt, dadurch dem Handel der Bürger fchadet 
und überhaupt das Vertrauen auf die Nechtlichkeit ber Regierung 
zerfiürt (a), 
(a) Zriedrich I. nahm in der Bedraͤngniß des ſiebenjaͤhrigen Krieges diefes 
Mittel zur Erleichterung zu Huͤlfe, ftellte aber 1764 ſogleich den fruͤ— 
- beren 14thalerfuß wieder ber. Es waren mit den in Dresden gefun— 
denen fächf. Stempeln Sgrofchenftüde zu 33 und mehr Thalern auf die 
föln, Mark, 2grofchenftücde fogar zu 45 Rthlr. gefchlagen, auch die 
während des Krieges gefchlagenen Friedrich » und Auguſtd'or waren viel 
ſchlechter als die alteren und die fpäteren, weßhalb auch die Waaren 


vertbeuert wurden n ; 3.1 — Butter ftatt 2 wohl 8— 10 Gr, 
galt. Buffea. a. O., I, 53, 


$. 201. 


In der neueften Zeit haben die chriftlich = europäifchen Re— 
gierungen (a) bei dem Prägen grüberer Münzforten allgemein 
auf den Gewinn verzichtet, den Schlagfchat auf den Betrag der 
Koften gefetst und in der Schonheit und Gleichförmigkeit ihrer 
Münzen gewetteifert, Daher ift auch der Reinertrag des Münze 
regald fehr unbeträchtlicdy geworden, weil er nur noch aus den 
Scheidemünzen entftehen konnte (6), bei denen er in manden 
Fällen nur gerade hinreichte, die Verlufte zu vergüten, die man 
bei der fortgefeßten Ausmünzung grober Stüde aus den geftie= 
genen Preifen der edlen Metalle zu empfinden hatte, doc) wä— 
ren folche Werlufte vermeidlich gewefen,, wenn man bei einem 
fo hohen Metallpreife und geringem Begehre der Landesmünzen 
die Prägung einflweilen eingeftellt hätte (c). Es gereicht zum 
£obe einer Regierung, wenn fie bein Münzwefen den finanziels 
len Zweck dem volkswirthſchaftlichen nachfeßr, auf allen Münze 
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gewinn im Ganzen verzichtet und darnach ſtrebt, ihre Münzen 
in Bezug auf Schönheit ded Gepräged und Genauigkeit des 
Schrots und Kornd immer volllommener zu machen. JIn klei⸗ 
neren Staaten können fogar, um den Münzen bie zur Grleich- 
terung des Verkehrs dringend nöthige Gleichfürmigkeit zu geben, 
noch befondere Koften einer Umprägung in die vertragdsmäßig 
feftgefegten Sorten erforderlich werden (d). 


Ca) Die Pforte hat ſich bis auf die neuefte Seit des heimlichen Verſchlech⸗ 
terns ihrer Piafter bedient , um etwas zu gewinnen, Man rechnet ges 
wöhnlih den türfifchen Piafter zu 50 fr., alein von den geprägten 
Stüden giengen auf die feine töln. Mark: | 

um 1760 18°, ©tüde, Werth 1 fl. 17 fr. 
» 1780 2524, » » 55% Ir. 
» 1800 38°), » 2 37% tr. 
» 1820 5317, >» » 27 fr. 
Reuerlich follen gegen 114 Stüde, zu 12% fr., aus der Mark ge» 
ſchlagen werden. Dieß hat eine große Berrüttung des Verkehrs her⸗ 
vorbringen muſſen. 


(5) 3. 3. Baden, Zjähriger Durchſchnitt, 1832 fl. rein. Aber der Ueber⸗ 
fhuß des bezogenen Schlagfhages über die Berriebstoften und die An« 
ſchaffung neuer Maſchienen war i. D. 3665 fl., da jene geringere 
Summe von der Errichtung des Münzgebäudes in Karlsruhe herrührt. — 
Wuͤrtemberg, Budget 3149 fl. — Baiern, Frankreich zc, kein Rein« 
ertrag. 


Ce) Das zu häufige Münzprägen hatte eine Bertheurung des rohen Metalles 
gegen Münze zur Folge und verleitete dann zur Abweihung von dem 
vorfchriftmäßigen Schrot und Korn. Bol. Briel, Materialien für 
> a" — Reform des deutſchen Muͤnzweſens, Hannov. 1831, 

e e 9 2 43— 


(D 3.2. zufolge des Schweizeriſchen Muͤnzconcordates von 1825, 


$. 202. 


Der Betrieb des Münzgefchäftes auf Gtaatörechnung ers 
fordert ein großes Capital an Gebäuten, Mafchienen und Vor⸗ 
räthen, deren Zinfen eigentlich unter den Koften der Prägung 
mit aufgeführt werden follten. Da die Sorgfalt eines Privat- 
unternehmerd immer Einiges zur Erfparung an dieſen ſtehenden 
und umlaufenden Capitalen oder an den Betriebsausgaben beis 
tragen kann, fo ift die Hebertragung der Prägung an einen fol: 
chen, gegen eine beftimmte Vergütung, unter der nüthigen Aufs 
ficht, welche darüber wacht, daß die Stüde genau in der ge⸗ 
ſetzlichen Befchaffenheit gefertiget werben, nicht unvortheilhaft, 

14 * 
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Dem Unternehmer, welchem ein Iandeöherrlicher Comm'ſſär zur 
Geite ftehen muß, und deffen Münzen einer forgfältigen Prüs 
fung ‚unterworfen werden, Tann das rohe Münzmetall von der 
Regierung übergeben werden; man kann ihm aber aud) die Ans 
fhaffung deffelben überlaffen und den Prägegewinn von den 
Scheidemünzen nach Abzug der Koftenvergütung fich berechnen 
laffen (a). In Heinen Staaten wird am meiften gewonnen, 
wenn man die Ausmünzung an einen in= oder ausländifchen 
Unternehmer (5) verdingt, oder wenn mehrere Regierungen fich 
einer gemeinfchaftlichen Münzftätte bedienen, bei der man mit 
einem viel geringeren ftehenden Capitale, auch mit geringerem 
Arbeitölohne ausreicht, ald wenn jeder Staat feine eigene Münzs 
ftätte mit dem erforderlichen Perfonale von Beamten und Werk: 
meiftern zu unterhalten hat. Der Abfchluß von Münzconcorda= 
ten wird diefe Einrichtung fehr erleichtern (c). 


Ca) Ein Beifpiel giebt Frankreich. Jede der 13 Münzftätten hat einen 
Unternehmer (directeur), welchem 134 Proc. der geprägten Gilber« 
und 0,0029 der Goldmünzen vergütet werden. Ein fönigl. Commiſſaͤr 
und 2 Controfeure find dem Director beigegeben. Iſt eine Quantitaͤt 
fertig geworden, fo werden 6 Stüde an die Parifer Münzcommiffion 
zur Prüfung eingefendet. Die Parifer Munzftätte bat in den 9 legten 
Jahren 341 Mill, Fr. geprägt, wozu man für 300,000 Fr. Maſchienen 
und Geräthe, 150— 200 Arbeiter und 20 —25 Pferde zu den Stred- 
werfen brauchte, Diefe große Thätigfeit ift größtentheild der Umpraͤ— 
gung der älteren Stüde in Sorten des Decimalfpftems zujufchreiben, 
wofür die Regierung im Durchfchnitt 1,79 Proc. ausgeben nun. In⸗ 
zwiſchen enthalten die bis 1793 gefihlagenen Münzen I permille Gold, 
und nıan erhält von den Unternehmern der Ausfcheidung deifelben eine 
Vergütung von 6—6% fr. per mille, was die Koften der Umpraͤgung 
wieder verringert, Die Directoren faufen auch meifrens das robe Sil« 
ber und Gold im Auslande, die Regierung bezahlt es ihnen nad) Abzug 
des Schlagſchatzes und erftatter Diefen bei der Beendigung des Prägc« 
geſchäfts. ©. Rapport, ©, 130 — 135, Constitutionel, 19, Rebr.- 
1832, — Der Vorſchlag, die Prägung der freien Concurrenz zu über- 
lafien und nur eine Stempelung vorzunehmen, gewährt nit bie 
arte Sicherheit. S. v. Maldus, I, 115 gegen v. Jakob, 

. 412. 


) Fabricanten von Metallknoͤpfen entſchließen ſich hiezu wegen der Aehn⸗ 
lichteit des Geſchaͤfts leicht und koͤnnen ſehr wohlfeil praͤgen. 


(ch Bol, Hoffmann in Preuß, Staatszeitung, 1832, Nr. 133 — 137, 
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Ca) Srüherhin waren ſolche Monopole nicht felten, fie wurden auch wohl 
8 fegar Privatperfonen überlaflen, wie das Brennholimonopol in der 
Rurpfalz, 1778— 90, und das Preuß, Sudermonopol mit Einſchluß 
ei der Raffinirung. Zr 

KUNG j .$ 204, | 
Erſtreckt ſich die Negalität auch auf die Verfertigung 


einer Kunftivaare (a), fo find noch andere Nachtheile in ihrem 


Ei 


* 
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Gefolge, weil dann auch der Betrieb eined Gewerkes geftürt 
wird. Die Regierung, welche denfelben auf ihre Rechnung aus- 
ſchließlich unternimmt, ift nicht im. Stand, ihn mit foldyem 
Erfolge zu führen, ald ed den Bürgern möglich wäre, ed wird 
daher die Production vermindert, die Anwendung von Kunſt⸗ 
mitteln, Gapitalen und Arbeitöfräften beengt, eine Quelle des 
Unterhaltes verfchloffen und zugleih, da die Staatdunternehs 
mungen nicht fo fparfam verwaltet werden fünnen, eine koſt⸗ 
barere Erzeugung oder eine geringere Güre der MWaaren zum 
Schaden der Käufer verurfacht. Diefe Wirkungen find naments 
lich bei dem Tabatöregale überall wahrzunehmen. Da 
man, um die heimliche Fabrication durch Privaten zu verhins 
dern, den Landwirthen den Anbau des Tabaks unterfagt oder 
fie mwenigftens den befchwerlichften Auffichtömaaßregeln unters 
wirft, fo wird die Landwirthfchaft in einem Zweige, der bei ges 
wiffen Befchaffenheiten des Bodens und des Klimas fehr ein= 
träglich werden Fünnte, beeinträchtiget, zugleich wird ein eigie= 


biges Privatgewerk vernichtet und der Preis des fabricirten Tas 


baks noch über den Betrag der Steuer hinaus merklich vers 
theuert. Bei voller Freiheit ded Anbaus und der Verarbeitung 
würde in manchen Ländern ein erheblicher Abfag im Auslande 
erreicht werden Fünnen. Zwar läßt fich nicht verfennen, daß der 
Tabak, ald ein beliebter, fehr verbreiteter und doch entbehrlicher 
Genuß fi) vorzüglich gut zur Befteurung eignet, und ed kann 
daher augenblicklich ſchwierig fein, den Ertrag des Tabakregales 
durch eine andere, nicht drückendere Abgabe zu erfegen; aber 
gleichwohl muß man, im Sntereffe der Betriebfamkeit, auf die 
Befeitigung dieſes Hohheitsrechtes eifrig Bedacht nehmen (6). 
Ca) Branntweinmonopol in Rußland, nur in ben 29 Gouvernements des 
eigentlichen Rußlands in feiner Volftändigfeit befichend, wo die 
Branntweinbrennerei von Pachtern, die gegen 70 Mill. Rubel Affige 
naten entrichten, geubt wird und der Verkauf nur in beftimmten, 
der Krone gehörigen Schenfen erlaubt ift. Der Adel darf überall für 
feinen Hausbedarf felbft brennen. Schnitzler, statist. de la 
Russie, ©. 288, 450, — Schießpulverregal in Frankreich; Rohertrag 
etwas uber 4 Mill. Sr., 1828 namentlich 4°093,000 Fr., wovon der 


Reinertrag 2°455,000 Sr. geweſen zu fein fiheint, 1832 im Budget: 
" Einnahme 4200,000, Koften 2:383,000 Sr, 


0) In Betreff des Tabafsregales find aus Franfreich bie meiften 
Nachrichten bekannt. 1629 wurde ein Einfuhrzol von 30 Sous auf 
das Pfund, 167% aber das Regal angeordnet (Colbert), weldes 


MReinertrag war 
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man. anfangs für 500,000 Liv. verpachtete, dann der Compagnie 
d’oceident, hierauf der C. des Indes übertrug und fpäter den General» 


Teen für 7600,000 Liv. uͤberließ (IL, $. 236). Eljaß, Slandernzc, waren 
r 


ei und bauten viel Tabak. 1784 wurden in den, den Regale unter» 
worfenen * (22 Mill. Einw.) 150,000 Centner verlauft, der 
Mill. Liv. 1789: wurde das Monopol aufgchoben 

und nur ein Einfuhrzoll beibehalten, weldyer jährlich 1:800,000 — 
2-400,000 $r. einbrachte. 1797 tam eine Abgabe von den Tabald« 
fabriken binzu, welche (1,3. Sr. vom Kilogr.) 785,000 Zr, trug, 
und nach Anordnung fchärferer Aufſichtsmaaßregeln ſtieg der Ertrag 
auf 18 Mid. Fr. 1811 wurde das Regal (regime exelusif) wieder 
bergeftellt, worauf die reine Einnahme ungefähr 45 Mill. Sr. er 
reihte. Die Kammern genehmigten von Zeit zu Zeit die Fortdauer 
Des Megales, weil diefer hohe Ertrag auf anderem Wege von der Tas 
bafsconfumtion nicht zu erlangen fein würde, obgleich die Läftigen 
Folgen anerfannt wurden. Nur in 8 Depart. iſt der Tabaksbau ge- 
ftattet, es ift-für jeden einzelnen Landwirth .befondere Erlaubniß nd« 
thig, und für die Production zum inländifhen Verbrauche wird ſelbſt 
Die Morgenzabl in jedem Departement vorgefihrieben, auch muß der 
biezu gebaute Tabak bei Strafe abgeliefert werden. Bei dem Anbaue 
zur Ausfuhr kann Bürgfchaft gefordert werden, in beiden Fällen iſt 
eine forgfältige Eontrole im Gange. Die Direction macht in jedem 
Herbfte befannt, wieviel fie im nächften Jahre faufen will, es wer« 
den dann Pieferungsverträge für jedes Departement im Ganzen oder 
mit den einzelnen Pflanzern gefchloffen. Die Käufe betrugen 1826—29 


i. D. 245,000 Eentner, welde von 24,000 Pflanzern gewonnen wer« 


den, auf etwa 10,000. Keftaren (39,000 pr, M.) Land. Der Preis 
der verfchiedenen Sorten von Blättern (45 — 70 oder 80 Sr. von 100 
Kilegr., d. i. 10 — 16 oder 18 fl. vom Centner) ift im Vergleich 
mit Deutfchland hoch, er würde bei freien Anbaue nicht viel über Die 
Hälfte diefer Summe fein. Der fabricirte Tabak, den vor 1811 450 
Privatunternehmer verfertigten , ftand damals zu "/, des jeßigen Prei« 
fes, der Landbau lieferte vor der Wiedereinführung der Negie 441,000 
Eentner; nur in dem einzigen Arrondiffemene Lille ſank die Eultur 
von 4°411,000 auf 1°052,000 Silogr. — Die Bruttoeinnahme des 
Staates war 1825 — 31 im D. 67°283,000 Fr., die Koften 22 Mill, 
Für 1832 ift der Mobertrag auf 67°300,000, der Koftenbetrag auf 
21°313,000 Fr. gefhäst, wovon 935,000 Fr. für die Befoldung von 
310 Beanıten, Der mittlere Verkaufspreis vom Kilogr. des Zabricates 
iſt 5,*° Sr. oder 1% fl. vom Pfund. ©. Necker, II, 70.— Her- 
bin, statist. de la Fr. II, 122. — Chaptal, industr. fr. I, 167. . 


— Cordier, agric. de la Flandre fr. Tab. 9. — Verhandlungen 


der franz. Dep. Kanımer, z. B. 6. März 1824 (Benoit), 20. März 
1829 (Chabrol), 10. Nov. 1829, — De Gerando, IV, 150 


‚die gefegl. Vorfchriften). — Rapport au Roi, ©. 114, 


In Preußen war 1765 — 1781 ein -Tabaföregal. In Defter- 
reich. befteht daſſelbe. Es find 8 Fabrifen, die dem Staate gehören - 
und in denen 1821 223,000 Eentner Blätter verarbeitet wurden. Un⸗ 
garn, Siebenbürgen und Tirol find frei. — Spanien hat dieß Regal 
gleichfalls. Die aus ihm entfprungene Beläftigung für die Landwirthe 
gehörte unter die Hauptbefchwerden der americanifhen Unterthanen 


Spaniens. Pern und Ehili durften 5. B. gar feinen Tabat bauen, in 


anderen war die Zahl der Pflanzen vorgeſchrieben und es wurde genau 
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darııbergemwacht, daß man fie nicht Überfchritt. Nah v. Bonrgeing 
tam das Pfund Schnupftabaf der Krone auf 2 Fr. zu fteben und wurde, _ 
wie der Rauchtabak, zu 10 Sr. verfauft. Eine eigene junta del ta- 
baco forgte für die Sicherheit der Tabalseinnahme; neue Reife nach 
Spanien, I, 232 (1789. — In Württemberg hatte 1770 das alte 
Monopol aufgehört. ˖1808 ward cs in der Weife erneuert, daß der 
Staat den fabricirten Tabak einfaufte und an die Kaufleute um erböh- 
ten Preis abließ, was 150,000 fi. rein trug. 1821. hörte auch dieß 
Monopol wieder auf, es trat nur eine Abgabe von den Tabatshänd« 
lern ein, die gegen 40,000 fi. einbrachte. S. Ueber den Tabatshandet 
in Würtemberg, Stuttg. 1815. — Ernfte Worte über Finanzmaaß⸗ 
regeln, 1815. — Auch Baiern hate einige Zeit lang ein aͤhnliches 
Regal des Tabakshandels. 


6 Hauptſtüuͤck. 
Pohl >» Regal 
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Das Poftwefen (a) ift eine der einflußreichſten Anftalten 
der neueren Zeit, ein fehr mächtiged Befürderungdmittel der 
Betriebfamteit und der Bildung (II, $. 242. 243), und eine 
fehr wefentlihe Hulfsanftalt für die Regierungen. Syn der leß= 
teren Hinficht dient ed dazu, in fürzefter Zeit Nachrichten an 
ben Mittelpunct der Verwaltung und Befehle an jeden Ort im 
Staatögebiete zu bringen und die verfchiedenen Staatsbehürden 
unter einander in die leichtefte Verbindung zu ſetzen; in erfterer 
Beziehung find die Poften beftimmt, das in der Entfernung der 
MWohnfize liegende Hindernig der Mittheilungen zu beſeitigen 
und Menfchen, die in verfchiedenen Gegenden, Ländern oder 
Erdtheilen Leber, in Berührung und wechfeljeitige Einwirkung 
auf einander zu bringen, fo daß für mancherlei Beftrebungen 
eine ähnliche Erleichterung entfteht, wie fie dad Beifammens 
wohnen Bieler (hohe Bevölkerung), freilich in viel ftärferem 
Maaße, gewährt. Die Poft ift in allen Ländern entweder ganz 
Staatdanftalt geworden, oder doch unter bie nähere Obhut der 
Megierung gefeßt worden, weil man annahm, daß fie, um volls 
kommen nüßlicdy zu fein, zu einem Ganzen verbunden werben 
möüffe (d). Sie ift hiedurch zugleich eine Quelle von Einkünften 
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geworben (e). Je deutlicher e8 vor Augen liegt, wie fehr die 

Poft durch fchneile und fichere Verfendung der Briefe und Fracht» 

ftüde, fo wie durch die große Erleichterung des Reiſens nicht 

allein zur Blüthe der Gewerbe, insbefondere des Handeld, fons 
dern auch zur Verbreitung der Kenntniffe und zur Erregung des 

Denkens beigetragen hat, defto entjchiedener muß von den Res 

gierungen dieſe gemeinnüßige Seite ded Poftwefend ald Haupt» 

ſache angefehen und die finanzielle Nußung als eine Zugabe be« 
handelt werden, die jener hochwichtigen Beftimmung feinen Eins 
trag thun darf. 

(a) Klüber, das Poftwefen in Deutfchland, Erlangen, 1811. Deſſ. öff. 
Recht, F. 433 — 445. — (dv. Imhof), über Pojtanftalten nad 
ihrem Sinanzprincip. Halle, 1817 (evcentrifh, wie des Verf. Aufe 
füge in Hartlebens Juſtiz und Polizeifama). — v. Jakob, 1, 
$. 47. — v. Malchus, Finanzw. I, 131. — Art. Poft in 
Pierers encnflopäd. Wörterb. XVI, 626, 

C5) Bei einer kraftvollen Staatsverwaltung wird leicht das Beduͤrfniß 
einer Staatsbotenanftalt fühlbar, welde in Stationen mit unterlcg« 
ten Pferden abgerbeilt ift. Solche Stafetten waren im alten Perfi» 
[hen Reihe, im Römifchen feit Auguſtus und im Sränfifchen unter- 
Karl dem Großen. Ludwig XI. Iegte fie von Neuem 1464 an, nad)« 
dem die Parifer Univerfität ſchon früher Fußboten für Briefe und 
Gelder der Studirenden veranjtalter hatte und zwifchen den deutſchen 
Handelsftädten mancherlei Botenanftalten und Landtutichen in Gang 
gefommen waren. Jede regelmäßige Verbindung zweier Orte konnte 
der Keim einer, Pofteinrichtung werden, wie z. 3. der Gilberwagen, 
der von Kongsberg durch Schweden nah Kopenhagen gieng, allınds 
lig zu einem Poftwagen wurde (v. Buch, Reife durch Scandinavien 
1, 31). In Deutfchland errichtete Franz von Thurn und Taris 1516 
die erfie Briefpoft von Bruͤſſei nah Wien mit kaiſerlicher Genehmi— 
gung. Def gute Erfolg diefes Verſuches ermunterte zu anderen Un— 
ternehmungen, die tbeild von der Familie Taris, theils von verfchie» 
denen Meichsfurften ausgiengen. 1543 wurde Feonhard v. T. zum 
niederländifchen Generalpoftmeifter, 1595 derfelbe zum Generalober» 
poftmeifter des Reichs ernannt, 1615 Lamoral v. T. zur gräfliden 
Würde mit der erblihen Verleihung jenes Amtes erboben. Es kam 
jedoch feine allgemeine deutfhe Poftanftalt zu Stande, indem viele 
Reihsfürften, felbit Defterreih, fi) eigene Yandespoften ſchufen. Die 
im Rheinbunde erlangte Souverainität der Landesfürften veranlafte 
eine weitere Befchränfung der Tarifchen Poften, wogegen die deutſche 
Bundesacte die Gerechtfame des Haufes Thurn und Taris in Schuß 
nahm, ohne jedoh, wofern nur diefes entihädiget würde, die Une 
legung von Sandespoften zu verhindern. 12 deurfche Staaten haben 
blos eigene Poften, 23 haben ihre Poften an Taris überlaflen, 4 an 
andere Bundesftaaten. Die Hanfeftädte haben ſowohl eigene als 
fremde Poften, ſ. Klüber, öff. R. $. MO. 441. 

Cd) Ertrag in einigen Staaten: Großbritanien, 1822— 311. D. 
1-423,000 Pf. St. rein. Sind die Koften gegen 600,000 Pf. (v. Mal⸗ 
chus, I, 137 von 1824 und 25), fo ijt der Rohertrag etwas über 
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2 Mil. Inden Jahren: 1817, 20 und 23 war aber i. D, der.robe 
Ertrag 2°352,000, der reine 1°598,000 Pf. St, (Statistical: illustrat. 
©. 124),. was 754,000 Pf. Koften anzeigt. Der Nettvertrag ftellt 
fi) nad) der eriten Angabe auf 67,°, nad) der zweiten auf 67,9 Proc, 
Dieß ift aber bloß das Ergebniß der Bricfpoft, denn Die Abgabe von 
Poftpferden und Poftwägen ift unter den Taren mitentbalten. — Frank» 
reidh: Der Bruttoertrag der Briefpoſt und der. Geldfendungen bat ſich 
feit 1816 bis 1830 von 19-325,000 auf 30°447,000 Sr. gehoben ; Hi 
net man die Fön. Eilpoften (malle-postes), die Bee und die 
Einnabne vom Austande hinzu, fo ift die ganze Summe im 9. 1816 
20°973,000 , 1830 aber 32-742,000 Fr. gewefen, 15jähr. Durchſchnitt 
25°844,000 Sr. Koften 1824: 11-932,000, 1828 aber 16°230,000 St. 
Nimmt man das Mittel beider Säge mit 14106,000 Fr., fo bleibt 
ein Reinertrag von 11°738,000 Sr, oder 45,* Proc. Hiezu kommt die 
Abgabe von den Privatpoftwägen, welche 1825 — 28 i. D. 5°325,000 Sr. 
ausmachte, folglich fteigt der reine Ertrag auf 17°063,000 Sr. oder 
54,7 Proc. des rohen. — Preußen, 1332: 1°100,000 Rthfr, rein. — 
Daiern, Durhfchnitt der Jahre 1818 —20, 1823, 24, 1826-— 28: 
roh 1°100,000 }i., rein 347,800 oder 31,6 Proc. — Baden: Bud» 
get 1831. 32 i. D. brutto 455,660, netto 217,830 fl. oder 44 Proc. 
Der Kopf der Einwohner bringt demnach reines Pofteintonmen : 

in Sranfreih 14,7 fr. 

> Baden 10,° » 

» Preußen 9,, » 

» Baiern 5,2 2 


§. 206. 


Dasjenige, was der Poſtanſtalt ihr Eigenthümliches, ihr 
hohes Intereſſe und ihre bedeutende Nützlichkeit verleiht, liegt 
in ihrem Zuſammenhange, der, ſich über die Gränzen des ein— 
zelnen Landes hinauserſtreckend, ein verbindendes Gewebe über 
die ganze civiliſirte Erde zieht. Dieſe Geſtaltung des Poſtweſens 
wäre nicht möglich, wenn daſſelbe nicht in jedem Lande unter 
einiger Aufficht und Oberleitung der Regierung ſtünde. Es find 
daher Befchränfungen der Privatconcurrenz nicht ganz zu vers 
meiden, die jedoch nur foweit gehen dürfen, um der Poft bie 
hohe Gemeinnügigfeit zu fichern, die in ihrer Beftimmung liegt, 
nicht aber bloß zur Erhöhung des Ertraged für die Staadcaffe 
gebraucht werden follten. Deßhalb darf man die anderen Mit: 
tel der Verfendung und Fortfchaffung von Perfonen, die neben 
der Poſt beftehen und von ihr durch die Art ihrer Wirkung uns 
terjchieden find, nicht zerftören oder belaften, In der Gefchwin: 
digkeit, Bequemlichkeit und MWohlfeilheit ded Transportes giebt 
ed mehrere Grade, es find verfchiedene Combinationen derfelben 
denkbar und der Verkehr gewinnt dabei, wenn ben Bürgern die 
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Wahl verfchiedener Mittel folcher Art freifteht, z. B. die be⸗ 
queme Beftellung bin umd zurück durch Fußboten, die wohlfeile, 
aber Iangfamere Reifegelegenheit mit Lohnkutfchern, der wohl: 
feile Transport anf geringe Entfernung durch Landkutſchen u. dgl. 
(H, $. 243). Diefe anderen Transportmittel Fünnen in ber 
Geſchwindigkeit und in der Sicherheit für große Streden mit 
der Poft nicht wetteifern, defto leichter Tann man fie aber in 
ihren natürlichen Gränzen ungeftört und unbelaftet fortbeftehen 
laſſen (a). 


Ca) Nur eine förmlihe Privatpoft mit unterlegten Pferden würde nicht 
wohl geftattet werden koͤnnen, weil fonft die große Poftanftalt in 
ihrem Beſtande gefährdet wäre. Das Verbot, daß verfiegelte Briefe 
und Padete unter einem beftimmten Gewichte von Boten und Kut- 
fhern beftelt werden Cin Frankreich dürfen Boten und Landkutſchen 
bei 150— 300 Fr. Strafe feine Briefe, Zeitungen , Beitfchriften und 
Padete von 2 Pfund und darunter annehmen, De Gerando, IV, 
213), wird gewöhnlich aus dem Grunde in Schub genommen, weil 
ohne ſie die Poſtanſtait weniger gebraucht wuͤrde, an ihrer Einnahme 
viel verloͤre Cnamentlih durch das Wegfallen der zahlreichen Handeld« 
briefe an nahe Orte) und daber die Taren erhöht werden müßten. 
Inder ließe fih, wenn man auf einen Theil des reinen Ertrages vers 
ichtete, auch ohne Steigerung des Tarifes auskommen. Das Verbot 
ir die Kutfcher, Reifende, die mit Ertrapoft angelangt find, an dem« 
felben Tage weiter zu führen, beruht darauf, daß die Pofthalter, 
denen die läftige Verbindlichkeit obliegt, um gleichen Preis zu aller 
Zeit die Reifenden fortzufchaffen, dafür einige Begünftigung verdienen, 
die jedoch nicht bis zur Verpflichtung der Lohnkutſcher zu einer Ab⸗ 
gabe von jeder Fahrt an die Poftcafle gehen folte (im Preuß. Staat 
1 Sgr. von der Meile). — Die neuerlich aufg*fommenen Eilfuhren 
der Fuhrleute beeinträchtigen die Poft fehr wenig, indem diefe für 
große te verfäufliher Waaren weder eingerichtet noch wohlfeil 
genug ift, 
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So wenig es gerechtfertigt werden fünnte, wenn man ben 
Ertrag der Poften durch Einfchränfung der anderen Transports 
gelegenheiten erhöhen wollte (9. 206), ebenfowenig ließe ſich auch 
die Beſtimmung fehr hoher Preife für die Benußung der Pofts 
anftalt billigen, weil hiedurch dem Verkehre die erwünfchte Bes 
förderung entzogen würde, Indeß würde, wenigftens in grö⸗ 
feren Staaten (a) diefed Mittel auch feinen Zweck verfehlen, 
indem ed von dem häufigen Gebrauche der Poft abhalten und 
zum Ausfinnen manchfaltiger Erfaßmittel des Briefverkehres ers 
muntern würde (db), Die Erfahrung beweißt, daß wohlfeile - 
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Poften, wie fie die gemeinnütigften find, fo auch finanziell ſich 
enpfehlen (c). Es ift deßhalb aus beiden Rüdfichten rathfam, 
die beftehenden Pofttaren nicht zu erhöhen, vielmehr noch zw 
erniedrigen, wenigſtens foweit, als es gefchehen Tann ,. ohne daß 
der Poftertrag wieder abnimmt. Läge dieß nicht im Intereſſe 
jedes Poftunternehmers, fo würde eine Weberlaffung der Poften 
an Privaten gegen eine Abgabe an die Regierung faum nur in 
Anregung fommen fünnen, weil man dann einen höchſt ſchäd⸗ 
lichen Mißbrauch des Negales zur Erhrhung der Pofttaren zu 
beforgen hätte. Doch ift durdy diefe Betrachtung. die Nützlich- 
feit einer folchen Webertragung an Privatperfonen noch feines» 
weges außer Zweifel gefeßt, vielmehr bedarf diefelbe einer forgs 
fältigen Unterfuchung. | 
Ca) In Meinen Ländern koͤnnte die Vertheurung ohne Abnahme der bloß 
durchgehenden (tranfitirenden) Sendungen vorgenommen werden, wenn 
fie. wegen der Kürze des Weges durch das einzelne Gebiet wenig 
empfunden würde. Indeß wurden andere Staaten leicht zur retor« 
quirenden Nachahmung verleitet werden. 


Cd) 3. 3. durch Benachrichtigung in Seitungen und Beitfihriften, Eir- 
—— mehrere Correſpondenten ꝛc. Kluͤber, das Poſiweſen 
1 


Co) Als z. B. in Frankreich 1806 das Briefporto um */, erhoͤht wurde, 
nahm der reine Ertrag ab. Er war 
1805: 9 987,761 Fr. 
1808: 9568, 844 Sr. 
Klüber, a. a. O., © 179 — 183. — Shmal;, Staatsw. 


3 + 
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Bei der Vergleichung des Pojtbetriebes auf Staatdrechnung 
und durch Privaten muß man die Brief= und Fahrpoft, fers 
ner die Verwaltung durch einen einzigen Privatunterneh— 
mer für das ganze Staatögebiet und die Zertheilung im 
einzelne Poftftreden, deren jede ihre eigenen Unternehmer 
haben kann, unter der Aufficht des Staated, unterfcheiden. — 
Die Briefpoft, welche zugleich der einträglichfte Beſtandtheil 
des Poftgefchäftes ift (a), erfült nur dann ihre Beflimmung 
volllommen, wenn fie auf einer größeren Landeöftrede in einer 
einzigen Verwaltung fich befindet. Dieß ift eine Folge von der 
. großen Menge der nach allen Richtungen hin zu verfendenden 

Briefe, welche einen hohen Grad von Sorgfalt, Pünctlichkeit , 


221 


Geſchicklichkeit und Redlichkeit von Seiten des, mit der An 
nahme, Verſendung und Austheilung beſchäftigten Perſonales ers 
heiſcht. Das, bei weniger guter und zertheilter Verwaltung nicht zu 
vermeidende öftere Verlorengehen von Briefen würde durch eine 
Geldentſchädigung nicht völlig vergütet, auch ſelten nur derje— 
nige ausgemittelt werden können, der die Schuld trägt. Viele 
Briefe die innerhalb des Staatögebieted einen längeren Weg 
zurüdzulegen haben, würden nach einander von verfchiedenen 
Poftunternehmern befördert werden müffen. Dieß würde wegen 
der Nothwendigkeit mehrmaliger Umfpedition die Mühe der Bes 
rechnung und Vergütung vervielfachen und jenen Verluſt häufi— 
ger machen, wobei auch das Ausland Feine Bürgſchaft eines 
unfehlbaren Durchlaufend feiner Briefe fünde und das Anknü— 
pfen auswärtiger Verbindungen erfchwert wäre, Die Größe der 
Unternehmung vermindert die Betriebs- und Directionsfoften. 
Wollte man aber vollends die Concurrenz mehrerer Unternehmer 
auf einer Strede zulaffen, fo würde die die Sicherheit noch 
mehr gefährden und die Koften noch weiter erhöhen, weil die 
Briefvorräthe defto weniger Arbeit und Befpannung erfordern 
je mehr fie fich in einer Stelle fammeln (6). 

(a) Beifpiel, In Baiern war 1826 — 28 im Durchſchnitt 

Briefpoſt Fahrpoſt 


roher Ertrag 695,158 fl. 317,328 fi. 

Koften ..... 332,054 fl. 283,262 fl. 

Reinertrag.. 303,104 fi. 34,566 fi. 
Allein da noch 34,620 fl. Koften der Eentralverwaltung abgeben und 
wieder 84 fl. Einnahme bei Derfelben hinzukommen, fo ift der Rein» 
ertrag nur 363,524 fl. — Hiebei find 133,241 fi. ausländifches Porto 
als durchlaufender Pojten der Fahrpoſt gar nicht eingerechner. Dieſe 
giebt 18, die reitende 52 Proc, ihrer ganzen Einnahme reinen Ertrag. 
©. Verhandl. v. 1831, Taf. zu Beil. XXL E. | 

cd) v. Malchus, 1, 132, — Dagegen v. Jakob, I, $. 426, und 

v. Imhof, S. 162, 


* 
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Wenn die ſämmtlichen Briefpoften eines Landes einem ein⸗ 
zigen Unternehmer übergeben werden, weicher fie nach gewiffen, 
ihre Gemeinnnügigfeir beabfichtigenden Vorſchriften verwaltet, 
fo ift es unvermeidlich, daß derfelbe in dern, was feiner Wahl 
anheimgeftellt ift, ald Gewerbömann handelt, indem er die grüßte 
Einnahme mit der geringften Ausgabe, alfo den ſtaͤrkſten Rein⸗ 
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ertrag zu erzielen fucht, fo daß er nicht blos die Zinfen feines 

angewenbeten Capitales, fondern aud) einen Gewerbögewinn ges 
nießt. Bei richtiger Berechnung feines Vortheiled wird er die 
Brieftare, infoferne er fie frei feftfetsen oder doch zu ihrer Re⸗ 
gulirung einwirken darf, fo beftimmen, daß fie ihm den grüß- 
ten Ertrag abwirft, alfo nicht fehr Hoch, weil fonft die Poft zu 
wenig gebraucht wirb (F. 207), aber auch nicht ganz niedrig, 
weil fonft auch die häufige Benutzung ihm feinen Gewinn mehr 
brächte (a). Diefe Uebertragung der Poft an einen foldyen Uns 
ternehmer hat zwar nicht die augenfcheinlichen und großen Nach⸗ 
theile, die mit der Zerfplitterung der Briefpoft-in einzelne Fleis 
nere Unternehmungen verbunden find, ift jedoch im Allgemeinen 

ebenfalld nicht zu empfehlen. | 


(a) Geſetzt, es Fämen bei einer Tare von 12 Er. für eine gewiſſe Entfernung 
jährlich 100,000 un ji sort tor, weldye brutto trügen 20,000 |, 
bei | i ; 


‚000 Briefe,............ 22,500 » 
» 6 » 230,000 DB 44406 .....23,000 2 
» 5 » 260,000 ........... 21,666 » 
» 4» 270000 ........... 18,000 » 


Hier wäre die Tare von 6 fr. die einträglichfte, denn wollte nian noch 
wohlfeiler ſpediren, ſo naͤhme ungeachtet der, durch die groͤßere Brief⸗ 
zahl vermehrten Koſten der Rohertrag ab. 
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Dieß beruht auf nachftehenden Gründen : 

1) Es ift nicht wahrfcheinlich, daß der Unternehmer die Vers 
waltungsfoften viel fparfamer einrichten Fünne, als die Regies 
rung, weil er fein fehr ausgedehntes Gefchäft nicht mit 
einer. ind Kleinfte gehenden Sorgfalt leiten kann, weil er 
in&befondere ein zahlreiches Perfonal nöthig hat, dem er in 
Nücficht der erforderlichen Eigenfchaften- eine angemeffene 
Bezahlung nicht verweigern kann, die Zortfchaffung der 
Briefe aber ohnehin durch Accorde mit den Pofthaltern 
gefchieht. | 

2) Es giebt wenige Menfchen, die fo vermögend find und fo= 
viel Vertrauen einflögen, daß man ihnen die Poftverwals 
tung überlaffen kann. Der Mangel einer größeren Concurs 
renz muß die Folge haben, daß der Unternehmer auf ans 
fehnlichen Gewinn Anfpruch macht, wozu ihm das Monopol 
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manchfaltige Gelegenheit giebt. Der Staat wird nur eine 

ſehr mäßige Summe als Pachtzins oder Conceſſionstaxe er= 
halten, während die Bürger foldyes Porto bezahlen müffen, 
daß der Unternehmer fich ftarf bereichert. 

3) Sn den Fällen, wo das Intereſſe des Poftunternehmers 
mit dem allgemeinen Beften im Widerftreite fteht (a), kann 
man nicht erwarten, daß derfelbe ein Opfer bringen werde, 
ed bleiben alfo mancherlei Unvollkommenheiten, welche eine, 
die höhere Bedeutung des Poſtweſens berüdjichtigende Staats⸗ 
poftverwaltung leichter verbeffern Fann. Vergeblich würde 
man fuchen, bei der Abfaffung der Pachtbedingungen fchon 
ii Voraus alle Collifiongfälle diefer Art zu regeln. 

4) Der polizeiliche Grund, daß der Staat eine nügliche Aufs 
fiht auf den Briefwechfel feiner Bürger und der Fremden 
führen könne, verdient zwar wenig Beachtung, denn die Vers 
letzung des Briefgeheimniffes muß fireng verhütet werden; 
allein ed Fünnte die Beforgniß beftehen, daß ein Privats 
unternehmer fremden Einfluß zugänglich wäre und die 
Staatöcorrefpondenz belauert würde, 


(a) 8. 3. bei der Unlegung eines Poftlaufes durch eine ſchwach bevölferte 
Gegend, bei der Unordnung mehrerer Briefverfendungen in der Woche, 
bei der Beftimmung des Gewichtes für den einfachen Brief, defien Er- 
hoͤhung nur dem Bolfe zu Gtatten kommt, ohne aud die Poftein» 
nahe zu vermehren ac, 
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Diefe Umftände geben der Staatöpoftverwaltung einen Vors 
zug. Die Staatscaffe bezieht durch diefelbe einen Reinertrag, 
den fonft der Unternehmer genoffen haben würde, und die Taren 
fünnen fo mäßig und ſchonend fein, daß fie die Bürger wenig 
beläftigen, auch ift die Negierung zu jeder Zeit im Stande, mit 
Verzichtleiftung auf einen Teil der Einnahme mancherlei Er⸗ 
feichterungen des Verkehres eintreten zu laffen. Indeſſen kom— 
men andere Rücfichten hinzu, wenn man dad Poftwefen mehs 
rerer Heiner, an einander grängender Staaten. wie in Deutſch⸗ 
land, der Schweiz und Stalien, betrachtet. Das Beftehen eiges 
ner, nicht nach übereinftimmenden Regeln verwalteter Staats⸗ 
poften in Heinen Gebieten hat für die Güte der Anftalt erhebs 


224 
liche Nachtheile, denn fie vervielfacht die Berechnungen, erhöht 
die Koften der Aufſichtsbehörden und vertheuert fchon hiedurch 
dad Porto, was durch das häufig wahrzunehmende wetteifernde 
Beftreben der Regierungen nach Erweiterung ihrer Einnahmen 
in noch höherem Maaße gefchieht, es giebt ferner zu manchen 
Migbräuchen, 3. E. zur Umleitung der Briefe, Anlaß, und 
fchwächt felbft die Sicherheit, weil es die Entdeckung des Unters 
ſchleifes erfchwert; überhaupt leidet der Zuſammenhang der Po⸗ 
ſten. Ein Privarunternehmer,, dem die Poſten in allen folchen 
Staaten übertragen find, kann fie mit feichter Mühe wohlfeil, 
fiher und bequem einrichten. Es ift jedoch möglich, auch mit 
Beibehaltung der Staatöverwaltung das Poftwefen mehrerer klei⸗ 
ner Staaten zu einem wohlverbundenen Öanzen zu bilden, wenn 
man ſich nämlich dahin. vereinigte, gleiche Grundfäge zu befols 
gen, eine gemeinfchaftliche Poſtbehörde, eine allgemeine Poſt⸗ 
ordnung, gleichen Tarif zu errichten, und mit Hintauſetzung 
Heinlicher fifealifcher Nücfichten die Vollkommenheit der Anftalt 
ſich zum Ziele zu ſetzen. Auf diefe Weife Fünnte den Staats: 
caffen bei gleicher Ausgabe der Bürger ein größerer Neinertrag, 
ald fie ihn bei der Verwaltung eined Privatunternehmers bes 
ziehen, zugewendet werden. Wo indeffen ein ſolches Einvers 
ftändniß nicht zu erreichen wäre, da würte die Verleihung der 
Poſt an einen Einzigen den Vorzug verdienen, wobei aber noch 
zu bemerken ift, daß felbft diefe Einrichtung mangelhaft bleibt, 
wenn die Bedingungen der Uebertragung und die Aufficht auf 
den Pachter nicht in allen Staaten gleichfürmig gemacht werden, 
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Die Fahrpoft ift von anderer Art. Sie befteht nicht aus 
einer Menge von einzelnen Poftläufen, die in vielen Nichtungen 
zufammentreffen und das Bild eines über dad Land gelegten 
Netzes darbieten, fondern aus einer kleineren Anzahl von Eure 
fen zwifchen gewiffen Endpuncten, die weniger häufig mit Geis 
tencurfen in Verbindung ftehen. Auch bewegt fich auf diefer 
Poft neben den Reifenden nur eine, gegen die Maffe der Briefe 
geringe Menge von Frachtftücden, deren Preis angegeben wird, 
die man forgfältig verzeichnen und beim Empfange quittiren laffen 
dann, weßhalb der Verluft leichter zu verhüten, und, wenn er 
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dennoch eintritt, leichter zu erweifen ift (a). Es Fünnen alfo 
einzelne Eurfe der Fahrpoſt füglich Privatunternehmern übers 
laffen werden, welche eine Abgabe entrichten, wie dieß in Eng⸗ 
land und Frankreich üblich ift. Geſetzliche Vorfchriften und 
obrigkeitliche Aufficht forgen dafür, daß fowohl die Benutzung fols 
cher Privatpofilutfchen (Stage-coaches, voitures publiques oder 
diligences) mit Sicherheit und Bequemlichkeit gefchehen könne, 
ald auch die Abgabe an den Staat nicht gefährdet werde; die 
Concurrenz der Unternehmer treibt von felbft zur billigen und 
guten Einrichtung der Poften an, und die Regierung wird ohne 
fonderlichen finanziellen Nachtheil einer mühfamen Verwaltung 
überhoben (5). In fehr bevölferten und betriebfamen Gegenden 
wird man mit bloßen Privatanftalten diefer Art am leichteften 
ausreichen Fünnen. Doch find Feine überwiegenden Gründe yore 
handen, die Fahrpoft des Staates, wo fie bereits befteht, aufe 
zugeben, weil fie doch auf der anderen Seite in der firengeren 
Ordnung, dem befferen Zufammenhange und in der genauer ges 
regelten Verbindung mit den Poften der Nachbarländer Vorzüge 
befigt, weil fie auch folcyen Gegenden eine Poftverbindung zu 
verfchaffen erlaubt, wo eine ifolirte Unternehmung fich nicht 
würde halten fünnen, und weil die zahlreichen Sendungen von 
Geldern, Acten ꝛc. im Staatödienfte auf diefe Art viel weniger 
foften, ald weun man fie den wenigftfordernden ficheren Privats 
poftinhabern übertrüge. Um dem Publitum den Nuten der 
Concurrenz zuzuwenden, kann man, etwa verfuchöweife, Privat: 
pofiwagen auf einzelnen zahlreich befuchten Etreden geftatten, 
wo dann die Staatspoſt auf einen, auch für den Transport von 
Meifenden beftimmten DBriefcourier (malle- poste) beſchränkt 
bliebe (c), j 
da) Dennoch ift der Erfag nicht fo ficher zu erlangen, als bei Staats» 
F poſten, wo er unfehlbar geleiſtet wird, wenn nur der Verluſt ſelbſt 
außer Zweifel iſt. 
c5) Eine Stage-coach in England bezahlt von jeder Meile 2 pences oder 
24 fr. auf die deutihe Meile, V. v. 25. u. 27. Sabre Ge, II, 
auch muß der Unternebmer eine Conceffionstare von 5—9 sh. ent» 
richten; f. Rees, Cyclopaed. XXVIII. Art. Post. — In Frankreich 
entrichtet der Meflagerie-Unternehmer von einen regelmäßig gebenden 
Wagen oder Schiffe, außer der Licenz von ?—5 fr, 14, vom 
Preife der Pläge nad) Abzug von 1 derfelben, die als leer ange— 
nommen werden, alfo eigentlih 44, ;, und %,, von der wirklich ein— 
genommenen Fracht der Waaren, die dur ein genau gefuͤhrtes Re— 
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giſter nachgewieſen wird. Nicht regelmäßige öffentliche Wagen zahlen 
ein Averſum. Ueber die vorgefchriebenen Formen, z. B. Declaratien 
— Buchfuͤhrung des Unternehmers, ſ. De Gérando, dr. adm. 
v, 214, 


(c) Die von Staate adminiſtrirte franzöfifhe Malle - poste iſt ſchneller 
und foftbarer als die Privatfubrwerte, 3. B. von Straßburg nad 
Paris fährt erftere in 50, die Diligence in 70 Stunden, die Perfon 
bezahlt auf diefer 23 fi, 13 fr,, auf jener 43 fi. 2 kr. 
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Nach dem Bisherigen ift wenigftend bei der Briefpoft die 
Hortdauer der Regalität, obgleich nicht gerade der eigene Betrieb 
durch die Regierung, ald nothwendig dargethan. Doch ift es 
bezweifelt worden, ob der Staat wohl thue, einen reinen Er— 
trag aus dem Poftwefen zu ziehen, ob er nicht vielmehr auf 
denfelben verzichten und die Pofttaren fo niedrig feßen folle, 
daß fie nur die Koften vergüten (a), um dem Verkehre jede 
mögliche Unterftüßung zu gewähren (6). Hierüber it Folgendes 
zu bemerfen: | 

1) Eine Ermäßigung der Zaren auf jenen Koftenfag würde 
ohne Zweifel eine große Annehmlichkeit für die Staats: 
angehürigen, eine nüßliche Erleichterung der Verbindungen 
in Gewerbs = und perfünlichen Angelegenheiten zur Folge 
haben. 

2) Man muß jedoch, wie in anderen ähnlichen Fällen, 
auch die Folgen erwägen, welche dad Aufhören der reinen 
Pofteinnahme für die Staatdcaffe haben muß. Der Erfaß 
derfelben ift in der Regel nur durch Steuererhöhung mög: 
lih, Steuern aber verurfachen ebenfalls laͤſtige Empfinduns 
gen und Störungen der wirthfchaftlichen Verhältniffe. 

3) Wenn die fünftliche monopoliftifche Vertheurung der Poft 
(die fogenannte Poftfteuer) foweit erniedriget wird, als 
e8 wegen des häufigeren Gebrauches der Anftalt ohne Schas 
den für die Poftcaffe gefchehen Fan, und wenn man aud) 
die Erfparungen an den Verwaltungsfoften benußt, um die 
Poſtgebühren herabzufegen und die Einrichtungen billig und 
ſchonend zu machen, ſo vertheilt fi die Entrichtuug jener 
in die Staatöcaffe fließenden reinen Einnahme in fo Fleine 
Eummen, unter fo viele Perfonen, daß fie Feinesweges 
druckend wirkt, fondern nur wenig gefühlt wird. 


227 


4) Auch die Ausländer tragen biezu bei. Wollte ein Staat 
auf den Reinertrag verzichten, fo würde dieß den Fremden 
einen Gewinn geben, der fich nicht durch flärkere Benußung 

der Landespoſten vergütete und der um fo unvortbeilhafter 
wäre, weil man doch den auswärtigen Poftanftalten bei 
Verfendungen in ihrem Gebiete eine höhere Tare fortwähs 
rend zu erfeßen hätte, 


Ca) Sowohl die Berriebskoften, als die Wagniß aller Art und den Bins 
‚ bes fichenden und umlaufenden Capitales, 

cd) Man bat ſich biebei öfters auf die Kmericanifchen Freiftaaten berufen, 
in denen die Union von dem Poftroefen feinen Gewinn nimmt, ja wohl 
noch zulegt; 1828 5. B. war die Einnahme 1% Millionen Dollar 
(3°700,000 fl.), die Ausgabe noch 25,000 Dot, mehr. Es ift jedoch 
zu bedenfen, daß auch die Landftrafen, auf denen Poftläufe anges 
legt werden, zur Poftverwaltung gehören und viel auf den Straßen« 
bau Yu se — des americaniſchen 

o end ergiebt ſich aus folgenden Zahlen: 

— Zahl der Laͤnge der Poſtlaͤufe 


oſtexpeditionen in engl. Meilen 
or i —* —** 
1800: 903 20817 
1810: 2300 36406 
1820 : 4500 72492 
1830: 8450 | 115176 
$. 214. 


Ueberficht der Regeln, nach denen das Staatöpoftwefen eins 
zurichten ift, wo und fo lange dafjelbe in der Verbindung der 
Driefe, Packet- und Perfonenpoft beiteht. 

I. DOrganifation. Das Poftwefen ift ein fo eigenthüns 
licher und abgefchieden ſtehender Gefchäftszweig, daß er feine 
befonderen Beamten und eine eigene Oberbehörde braucht ‚. die 
zwar einem Minifterium (u) untergeordnet ift, aber in den Tech⸗ 
niſchen des Geſchaͤftes ſelbſtſtändig handelt. Mittelſtellen in den 
verſchiedenen Landestheilen macht die ſcharf geregelte Art und 
Weiſe des Poſtdienſtes entbehrlich. Die Anforderungen an das 
in den Expeditionen (Bureaur) arbeitende Perfonal find von der 
Art, daß marı mit bloßen Schreibern, die auf Widerruf ange⸗ 
nommen und wie Handelögehülfen behandelt würden, nicht wohl 
ausfommen Fünnte ($. 208) (d), weßhalb man größtentheils 
Staarödiener brauchen muß, und nur als Gehülfen ded Vor: 
flandes bei mittleren, leicht zu überfehenden Poftäntern Privat: 
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ſchreiber geftatten Fan, An Beinen Orten, wo ein Beamter zu 
foftbar fein würde, bleibt nichts übrig, ald Erpeditoren 
anzuftellen, die noch ein anderes Gefchäft treiben und mit einem 
Theile des Reinertraged entfchädiget werden; fie müffen aber 
unter einiger Aufficht des nächften Poftmeifterö flehen. Das 
. Unterperfonal (Briefträger, Pader, Conducteurd) wird wider« 
ruflih angenommen, anftändig bezahlt und zur Em Ord⸗ 
nung nachdrücklich angehalten. 


(a) Se, Sinanzen, in einigen Staaten dem der auswärtigen Angelegen- 


(5) Manche Schriftftelter ftellen fi | die Verwaltung der Poften zu leicht 
vor; fie ijt aber auch heutiges Tages viel kuͤnſtlicher, erfordert mehr 
Kenntniffe als chebin, 
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JI. Anordnung der Curfe. Die Briefpoft erfordert 
und geftattet ed, daß das Land in allen Richtungen von Pofts 
zügen durchfchnitten werde, fo daß jede Ortfchaft nicht mehr als 
einige Stunden von der nächften Eh entfernt ift und 
durch Boten mit ihr in Verbindung fommen kann. Die Sta- 
tionspuncte find mit forgfältiger Berücfichtigung der örtlichen 
Umftände fo zu wählen, daß ihre Entfernungen von einander 
nicht übermäßig find (Regel 2 geographifche Meilen), daß die 
ſich kreuzenden Züge gut zufammentreffen, die wenigften Unts 
wege erfordert werden und fir den Verkehr der größeren Orte 
am beften geforgt ift. Die Lebhaftigkeit der Mittheilungen giebt 
auch an die Hand, wie oft die Verfendung gefchehen müffe (a). 
Die Züge und Stationen der Fahrpoft können nicht fo zahlreich 
fein, follten aber, felbft mit einem Zufchuffe, fo vermehrt wer: 
den, daß fie in feiner Gegend ded Landes ganz fehlen. Durch 
gut berechnetes Ineinandergreifen der Curſe ift dafür zu forgen, 
daß die verfendeten Gegenflände mit dem geringften Zeitverlufte, 
ohne unndthiger Weife liegen bleiben zu müffen, ihren Weg 
zurüdlegen. Die inländifchen müffen mit den ausländifchen 
Poften genau in Verbindung ftehen, was nur durch Verträge 
mit den Nachbarftaaten und vielfache Verabredungen bei jedem 
Wechfel der Einrichtungen zu erreichen ift, Diefe Verträge re— 
geln nicht nur Zeit und Ort des Zufammentreffens, fondern 
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auch da3, was bei der Weberlieferung und Abrechnung zu be⸗ 

obachten iſt. Ju den größten Städten ift eine eigene Stadt⸗ 

Briefpoſt nöthig (Bd). 

Ce) Wo möglich auf jedem Auge einen Tag um den bern: In Frankreich 
find neuerlich 5000 Fußboten angeſtellt worden, die täglih I Weg» 
ftiunden machen und jede Gemeinde alle 2 Tage befuhen. Nach dem 


Budgetgeſetz von 1832 Tit. 4 fol in den Dörfern, wo es ald Bes 
dürfnig erfannt wird, täglich ein Poftdienft hergeſtellt werden. 


cb) Die two-penny-post in London hat 257 Briefträger und 49 andere 
Bediente. Die Heine Poft in Paris beftelt täglih 15,000 Briefe, 
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UI. Taxweſen. Die Erhebung der Taren für bie Bes 
nußung der Poſt gefchieht nach Tarifen, die durch leicht ver: 
ſtändliche Einrichtung und öffentliche Bekanntmachung Jeden in 
den Stand feßen müffen, ſich von der Gefelichkeit der gefors 
derten Taxe felbft zu überzeugen, Die Entwerfung der Tarife 
ift wegen vieler zufammentommenden Rüdfichten ein ziemlich 
verwiceltes Gefchäft (a), bei welchem man vor Allem fich dars 
über verftändigen muß, ob nur die Koften der Poftanftalt zu 
erfeßen find, oder ob auch ein Reinertrag beabfichtiget wird und 
bei welcher Erhöhung der Tarifſätze über die Koften am meiften 
gewonnen wird ($. 209), Die Briefs und Padettarife fleigen 
fewohl mit den Entfernungen, als mit dem Gewichte der ver- 
fendeten Gegenftände und werden daher durch Zahlen, die nach 
zwei Richtungen fortwachfen, ausgedrückt. 

1) Brieftarif. 

a) Man beftimmt ein geroiffes Gewicht des einfachen 
Briefed, von weldem die niedrigfte Tare bezahlt 
wird. Für die unteren Stände, die fich indgemein 
eined gröberen Papierd bedienen, ift es fchonend, wenn 
der einfache Satz nicht zu niedrig gefegt wird (6). 

» Die Steigerung in Gemäßheit der Entfernung foll 
nicht nach der Länge des Weges, den die Poft zufällig 
wegen der jeßigen Curseinrichtung zurücklegt, fondern 
nach dem geraden Abſtande der Orte bemefjen wers 
den (c). Auch follte man den Sa in häufigen Ab: 
fufungen weiter fleigen laffen, nicht etwa bloß von 
10 zu 10 Meilen, wobei z. E. eine Entfernung von 
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61 und 69 Meilen gleiche Tare bezahlen würde, In - 
mehreren Ländern fieigt die Tare nicht völlig in dem 
nämlichen Verhältniffe, wie die Entfernungen, jo daß 
3. ®. ein doppelt langer Weg nicht ganz doppelt foviel 
koſtet, ald der einfache, die Briefe, die am weiteften 
gehen, verhältnigmäßig am wohlfeilften bezahlt wers 
den. Dieß kann gerec)tfertigt werden, weil die Koften nicht 
genau mit der Entfernung fteigen, vielmehr die Mühe des 
Annehmens, Tarirens und Austheilend gleich bleibt (d). 


c) Auch ein größeres Gewicht eines Briefes über den eins 


fahen Sat erhöht nicht im gleicher Fortfchreitung die 
Tare, indem 3. B., wenn jener Sat '/, Xoth ift, bei 
1 Loth zwar das Doppelte des einfachen Briefes, aber 
bei 1'/, und 2 Lothen nicht dad 3= und Afache deös 
felben, fondern nur etwa dad 24, » und Ifache erho⸗ 
ben wird (e). 


d) Zur Begünftigung der Literatur erhalten Drucfchrifs 


ten unter Kreuzband eine niedrigere Taxe, als ihr Ges 
wicht mit fich bringt (f), und die Zeitungen, welche 
die Poft verfender, werden um eine geringe Erhöhung 
des Preiſes von berfelben geliefert. 


Ca) Der neuefte franzöfife Brieftarif iſt 1827 durch den Beſchluß der 
Kammern zu Stande gefonmen. 


(d) Das Gewicht des einfachen Briefes ift 


156 boll. Us oder 7:4, Grammen in Frankreich fs't 1827, vorber 


nur 6 Grammen, 


162,5 3» » » */, Loth in Baden 
4a 


» a» 3% » » Daiern cdas Pfund hat 11,655 6), 
» >» » 35, 9»  » Preußen. 


Letztere Beſtimmung verdient als die fhonendere den Vorzug. Das 
gegen wird in Baiern 1 Loth (364 As) auh nur 1'/,fah bezahle, 
wie in Preußen, und das preuß. Loth ijt nur 304 Us; 1°,, Loth, 
in Baiern 546, in Preußen 456 Us, zahlen 2fadh. 


Ce) Kiedurdy erhalten die Taren eine, von dem jedesmaligen Poftenlaufe 
ganz unabhängige Feftigkeit und es wird nun möglich, die Bezirke 
(rayons) durch concentrifche Kreife auf der Charte zu bezeichnen, fo 
daß das Porto von dem angenommenen Mirtelpund aus nah allen 
in einerlei Bezirk liegenden Orten gleich viel beträgt. In Frankreich 
ift dieſer Orundfag feit 1827, in den meiften deutfhen Staaten fchon 
länger ze „z. B. Preußifhes Tar » Regulativ vom 18, Dec. 
1824, 1. 2. 


'9 p., 180— 230 m. 10 
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(d) 3. 3. 



















Baier. | Preuf. Baier, | Preuß. 
"arif. | - Tarif. Tarif, } Tarif. 
Meilen. 4 ö Meiten. dr K 4 
1 3 3% 30—35 12 1 
13 3 5% 36-39 14 21 
4— 5 3 7 40 —41 14 24% 
6— 9 4 7 42 —47 16 24% 
10—11 4 10% 45—49 18 24% 
2—14 6 10% 5053 18 28 
15 - 17 6 14 54—59 20 28 
149 8 14 60— 65 22 31% 
20—23 8 17% 66-69 24 31% 
24—29 10 17% 70 24 35 


Der Preuß. Tarif fteigt von 20 Meil. an für je 10 Meil, um 1 Sar. — 
Nordamerica: Bis 30 engl. Meil, 6 Eents (Okr.), über 30-80 M, 
10 €, 8SO—150 M, 121%, €, 150400 M. 18% C., über 
400 M. 25 C. E(Hier kommt die deutſche Meile nach Maafgabe der 
fteigenden Enrfernung auf 1,°° — 0,8% — 0,57 — 0,34 — endlich 
auf ungefähr O,2° fr.). Auch in England werden die Säge mit zu- 
nehmender Entfernung verhältnißmäßig immer geringer: 15—30 miles 
(deren 23 gerade 5 deutihe Meilen machen) zahlen 5 p. (13°/, fr), 
30—50 m. 6 p., 50—80 m. 7 '% 80—120 m. 8 p., 120—180 m. 

p-, 230—300 m. 11 p., f. 41. Ge. III, 
cap. 7 und 45, Ge. III, cap. 11. Als einfach gilt der Brief, der 
nur aus einem Stüd Papier befteht, wenn es 2 Loth nicht erreicht. 
Zwei Stüde zahlen 2fady zc. American Alman. for 1832, S. 155, — 
Un ein Princip zu erbalten, Fonnte man die Briefrare zufammenfeken 
1) aus einem unveränderlihen Theile, der ſich auf jene gleichbleiben- 
den Geſchaͤfte bei jedem Briefe bejöge, 2) aus einem, genau mit der 
Entfernung wachfenden. Weil man indeß keine Brüche von Kreuzern 
und nicht weniger als 3 Pfennige bei der Thalerwährung zuläßt, fo 
kann die Tare nicht völlig genau dieſem Principe entſprechen. Es fei 
a der fire Theil, b.die Transportgebuhr für die Meile, m die Mei— 
lenzahl, t die ganze Taxe, pfitt=a—+ mb. Sept man . E. 
a=2f.wmdb= '/, fr., fo fommt ein Tarif heraus, der mit 
dem baicrifhen von 12 Meilen ar ganz übereinftimmt. — Zür die 
genau mit der Entfernung fteigenden Eäge v. Imboff.— Spicl» 
berg in Karls allg. Archiv, 1827, 18 9. — Eine Vertheurung 
ift ed, wenn die Tariffäge exclusive gejtellt werden, wenn z. B. ein 
Brief von 48 — 54 Meilen zu 18 fr. geſetzt iſt, aber die vollen 54 
Meilen fhon in den nädit böberen Sap von 54— 60 Meilen mit 
20 fr. fallen, doch läßt nid dieß nur mißbiligen, wenn in dieſem 
Beifpiel der Tariffag für 45 — 54 Meilen nad) der Länge von 54 
Meilen berechnet wäre. 


(©) 8. 3. bei 30 Meilen bis ’/ Loth 12 fr., von 2, — 1 Loth 18, 


von 1— 1'/, Lorhb 4 fr. u. f. f. für Loth immer um 6 fr. 
tbeurer. — Nur in England zahlt Doppeltes und dreifaches Gewicht 
eben fo vielfältig, — Ehemals war das Einſchließen mehrerer Briefe 
in einen Umſchlag verboten, aber das Verbot ließ ſich nicht handhaben. 


() Im Preußen 4 der Brief» oder Fahrpoft CSchrifttare). 
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2) Padettarif. Die langfamere Verfendung mit einem 
Pofte oder Packwagen, der weit größere Frachtftücde faßt, 
fordert einen niedrigeren Portofat. Ed muß dagegen bes 
ſtimmt werden, bis zu welchem Gewichte herab briefartige 
Padete noch auf der Fahrpoft angenommen werden dürs 
fen (a). Packete von einem angegebenen Werthe eignen 
fi gar nicht für die Briefpoft. Auch bei der Fahrpoft ift 
es üblich) und angemeffen, von Beinen Entfernungen und 
Gewichtömengen eine verhältnigmäßig höhere Tare zu neh⸗ 
men ald von größeren (6). | 


3) Tarif für Geldfendungen, welche, weil die Haftung 
für jedes Loth, Pfund ꝛc. Foftbarer ift als bei den meiften 
anderen Gegenftänden, ein höheres Porto als diefe entriche 
ten müffen (c). 


4) Tarif für die Perfonen auf den Poflmagen, wobei 
fein befondered Trinkgeld mehr vorfommen follte, und bei 
‚Ertrapoften (d), endlich 


5) für Eftaffetten. 


6) Auch alle Nebengebühren, 3. B. Beſtellgeld an den Briefs 
träger oder Packer, Provifion für den Poftvorfchuß u. dgl. 
müffen genau geregelt fein. 


Ca) In Preußen fann jeder Brief über 2 Lothe auch auf die Fahrpoft ges 
geben werden, aber es wird für gefchriebene Grgenftände etwas mehr 
als der Padetfaß bezahlt. 


(2) 8.3. Preußen: Der Portofag für Padete ift % Silbergrofhen per 
| un und Meile, aber Kleine Padete bis 4 Pfund zahlen doppeltes 

riefporto, ſolche über 4 Pfund dreifaches, bis zu dem Gewichte, 
wo jener Padetfag mehr beträgt. 


(e) Bequem ift die neuerdings in Frankreich getroffene Einrihtung, daß 
man Geldfummen, ftatt fie zu verfenden, der Poft übergiebt, welche 
fie durch eine Anweiſung von der Priterpedition des Beftimmungse _ 
ortes ausbezahlen läßt. — Aehnlich der Vorfhuß, den die Poft giebt 
und wieder einzieht, gegen eine Provifion. Preuß. Geldtarif: Bon 
je 100 Rthlr. Silber bei Summen von 100 bis 1000 Rthlr. für je 
5 Meilen 4 Sgr., über 1000 Athlr. für je 100 Rthlr. 3 Sgr.; 
Gold halb ſoviel. 


(I) Die Tare derfelben für die Meile wird von Seit zu Zeit mach ben 
Preifen des Habers und Heues neu regulirt. 
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IV. Verfendungsgefchäfte. Die Stellung der Pferde 
und Poſtknechte ift Sache von Privatunternehmern (Pofthals 
tern), welche mit der Poftverwaltung hierüber die nöthigen 
Verträge abfchliegen und für jede einzelne Leiftung eine beduns 
gene Vergütung erhalten. Sie und die Poftfnechte ſtehen übri⸗ 
gend unter Aufficht der Poftbehörden. 


1) Briefe. 

a) Sie dürfen nur von ficheren Perfonen angenornmen 
und müffen ſogleich mit Aufzeichnung der Summe auf 
dem Briefe nach dem Tarife tarirt werden. | 

b) Dem Aufgebenden muß ed frei ftehen, den Brief zu 
franfiren oder nicht, und man hat beim Abfchluß von 
Staatöverträgen in Poftfachen dahin zu fireben, daß 
diefe Wahl auch bei der Abfendung ind Ausland frei 
bleibe (a). 

c) E8 wäre zu mühſam, wenn die Briefe einzeln bis an 
das Poſtamt geſendet werden ſollten, zu welchem ſie 
beſtimmt ſind (6); viel leichter iſt es, alle in eine gewiſſe 
Gegend laufenden Briefe in ein Packet zu verſchließen 
und daſſelbe an dasjenige größere Poſtamt zu ſenden, 
von welchem fie, ohne einen Ummeg nehmen zu müfs 
fen, an ihre Beftimmungdorte vertheilt werden können. 
Auf diefe Weife bilden fi) in jedem Staate gewiſſe 
Sammelpläge, die unter einander in dem Verbande 
des »Packetſchluſſesc fiehen und bei denen die 
fogenannte Umfpedition gefhieht, Nur die an 
nahe Stationen gerichteten Briefe machen hievon eine 
Ausnahme. Die Beamten ded Beftimmungsorted oder 
des Umfpeditionspuncted haben die Nichtigkeit der Tas 
zirung der anfommenden Briefe forgfältig zu prüfen. 

d) Bei jedem folchen verfiegelten Briefpadete wird die 
Zahl und das Gewicht der eingefchloffenen Briefe aufs 
gezeichnet. Dad Aufzeichnen jeded Briefes nach feiner - 
Adreſſe in eine Kifte, deren Abfchrift in dem Packete 
mit verfendet wird, vermehrt die Gefihäfte fehr und 
verftärkt die Sicherheit nicht erheBlich (ec). 
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e) Für jedes Padet wird auch die Berechnung über das 
Porto beigefügt, welches, foweit ed dem eigenen Staate 
angehört, von der Erpedition, die cd baar einziehtr 
der Staatscaſſe verrechnet wird (d). . 

f) Vollkommene Gewißhrit der Weberlieferung durch Be: 
ſcheinigung des Empfanges läßt fich nur mit größerer 
Bemühung der Poftbeantten und foecieller Chartirung 
bewerfftelligen und erheifcht Daher eine erhöhte Gebühr 
(recommandirte Briefe). 

2) Badete werden ſpeciell aufgezeichnet und, nach der in 
Eüddeutfchland eingeführten Methode, dem Begleiter bes 
MWagend (Conducteur, Schirrmeifter) übergeben, der 
fie wieder dem Poftbeamten des Beſtimmungsortes einzeln 
abliefert. Für jeden erweislichen, vom Aufgeber nicht vers 
fehuldeten Verluft haftet die Poftanftalt, die dafür ſich wies 
der an den Schuldigen halten kann. 


Ca) Verweigert ein Staat alle Ubrehnung, fo muͤſſen die Briefe hin und 
ber von jedem der beiden Eorrejpondenten für die Ötrede innerhalb 
feines Landes. bezahlt werden. 

C) Man bedente die große Menge. Bon Paris gehen taͤglich 65,000 
Briefe, Zeitungen, Brochuren zc. ab; von London täglich 78,000, 
wovon 36,000 des Morgens. 

(e) Ktüber, das Poſtw. S. 99 — 113. t 

(d) In den meiften Staaten muͤſſen auch die inlaͤndiſchen Pofterpeditionen 
mit einander über das Porto abredhnen, welches jede verdient und 
empfangen bat, wobei man annimmt, daß derjenigen Poftftelle, 
welche den Brief ꝛc. an den Empfänger beftellt, das Porto für die 
intandifhe Sendung zukomme. Dieß Verfahren vervielfacht indeß die 
Geſchaͤfte ohne Norh und cs ift hinreichend, wenn nur bei der Ber 
rehnung an die Stuatscaffe die gehörige Controle vorhanden iſt. — 
Wenn ein Brief von A nad B gebt, fo find folgende Fälle moͤglich: 

1) er ift bezahlt; 
a) er bleibt in B oder der Umgegend; hier berechnet das 
Poſtamt A das eingenonmmene Porto unter der Ueberfchrift 
ranko der Poftcaffe. Kam der Brick weiter, von Aus⸗ 
ande, fo wird von demfelben der inländifhen Gränz« 
ftation der den inländifchen Poften daran gebührende An» 
theil vergutet; 

b) er gebt weirer ins Ausland, fo muß der erften Station 
oder dem Umfpeditionsorte des Nachbarſtaates der ent» 
frrechende Antheil erfegt werden, unter der Rubrit Weir 
terfranfo; 

2) er ift nicht franfirt; 

a) tam er vom Auslande, fo wird. A diefem das daran ver» 
diente Porto erjtatten und der Erpedition B unter der Be» 
nennung Muslage zur Laft fernen. Diefe Auslage wird 
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dur) B von dem Cupfaͤnger des verfendeten Gegenftandes 
eingezogen ; 

b) fur den inländifchen Lauf wird das durch B zu erhebende 
Porto unter diefeom Namen von A angezeigt. 


. 219. 


V. Einzelne Regeln, welde fi auf die Zwecke der 
Poftverwaltung beziehen. 

1) Zur Gefchwindigfeit dient außer dem guten Ineinan⸗ 
dergreifen der Eurfe unter andern: 

a) die Vermeidung de Umleitensd, d. h. der Abfen- 
dung auf einem Umwege, in der Abficht, die Verſen— 
dungsgegenftände länger auf den inländifchen Poſt- 
fragen laufen zu laffen unt dadurdy mehr Porto zu 
verdienen. Die gänzliche Abftellung erfordert Unters 
handlungen der Nachbarftaaten (a); 

b) die Vorfchrift beftimmter Zeiten, in welchen die Briefe 

. und Fahrpoft jede Station nad Maaßgabe ihrer Ränge 
und Befchaffenheit zurücklegen muß, und die Führung 
von Stundenzetteln, welche der Poſtknecht oder Cons 
ducteur mitnimmt, um den Beweis bed richtigen Ein: 
treffend zu liefern; 

c) Verpflichtung der Pofthalter, eine genügende Zahl von 

Pferden zu halten ; 

d) fehleuniges Nustragen der angefommenen Gegenftände, 
mit mehrmaligen täglichen Abholungszeiten. 

2) Sicherheit. Am meiften befördert diefen Zweck die vors 
gefchriebene Manipulation bei dem Werfendungsgefchäfte 
($. 218). Sonft verdient noch bemerkt zu werben: 

a) Verpflichtung aller Beamten und Bedienten ber Poſt 
zur Beobachtung der größten Sorgfalt und Mechtlich- 
feit, namentlich auch in der Bewahrung des Brief⸗ 
geheimniſſes (6), 

b) Zurüdweifung ſchlecht verpackter oder gefährlicher Ges 
genftände (c); ferner folcher,, deren Adreffe nicht deuts 
li) und beftimmt genug: ift, 

©) gute Bewachung ded Poſtwagens, Begleitung deſſel⸗ 
ben in unficheren Gegenden ıc. 
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3) BequemlichFeit. Es giebt viele Gelegenheiten, denen, 
welche die Poftanftalt benugen, mit geringer Mühe manche 
Erleichterung und Annehmlichkeit zu verfchaffen, haupt⸗ 
fächlich bei der Perfonenpoft, 3.B. durch gute Wagen, ans 
ftändige Behandlung, fefte Ordnung in den Sitzen ıc. 

4) Einträglichfeit, der Wohlfeilheit unbejchadet. Hieher 

. gehört vornehmlich die Verhütung des Mißbrauched, der 
oft mit der Portofreiheit einzelner Perfonen getrieben wird. 
Am ficherften ift es, nur die Dienftcorrefpondenz der öffent⸗ 
lichen Behörden zu befreien, dad perfünliche Freithum aber 
ganz aufzuheben (d). 


ca) Defterreich leitet die franzöfifche uud fchweizerifche Eorrefpondenz mit 
Vermeidung des baierifchen Gebieres durch Tirol und Vorarlberg , 
obne eine höhere Tare zu nehmen, aber zum Nachtheil der baierifchen 
Poſtcaſſe und auf Koften der Geſchwindigteit, zumal da Baiern räg» 
ih, Defterreih aber nur Amal wöchentlich Verfendungsgelegenbeit 
bat. Verhandl. der 2. K. in Baiern, 1822, Beil, VII, 200, Ver⸗ 
bandl. von 1831, Beil, Nr. XLIV, ©. 4. 
(6) Die Berfaffungen mehrerer Staaten erwähnen die Sicherheit des Poft» 
geheimniſſes, z. B. Kurbeſſ. $. 38. — Die Fälle, in denen die Deff- 
nung eines Briefes durch die Obrigkeit erlaubt ift, müflen gefeglich be= 
ſtimmt fein. Die Weimarifhe VBerordn. vom 1. Ian. 1820 beftinmir: 
1) Briefe an Verftorbene, deren Vermögen unter Siegel liegt, 2) an 
Inquifiten, Letzteren Fall geitattet auch, auf Requifition der Unter 
fuhungsbehörde, Bad, B. v. 1822, Fink, Repertor. II, 21, — 
In Baiern ift Requifition eines Appellationsgerichtd erforderlich. Hiezu 
fommt das Deffnen der ſog. Metourbriefe nah einer gewiflen Frift 
und vorgängiger Ausſtellung, um von dem Aufgeber das Porto erbe« 
ben zu können. — Oeffnen der Briefe als Hulfsmittel der Diplomatie ! 


cd Schiegpulver, Knallgold, Säuren und überhaupt Flüffigkeiten ı. 
(d) So Baden, 23. Dec. 1831. — In England find die Parlaments» 
glieder feit 1660 frei, 


7: Hauptfüd, | 
Regal der SÖlüdsfpiele 
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Die Regalität der Lotterieen ift zwar noch immer der 
Geſtattung ſolcher Anftalten in den Händen von Privatunters 
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nehmern vorzuziehen, weil bei diefen noch mancherlei Anlockungs⸗ 
mittel gebraucht werben fonnen, die der Staat verſchmäht, weil 
diefer der Spielfucht gewiffe Schranken und ‚Erfchwerungen ents 
gegenſtellen Tann, die dem Intereſſe eines Privat⸗Lotterie-Inha⸗ 
berö widerftreiten, und weil wenigftens eine Einnahme für die 
Staatdcaffe gewonnen wird, welche andere Abgaben zu ernies 
drigen geftatter; allein diefe Umftände reichen doch nicht hin, 
um die Beibehaltung der Lotterieen zu. rechtfertigen. Es giebt 
kaum eine verderblichere Art, eine Staatdeinnahme aufzubringen, 
als durch diefe Anftalt, welche vom Sparen abhält, und an 
die Stelle des beharrlichen Fleißes die aufgeregte Gewinnfucht 
fett, die Einbildungdfraft durch die trügerijchen Bilder des leicht 
zu erlangenden Reichthums gefangen nimmt, die Elaffe der Lohn⸗ 
arbeiter am meiften verlodt und Tauſende von Familien der 
Armuth, Unredlichfeit und dem fittlihen Verderben Preis giebt. 
Je weniger die durch die Kotterie zu Grunde gerichteten Perfos 
nen fi) über den Staat beklagen, weil fie ohne ihren eigenen 
Reichtfinn nicht gefallen wären, deſto dringender ift es nüthig, 
eine folche Verfuchung zu entfernen, welcher, wie die Erfahs 
rung zeigt, immer Viele unterliegen. Je ungebildeter an Ver⸗ 
ftand,, je phantafiereicher und ärmer an Willensſtärke ein Volt 
ift, deſto fehädlicher muß in ihm die Lotterie wirken; auch in 
Deutfchland ift die Maffe des Volkes nicht im Stande, dem 
Reitze dieſes Spieles hinreichend zu widerftehen (a). 


Ca) Häufigkeit der Lottericen in Italien. Bronn, Reifen, II, 145 (1832), 
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Zur Vertheidigung der Stantslotterieen ift hauptfächlich an⸗ 
geführt worden ; 

1) Die Menfchen hiengen fo ſehr an Glücksſpielen dieſer Art, 
daß ſie, auch wenn der Staat auf den Ertrag derſelben 
verzichten wollte, doch ind Geheim, beſonders in ausläns 
difchen Anftalten, diefen Reiz befriedigen würden, wobei 
dann das Uebel fortdauerte und nur die Staatscafle Feinen 
Vortheil mehr bezöge (a). Diefer Grund hat am meiften 
Gewicht in Fleinen Staaten, in deren Nachbarfchaft auf: 
ländifche Xotterisen fortbeftehen. Man darf. jedoch darauf 


bauen, daß, wenn inländifche Privatlotterieen fireng vers 
boten find, wenn das Sammeln für ausländifche Anftalten 
unterfagt wird und auf diefe Weife der tägliche Anreitz wege 
fällt „ wenn endlich auch die Nachbarftaaten gleichen Grund⸗ 
fügen huldigen, die Summen, die man. dennoch zum Lotz 
teriefpiele verwendet, nicht erheblich fein werden und befons 
derö die unteren Volksclaſſen von diefer Sucht werden ab⸗ 
gelenkt werben CD). | 

2) Die Ausgabe der Spielenden fei ein Mittel, den Gewins 
nenden eine beträchtliche Summe, die aus Fleinen Beiträ⸗ 
gen Vieler gefammelt werde, zuzumwenden, die Lotterie wirfe 
alfo einer Erfparung aus den Einkünften ähnlich (c). Hier⸗ 
auf ift jedoch Folgendes zu erwiedern: Die Kotteriegewinnfte 
können keinesweges als eine günſtige Vertheilung des Vers 
mögens angeſehen werden, denn fie werden meiſtens leicht⸗ 
ſinnig aufgezehrt, ohne eine dauernde Verbeſſerung des Ver⸗ 
mögensftandes einer Familie hervorzubringen. Wenn alſo 
auch ein Theil der Spieler befonnen genug ift, um weder 
bei den Einfäten dad Maaß ihres difponibeln Einfommens 
zu überfchreiten, noch auch die Gewinnfte zu verfchleudern, 
fo findet doch bei fehr vielen Theilnehmern, befonders aus 
der Claſſe der Xohnarbeiter, in beiden Hinfichten eine ents 
gegengefeßte Handlungsweife Statt, und es giebt Fein Mits 
tel, die Xotterieen nur den verfländigen Perfonen zugäng⸗ 
lich zu machen. | 


(a) 2 m > oͤſer, patriotifche Phantaf. I, 161. — Rapport au Roi, 
&. 126, 


(5) Der Rapport a. a. O. fagt, in Franfreih babe die Aufhebung der 
‚ Staatslorterie im I. 1793 nichts genügt; man habe defto mehr in ge⸗ 
beimen Privat» und in ausländifhen Anftalten gefpielt, was die Pos 
lizei nicht habe verhindern kaͤnnen, und fo fei denn 1797 die Staats» 
Lorterie wieder bergeftellt worden, en se fondant sur cette maxime..., 
qu'il est plus sage de gouverner les hommes tels qu’ils sont que 
tels qu’ils devraient £tre. 
(e) Auf diefe Seite des Gegenftandes hat neuerlih Bernoulli aufmerk⸗ 
fam gemacht, ſchweiz. Archiv, III, 112, 
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Es find zwei Arten von Lotterieen üblich, die nicht bios 
in der inneren Einrichrung,. fondern auch in ver Wirkung auf 
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die Menfchen fehr von einander abweichen. Die genuefifche 

Zahlenlotterie, von neuerem Urfprunge ald die Elaffenlotterie 

und biöweilen durch die Benennung Lotto (Lotto di Genua) 

von diefer unterfchieden (a), ift im viel &Keheren Grave verderbs 
lich. Ihre Einrichtung befteht darin, daß von YO Zahlen jedes⸗ 
mal nur 5 gezogen werden, und den Spielern die Wahl frei 
ſteht, nur eine Zahl, oder 2, oder 3, A, auch wohl 5 zu bes 
fegen. Nach der Zahl der befesten Nummern fteigt die Grüße 
des Cinfaßed; dagegen wird dad Herausfommen einer einzelnen 
Zahl (fimpler Auszug) auch mit einem geringeren Gewinne 
bezahlt, als das Errathen zweier Zahlen (Ambe); noch höher 
die Terne, Quaterne und Quinterne. Ferner ift et, 
wenn man 3. B. auf drei Zahlen jet, auch geftattet, die in 
denfelben enthaltenen 3 Amben und 3 einfachen Auszüge noch 
befonders zu befegen, fo daß, wenn etwa nur zwei Zahlen oder 
doch eine herauskommt, die darauf fallenden Gewinnfte bezogen 
werden fünnen. Der Gewinn befteht in einem Bielfachen des 
Einfaßes, deffen Größe bis zu einem gewiffen Minimum herab 
beliebig if. Der Nutzen für den Unternehmer enrfteht daraus, 
daß man die Gewinnfte niedriger bejtimmt, als fie nach der ges 
ringen Wahrfcheinlichfeit des Gewinned in 5 .' e der arithmetis 
ſchen Gefege fein follten (6). Nach der gewöhnlichen Cinrichs 
tung foldyer Lotto's zeigt die Erfahrung, daß die Spielenden 
ungefähr 2/, der Einfagfumme gewinnen. Von dem an den 

Staat fallenden Drittheil gehen die Befoldungen, Ziehungsfoften 

und der den Einnehmern zu bewilligende Antheil an den Eins 

fägen ab. Der Belauf des reinen Ertrages hängt von der Größe 
des Landes, der Bevölkerung, der Spiclfucht einzelner Gegenden 

u. dgl. ab (c). 

Ca) Urfprung des Lotto in Genua, da bei den Wablen in den großen 
Rath 5 Namen aus 90 gezogen wurden und es auffam, auf die cin« 
zelnen Candidaten Wetten anzuſtellen. Später wurde bieraus, indem 
man ftatt der Namen bloße Zablen anmwendete, das fürmliche Porto, 
we!“es aber erſt im vorigen Jahrhunderte auch außerbalb. Genua 
Eingang fand; 1752 in Wien, 1763 in Berlin, 1769 in Ansbach :c. 
Beckmann, Beitr. jur Geſch. d. Erfindungen, V, 334—39, 

(b) Nah den Lehrfägen der Combinationztheorie befinden fid) unter 90. 
— ) 90 mögliche einfache Auszüge, von denen jedesmal 5 heraus» 

fonımen, aljo ift die Wuhrfiheinlichleit, einen derfelben- uber» 
"haupt zu gewinnen (unbeftinmier Auszug), 5, aber bei einem 


* 


240. 


auch „der Ordnung nad beftimmten, 4 2. dem Dritten (be» 
ftimmter Aus;ug) nur yo- Gewöhnlich bezahlt die Unftalt jenen 
nur 15», diefen 70fad). 


2) = oder 4005 Amben (verfchtedene Eombinationen zu zwei 
Dingen), wovon unter den I gezogenen Zahlen — oder 10 her⸗ 

- ausfommen, die Wahrſcheinlichteit des Gewinnes ift alfo a 
oder 400:/, , die Bezahlung deſſelben gefchieht nur 270fach. 

3) 20:89-8* — 117,480 Ternen; in den 5 Bahlen find aber 


ae BZ 


io,ernen entalten, folglich ift die Hoffnung, eine beftimmte 


zu gewinnen, mur — 3; man bezahlt gewoͤhntich 5300+, 
5400. oder hoͤchſtens 7100fach Ensbach bei 1 Fr. Einfaß). 

— rar — 2:555,190 Duaternen, woron, da in 5 
Sahlen 5 Duat, find, die Wahrſcheinlichkeit nur iſt. 
Verguͤtung 60 — 64,500fad). 

5) 43°949,260 Quinternen, deren Defebung aber meiftens gar 
nicht geitattet wird, fowie auch bei der höchit geringen Wahr- 

. ſcheinlichteit die Spieler felten nur dazu geneigt fein würden, 

cc) Zur Erläuterung : Srantreid, Durſchnitt von 1792 — 1828: 

die Gewinnfte betragen... +» «72,°° Proc, 

die Werwaltungstoften «u... « 8°” > 
der reine Ertrag» +». .- 02000 
Mon den Koften machen wieder die Antheile der Eollecteurs an 27, 
(64 Proc.) aus, und die Koſten find 31," Proc. ber dem Staate 
nach Abzug der Gewinnfte bleibenden Summe, Die Einnehmer bes 
zogen früher 6, fpäter 5 Proc. Bon 1816 28 wurden i. D. jähr- 
lich 52 Mil. »t. eingefegt und davon 37°900,000 Fr. gewonnen. 
Sahl der Buͤreaux: in Paris 150, in den Departements feit 1830, 
440. Rapport au Roi, S. 126, und Tabl. 13. 24, — Die Dr» 
donnanz vom 22, Febr. 1829 regelt den Bezug der Einnehmer fo: 
ir die erften 100,000.$r. 5 Proc, für die zweiten 4 ‘Proc., Tür 
e folgenden 50,000 3 Proc., für die nächften 2, und von 300,000 Sr. 
an 1 Proc, — Der Reinertrag War 1816— 28 i. D. 14°250,000 $r. 
1829 » 12:727,000 » 
1830 2 10-035,000 » 
41832 Budget: 29 Mil. Er. Einfäge, 21 Mit. Gewinnfte (72,* Proe.), 
2-262,200 Sr. Koften (7,° Proc), 9°737,800 St. (19," Proc.) rein; 
die Abnahme rührt von den großen — ber, ſ. 8. 228. 


Baiern. urchſchnitt 
1819—22: 1826—28: 
Einſaͤtze +++... 4324, 361 fl. 3:814.102 fl. 
Gewinnſte .. . +» + 2826,893 2 2:333,385 » 
oder Procente: 68, 62, 
Koften sr. ++» ... 360,918 » 314,104 » 
oder Procente: 8,3* 8,23 
Meinertrag ++... +1,136,950 2 1.111,613 » 


oder Procente:  26,°° 29,.7 
Indeß kam der Lottoftempel und manche Feine Einnahme anderer Art 
binzu, fo dag der geſammte Reinertrag der 3 Iehteren Jahre fi Jahr. 
lich auf 1°279,712 ft. ftellt. Neueftes Budget: 1'190,000 fi.— eide 
Sicilien: 1'300,000 Duc, c2°535,000 fi.) Reinertrag» Spanien 
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9 Mill, Real. (1:100,000 f.). Toſcana 1 Mill. Sr. Kirchen⸗ 
ftaat 314, Mil, Er. — Auf den Kopf der Einwohner fommt dem. 
nach neuerlich 
9* Reinertrag d. Staats 
in Frankreich.. ...... 43 8, fr. 


» Baiern .......... % 19 » 
» Beiden Gicilien- - 20.» 
» Toſcana ......... 23 21 
im Kirchenſtaate ..... — 39 


Bon der Summe, die dem Ötaate — Bezahlung der —— 
bleibt, machten die Koſten in Frankreich im D. von 1798— 1828 
31,2? Proc., in den letzten Jahren 28 Proc., in Baiern neuerlich 
22 Procent, 
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Die Schädlichkeit der Zahlenlotterie insbefondere (a) beruht 
auf folgenden Umftänden : 

1) Die Einfäge find bis zu einem fo niedrigen Betrage herab 
geftattet, daß auch Perfonen von fehr geringem Einfommen, 
wie namentlich die Lohnarbeiter, mitfpielen Tonnen, für 
welche gerade die Verfuchung zum Spiele und der Neiß 
des Gewinned am ftärkften, dagegen auch der wirthfchafts 
liche und fittliche Verderb am größten ift. 

2) €8 ift der Phantafie und felbft der Berechnung ein grö⸗ 
ßerer Spielraum, eröffner. Weil nämlich von den 90 Zah: 
len immer nur 5 gezogen werden und die Menge der bei 
einer Ziehung überhaupt gemachten Gewinnfte von der häu⸗ 
figen Befegung diefer Zahlen abhängt, jede Nummer aber 
von Zeit zu Zeit wieder herauszufommen pflegt, fo gefchieht 
eö leicht, daß man durch abergläubifche Mittel die glück— 
lihen Zahlen auszufinden fucht, denfelben mancherlei Bes 
ziehungen unterlegt, auch das frühere oder fpätere Erfcheis 
nen derfelben beobachtet. So bildet. fi) eine ſtete Be⸗ 
fhäftigung der Gedanfen mit dem Xotto, wodurch die 
Spielſucht zum umwiderftehlichen Hange werden kann, auch 
findet man Anlaß, nad) Berechnungen planmäßig und hart: 
nädig das Spiel fortzufeßen, welches indeß meiftend Die 
Spieler zu Grunde richtet, ‚ehe fie das erfehnte Ziel erreicht 
haben (5). 


Ca) Mertwürdige Nachrichten leer find von dem Baron Dupin rn 
getheilt worden, Deput, 8. 22, März 1828. Moniteur Nr. 83 


Rau yolit, Deion, 3r BD, 16 
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Frankreich hat 21 fpielfüchtige und 65 befonnene Departements. Bene 
find die betriebfaineren, mit Gewerken und Handel mehr befchäftig- 
ten, z. 3. Nord, Ober» und Niederrhein, Moselle, Rhone, Isere, 
Gard, Vaucluse, Rhonemuͤndungen ꝛc. Die Einfäge betrugen 1826 
in einem der fpielfühtigen Departements i. D. 2'200,000 Fr., in 
einem der befonnenen nur 81,000 Fr. Während die Grundfteuer bei» 
der Theile des Landes 52°870,000 und 101 884, 000 Fr. beträgt, alfo 
die 21 leichtfinnigeren Depart. nur des ganzen Grundeintommens 
beziehen , ijt die Anzahl der Hausdiebitähle, der unchelihen und Fine 
deitinder , auch verfihiedener fihwerer Verbrecher in den 21 Dep. zu⸗ 
fanmıengenommen faſt fo groß, als in den 65 anderen. Die 5 De» 
partements, worin. die Ziehungsorte liegen (Paris, Lyon, Bordeaur, 
Lite, Straßburg), liefern allein 37°417,000 Fr. oder über 24 aller 

Einfäge, in ihnen ift auch u. a. die Menge der Hausdiebſtaͤhle am 
größten. 

(8) Es ift in mehreren Lotterieen beftimmt, daß im Falle des beharrlichen 
Beſetzens einer und derfelben Zahl die Annahme des Einfages ver» 
weigert werden fanu, auch daß auf jede Zahl für eine einzelne Zie- 
bung von allen Spielenden nur eine gewiſſe Summe gefeht werden 
darf. Baier, Berbandl, 1822, Beil. VII, 226. Solche Vorſchriften 
müffen fehr genau geregelt fein, um jede Willführ auszufchließen, 
und fie können dennoch den Schein derfelben nicht völlig zerftreuen, 
wenn fie erft nach der Ziehung angewendet werden und die Freude 
des vermeintlihen Gewinnftes wieder vernichten. — Betrügereien, 
„. B. durch Taubenpoft, wenn die entfernten Einnehmer noch nad. 
der Ziehung Einfüge annehmen. 
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Die Aufhebung der Zahlenlotterie ift demnach ein fo drin» 
gendes Bedürfnig, dag man fi) durch die Schwierigkeit, wie 
die Lücke für die Staatöcaffe wieder zu ergänzen fei, nicht ab« 
halten lafjen follte; denn gute Steuern find nicht fo ſchädlich 
ald die Lottoeinnahme, Als Worbereitungen zu dieſem Schritte, 
nicht al& zureichende Heilmittel des Uebels, find ſolche Maas 
regeln anzufehen, welche die Ziehungen feltener, die Einſaͤtze 
Eoftbarer machen, die Anzahl der Einnehmer vermindern und den 
Gebrauch befonderer Anlodungen von Seite derſelben verbies 
ten (a). Diefe Vorkehrungen der gänzlichen Aufhebung voraus: 
gehen zu laffen ift auch darum nicht unrathfam, weil dadurch 
die Epielfucht allmälıg geſchwächt wird, was bei dem plüßlichen 
Aufhoren nicht der Fall fein würde, 

(a) Franfreih, angef. Ort v. 1829: In den 8 Departements, wo feine 
Collecteurs find, follen auch feine angeſetzt werden (bierunter befinden 
fi) die beiden Depart. Creuse und Correze, welde fit) dur die 


Außerjt geringe Zabl von Verbrechen auszeichnen, 1 auf resp. 17,31% 
und 13,554 Einwohner, f. Compte general de l’administrat, de la 
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justiee criminelle en Fr., 9. 1825, 26, 27), in 28 anderen fol«; 
ien die Einnehmereien aufhören, der geringfte Einfag ift von X auf 

2 Sr. erhöht. — Budg. Gel. v. 21. April 1832, Tit. 6: 1336 hört 

das Lotto ganz auf, bis dahin werden obige Beſchraͤnkungen fortge- 

ſetzt. — In Baiern wurde 1828 der Befhluß der zweiten Kammer, 

einftweilen die Zahl der Collecteurs, befonders auf dem Lande, zu 

vermindern , von der erften Kammer verworfen, 
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Bei der holländifchen oder Elaffenlotterie (a), die 
man auch im Gegenfaße des Lotto's Lotterie im engeren Sinne 
nennt, wird eine beſtimmte große Zahl von Looſen gemacht und 
eine gewiffe Summe yon Gewinnften verfchiedener Größe anges 
ordnet (5). Um zur Theilnahme fowohl Erleichterung ald Aus 
rei zu geben, erfolgt gemeiniglich die Ziehung aller zufammens 
gehörenden Looſe in mehreren Abtheilungen, nach beftimnten 
Zwifchenzeiten, und fo, daß man den Betrag des Loofes theil⸗ 
weife, für jede Ziehung (Claffe), entrichtet, auch nicht ges 
zwungen ift, daffelbe durch alle Ziehungen fort zu bezahlen; 
hiezu wird man indeß durch den Umftand leicht bewogen, daß 
in den legten Ziehungen die größten Gewinnfte vortommen (c). 
Der Ertrag für den Unternehmer einer folchen Lotterie wird 
gleichfalls fchon im Voraus in einem gewiffen Procentfa der 
Gewinnfte (10 — 12) feftgefegt, wovon die Koften 4 —5 Pros 
cent hinwegzunehmen pflegen (d), Da hierin nichts vom Zus 
falle abhängt, die Thätigkeit des Vorfteherd aber viel dazu beis 
tragen kann, den Abfa der Looſe zu befürdern (e), fo Tann 
eine foldye Anftalt eher als ein Lotto verpachtet werden, was 
jedoch nicht auf lange Zeit rathſam ift, weil ed Verbefferungen 
und Einfchränkungen verhindert, auch nicht ſoviel Vortheil bringt, 
als die Selbftverwaltung. Den Einnehmern wird eine, nad) 
ber Zahl der verkauften Looſe fich regelnde Vergütung zugefichert. 
Kotterieen diefer Art find allerdings weit weniger fchädlich als 
das Zahlenlotto, und um fo weniger, wenn der Preis eines Loo⸗ 
feö für einen großen Theil des Volkes unerfchwinglich ift, wäh 
rend bei fehr niedrigen Preifen ded ganzen oder getheilten Loos 
ſes die verderblichen Folgen am Tage liegen (f). Doch ift auch 
der geringere Nachtheil noch immer beherzigenswerth genug, um 
eine Abſchaffung aller Lorterieen nachdrücklich zu empfehlen (g). 

16 * 
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€a) Genau betrachtet ift der Name Elaffenlotterie nicht ganz paffend, denn 


cb). 


Ce) 


die Unordnung mehrerer Elafjen ift nicht weſentlich, wie fie denn z. B. 
bei den kleineren Preuß. Eourantlotterieen nicht vorfommt, Den Aus» 
drud holländische oder alte Lotterie braucht fchon Bergius, Mag. 
Art. Lotterie. 


Bei den Römern wurden öfters Loostäfelhen (tesserae) ausgetheilt 
oder unter das Volk — (missilia), welche zum Theile Ge- 
winnfte trugen. Doch führte diefe Einrichtung nody nicht auf die Lot« 
terieen, welche erft gegen Ende des Mittelalters auftamen und An« 
fangs in einzelnen Ausfpielungen von Waaren beftanden, oft für 
wohlthaͤtige Zwecke; dann famen Geldgewinnfte an die Reihe und 
das Spiel fam in fortwährenden Gang. 1530 «eine- Geldlotterie des 
Staats in Florenz. Erfte Ziehung in Yondon im Jahre 1569, Ge- 
winnfte in Silbergefchirr, der Ueberfhuß zum Unterhalte der Sec» 
bäven bejtimmt (Revue encycl. Cah. 58 6. 134); in Paris 1572 
und 1588 zur Ausftattung dürftiger Mädchen. Hanıburg 1615, Nürn« 
berg 1699 ı. Beckmann a. a. O 


3. B. Frankfurter Stadtlotterie, 1832: 21,000 Looſe, deren eines 
durch alle 6 Claſſen (Ziehungen) 90 fl. koſtet, und zwar der Zeitfolge 
nach 6 — 14 — 24 — 22 — 16 — 8fl. Erfte Ziehung 20. Juni, 
legte 8. Nod. Die 10,400 Preife neben 50 Prämien zu 100 — 400 fi. 
und 16,300 Sreiloofe zur nächften Claſſe betragen 1°499,650 fl., ebenfoviel 
die Loofe, welche darum nicht 21,000mal 90 fl. ausmachen können, 
weil für die zweite Elaffe nad) Abzug der 2900 Gewinnfte der erften 
nur noch 19,000 Looſe bleiben u. |. f. Die Preife belaufen fi in den 
6 Elafien auf 32,500 — 30,960 — 39,750 — 51,500 — 70,640 und 
846,800 }l., in der Ichteren ift 1 ‘Preis von 100,000 fi. und eine ebenfo 


hohe Prämie, welche beide fogar jufammentreffen koͤnnen. 


(4) 


Sn der Frankfurter Lotterie werden von Gewinnften und Praͤmien unter 
1000 fi, für die Unternehmung 10 Proc. , von den höheren 12 Proc. 
abgezogen. Bei den Preuß. Lottericen, wovon 2 größere Claſſenlotte⸗ 
ricen mit 90,000 Yoofen zu 30 Rthlr., und 4 Heine zu 10 Rthlr., 
zieht der Staat 16 Proc. ab, wovon aber 64 auf die Koften gehen. 
Der Reinertrag ift für 1832 auf 574,000 Rthlr. gefegt. 


Ce) Zur den. nicht verkauften Theil der Looſe muß die Anſtalt mitfpielen. 


N 


) 


Dieß zieht ihr eine erhebliche Wagniß zu, falls naͤwlich auf ihre eige⸗ 
nen ae weniger Gewinnfte fallen, als im Durchſchnitte zu erwar« 
ten iſt. 


Angaben über die waadtländifche Lotterie betätigen dieß. 1 Billet 
koftet durch alle Claſſen 30 Schweizerfranfen, aber in.der erften nur 
2 Fr. (1 fi. 22 kr.). Es hat ſich gezeigt, dag von 2007 Billers nur 
164 an reiche Leute, 909 an Perfonen in mittelmäßigen Umftänden, 
934 aber an »Arme,, Falliten und Unterftügte« abgefeßt wurden. Der 
Staat hat von jederrinzelnen Unternehmung gegen 14,000 Sr. Reine 
ertrag und 6000 Sr. Koften. S. Forel und Jaquet in den N. 
—— der Schweizeriſchen gemeinnuͤtzigen Geſellſchaft, V, 


In Großbritanien wurde 1826 durch Parlamentsſchluß die Lotterie fuͤr 
immer aufgehoben. Die letzte Ziehung war am 18. Juli und bot 6 
Gewinnſte zu 30,' 00 Pf. St, dar. — Beſchloſſene Aufhebung der Lot⸗ 
terie im Gr, Heſſen, 1832, Sie war 1815 — 32 für jährliche 8900 fi. 
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verpachtet worden. S. d. Hoffmann, Belträge zur nähern Kennt⸗ 
niß der Gejeggebung und Verwaltung des Großherzogthums Hefien, 
©. 94 (1832), 
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Außer den Lotterieen find in Paris und in den grös - 
ßeren deutfchen Badeorten auch andere Glücksſpiele erlaubt 
und werden von Privatperfonen , die der Staatdcaffe einen 
Padıtzind entrichten, veranftaltet. Man fucht ihre Geftattung 
in den Badeorten aus dem Zufammentreffen vieler unbefchäfs 
tigter und begüterter Perfonen, aus der Unmöglichkeit, heim⸗ 
liches Hazardfpielen zu verhindern, wenn das öffentliche verbo« 
ten wäre, und aus dem Umftande zu rechtfertigen, daß man bei 
der beftehenden Einrichtung Gelegenheit bat, nicht blo8 Betrug 
zu verhüten, fondern dad Spiel gewiffen Einfchränfungen zu 
unterwerfin (a). Diefe Gründe mögen in den ftark befuchten 
Bädern, bei dem einmal eingewurzelten Hange nach Glücks⸗ 
fpielen, die gänzlihe Aufhebung der Spieltafeln unrathſam 
machen, aber man follte wenigfiend auf die weitere Einfchräns 
fung derfelben Bedacht nehmen, und bie das ganze Jahr bins 
durch geöffneten Spielhäufer einer Hauptftadt müffen unbedingt 
gemißbilliget werden (6). 

(a) Auch kommt vielleicht die Erwägung bie und da hinzu, daß es meiftene 
Ausländer find, die fi zu Grunde richten, 

(8) Die Parifer Spieldäufer tragen 6 Mil. Ir. Pacht, nebft 4 Mill. pot- 
de-vin für die Gjährige Pachtzeit. Auf die Folgen derfelben für Wirth⸗ 
ſchaftlichkeit und Sittlichfeit tät fhon die Menge der durch fie veran« 
laßten Selbftmorde fchließen. — Poiffon berechnete 1820, daß im 
trente-et-un jährlih 330 Millionen, in der roulette 100 Mid, Fr. 
eingefegt werden, zufammen 230 Mill., welche, da diefelben Geld« 
ftüde im Jahre 12 —15mal über die Tafeln gehen, eine Geldmafle 
von 24 Mill. in den Händen der Spieler und Banquiers erfordern, 
Den Gewinn der letzteren ſchlug P. auf ungefähr 8 Mil. an, neuer 
lidy wird er auf mehr als 9 Mil. gefhäßt, wovon nad) Abtragung des 
Pachtgeldes und Beftreitung der Koften nody gegen 1'880,000 Fr, teie 
— Ueberfguß bleiben folen; f. Zſchokke's Prometheus, I, 262 

). 


En — — 


3. Abfhnite 
Einfünfte aus Gebühren. 
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Ni. unter ben Begriff der Gebühren ($. 86 Nr. 2) fallen- 
den Etaatdeinfünfte werden von den meiften Schriftftellern als 
@teuern betrachtet und in die Elaffe der indirecten Stenern ges 
bracht. Dieß ift nur dann zuläffig, wenn man dad Wort 
Steuern in einem weiteren Sinne nimmt und damit alle dies 
jenigen Entrichtungen verfteht, welche oben mit der Benennung . 
Auflagen bezeichnet worden find ($. 84 Nr. 2); indeß unter 
fcheiden fich die Gebühren fo wefentlih von den anderen Yufs , 
lagen, daß ed immer nöthig ift, beide Abtheiluugen in der Bes 
trachtung von einander zu trennen. Die Gebühren werden bei 
foldyen Eelegenheiten gefordert, wo der Bürger mit der Regie= 
rung ober einer ihrer Anftalten in Berührung tritt, fie Fünnen 
als eine partielle Vergütung für den Aufwand angefehen werben, 
welchen der Regierung die einzelne Ueußerung der Staatögewalt 
verurfacht und haben infofern mit der Bezahlung für geleiftere 
Privatdienfte Aehnlichkeit. Dagegen wird die Regierungshand⸗ 
lung oder die Staatdanftalt, die zur Erhebung einer Gebühr 
Anlaß giebt, nicht etwa diefer Abgabe willen angeordnet, fie 
geht aus den Pflichten der höchften Gewalt hervor, zur Erreis 
chung der Staatszwecke alle dienlichen Mittel zu ergreifen, fie 
kommt mit vielen unentgeldlichen Zeiftungen des Staats für das 
Wohl der Bürger überein und Fünnte, ohne ihr Wefen zu vers 
ändern, felbft unentgeldlich fein, wie denn aud) in den verfchies 
benen Staaten darin manche Berfchiedenheit obwaltet, daß 
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einerlei Staatdleiftung bald gegen eine Gebühr, bald unentgelds 
lich geſchieht. 


z. 228, 


Daß man in früheren Zeiten, wo es an einem Ueberblicke 
der Volkswirthſchaft und an leitenden Finanzgrundſätzen fehlte, 
eine Manchfaltigkeit von Gebühren zu Hülfe nahm, um die 
Staatscaſſe zu füllen, iſt bei der Planloſigkeit der ganzen da= 
maligen Finanzverwaltung leicht erklärlich. Wiele offenbar uns 
zwedmäßige Arten von Gebühren find in neuerer Zeit aus den 
Budgets der Staaten verfchwunden (a), mehrere andere Arten 
hat man ziemlicy allgemein beibehalten, 3. ®. Stempel, Zaren, 
Eporteln, Weggelder ꝛc. Gegen ihr Fortbeftehen läßt fich im 
Allgemeinen anführen : | 

1) daß die Eigenfchaft, welche diefer Elaffe von Einkünften 
den Namen der zufälligen erworben hat ($. 86), une 
verfennbar die Unvolltommenheit derfelben andeute, indem 
fie fich nicht nach der Fähigkeit der Bürger richten, zu den 
Staatslatten beizutragen, fondern nad) einem anderen Maaßs 
ftabe, der leicht die unbillige Schonung des Wohlhabenden 
und die ſchwere Bedrüdung des Dürftigen zur Folge haben 
kann, und der in jedem Falle nicht nach einem Grundfaße, 
fondern nur nach Gutdunken oder einer gewiffen Willkühr 
geregelt wird; . 

2) daß ed unpaffend fei, die Benußung der Staatdanftalten 
durch eine daran gelmüpfte Abgabe zu erfchweren oder wohl 
gar in manchen Fällen ganz unmöglich zu machen, daß 
vielmehr die Koften der Staatseinrichtungen, foweit der. 
Privaterwerb der Regierung nicht zureicht, auf dem Wege 
der Befteurung aufgebracht und die Leiſtungen des Staates 
für die Einzelnen ganz unentgeldlich gemacht werden follten, 


(0) 3. 3. die Abgaben, welche fonft die Iuden, abgefehen von allen Ver 


mögensverbättnifien, blos für ihre perfönlihe Duldung entrichten muß« 
ten, wie Leibzoll, Toleranzgebühr, Opferpfennig ıc., vergl. Ber» 
gius, Magazin, V, 260. — Lang, Geſchichte der deutfchen Steuere 
verfäflung, S. 198. v. Kremer, Steuerweſen, I, 43. — In Sranf- 
reich fanı beim Regierungsantritt eines Königs unter dem Namen 
joyeux avenement eine Abgabe für die Beftäfigung der von den Ber» 
gängern ertheilten Bewilligungen vor; — franc - fief, eine Eutrich« 
tung des Bürgerlichen, der ein adeliges Gur kaufte u. dgl, 
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Dieſe Unvollltommenheiten der Gebühren Iaffen fich nicht in 
Abrede ftellen und verbieten die neue Einführung derfelben ebens 
fowohl ald die Steigerung der fchon beftehenden. Aber die 
Beibehaltung derjenigen, welche ſchon laͤnger üblich find und 
daher durch lange Gewühnung aufgehört haben, ein Gefühl von 
Druck hervorzubringen, läßt fic) unter der Bedingung, daß nıan 
die Art und dad Verhältnig der Entrichtung auf alle Weiſe 
fhonend einrichte, in folchen Staaten in Schuß nehme, wo 
die Erhöhung der Steuern Schwierigkeit findet, es fei nun 
wegen der bereitö hoch geftiegenen Steuerlaſt, oder wegen ber 
Abneigung der Bürger gegen Steuern (a), oder wegen noch 
mangelhafter Steuerregulirung u. dgl. Mit den Fortfchritten 
des Steuerwefend muß jedoch allmälig eine Ermäßigung und 
theilweife eine Aufhebung von Gebühren eintreten, welche deren 
gänzliches Aufhören vorbereitet, mit Ausnahme einiger Arten, 
bei denen eigenthümliche Gründe obwalten, 

Ca) In den Schweizer Cantonen — die Gebuͤhren eine auffallend —— 
tige Stelle ein. 3. B. in Genf, 1825: Enregistrement 681,000 fi., 
Shorgeld Ceigentlih eine ftädtifche Einnahme) 57,921 fl., Gewerbs- 
einfchreibtare 29,765 fl., zuſammen 768,686 fl. oder 4 Proc. der gan» 


zen Einnabme von 1 “7A7, 000 Genfer Gulden (369,780 fi. des 24 fl. 
Zußes). Dernoulli, fhweiz. . III, 9, 
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Die einzelnen, in ben europäifchen Etaaten vorkommenden 
Arten von Gebühren Laffen fich fo überbliden, daß man unters 
ſcheidet: 

1) diejenigen, welche in allen Zweigen der Staatsverwaltung 
vorkommen, ohne Rückſicht auf einen einzelnen Staatszweck. 
Dahin gehören 

I. Stempelgefaͤlle ($. 231), 
II. Zaren von Amts⸗ und Würdenertheilungen ($. 233), 

2) diejenigen, zu denen ein oder der andere Zweig von Res 
gierungsgefchäften Weranlaffung giebt. Hiezu fünnen ge= 
zählt werden 

a) aus der Juſtiz- und Polizeiverwaltung : 
III. Gerichtskoſten ($. 234). 


249 


IV. Regiftergebühr yon Contracten ($. 236), 
V. Erbfchaftsgebühren ($ 237), 
VI. Strafen (). 237) ’ 
b) aus der Volfswirthfchaftäpflege : 
VII. Straßengeld ($. 238), 
VI. Waſſerzoll ($. 244), 
IX, Gewerböconceffionstare ($. 245), 
X. Erfindungspatentabgabe ($. 245), 
XI. Befürfterungstoften ($. 245), 
c)+ aus der Bildungsforge: | 
XII. kirchliche Difpenfationstaren (F. 246). 


$. 231. 


1. Stempelgebühr,. Diefe Abgabe von Schriften, bie 
einer Staatöbehörde vorgelegt- oder von ihr felbft ausgefertiget 
. werden, erhält durch den vorgefchriebenen Gebrauch des Stempels 
papieres eine leichte und ſichere Erhebung (a). Sie könnte als 
eine Vergütung für die DBemühung angefehen werden, die der 
Stempelpflichtige den Staatöbeamten verurfacht; allein es ift 
weder leicht ausführbar, noch auch rathfam und billig, fie ges 
nau nach diefem Umſtande abzumeffen ; auch hat man fie ge= 
wöhnlich .nur aufs Ungefähre nach der Wichtigkeit des Gegen 
flandes, den eine folche Schrift betrifft, fteigen laffen, und zwar: 

1) wo Bermögendverhältniffe vorfommen, wie bei Kauf- und 
Miethverträgen, Handwerksrechnungen, Quittungen ıc., nach 
der Größe der in denfelben ausgefprochenen Summe (Gras 
dationöftempel), 

2) in anderen Fällen nach einer Abftufung, bei welcher eins 
fache Eingaben (Bitten, Klagen ıc.) den niedrigften, Reifes 
päffe, Öffentliche Zeugniffe, Vollmachten, Zeftamente, Con⸗ 
ceffionen, auch wohl richterliche Erfenntniffe u, dgl. einen 

. immer ‚höheren Eat bezahlen (5) (Slaffenftempel). 

In mehreren Staaten hat man fpäterhin auch folche Schriften 
der Stempelgebühr unterworfen, welche gar nicht dazu beftimmt 
find, bei einer Staatöbehörde eingereicyt zu werden, fondern 
nur vielleicht ald Beweismittel eined Anfpruches dienen fonnten, 
3. B. Faufmännifche Wechfel (c), Frachtbriefe, Regifter der Kauf- 
leute, Sabricanten, Mäkler, Gaftwirthe u. dgl, (d). Auch 
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Spielcharten, Zeitungen und Calender pflegen zum Behufe einer 
von ihnen zu erhebenden Gebühr geftempelt zu werden. Diefe 
Abgabe, obgleich in die Stempelform gehüllt, trägt mehr den 
Charakter einer Verbrauchöfteuer an ſich, weil fie ſich an die 
Conſumtion einer Fäuflihen Waare anfchließt und insbeſondere 
ald eine Belegung des Luxus angefehen werden kann. 


Ca) Diefe Art von Staatseinfünften ift nah Borborn von cinem Hole 
länder erdacht worden, nachdem die Generalftaaten einen Preis auf 
die Erfindung einer neuen, nicht drüdenden und doch eintraͤglichen 
Abgabe gefest hatten. Die Einführung geſchah 1624. Eine Urt von 
Stempelpapier kommt zwar fchon in der Nov. 44 vor, aber ohne Er- 
wähnung einer dafür angeordneten Bezahlung. Bedmann, Beis 
träge zur Geſchichte der Erfindungen, II, 300 — 310, 


() Beifpiele, aus der Preuß. Stempelgefeßgebung, [. Philippi, Samm« 
lung fämmtlicher neuen Preuß. Gefege über die indirecten Eteuern, 
©. 491 ff. (1830). Das Hauptgeſetz ift vom 7. März 1822, Einen 
Stempel von 

5 Silbergr. brauchen Gefuche und Eingaben, Gefinde-Entlaffungs- 
feine, amtliche Ausfertigungen in geringfügigen Gegenftänden, 

15 Sgr. Dienftabfchiede, amtliche Artefte, erheblichere Ausfertigun⸗ 
en, Beftallungen, Cautionsinjtrumente, Ceffionen, Kund« 
Isafen, Lehrbriefe, Reiſepaͤſſe, Vollmachten, Wanderbucher 
u. dgl. 

2 Rthlr. Adoptions⸗, Che», Erbtheilungs » Verträge, Leichenpäffe, 
Majorennitätserflärungen, Teftamente, 

5—20 Rthlr. Entfheidungen in Eivilprocejien, deren Gegenftand 
nicht in Geld gefchägt werden fann, | 

10 Rthir. Friegsrechtlihe Erkenntniffe, 

5— 50 Rthlr. Entfcheide in Straf» und Injurienfachen. 

Den Gradationsftenpel bezahlen mit 

4 — Wechſelbriefe, im Lande traſſirt Cvor 1830 doppelt 
oviel), 

2 Proc. Actien, Schuldbriefe, Quittungen, die einer Staats. 
behoͤrde vorgelegt werden, 

Proc. Käufe von Mobilien, ſoferne ſchriftliche Abfaſſung des 
Vertrages nothwendig iſt, Pacht⸗ und Miethvertraͤge, Auctions⸗ 
prototoſle, 

Proc, der Prämie, Aſſecuranz⸗Polizen, 

1 Proc. Käufe von Immobilien, Erbpachte, Erbſchaften von Ehe⸗ 
gatten, Eivilprocek » Entfheidungen bis zu 1000 Rthlr. Cbei 
höherem Belaufe des Gegenitandes resp. und Proc.), 

2 Proc. Erbſchaften der natuͤrlichen Iegitimirten und der Adoptive 
finder, der Gefchwijter und — Deſcendenten, | 

4 Proc. Erbfchaften von anderen Verwandten bis zum 6. Grade, 
von Stiefe und Schwicgerältern und Kindern, | 

8 Proc. Erbfhaften im 7. und einem weiteren Grade, don Schwaͤ⸗ 
gern uud Nichtverwandten. s er 

In Frankreich beſteht fein Cloſſenſtempel, fondern ftatt deſſelben nur 
ein Dimenfionsftempet, weil: man nämlich fechserlei Papier 
forten von verſchiedener Größe hat, vom Dectavblatt bis zum grand 
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registre.von 16 unb 22% rbeinl, Bol. Die Gebüht fteigt von. 

bis 2% Sr., dabei ift Die Zahl der Zeilen geſehlich befchräntt, gran 

— bis 35 Zeilen auf die Seite, Der Gradationsſtempel be⸗ 

trägt durchgehends % p. mille, Geſetz v. 13. Brum. VII (3. Nov. 

1795), in Rondonneau, Code de l'enregistrement, du timbre, 
des droits de greffe et des hypotheques, ©, 25 (1810, — De 
Gerando, droit administratif, IV, 227. 

CH) Bon dem in der neueren Zeit immer . häufiger —5AI Wechſel⸗ 
ſtempel leitet man. den Verfall des Wechſelhandels ber, Ferber, 
Deiträge zur Kenntniß des gewerblichen und commerciellen Zuſtandes 
der preuß. Monardie, 1829, ©; 234, 

Cd) An weiteften geben hierin die franzöfifhen Stempelgefege, alle Ber» 
bandlungen „Auffäge, Abſchriften, Regifter zc., die vielleicht vor Ge- 
richt gebraucht werden fünnten pour obligation, decharge, justifi- 
cation, demande ou defense, find ftempelpflichtig. 


$. 232, 


Die, in mehreren europäifchen Staaten fehr einträgliche 
Stempelgebühr (a) ift eine in vieler Hinficht mangelhafte Art 
von Einnahmen. Sie erregt bei unzähligen Veranlaffungen ein 
läftiges Gefühl von Beengtheit und Bewachung, verurfacht uns 
bequeme Formalitäten, giebt zu vielen Contraventionen Anlaß 
und erfordert eine ausführliche, umftändliche Geſetzgebung, fie 
trifft ohne Wahl und Unterfchied die Bürger bei ſolchen Hands 
lungen und Ereigniffen, in denen auf Feine Weiſe das Kenns 
zeichen einer größeren Vermöglichkeit liegt (d), fie hält endlich 
bei ſtarkem Betrage von manchen fonft nüßlichen Gefchäften ab. 
Dagegen läßt fid) für die Stempelgebühr die bequeme einfache 
Erhebungdart und, wofern die Säße mäßig find, die Gering« 
fügigfeit jedes einzelnen Beitrages anführen, der nicht leicht Je— 
manden bedrüdt, durch längere Gewühnung noch erträglicher 
geworden ift und doch im Ganzen eine anfehnliche Einnahme zu 
Wege bringt. Gleichwohl trifft der Stempel die verfchiedenen 
Volfsclaffen zu ungleich und zufällig, um mit einem vollloms 
menen Finanzfyfteme vereinbar zu fein ($. 229). Wo feine Aufs 
bebung noch nicht ausführbar ift, da muß man ihn, wenigftens 
auf die mildefte Weife einzurichten fuchen, um einftweilen die 
Nachtheile, von denen er nie frei ift, zu verringern. Dahin 
gehören: 

1) aelinde Strafbeftimmungen für den Nichtgebrauch, zumal 
in ſolchen Fällen, wo offenbar nur Nachläffigkeit oder Uns 

kenntniß, nicht gefeßtwidrige Abficht obwalten (c), 
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2) niedrige Beftimmung des geringften Stempelſatzes (d), mä⸗ 
ßiges Aufiteigen deffelben und Vermeidung eined durch feine 
Hohe beläftigenden Betrages, 

3) Aufhebung des Stempeld von folchen Schriften, bei denen 
feine Entrichtung oder feine Controlirung befonderd unbe= 
quem wäre, zu Contraventionen ftarfe Verfuchung darbüte, 
oder auch, wie bei Anweifungen, Mechfeln, Affecuranzen, 
dem Verkehre fchaden würde, 

4) Befreiung "der Dürftigen, der wohlthätigen Stiftungen 
u. dgl. 


Ca) In Großbritanien zwiſchen 6 und 7 Mit. Pf. Sterl., nur 1823 über 
letzterem Betrage mit 7°107,000°Pf., in den Jahren 18?%% ,u.18°1/, , 
Com 5. April an) 6/, Mil. (78 Mit. fl). Der Eontractsftempel 
z. B. koſtet für die erften 30 Seiten 1'/, Pf. St., für je 15 fol« 
gende 1 Pf.; bei Obligationen ift der Sag von 1'/, Proc. an inner 
abnehmend, je größer die Summe ift, bei 20,000 Pf. nur ip. m.:c., 
ſ. Wiederhold, Handb. der Literatur und Gefhichte der indirecten 
Steuern, ©. 281 (1820). — Sranfreih: gegen 28 Mill. brutto, 
namentlih 1830: 27°991,000 Fr., 1831 im Budget: 28 Mil, Die 
Niedrigkeit der Stempelgebühr wird durch das hohe enregistrement 
mebr ald aufgewogen. — Preußen: 1821 auf 2:910,000 Rthir, an« 
geſchlagen. — Baiern: 1826 — 28 i. D. 778,700 fl. rein, Koften 
102,600 fl. oder 11,6 Proc, des Robertrages. — Baden: 1826 — 28 
i. D. 91,155 fl., Budget 1831 — 32: 95.200 fl., wovon die Koften 
(Papier 2c.) 12,500 A. oder 13 Proc, hinwegnehmen. — Gr. Heſſen, 
1830 — 32: 460,5 ri 

cd) Obgleich der Stempel von Kauf⸗, Miethverträgen u. dgl. ſich nad der 
Summe richtet, worüber man contrabirt, fo fann doch die Abgabe 
nicht als eine, nach der Vermöglichfeit abgemeffene Steuer angefeben 
werden, weil fie nur die zufällige Bewegung des Vermögens trifft, 
nicht.die Größe defielben überhaupt, und aus der Eingehung eines fole 
hen Vertrages auf feine Meife die größere Wohlhabenheit der Eon«- 
tradenten zu vermutben ift. 

Ce) Die Strafe befteht gewöhnlich in einem Vielfachen des nicht gebrauchten 
Stempeld. Bei Geſuchen u. dgl. follte nur die einfache Gebühr eine 

caſſirt werden (a. Preuß. ©. $. 23). 

CE) Baiern 3% fr, Baden 3 kr., Preußen 5 Spr. (17% fr). — Für 
mande Fälle, wo keine einfache Summe, fondern eine mehrmalige Lei⸗ 
ftung ꝛc. vorfommt, muß erft eine Megel zur Berechnung der, die 
Stempelgebühr beftimmenden Summe aufgeftelt werden. 


q. 233. 


11. Zaren von Anftellungen, Befürberungen 
und Standederhöhungen, 3. ®. ber Ertheilung eines 
Titels, einer Würde, eined Adelögrades, eines Ordens. Unter 
der Vorausfegung, dag Bewilligungen folcher Ehrenvorzüge nur 
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Belohnungen perfünlicher Verdienfte find, und daß die Anftel: 
Jung von Beamten ebenfalld des Etantödienfles, nicht der Aus 
geftellten willen erfolge, kann man feinen hinreichenden Rechte 
fertigungdgrund yon Zaren diefer Art anerkennen. Man ift 
darüber einig, daß Belohnungen in der Hand einer weifen und 
gerechten Regierung ein wichtiges Hülfdmittel find, um zu fols 
chen Leiftungen zu_ermuntern, die nicht erzwungen werden Fünns 
ten ; die Ertheilung folcher Begünftigungen an Minderwürdige 
wirkt dagegen. fehr nachtheilig auf die Sittlichkeit und auf die 

Achtung gegen die Regierung. Daher ift ihre Käuflichfeit un= 

bedingt verwerflich (a) und die Zare wenigftend unbillig. Aus⸗ 

nahmen machen 

1) folche Taren, welche bei einer Anftellung oder Beförderung 
yon Beamten ald Zufchuß zur Wittwencafje erhoben wers 
den ($. 64), 

2) Zaren von folchen Begünftigungen, die herkömmlich nicht 
ſowohl für Belohnungen der Würdigkeit, ald für Ausflüffe 
des Wohlwollens und der Gnade angenommen werden. 

Ca) Frühere Benalität der Aemter und Würden. Aemterhandel im byzan⸗ 
tinifhen Reihe; in Venedig verkaufte man bisweilen das Patriciat 
(procuratori per denari und per dignitäa wurden unterfdie- 
den!) und die Bererbung eines Amtes, — Einen Tiiel oder den Adel 


dem darum Nacyfuchenden gegen Geld ertbeilen, beißt ſolche Rang« 
vorzüge in ber öffentliden Meinung gänzlich herabſetzen. | 


$. 234. 


| if. Gerichtskoſten (Sporteln, droits de greffe 
in $ranfreich) werden von den Privaten für die Bemühung ents 
richtet, die fie in ihren Angelegenheiten einer Juſtizbehörde vers 
urfachen ($. 69). Es gehören dahin die Proceßkoſten des in 
einem Rechtsſtreite unterliegenden Theild, die Koften der Eris 
minals oder Polizeiunterfuchungen, falld fie mit einer Verur⸗ 
theilung endigen; ferner die Entrichtungen für die Handlungen 
der freiwilligen Gerichtöbarkeit bei Teſtamenten, Grbtheilungen , 
Vormundfchaften, Beglaubigungen u. dgl, Diefe in allen Läns 
bern vorlommende Abgaben liefern einen erheblichen Zuſchuß zu 
den Koften der Juſtiz- und Polizeiverwaltung, die fonft ganz 
aus den allgemeinen Einkünften der Staatscaffe befiritten wer. 
den müßten (a). Der häufig ausgefprochenen Behauptung, dag 


> 
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die Bürger ded Staates für ihre Steuern auf unentgeldliche 
Rechts⸗ und Polizeipflege Anſpruch hätten, liegt infoferne ein 
Mißverſtändniß zu Grunde, ald die Aufhebung der Sporteln 
eine Erhöhung der übrigen Auflagen nach fi) zieht und alfo 
alle Bürger defto ftärfer belaftet. Nur die Frage ift hiebei zu 
unterfuchen, ob ed nüßlicy) und billig fei, wenn diejenigen, 
welche bei der Gerichtd = und Polizeiftelle eine Privatangelegens 
heit anhängig haben, einen Theil des Staatsaufwandes für diefe 
Verwaltungszweige deden. Da, wo die Einzelnen etwas vers 
fehuldet haben, ift dieß nicht zu bezweifeln, es läßt fich auch 
bei den Gerichtöhandlungen, die ihnen einen befonderen Vortheil 
gewähren, mit Entfchiedenheit bejahen, und bei den Rechtöftrei= 
tigkeiten fpricht die Beforgniß, daß die Aufhebung der Sporteln 
der Proceßfucht unendliche Nahrung geben würde, für deren 
Beibehaltung. 


(a) Franfreih: 1816 — 28 i. D. 3:222,000 Fr. , nebft 1°598,000 Sr. Ges 
bübren für Reife» und Waffenpäfle, 663,000 Fr. Eriminaltoftenerfag 
und 27,523 Sr. Vergütung von — — zufammen 5512,000 $r, 
Ein Theil der zum enregistrement gehörenden Abgaben , nämlich das 
droit fixe von Ausfertigungen der Gerichtöftellen, Scheidungsbriefen, 
Mdoptionen, Zeugnijien, Vollmachten u. dgl., muß ebenfalls zu den 
Sporteln im obigen Sinne gezählt werden. — Baiern: Taren und 
Sporteln zufammen, 1819 — 24 1, D. 2:013,424],, 1826 — 281. D, 
1:903,000 fi. rein, 1832 — 37 Budget 1:685,000 fl. — Baden: 
1826 —- 28 i. D, 656,817 fl., Budger 1831 —32, 686,400 fl. In 
legteren beiden Staaten ift diefe Einnahme größer als der Aufwand für 
die Juftiz allein (ohne Polizei), — Würtemberg 375,000 fi., über die 
Hälfte der Juſtizkoſten. — In Preußen ift der Ertrag der Sporteln 
nicht mit in Einnahme gefegt, fondern an der Ausgabe für das Juftiz« 
weſen jogleich abgezogen, 


$. 235. 


Die Sporteln werben unter folgenden Bedingungen mit ben 
wenigften Nachtheilen verbunden fein : 

4) Ihr Belauf muß fo niedrig fein, daß er nur einen Theil 
der ganzen Ausgabe für Juſtiz und Polizei vergütet. Dieß 
ift fchon darum billig, weil das Beltehen diefer Amts⸗ 
behörden allen Etaatöbürgern fortwährend nüßt, indem e& 
ihnen die beruhigende Gewißheit giebt, in jedem vorfonts 
menden Falle Echuß ihrer Nechte zu finden, und zugleich 
durch die wahrfcheinliche Erfolglofigfet der Rechtsverletzun⸗ 
gen einen Abhaltungdgrund von der Begehung derfelben bilver. 
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2) Es muß eine ausführliche, deutliche, nach gleichfürmigen, 
billigen und fchonenden Grundfägen entworfene 2 portels 
ordnung vorhanden fein, welche alle Willführ befeitiget und 
die Sportelfchuldigkeit in allen Fällen beſtimmt ausſpricht. 
Der Mangel dieſes Erforderniffes hat .oft die Staatsange⸗ 
hörigen ſchweren Bedrüdtungen -Preis gegeben, 


3) Die Sporteln dürfen nicht den Beamten ald Befoldungds . 


theil zugewiefen werden, weil fonft eine allzugroße Ver⸗ 
ſuchung vorhanden fein würde, die Gefchäfte bed grüßeren 
Sportelbezugd willen in die Länge zu ziehen und die Ges 
bühr auf alle Weife zu fleigern (a). Daher hat man in 
‚neuerer Zeit allgemein die Einrichtung getroffen, daß die 
Sportelmn mit. Anwendung der nöthigen Controle an die 
: Staatscaffe abgeliefert werden, die Suftiz = und Polizeis 
beamten aber feſte Befoldungen beziehen. Es find hiezu 
befondere Sportelverrechner bei den -einzelmen Amtöftellen 
angeſetzt (b). | 

Ca) Im baier. Budget für 1831 — 37 ift ohne Veränderung der Tarife 
ie ‚doch der Ertrag ‚der Taren und Sporteln um 300,000 fi. nie» 

riger, als in den letzten Jahren, berechnet worden, weil man nad) 
dem Mufhören des bisherigen Sportelantheils der Landrichter annahm, 
— Sporteln von nun an um ſoviel billiger wuͤrden angeſetzt 
werden! 

0) Antrag, die Sporteln in eine leichter zu erhebende Stempelgebuͤhr 
umzuwandeln, in Baiern vom 2. Ausfihuß der 2, Kammer, Verhdl. 
von 1831, Beil. XLII, in Baden von Welder, Bad. Verhandl. 
1831, 3. IV. VII. Die Ausführung diefes Vorſchiages würde aller 
dings die Erhebungsart vereinfachen, ohne jedoch das Wefen der Ab» 
gabe zu ändern. | 


$. 236. 


IV. Regiftergebühr von Contracten über, Vers 
mögenssAngelegenheiten, Handänderungd= Abgabe 
(Schweiz), Raufaccife (Baden), enregistrement (zum 
Theile), Diefe Abgabe yon folchen Kaufe, Schenfungs-, Pacht: ıc. 
Contracten, die zu ihrer Gültigkeit in Gemäßheit der Geſetze 
gerichtliche Protofolfirung erfordern (a), ift in mehreren Staa: 
ten fehr beträchtlich (5), läßt fich jedoch auf Feine Weife mit 
ven Grundfägen der Finanzwiffenfchaft vereinigen (c). Die 
Gegenftände folcher Verträge find fchon einer Steuer unterwors 
fen, es ift daher Fein rechtlicher Grund vorhanden, bei ihrer 


— 
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Veräußerung, die ohnehin oft ein Zeichen bedrängter. Vermögens⸗ 
umftände ift, noch eine befondere Entrichtung zu fordern. Wenn 
auch die Gebühr zunächft vom Käufer bezahle wird, fo fällt fie 
doc) größtentheild dem Verkäufer zur Laft, weil diefer in der 
Regel mehr gedrängt ift zu verkaufen, al& jener zu kaufen, weß⸗ 
halb dieſer fich nicht leicht entfihließt, im Ganzen, mit Eins 
rechnung der Gebühr, mehr hinzugeben, als ihm der zu. erwar⸗ 
tende Reinertrag der Sache rathfam. macht. Außer der, in jes 
ner doppelten Belaftung liegenden Fehlerhaftigkeit hat diefe Abs 
gabe noch mehrere andere Mängel: | 
. 1) Wenn fie nicht beftünde, fo würde bei Käufen von Immo⸗ 
bilien der Kaufpreis verhältnigmäßig höher fein und in der 
Regel vom Verkäufer felbft oder in 2ter, Iter Hand pros 
ductiv angelegt werden. Die Gebühr, indem fie den Erlös 
ded Käufers verringert, fchmälert alfo unverlennbar das 
Capital, welches der Käufer angefammelt oder irgendwie 
. erworben bat. 

2) Viele Contracte, welche beiden heilen Nuten gebracht 
haben würden, unterbleiben, weil man ficy der ftarken 
Entrichtung nicht unterwerfen will. 

Es ift deßhalb die Aufhebung diefer Gebühr höchft rathfam. 
(a) Das ehr Läftige Franzöfifche enregistrement wurde am 19. Dec. 1798 
eingeführt. NHauptverordnung vom 12. Dec. 1798, doch mit manchen 
fpäteren Milderungen. Ueber das droit fixe von 1 — 15 Fr. ſ. 5.234, 
Das droit proportionnel beträgt | 
4, Proc. bei Weidepachten, VBichvermietbungen, Vererbung von 
Mobilien in gerader Linie, 
% Proc. bei Affecuranzen Cvon der Prämie), Accorden für Baus 
ten ıc. mit der Regierung, den Gemeinden und öffentlihen 
Anftalten, Kojt», Lchroerträgen, Handelseffecten mit Aus⸗ 
ſchluß der Wedfel, | 


1 Proc. bei Accorden unter Privaten, Beitpadhten, Darleiben, Ver⸗ 
ed erbung von Immobilien in gerader Linie, 


1% Proc. von Schenkungen, Vererbung von Mobilien an Cola» 


teralen oder Nichtverwandte, 
2 a ne, von Mobilien, Nentenverträge, Tauſch von Grund» 
-  ftuden ꝛc., 
2% Proc. Schenkung von Grundftüden an Defcendenten, Aſcen⸗ 
denten oder Ehegatten, von Mobilien an andere Perfonen, 
4 Proc. Kauf, Eeffion ꝛc. von Grundftüden, Erbpacht ꝛc. 
5 Proc. Schenkung und Vererbung von Grundftüden an Eollateras 
fen oder Nichtverwandte, 
Die Bad, Berkaufs- oder Jmmobilien-Accife (Haupte, v. 
4, Januar 1812) beträgt 244_ Proc. 11% ir, vom Gulden) vom Kaufe 
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‘von Grundftücen und Grundgefaͤllen. Mehrere Milderungen And 
1825 verordnet worden, die ‚Gebühr. fällt weg, ‚wenn Immobilien 
durch Tauſch oder Kauf an Defcendenten, Ehegatten oder öffentliche 
Anftalten gelangen, beim Loskaufe bäuerlicher Laſten. (Regen⸗ 
auer) Gr. Dad, Accis⸗ und Obmgeldordnung in ibrem rti⸗ 


gen Umfange, 1822, ©. 55. — (Heh) Sammlung aller Gejche 
und VBerordmungen über Zoll Accis ıc, 1827. ©, 669. * 


| —* 

CI Das franzöfifhe enregistrement trug 1316 ⸗ 28 i, D. 126:854,000 gr. 
im Durdyfchnitte Be 1824 — 28 aber 136°813,000 Sr, — ) 
den, 1829: 292,903 fl., wovon aber 74,531 fl. Erbſchafts » und 
Schenkungsacciſe find, alfo 223,322 fl. Kaufaceife, was einen Immo 
bilienvertauf von 8-93 ‚336 fl. anzeigt. — Genf, 1831: 386,000 f.— 
Waadt, 1821 —30 i. D, 224,000 Sr. oder 20 Proc. der ganzen Ein» 
nabıne, — Niederlande, 1829 mit Stempel» und Erbſchaftsabgabe 
11°200,000 j1. oder 18 Proc. der Staatörinnahme,. ‘ 


co) Bernoulli, Archiv, II, 34. — Bad, Berb. von 1831, 2, Kam⸗ 
mer, Beil. VII, 56. — Es Ändert im Wefen diefer Gebühr nichts, 
wenn fie in der Form einer Stempelabgabe erhoben wird, wie dieß in 
einigen Staaten gefchieht, wo der Vertragsſtempel ſich durch feine 
Hoͤhe von den anderen Stempelfägen unterfcheidet. 


$. 237. 


V. Erbfhaftsabgabe. Diefe alte und im den meiften 
Etaaten übliche, bald in Stempelform, bald als Beftandtheil 
der Regiftergebühr vorfommende Entrichtung (a) pflegt nach dem. 
Verwandtfchaftägrade der Erben abgeftuft zu werden ($ 231(b) 
236 (a)), fo daß in gerader Linie oder wenigftend von erbenden 
Defcendenten gar nichts, bei bloß teftamentarifcher Erbfolge aber 
oder entfernter Verwandtfchaft anı meiften bezahlt wird. Die 
Erbfchaftögebühr hat zwar ebenfall& ($. 236 Nr. 1) den Grund 
gegen fih, daß fie dad Kapital angreift (6), jedoch gilt dieß 
yon ihr in viel geringerem Grade, wie von der Negiftergebühr, 
weil die Erfahrung zeigt, daß ererbted Vermögen keinesweges 
fo forgfältig wie der Erlös aus Liegenfchaften feinem. ganzen 
Betrage nach werbend angelegt zu werden pflegt. Es ift in 
der That eine Empfehlung diefer Gebühr, daß fie feinem Ein: 
zelnen das Gefühl einer Entbehrung auferlegt und man Fann es 
nicht für unrechtmäßig erachten, wenn der Staat dad pofitiv- 
rechtliche Inſtitut der. Collateral= oder Teftamentss Erbfolge mit 
der Bedingung verbindet, daß ein -Fleiner Theil des zu vererbens 
den Vermögens -für offentliche Zwecke abgegeben werden müffe, 

17 


Mau polit. Oekon. zr Bd. 
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und zwar eine defto größere Quote, je geringere Hoffnung und 
Anfprüche der Erbe auf die Succeffion beſaß. Doch follte die 
Gebühr einige Procente nicht überfteigen, weil fonft jene nache 
theilige Wirkung auf die Capitale dennoch merflich werben 
könnte (0). Die Abzugsgebühr von Erbfchaften, die ind Aus⸗ 
land gehen cd), wird immer mehr, fo wie die Abgabe von dem 
Vermögen der Auswanderer, durdy Verträge unter den Staaten 


abgefchafft. 


VI. Geldftrafen. Gründe einer geläuterten Staatöflug- 
beit machen es unrathſam, von diefer Strafart bei Verbrechen 
und Vergehen häufigen Gebrauch zu machen (e), fo wie auch 
die allgemeine WVermögensconfiscation faft gänzlich aufgehoben 
worden ift (f). Zür viele leichtere Uebertretungen, z. B. von 
Polizeigefegen, find dagegen Geldftrafen zwedmäßiger (g) und 
werden ſtets einen, wenn aud) geringen Beitrag in die Staats⸗ 
caffe liefern, 


(a) Vicesima hereditatum in Rom feit Auguſt, doch mit Befreiung der 
- Afcendenten und Defcendenten. In Baden kommt fihon 1622 ein 
»Lacherbengelde vor. Die heutige bad, Erbichaftsaccife laͤßt Defcen- 
denten frei und fordert von den erbenden Afcendenten, Geſchwiſtern, 
Neßen und Nichten und Ehegatten 1 fr. vom Gulden (1? Proc.), 
von anderen Erben 3 fr. (6 Proc). Ang. Gef. v. 4. Ian. 1812, — 
Baier. Stempelgef. v. 11. Sept, 1825 (Sandtagsabfihied) $.7: Ge» 
fhwifter und deren Kinder zablen % Pros., Erben des 3. u. 4, Gras 

des x Proc., über den 4, Grad 3 Proc., Nidhtverwandte 5 Proc. 


cd) Graf v. Hogendorp (lettres sur la prosperite publique, II, 44, 
1830) erwiedert hierauf: Der Erbe fönne das volle Capital fih er» 
halten, er brauche nur auf den Sins von 1 oder ? Jahren zu ver» 
zichten. Uber wie felten wird ein Erbe fih entſchließen, auf dieſe 
Weiſe die Wirfung der Abgabe aufzuheben! Meiftens betrachtet man 
nur das als die wahre Erbichaft, was nah Abzug der Kojten und 
Gebühren übrig bleibt. 


Ce) Bol. v. Ulmenftein, von Steuern und Abgaben, 1794, ©. 203 
(nimmt Diefe Abgabe nur dann in Schuß, wenn fie zu wohlthätigen 
Sweden verwender wird. Dieß muß in einem wohlgeordbneten Finanz» 
wefen immer der Fall fein). 


(d) Detractus, Nachſchoß. Bor Alters wurden ſolche Erbfchaften wohl 
auch ganz vom Fiscus eingezogen, jus albinagii. — Die deutſche B. 
Acte Art. 18 hebt für die deutfhen Staaten unter einander Nachfteuer 
und Abfahrtsgeld (gabella emigrationis) auf. — Erbfolgereht des 
Staates in bona vacantia. J 


Ce) Ausgenommen Wuchergeſetze, Confiscation bei Zoll und Aeciſebetrug xc 
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(f) Nur etwa das-Bermögen der ohnehin in ber Regel unverehelichten Des 
ferteure ausgenommen. 


(g) Allerdings werden jedoch mande Polizeivergehen befjer mit Freiheits⸗ 
Rrafen belegt, 


$. 238. 


VIE Straßen, Weg-, Chauffeegeld, mit Einfchluß 
des Brüdengelded. Man hat diefe Abgaben von dem Ge— 
brauche der Kunftfiragen früherhin ald Ausfluß eines Straßen— 
regales angefehen, welches jedoch, nach dem oben aufgefieliren 
Begriffe eined Negales ($. 167), nicht anerfannt werden kann. 
Die Sorge ded Staates für die Landftraßen ift eine unabweis- 
bare Pflicht (II, $. 269), die Koften diefer Maaßregel find 
nothiwendig unter den Staatdaudgaben begriffen ($. 79), und 
ber Straßenbau ift weit entfernt, eine einträglidde Gewerbs— 
unternehmung zu fein, da feine Koflen den Ertiag des Weggel— 
des gewöhnlich um Vieles überfteigen (a). Letzteres kann folg: 
lich nur als eine Gebühr betrachtet werden, welche nicht ein: 
mal in allen Staaten befteht. Es verlegt weder die Gerechtig: 
feit noch die Billigkeir, wenn diejenigen, deren Waaren und 
Fuhrwerke auf einer Kunftftraße fich bewegen, zu der Verfchlechs 
terung derfelben beitragen, dafür eine verhältnigmäfige Abgabe 
entrichten, weil ihnen auch der Vortheil des erleichterten Trans⸗ 
portes zunächft zufällt. Diefe Entrichtung darf fich nicht nach 
der Art der verfendeten Gegenftände, fondern nur nach ihrem 
Gewichte und der Befchaffenheit der Fuhrwerke richten. 

Ca) In Baden z. B. koſten die Straßen gegen 340,000 fl., das Weggeld 
trug 190,000 A. oder an 56 Proc, der Ausgabe. Verbandt. d. 2. &. 

1328, 11, 72. — Großb. Heſſen: Koften der Chaufleen und Brüden 


198,300 fl., Weggeld 1831: 140,088 fi. oder 70 Proc., v. Hoff⸗ 
mann „Beitr. ©, 146. 189, j j 


$. 239, 


Das Meggeld muß in Anfehung feiner volkswirthſchaft⸗ 
lihen Wirkungen als ein Theil der Frachtkoſten betrachtet wer⸗ 
den, welche in dem Koftenfae der verfäuflichen Waaren ihre 
Stelle finden und in der Regel von den Käufern im Preife vers 
gütet werben. Die Aufhebung des Weggeldes zieht demnach 
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eine Erfparung an den Verſendungskoſten nach ſich und äußert 
hiedurch nachtehende Wirkungen : 

1) fie erniedrigt die Preife der Waaren, was nicht bloß den 
Confumenten, fondern zufolge der erweiterten Confumtion 
und Production auch den Erzeugern zu ftatten kommt (a) 
und indbefondere denfelben den Verkauf ind Ausland, bei 
dem fie indgemein mehrfache Eoncurtenz zu beftehen haben, 
erleichtert ; 


2) fie verfchafft ſolchen Erzeugniffen Abſatz, die wegen ber 
größeren Entfernung des Entftehungsortes yon den Märk« 
ten bisher nicht verfendet werden Fonnten, Diefe Wirkung 
wird von den entlegenen Gegenden eined Landes und den 
Erzeugern folcher Waaren, die im Verhältniffe zu ihrem 
Gewicte nur einen niedrigen Preis haben, am meiften 
enipfunden; 


3) fie wird zugleich die häufigere Durchfuhr ausländifcher 
Waaren zur Folge haben, welche zum Zwifchenhandel und 
zum Anfnüpfen anderer Handelöverbindungen manchen Ans 
laß giebt, aber auch ſchon wegen des manchfaltigen Er⸗ 
werbed der an den Straßen liegenden Ortfchaften ſchätz⸗ 
bar ift; 


4) fie bereitet den Reifenden eine Koftenerfparnig. Dieß ift 
übrigens in Beziehung auf Reifen, die bloß des Vergnügens 
wegen unternommen werden, Fein Vortheil, weil einige Be— 
laftung derfelden zum Beften der Staatdcaffe nicht gemiß- 
billigt werden kann und viel weniger empfindlich wirkt als 
die meiften Steuern. | 


Ca) Das Weggeld unterfheidet ſich weſentlich von einer, auf irgend eine 
Waare gelegten Steuer, denn diefe ift allgemein, jenes trifft folche 
Borräthe gar nicht, die auf keine Chauſſee kommen, z. B. das in den 
Dörfern verkaufte und verzehrte Getreide und Holz; es trifft ferner 
die in der Nähe des Marktortes wohnenden Erzeuger weniger und er= 
hoͤht ihren reinen Ueberſchuß. 


8240, 
Erwägt man neben diefen Vortheilen noch die befchwerliche 
und koſtbare Erhebung des Weggelded (=), fo kann man nicht 
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umhin, die Aufhebung deffelben für fehr zuträglich zu erach- 
ten (b). Die Beftreitung der Straßenbaufoften aus den Steuer: 
beiträgen der . Bürger ift ebenfowenig, ald dad Beflehen des 
Weggeldes, der Gerechtigkeit entgegen ($. 238), weil ber Nuten 
der Straßen auch mittelbar allen Bewohnern des Landes durch 
den niedrigeren Einfaufpreis vieler Güter fühlbar wird. Da in⸗ 
deffen nur bei fehr weiter inländifcher Verfendung und nur bei 
Waaren, von denen der Eentner einen ganz niedrigen Preis hat, 
die Wirkung des Weggeldes und feiner Aufhebung beträchtlic) 
ift (6), fo kann das Fortbeftehen deffelben, bei fonft guter Ein- 
richtung, wenigftens nicht als drückend oder als ein Hemmniß 
der Betriebſamkeit angefehen werden, es ift alfo zugleich darauf 
Rücdficht zu nehmen, auf welche Weife der durch das Aufhoren 
des MWeggeldes entfichende Ausfall in der Staatscaffe gededt 
werden faun, ımd ob Feine anderen, der Volkswirthſchaft noch 
feindlicheren Einnahmsquellen vorhanden find, deren Nachlaß 
noch dringenderes Bedürfniß if. Wo ein Staat das Beifpiel 
der unentgeldlichen Strapenbenugung gegeben hat, da kann das 
wetteifernde Beſtreben, jedem Lande die Vortheile ded Maaren: 
zuges zu fichern, die Nachahmung diefer Maaßregel nothwendig 
machen (d). | 


Ca) In Baden war 1528 — 30 i, D. der rohe Ertrag 226,191 fl., der reine 
199,936 fl., was einen Erbebungsaufwand von 11,5 Proc. anzeigt. 
Verhdl. von 1831, Beil. VI, 151. 156, Hiebei ift die Bemuͤhung 
der Obereinnehmer nicht angefchlagen. 


(0) Für diefe Aufhebung die Reden im XH. B. der Baier, Verhandlungen 
von 1828, 


co) Das bad. Weggeld betrug 2 fr. auf das Pferd und die Stunde, Bei 
einer Ladung von 15 Eentnern auf jedes Pferd machte dieß auf 
jeden Eentner bei 7% Stunden 1 kr., bei 30 Meiten Ar. Das Preuß. 
Weggeld beläuft fih, unter Annahme gleiher Beladung, für den Cent⸗ 
ner bei 30 Meilen anf 7% kr., bei 120 Meilen auf 30 kr. ꝛc. 


(d) Frankreich hat fein Weggeld mehr; es wurde nach der Wiedereinfüh- 
rung von 1797 im Jahre 1806 wieder aufgehoben. — Die Baierifh- 
Wurtemb, Vereinszollerdnung vom 26. Sept. 1828 verfügt, daß im 
inländifchen ‘Bertehre und beim Transporte zur — kein Weggeld 
Statt finden ſolle; bei Einfuhrgegenſtaͤnden wird ein Zuſchlag zu dem 
Bolle erhoben, der von der Größe des legteren bedingt wird, Die am 
böchjten belegten Gegenftände zahlen 25 fr. per Eentner, Eimer, Schef- 
fel, Guldenwerth oder Stud; der niedrigfte Weggeldjag ift 6% Ir. per 
Eentner, ohne Rudfiht auf den Weg, Durchgehende Waaren zahlen 
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%4 Ir. per Stunde und Gentner oder im Ganzen 12*/, fr, vom En 
ner. — Die proviforifhe Badifhe Verordnung vom 22. April 1830 
Ian. . be 1. yes ee * > — a gr nn 
mern im Jahre 1831 genehmigt luß der . am ugu 
4S Verhandl. XX, 362). — 


§. 241 + 


Wo fich dem gänzlichen Nachlaffe des Meggelded noch zu 
große Schwierigkeiten entgegenftelen, da Tünnte man wenigftens 
den Gedanken faffen, die läftige Einziehung deffelben auf den 
Straßen zu entfernen, indem die Ausländer leicht beim Eintritte 
in dad Staatögebiet zur Entrichtung angehalten werden fünnen, 
der auf die Inländer treffende Theil aber auf anderem Wege, 
dur Umlegung auf die Befiger von Spannvieh, aufgebradyt 
würde. Ein mißlungener Verfuch (a) zeigt die Schwierigkeiten 
diefer Maaßregel, die, wenn man nicht das richtige Verhältniß 
zwifchen den verfchiedenen Claffen derer, weldye die Straßen 
benußen, zu Grunde legte, leicht eine oder die andere fehr be= 
drücken konnte. Es wären deßhalb forgfältige Vorarbeiten noths 
wendig, um die Abgabe auf Fuhrleute, Lohnkutſcher, Beſitzer 
von Fuhrwerken und Pferden für eigenen Gebrauch ꝛc. zweck⸗ 
mäßig zu vertheilen, und dennoch wäre es nicht wohl möglich, 
die auf diefe Weiſe in eine Zugviehfteuer umgewandelte Gebühr 
zu einem genauen Gurrogate ded Weggelded zu machen, indem 
die von den Kunftftraßen weiter entfernten verhältnigmäßig zu 
ſtark in Anfpruch genommen würden. Aderpferde müßten, da - 
fie die Straßen weniger betreten, niedriger angefeßt werden, 
noch niedriger Zugochfen. Eine Abgabe diefer Art würde zwar, 
da fie leicht mit den Steuern einzufordern wäre, um den Bes 
trag der Erhebungsfoften des Weggeldes mäßiger fein fünnen 
als diefes, foweit e8 überhaupt auf die Staatöbürger fällt, es 
würden aber immer viele läftige Ungleichheiten bleiben, fo daß 
die Nüglichkeit diefer Einrichtung noch als fehr problematifch 
angefehen werden muß, 


'@) —— Zugviehſteuer als Weggeldſurrogat (Hauptverordnung vom 
6. Aug. 1803), aufgehoben in Folge der Landtagsfigung von 18272, 
ja welcher die allgemeine Unzufrisdenbeit mir dieſer Abgabe fich (aut 
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äufgefprochen hatte. Die Haupturſache hievon Tag in der zu ftarfen 
Belaftung der Uderpferde und Ochſen. Sie trug 1818—20, 455,000 fi. 
Berhdl. von 1822, VI, 292, Beil. II, 286, | 


$. 222. 
Mo das Meggeld beibehalten wird, da ift hauptfächlic) 


Folgendes zu beachten: 


1) Der Tarif muß nad) dem Grade, in welchem jede Be— 
nußungsart die Straßen verfchlechtert, abgeftuft, zugleic) 
aber im Ganzen fo billig fein, daß er dem Verkehre Feine 
merkliche Laſt verurfacht (a). 


2) Eolche Fuhren, für welche dad Weggeld aus einer öffent— 
lichen Caſſe bezahlt werden müßte, werden von der Ent- 
richtung befreit, 3. B. Hofr, Militärfuhren, Poſtwägen, 
Dienftreifen der Beamten mit der nöthigen Vorficht gegen 
Mißbrauch (b). 


3) Es wird Jedem, der einen längeren Weg zurüdzulegen 
hat, erlaubt, dad Meggeld fogleich für die ganze Strede 
zu entrichten. | 


4) Die Einnehmer erhalten eine, nach der Menge ihrer Vers 
richtungen abgemefjene Gebühr (c). 


5) Die Quittungen, welche für jede MWeggeldentrichtung aus: 
geftelle werden, dienen dem Staate zur Sicherung wegen 
der Ablieferung der Einnahmen. Diefe Duittungen müffen 
daher yon. den Meifenden entweder regelmäßig abgeliefert 
(3. B. von Fuhrleuten), oder ihnen wenigftens häufig abs 
gefordert werden (d). 


: Co) Es giebt in diefer Bezichung Feine fefte Gränze, nur ein Mehr oder 


Weniger. Dod wird ; 3. eine Gebühr von % fr, per Centner und 
Meite noch für fehr mäßig und menig ftörend gelten können, Die 
Kracht beträgt im nördlihen Deutſchland gegen 7 kr., im füdlichen 
Sranfreih nur gegen 4 fr. vom Centner auf die Meile, jener Sag 
des Weggeldes ift folglich ungefähr 4+— 6 Proc. der Fracht. — Preuß. 
Zarif vom 28. April 1828: für 1 Meile 1 Sgr. von jedem Kutfchen- 
pferde. Bei Fuhrwaͤgen wenigftens ebenſoviel, nur wird bei ſchma⸗ 
len Radfelgen und einer Beſpannung von mehr als 4 Pferden für 
vierrädrige, von mehr als 2 Pferden für jweirädrige Wägen 2—3 
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Sitbergr. entrichtet, — Nah dein Baier. Sollgefeße vom 11. Sept. 
0 der Eentner auf die ‘Stunde bei den meiften Gegenftänden 
4 

a !e 


cb) Auch gewoͤhnlich Armen⸗, Feuerloͤſchungs⸗, Leihen», Duͤngerfuhren. 


Ce) Eine Verpachtung der Weggeldseinnahme iſt nicht rathſam, denn bei 
geböriger Eontrole fann auch der bezahlte Einnehmer zur nörhigen Sorg⸗ 
falt angebalten werden. An wenig befuchten Straßen macht es ihm eine 
Nebenbeihäftigung möglich, ſich mit einer Einnabme zu begnügen, 
die ihn nicht vollig ernährt. Seine Vergütung wird entweder nach der 
verreshpneten Summe oder nad der Zahl der ausgeftellten nnd einge» 
forderten Zettel ac. beſtimmt; z. B. Bad. Minift. Berf. v. 22, Mai 
1821: von jedem Manualeintrage kr., von jedem eingefammelten 
Settel % fr., ferner (Inftruction v. 7. Febr. 1821 8. 19) von jeder 
Abrechnung 18 kr. und eine Hebgebühr von !/, — 1!/, fr, per Gulden ; 
f. (8 s 6) Sammlung aller Geſetze und Verordnungen über Bolt ıc. 


* ie 


(I) Nach der üblichen Einrichtung werden dem Einnehmer die Ouittungse 
zettel zugezaͤhlt nnd er muß bei der Abrechnung den Betrag der Stüde, 
die er nicht mehr vorrätbig bat, vergäten. Gegen den Unterfchleif, 
daß er für die Zettel weniger verrechnet, als er einnabm, ſchuͤtzt die 
öftere Vergleichung derfelben, am beiten fo, daß von jedem Zettel eine 
Abſchrift im Manuale aufbewahrt wird, Bad. Straßengeldordnung 
$. 11 und angef. Inftruction $. 6 ff. 


$. 23. 


Außer dem Weggelde wurden auch die Straßenfrohnen 
der in der Nähe einer Kunftftraße liegenden Gemeinden als ein 
Ausflug des früherhin angenommenen Straßenregaled ($. 238) 
betrachtet, fie find aber eher für eine befondere, zu einem ein= 
zelnen Zwede befiimmte Steuer der Anwohner, die fogleich uns 
mittelbar in Arbeit geleiftet wird, zu erachten, und ſtehen mit 
den Flußbaugelvern der Ufergemeinden ($. 79), wie mit den 
Provincials und Bezirfsabgaben in gleicher Linie. Diefe Froh⸗ 
nen werden entweder bloß auf dieBeifuhr der Materialien für den 
Straßenbau befchränft und den Befigern von Spannvieh allein 
“ aufgelegt, oder fie beitehen auch in Handarbeiten des eigent- 
lichen Straßenbaued, der erften Anlegung wie der jährlichen 
Unterhaltung. Der oft ausgefprochene Grund für die Straßen: 
frohnen, daß die Landbewohner Zeit genug übrig hätten, um zu 
dem Baue der Straßen, die ihnen vorzüglich nüglich feien, 
etwas durch ihre Arbeit beizutragen, ift bei einem vollfommenen 
Betriebe der Landwirthfchaft, wo ed für jede Jahrszeit und 
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Mitterung Gefchäfte giebt, nicht richtig; fo wie er auch eine 
ftärfere Verpflicdtung der Landleute nicht beweifen kann, da of⸗ 
fenbar nicht blos die Befier von Zugvieh, fondern alle Ges 
werböleute und felbft alle Conſumenten in ven benachbarten Ortfchaf: 
ten den Vortheil der Straße empfinden, Die Befreiung der Iand: 
wirthfchaftlichen Fuhren vom Weggelde ift für die große Befchwerd: 
der Frohnen ein unzureichender Erſatz (a) und diefelben verlierın 
auch durch Verlegung auf die Zeit, wo die Feldarbeiten größten: 
theild ruhen, keinesweges ganz ihr Läſtiges, zumal da es der 
Willkühr der Beamten überlaffen bleibt, ob fie entferntere Ges 
meinden beiziehen wollen, auch die Leiftung in einer ſtark be— 
völferten Gegend für jeden Einzelnen weit geringer wird, als in 
einer folcyen, wo längd der Straßen nur wenige Ortfchaften 
liegen (6). Könnte ein folcher Zufchuß zu den Koften des Stra: 
Benbaues, wie ihn die Frohnen geben, nicht leicht entbehrt wers 
den, fo möchte es angemeffener fein, allen Gemeinden bis zu 
einer gewiffen Entfernung von einer Straße einen, alle Mit« 
glieder nad) ihrer Vermöglichkeit abgemeſſenen Steuerbeitrag auf 
zuerlegen (c), etwa mit der Unterfcheidung mehrerer Elaffen nad) 
der Entfernung, und mit der jeder Ortfchaft geflatteten Wahl, 
die Geldleiftung durch Arbeiten abzuverdienen. 


Belauf der Frobnen aber auf mindeſtens 200,000 


(5) Bol. Bad. Berband!, 1328, III, 26.— 77. — Wirklich aufgehoben 
wurden die Straßenfrohnen. 1851. 


95) Bol. Bahariä in den angef. Verb. III, 67, 


Ca) In Baden wurde jene Befreiung nur auf 20,000 fi. angefchlagen, der 
fi. 


. M. 


VIT. Gebühren bei der Benutzung der Gewäſſer 
(U, $. 280) find dem Weggelde ähnlich und nad) gleichen 
Grundfäßen zu beurtheilen. Es gehören dahin: 


1) Flußzöolle (a), die jedoch, diefer Benennung ungeachtet, 
nicht wie die wahren Zölle nach der Befchaffenheit der Maas 
ren eingerichtet, fondern blos nad) dem Gewichte der vers 
ſchifften Quantitäten bemeſſen werden müffen, obgleich man, 
. um den Verkehr zu befördern, zu Gunften mancher, für 
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ihren Preis fehr ſchwer ind Gewicht fallender Waarengat- 
tungen eine Ermäßigung des gewühnlichen Waflerzolles bes 
williget (II, $. 281). Neben der niedrigen Feftfegung dies 
ſes Zolles ift befonder8 tarauf zu achten, daß er mit dem 
geringften Zeitverlufte von den Schiffern erhoben werde, 
Die Stationen dürfen nicht zu nahe an einander fein und 
die Entrichtung muß fo einfach ald möglich nach dem Ges 
wichte der Ladung, wie es fich aus den einzelnen Verla- 
dungöfcheinen und dem Derzeichniffe aller geladenen Fracht⸗ 
fiüde (Manifeft) ergiebt, gefchehen. Zu dieſem Rehufe 
muß bie Form des zu führenden Manifeftes vorgefchrieben 
fein, ed werden für Gegenftände, die man nicht zu wiegen 
pflegt, 3. B. Holz, Reductionsfäge auf Gewicht oder auch 
ſogleich die Zollſätze felbft aufgeftellt, um alle Willführ zu 
befeitigen, auch wird für die befondere Gebühr, die jedes 
Fahrzeug nach Maafgabe feiner Größe noch neben der Ab⸗ 
gabe von den Frachtftücken zu entrichten hat, der Tarif und 
dad Verfahren bei der Unterfuchung der Ladungsfähigfeit 
(Eichung) vorgefchrieben. Auf den, durch mehrere Gebiete 
laufenden Strömen ift ed nur durch vertragsmäßige Beſtim⸗ 
mungen möglich, die Abgaben ſchonend einzurichten (6); 
auf Binnenftrömen ift ihre Aufhebung wie die des Weg⸗ 
gelded zu beurtheilen, doch kann fie, bei geringem Betrage 
der Gebühr, wegen der ohnehin fehr wohlfeilen Waffers 
fracht nicht für dringend nothwendig gehalten werden (c). 
Canalzölle und Schleußengelder können fich in den 
Händen von Privaten befinden, wenn ſolche Communica= 
tionsmittel von ihnen angelegt werden, doch unter der Aufs 
fiht ded Staates (II, S. 277). An den Ausladeplätzen 
fommen Kranz, Waggelder ꝛc. hinzu, - 


2) Haven= oder Ankergelber (Zonnengeld), welche man | 


nach der Größe der in einem Haven einlaufenden Schiffe 
erhebt. Es fand hierin, fo wie in den verfchiedenen ähns 
lichen &chifffahrtsabgaben, gewöhnlich eine Verfchiedenheit 
der Anfage für in= und ausländifche Fahrzeuge Statt, 
welche jedoch neuerlich durch Schifffahrtöverträge zwiſchen 
den Staaten aufgehoben worden ift (II, 9.283). Die nies 
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drige Feſtſetzung diefer Gebühten muß unfehlbar dem Ber 
fucye der Häven fürderlich werben. 


3) Gebühren der Müller (Mühlenzins, Waffer: 
laufzins) für den Gebrauch ded Waſſers (d). 


Ce) 3. 3. außer den Rheinzöllen in Baden 119,000 fi., Großherzogthum 
Heffen 10,000 fi. 

(6) ©. U, $. 281. Neuer Rheinfhifffahrtövertrag vom 31, Mär, 1831, 
Die Abgabe ift jeht auf allen 19 Zollitellen zufammen, mit Einfluß 
der niederländischen Rbeinzölle, vom Eentner zu vos 2,56%, zu Thal 
1,97% Sranfen; die Gebühr von jedem Fahrzeuge beträgt bei den größ« 
ten Schiffen C5000 Eentner und darüber) 15 Fr. an jeder Zollſtaͤtte, 
bei 2000 — 2500 Eentnern 6 Fr. ꝛc. — Bon den Rheinzöllen bezog 
Baden 1827 —29 i. D. 102,813 Fr. Jetzt iſt der Anſchlag nur 
63,000 $r. oder 29,000 fi. brutto, wit 10,300 fl. Koſten. — Groß» 
herzogthum Hefien 59,009 fi, brutto. 

(ce) Mbgaben von dem Verflößen des Lang und Sceitholjes, wobei, da 
die Ufer, Brüden.und andere Werke leicht verlegt werden, die Unters 
vehmer des Flößens auch eine Haftung für Bejhädigungen diefer Art 
zu übernehmen haben. Bei den Flößgaflen in Muͤhlwehren kommt 
auch cine Abgabe an die Muͤller vor. 


(d) 3. 3. im Herzogtum Naſſau gegen 12,000 fl. — Man bat fonft 
wohl aud ein formlihes Mublenregal angenommen, aber die zur 
Anlegung neuer Müblen erforderliche obrigfeitlihe Genchmigung bee 
nr — — polizeilichen Gruͤnden; vergl, Moͤſer, patriot. Phant. 

‚Nr. 63. 


4. 245. F 
IX. Die Tare für die Conceſſion zur Betreibung von 
Gewerks-, Handels: und Dienftgefchäften follte nicht als eine 
pränumerirte &teuer von dem Gewerkdertrage behandelt werden, 
weil fie dann ungerechter Weife alle einzelnen Unternehmer gleich 
belafter, wie verfehieden auch ihre Einnahmen fich geftalten müs 
gen. Hohe Zaren diefer Art (a) Finnen nur bei einer, die vors 
handenen Unternehmer auf Koften der Abnehmer begünftigenden 
Deichränfung der Concurrenz erſchwungen werden und bilden 
felbft ein folched Befchräntungsmittel, welches Feine Billigung 
verdient, 


X. Gebühren für die Ertheilung eines Erfins 
dungspatentes. Wenn bei diefer Maaßregel die Zwedmäßig- 
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keit der Erfindung. nicht vom Staate unterfucht wird, fo hat 
‚eine Gebühr den Vortheil, dad Nachſuchen von Patenten für 
unbedeutende und unergiebige Neuerungen zu verhüten (II, S. 204), 
doch follte fie in feinem Falle fo hoch fein, daß fie nur von Bes 
güterten aufgebracht werden Fünnte und ed möchte dienlich fein, 
fie iu Fällen, wo das Verdienftliche der Erfindung außer Zwei: 
fel ift, noch zu ermäßigen. 


XI. Befdrfterungstoften, eine Abgabe der Gemeinden 
und Etiftungen, deren Waldungen durch Forftbediente des 
Staates mit beauffichtet und bewirtbfchaftet werden, an die 
Staatdcaffe, um einen verhältnigmäßigen Zufchuß zu der Be— 
foldung diefer Männer zu bilden, deren Thätigkeit zum ‘Theile 
den Staatswaldungen entgeht. Da foldhe Forften ohnehin aus 
vollöwirthfchaftlichen Gründen unter der näheren Auflicht der 
Staatöforftbehörden ftehen müffen (IL, $. 155), fo ift es zweck⸗ 
mäßig und es erfpart an den Koften, wenn fie auch der Vers 
waltung der von dem Staate angeftellten Förfter untergeben 
werden, ohne daß den Gemeindevorftänden dadurch die Mitwirs 
fung zu der Wahl der Benutzungsart oder auch im Falle eines 
großen Waldbefiges die Anftellung eined eigenen Gemeindeförs 
fierd entzogen würde. Der Beitrag muß genau geregelt wers 
den, damit Fein Vorwand zu ungebührlichen Forderungen übrig 
bleibe (b) (c). 


Ca) 3. 3. in Franfreid vor der Revolution, vgl. II, $. 184 Ca). 


c5) Diefe Entrihtung ift feine Steuer, wenn fie auch nad) dem Fuße der 
Grundfteuer mit erboben wird, denn fie trifft die vom Staate nicht 
beförfterten Waldungen nicht. — Code forestier, Art. 106: Die 
Beförfterungsabgabe der Gemeinden und Stiftungen wird aljährlid) 
durch das Finanzgefes beſtimmt und nach der Grundfteuer aufgelegt. 
Vorher beitanden verfchiedene andere Entrichtungen, namentlich 10 Proc. 
von den KHolzverläufen, weldye dem Staate mehr eintrugen, als ihn 
die Beförfterung Esitete, da der Robertrag der Sommunal» und Stife 
tungswaldungen auf 30 Mill. Sr. angefchlagen wird, f. de Vaulx 
et Foelix, Code forestier annote, I, 26. 92. (1827). — Bub, 
Verordnung vom 14, Maı 1828, Die bisherigen verfhicdenen und 
ungleichen Abgaben hören auf, dafür wird für jest eine Sunme von 
20,000 ji. jährlich. entrichtet, außer den für erheblihe Geſchaͤfte an 
die Förfter und FKorftmeijter zu bezahlenden Diäten. Solche Grmein» 
den, die bertönmlich einen eigenen Foͤrſter halten, find frei. Vergl. 
Verband. von 1828, IT, 72, — Der Betrag ift 6 fr. von 100 |. 
Waldjreuercapital, Verhandl. von 1831, Beil. VIII, 168, 
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Ce) Es Fönnen in dem Wirkungskreife der Volkswirthſchaftspflege noch 
. mancherlei andere Gebühren vorfonmen, z. B. die im franz. Finanz« 
gefege erwähnten Eichungsgebühren (droits de verification des poids 
et mesures), die nach der Bad, Maafordnung (2, Januar 1829, 

$. 27) an die Gemeinde und die Eicher fallen, 


$, 246. 


XI. Die Diöpenfationen von verfchiedenen, die Verhei⸗ 
rathung betreffenden Befchränktungen, 3. B, verbotenen Ver⸗ 
wandtſchaftsgraden, frühem Alter, der Zrauerzeit, mehrmaligem 
Aufgebote, pflegen eine Einnahme zu gewähren, die in ihrem 
Betrage unerheblich ift und nicht aufgegeben zu werden braucht, 
indem fie das zu häufige Nachfuchen folcher Dispenfationen vers 
hindert, welches bei einer, auf guten Gründen beruhenden ge= 
feglichen Verfügung immer nachtheilig wirkt. In wichtigeren 
Fällen Tann da, wo die Taxe drüdend werden würde, durch 
Nachlaß geholfen werden, 
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Indem der Verfaſſer guͤnſtigen Leſern, deren Zus 
ſtimmung ihm oft zur Ermunterung gereichte, die 
zweite Abtheilung des dritten Bandes und mit ihr den 
Schluß des ganzen, vor eilfthalb Jahren begonnenen 
Werkes uͤbergiebt, fühlt er lebhaft, daß es eine ſchwie— 
rige Aufgabe iſt, die Finanzwiſſenſchaft in ſyſtematiſcher 
Geſtalt, in genauer Verbindung mit der Volkswirth— 
ſchaftslehre nach ihrer heutigen Ausbildung, und zugleich 
in ſtetem Hinblicke auf die Finanzpraris darzuſtellen. 
Wieviel auch, namentlih in Deutjchland, befonders in 
einzelnen egenftänden , ſchon geleiftet worden ift, fo 
zeigen fich) doch dem, der nad) jenen Gefichtspuncten - 
das Ganze durchzuarbeiten unternimmt, nicht wenige Lu: 
den, unvollftändig erhellte Streitfragen und neu aufitei- 
gende Zweifel, Je mehr man, um bem gerechten. An- 
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forderungen ber Gefchäftsmänner zu entfprechen, bei der 
Beleuchtung der Finanzmanfregeln ins Einzelne geht, 
und je mehr man eigene Anfchauung praftifcher Ver: 
hältniffe gewinnt, defto deutlicher. erfennt man, wie viel 
in der Anwendung allgemeiner Grundfäge noch zu thun, 
und wie Manches an diefen felbft noch zu berichtigen 
iſt. Billige Beurtheiler werden hoffentlih, wo ihnen 
in diefem Bande das Ziel noch nicht erreicht ſcheint, 
wenigftens Das Beftreben des Verfaſſers, die Willen- 
ſchaft demſelben naͤher zu fuͤhren, nicht verkennen. Wo 
uͤbrigens aus allgemeinen Gruͤnden ſolchen Einrichtun— 
gen das Wort geredet worden iſt, die dem Praktiker 
ſchwer ausfuͤhrbar ſcheinen, da mag es dienlich ſeyn, 
daran zu erinnern, daß dieß ſchon bei manchen Forderuns 
gen der Theorie anfänglich der Fall war und daß fid) innmer 
nach und nach die Mittel ausfindig machen ließen, dag: 
jenige zu vollbringen, was man für gerecht und zweck— 
mäßig erfennen mußte. — Die Lehre vom Steuerwefen 
hat große und eigenthüumliche Schwierigkeiten und fchließt 
mehrere Streitfragen in fih, über bie man noch fehr 
getheilter Meinung ift. In Anfehung der Eapitalfteuer 
ingbejondere Scheint eine Vereinigung nicht nahe zu ſeyn, 
doch werden ſowohl die Gegner als die Vertheidiger 
darin übereinftimmen , daß eine neue Unterfuchung die— 
ſes Gegenſtandes nicht überflüffig war. 


Daß die zweite Abtheilung erft vier und ein halbes 
Jahr nad) der erften beendiget werden fonnte, dieß rührt, 
etwa die unterdeffen begonnene Herausgabe des Archivs 
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der politifchen Deconomie abgerechnet, von unvermeibli- 
chen Außeren Urfachen her. Dahin gehören die Aus: 
arbeitung ber zweiten Ausgabe des erften Bandes, bie 
Zandtage von 1833 und 35, an denen ber DVerfafe _ 
fer als Mitglied der erften Kammer Theil nahm, und 
noch ganz: Fürzlich die Beforgung der, gleichzeitig. mit 
biefer Abtheilung erfcheinenden 3. Ausgabe des erften 
Bandes, was Übrigens wegen der vielfachen Beziehuns 
gen der Finanzwillenfchaft auf die Volkswirthfchaftslehre 
für den inneren Zufammenhang beider Theile vieleicht 
von einigem Nutzen geweſen ift. 

Literariſche und ftatift ifche Nachrichten find fortwähs 
rend, noch während des Drudes, eingefchaltet worden, 
um überall die neueften Zuftände darzuftellen. Daher 
wird man in den fpäteren $$. bisweilen Angaben finden, 
die in den früheren noch nicht benußt werden konnten. 
Die Schrift des Grafen von Teffieres :» Boisber: 
trand traf zu fpät ein, als daß noch Gebrauch von 
Ihr hätte gemacht werden Fönnen *). Auch die Veraͤnde— 

rungen, bie ſich in Hinſicht auf die Gegenftände ber 
1. Abtheilung in den europäifchen Staaten während ber 
legten Jahre ereignet haben, laſſen fich, da fie zu zahle 
reich find, für jegt nicht wohl nachträglich angeben. Da- 
gegen wird es zweckmaͤßig fein, den Schuldenftand des 
Großherzogthums Baden vom letzten Juni 1836 aus 
den, dem gegenwärtigen Landtage vorgelegten Nachweis 
fungen als Ergänzung zu $.507 mitzutheilen. 





*) Ebenfo Nebenius, über Die Herabfegung der Binfen, * 
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1. Paſſivſtand. 


1. Lotterie⸗Anlehen von 1808 1074|, — fr. 
2. » » von 1820 5°006,766 » — » 
3. Rentenfcheine zu 4 Proc. 12,762 — » 
#4 » zu 34 Proc. 3:565,602 2 — >» 
5. Paffivcapitalbuch | 189,379» — » 
6. Lehencapitalbuch 863,403» 8» 
7. &autions « Sapitale 316,220 2 — » 
8. Militär-Einftands-Capitale 663,075» 58 » 
9. Contocorrent⸗Buch 1:116,647 » 15 » 
10. Entfchädigungsreferve-Conto 302,950» 19 » 
12°037,394 fl. 10 Er. 
11. Grundftodsvermögen 12-633,877 1.27 kr. 
24-671,271 1437 fr. 
IH. Activftand, worunter 

” 850,794 auf Sontocorrent 

942,661 Caſſenſtand 2:243,852 fi. 18 kr. 





III. Reiner Paffivftand 22-427,419 51.19 Er. 
und ohnedas Orundftodsvermögen 9:793,541 71.52 Er. 
Regtere Summe macht 7,95 fl. auf den Kopf ber 
Einwohner. nn 
Bei dem Abfchnitte von dem Poftregale ift die ger 
fällige Unterftügung eines aufgezeichneten auswärtigen 
Geſchaͤftsmannes mit Dank zu erwähnen. ° 
Den 19. März 1837. 
8.9. Rau. 


4. Abſchnitt. 
Steuern 
ee 
1. Abtheilung. 

Das Steuerwefen im Allgemeinen. 





Einleitung. 
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Unter denjenigen Entrichtungen der Bürger an die Megierung, 
welheAuflagenoderSteuern(«)immeiteren Bortfinne ($. 84) 
genannt werden, bilden die Steuern in engerer Bedeutung, d.h. 
die nach dem Vermögenszuftande der Staatsbürger erhobenen Ab: 
gaben ($. 86. 1)), die wichtigfte Elaffe (6). Sie ünterfcheiden fich 
wejentlic von den Gebühren, die zwar ebenfalls zum Theile nad) 
Summen, welcheim Vermögen der Bürgererfcheinen, z. B. bei Käu: 
fen von Srundftüden, eingerichtetfind, aber Doch keinesweges aufeine 
gleihmäßige Belaftung Aller nach dem Maaße ihrer Beitragsfaͤ⸗ 
higkeit hinzielen. Doch haben die Steuern und Gebühren die Ei: 
genthümlichfeit mit einander gemein, daß fie, ohne eine Erwerbs: 
thätigfeit der Regierung, aus dem Privatvermögen gezogen wer: 
den, alfo fein urfprüngliches, fondern nur ein abgeleiteted Einkom⸗ 
men (I, 8.251) gewähren. Die Befteurung ift alfo eine Effzie- 
hung von Staatdeinkünften unmittelbar aus dem Volksvermoͤ— 
gen, und zwar indbefondere aus dem Volkseinkommen, wobei die 
Rau polit. Ockon. Ir Bd. 2, Abth. J 1 
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Staatögewalt fi darauf befchränft, die Regel der Entrichtung 
gefeglich auszufprechen und fodann die Einzelnen zu deren Befol— 
gung anzuhalten. Die Steuern ändern die Vertheilung des Volks: 
einfommens beträchtlich ab. Daher ift die Unterfuchung der Wir: 
kungen, die mit jeder Art von Steuern verbunden find, eine An 
wendung volfswirthfchaftlicher Lehren. Manche Schriftfteller ha: 
ben diefe Betrachtung in die Nationalötonomie felbft aufgenom: 
men. Diefe Anordnung ift darum unvollfommen, weil mit jener 
Unterfuchung die Entwidlung der praftifchen Grundfäge zur guten 
Einrichtung des Steuerwefens. verwebt fein muß, und die Volks— 
wirthfchaftslehre nach der genaueren Beftimmung ihres Inhaltes 
das Nahrungswefen der Völker ohne Rüdficht auf wirthichaftliche 
Maafregeln der Regierung darzuftellen hat. 


(a) Steuer (ehmals Sture, Stior) beißt im Allgemeinen Stüke, Huͤlfe; 
Sicuerruder, — zur Steuer der Wahrheit. Engila Stiura, Schuß 
der Engel, bei Otfried. Bol. Huͤllmann, Rinanzgelibichte des Mit- 
telalters, ©.146. — Abgabe bat eine allgemeinere Bedeutung, es 
zeigt jede dauernde Entrichtung an, z. B. aus dem gutsherrlichen Vers 
bande, oder des Sohnes, der den Hof übernonmien bat, an die Wels 
tern. Es giebt daher Privat» und Gtaatsabgaben, bedungene und 
auferlegte. Letztere find Auflagen, ſ. 1.84. (5). — Unders © hön, 
GSrundfäge der Finanz ©, 55: „Sie (die Steuer) ift für den Burger 
Abgabe, für den Staar Auflage” — Tributum und aide, ad- 
jutorium fommen ungefäbr mit Steuer überein, impöt mit Auflage. 
Beede wird bald ron Baten, Helfen, abgeleitet (Moͤ ſer), bald 
von Bitten, oder auch von Gebieten, vgl: Lang, T. Steueverfi ©. 55. 


cd) Schriften über das— Steuerwefen: 
+ or" f . a 
u: A. Im Allgemeinen. 
C. Kioick, Tractatus de contributionibus, Francof. 1655, Fol. (mehr 
zum deutfchen Staatsrechte, als zur Finanzwiſſenſchaft gehörend, fo mie 
die vielen Differtationen aus jener Zeit) 
(3. D. Eulner) Praftifhe Vorſchlaͤge, weldhergeftalt Steuer und Eon- 
tribution .. . .. einzurichten jeyen, » + + 1721, 2te 4. mit Benen« 
nung des Verfaſſers. Marburg 1741, 4°. (Ohne theorerifche Untere 
ſuchungen.) 
C.A. Broggia, Trattato de'tributi. Nap. 1743. — Class, ital., Parte 
antica, IV. (Die ältefte geordnete Steuertberrie.) 
IR, von der Lith, Politiſche Betrachtungen über die verſchiedenen 
:tteßieten der Steuern, Berlin, 1751, — Deſſ. neue Abhandlung von den 
Steuern. Ulm, 1766. | | 
(Stretlim), Einleitung in die Lehre von Auflagen. Nördlingen, 1778, — 
Deſſ. Revifion der Lehre von Auflagen. Erlangen, 1821 (mit dem Na⸗ 
men des Verf.) | 


3 
F. W. von Ulmenftein, Berfuh einer, . . „Einleitung in die Lehre 


des t. Staatirchrs von Steuern und Abgaben. Erlangen, 1794 


K. Kroͤncke, Das Steuerweſen nad feiner Naturu.f. Wirkungen. Darmſt. 
1804, — Ausführliche Anleitung zur Regulirung der Steuern, Gießen, 
1810, II. — Ueber die Grundfäge einer gerechten Befteuerung. Hei— 
deiberg, 1819, | . 


de Monthion, Quelle influence ont les diverses especes d’impöts 
sur la moralite, l'activite et industrie les peuples? Paris, 1808, . 
deutfh von Zimmermann, Gichen, 1814, Zu 


(Hofer), Ideen zu einer leicht ausführbaren Steuerperäquation in einen 
Staate wie das Groß. Baden, Karlsruhe, 1808, 


D. €. H. Eigenmaicr, Vorſchlag zu einem einfachen Steuerſyſteme. 
Heidelberg, 1808. 49%, z ſy 


Seeger, Das Abgabe .Syſtem. Heidelberg, 1811, | 
3.9. Harl, Handbuch der Steuerregulirung, Erlangen, 1814, 16, II, 


Christian, Des impositions et de leur influence sur l’industrie 
agricole, manufacturiere et commerciale et sur la prosperite 
publique. Paris, 1814. 


Krebl, Das Steuerſyſtem, nad den Grundſaͤtzen des Staatsrechts und 
der Staatswirthſchaft. Erlangen, 1816. | 


H. Kefler, Abgabenkunde. Tübingen, 1818, 


A. S. v. Kremer, Darftellung des Steuerwefens. Wien, 1821. I.— 
Bweite unveränderte Auflage, 1825. (Schr brauchbar.) 


A. L. von. Seuter, die Beitenerung der Völker. Speier, 1828, | 


V. Delecourt, Disput. oeconomico-politica de tributis ac vectiga- 
libus. Lovan., 1829, 


G. K. van Hogendorp, Lettres sur la ite — 
Amsterd., 1830.°IL. de prcsperite publique 


€. Ph. v. Sensburg, Ideen über einige Probleme im Ste ; 
Heidb., 1831. i I ? im Gteuerwefen | 


K. Murhard, Theorie und Politik der Beſteurung. Göttingen, 1834, 
Ueber verhaͤltnißmaͤßige Beſteurung. Leipiig, 1834, 
Außerdem die eben, 5.23, N. (a), (b) und (c) ‚, Henannten Werke 


über politiſche Detonomie überbaupt und Finanzwiffenicaft. insbefons 
dere, vor Allen Ad. Smith, Unterfuchungen, 5 — 


B. Steuerweſen einzelner Staaten. CEine Steuergeſchichte fehlt noch.) 


v. Savigny, Roͤm. Steuerverfaſſung unter den Kaiſern, in. den hiſtor. 
zone. Abhandl. der Berliner Atad. aus den Jahren 1822 und 23, 


8.9 Fang, iftorifhe Entwicklung der teut | 
— Hiſtoriſch g e ſchen Steuerverfaflungen. 
— — ns Steuerverfaffung im Herzogthum Magdeburg, Berlin, 


4 
Fr. % 0. Berlepfch „Geſchichte des Finanz + tind Steuertefens, der 


Fürftenthümer Calenberg und Göttingen, Franff. 1799. 


Gedanken über das dermalige Stenermwefen der Stadt Arankfurt, 1810, — 
Ueber die Abgaben in der freien Stadt Frankf. a. M. 1815, 

(Greih. v. Du-Thil), über Befteurung im Großh. Heffen, 1814, 

G. Sartorius, über die greishe Befteurung der Landestheile des K. 
Bannover, Göttingen, 1815, ER TE 

J. G. L. W. Ubelohde, über die Finanzen des Koͤnigreichs Hannover, 
%., 1834. ©. 209. | —* 

KowW. Shmidt, Ueberſicht der geſammten directen und indirecten Be- 
ftenrung in den Preuß. Staaten. Berl., 1825. II (Unvollftändig und 
ungleihförmig.) A. 

D. Hanfemann, Preußen und Frankreich, ftaattwirtbfchaftlich und po- 
litiſch. Ae U. Leipz., 1833, (Handelt größtentheild vom Steuerweſen.) 

Handbuch; der Steuergefeggebung Würtemibergs. Stuttgart, 1835. 

Ueber die directen Steuern in Defterreich, f. v.Kremers a. W., Ur Bd. 

Memöires concernant les impositions et droits. Paris, 1768, ff. IV. 
2., 4°, (Band 2—4 handeln von Frankreich.) 

Fr.v. Raumer, Das britiſche Befteurungsfuftem. Berlin, 1810, — Der. 
felbe, Engiand im Jahr 1835. Berlin, 1836. II. B. Ä 

Parnell, On financial reform, 1830. 

Montgommery Martin, Taxation ofthe british Empire, 1833. 

Weber die Niederlande, f. v. Hogendorp a. a. O. 

Weber die Literatur des Steuerwefens, f. Peffinger, Vitriariı institut, 
juris p. ällustrat. III. 383. — Binde, Kameratijtenbibliorhet, ©. 
are — Bergius, Kameraliftenbibliorhet, — Harl, Handb. 
* 


§. 248. J | 

In den Alteften Zeiten eines jeden Volkes, wo die Staats 
gewalt erft im Entftehen war, gab es noch Feine Steuern. So 
lange wenig Verkehr, und fein, oder nur ein ſchwacher Geldumlauf 
beftand, fand die Befteurung auch in diefem Umftande eine große 
Schwierigkeit, weil Auflagen in natura nur eine befchränfte An⸗ 
wendbarkeit haben. Als man nad und nach, bei dem Amwachfe 
der. Staatöbebürfniffe, genöthigt war, Steuern zu Hülfe zu neh⸗ 
men und. diefelben zu vermehren, flieg man auf manches 
MWiderfireben, wie es ſchon die Unbeholfenheit der bamali> 
gen Anlegungs- und Grhebungsweife und die Ungemwohntheit 
einer folhen Belaftung erwarten ließ. Bei der Bervolllommnung 
der Staatskunſt, befonders in der neueren Zeit, lieferten dage— 
gen die Steuern einen immer größeren Theil des Staatöbedarfes 
und vermehrten fich deßhalb in ftärkerem Maaße, als diefer felbft. 
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iezu trug in ben legten. Zahrhunderten die Vergrößerung ber Mi- 
——— (a), fo wie die Vergroͤßerung der Staatsſchulden und 
die hierdurch veranlaßte Veräußerung der Domänen (9596) Bie- 
les bei(d) ; andere Urfachen lagen in der regeren Betriebfamkeit, dem 
erhöhten Wohlſtande und ber. mehr ausgebildeten Kunſt, die Steuern 
anzulegen. Diefe-Veränderung, welche in Folge mancher eigen: 
thümlicher Verhaͤltniſſe nicht in allen Ländern gleich weit gehen kann 
(c), legt zwar den Bürgern immer fühlbarere Opfer für ben Staat 
auf, "hat aber auch wieder das Gute, daß die Regierung den Er: 
werböeifer ber Einzelnen ungeftörter walten laͤßt und ſich darauf 
beſchraͤnkt, einen Theil feiner Früchte in Anfpruch zu nehmen. 


(a) Ueber den genauen Zuſammenhang zwiſchen den Militairausgaben und 
dem Gteuerweien, f. Lang, T. Steuerverfaffung, ©.4. 
(5) Wenw man ;.9., um. 1 Million Schulden zu tigen, 33,000 f. 
— Domäneneintünfte aufopferte und die Yandereien verkaufte, fo wur- 
- den gang die Staatstaften zwar cher gemindert als gemehrt, allein 
£ uote, welde die Steuern von der ganzen Staatseinnahme bil. 
. beten, ſtieg. | | 
(e). Man würde daher fehr irren, wenn man obne Weiteres diejenigen 
«Staaten ‚für die am beften regierten bielte, in denen die Steuern die 
wuiehrſten Procente der Staatseinnahme tragen, weil der geringe Be— 
lauf anderer Einkünfte häufig nur die Fölge ftarker Berfhuldung oder 
anderer ungünftiger Ereigniſſe ift. — Der reine Ertrag der Stenern, 
nad Abzug der Gebühren, verglichen mit dem ganzen reinen Staatd« 
einfommen einiger Länder, ift in folgender Tabelle dargeftellt: 





j j 2, Reiner 13: Ber. 
1. Reines 
— —— in" 
| lı Proc, 


Rußland, 

(nad v. Malchus.) 
Hayti, Rechnung v. 1832 
Großbritanien u, Irland, 
Rechnung v. 1831 

> » 1835 








190 Mill. fi. 160 Mill. a.ſ 84 
2-336,000d, | 1'949,000 0,| 83 


50:056;000’pf:41 715,0009f! 82 
49:255,000 139"500,000 | RO 


Sranfreid, | 
Budget f. 1833 1809 Mill. fr. 572 Mil.fr.| 70 
I 2», 1835 1.835 Mill.fr. 560 Mik.fr.| 67 
Dreußen, 
Budget f. 1835 240,000 r1.138°164,000 1. 70 
K. Sahfen, en 
+» Budget f. 1834 — 36 5:150,000 ri,| 3.500,000 67 
Dannover, PR 
Budget f. 1835 '6093,000r1.] 3‘843,000r1.] 64 
@r. Heffen, a ——— 
Budget f. 1833 — 35 4:700,000 f.| 2°918,000 #1.) 62 


‚2. Reiner 














3, Ber 
1, Reines 
Steuer⸗Er⸗haͤltn. v. 
Einfommen. trag. cl. 2zwi 
ac ID .. 
Baden, = Y 
Budget f. 1834 7-760,800 | 4714,400 | 60 
Budget f. 1836 8:169,709. |.4:822,600: H 59 
Württemberg, —F 
* Budget f. 1833 — 35 9027, 000 fi.| 4876,000 fl.) 54 
aiern, 
Durchſchn. 1825—28 ° |29:695,00051.115°520,000 f1.|. 52 
Budget f. 1831 —36 27-885,000.113:385,000 f.| 49 
Kurbeffen, 
Budget f. 1833 2:891,000 rl.] 1°214,196 rl.| 42 
>» » 1834—36 3-069,540 | 1-326,850 | 43 


Canton Waat, Rechn. v. 1834 1173,259fr./ 418,309fr.| 35 
Canton Zürich, Rechn. v. 1834 1-302.780Fr. | 366,000 fr.| 28 


Bei Frankreich ift der reine Ertrag des Tabade-Regals und der Schieß⸗ 
pulverregie mit eingerechnet, dagegen find die Ausfuhrpraͤmien von den 
Koften ausgefhloffen worden. Bei Preußen mußte der fir den E, Hof 
beftimmte Theil des Domänenertrages dem Graatseinfommen beigeſchla- 
gen werden, dagegen fehlen die Sporteln,, die das Budget nicht anführt. 
Bei Sachſen find die Stempelgefälle mit unter den Steuern begriffen, Bei 
Großbritanien ift eine genaue Berechnung ſchwierig, weil die Ausgaben 
unter vielerlei Rubrifen zerftreut find. Für 1835 wurden in Ermanglung 
ausführlicher Notizen die Koften der Steuererhebung nah den Anſaͤtzen 
von 1831 angenommen, 


$. 249. 

Die Steiern find jedoch auch eine, dem Mißbrauche ganz 
befonders ausgefeßte Art von Einkünften. Unfenntniß der fcho= 
nenden Rüdfichten, welche die Volkswirthſchaft erheifcht, und 
übermäßige Anwendung der Herrichermacht haben, wie die Ge 
ſchichte bezeugt, biäweilen die Beſteurung ſoweit getrieben, Daß 
fie zu einem harten Drude für die Völker wurde, daß das Eigen: 
thum der Bürger den Eingriffen der Steuergewalt. ohne Schuß 
Preiß gegeben war und das Capital des Volkes angegriffen wurde, 
Diefe Uebel entiprangen bald aus der übermäßigen Höhe. der ge: 
forderten Steuerſumme, bald aus der fehlerhaften Vertheilung der 
Steuerlaft unter die Volksclaſſen und Einzelnen, Es iſt daher ein 
hoher Grad von Gerechtigkeit, Kenntnig und Geſchicklichkeit erfor: 
derlih, um theils das, mit der allgemeinen Wohlfahrt noch verein» 
bare Maaß der Steuern zu beobachten, theild diefelben, wenn ihre 
Größe feftgefest ift, fo einzurichten, daß fie fo wenig als möglich wirth- 
fchaftliche Störungen bervorbringen (a), Zugleich iſt aber auch bie 
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Aufftellung fefter und zuverläffiger allgemeiner Grundfäge in dies 
fem Gegenftande, in dem man fich fonft nur mit ſchwankenden, 
der Staatspraxis entnommenen, feine fchärfere Prüfung aushal: 
tenden Regeln beholfen hatte, überaus wohlthätig und zur Erleich- 
‚terung der überbürdeten Glaffen von Bürgern unentbehrlich. Die 
Wiffenfchaft und Kunft der Befteurung, eine Frucht der allgemei: 
nen Bildung, reift fehr langſam und fcheint, obgleich fie in dem 
jegigen Zeitalter unverkennbar große Fortſchritte gemacht hat, doch 
von ihrer Volltommenheit noch immer entfernt zu feyn. Die Steuer 
theorie wird hauptfächlich von der jedesmaligen Ausbildung der 
Bolkswirthfchaftstehre bedingt und hat daher erft feit X. Smith 
wiſſenſchaſtliche Haltung erlangt. I 


Ca) Das Beduͤrfniß von Steuern war eine der bäufigften Veranlaffungen, 
aus denen Landitände zufammengerufen wurden und eine der Haupt: 
urſachen von der Ausbildung der landftändifchen Berfaffung. Die Steu- 
ern wurden meiftend nur auf einmal oder auf beſtimmte Zeit bewil- 
ligt und die Sandesfürften gaben Verſicherungen gegen eigenmächtige 
Delaftung. So verfprady Ludwig der Brandenburger 1342 im Ziros 
ler Sreiheitsbrief: — auch fullen wir dhein ungewentih Stuir nicht 
uflegen, on der Landluet Rat.’ Erzbifhof Friedrich von Salzburg 
erflärte 1327: — „da naben uns unferes Gottesbaus Dienftmannen 
Caljo noch nicht alle 3 Stände), Ritter und Seht, durch Lieb und 
Treu, die fie zu dem Herrn kätten, und nicht durch Recht ihren Gunft, 
daß wir ab ihren Peuten, ab ihren Vogtleuten und Lehenleuten in 
unferem Gebiete nämen cine gemeine Schagfteuer.’ Föderation des 
Adels in Oberbaiern 1302, mobei eine Viebitener bewilligt, zugleich 
aber gegen künftige weitere Belaftung Vorkehr getroffen wurde; 1407 
Die erſte Einigung der 3 Stände dafelbft, aus gleichem Antaß, f. von 
Krenner, Anleit. zu dem näberen Kenntniffe der baier. Landtage des 
Mirtelalters, Münden, 1804, Beil.I.u. .— Rudbart, Geſchichte 
der Landſtaͤnde in Baiern, 1816. I, 51.55. — Pfeiffer, Geſchite 
der landitänd, Verfaſſ. in Kurbeijen, 1834, ©. 74, — Die deutfchen 
Kaifer waren durch die Capitulationen in gleicher Weife an die Auftins 
mung des Reichstages gebunden, Dagegen erweiterte fid) allmäblig 
die Steuergewait der Landesfuͤrſten, indem fie, mie es jur Seftigfeir 
des Reichsverbandes unvermeidlich war, die Reichs- und Kreis-Steus 
ern, die Koften des Kammergerichts und der Befeftigungen, des Reichs- 
tages, der Vertheidigung gegen feindlichen Angriff, ferner alle Steuer, 
die hergebrachter Maßen obne ftändifche Bewilligung erhoben worden 
waren, (j. B. die Prinzeffinfieuer in Kurbefien, Pfeiffer, ©. 86), 
für fi allein einziehen durften; auch kamen ftändige Abgaben zur Be- 
zahlung der Armee und zur Verzinfung der Schulden almählig binzu. 
Pütter, Institut. jur. publ. gem. $. 254 fl. — 3öpfl, deutiche 
Staats» und Rechtsgeſchichte, 1836, III. 181, 


1 Nauptara c. 
Entwicklung der oberſten Beſteurungsgrundſätze. 


. 250, 
Dem Rechte der Staatsgewalt, Auflagen zu erheben, ſteht 
die Verpflichtung der Staatsbuͤrger gegenuͤber, dieſelben zu entrich⸗ 
ten(a). Der Grund jenes Rechts und dieſer Pflicht liegt darin, daß 
diejenigen, welche im Staate leben, die Seegnungen ber Staats: 
verbindung empfinden und die Vortheile mancher einzelner Anftals 
ten genießen, dafür auch an den Beſchwerden und Aufopferungen 
Theil nehmen müffen, ohne welche der Staat feine volle Wirkſam⸗ 
keit nicht Außern könnte. Wo daher Auflagen ald Ergänzung der 
erworbenen Staatseinkünfte zur Befriedigung der Staatsbedürf: 
niffe nothwendig find, wie dieß in unferen Staaten ohne Zweifel 
der Fall ift, da darf man fie auch ald gerechtfertiget anfehen, Die 
Gewähr, welche der Staat dem Eigenthume feiner Bürger leiftet, 
ift deghalb Feine unbedingte, fondern nur unter dem. Vorbehalte 
zu verftehen, daß nöthigenfalls ein, nach gerechten Regeln zu’ be: 
ftimmender Theil deffelben für die Staat3einnahmen in Anfpruch 
genommen werden dürfe (6). Da die Verbindlichkeit, Auflagen 
zu entrichten, eine bloße Folge des ftaatsbürgerlichen Verhältniffes 
ift, welches über allen befonderen perfönlichen Beziehungen fteht und 
für alle Genoffen des Staatsverbandes eines und baffelbe fein 
fol (c), fo folgt: 
1) Alle Staatsbürger find fchuldig, Auflagen zu tragen (All g e⸗ 
meinheit der Auflagen), es waͤre denn: 
a) daß einzelne von ihnen durch beſondere, freiwillige oder 
gezwungene Aufopferungen anderer Art einen zureichenden 
Erſatz leiſteten (d), oder 
) daß ihre Vermoͤgensumſtaͤnde fie unfähig machten, ohne 
Scmälerung der nöthigften Unterhaltämittel etwas an den 
Staat abzugeben (e). 
2) Alle Bürger follen nad) gleichen Regeln und gleichem Maaß⸗ 
ſtabe zu den Staatsauflagen beigezogen werben (Gleich⸗ 
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förmigkeit ver Auflagen), Wie ſchwer es auch fein 
mag, dieſer Forderung ‚der. Gerechtigkeit völig zu genügen, 
fo bildet diefelbe doch ein Ziel, dem man fich unabläffig zu 
nähern ſuchen muß; nur bedarf die Wahl des anzumenden: 
ben Maaßſtabes noch einer weiteren Unterfuchungs - 


(a) Es iſt nothwendig, bei diefer Unterfuchung von den Auflagen auszu⸗ 
gehen und darzuthun, daß die Steuern nach dem aufgeftellten enge» 
ren Begriffe diefes Wortes den Bedingungen einer guten Auflage am 
volllommenſten entſprechen. 

(5) Ein zweiter Vorbehalt beſteht in der Befugniß, in Nothfaͤllen die Ab⸗ 
tretung des Privateigenthbums für öffentliche Swede, aber gegen vol« 
len Erfag, verlangen zu dürfen. Auf diefes fogenannte jus eminens 
und das Beftenrungsreht bat man die Annahme eines Obereigen⸗ 
thums der Staatögewalt geftügt. 

Ce) Anders verhielt es fih im Alterthume, wo es zwiſchen den Unfreien 
und den vollberechtigten Staats» und Stadtbürgern noch Mittelftu- 
fen gab, mit denen aud eine Ungleichheit der Auflagenbelaftung verr 
bunden war, Im römifhen Reiche erlangte nod zur Zeit der Res 
publif Italien die Freiheit von Grund: und Kopffteuer, welche bis auf 
Diocletian fortdauerte, auch einzelne Städte außer Italien erhielten 
dieſe Begunftigung in dem jus Italicum. Steuerfreiheit des Prälo- 
ten» und Ritterftandes im Mittelalter und zum Theile noch bis in 
die neuefte Zeit. Die — dieſer Ungleichheit iſt am ſchwer⸗ 
ſten, wenn * auf verfaſſungsmaͤßigen Rechten beruht. Schilderung 
dieſes Mißverhaͤltniſſes bei Puͤtter, hiſtor. Entwickl. der heut. Staats⸗ 

verfaſſ. des t. Reichs, II. 200, 

(d) So war vor der Einführung geworbener Heere, fo lange die Staats- 
vertheidigung zunächft dem Mitterftande oblag, auch die Steuerfreiheit 
deſſelben nicht unbillig. Vgl-Ancillon, Ueber den Geift der Staats« 
verfaffungen, ©. 298, — Im Preuß. Staate find die Hebammıen 
von den, nicht auf Srundbefig rubenden directen Steuern befreit, was 
man wie das Erfagmittel eines Befoldungstheiles anfehen kann. 

(e) Da es in jedem Lande Arme giebt, die noch eines fremden Zuſchuſſes 
bedürfen, um zu leben, fo ift ed natürlih, daß zwifchen ihnen und 
* Beguͤterteren eine Claſſe gefunden wird, die weder empfängt, noch 
geben fann. 


— $. 251. 

Dem Grundfage der Sleichförmigkeit in den Auflagen (8.250. 2.) 
würde zwar fcheinbar Genüge gefchehen, wenn Jedem ein gleich 
großer Geldbetrag zugemuthet würde, allein eine ſolche Gleich: 
heit der Auflagen wäre, genau betrachtet, doch fehr fehlerhaft. 
Es würde bei diefem Berfahren den einzelnen Bürgern ein über: 
aus verfchiedener Grad von Beſchwerde auferlegt werben; ein 
Theil derfelben würbe in einem faft unfühlbaren Maaße getroffen, 


10 


ein anderer aber fhon zu fehr empfindlichen Entbehrungen genö- 
tigt. Dieß ließe fi) noch billigen bei einem Vereine, der für ir: 
gend einen einzelnen Zweck geftiftet wäre, und deſſen Mitglieder 
in Beziehung auf den Mitgenuß des beabfichtigten Vortheils ein- 
ander gleich zu achten wären; aber es ift nicht paffend im Staate, 
der alle Lebensangelegenheiten näher und entfernter berührt, und 
den ganzen Güterbefiß der Bürger umfaßt. Hiezu fommt, daß 
jene Gleichheit darum, weil der zu erhebende Betrag nach der Ab- 
gabefähigkeit der mindeftbegüterten Glaffe beftimmt werden müßte, 
im Ganzen nur eine: fehr beichränkte Einnahme zu Wege brächte, 
Es kann folglich nur eine Verhaͤltnißmaͤßig keit beabfichtigt 
werden. Dieß ift, wenn man nicht alle überhaupt denkbaren, fon: 
dern nur diejenigen Verhaͤltniſſe in Betracht zieht, welche mit dem 
Weſen der Auflagen in wefentlihem Zufammenhange ftehen, auf 
doppelte Weife möglich; es kann nämlich jeder Bürger belegt.wer: 
ben: 

" 4) nah dem Grade des Mitgenuffed an den Vortheilen der 

Staatöverbindung } 
2) nad) der, inden Bermögensumftänden begründeten Beitrags: 
faͤhigkeit. 
2 
Viele Schriftſteller haben ſich zu dem Grundſatze bekannt, 
daß die Auflagen nach dem Genuſſe der Staatsanſtalten abgemeſ— 
fen werden follten (a). Hierzu hat die wielverbreitete Anficht bei⸗— 
getragen, daß der Staat nur eine Sicherheitsanftalt fei, weil man 
daraus folgern fonnte, daß die Wirkungen der Staatsverbindung 
für jeden Genoffen nach der Menge der fhußbedürftigen Gegenftände 
fich bemeffen ließen. Diefem Befteurungdgrundfage ftehen wich- 
tige Gründe entgegen. 

1) Die einzelnen Staatsanſtalten find nur die verfchiedenen Le: 
bensäußerungen eines organifchen Ganzen, beffen höhere We- 
fenheit und Bedeutung bei einem ſolchen Zerreißen feiner 
Glieder unerkannt bleibt. Das VBerhältnig des Bürgers 
und Unterthanen zum Staate, der jenem die Aufßeren 

Bedingungen einer ächtmenfchlichen Eriftenz und Entwid: 
lung darbietet, kann nur willfürlich und unvollftandig in 
eine Menge von einzelnen Beziehungen aufgelößt werben, 
d.e doc) genau unter fih zufammenhängen. | 
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2) Der Vortheil, ben der Einzelne von den Staätseinrichtungen 


‚zieht, ift durchaus unbeftimmbar.' Denn wenn man-aud 
‚alle Fälle der unmittelbaren Berührung und Benutzung der: 

ſelben mit Gebühren belegen wollte, jo würde doch der nicht 
minder mächtige Einfluß auf Sicherheit, Gewerbsthäfigkeit, 

"Bildung und überhaupt auf alle. Seiten der bürgerlichen 
Wohlfahrt, dernicht meßbar ift, und doch unzweifelhaft von 
dem Dafein verfchiedener Anftalten ausgeht, 3.3. der Schuß, 
den fchon das bloße Beftehen guter Geſetze und Gerichte ge: 
währt, außer Acht bleiben. "Für alle perfönlichen Güter, 
die man dem Staate verdankt, und deren Koften der Staats: 
taffe ebenfalls zu erjesen find, fehlt es ebenfalls an einem 
Vergleichungsmaaßſtabe (d). 


3) Der Genuß der Staatsanftalten ift ferner in vielen Fällen fo 


veränderlich, zufällig oder von der Handlungsweije des Eins 
zelnen abhängig, daß es fchon darum nicht paſſend ift, 
nach ihm die Auflagenpflicht feftzufegen (c). 


(a) 3. 8. Krehl a. a. O. — Krönde, Srundfäge, S. 4. — v. frau 


(6) 


(e) 


mer, I, 70. — v. Safob, Staatsfinanw. I, 369, — v.Rotted, 
in der Fortfeßung des Staatsrechts der conftitutionellen Monardie, 
II, 324, Deffelben öfonomifche Pelitit, S. 287. (Der Berf. er 
fennt aber die Schwierigfeit der Bolziebung diefes Grundfager.) Das 
gegen Schön, Grundf., ©. 61. — Sadharid, Staatsw., S. 411. 
Krönde, a. a. D. räumt ein, daß man alle perfönlichen Vortheile 
bei der Befteurung. außer Berradht lafien, und bloß auf den, dem Ei— 
genthum gewährten Schutz Ruͤckſicht nehmen muͤſſe; gegen jene Vor— 
ſheile bringt er die perſoͤnlichen Leiſtungen des Bürgers, z. B. den 
Waffendienſt, in Anfchlag: Inder ift diefe Compenfarion willkuͤhrlich. 
Die, Untauglichleit des erwähnten Befteurungemaaßjtabes ift auch in 
der That fo einleuchtend,, daß felbft die Verrbeidiger deſſelben darauf 
verzichter baben, ibn im Einzelnen durdzuführen. Sie befchränfen 
ſich darauf, nur für die Vergütung der aus dem Staatsverbande flie⸗ 
genden Bortbeile ein allgemeines mittleres Verhaͤltniß anzunehnen, 
welches fie in denn Vermögensbefise zu finden glauben. Wenn nın 
auf diefe Weife nur das Ergebniß erlangt wird, daß die Auflagen 
überhaupt fih nad der Vermöglichkeit der Staatsbürger richten follen, 
fo ift dieß bloß eine umftändlichere Ableitung, zugleich aber eine Be— 
ftätigung eines Sapes, der fid) auch. ohne dieſen Umweg darthun läßt. 


Leitet man aber aus. der Befchügung des Eigenthums die -Folgerung 


ab, daß die Nuflagen genau nach der Menge der zu ſchuͤtzenden Ge» 
genftände, d. b. nad) dem Vermögensftamme, ohne Rüdficht auf feine 
Beſchaffenheit, zu erheben feien, fo ift dieß eine materielle Abweichung 


‚ von dem zweiten der in $. 251 genannten möglihen Vertheilungs- 


rundfäge der Auflagen und wird in der folgenden Entwidlung die— 
ed Grundfages feine Widerlegung finden. Uebrigens liegt in dem 


Hinklide auf den Genuß der Staatseinrichtungen, der nicht fo un« 
gleich fein kann als das bloße Vermögen, wenigftens ein Berubigungs- 
e für den Fall, daß man: nicht im Stande ift, die Reichen ganz 
‚in dem Verhaͤltniß ihres Reichthums Höher zu belaften als die Min» 
derbeguͤterten. — Eine unklare und unergiebige Berbindung des 
Genuß- und Vermoͤgensprincipes bei v. Kremer, a. a. D., ©. 72, 
88, — v. Rott eck iſt der Meinung, daß man fi, obſchon das Ges 
nußprineip richtiger ſei, doch an das leichter ausführbare und nicht 
bedeutend von jenem verfhiedene Vermöglichkeitsprincip halten jedoch 
' einzelne Mobdificationen mit Ruͤckſicht auf erfteres vornehmen könne, 
öf. Politik, a. a. D. Ehen 


$. 253. 

Mie ſtark die in der Entrichtung einer gewiſſen Auflage ent: 
haltene Befchwerbe fei, dieß kann nicht aus der Größe der Summe 
an und für fich erkannt werben, weil es zugleich davon abhängt, 
wie viel dem Entrichtenden zu feiner eigenen Verwendung noch 
übrig bleibt. Eine und diefelbe Geldfumme hat für den Befi: 
‚ger einen defto höheren Werth, je wenigere Güter er noch außer 
ihr zur Verfügung hat, weil fie deſto werthuollere Befriedigungs⸗ 
:mittel feiner Bebürfniffe vorftellt und anzufchaffen dient, I, 8. 
63. a. Die Unerforfchlichkeit der individuellen Werthſchaͤtzung 
(1, $. 60.) macht es unmöglich, fich auf diefe zu flügen, man 
kann fich alfo nur nach dem Thatfachlichen, dem Güterbefige rich: 
ten und annehmen, daß ‚eine gegebene Geldfumme für alle die: 
jenigen, welche gleichviel befigen, beiläufig. von gleichem Werthe 
fein möge (a)., Die Belaftung durch die Auflagen wird alfo 
am vollkommenſten in die, von der Gerechtigkeit gebotene Gleich⸗ 
förmigfeit oder Verhaͤltnißmaͤßigkeit gebracht, wenn fie nach den 
:MWermögensumftänden der Staatsbürger abgeftuft wird und dep: 
Iyalb ungefähr jedem berfelben einen gleichen Grad von wirths 
{chaftlihem Verluſte zufügt. Werden nun die, nach der Ber: 
möglichkeit geforderten Auflagen Steuern im engereir Sinne 
gunannt, fo erhellt, daß diefe die volllommenfte Art der Aufla- 
gen bilden und weit mehr ald die Gebühren dazu geeignet find, 
bei dem Anmwachfe der Staatsbedürfniffe, fo wie bei der Wermin- 
der ung der Einnahmen aus eigenem Erwerbe ber Regierung nach 
und nad) vermehrt zu werben (b). 


Lo) Die oben CI, $. 57. a) aufgeftellte Unterfcheidung des conereten und 
Gattungswerthes findet hier eine wichtige Anwendung, nur daß man 
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jenen nicht nach den Empfindungen, Gewohnheiten sc. der Individuen, 


* 
ondern nach allgemeinen Erfohrungsſaͤtzen anſchlaͤgt. Die obigen Säpe 
—**— jedoch nicht ſo aus ent Bet en, als ftunde auch numerif 

| —— —* einer Summe Fir mehrere Menſchen genau i 
dert umgetehrten Verhaͤltniß ihres Vermögens, denn cs kommt, wie 
die folg; 99. zeigen werden, auf das Einfommen an, —— 
Es iſt für dieſe Darſtellung ziemlich gleichgültig, ob man fi an den 
bier angenommenen engeren, oder an den üblichen weiteren Begriff 
der Steuern halten will, Im lehteren Sale würde nur in den ‚bie 
. berigen ‚Erörterungen ftatt ‚„‚Auflagen“ uͤberall ſogleich „Steuern“ zu 
fegen. fein, und das legte Ergebniß wäre fo ausjudrüden, daß dieſe⸗ 
nigen Steuern den Vorzug verdienen, welche der wirthſchaftlichen Lage 
der Steuerpflihtigen angepaßt find. — Diefer Beiteurungsgrundfag 
iſt in Folge eines efübls feiner Gerechtigfeit und Zweckmaͤ⸗ 
igfeit von Vielen, auch ohne genügenden Beweis, angenemnien wor⸗ 
g' R 3. Boxhorn, Institutiones; politicae, Lib, I. o. 10, $.18, 
Nro, IX: In tributis aequalitatis maxima. habenda ratio, quae in 
eo potissimum versatar, ut par fit eorum ratio, ac paria hic 
onera.sentiant / quorum in diyersis rebus positae sitaeque sunt 
opes. — A. Smitb, 23. V. €, 2. Abth. 2 giebt ‚Statt, einer ei⸗ 
gentlihen Begründung nur die, Hindentung auf den Schuß des Staa» 
tes und die Achnlichteit eines großen, von mehreren geiieinfhaftlic 
bewirrbichafteren Landgutes (Garde bat hier IH, 211, einen Sap 
eingeſchaltet, der im Bam nicht fteht). — Auf aͤhnliche Weife 
fagr Say, Handb. VI, 44, es fei billig, daß Jeder zu dei Staats⸗ 
ausgaben im Verhaͤltniß feiner ‚Einkünfte beiftenre, „denn der dem 
Steuerpfichtigen geleiftete Dienft ift um fo wichtiger, je bedeutender 
feine Einfünfte find.’ — Den im $. angegebenen Hauptgrund hat 

fhon Eraig bemerkt, Grundzüge der Politit, IL, 210, Bol. IU, 


$. 254. 
Der Vermoͤgenszuſtand, infoferne er bie Möglichkeit begrün- 
det, ohne Nachtheil für die Befriedigung der dringendften Be: 
dürfniffe Steuern zu geben, heißt Steuerfähigkeit (Beitragd: 
fähigkeit), Man kann daher den Satz, daß die Auflagen nach 
Vermögensverhältniffen geordnet werden follen, auch fo ausdrü- 
den: fie follen die Einzelnen im Verhaͤltniß ihrer Steuerfähig: 
keit treffen. Bei denjenigen Staatöbürgern, welchen die Steuer, 
fähigkeit gänzlich fehlt, muß, fo lange dieß der Fall ift, die Steuer 
pflicht als ruhend angefehen werden, weil die materielle Bedin- 
gung ihrer Vollziehung nicht vorhanden ift ($. 250), Worin 
dieſe Steuerfähigkeit ded Volkes und der Einzelnen beftehe, und 
aus welchen Zeichen fie erfanrit werbe, dieß ift aus der Anwen: 
dung volkswirthfchaftlicher Kehren zu entwideln. Es gehört wes 
fentlidy zur Güte eined Steuerſyſtems, daß es bie Guͤtererzeu⸗ 
gung im Volke nicht ſchmaͤlere, die Erwerbung des Noͤthigſten 


— J 
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nicht hindere, dad Vollövermögen nicht ſchwaͤche und fomit auch 
die finanzielle Nachhaltigkeit nicht zerftöre (III, 8.83). Dabei 
darf man ſich aber nicht darauf befchränfen, blos die Volkswirth— 
haft im Ganzen ins Auge zu faflen, denn fie befteht aus einzels 
nen Samilienwirtbfchaften, aus deren Wohlfahrt fich der allge 
meine Volkswohlſtand zufammenfegt (1, $. 81.), und die insge— 
fammt auf gleiche Schonung Anfprucd haben. Es müffen nun 
diejenigen Stellen in der Volkswirthſchaft aufgelucht werden, von 
denen ein gewiffer Steuerbetrag mit den geringften wirthfchaft- 
lichen Nachtheilen erhoben werden kann. Hiebei bietet ſich fol- 
gende Unterfcheidung dar: 
- 1) Diejenigen Vermögenstheile, aus denen die Steuern be 
j fritten werden fünnen, d. h. deren man ſich zum Xheile 
entäußert, um den Steuerbefrag aufzubringen, find Steu er: 
quellen. 

2) Diejenigen, nach welchen blos die Steuerſchuldigkeit jedes 
Einzelnen bemeffen und ausgefprochen wird, find Steuer- 
objecte, Steuergegenftände (a). Sind die Quel: 

: fen richtig erkannt, fo hat man die Gegenftände fo zu 
wählen, daß jene in dem angemeffenen Verhältniß getrof: 
fen werden. 


Ca) Unpafiend bat man fie auch Steuerregulative genannt. 


255. 

Der Beftenerte kann den, ihm abgeforderten Beitrag ent: 
weder aus feinen Einkünften nehmen, indem er an anderen 
Verwendungen deffelben etwas abbricht, oder aus feinem Stamm: 
vermögen. So lange es angeht, zieht er, wie die Erfahrung 
beweißt, die erftere Art, die Steuer zu beftreiten, vor, um ben 
Stamm feines Vermögens zu fchonen, und es ift leicht zu zei— 
gen, daß die zweite, wie fie von dem Einzelnen nur mit Wider: 
fireben angewendet wird, fo auch in volßswirthfchaftlicher Hin 
ficht nicht zuträglidy fein würde. Der Vermoͤgensſtamm befteht 
aus einer Manchfaltigkeit von Sachgütern, welche, mit wenigen 
Ausnahmen, fchon ihre ‚befondere Beflimmung erhalten haben. 
Da der Regierung mit Stenern, die in dieſen verfchiedenartigen 
Gütern entrichtet würden, nicht gedient fein Fönnte, fo müßte 
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der Eigenthümer eines Wermögensftammes, der aus demſelben 
eine Steuer: beftreiten. wollte, » denfelben  theilweife veräußern, 
um ſich die nöthige Geldfumme zu verfchaffen. Die Beftand: 
theile diefes Stammes würden biebei, fo weit es angeht, zu ans 
deren. Arten des Gebrauches verwendet und dabei häufig einer 
fchnelleren Verzehrung Preis gegeben werben. Bei den Grundftü- 
den iftdieß nicht möglich, es bliebe alfo, vorausgefegt, daß die Steuer 
nicht aus den Einkünften genommen werben kann, nichts übrig, 
ald eine oft wiederholte Veräußerung, die in einem beflagend> 
werthen Wechſel des Beſitzes, der’ ihrer guten Benugung überaus 
im Wege jtände, ihren Preis mehr und mejr verringern müßte. 
Eine Verminderung der Capitale ift höchft verderblich, weil 
fie eine Abnahme der Production, des Volkseinkommens und 
der Hülfdmittel zur Beichäftigumg der Arbeiter bewirkt (a). Man 
wuͤrde zunächft einen Theil der umlaufenden Gapilale zur un: 
productiven Verzehrung herüber ziehen, 3. B. die Summen, die 
man biöher auf Arbeitslohn und Anfchaffung von Rohſtoffen 
verwendete, fodann auch die Ergänzung der ftehenden unterlaf- 
fen oder dieſe felbft angreifen, 3. B. den Biehftand. Auf diefe 
Weiſe müßte bei der beginnenden und rafch fortfchreitenden Ver: 
armung des Volks eine Abnahme der Steuerfähigkeit eintreten, 
durch welche auch die Regierung ihre Hülfsquellen von Jahr 
zu Jahr mehr dahim ſchwinden füähe.e Schonung des Na- 
tionalcapitales ift alfo eine nothwendige Anforde: 
rung’an jedes Steuerfyftem (b). 


ca) Wenn der Ertrag der Steuern für Staatsdienfte innerbalb des Lan⸗ 
des angewendet wird, fo entſteht zwar einiger Erſatz für den letztge⸗ 
nannten Nachtheil, aber doc fein genügender, weil die zu dieſem Be— 
bufe auszugebenden Summen aus Dem fortwährend verminderten Guͤ— 
tererzeugniß aufgebracht werden muͤſſen. 


CI Bol. Ricardo, Cap. 8. CE, 7 der deutfihen Ueberſ.) 


| $.. 256. | 

‚Eine auf die Genußmittel (I, 8.51.) fallende Steuer 
iſt zwar nicht in dem Maaße unheilbringend, wie eine Schmä- 
lerung des Gapitald, vielmehr befinden fich unter jenen manche 
Keicht eritbehrliche Gegenftände, deren Verminderung eine der ge 
ringften, von den Steuern überhaupt verurfachten Beſchwerden 
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fein wuͤrde. Gleichwohl ift eine ſolche Steuer ebenfalls unter 
der Vorausſetzung, daß man fie nicht auf die Einkünfte über: 
nehmen ann, mit erheblichen Nachtheilen verbunden: 

1) Sie ift nicht nachhaltig, weil fie die Genußmittel, zuerft 


die bloß dem Prunfe dienenden, fodann auch die werth- 
volleren, nach und nad aufzehrt. 


2) Hiebei haben die Befteuerten größere Verluſte, ald die Ein- 


3 


— 


nahme der Staatscaſſe beträgt, indem bei vielen Gütern, 
die nicht gleich gut zu einem productiven Gebrauche geeig- 
net find, die Veräußerung, allenfalld fogar außer Landes, . 
ober die Confumtion zu einem anderen Zwede, ald zu Dem 


fie beftimmt find (a), die Anſchaffungskoſten nicht vergütet. 


Die Genußmittel find von fehr verfchiedener Beichaffenheit, 


‚ wie es die unzählige Menge der menſchlichen Zwede und 


4) 


der Mittel zur Erreichung derjelben mit. fich bringt. Man- 
che Dinge find bald für die Einzelnen, bald für die Be— 
dürfniffe der bürgerlichen Gefellihaft von ſolchem Werthe, 
daß ihre Verringerung zu ‚bedauern fein wide, z. E 
Sammlungen von Natur» und Kunfigegenftänden als 
Huͤlfsmittel der geiſtigen Bildung, Eine Unterſcheidung 
von Claſſen in dieſer Hinſicht waͤre ſehr muͤhſam, eine un⸗ 
bedingte Belaſtung aller Genußmittel ſchaͤdlich (b. 

Die einzelnen Genußmittel find. ferner. von ſehr unglei⸗ 
cher Dauer. Diejenigen, welche langſam abgenutzt werden, 
würden von einer regelmäßigen Beſteurung wiederholt er⸗ 
griffen. und. verringert, die ſchnell verzehrbaren. Dagegen ih⸗ 
res wechfelnden Vorrathes wegen zum Theile gar nicht ge- 


troffen werden. Eine ſolche Steuer ‚würde, ‚einen Antrieb 


geben, mehr auf Güter: der Tegteren Art zu verwenden, 


Hiezu fommit, daß "man felten einen großen Vorrat von 


Genußmitteln bei geringem ’Einfommen, häufiger das Gegentheil 
antrifft und die viel leichtere Beſteurung der Einkünfte die zur 
Ergänzung der Genußmittel beflimmten Summen mit trifft, alfo 
eine. befondere Belegung ber legteren erſetzt. er 


höhe & w 7) 


Ca) 3.3, wenn eine Münzfanımlung oder ein. metallenes K aſtwert a- 
ep Drum, ein ſchoͤnes Hausgeräth als Brennholz verbraucht I 
müßte, N 


5 47° 


5) Monde Dinge, die in volkswirthfhaftliher. Hinfiht unter die Genuße 
mittel gerechnet werden müffen, gehören im Sinne der Privatwirth* 
ſchaft unter die Capitale, weil fie ats Erwerbsmittdl gebraucht wer⸗ 
den, 3.2. bei einem Schaufpielunternehmer, Feuerwerter, Kutſcher, 
Kunftreuter x. — — 


8. 297, - 

Aus diefen Gründen folgt zugleih, daß das regelmäßig 
wiederkehrende Einfommen, bei welchem alle dieſe Nachtheite 
und Unbequemlichkeiten wegfallen, die befte Quelle iſt, aus wel: 
cher Steuern nachhaltig, ohne tief eingreifende, wirthfchaftliche 
Nachtheile, gefchöpft werden koͤnnen. Eine folde Steuer ; wenn 
fie ſich auf den entbehrlichen Theil der Einkünfte beſchraͤnkt, ift 
nachhaltig und. trifft ſolche Gütermaffen, ‚die noch, Feine beftimmte 
Berwendung erhalten haben, fondern in Geldform vorhanden 
find. Doc ift hier die Unterfcheidung des rohen und reinen 
Einkommens von großer ‚Wichtigkeit, denn es ift einleuchtend 
Daß aus dem erfteren vor Allem die Koften vergütet werden 
müffen, mit denen daffelbe erworben wird... Wenn die Steuern 
diefen Koftenerfas nicht verfchonten, fo wäre die Fortdauer des 
Einkommens in feiner bisherigen ‚Ausdehnung: gefährdet und: fo: 
gleich! die. Steuerfähigkeit: bedroht... Die von dem rohen Ein: 
kommen vorweg zunehmende „und immer. von; Neuem + aufzu: 
wendenbe Gütermenge iſt bei den hervorbringenden : Gewerben 
wahres volkswirthſchaftliches Capital, bei anderen Erwerbsarten 
wenigſtens für den Empfänger. eines gewiffen Einfommens gleich. 
wefentlicheö Erforderniß (. 206 (6)). Steuern Fönnen alſo nur 
aus dem, nach Abzug dieſes Erſatzes uͤbrigbleibenden Theile, 
dv. i. aus dem reinen Einkommen cl, 8. 74) fortdauernd 
gegeben werden. Dieſes iſt in Bezug auf den Fortgang der 
Wirthſchaft beliebig verwendbar (disponibel), es dient zur Er: 
reichung aller anderen perſoͤnlichen Zwecke des Nutzens und Ver⸗ 
gnuͤgens, denen die Befriedigung der Staatsbeduͤrfniſſe an Wich⸗ 
tigkeit theils nicht nachſteht, theils unzweifelhaft: vorgeht, und 
man darf bei einer guten Regierung ſicher annehmen, daß die 
Entbehrung, welche nach einer ſolchen Einrichtung der. Steuern 
ven Einzelnen auferlegt wird, ſich in den damit erkauften Vor: 
theilen des Staatslebens reichlich: verguͤte. Demnach beſteht 
die Steuerfaͤhigkeit eines Jeden vorzuͤg lich in ſei— 

Rau polit. Oelon. 3r Bd. 2. Abth. 2 
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nem reinen Einkommen, und. nach welchen Maapitabe aud) 
immet ‚zunächft die Steerfehurdigteit ausgefprochen werden mag, 
formüffen die Steuern fo viel aAls moöͤg lich nach dem. 
Berhältniß des reinen Einfommens vertheiltiwers- 
ben. Es ift dieß neben ben beiden früher erklärten ($. 250.) 
ber dritte Hauptgrundfas des Steuerweſens, und feine 
Durchführung ift es vornehmlich, wovon die Vollkommenheit der 
Steuertheorie, fo wie eines jeden in — 5* — ARE 
ſyſtemes bedingt wird (c. DIETEHTET THE 
* A. Suith hat dieſen Satz Wwar nicht in ſeinem RR 

bingeſtellt, aber nichts deſtoweniger denſelben der Steuertheorie zu 

Grunde gelegt und mit der Lehre von den * des Eint 
mens In Verbindung gebracht. Er gebt davon aus, daß Die Etkuen 
nur aus den 3 Duellen aller Einfünfte, Grundrente, Ca 


und Arbeitslohn herfließen koͤnne cal, 210.3. und zeigt fpäter 
der Mrbeitslohn die auf ihn gelegten Steuern abwähe : aa 4 * 


— 258. 
Die naͤchſten Folgerungen aus dem aufgehen Principe 
find nachftehende: 

9 Das reine Einkommen eines Volkes ift Die Duelke, aus 
der ſaͤmmtliche Steuern geſchoͤpft werden muͤſſen, ſo wie 
daraus uͤberhaupt alle diejenigen Verwendungen zu be⸗ 

ſttreiten find, welche nicht zu den Productionskoſten gerech⸗ 

net werden koͤnnen. Die Steuern duͤrfen aber dieſe Sum⸗ 
me nicht erſchoͤpfen (F. 34), weil ſonſt für viele, ebenfalls 
auf dieſes Einkommen angewieſene Privatzwecke, nament⸗ 
lich fuͤr den Unterhalt aller nicht mit hervorbringender Ar⸗ 
beit beſchaͤftigten Einwohner, nichts uͤbrig bliebe, alſo ein 
Theil des Volkes in Armuth geſtuͤrzt, das ganze Privat⸗ 
Neben aber, jedes behaglichen Guͤtergenuſſes beraubt, von 
der aͤngſtlichen Sorge um Erwerb und Einſchraͤnkung der 
Beduͤrfniſſe verkuͤmmert wuͤrde. Den wievielſten Theil des 
reinen Volkseinkommens die Steuern ohne erhebliche Nach⸗ 
theile verſchlingen dürfen‘, dieß Tann nicht in einer, fuͤr 
alle Staaten gültigen Zahlenbeſtimmung ausgeſprochen wer⸗ 
den ( K. 35.), was ſchon aus dem Umſtande erhellt, daß 
eine und dieſelbe Quote, die in dem einen Lande in 
Folge längerer Gewohnheit wohl ertragen ‘wird, in einem 


2 2 
A Lıwen Din 5; 52, 
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11: nanbeten wo bisher eine niedrigere beſtand, den empfind 
lichſten Drud äußern Bann. 

2) Audy jede Volksclaſſe, die Einwohnerſchaft eines jeden 
Landestheiles und jeder Einzelne fol nach Maaßgabe fei: 
nes reinen Einkommens feuern. Kein reines Einfommen 
darf ohne Beiziehung zu den Steuern bleiben, weil fonft 
eine unverbiente VBegünftigung des Empfängers und eine 
ſtaͤrkere Belaftung der anderen Steuerpflichtigen entimbe 

und die Gleichförmigkeit verlegt würde. Ä | 

3) Hieraus ergiebt ſich, daß auch die einzelnen Zweige des 
reinen Volkseinkommens nad) dem Verhältniß ihrer Größe 
von den Steuern getroffen werben follen, daß man 3. 8. 
von der gefammten Grundrente den ebenfovielften Theil 
zu erheben fuchen muß, als von der Gapitalrente, 

4) Man kann ftatt deö reinen Einkommens auch den reinen 
Ertrag als bie Quelle und dad Maaß der Beſteurung 
annehmen, denn jene beiden Begriffe ftehen im genauer 
Berfnüpfung. Ein gewiffer Guͤterzuwachs heißt Ertrag, 
infoferne man ihn ald das Ergebniß einer Erwerbsquelle 
j E. eines Grundftüdes, oder einer Unternehmung be 
trachtet, und zwar Neinertrag nah Abzug der Koften. 
Das jährliche reine Einkommen einer Perfon kann ben 
Reinertrag mehrerer Quellen in fich fchließen, es kann aber 

auch ein einzelner Neinerträg fich unter mehrere Perfonen 
vertheilen und jeder berfelben ein reined Einkommen gewaͤh⸗ 
ten, wie z. B. der reine Ertrag eines Gewerbes an den 
oder die Unternehmer," den Capitaliſten und die Arbeiter 
gelangt. Die Summe des Reinertrages ift mit dem rei: 
nen Volkseinkommen eirierlei Größe, nur objectiv; ohne 
NRuͤckſicht * die Empfänger gedacht. (a) 


ca) Y. Jakob, 15 465 ff., gebt von dem reinen Ertrage aus und 
Wwendet bat biefen Sa an dos reine Einfonmen an. j 


$. 259. 


Die — verhandelte Streitfrage, ob bei der Bellenn 
rung der Einkuͤnfte der Unterhaltsbedarf eines jeden Buͤrgers 
in Abzug zu bringen und mithin nur der Ueberſchuß zu bele— 
gen ſey Ca), laͤßt ſich loͤſen, indem man die en Zweige 
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des Einfommens. unterfcheidet und fich ſtreng an den Grundſatz 
halt, daß die Steuerfähigkeit von dem reinen Einfommen be 
flimmt werde. Der Arbeitslohn und der Gewerbögewinn ;wers 
den durch die Tchätigfeit des Arbeiters und Unternehmers, be 
bingt, der nothwendige Unterhalt beider ift folglich ein Koftens 
betrag, der unfehlbar von jenen Einkünften. beftritten werden 
muß und in der Regel nur den Bleineren Theil als reines Ein: 
fommen übrig läßt. Die Grundrente und -größtentheild auch 
die. Gapitalrente (I. $. 224 ff.) iſt dagegen reines. Einfommen, 
welches Feine Mitwirkung der Empfänger vorausfegt und befjen 
Berwendungsart auf. die Fortdauer der Einnahme - gar - feinen 
Einfluß hat. 

Es ift alſo vollflommen gerecht und — daß eine 
gewiſſe Grund- und Capitalrente weit ſtaͤrker beſteuert wird, als 
der gleiche Betrag an Arbeitslohn und Gewerbsgewinn. Auf 
die gegen dieſen Satz gerichtete Einwendung, daß doch auch der 
Rentenempfaͤnger leben muͤſſe, und daß alle dringenden Beduͤrf⸗ 
niſſe der Familien auf billige Beruͤckſichtigung bei. der Steuer: 
anlegung Anfprud) hätten, kann man folgendes erwiedern : 

1) Der Rentner fieht gegen den Lohnarbeiter und Unterneh: 
mer fehr im Vortheil, denn er ift Herr feiner Zeit, kann 
feinen Neigungen leben, oder irgend, eine einträgliche 

Beceſchaͤftigung ergreifen, um fich noch eine andere Ein 
nahme zu verjchaffen, z. B. im Staatöbienfte,. oder aus 

. ber Betreibung eines Gewerbögefchäfte, wozu der Ver: 

-  mögensbefig gute Gelegenheit eröffnet. Unterläßt er dieß, 
fo handelt er zwar in feinem Rechte, und kann für bie 
Gefelichaft noch auf mancherlei Weiſe nüglich werden 
(J., $. 336), aber er verzichtet wenigftend Darauf, daß 
die Ausgaben für feinen Unterhalt, wie Produktionskoſten 
behandelt werden. Wollte man ihn jenen beiden arbeis 
tenden Glaffen gleich jegen,. fo wäre dieß eine ungebühr: 
liche Begünftigung, welche fich unter andern auch darin 
ſchaͤdlich zeigen müßte,..daß fie den Reitz zum — 

Leben ſehr verſtaͤrkte. 5 
Co) Kroͤncke Grundſaͤtze einer ‚get. Befteur. ©. 10 PR Pr der Mei» 


nuyg, die Steuern müßten nad der ganzen Einnahme, ohne Abzug 
von Lebens⸗- und Standesbeduͤrfniſſ ſen, aufgelegt werden, weil jene, 


— — — — — 
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micht bloß das reine Einkommen, unter dem ſchuͤtzenden Einfluffe der 


Staatsgewalt bezogen wird. Er bediens ſich der undeutlihen und 


DIN 


J—— Ausdruͤcke 4 d AEHIERT und relativcs Vermögen 


nfommen. — Na ch on (Grundfäge, S. 57) fol man 
‚Dagegen nicht bloß die Erwerbstoften, ſondern auch ‚den Unterhalt 
einen kleinen Sparpfennig bei der Beſteurung frei laſſen. — 


* —XI bauptfählih von K. Murbard der Sag ausgeführt 


worden, daß nur die DBefteurung nad) dem, von dem Bf. foge- 


nannten | ubjectiven reinen Einlommen, d. h. demjenigen, : von 
welch ängers 


ty 
F 


‚gl er 
ie Ri 


.. 
r 


* 


em der noͤthigſte unterhalt des 5 abgezogen fen, be⸗ 
ſtenert werden: dürfe, nicht das objective reine, 5. ©. die ganze 

rund⸗ und Capitalrente, ohne Rüdfiht anf die perfönlihen Be» 
ürfniffe des Rentners; ſ. deffen Theorie und Politik der Befteurung, 
©. 438, 447, — Nah v. NRotted (Defon. Politit S. 294) hat 
Niemand ‚einen rechtlichen Anſpruch auf Sreilaflung des Unterhaltes, 
beim Reihen ſoll diefe unterbleiben und nur dem Diürftigen durch 

achlaß geholfen werden. Der Vf. unterfcheidet rohes und reines 
Eintonnuen. nicht. Be 


a ee tar A BR 


2) Der Unterhaltsbebarf hat Fein feftes, beſtimmbares Berhält: 
“ig zur Rente, wie er es zum Lohne und Gewerbögewinne 
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"aus dem Grunde hat, weil dieſe ein gewiſſes Maaß von Ar: 
beit erheifchen, fowie auch jede Art derfelben dem Arbeiter 
oder Unternehmer eine beftimmte Stelle und Rangftufe an- 
weist. Der Rentner, deffen Bedürfniffe lediglich von 
perfönlichen Berhältniffen, Erziehung, Gewohnheit ıc. ab: 
hängen, kann fich ohne aͤußere Schwierigkeit je nach dem 

: Umfange feines Einkommens eine Eoftipieligere und einfa- 

“here Lebensweile wählen. ine gegebene ‚Einnahme iſt 
für den Einen nicht zureichend, für den Anderen fchon 
uͤberfluͤſſſg. Es wäre faum mit der Gerechtigkeit zu ver: 
einigen, wenn man hiernach gleiche Nentenbezüge ungleich 
befteuern wollte. (a) | 
Die ftärkere Belaftung der Renten ift auch ſchon längft 
eingeführt worden, obgleic, mehr wegen der naheliegenden 


— 


Wahrnehmung, daß auf dieſem Wege am leichteſten eine 


betraͤchtliche Einnahme zu erlangen ſey, als aus tiefer 
liegenden Beweggruͤnden, doch mit der Ahnung einer viel 
größeren Steuerfähigkeit bei den Rentnern. (6) Es ift 
folglich im Allgemeinen als freier Entichluß zu betrachten, 
daß viele Perfonen ungeachtet diefer Steuerbelaftung bloß 
von ihren Nenten zehren. Nur diejenigen Kamilien leiden 
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biebei, Die weil fie aus irgenb einer Urfache zum: Ermerbe 
aus ihrer Arbeit unfähig find, ſich durch äußere Nothwen⸗ 
digkeit auf ihre, Renten, befchränft fehen,. und. von denſel⸗ 
ben nur gerade noch. ſpaͤrlich leben koͤnnen; es iſt wuͤn⸗ 
ſchenswerth, daß, auf dieſen Umſtand einige Ruͤckſicht ges 
nommen werde, (c)) 

4 Da die Steuern in feinem Yale die ‘reinen Einnahmen 
ganz verichlingen. werden, fo: bleibt den, Nentenempfängern 
immer noch ein für ihre Beduͤrfniſſe verwendbarer Theil 
übrig. | | 

(a) Eine Perfon fann in verſchiedenen Landern Renten beziehen und den 

nach fogar auf mehrfahen Abzug der Unterhaltsfoften, Unfprub- mas 

den. — Murbard verlangt nur, daß der abſolute Bedarf. des 

Steuerpflihtigen und feiner Familie frei bleibe. Hiebei ift wenigftens 

die Größe der Familie ein ſehr zufäliger Umftand, und abgejeben 

bievon wäre es eine Ungerechtigfeit gegen den Arbeiter, der 600 fi, 

verdient, wenn er foviel fteuern follte, als der, deflen Rente gleiche 
Sunine ausmacht. ' er 

cb) Man bat die, den arbeitenden Claſſen gebührende Schonung bei den 

Steuern au aus. einem anderen Grunde, ıdmlid, aus der fürzeren 

Dauer ihrer Einnahme, abzuleiten verſucht. 


(I Mit dem Inhalte diefer beiden $$. bängt Die Unterfuchung über Die 
fteigende oder gleich bleibende Proportion der Steuern zu dem Ein» 
fommen zufammen. Fur die Steigerung mit der Größe der Eins 
fünfte, fo daß z. 3. mit jedem meiteren Taufend ein höherer Pros 
centfag genommen wird, baben ſich Craig (Il., 214), Say (Handb. 
VI, 45), Schön (Brundf. S. 59. 68.) erklärt. Sie iſt au nord» 
wendig, wenn man das rohe Einfenmen der Arbeiter, z. €, der 
Befoldeten, und der Gemwerbsunternehmer zum Grunde legen will, 
Bei den Renten it nur etwa aus der oben angedeuteten Ruͤckſicht die 
Freilaffung der ganz geringen und die niedrigere Belaftung der nädhft« 
folgenden Rentenſummen angemeſſen. 


$. 261. 


Da jedes reine Einfommen eine Steuer tragen fann unb 
fol, fo macht e3 feinen Unterjchied, aus welcher Quelle daffelbe 
fließt, und das abgeleitete Einkommen ift gerade wie. das ur: 
fprünglihe (I., $. 251) zu behandeln. Dieß zieht die bemer: 
kenswerthe Folge nach fih, daß eine und biefelbe Gütermaffe 
zweimal befleuert werden kann, bei zwei verfchiebenen Empfän. 
gern, für deren jeden fie reines Einkommen if. Was 5.3. bie 
Grund » und Gapitalbefiger für verfchiedene nüßliche und anges 
nehme Dienfte, wie bed Arztes, Lehrers, Künftlerd, Anwaltes 
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w.'dgL.. bezahlen, das iſt kein Beſtandtheil der Productionsko— 
ſten, ſondern wird aus dem reinen Einkommen derer beſtritten, 
welche von den Dienften Gebrauch nahen. Iſt nun die Ber 
zahlung der Testerenreichlich genug, fo: kann ein Theil des ſo 
entftehenden: Einkommens » der Dienftleiftenden wieder ald rein 
angefehen‘ werden. Der Umftand, daß ed ein abgeleitetes iſt, 
hat auf die Steuerſchuldigkeit gar feinen Bezugica); nur muß 
man - bei der Ausmittlung des reinen Einkommens nicht allein 
die wahren Erzeugungs⸗, ſondern uͤberhaupt alle Erwerbskoſten, 
alſo auch die Auslagen i in dert Dienftgewerben, in Abzug bringen. 
(a) Es würde auch in der That Schwer fein, eine felche Unterf yeitung 

bei der Anlegung der Steuern zu berüdfichtigen, weil die Gränzlinie . 


der — und unproductiven Beſchaͤftigungen ſich nicht deulich 
stehen läßt, J. $. 109, 


4. 262. 


Die: Steuerforberung iſt zunächft. gegen die, dem Staate 
angehörigen Perfonen, wegen und in Gemaͤßheit ihred Ein: 
fommens, gerichtet. Weil man indeß ein leichtlenntliched und 
beftimmbares. (objectives) Maag der Steuerpflicht aufftellen muß, 
um die Willkuͤhr beider Erhebung zu befchränfen, fo wirb bie 
Steuer häufig auf gewiffe Gegenftände ($. 254) gelegt, die 
man, wie. bei rentetragendem Vermögen, ald Urfache eines ges 
wiffen reinen Ertrages, oder mwenigftend, wie bei manchen Ges 
nußmitteln,. als Kennzeichen eines reinen Einkommens anfehen 
ann. Hiezu kommt, daß es bei unbeweglichen Vermögen, befs 
fen Eigenthuͤmer entfernt fein kann, eine große Erleichterung ges 
währt, die Abgaben von dem Befiger zu fordern und ihm 
zw überlaffen, daß er fich von jenem ſchadlos halten laſſe So 
gefchieht. es, «daß die Regierung bei der Steuerforderung ſich 
bisweilen an die Wermögenstheile ſelbſt zu halten und die Vers 
fönlichkeit ihrer. jedesmaligen Eigenthuͤmer aus dem Gefidhte zu 
verlieren ſcheint. Hiebei muß man fich ſtets erinnern, daß nicht 
bie Vermoͤgenstheile an und für ſich, fondern ‚die Bürger in 
Bezug. auf jene befteuert. werden follen.. Die bequemere Eins 
ztehung von dem jedesmaligen Inhaber gewiffer ‚fteuerbarer Ob⸗ 
jecte ift. daher ‚nur ;infoweit zuläffig,- ald dabei eine, den Be: 
fteurungsgrundfägen : entfprechende Vertheilung der. Steuer unter 
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diejenigen. ‚welche von derfelben getroffen werben follen, durch 
ben. Verkehr von ſelbſt zu erwarten if. Diefe unmittelbare 
Befleurung der Güterquellen in Hinficht ihres Reiner: 
trags kann -alfo, put Erleichterung. des Einzuges da ‚angewendet 
werden, wo fie. in ihren: Wirkungen mit der Belegung des reis 
nen Einkommens der Steuerpflichtigen uͤbereintrifft (4). 


| (a — RN, Der oͤffentliche Eredit, J., 242. — 
‚Schön, Rena S. 66,69. — ». Rotted, Deton. Polit. ©. 291. 


$. 263. 
Nach den bisherigen Grörterungen wird es fi ch leicht ent: 
ſcheiden laſſen, welche Perfonen im Staate feuerpflichtig ſeien 
Dieß iſt 

1) Bei den einzelnen Staatsbuͤrgern, die im Genuſſe 
eines eigenen reinen Einkommens, alſo ſteuerfaͤhig ſind, ſo⸗ 
gleich außer Zweifel (a). 

2) Bei Gefeltfchaften, deren Xheilnehmer ein Eintommen 
als Gewinn aus dem eingelegten Vermögen beziehen, z. B. 
für Bergwerks- oder Bank» Unternehmungen, ift die Bes 
ſteurung des Reinertraged, der entweder unter die Mitglie: 
der. vertheilt,. oder zu neuen werbenden Anwendungen zus 
rüdgelegt wird, und den man unter. den Einfünften ber 
fammtlichen Theilnehmer viel fchwerer ausmitteln und treffen 
fönnte, ebenfalls keinem Bedenfen unterworfen. 

3) Gemeinheiten (Eorporationen), 3. E. Gemeinden, Unis 
perfitäten, Klöfter und andere Kirchengefellihaften. Haben 
diefelben, wie viele Handwerkszuͤnfte und manche unbeguͤ⸗ 
terte Gemeinden Feine anderen Hülfsmittel, als die einge: 
legten Beiträge der Mitglieder, fo können fie nicht befteuert 
werden, weil fie nur die gemeinichaftliche Erreihung gewiſ⸗ 

. fer Privatzwede bewirken und dieſe Beiträge lediglich eine 
Berwendungsart der fchon belafteten Privateinkünfte bilden. 
Sind fie. dagegen im Befige eines rentetragenden- Stamm: 
vermögend, fo dürfen fie nach ben hieraus fließenden Ein: 
kuͤnften belegt werben. Denn wenn auch diefe Steuer eine 
Bermehrung der Gemeindeumlagen nach fich zieht, fo wird 
hiedurch nur ein Theil des Nutzens aufgezehrt, den bie je 
‚desmaligen Mitglieder aus dem Genuffe bed, für die Angeler 
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genheiten der Gemeinheit verwendeten Einkommens berfelben: 
erlangen, und fie befinden fich noch in befferer Lage, als 
die Genoffen einer unbegüterten Gemeinheit. Wäre indeß 
die Ergänzung des Bebarfed durch Umlagen nicht möglich, 
wie bei Kiöftern,, fo treten diefelben Werhältniffe ein, wie 

bei Stiftungen. 
Ca) Auch das Staatsoberhaupt in feinen Privatangelegenbeiten, d. h. in 
Anſehung desjenigen Vermoͤgens und Einkommens, welches ihm nicht 
zufolge feiner Regenteneigenſchaft, ſondern aus irgend‘ einem Privat- 


titel zuftebt. Dies ift au ein anerkannter Grundfag. v. Kremer, 
Darſtell. des Stw. 175, 


z. 264. 


4) Wenn Stiftungsvermögen ber Steuer "unterworfen 
“wird, fo läßt fich diefe, da die Renten diefes Vermögens 
nicht durch eingelegte Beiträge ergänzt werden können, nur 
fo aufbringen, daß man die Ausgaben für den Stiftungs: 
zweck befchränft(a). Hierin liegt im Allgemeinen fein ans 
derer Nachtheil, ald der mit jeder Steuer verbunden ift und 
in den nüslichen Wirkungen der Staatdausgaben feine Vers 
gütung findet. Der Nachtheil ift auch da geringer, wo 
die Beſtimmung einer. Stiftung Fein gewiſſes Maaß des 
Bedarfes in fich enthält, vielmehr der Aufwand je nad) 
ben biöponiblen Mitteln größer oder Bleiner fein fann. An 
bers verhält es fich bei folchen Stiftungen, deren Gegen⸗ 
ftand in die Staatözwede fällt, und daher, wenn jene nicht 
vorhanden wären, eine Staatsausgabe rechtfertigen würde, 
Haben folche zugleich einen ſcharf beflimmbaren Bedarf, ' 
und reichen die Einkünfte nur gerade zur Dedung deffelben 
bin, fo iſt eine Steuerbefreiung volllommen zu rechtfertigen, 
weil fie nur die Vefriedigung eined Staatöbebürfniffes auf 
dem fürzeften Wege bewirkt, und im entgegengefegten Falle 
ein Staatözufchuß nothwendig werben koͤnnte. Wenn nun 
gleich die Steuerpflicht der Stiftungen ald Regel auszufpres 
en ift, fo follte doch beim erweislichen Eintreten der eben 
bezeichneten Umftände eine Ausnahme zugelaffen werben, 
die jedoch wieder vorübergehend in ſchwierigen Zeitverhält- 
niffen, wo alle Kräfte für einen dringenden Zwed aufge 
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boten werden muͤſſen/ z. €. Kriegfährung, hinwegfallen 
kann (6). | 


(e). denn fihon ein Leberfchuß. über. diefe Giutgabei;veitianden 
:. kin. — 


5) Dieſe Saͤtze beziehen ſich hauptſaͤchlich auf kirchliche und MWohlthätig- 
* — ——— eines reichlichen, die Beduͤrfniſſe 
der Seelſorge uͤberſteigenden Kirchenvermoͤgens iſt nicht zu bezweifeln. 
—Stephandl, Dürfen Stiftungen befteuert werden? Augsb. 1810. 
— Hartl, Handb. I, 533, ! | a 


. 265. 


5) Eine Beſteurung des Domaͤnen- und Regalien⸗Er— 
trages iſt im Allgemeinen eine unnuͤtze Foͤrmlichkeit, 
weil dieſer Ertrag Feine andere Beſtimmung hat, als die 


Steuern felbft, weil beide in der Hauptfiantscaffe uſau— 
menfließen und dem Zuwachſe der einen Einnahme nur der 


2 pleih große Abgang an der anderen gegenuͤberſtehen wuͤrde. 


Zwar muß man, wegen bed nach dem Steuerfuße umzu: 


legenden Beitrags zu ben Gemeindekaſſen, die Steuer: 
ſchuldigkeit jener Befigungen ausmitteln, aber die wirkliche 
Entrichtung läßt man am beften beruhen, bis zu einer 


. a) 


b) 


Veräußerung (a). Eine Ausnahme diefer Regel tritt ein: 


Wo die Trennung einer Kammer: und: Steuercaffe be: 
ſteht ($. 92). Hier. macht es einen wefentlichen Uns 
terfehied, ob die Domänen einen Beitrag zur Steuer: 
Einnahme liefern, weil diefe zu einer anderen Verwen⸗ 
dung beftimmt ift, obgleich bei offenbarer Unzulaͤng⸗ 
lichkeit der Kammergefälle wieder ein Zuſchuß aus der 
Steuercaffe nothwendig wird. (6) 

230 die. Befreiung von einer Steuer, welche fich genau 
nad der Menge von Erzeugniffen richtet und den Ko: 
ftenfag derfelben in einem feftftehenden Verhaͤltniß er: 
höht, ‚ein Staatögewerbe ſo fehr begünfligen wuͤrde, 
Daß es defhalb dem gewerbtreibenden Privaten. die -Gons 


currenz bedeutend erſchweren oder ganz verderben koͤnnte. 


Dieß iſt nicht wohl bei den Domanial-Landguͤtern ber 


Hall, weil der Preis der rohen Stoffe ſich nicht nach 


‚dem Koftenbetrage einzelner Verkäufer abändert,: eher 
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Pönnte es bei Gewerksunternehmungen eintreten. wenn 
2. €. ein auf Staatsrechnung betriebenes Hüttenmerf 
durch die, Befreiung. von. dem Einfuhrzolle für einen 
» wichtigen Verwandlungsſtoff, wie Gußeifen, zum Nach 
theil der, Privathütten begimftiget: würbe,; ohne Daß. der 
Unterſchied wieder von anderen: Umftänden, z. B. wohl: 
feilerer Verwaltung, ausgeglichen würde Co)x J 
' 4a) Vorſchriften, wie die Steueranſchlaͤge von ben: bad. Domänen bei 
‚den. Domänenverwaltungen: bereit: gebalten: werden follen,, bei We h⸗ 


rer, Die (nämf, bad.) Kameraldomänenadiminiftretion, Carlsruhe, 
1833, ©. 156. 


(5) Zu den allgemeinen Reichsſteuern in Deutfchland. mußten nah den 
 Meichsgefegen die Sandesfürften aus. ihren Kammergütern beitragen. 
feiffer, Gelb. der. landſtaͤnd. Verfaſſ. in. Kurbeilen,. ©. 80. 

(2, Bergl. (du Thil), Ueber Befteurung, im Grotzh. Neon, $, % 


| $. 266, | 
6). Auh Fremde werben häufig bei: der: Beſteurung getrofe _ 
fen. Dieß gefchieht 

a) zufällig,. wenn- fie fich in. einem: Verhaͤltniß befinden, 
an. welche eine Steuerfchuldigkeit: der Staatsbürger 
geknüpft ift, 3. B., wenn fie eine Waare kaufen, in 
deren Preife eine vom Verkaͤufer vorgefchoffene Steuer 
mit. begriffen ift (@), oder wenn fie Grundeigenthum 
innerhalb des Staatögebieted an fich bringen. Diefe 
fih von felbft: ergebende Beiziehung der Ausländer ift 
keineswegs ungerecht, weil dieſe doch theilweiſe, waͤh⸗ 
rend ihres Aufenthaltes oder durch ihr Eigenthum, die 
Staatseinrichtungen genießen. 

b) Zufolge einer abſichtlichen Veranſtaltung, indem den 
Fremden, die im Staatögebiete irgend einen: Bortheil 
in Anſpruch nehmen, hauptfächlic der Gleichſtellung 
mit den Einheimifchen wegen, eine befondere Art von 
Abgaben abgefordert wird, 3. B. Gewerböfteuer von 
Handelsreifenden. 

Diefe Entrichtungen. find Feine wahren Steuern, denn es 
fehlt ihnen das Merkmal der Auflegung auf die Staatöblirger 
nach dem Vermoͤgenszuſtande berfelben, indeß pflegt man fie in 
der Steuertheorie mit in Betracht zu ziehen, weil fie ben ei« 
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gentlichen Steuern aͤhnlich find und zum Xheile mit Ruͤckſicht 
auf dieſe angeordnet werden. Auch fehlt es nicht am erhebli- 
chen’ Gründen; dieſe nicht für ungerecht zu haltenden Abgaben 
mäßig und frei von läftigen Erhebungsformen einzurichten, um 
nämlich den Verkehr: zwifchen den Ländern nicht zu hemmen, 
amd" nicht die Ausländer von dem’ Gebrauche der: befteuerten 
Leiftung abzuhalten. " Hieher gehört 3.3. der Durchgangszoll, 

(a) Dei den Ausfuhrzölfen läßt fih gar nicht allgemein beſtimmen, ob 


fie auf die In» oder Ausländer fallen, denn die hängt von Com 
currenzverhältnifien ab. Ä 


$ ’ 267, 


Die Steuern find in Bezug auf die, den Zahlenden zus 
gemuthete Entbehrung immer ein Uebel, welches durch die gute 
Verwendungsart der erhobenen Summe vergütet werben muß (a). 
Da die Steuerpflicht bloß auf die, der öffentlichen Zwede willen 
nothwendigen Laften bezogen werben Tann ($. 250), fo 
folgt, daß die Regierung ihrerfeitd verpflichtet ift, die ‚Steuer: 
laft fo gering ald möglidy zu. machen. Dazu dient außer der, 
fchon in den vorhergehenden 88. erörterten guten Vertheilung 
der Steuern: 

1) die fparfamfte Einrichtung der Ausgaben, von der eine 
Berminderung ded Bedarfes bewirkt werden Tann, 
2) eine ſolche Anorönung der Steuern, daß fie die mwenigften 
Unannehmlichfeiten und Befchwerden jeder Art verurfachen; 
f. 3. Hauptftüd, 
(a) Man Tann das Steuerzahlen einen erzwungenen Anfauf perfönlicher 

Suter mit fahlihen nennen. Je volltommmer die von der-Regierung 

veranftalteten perſoͤnlichen Guter find, und je richtiger der Steuer⸗ 


pflichtige fie zu fhägen weiß, defto mehr nähert fich jener Kauf ei» 
‚nem freiwilligen. 
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g = ! 2. Saupeftüd, 
Die vöttwirthfühnftlichen Wirkungen der Steuern. 


8.268. 


Die Unterfüchung diefer Wirkungen ift eine ber wichtigfter 
Aufgaben der Steuertheorie, kann aber im allgemeinen Zheile 
berfelben (1. Abthlg.) nicht weit fortgeführt werben, weil das 
Nähere des Erfolges bei jeder Art von Steuern, und 'felbft 
wieder bisweilen bei den verfchiedenen Arten, eine jede derfelben 
anzulegen, insbefondere be euchtet werden muß. 

Die allgemeinfte Wirkung (a) ift, daß Jeder, der von 
einer Steuer getroffen wird, fich in’ den entbehrlicheren Genüffen 
beſchraͤnken muß. Dieß bleibt immer eine Beſchwerde, wenn 
fie auch durch die wohlthätigen Verwendungen des Steuerer⸗ 
trages ihren Erſatz findet (b)y. Nur dann fiele jener Verluſt hin⸗ 
weg, wenn bie Steuer zu einem Antriebe wuͤrde, mit verftärk 
tem Eifer eine Vermehrung ber Einnahmen zu Wege zu brin 
gen, und wenn demzufolge auch wirklich im ganzen Volke eine 
Productiondvermehrung einträte. Dann empfände der Befteuerte 
feine andere Beläftigung, ald dag er mit mehr Anftrengung 
arbeiten müßte, und auch dieß könnte durch die fortfchreitende 
Gewerbskunſt unnöthig gemacht werden. Die ſtarke Vergröße: 
rung der Steuern in ber neueren Zeit ift ohne Zweifel zum 
Theile auf diefe Weiſe leichter ertraͤglich geworden, es ſind manche 
Rentner allmaͤlig in die Reihen der Unternehmer uͤbergetreten, 
und dieſe ſowie die Lohnarbeiter haben ihre Beſchaͤftigungen mit 
einem ſtaͤrkeren Kraftaufwande zu betreiben angefangen. Auf 
dieſe nur allmaͤlig zum Vorſcheine kommende Folge der Steuer: 
vermehrung kann man aber nicht fi cher rechnen, ihr Umfang 
läßt fich nicht erfennen und fie hat in dem erforderlichen Gapi- 
tale, fowie in außeren Bedingungen der Production eine natüre 
liche Gränze, weßhalb man fich hüten muß, von n ihr zu große 
Erwartungen zu hegen (c). 


(a) Naͤmlich bei gut angelegten Steuern, die das Kapital nicht angreifen. 
Bol, überhaupt Rica ide⸗ 8. Cap, 
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(5) ueber die irrigen VBorftelungen, nach welden man vg des Zu⸗ 
ruͤcfließens der Geldfummen in ‚das Bolt das — fuer: —— 
ganz in Zweifel zog, ſ. . 29 ff. und Mur hard a. a. ©. 

(c) Vergl. die bei ——— S. 56 angefuͤhrten — — * 
Rotted a. a. D. ©, 300. 


$. 269. 


Scchraͤnken die Befteuerten ihre Confumtion ein, fo nimmt 
der Abſatz mancher, von ihnen bisher gebrauchter Güter ab, 
deren Preis wegen bes geringeren Begehres finken muß. Um 
dem Werluſte auszumeichen, fuchen die Erzeuger diefer Gegens 


fände dad Angebot zu vermindern, indem fie ihre Capitale ans _ 


derö anlegen. So kann es geichehen, daß der Preis biefer : 


Dinge fich wieder auf die vorige Höhe erhebt, und die hervor: 

‚gebrachte Menge dem jegigen Begehre entipricht. Diefe Erſchei⸗ 
nungen zeigen fich nicht bei den werthvollſten Dingen, auch 
nicht durchgehends bei einer und derſelben Art von Genußmit: 
teln, weil die Neigungen der Menfchen in Hinficht auf Die 
Gonfumtion fehr verfchieden find. Werden, wie es in ber Res 
gel geichieht, die Staatseinkünfte innerhalb des Landes verwen: 
det, fo bewirken fie unfehlbar eine beträchtliche Confumtion auf 
Seite der Befoldeten, der vom Staate befchäftigten Gewerbs⸗ 
leute u. dgl. Die hieraus entfpringende Abfagvermehrung kann 
zum Theile gerade folche Güter betreffen, an denen fich die 
GSteuerpflichtigen etwas abbrechen ; doch auch abgeſehen von die⸗ 
ſem Falle, muß, da die Ausgabe im Ganzen nach der Einfuͤh⸗ 
zung einer gewiſſen Steuer dieſelbe bleibt, wie vorher, der Ab: 
fa der Gemerb3unternehmer, fowie die Befchäftigung der Ars 
beiter und ‚ber Gapitale ungefähr gleichen Umfang behaupten. 
Es dauert jeboch immer einige Zeit, bi die, mit der -geander: 
ten Richtung der Confumtion verbundenen Störungen fich ver: 
tieren, namentlich bis die Befteuerten fich in eine andere Lebens: 
weife, mit geringerem Aufmwande, gefunden haben, das Ange: 
bot verjchiedener Waaren fi) mit dem nunmehrigen Begehre 
ind Gleichgewicht gefegt hat, bis die, in dem einen Gefchäfte 
außer Thätigkeit gefesten Arbeiter, z. B. in Fabriken von Zus 
zusgegenftänden oder Dienftlciftende , ein anderes Unterfommen 
erzielt, und die Unternehmer ihre Gapitale wieder nuͤtzlich ver⸗ 
wendet haben, beſonders da ſich in den Staatsausgaben mancherlei 


* 


DER 
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Beränderungen. zutragen und ‚bie durch. fie in Nahrung geſetz ten 

rbe und Landestheile wechfeln. Ein "folder Uebergang iſt 

et8 mit Veriuſten am Capital und mit einer Bedraͤngniß von 

Arbeiterfamilten verknüpft; ift er jedody «beendet, fo bleibt nur 

hoch, die Einſchraͤnkung übrig, welche die Steuerpflichtigen fich 

auferlegt ſehen, und auch dieſe werliert mit. der Zeit, durch die 
Gewoͤhnung, einen Theil ihrer ——— 


§. 270, 

Die anfaͤngliche Wirkung einer Steuer iſt aus dieſen Urs 
fachen nicht jelten von derjenigen ‚verfchieben, welche nach einis 
ger Zeit eintritt und dann fortdauert. Hierauf beruht der Vor: 
zug, den alte Steuern bei gleicher Guͤte vor neuen behaupten, 
wie denn dieſe gemeiniglich vielmehr Anlaß zu Klagen darbieten (a). 
Bil den, auf den Beſitz von unbeweglichen Gütern gelegten 
Steuern kommt noch ein befonderer Grund hinzu, weshalb- dies 
felben mit der Zeit faft unfühlbar werden, |. $.310. Aus dieſem 
unbezweifelten Umftande hat man die Kolgerung abgeleitet, daß 
die Steuern fo wenig, als es nur irgend moͤglich ift, verändert 
werben. ſollten. Allerdings folte man ſich auch vor unnöthigen 
Beränderungen forgfältig hüten, und bei allen Neuerungen: mit 
großer Umficht zu Werke gehen (6). Indeß laſſen ſich in: vies 
(en. Fällen die bisherigen Steuern nicht beibehalten: 

„DD Bei.denjenigen, die eine beftimmte Feftfegung des, Bei: 
tragsverhaͤltniſſes der Einzelnen geſtatten, muß dieß Ver— 
haͤltniß der Gerechtigkeit willen abgeaͤndert werden, wenn 
ſich Irrthuͤmer zeigen, oder die beſteuerten Objecte ſich 
veraͤndert haben und daher Ueberbuͤrdungen oder, zu nies 

drige Belegungen zum Vorſchein kommen; 

2) von Zeit zu Zeit fordert die Vermehrung ber Staatsbe⸗ 

* duͤrfniſſe oder das Beduͤrfniß einer Erleichterung fuͤr eine 

, oder. die andere Volksclaſſe eine Erhöhung oder Erniedri— 

gung der ganzen, durch eine gewiffe Steuer — 


den Summe. 
ui — (Grund. d. p. Oet., uͤberſ. von Voͤlt, — geht 
weit, indem er den Satz ſo fast: jede .alte Auflage 3 gut und jede 


neue ſchlecht. Er nimmt an, daß der Druck jeder Steuer endlich 
ganz tinfühldar werde und Niemand weiter zur Laſt falle (ebend. ©. 
17). Uber dieß lann man, felbft unter der Vorausſehung der, in 
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der Wirklichkeit unmoͤglichen vollfonnnenften Gleichmaͤßigkeit der 

Steuerbelaftäng mwenigftens von den Abgaben der arbeitenden Claſſe 

nicht behaupten, die fih weit leichter gewöhnt, die Wortheile der 

Staatseinrichtungen zu überfehen, als die Steuern ohne das Gefühl 
- ‚ einer Entbehrung hinzugeben, — Ohnehin ift jener Ausſpruch Ca» 

nards dem Mißbraude leicht ausgefeht, wenn man z. €. fih dar. 
auf ftügen wollte, um jede fehlerhafte Steuereinrihtung mit der 
Länge ihres Beſtehens zu rechtfertigen. 2 
L'impöt variable c'est pis encore que l'impôt excessif, De Gas- 
parın et Reboul, De l’amortissement, S, 13, 


ui 


(b 


q. 2rı. 


Die Ueberwälzung einer Steuer findet dann flatt, wenn 
diejenigen, welche fie an den Staat entrichteten, ſich von Andes 
ren ganz oder theilmeife eine Entichädigung verfchaffen, indem 
fie eine Veränderung im Preife einer Waare oder Art von Kei: 
ftungen bewirken. Der Wunſch und dad Beſtreben, den Steuern 
vermittelft der Ueberwaͤlzung auszumweichen, ift eine natürliche 
Folge der unangenehmen Empfindung, die fie erregen. Ein fol 
ches nicht vorhergefehenes Hinüberfchieben einer Steuerlaft auf 
andere Perfonen vereitelt bisweilen die Abficht, die die Staats: 
gewalt bei der Anlegung einer Abgabe gehabt hat. "Bei ber 
Aufftelung der nachftehenden allgemeinen Erfahrungsfäße über 
diefen Gegenftand muß man immer bedenken, daß die Concur⸗ 
venzverhältniffe in ihren mannichfaltigen Geftaltungen fehr ver- 
fhiedene Erfcheinungen hervorbringen und daß fi) nur aus der 
genauen Erforfhung der Umftände in einem gegebenen Falle 
ber zu erwartende Erfolg mit einiger Wahrfcheinlichkeit beftim: 
men läßt. 

1) Eine Steuer kann nur dann übergewälzt werden, wenn 
fie die Mehrzahl der von ihr zunächft Getroffenen zu einer 
Aenderung in ihrer Handlungsweife antreibt und auf diefe 
Weiſe, durch das veränderte Verhältnig des Begehrs und 
Angebote3, einen Wechfel in den Preifen bewirkt. Dieß 
iſt möglich u 

a) auf Seite des Begehrd, wenn bie befteuerten Käufer 

einer Waare oder -Leiftung nicht mehr die naͤmliche 
Quantität einfaufen wollen; Be 

b) auf Seite deö Angebotes, wenn die Verkäufer eine ihnen 

auferlegte Steuer wie eine Koftenvermehrung betrachten, 
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und zu beren Bergütung eine Steigerung des Preifes 
durchzufegen fuchen oder, wenn bieß nicht fogleich ge 


lingt, die Production einer gewiffen Waare theilweiſe 
aufgeben. 


9. 272, 

2) Die Ueberwälzung von den Käufern auf die Verkaͤufer 
einer Waare findet feltener ald die umgekehrte in be: 
trächtlihem Grade Statt, weil die Einfchränkungen der 
Befteuerten in ihren Ausgaben fehr vielerlei Waaren be; 
treffen können (d. 269), wobei die geringe Abnahme des 

Abſatzes einer jeden leicht durch eine ähnliche Verringerung 
des zu Markt gebrachten Vorrathes aufgewogen wird. 
Doch giebt es Faͤlle, wo eine Steuer Viele zu "gleicher 
Art der Einfchranfung auffordert, wenn fie nämlich gerade 
- die Befiger einer gewiffen Art von Gütern befonders trifft, 
wie 3. B. eine Auflage auf Reit: und Kutfchen = Pferde, 
Hiebei kommt e& auf die Verkäufer und Arbeiter an, ob 
fie die Verringerung ihres Abſatzes oder die Erniedrigung 
des Preifed für das größere Uebel anfehen. Im erfteren 
Falle, wenn fie ſich in ihrem ganzen Unterhalte bedroht 
glauben, werben fie vielleicht die Aufopferungen ertragen, 
die ihnen der gefunfene Preis auferlegt, im zweiten Falle 
aber wenden fie fich lieber zu anderen Beſchaͤftigungen, 
ſo daß das Angebot ebenfalls kleiner wird und der Preis 
wieder zunimmt ($. 269). 


$. 273. 

3) Die Ueberwälzung auf die Käufer gelingt da am leichte: 
fen, wo alle Verkäufer einen gleich ſtarken Antrieb ha: 
ben, fie durch Beſchraͤnkung des Angebotes zu bewirken. 
Dieß ift der Fall bei folhen Steuern, deren Betrag mit 
der verfauften Waarenmenge in gleichem VBerhältniß zu— 
und abnimmt, wie Zölle und Acciſe. Diefelben haben für 
den Verkäufer ganz die Eigenichaft einer Koſtenvermeh⸗ 
rung. und ziehen wie dieſe eine Preiserhöhung nach ſich, 

(1, 8.163, 1. Bei der Anlegung von Steuern diefer 

Art pflege man die Ueberwälzung auf die Käufer auch 

Rau polit, Delon. 3r Bd. 2. Abth. 3 


wirklich vorauszufegen, denn dieſe find es, bie man mit 
telbar zu treffen beabfichtiget. Gleichwohl leiden auch bei 
volftändigem Erfage die Verkäufer doch wegen des vers 
ringerten Abfages eine Einbuße an ihrem Einkommen, die 
noch größer ift, wenn bie obwaltenden Umſtaͤnde der beis 
derfeitigen Concurrenz es ihnen nicht möglich machen, den 
Preis der verkäuflichen Gegenftände um den ganzen Be: 
trag der Steuer zu fleigern (a). 


9 Eine Ueberwälzung ber Steuern auf Andere durch die 


Preiserhöhung der Leiftungen, welche die legteren zu bezah: 
len haben, ift einigen Claffen der Steuerpflichtigen fchlechts 
hin unmöglich, weil ihre Einkünfte bereits feftgefest find; 
dahin gehören vorzüglich Beamte des Staates, der Kirche, 
der Gemeinden und Staatögläubiger. In gleicher Lage - 
befinden fich während der Eontractöperioden die Eigenthüs 
mer verpachteter Grundftüde und vermietheter. Gebäude, 


(a) Canard a. a. O. ©, 145. 
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5) Solche Steuern, deren Größe ſich nicht nach ber Menge 


6 


— 


von feilgebotenen Waaren richtet, ſind weit weniger zum 
Ueberwaͤlzen geeignet, denn es iſt nicht zu erwarten, daß 
alle ˖ Verkaͤufer in dem Entſchluſſe übereinftimmen, das 
angebotene Quantum zu vermindern, vielmehr kann leicht 
ein Theil derſelben gerade eine Erweiterung ihres Gewer⸗ 
bes bezwecken, um ſich auf dieſe Weiſe in dem vermehr⸗ 
ten Abſatze eine Entſchaͤdigung zu bereiten. Doch wuͤrde 
die Steuer dann unfehlbar auf die Preiſe einwirken, wann 
eine Claſſe von Verkaͤufern ſo ſtark mit Steuern belegt 
waͤre, daß ſie das uͤberbuͤrdete Gewerbe aufgeben muͤßte. 

Insbeſondere kommt es bei Steuern, bie den Ertrag ei— 
ner einzelnen Güterquelle, z. €. der Grundftüde oder der 
Arbeit, zu treffen beftimmt find, darauf an, ob der Ber 
ſteuerte Mittel findet, durch irgend eine anderweitige 
Verwendung jener Quelle oder andere Einrichtungen ber 
Auflage auszumweichen und fo ein höheres Einfommen zu 


- erzwingen (a). Aus diefen Urfachen bleiben die meiſten 


Steuern auf den Renten ded Stammvermögend, bie auch 
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den größten Theil des fteuerbaren Einkommens ausma: 
hen, liegen ‚oder werben noch auf fie hinuͤbergewaͤlzt; die 
Lohnarbeiter dagegen müffen für eine Steuerlaft, die im 
Berhältniß ihres reinen Einkommens zu groß ift, und ihren 
nothwendigeu Unterhalt zu fchmälern droht, durch erhöhten 
Lohn entichädigt werben, weil fonft Auswanderung, ver: 
mehrte Sterblichkeit 2c. die Menge der angebotenen Arbeit 
verringern würde (b). 

(a) 3. B. man weicht einer Steuer auf Aderpferde aus, inden man Zug · 


ochſen anſchafft. | 
(5) Eanard a. a. O. nimmt zu allgemein an, jede Steuer, fie werde 
vom Käufer oder vom Verkäufer einer Waare erhoben, vertheile ſich 
in beiden Faͤllen auf gleiche Weiſe unter beide Betheiligte, und zwar 
in demſelben Verhaͤltniß, in welchem die Concurrenz dent einen oder 
dem anderen günftiger if. Wenn z. B. eine Waare 100 fl. gilt und 
mit 10 fl. Steuer belegt wird, die Concurren; dis. Angebotes aber 
zu der des Begehres fih mie 2 zu 3 erbäft, fo würden jene 10 fl. 
in eben dieſem Verhaͤltniß von beiden Claſſen getragen, die Waare 
fliege auf 106 und die Verkäufer büßten 4 fi. ein. — Ueberhaupt 
bat man fih zumeilen, ohne Die verfchiedenen Fälle deutlich zu uns 
terfcheiden, Das Ueberwälßzen der Steuern zu leicht vorgeftellt und 
deßhalb die gute Unlegung derfelben vernachlaͤſſigt. Hiezu neigt ſich 
auch Ricardo Eap, 8. „Obgleich einige Steuern dieſe Wir— 
tungen (nämlich die Hemmung der Production) in höherem Grade. 
äußern als andere, jo muß man doch zugeftehen, daß die verderblis 
chen Folgen der Befteurung weniger von der Wahl der befteuerten 
Gegenftände, als von ihrer ganzen Summe herruͤhren.“ 


In der Ausuͤbung muß man ſorgfaͤltig darauf bedacht ſeyn, 
die Wirkungen der Steuern auf dem Wege ſtatiſtiſcher Erfor— 
ſchung zu erkennen, indem man die Veraͤnderungen in den 
Preiſen der Waaren und Leiſtungen, ſowie in den Quantitaͤten 
der erzeugten und verzehrten Guͤter beobachtet und den Einfluß 
der neuen Steuereinrichtungen auf dieſe Erſcheinungen ausmit⸗ 
telt. Das Uebermaaß der Steuern gibt ſich durch die harten 
Entbehrungen der unbeguͤterten Claſſe von Einwohnern, durch die 
zunehmende Verarmung, die Vertheurung werthvoller Guͤter, 
den Verfall einzelner Gewerbe, die Abnahme des Steuererfras 
ges wegen angehäufter Ausftände oder ftarker Abnahme der be. 
ffeuerten Gonfumtionen u. dgl. kund. Ueberbürdungen einzelner 
Volksclaſſen oder Gewerbszweige Iaffen fich aus partiellen Er⸗ 
ſcheinungen ähnlicher Art wahrnehmen. Es r jedoch ſchwer, 


w- 
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bei foldyen Umftänden die Mitwirkung fremdartiger Urfachen ge: 
nau auszufcheiden. "Die don den Statiſtikern öfterd entworfene 
Berechnung, welche Steuerfumme im Durchfchnitt auf ben Kopf 
ber Einwohner in jedem Lande komme, ift zwar in manchem 
Betrachte nüslich (a), nur muß man ſich hüten, ‚Folgerungen 
aus ihr. abzuleiten, zu deren Begründung fie nicht zureicht. 
Auch wenn man die Rechnung, wie e3 gefchehen ſoll, bei allen 
Staaten auf gleiche Weife führt, gleiche Arten von Abgaben 
annimmt (5), überall den Brutto» oder den RANaINıg anmwen: 
det zc., jo beweiſt diefer Ausſchlag doch 
1) nit den verfchiedenen Drud der Steuern, 
a) weil der Mohlftand in den BE Ländern: fehr 
ungleich feyn kann (c), 
b) auch der Preid des Metallgeldes gegen die anderen 
Gauouͤter keinesweges berfelbe ift, und deßhalb die gefun- 
denen Geldjummen eigentlich noch einer Berichtigung 
bedürfen, zu der es aber am fichern Anhalts punkten 
fehlt (d); 

2) nicht den Mohlftand jedes Landes, denn ed (äft fich nicht 
annehmen, daß die wirkliche Befteurung demfelben überall 
gleihmäßig entfpreche, vielmehr ftehen die Stenerfummen 
ber Gränze, wo das Uebermaaß anfängt, bald näher, 
bald ferner; 

3) nicht die Koftbarkeit oder Sparſamkeit der Staatöverwal: 
tung, weil man 

a) zugleich auf die anderen Einnahmsquellen Rüdficht neh: 
men muß, und ferner 
b) zu unterfuchen ift, ob nicht der Staat, in welchem bie 
Steuern höher find, auch in guten a 
verhältnigmäßig mehr leiftet (e). 
(a) Zu dieſem Behufe ift es tienlicher ſaͤmmtliche Auflagen zu neh⸗ 
men, weil ſie die, aus dem Einkonimen der Buͤrger geſchoͤpften Sum⸗ 
men anzeigen, während in der, K. 248 gegebenen Berechnung die Ge⸗ 


buͤhren weggelaffen wurden, weil es dort ‚gerade auf Die Ausdehnung 
der eigentlihen Steuern ankam. 
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Summeder Auf} Auf den 
Ä lagen, netto Kopf. 
Großbritanien und Irland, | 
Budget 1335 41 Mid. Pf. St.| 20,° fi. 
— Bug. 1835 (inchus. Salz n. 
7409 Mitt, fr.) 10, — 


baf) 
Preußen, Büdg. 1835 (die me c zu 


4 Mill. gerechnen) .| 47°500,000 rf,| 6,2 — 
Ge uf, Budg. 1832 272697 fl. G. 5, — 
Gr. Heſſen, Budg. 1833 — 35 3939,954 | 5,2 — 
— ——— nr — 56 1:447,000 r{.| 4, — 
Sadfen > 3:500,000 {1.| 4, — 
Bi Zudy. 1836 — 5:400’000 fi. 4, — 
Hannover, Budg. 1835 3.554800 ri. 3,2 — 
Baiern, Budg. 1831 — 37 14171,5450 fi. 3, — 
Wuͤrtemberg, Budg. 1833 — 35 5225,000 —| 3,2% — 
Waat, Rechn. 1834 | 157, 936 ft, Shi. 2,· — 
Zurich, ul. — 439,000 » 1,56 — 
Bern, 646, 333 » >» 1,6 — 


(d) Es kommt ;. 2. * darauf an, ob man neben den in die Staats. 
cajle verrehneten Steuern auch Provincial», Bezirks» Abgaben x. 
mit einrechnet, Bei Nordamerica wäre es irrig, bloß die Einkuͤnfte 
der Bundesregierung beruͤckſichtigen zu wollen. 


(c) Dieß beweift am beiten die Verfchiedenbeit im Steuerbeitrage der, 
gleichen Steuergeſetzen unterworfenen Landestheile. — In Nordame- 
rica iſt bei niedrigen Kornpreiſen der Lohn 3 mal ſo hoch, als in 
Frankreich. — Wie viel mehr kann jeder Einwohner einer reichen 

Handelsſtadt zahlen, als einer entlegenen Gebirgsgegend! 

(d) Man weiß nur im Allgemeinen, daß eine gewiſſe Geldfumme in Eng» 
- land am wenigſten ausridhter, in Sranfreih und den Niederlanden 
„mehr, in Deutfchland noch mehr u. f. f. 

(e) Bergl.,v. — Geſetzgeb. des Gr. Heſſ. S. 208 ff (Recht⸗ 

fertigung der h > heſſiſchen Steuerquote.) 


—ꝰ 


| 3. Hauptſtuück. 
Einrichtung des Steuerweſens. 





| Bi | 
Zufammenhang der Steuern. 


$. 276. 


Es wäre fehlerhaft, jede Steuer für fih, in Hinſi ot auf 
ihre Einträglichkeit, Unfchäblichfeit, Koftbarkeit und Wohlfeil: 


x 
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heit, Zeichtigfeit ıc. zu betrachten, und eine lediglich nach diefen 
Eigenfchaften ausgewählte Anzahl von Steuern beizubehalten 
oder einzuführen, wobei es ziemlicy zufällig wäre, wer flärfer 
und ſchwaͤcher getroffen würde; die Verwirklichung der im 1ften 
Hauptftüd aufgeftellten oberſten Grundfäge erfordert wielmehr, 
daß die Steuern fich .an die Verzweigung des Volkseinkommens 
anfchliegen, um diefes in allen feinen Theilen gleichmäßig und 
vollftändig zu freffen. Die fammtlihen, in einem Ötaate be: 
ftehenden Steuern, deren Inbegriff man dad Steuerſyſtem 
zu nennen pflegt, verdienen nur dann biefen Namen in ber 
That, wenn fie ein zufammenhängendes Ganzes bilden, fo daß 
weber ein einzelnes reines Einfommen frei gelaffen oder. zu ſehr 
gefchent, noch eines überbürdet wird. Schon die Gerechtigkeit 
fordert zu diefem Streben nach Vollſtaͤndigkeit und Gleichfoͤr— 
migfeit auf, wobei es leicht gefchehen kann, daß man einzelne 
Steuerarten beſtehen laffen und einführen muß, die fonft in vers 
fchiedenen Hinfichten mit mehr Schwierigkeiten und Unbequem: 
lichkeiten verfmüpft find, als die übrigen. — 


| 1. 277, Ä 

Das Steuerwefen der wirklichen Staaten bildete fi, aus 
geringem Anfange, allmälig fo aus, daß man, wie es wie ans 
wachfenden Bedürfniffe der Regierung mit ſich brachten ‚von 
Zeit zu Zeit neue Steuern zu Hülfe nahm, und dabei, ohne 
von allgemeinen Grundfägen auszugehen und einen gewiſſen 
Plan im Auge zu haben, nur auf die leichte Aufbringung ber 
nöthigen Summen achtete. Diejenigen Auflagen, denen man 
fich am wenigften entziehen Tan, und zu ’deren Anlegung bie 
beften Stüspunfte vorhanden find, wurden zuerft eingeführt, 
andere unterblieben bloß der äußeren Schwierigkeiten wegen. 
Da man die Ungenauigfeit der Anlegungsart mancher Steuern, 
die aus dem Mangel an ftatiftiihen Vorarbeiten, an Control: 
mitteln und Erfahrungen leicht zu erflären iſt, wohl fühlte, und 
fich ſcheute, Klagen zu erregen, fo zog man ed vor, vielerlei 
Auflagen von geringem Betrage neben einander einzuführen. 
Diefe Vielheit der Steuern machte dig Erhebung umftändlich 
und koſtbar, ſetzte die Steuerpflichtigen ebenfalls: einer unnuͤtzen 
Mühe aus und erfchwerte den Ueberblick des ganzen Steuerwe⸗ 
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39 
ſens. In der neueſten Zeit hat man dagegen den großen Nutzen 
einer vereinfachten Steuereinrichtung ſchaͤtzen gelernt und eine 
Menge von Auflagen abgeſchafft, die bei der genaueren Anle⸗ 
gung der uͤbrigbleibenden und dem hoͤheren Betrage derſelben 
leicht entbehrlich wurden. Deßhalb findet ſich in den jetzigen 
Staaten nur noch eine kleine Zahl von Steuerarten vor, deren 
Wirkungen und Ebenmaaß weit leichter wahrzunehmen ſind, als 
bei dem fruͤheren Zuſtande. Die Unterſcheidung der wahren, 
kraft landesherrlicher Gewalt aufgelegten Steuern und derjenigen 
Abgaben, welche als privatrechtliche Leiſtungen aus dem guts— 
herrlichen Verbande Grundgefaͤlle) anzuſehen ſind, iſt in man⸗ 
chen Faͤllen nur mittelſt ſorgfaͤltiger hiſtoriſcher Unterſuchungen 

auszuführen (a). 

Ca) Diefe Ausſcheidung bat zugleich befonders darum praftifches Intereſſe, 
weil den Ddeutfchen Standes - und Grundberrn die grundberrlichen- 
Gefaͤlle verblieben, die Steuern aber entzogen worden find. In nıch« 

reren deutſchen Staaten bat die Aufbebung aller Abgaben mühfame 
Nahforfhungen veranlaßt; f. v. Sensburg Unterf. des Ur 
fprungs und der Ausbildung alter Steuern und Abgaben, Erl. 1823, 


* sen ‚ Ueber die Natur der Beede⸗-Abgaben. Gichen, 
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Die Vereinfachung des Steuerweiend findet nothwendig 
barum eine Gränze, weil man feinen Theil des reinen Einfom: 
mend im Volke unbefteuert laffen darf, und, wenn die Steuern 
auf die forgfältige Ausmittlung aller Einkünfte der Einzel: 
nen gegründet werben, das hiezu dienliche Verfahren, fowie die 
Weiſe der Steueranlegung bei den einzelnen Zweigen von Ein: 
nahmen verfchieden ift, fo daß man fich genöthigt-fieht, meh: 
rere Arten von Steuern, 3. B. von ber Grund: und Capital: 
vente, nebeneinander beftehen zu laſſen. Hiezu kommt, daß 
man bisher auch noch nicht für rathfam gehalten hat, diejenige 
Steuergattung, bei der man. nur mittelbar auf die Einkünfte 
der Steuerpflichtigen fchließt, aufzugeben. Manche Schriftftel: 
ler haben gerathen, nur eine einzige Steuer einzurichten, was. 
freilih, wenn ed fonft mit den Principien der Befteurung vers 
einbar wäre, allerdings die Verwaltung fehr erleichtern würde. 
Die Ziel hat man erreichen wollen: 
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4) durch Einführung . einer. einfachen Steuer, . welche. theils 
unmittelbar, theils vermitteljt der Ueberwälzung alle Staats: 
bürger treffen würde. Dahin ‚gehört, neben anderen Bor; 
fchlägen (a), die von den Phyfiofraten empfohlene einzige 
Srundfteuer (1., $. 41), deren Unzwedmäßigfeit aus der 
klareren Einſicht in die Vertheilung der Einkuͤnfte leicht er— 
hellt (6), ſowie überhaupt die Unmoͤglichkeit jeder aͤhnli⸗ 
chen Beſteurungsmethode außer Zweifel iſt; 

2) durch eine allgemeine Einkommens⸗ oder Vermoͤgens ſteuer, 
die man ſich als eine Zuſammenſetzung und. Verſchmel⸗ 
zung mehrerer Arten von Steuern denken kann. Hiebei 
wuͤrden diejenigen Steuern, welche nach einem anderen 
Grundſatze angelegt werden, als die mit, einander ver 
fchmolzenen, ganz aufzuheben feyn, ſ. $- 

Ca) Plan einer einzigen Mahlſteuer, von einem [paniisgen Finanz 
manne; f. Delecourt, De tributis ac vectigalibus, S. 60. 


(5) Unter anderen - ift — Preisſchrift A., $. 45 (d)) hauptfäch- 
lib zur Beleuchtung Diefes tr ge Easpes —**— —— 
ſ. auch v. Jacob, St Fin, Wiſſ. L; 6. 502 — 7, 
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Die größeren und mittleren europäifchen Staaten entftan- 
den großentheild durch allmälige Verſchmelzung mehrerer Bei: 
nerer Gebiete. Wo diefe Vereinigung noch neu iſt, wie in 
Deutichland (Reichsdeputationsreceß von 1803, Territorialver: 
änderungen von 1815), oder das Andenken an die frühere Iren: 
nung fich noch in der verfchiedenen Gefeggebung und Berwal: 
tungöweife der Provinzen erhalten hat, z. E. in Frankreich bis 
1789 , im Defterreichifchen Etaate und in. Spanien bis jett, ba 
verurfacht die ungleichartige Steuerverfaffung. der einzelnen Landes⸗ 
theile vielerlei Unbequemlichkeiten. Sie hat. zunächft Die Folge, 
dag die Bewohner verfchiedener Bezirke deffelben Staates. nicht 
in gleichem Verhaͤltniß von den Steuern getroffen: werden, fie 
erichwert die Oberleitung und die fortdauernde Vervollkommnung 
des ganzen Steuerwefend, ‚verwidelt da3 Rechnungsweſen, und 
kann felbft dem Verkehre im Inneren des Staatsgebietes ſcha⸗ 
den (a). Dieſer nachtheilige Zuſtand laͤßt ſich jedoch nicht au⸗ 
genblicklich aufheben, weil genaue ſtatiſtiſche Vorarbeiten dazu 
gehoͤren, um ein und daſſelbe Steuerſyſtem im ganzen Lande 
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einzuführen , weil ferner biefe Maaßregel dann, wenn in feinem 
Theile des Staates die «bisherige "Steuerverfaffung vorzüglich 
gut ift, nicht genügen kann und: es viel rathſamer ift, fogleich 
eine neue, befjere Einrichtung. zu gründen, 
(a) In Baiern wurden noch 1831 ($, 18 des Finanzgefeßes) 19 ver⸗ 
chiedene in ‚einzelnen Landestheifen üblich gewefene Abgaben aufges 
oben, — Hannover bat feit 1817 ein gleichförmiges Steuerſyſtem. 
Bis dahin war wegen der ungleihen Eonfumtionsitenern der Ueber» 
gang von Waaren aus einer Provinz in die andere mit Abgaben be» 
legt, mie in Preußen bis 1818. ‚Diefer, Staat hat noch jetzt vieler« 
lei Grundſteuerſyſte me. Die bad. B..v. 22, März 1811 fpricht von 
49 — 50 verſchie denen Steuerfyftemen, die Damals im Lande deftanden. 
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Wenn mannod nicht im Stande ift, die nämlichen Steuern 
im ganzen Lande einzuführen, aber doch vorläufig die Ungleich— 
heiten entfernen will, welche in ber Belaftung der verichiebenen 
Gegenden fihtbar find, fo muß man fuchen, den Betrag der je: 
Bigen, noc einige Zeit beizubehaltenden Auflagen dur) Zus 
läge oder Berminderungen überall in ein gleiche® Verhaͤltniß 
zu. dem reinen Einfommen der Bewohner jedes Landestheild zu 
ſetzen. Zum: Behufe dieſer vorläufigen Ausgleihung hat man 
einen einfachen, mit höchfter Leichtigkeit anwendbaren Maaßſtab 
“ anfzufinden fich bemuͤht, es iſt aber Teicht zu zeigen, daß es 
feinen: folchen ‚gibt, der für ſich allein die Steuerfaͤhigkeit dev 
Provinzen ohne erhebliche Fehler anzeigte (@). Daß der Flaͤ⸗ 
ch enraum hiezu-nicht geeignet ift, Fiegt wegen der ungleichen 
Fruchtbarkeit, Benugung, Bevölkerung des Landes und der 
verſchiedenen Ausbildung der Gewerbe und des Handeld am 
Tage. Eher fünnte man noch die Volksmenge zum Anhaltds 
punkte nehmen. Doc wird auch fie fehr unzuverläfjig, wenn 
in den vorhin genannten Umftänden große Verjchiedenheiten ob: 
walten. Die Erfahrung zeigt, daß. bei gleichen Steuergefeßen 
auf jeden Kopf der großen Städte ein. höherer Beitrag kommt, 
al3 fonft im Lande, und daß öfterd die bevölkerteren Gegenden 
im Verhaͤltniß zu ihrer Kopfzahl mehr entrichten, als die fchwäs 
her bewohnten, woraus man fchließen fann, daß hier in der 
Regel eine größere Steuerfähigfeit Statt. finde (b).: Doch dürfte 
man nur ba jedem Kopf nad Maafgabe ber dichteren Be— 
völferung eine flärfere Summe auflegen, wo man in dem 
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guten Fortgange der Gewerbe, im Arbeitlohn und der Lebens. 
weile der Einwohner die Merkmale eines höheren Wohlftandes 
erkennt, weil doch auch hie und da eine hohe Bevölkerung in 
ungünftigen Nahrungsverhältniffen angetroffen wird (c). _ Hat 
man einen Anfchlag der Gebäude, fo läßt fi) aus dieſem eini- 
germaßen abnehmen, ob man die Bevölferung zum Maaßftabe 
nehmen dürfe. 


da) Betrachtungen hierüber enthalten Benzenberg, Preußens Geldhaus- 
balt, ©. 77, 131, — Ganilh, Theorie de l’&con. pol. ©. 192 
Cuntlar). — (Hofer) Ideen zu einer leihtausführbaren Steuerper⸗ 
äquation in einem Staate, wie das Gr. Baden, Karlsr. 1808. — 
Hätten wir mehr ftatiftifche Thatfahen, weldye aus mehreren Staa 
ten zeigten, wie ſich der Steuerbeitrag der Pandestheile bei gleicher 
Steuerverfaffung ftellt, fo würden wir über den beften Repartitionss 
maaßſtab für den entgegengefesten Fall ficherer urtheilen -fönnen, 
Die meiften bierauf fi beziebendeu Nachrichten nehmen entweder 
nicht alle Steuern auf, oder laflen es zweifelhaft, ob die ungleichen 
Beiträge der Provinzen auch wirklich dem Grade von Steuerfähig- 
Zeit einer jeden entfprechen. 


(5) Dieß ergiebt fi z. E. aus den, bei Cordier, Flandre frangaise, 
abgedrudten Angaben über die Steuerquoten der franzöfifchen Depare 
tements, mwenigitend im Ganzen, — Rechnet man im Großh. Helfen 
die Directen und die Trantfteuern zufammen, fo ergiebt fi Folgen» 
des für die 3 Provinzen: 


auf den Kopf. Verhauniß⸗ Bevolterung. Verhatmiße 





Sablen. Bablen, >) 
Rheinheſſen 4 fl. 17 fr, 100 7670 100 
Gtartenburg 22495» 65 4755 64, 
Dber-Heflen 2:45» 64 3670 59 











Material biezu in v. Hoffmann, Beiträge, ©. 142, 213, 
In Baiern berechnete man 1819 den Steuerbeitrag der Kreife fo: 


Bevölferung. 
Sfarfreis 6f 3 1610 
Rezattreis 6 » 22» 3700 
Megenfreiis 5 » 49 > 1870 
Rheinkreis 5 » 25 > 2570 
Ob.⸗D.⸗Kr. 5 » 21 2970 
uU-D.fr. 5 » 145 1800 
Sb Mainte. 5 » 35 2540 ' 
U.⸗Mainkr. 4 » 45 » 3150 


Verhandl. der 2, K. v. 1822, VIL, 76. Hiebei bleibt aber unge» 
wiß, ob Diefes von der Bevölkerung ganz abweichende Verhaͤltniß 
mit der Steuerfähigfeit übereintreffe, denn die Auflagen wurden nad) 
verjhiedenen Normen erhoben. Die Provinzen des Preuß. Staa 
tes verhalten ſich nah Hanfemann, wenn man die directen 
Steuern, die Mahl⸗, Schladht» und Glafjeniteuer zuſammenfaßt, fo: 





* [auf den Bull een | 

Eachſen IV — 3100 
Rheinpreußen 2,5.» 4630 
Meftpbalen J088 
Schleſien 2222 3260 

+ Brandenburg 233 2100 

) Pommern 2.3 4560 
Preußen 1,73 1680 
Poſen 1,6...» 1950 


wo aber die Trankjteuern und Zölle fehlen. 

5) Mexkwuͤrdig ift die, von der Schweizerifhen Tagſatzung aufgeftellte 

. Scala des Beitrags zu den Militärausgaben des Bundes, die man 
fuͤr ein richtiges Maaß des MWohlftandes Hält, und die, wegen der 
großen, Ungleichheit. in. den Nabrungsquellen, mit- der. Bevölkerung 
‚weniger. genau zufammentrifft, Sie zeigt Das gernartz Eintommen 
der bauptfächlih auf Viehzucht hingewieſenen böberen Gebirgsgegen- 
den, im Vergleich mit: den fabrik⸗ und  bandeitreibenden , größere 
Städte und fruchtbaren Boden befigenden Cantonen. Die Geldfum« 
men drüden den, auf je 100 Köpfe der Einwohner treffenden Beis 
frag aus. 

50 Schweizer fr. Genf (11,700 M, auf d. [| M.), Bafel, vor der Tren» 
nung, (4320 M.) 

40 Züri (4850 M.), Aargau (3900 M.), Schaffhaufen (3700), Neuen. 
burg (3200), Waat (2400). 

36 Bern (2020 M.) 

30 Thurgau (4860 M.), Solothurn (4080), Freiburg (3600), St. Gal- 
len (3600), Sucern (3200). | 

20 Appenzell a. Rh. (g. 6000), Teſſin (1900). 

15 Glarus (1300), Appenzell i. R. (g. 3600), Wallis (750), Bündten 

10 Zug, wahrſcheinlich zu gering belegt (2600), Unterwalden (2000) 
Samy; ne (590). ©. $ranf cini, Statiſtik der Schwein, 
©.425. — Hofer a.a.D. ſchlaͤgt vor, zur Öteuerperäquation zwi⸗ 
fen den einzelnen Provinzen 3 der Summe nad der Volkszahl, 4 
nad) dem Flaͤchennaume umzulegen, in den Amtebezirten jeder Provinz 
aber I nach dem Flächeninhalte und mit der Meduction des ſchlech⸗ 
teren Bodens auf eine Heinere Fläche -des deſſeren. Dieß widerlegen 
die vorfiehenden Erfahrungen, 


II. 
Ausführung der Steuern. 


q. 281. 


Die naͤchſte und wichtigſte Erwaͤgung bei den Steuern iſt 
zwar immer darauf gerichtet, ob ſie den allgemeinen hoͤchſten 
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Grundfägen, fowohl in Anfehung des Gegenſtandes, auf den 
fie gelegt find, als in Betreff ihrer Größe entfprechen; iñdeß 
darf doch auch die Art und Weiſe, wie fie zur Ausführung ges 
bracht werben, keinesweges für unbedeutend erachtet. und ver— 
nachläffiget werben., Dieſe Außerliche und formelle Anordnung 
kann, ‚wenn. fie unzweckmaͤßig ift, die Beichwerde, welche eine 
gewiffe Stemer fchon ihrem Weſen nah den Staatöbürgern zu⸗ 
fuͤgen muß, noch durch weitere zufällige Uebel vergrößern, im 
entgegengeſetzten Falle die Erreichung jener: materiellen Grund- 
fäße befördern; fie kann auch: der. Regierung mehr ober weniger 
Bortheile und Bequemlichkeit gewähren. : "Bwar find. bei jeder 
Gattung und Art der Steuern die befonderen Regeln Für ihre 
befte Verwirklichung zu unterfuchen ,. jedoch. giebt es aud ver: 
fchiedene allgemeine Betrachtungen , welche hier anzubeuten find, 
Zur Ausführung der. Steuern gehört: 

1) Die Anlegung, 
2) die Entrichtung durch die Steuerpflichtigen, 

3). die Erhebung für die Staatscaffe. 
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’ Unter der Anlegung oder Regulirung einer‘ — 
dere man bie Aufftellung, derjenigen Bahlenbeftimmungen, 
ausı denen die Steuterfchuldigkeit jedes Einzelnen bicht kan 
werben kann. Dazu gehört 

a) die Bezeichnung ‚des Gegenftandes ($. 254), en 
welchem. überhaupt: die Steuerpflicht bemeſſen werden. 

ſoll, und der bald ein Vermögenstheil, bald ein Ein⸗ 

fommen, bald eine Gonfumtion ꝛc. ſein kann. 

b) Die Ausmittlung der Quantität des Steuergegenftandes, 
welche von ‚jedem Einzelnen zu verfteuern iſt; ein Ge 
fhäft, welches bei manchen Steuergattungen jchwierige 
und koſtbare Unterfuchungen erfordert, bei andern. aber 
nur fehr geringe Mühe verurfacht. 

c) Die Feſtſetzung des Zahlenverhaͤltniſſes, welches allgemein 
zwiſchen einem Steuergegenſtande und der davon zu 
entrichtenden Abgabe ſtatt finden ſoll, d; i. des Ste uer⸗ 
fußes, welcher, wenn beide Zahlen gleichartige 

Größen: find, ein Bruch fein muß. "Man kann ihn 
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auf verſchiedene Art bezeichnen, z. B. in Procenten, 
oder, mit Benutzung der in Suͤddeutſchland uͤblichen 
Muͤnzſtuͤckelung, in: Kreuzern von 100 fl. des Steuer⸗ 
gegenſtandes. Der Steuerfuß wird: entweder oͤfters 
veraͤndert oder ‚bleibt längere Zeit hindurch gleih. E3 
gewährt fowohl Bequemlichkeit ald Schuß vor möglicher 
Willkür von Seite der Erhebungsbeamten , wenn derfelbe 
nicht blos genau für alle Fälle: beftimmt, fondern auch 
ſo leicht, verftändlich ausgedrudt wird, daß Jeder fich 
felbft abnehmen kann, wie viel er zu entrichten hat(a). 
‚Die obrigfeitliche Verkündung des Steuerfußes und die 
darauf gebaute Berechnung der Steuerſchuldigkeit jedes 
Einzelnen heißt dad Steuerausfchreiben (b). 
Ca) Die Gewißheit deſſen, was jeder Einzelne zu zabten bat, ift im Steuer« 
weſen von fo großer Wichtigkeit, daß, wie die Erfahrung aller Voͤl⸗ 
fer zeige, ein betraͤchtlicher Gr.d don Ungleichheit kein fo großes 
Uebel ift, als ein. fehr geringer Grad von Ungewißbeit, U. Smith, 
III. 212, (IV., 166, Baf. Ausg.) 
(5) Bad. Inftruct. v. 4, März 1816 $,1, 
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Waͤhrend die Wahl des Steuergegenftandes und bie Be: 
flimmung des Steuerfußed in einem Gefege allgemein ausge: 
fprochen werben können, ift die Ausmittlung der, die Zahlpflicht 
aller Einzelnen regulirenden Quantitäten des Steuerobjected auf 
die Erkenntniß thatfächlicher Umftände gerichtet, bei denen bie 
Unredlichkeit zu Berheimlihungen oder Entftellungen: der Wahr: 
heit antreibt. Man hat in diefer Hinficht, fo weit ed die Nas ' 
tur einer jeden Steuer geftattet, darnach zu ftreben, daß 

a) das Eindringen der Steuerbeamten in häusliche Anges 

legenheiten und jede, den Widerwillen der Bürger erres 
gende Ausfpahung vermieden, vielmehr nur auf ſolche 
Umjtände geachtet werde, welche offen genug da liegen, 
b) daß der Reitz zum Betruge durch fichere Erforfchung 
der Thatfachen, welche geringe Hoffnung der Verheim⸗ 
lihung übrig läßt, geihwächt, und daß, wo möglich, 
die eigene Angabe des Steuerpflichtigen nur in folchen 
Fallen zu Hülfe genommen werde, wo man im Stande 
ift, fich von ihrer Nichtigkeit auf anderen Wegen zu 


überzeugen. Es ift auch in fittlicher Beziehung rath⸗ 
fam, den Eigennug mit der Gewiffenhaftigfeit fo we: 
nig, ald ed thunlich ift, in Miderftveit zu bringen und 
Berluchungen zu vermeiden, denen ein Theil der Bür: 
ger unterliegen würde. Bei manchen Steuern läßt fich 
dieß nicht umgehen, doch muß man ſtets erwägen, daß 
Strafgefebe und Strafzufügungen ein, die Steuerlaft 
vergrößerndes Uebel find, welched man zu mildern fu: 
chen follte, und daß eine deſto Kleinere Strafe aus- 
reicht, je Ichwächer der Antrieb zur Gefegwidrigfeit und 
je größer die Wahrfcheinlichkeit der Entdedung iſt (a). 


(a) Bergl. U. Smith, II, 214. 
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Bei der Entrihtung der Steuern ift zuvoͤrderſt der Vor: 
zug der Geld», vor den Naturalfteuern zu bemerken, wel: 
che zwar in frühen Zeiten, wo ed an Geldverkehr, an Trans: 
port= und Abfabgelegenheit noch fehlte, unvermeidlich waren (a), 
dagegen unter den. entgegengefeßten Umftänden nicht mehr paf: 
fen, weil fie die Freiheit des Verkaufe befchränfen, muͤhſame 
Aufbewahrung und Ablieferung verurfachen und auch der Re: 
gierung gleiche Beſchwerden auferlegen. Auc wenn bie legtere 
Naturalien nöthig hat, z.B. für die Kriegsmannfchaft und 
deren Pferde, ſteht man fich beffer bei dem freien Einkaufe. Die 
Naturalentrihtung könnte überhaupt nur bei den Abgaben von 
dem Bodenertrage vorfommen. Man hat fie bisweilen für 
Tolche Zeitumftände empfohlen, wo die Tandwirthe wegen der 
niedrigen Fruchtpreife Mühe haben, die, nad einem höheren 
Durchſchnitte angefesten Geldfteuern aufzubringen. Doc ift 
auch dieſes Fein zureichender Grund, Naturalfteuern einzuführen, 
weil der Vortheil nur darin liegt, daß man die Naturalien zu 
einem höheren Preife als der gegenwärtige an Zahlungsftatt an 
nimmt, und ein vorübergehender Nachlaß an der Steuerfumme 
gleiche Wirkung auf einfacherem Wege hervorbringen Eann. 

(a) Ian perfiihen Reihe kamen Naturallieferungen ‚für den Hofſtaat ne» 
ben den ©eldfteuern vor, Gie Pe iu den inneren ‘Provinzen mehr 


betragen haben als an den Gränzen, wo dagegen die Geldabgaben 
vorherrfhend waren (Strabon). Dieß erklärt fih nicht -blos aus 
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dem Geldmangel der inneren Gegenden, weil das eingehende Geld 
eingeſchmolzen und aufbewahrt wurde (Reynier, Perses et Pheni- 
ciens, ©. 189), fondern aud) aus der Nähe der Hefbaltung. — Ent“ 
richtung des: Heerbanns im fraͤnkiſchen Reiche in Gold, Silber, Tuͤ⸗ 
bern, Waffen, Pferden, Schlachtvieh. Capitul, de 812, Baluz, 
1., 767. — Naturaftribute unter den Merovingern, Lieferungen, z. €. 
für die Sendgrafen, Lang, T. Gteuerverfaflung, S. 22 — 26, — 
Kaifer Iſaak Konmnenus erhob auf dem Lande von je 30 Feuerſtellen 
1 Goldſtuͤck, 2 Silberftüde, 1 Schaaf, 30 Hübner, 6 Scheffel Gerfte, 
eben fo viel Mehl und 6 Eimer Wein, bei 20 oder 40 Feuerſtellen 
verbältnifmäßig weniger, Gregor Tholos, De rep. L, IV. C. 3. 
5. 13. — Die Daletarlier emporten fid gegen Chriſtian I., meil fie 
glaubten, er wolle die Steuern im Geld erheben, Monthion, 
©. 84 


[7 
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Sonft trägt noch zur leichten Entrichtungsart bei: 

a) die gute Wahl der Zeit, in welcher die Steuerpflichtigen 
im Befige der nöthigen Geldmittel find. Dieß findet ſich 
bei folchen Steuern von felbft, die man beim Ankaufe 
entbehrlicher Genußmittel im Preiſe derfelben mit ab» 
trägt. Bei anderen Auflagen läßt fich auf die Zeit Rüd- 
ficht nehmen, in welcher die Steuerpflichtigen ihre Haupt- 
einnahmen alljährlich zu erhalten pflegen; namentlich gilt 
dieß von Abgaben, die auf die Grundeigenthümer fal- 
len, weil diefe von ber Setreideernte an bis in den 
Winter am leichteften im Stande find, etwas zu be 
zahlen, im Frühling aber am wenigften einnehmen (a). 

b) Die Einziehung der Steuern in jeder Gemeinde, welche 
den Steuerzahlenden der Mühe überhebt, die Summe 
an einen anderen Ort zu bringen; 

c) die Abtragung in Tleinen Abtheilungen, wenigftens . 
bei denjenigen Steuern, welche auf die Mindeftbegüter: 
ten, namentlich) auf die arbeitende Claſſe und die Elei- 
nen Gewerböunternehmer fallen, weil die Einnahmen 
derſelben ebenfalls in Eleinen Beträgen bezogen zu wer: 
den pflegen. Diefe Entrichtungsart hat den Nusen, 
dag man die Beinen Zheilfummen der Steuer durch 
Beſchraͤnkung der Ausgaben aufbringt, indem man fich 
das am leichteften zu Entbehrende verfagt. Iſt man 
genöthigt, längere Zeit auf den Steuertermin zu fpa= 
ren, fo geräth man allzuoft in Verſuchung, die zu 


diefem Behufe zuruͤckgelegte Baarfchaft zu anderen Zwe⸗ 
den auszugeben, und wird fodann vom Herannahen 
des Zahlungstages in Verlegenheit geſetzt. Je zahlrei- 
cher und geringer die einzelnen Steuerzahlungen find, 
defto öfter nimmt die Staatöcaffe Summen ein, die 
fie auch bald wieder ausgeben kann. So entfteht ein 
fchnellerer Geldumlauf und ein geringerer Geldbedarf, 
ald wenn 3. E. alle Steuern nur in Viertel: ober 
Halbjahrsterminen eingingen. Bei einigen Steuern er: 
giebt fich die Zertheilung in viele Eleine faft unmerkliche 
Beträge von felbft, bei anderen hängt ed von der Re 
gierung ab, in wie vielen Zheilzahlungen fie die Ent- 
“richtung veranftalten will, und in biefem Falle ift es 
rathfam, die Termine, wenigftend für die genannten 
Volksclaſſen fo weit zu vervielfachen, als es ohne 
übermäßige WBermehrung ber Mühe und Koften ber 
Einziehung thunlich ift (6). 
Ka) In Baden werden befhalb vom März bis zum Ende des Junius 


feine Zahlungen der direeten Steuern gefordert, N Inftruction 
v. 3. Mär; 1816, 


(5) Swölf Monatstermine in Franfreih; acht in Baden, und war vom 
Jul. bis Octob. jedesmal Ye vom Nov, bis zum Februar 77. Bol. 
v. — Finanzwifſſ. J., 373. 
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Sieht man auf die Erhebung der Steuern, fe forbert 
zunaͤchſt das Intereſſe der Staatscaffe, mittelbar jedoch auch 
dad der Steuerpflichtigen‘, ‘denen alle, bei. dem Steuerertrage 
, vorkommenden Verluſte zulegt zu Laft fallen, daß derfelbe mit 
wenigen Koften, pünktlich und vollftändig eingebe. Die 
Koften der Erhebung können nicht bei allen Arten von Steuern 
diefelben fein, denm es ift nicht blos die Mühe des Korderns, 
Einnehmens, Quittirend und inzeichnend davon abhängig, in 
welchen Summen und Zeiten die Zahlung erfolgt, fondern es 
iſt auch die Leichtigkeit des Betruges und das darauf beruhenbe 
Bedürfnig verſchiedener Auffichtd = und Sicherungsanftalten fehr 
ungleich. Daher werden. regelmäßig einige Steuergattungen 
wohlfeiler erhoben als andere. Gleihwohl kann durchgehende ver: 
mittelft einer einfachen und dabei hinreichende Sicherheit gewaͤh⸗ 
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nude hde in ver Shärefärihine trust; ‚Steuer: 
er 4: die Ordnung im Staatshaushalte ſtoͤrend, ſowohl 
erfpäteten Ein; hend, während die, auf jene Ein- 
fir senden ? nd or Staatäeaffe wicht ohne große 
ile verſchoben —— als auch weil ein’ Theil 
ruͤckſtaͤnd gen Simmern ganz * il "pflegt, und 
wegen vd ne,)aud” milder 
ende unbeding Kanne gegen die Steuer: 
— würde tet uebles als Gutes bewirken, indem fie 
diefelben ı — machte und fie, \ wenn fie die zur Steuerent- 
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Be ne da ven! ei —2* die Unvermoͤglichleit, die 
Steuer zu bezahlen, amı am Tage liegt· Hieraus ‚entfpringen fol: 
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1) Man muß die Steuern ſo pünktlich und ii 
die Nachläffigkeit oder hr 
ſpenſtigkeit der Steuenpfhtigen bezwingen und 
ein Antrieb gegeben werde, "die —— jr | 
Abtragung der Steuern bereit zu haiten | 

2) Das hiebei anzuwendende Verfahren mit einer reg \ | 
fortfchreitenden Steigerung der Zwangsmittel m — ae 
das Geſetz genau beſtimmt, auch muß dafuͤr oe t fein, 
dag die Pfändung weder den nöthigften. Lebenä und 
Gewerbsbedarf binwegnehmen, noch auch die Steuerpflic- 
tigen aus dem Beſitze ihres unbeweglichen. Bern gens 
treiben koͤnne (a)... 

3) Wer: die —* * — Kufäigkitgur — 

gung einer Steuerſchuldigkeit dargethan wird, —* — 

je nach den Umſtaͤnden eine billige Friſt oder ein, 
bewilligt und hiedurch das Erecutions —— 
werden. Es iſt zweckmaͤßig, vor dem Ah 
das, durch Vernehmung der Schuldner. tie %. 
Rüdflandöverzeichniß mit den nöthigen Erläuterungen 
höheren Behörde vorlegen. zu laffen, damit: diefe über " 

‚ Einziehung oder Nachlaß. entſcheide (b). Zeige Made | + 
bei die Steuerfäge Einzelner als rn urch 





















er Berhältniffe unpaflend geworden, fo, w 
‚gleich ihre Abänderung nach vorgängiger Unterfuc 
geleitet, Auch ift es der —— EN 
die-Steuerrefte lange in den Fre ng uͤhrt wer: 
‚ben, man muß daher eine ‚beftimmte Zeit feitfe — ad 


deren Verlauf fie einzutreiben oder Hoc 


(a) er teuer» Escätioneverfahren verordnet 16. | 
gan ag Code des contributions directes, L, 192.10, 2% 
— Shum. 7 der directen St. in Fr. S. 169,— Bad, 
Erecutionsor ing v. 11, Jul. 1817. Reg.Bl. 1818, Nr. 1, — 

geroöhnligen I afregeln find: fepriftliche Mahnung gegen eine eit 
Gebühr _ Exec ion durch Einlegung eines Gteuerboten (Erequen 
ten, porteur de contrainte, Prejier in GBürtemberg —— e 
buhr bezahlt werden muß ia. 30 fr. Baden, 1— 25r. tä 
Sranfreih), in das Haus des Zahlpflichtigen (in Baden hoͤchſte 
Stunden, in Franfreid) bis 10 Tage in einer ganzen. 
Pfändung entbehrlicher beweglicher Dinge, die nad 
verkauft werden, Im beiden Ländern find 1 Melftub 
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1—2% Biegen, ferner Betten, Kleider, nothwendige Geräthe, frei, 
au Immobilien; — Beſchlagnahme von Pacht» oder Mietbzinfen. 

c5) Bad. Inſtruct v. 4. März; 1816, $. 13 fi. 
(e) Franfreih: Der Steuererheber ift fehuldig, die Summen felbft zu ber 
zahlen‘, für deren Einforderung er nicht 20 Tage nach der Verfall- 
zeit die vorgefchricbenen Maafregeln angewendet hat: Dafür ſteht 
ihm der Regreß an den Steuerpflichtigen offen. Wenn er aber einem 
ſolchen 3 Jahre lang . Um egeben hat, ohne Zwangsmittel an« 
jumenden, fo if er auch feines — an denſelben — Geſ. 
v. 3, Frim. VII, (1799), %tr, 148—50, Code des contrib dir. 
II, 141. — Bad. Inftruct. v. 4 März 1816, $. 12. Ueber 2 Jahre 
dürfen Feine Rüdftände nahgeführt werden, fie find einzutreiben oder 

in Abgang zu decretiren, 


$. 288. 

Die Steuererhebung follte nicht verpachtet werden (a). Sie 
ift nicht wie ein Gewerbe zu betrachten, welches durch Betrieb: 
famfeit und Sparfamteit des Unternehmers zu einem höheren 
Ertrage gebracht werden kann; vielmehr ift die zu erwartende 

Roheinnahme durch dad Steuergefeg und bie darin begründete 
Bahlungsverbindlichkeit feftgeftelt, und man kann vermittelſt 
guter Auffiht die befoldeten Einnehmer zu der nämlichen Sorg- 
falt anhalten, welche ein Pachter anwenden würde, auch läßt 
fih die Bezahlung der erfteren fparfam einrichten. Daher ift 
ed möglich, der Staatöcafle den Vortheil zuzumenden, ber fonft, 
auf Koften der Steuerpflichtigen, den Pachtern zufallen würde, 
Diefe rechnen bei der Ungewißheit, welcher Theil der Steuern 
uneinbringlich fein werde, bei ihrem Angebote nothwendig immer 
auf den ungünftigften Fall und gewinnen fchon darum (6). Zu: 
dem lafjen fie bei der Einforderung nicht jene ſchonenden Rüd: 
fichten eintreten, die die Regierung den angeftellten Einnehmern 
zur Pflicht machen kann, weßhalb bie Steuerpachter ftetö ihrer 
Härte wegen mit dem allgemeinen Haffe beladen waren (c). 
Der Grund, der noch außer der Bequemlichkeit der Finanzbe: 
börden die Pachtungen empfahl, daß man nämlich in Geldver. 
legenheiten von den Pachtern Vorſchuͤſſe erhalten könne, ift in 
einem geregelten Finanzweſen unerheblich, indeß erklärt er bie 
lange Beibehaltung der Pachtungen in manchen Ländern (d). 
(a) v. Kremer, © a.9.E, 105, — v. Malchus, IL, 382, — Mır 

bard, I, 153, 


€) de Monthion, S. 284. Man Bat in Franfreih nie bemerft, dag 
die Pachter verloren hätten. 1* 
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— 
(ce) 3. B. die roͤmiſchen Zollpachter, die italieniſchen und ng 
. bes 


(d 


— 


der 


Pachter, von denen wenigſtens die Fermiers généraux 
reicherten, die ſpaniſchen Pachter, bis 1747, wo die eigene Erhebung 
eingeführt wurde; ſ. Bourgoing, Reiſe, I., 226. — — Fee 
In Frankreich ſchoß jeder Generalpachter zu Neckers 8 


> 







io. vor, wovon ihm die Million zu 9, der Reit zu 7 pE 
wurde. Den Gewinn eines jeden diefer 40 Pachter fi tag 
jährlich auf 75,000, an, desfinances de laFrance, l., #9, Ue 
gens umfaßte Die, ferme generale nur die Zoͤlle (droits de mine) 
in einem Theile. des Landes (provinces des 5 grosses fermes ‚das 
neben das Tabats- und Salzregal und einige andere Einfünfte, 
$. 289. 
Die Erhebung auf Rechnung des Staates wird in folgen 
PF- * 


Weiſe eingerichtet: 


ig) 


Bee, "| en 


1) Es werden mehrere Glaffen von Einnehmern angeſtellt, 


2) Die Bezahlung der unterſten Claſſe pflegt, zur groͤßeren 
ewiſſen 


3 


— 


naͤmlich in TE 
a) folche, die von den einzelnen Steuerpflichtigem die Zah⸗ 
lungen in Empfang nehmen, Elementar: oder Un: 
tererheber, Einbringer (Würtemberg), percepteurs, 
dder receveurs municipaux; eu eo 
b) folcye, die von jenen in einem gewiflen Bezirke die ein⸗ 
gegangenen Steuerbetraͤge ſich abliefern laſſen (Obere 
einnehmer, receveurs particnliers) und dieſelben 
entweder an eine allgemeine, nicht blos Steuern aufnehe 
mende Provincialcaffe, oder an eine noch höhere‘ Claſſe, 
namlid an fie 9° 2 eu 
c) Provintial - Einnehmer (receveurs généraux) 
abgeben. h Er 
Grmüunterung des Dienfteiferd, ganz in eimen’geroifl 
Theile der erhobenen Summe zu beſtehen, ‚die höheren 
Glaffen innen zum Theile Auf feſte Befoldungen geſetzt 
werden, damit die verfehiedenen Stellen diefer Art in den 
einzelnen Landestheilen in der Ginträglichkeit nicht "allzu! 
ungleich werden (a). aber a 
Die Untererheber find für die forgfältige Einforderung und 
Eintreibung der Steuern nad der ihnen ertheilten Weis 
fung (Steuerlifte, oder Tariff) verantwortlich, haben res 
gelmäßig nach beftimmter kurzer Zwiſchenzeit ihre Ei - 
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men an ben vorgefesten Einnehmer abzuliefern, auch dem: 
felben ihre Gaffenjournale mitzutheilen (d). Sie find ftreng 
verpflichtet, jede Zahlung ſowohl zu befcheinigen, ald auch 
unverzüglich in ihre Nechnung einzutragen. 


- 4) Die höheren Steuerbeamten haben die unteren genau zu 


beauffichtigen, und fich Rechnungsauszuͤge von ihnen vor: 
legen zu laffen, auch haften fie für diejelben, wenn fie 
ihnen eine vorfchriftämidrige Nachficht geftattet haben (c). 


5) Jeder Einnehmer leiftet eine Bürgfchaft in Geld oder in: 


nl 


f 
F 


(a) 


%) 


laͤndiſchen Staatspapieren, die nach der, im feiner Gaffe 


ſich fammelnden Summe beftimmt und ihm verzinft wird (d). 


Sranfreih: Die percepteurs find zugleih Gemeinde» Caffiere und 
werden von den Gemeinden hoͤchſtens mit I pCt. bezahlt; deßhalb 
bedürfen die ftatiftifchen Ungaben über die Koften der Steuererbe- 
bung nod einer Berichtigung, Die receveurs particuliers der 
Arrondiffements (es find deren 368) beziehen 2400 Fr. fir und + pEt,, 


die rec. generaux in den Dep, 6000$r. and 1 per mille. 
' 8 p. 6 p 
Das alle 10 Tage abzuliefernde Caſſenbuch (bordereau) muß in 


Frankreich von Buͤrgermeiſter unterzeichnet werden. — Monatliche 


(e) 


(d) 


Ablieferung der Einnahmen und Vorlegung . des Regiſters an den 
Dber-Einnehmer in Baden, 


Sranzöf. Ordonn. v. 19, Nov.1826 (Villele). Die Dep.-Einnchmer 
muͤſſen fogleih der Staatscaffe erfeßen, was die Bezirkseinnehmer 
ſchuldig bleiben. Um zu willen, was diefe eingenommen Gaben, ift 
folgender Mechanismus eingeführt: der Untererheber muß fih für 
feine Mblicferungen von den Bezirfseinnehmer eine Quittung aus— 
jtellen lafien, die mit einem Fuß (talon) verfehen ift, d. h. mit 
einem, ebenfalls unterzeichneten Anhange, der den Hauptinhalt der 
Duittung wiederholt und dazu beſtimmt ift, von dem Unterpräfele 
ten beim Unterzeichnen der ihm vorgelegten Quittung abgeihnitten 
und zuridkbehalten zu werden, Ord. 4, Jan, 1808 (Mollien). 
Die Unterpräfeeten haben diefe talons nad) der neueren Beftimmung 
ap die Dep, »Einnehmer einzufenden; a. DO. v. 1826, U. 3, 


Die badifchen Untererbeber haben meiftens 100fl., doch einzelne bis 
400 fi. Eaution zu leiften, die,Ob.-Einnehmer, wie die Domänen- 
verwalter, 800 fl. Im 9. 1834 betrugen die Cautionen der 1085 
Steuerbeanten 149,900 |. 


d. 290. 
Menn die unmittelbare Einziehung derjenigen Steuern, bie 


an beftimmten Terminen regelmäßig entrichtet werden, mit ber. 
Beforgung der Einnahmen und Ausgaben der Gemeinden ver: 
bunden würde, fo koͤnnte hiedurch an den Koften beider Ge: 
fchäfte etwas erfpart werden; doch wird diefer Vortheil wieder 
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durch den Umftand aufgewogen,, daß die doppelte Stellung ei- 

nes folchen Erhebers, und das Zufammentreffen zweier Pflich- 

ten, zwilchen denen. Eollifionen möglich find, mande Berwid- 
lungen und Unorbnungen verurfacht und eine, Fraftvolle Beauf- 
fichtigung erſchwert. Verfchieden hievon iſt die Einrichtung, daß 
die Gemeinde die Einforderung jener, Gattung von Steuern 

übernimmt, und ber Staatscafle für die, auf ihre ſteuerpflich⸗ 
tigen. Mitglieder treffende Steuerfumme im Ganzen haftet; dage— 
gen fpricht jedoch ſchon die ungleiche Vertheilung ber nachläffigen 
oder in wirklicher Bedraͤngniß ſich befindenden Steuerpflichrigen 
in den einzelnen Gemeinden. Da, wo eine unverhaͤltnißmaͤßig 
große Anzahl von Steuerruͤckſtaͤnden aus ber einen oder der an- 
dern Urfache zum Vorſchein kommt, würde die Haftung dem 

. fteuerfähigen Mitgliedern allzu läflig werden (a). 

(a) v. Malchus, Politik der innern. Staatsverwaltungz-Ib, 13% is 
nanzwifl. I., 376. — In Würtemberg befteht diefe Einrichtung feit 
fange, als Folge der, den Gemeinden und Amtsbezirken geftatteten 
Mitwirkung jur Umtegung der Steuern, ; Die füumige Gemeinde 


fann Erecution befommen, wenn fie nicht aus befonderen Gründen 
einen Nachlaf ausgewirft hat, Handb. $. 24. 


4. Haupttih 
Gintheilung der Steuern. 


$. 291. 

Bei der wiſſenſchaftlichen Betrachtung des Steuerweſens 
entfpricht e3 dem praftifchen Beduͤrfniß, nicht allein die, in ein 
vollfommenes Syſtem paffenden Steuern, fondern auch ſolche 
zu beleuchten, welche in einzelnen Staaten beftanden oder noch bes 
ftehen, wenn fie auch bei einer genauen Prüfung ald mangelhaft 
erfcheinen mögen. Indeß wäre ed nicht belohnend, eine erſchoͤpfende 
Darftellung aller, irgendwo. verfuchten Arten von Steuern und 
Regulirungdarten derjelben zu unternehmen, deren viele auf ben 
erften Blick als unzuläffig erfcheinen, vielmehr genügt es ges 
wiffe Hauptelaffen zu unterfcheiden, in: welche dann jede, wirklich 
vorfommende Steuer eingereiht, werben Tann, und ſich übri- 
gend. auf.die wichtigeren Arten und Unterarten zu: befchränken (=): 
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‚(@) Bei der häufig angewendet Upterfhcirung von Real» und Perfo- 
nalſteuern, welche legtere nicht na — ſondern 
nach irgend einer perfönlicyen Bezie Au aufgelegt werden ſollen, ift 
“ red, einleuchtend, Daß nur die eriten ir den bier. anigeeien Begriff 
N Steuern falten Perfonaliteuern würden bloß Als fortdauernde 
La bühren ker _ m ad wenn — 3 au eben» 
falls eine„.nur nit Har ausgeiprochene Hinfiht auf Bermögensver- 

ji auffinden f sang die es A ch macht, ihnen unter den wah⸗ 

ren Steuern eine Stelle Keen Be Rangſteuer in Sachſen. 
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Di: ———— der Steuern, die Bürger nach Maaß— 
gabe ihrer Beitragsfähigkeit zu treffen, kann auf einem doppel: 
ten Wege erreicht werden: 

1) Man kann die Bermögensumftände oder die Steuerfähig- 
feit der Einzelnen erforfchen und darnach Jedem eine ge: 
wiffe Steuerlaft zutheilen. Hier hat man ed mit Perfo: 
nen zu thun, deren Steuerfehuldigkeit, wenigftens für eine 
gewifle Zeit, aus den zu Grunde gelegten Thatſachen 
ausgemiftelt wird und denen man Zahlungstermine vor: 
ihreibt. Die Vollkommenheit folder Steuern hängt zum 
Theile von der Genauigkeit ab, welche in ben gefammel: 
ten Nachrichten über die individuellen Vermoͤgensverhaͤlt⸗ 
niffe, namentlich über Befig und Einfommen, berrichend 
ift. Steuern diefer Gattung koͤnnen Schatzungen ge: 
nannt werden (a). 

2) Man kann von gemiflen Verwendungen bed Vermögens. 
auf deffen Größe fliegen und daher die Steuern an bie 
Ausgaben der Steuerpflichtigen anknüpfen. Hiezu find nur 
jolche Ausgaben tauglich, deren Größe ald Kennzeichen für 
einen gewiffen Grad von Vermoͤglichkeit betrachtet werden 
fann. Die Steuern diefer Gattung nennt man gemöhn: 
lich Verbrauchs- oder Conſumtionsſteuern, no 
bezeichnender koͤnnen ſie Aufwandsſteuern heißen (6). 
Man hat bei ihnen Feine Perſon mit ihrem Beſitze nnd 
Erwerbe fortwährend im Auge, fondern halt fi) nur an 
einzelne Handlungen des Gütergebrauches, deren jede für fich 
den Grund einer befonderen Steuerforderung bildet, z. 2. 
den Ankauf eines Genußmittels, oder wenigftend nur die 
einzelnen Zweige der Ausgaben, die man ald Merkmale 


(a) 


(6) 


eines gewiffen Einkommens anfieht, z. B. das Halten 
einer Anzahl von Bedienten (c). Die wichtigfte Eigen: 
thümfichfeit der Aufwandfteuern befteht darin, daß der 
Zwang zu ihrer Entrichtung nur ein bedingter ift, und 
daß. man fich derfelben entziehen Fan, wenn nıan den 
befteuerten Aufwand unterläßt (d). 


Diefer beutiges Taged wenig mehr übliche Ausdrud ift zwar fonft 
nicht ganz genau in dem angegebenen Sinne genommen worden, 
bezeichnet aber doch gerade die Steuerbelegung nad einem An 
ſchlage des Vermögens oder) Einfommens. Beſchähen, Schagen, 
davon auch Brandfhagen. Luther überfegt in-2uc, II. 2 die Cin 
Anfehung des Seitpunftes viele Schwierigkeiten darbietende) arropepr 
unter Auguftus (Aufzeichnung zum Behufe der Befteurung) durch 
Schasung — In Oldenburg beißt noch jet die Grundfteuer 
Schatzung. — Die Ehagung in der Rheinpfal; war eine Einfom« 
menefteuer von 12 pCt. — Rauchſchatzungen, d. h. KHausfteuern in 
Osnabruͤck. — Schatzung in Frankfurt a. M., ſonſt die einzige or— 
dentliche Steuer. — Auch das mittelalterliche Scaticum ſoll hiermit 
zuſammenhaͤngen und eine Steuer bedeuten, ſ. Du Cange s. h. v. 


Weil e8. zunächft eine Ausgabe ift, wovon man die Steuern fhul« 
dig wird, 


Co) Mit diefer Eintheilung ftimmt in der Hauptſache überein die von 


Hoffmann (Preuß. Staatszeitung, 1829. Nr. 304.) entwidelte 
Unterfcheidimg der directen und indirecten Steuern; jene follen naͤm— 
lich auf das gerichtet fein, was ift, d.b., eine Sade, eine Perfon, 
eine Befugnig, diefe auf das, was gefhicht, eine Handlung, 


(4) Daher nennt v. Ulmenftein on St. u, Abg. ©. 161) die hieher 


gehörigen Steuern freiwillige, collectae voluntariae, im Gegen«- 
faß der notbwendigen, coll. necessariae. Der von ihm citirte 
Puütter (Institut. juris publici German. $. 257, nicht $. 247) 
verfteht jedoch diefe Ausdruͤcke anders: Coll, voluntariae, quarum 
necessitas lege nulla imposita est, und fährt ſogleich fort: Hasque 
invitis subditis omnino nusquam imponi fas est. 


. 293. 
Die Schakungen fünnen wieder auf doppelte Weiſe einges 


richtet werden: 


a) nad) dem mit mehr oder weniger Genauigkeit ausgemits 
telten reinen Einkommen der Steuerpflichtigen; unmit: 
telbare Einkommensſteuern. Da die Einkünfte aus 

“ verjchiedenen Quellen entjpringen koͤnnen, namentlich 
aus Grundftüden, Nealvechten, Capitalforderungen, Ge: 
werböunternehmungen und Arbeit, fo giebt es verfchie: 
dene Einfommenzfteuern, bie jedoch nach gleichen Grund: 
jagen angelegt werben und unter einander in folchem 
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Ebenmaaße ftehen follen, dag man fie zufammengenom: 
men als ein Ganzes betrachten kann. 
b) Nach dem Betrage ded Stammvermögend, ohne Rüd: 
ſicht auf den Unterfchied der werbenden Beltandtheile 
und der bloßen Genußmittel; Vermoͤgen sſteuer. 
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Die Aufwandsfteuern zerfallen, wenn man auf die Art 
Ruͤckſicht nimmt, wie die Regierung ſie erheben läßt, ebenfalls 
in 2 Abtheilungen: 

a) Einige werden von den Perfonen, deren Aufwand man 
ald Kennzeichen eines gewiſſen Einkommens betrachtet 
und deßhalb belegen will, geradezu eingefordert; uns 
‚mittelbar erhobene, directe Aufwands— 
fteuern. 

b) Andere, bei denen jened Berfahren wegen der Zerfplit: 
terung der Ausgaben in viele fleine Theile unanwendbar 
fein wiirde, werden von dem Verfäufer gewiffer Waa— 
ren an den Staat vorfchußmweile entrichtet, wobei man 
fich darauf verläßt, daß der Verkäufer die Steuer auf 
die einzelnen Käufer, die eigentlich von ihr getroffen 
werden follen, werde überwälzen können; vorgeſchoſ— 
fene, mittelbar oder indirect erhobene Auf: 
wandsfteuern. Der Berkäufer tritt hier zwifchen 
die Einzelnen und die Staatdcaffe in die Mitte, und 
ericheint mehr in der Eigenschaft eined Steuererhebers, 
als eine3 Steuerzahlers. Man braucht den Ausdrud 
directe und indirecte Steuern oft, um die Begriffe 
auszubrüden, für welche in $. 292 die Namen Scha: 
kungen und Aufwandsfteuern angegeben worden find, 
Es iſt dieß eine Ungenauigfeit des finanziellen Spradhs 
gebrauchd, denn wie ed Aufwandsſteuern giebt, die 
man direct erhebt (a), fo laffen fih auch Schaßungen 
nachweijen, die eine indirecte Erhebungsweife haben (a) ; 
da indeß bei den Schabungen die unmittelbare, bei 
den Aufwandsfteuern die mittelbare Einziehungsart vor: 
herrſcht, fo koͤnnen die Bezeichnungen direct und indi— 
vect ſtatt der legtgenannten wenigftens als denomi- 


nationes a potiori in. Schug genommen werben. Ver⸗ 
mag übrigens der Verkäufer die vorgeichoffene Auf: 
wandsfteuer nicht auf die. Abnehmer zu überwälzen, 
fo: bleibt diefe auf ihm liegen und iſt dann eine un- 
mittelbar erhobene; fie verwandelt fich in ſolchen Fällen 
in eine Schagung, weil fie fi dann an feinen Auf: 
wand, fondern an ben Umfang des, von dem Ber: 
rkaͤufer betriebenen Gewerbes anfchließt. Umgefebrt koͤnnte 
"auch eine Schaßung vermittelt der Ueberwaͤlzung auf 
die Abnehmer des Befteuerten zu einer vorgefchoffenen 
Aufwandsfteuer werden. - Solche, bei der Anlegung 
einer Steuer nicht vermuthete und nicht beabfichtigte 
Umwandlungen ftören die Gleichförmigfeit der Befteu- 
rung und man muß fich befireben, diefelben zu ver- 
hüten. 


#) 3, 3. die von dem ——— vorgeſchoſſene Steuer aus 
Grundgefaͤllen, ſ. j. 309 
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Eine, aus dem franzöfiichen Finanzwefen herfiammende 
Unterfeheidung zweier Arten von Steuern, ‚ob fie ‚gleich von un- 
tergeorbneter Wichtigkeit ift, verdient doch gefannt zu werden, 
‚weil fie über die Anlegungsweife der Steuern einiges ER vers 
breitet (@). 

1) Repartitionsfteuern find folche, bei denen man Ag 
mit anfängt, feflzufegen, wie viel fie im ganzen ande 
einbringen follen, worauf man diefe Summe auf die Pros 
vinzen, Kreiſe, Aemter, Gemeinden und endlich auf bie 
Einzelnen ausfchlägt. Hier lafjen ſich 2 Falle unterfcheiden. 

4) Man. fennt die Zahl der Gegenftände, von, denen bie 

Steuer entrichtet werden fol, und, falls fie nicht glei- 

chen Beitrag zu ‚geben haben, die Zahl der zu jeder 

Claſſe gehörenden Objecte nebft dem Zahlenverhältnig 

ihrer Steuerfchuldigfeit. Hier ergiebt fich aus der Summe 

des Steuerertrages fogleich auch, welche Steuer auf jeden 
gegebenen Betrag des befteuerten Objectes, z. B. auf 

400 fl. Ertrag oder Preis, treffen werde (6). Der 
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Steuerfuß folgt aljo unter dieſen Umfländen von 
felbft aus der Steuerfumme. — 

b) Es kann aber fein, daß man ſolche Nachrichten über 
die, der Steuer unterworfenen Gegenftände nicht befigt, 
oder wenn fie vorhanden find, aus irgend einem Grunde 
die Bertheilung nicht nach ihnen vornehmen will; dann 
zeigt fi) der Steuerfuß erſt nach beendigter Verthei⸗— 
lung, und es wird fich leicht treffen, daß derſelbe in 
den einzelnen Gemeinden. des Landes verfchieden aus: 
fällt, was allerding3 eine Unvolllommenpeit ift. 

2) Quotitätsfteuern werden Diejenigen genannt, bei de: 
nen die Beflimmung des Steuerfußed (der Quotität ) 
vorausgeht, und der gefammte Steuerertrag das, nicht 
fogleich zu erfennende, ſondern erft zu erwartende Ergeb: 
niß if. Der Grund, warum man die, in ihrem Ertrage 
ftet3 ungewiffen Steuern diefer Art beftehen läßt, liegt 
hauptfächlich in der Veränderlichfeit der Zahl von Steuer: 
objecten und der Ueberzeugung, daß es für die Unterthas 
nen höchft flörend und nachtheilig fein würde, wenn ber 
Steuerfuß von Jahr zu Jahr wechielte. Die Aufwands: 
fteuern gehören insgeſammt in diefe Abtheilung, aber auch 
Schatzungen fönnen nach diefem Verfahren eingerichtet 
werden, z.B. die bei jährlichen Gonceffionen (Patenten) 
erhobene Gewerböfteuer, die Capitals, Befoldungsfteuer ıc. 


(a) Code des contrib. directes, I., 6. — Thum, Spyſtem der directen 
Steuern in Frankr. ©. 2, 

cd) Man weiß z. B., dag ein Land 1 Million Morgen Wald bat, wo— 
von 4 zu 100 fl., die Hälfte zu 50 fl. und 1 zu 30H. angefchlagen 
ift, alfo der ganze Anſchlaqg fih auf 574 Mid, fl. beläuft. Wird nun 
beſchloſſen, daß ſaͤmmtliche Waldungen 517,500. fteuern follen, fo 
finder man ſogleich, daß dieß F pCt. des Unfchlages ift, und dag 
= den obigen 3 Elaffen der Morgen 54 — 27 — 16+ fr. zu geben 
at, 
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Man hat vielmald die Steuern in ordentliche und au: 
Berordentliche getheilt; jene find die regelmäßig fortdauern: 
den, dieſe werden nur vorübergehend zur Dedung ungewoͤhn⸗ 
lich vergrößerter Staatöbedärfniffe erhoben. Diefe Unterfcheidung 
ift für das pofitive Staatdrecht und die Statiſtik erheblicher als 
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für die Finanziiffenfchaft, weil fie nur das wirkliche Vorkom⸗ 
men, nicht die Natur der verſchiedenen Arten von Steuern be— 
trifft. Indeß laͤßt ſich doch eine allgemeine Betrachtung an 
diefe Eintheilung fnüpfen. Die den Befteurungsgrundfägen am 
meiften entiprechenden Abgaben pflegen ordentliche zu fein, zu 
außerordentlichen aber, die im einzelnen Nothzeiten zu Hülfe 
genommen werden, wählt man gewöhnlich folche, die am leich, 
teften anzulegen find und n»iel einbringen, wenn fie gleich folche 
Mängel an ſich tragen mögen, daß man fie nicht ohne große 
Nachtheile fortbeftehen laffen dürfte (a). 


(a) Die Steuern erhielten bisweilen ihre Benennung von dem Bwede, zu 
dem fie verwendet wurden, z. E, die deutfchen Prinzeffinfteuern, 


2. Abtheilung. 


— Die einzelnen Arten von Steuern. 


1. Dauptftüd. 
Die Schatzzungen. 





Cinleitung. 
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Die, Schatungen (‚Einkommens = und Vermoͤgensſteuern) 
legen der Regierung die Nothwendigkeit auf, die Vermoͤgensan— 
gelegenheiten der einzelnen Bürger fo genau zu erforfchen, daß 
die, von jedem berfelben geforderten Steuerbeträge zu ihrer 
Steuerfähigfeit ungefähr ein und daffelbe Berhältnig haben. Die 
Steuerforderurg an Seden ift unbedingt und für den, der nicht 
feine  Bahlung3unfähigfeit darzuthun vermag, unausweichlich, 
Dagegen hat man bei der Anlegung der Schagungen mit großen 
Schwierigkeiten zu kämpfen, die aus der Abneigung der Steuer: 
pflichtigen ‚ihren. Befis und Erwerb zur Kenntniß der Staats: 
behörden kommen zu. laffen, entfpringen. Auf die Reblichkeit 
und Vaterlandsliebe ift im Allgemeinen fo-wenig zu bauen (a), 
daß man ſich überall nach äußeren, von dem Willen der Steuer: 
pflichtigen unabhängigen: Kennzeichen umfehen muß. Deßhalb 
kann man nicht umhin, bei jeder Einnahme auf ihre Quelle zu: 
rüdzugehen, und deßhalb das Einfommen jeder Perfon in feine 


— 
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Beftandtheile aufzulöfen, wenn es wirklich deren mehrere in fich 
begreift. 


(a) Um hieraus nicht allzu unguͤnſtige Schlüffe auf den fittlichen Zuſtand 
zu ziehen, muß man dieß bedenfen: der Einzelne bat feine Würg- 
ſchaft, dag, wenn cr auch die ftrengfte Wahrheit jagen wollte, Uns 
dere es ibm nachthun werden, er fuͤrchtet alfo, in Folge feiner Ge— 
wiflenhaftigfeit uberbürder zu werden, und hält es fuͤr eine Art er⸗ 
laubter ſtillſchweigender Uebereinkunft, daß Ale ungefähr gleich viel 
von der Wahrheit abweichen. Sreilich ift dich nur ein Milderungs«, 

- kein Entfhuldigungsgrund, 
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Die Erforfchung der reinen Einkünfte würde) wenn ſie im 
Einzelnen für jeden Bürger und Zeitabſchnitt ſtreng der Wahr: 
heit gemäß durchgeführt werden follte, nicht bloß eine Arbeit 


von unendlicher Mühe und großen Koften fein, fonderm aud 


nicht einmal völlig gelingen, weil es viele auf dad Einfommen 


der Steuerpflichtigen einwirfende Umftände giebt, die unmoͤglich 
ganz zur Kenntniß der Regierung fommen fünnen. Es bleibt 


nichts übrig, als fich auf eine folche Annäherung an die Wahr: 
heit zu befchränfen, daß die Abweichungen theild ſich mit der 
Zeit ausgleichen, theild wenigftend nur eine unbedeutende Wir: 
fung auf die Steuerfumme felbft aͤußern, wozu die Feftfegung 
eines niedrigen Steuerfußes beiträgt (a). Sind alle einzelnen 
Quellen der Einkünfte nah Umfang und Beſchaffenheit Hinvei- 
chend erfundet, fo muß man bei ber ng bes aus ihnen 
fließenden reinen Ertrages 
1) die Berfchiedenheiten außer Acht Laffen, weiche in der indi⸗ 
viduellen Handlungsweife, z. B. dem Fleiß und Eifer, 
oder der Traͤgheit und Unwiſſenheit der fleuerpflichtigen 
Perfonen liegen, und fih an die Borausfegung des üblichen, 
die Regel bildenden Verfahrens halten , was um ſo weni⸗ 
ger gegen fich bat, da es Jedem frei fleht, wenigftend den- 
- Gewerböfleiß feiner meiften Genoffen arjumenden, Nur 
bei dem Ertrage ber Arbeit und der Gewerbsunternehmun⸗ 
gen muß man ein andered Verfahren anwenden, weil hier 
keine ſich gleichbleibende und eine gleichmäßige Behand: 
lung zulaffende Güterquelle vorhanden ift; 
2) für den, von Jahr zu Jahr wechſelnden Betrag: der Ein- 


2 EEE 
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fünfte einen Durchfehnitt auffuchen, wobei es uwermeid— 

ih ift, von der Vergangenheit auf die Zukunft zu 

fchließen. 

Auf diefe MWeife tritt an die Stelle der unerforfchlichen 
wirflihen Einnahme ein mittlerer Betrag berfelben, ver 
zugleich den Durchfchnitt vieler gleichzeitiger und unter gleichen 
Außeren Umftänden erfolgender Einkünfte bildet (6). 

(Ca) Sind ;. B. die Abweichungen von der wirffichen Neineinnahme 10 
pCt., und der Steuerfuß beträgt 4 derfelben, fo ift die Steuer hoͤch⸗ 


ſtens um 14 pEt..der Einnahme größer oder Meiner, als fie eigent» 
lid fein follte, was wenig in Betracht fommit. 


cd) So werden 3. E. mehrere gleihbefchaffene und in gleicher Rage fidy 
befindende Wohnhäufer mit einer und derſelben Rente angefegt, wenn 
auch zufällig das eine etwas höher als das andere vermierbet worden 
ift. — Murbard nennt diefen mittleren oder »idealene Betrag des 
reinen Einfommens Rente und gründet bierauf den Unterſchied der 
Renten» und Einfonimensfteuer, a. a. D. ©. 199. 267. 
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Bei der Anlegung der Schagungen werben verichiedene 
Hülfsmittel und BVerfahrungsarten angewendet, die nur dieſer 
Gattung von Auflagen eigen find. Dahin gehören 2 Hauptge- 
fchäfte: 

1) Die Verfertigung der Katajter (a) oder Steuerbe- 
fhreibungen, d. h. der Berzeichniffe aller, eine Steuers 
fchuldigkeit begründenden Wermögensobjecte, mit Angabe 
fotcher näherer Bezeichnungen und Zahlen, daß daraus 
dad Verhaͤltniß der Beitragspflicht der Einzelnen zu er: 
fennen ift. Aus den Kataftern ergiebt fich noch nicht, wie 
viel Jeder in einem gewiffen Zeitraume wirklich zu bezah: 
fen habe, denn dieß hängt zugleid von dem Steuerfuße 
ab, der Veraͤnderungen unterliegen kann, aber fobald ber: 
jelbe gegeben ift, läßt fich aus dem Katafter die Steuer: 
fchuldigfeit leicht berechnen. Der Steueranfhlag 
(Allivrement), d, i. die Verhältnißzahl, welche für jes 
den fteuerbaren Gegenftand, 3. B. jedes Grundflüd oder 
jede Gewerböunternehmung, neben der Befchreibung der 
Hauptmerkmale im Katafter flieht, kann auf manchfache 
Weiſe angegeben werden; er ift 

a) ein Anfchlag des fieuerbaren (reinen) Einkommens, 


ſo gut man daſſelbe auszumitteln vermochte. Die 
: Brauchbarkeit eines Kataſters erfordert nicht gerade, daß 
diefe Zahlen den wahren Ertrag zu einer gewiflen Zeit 
ausdrüden, nur müffen fie fammtlich in einem und dem 
— naͤmlichen Verhaͤltniß zu demſelben ſtehen, z. B. alle 
um + oder % niedriger fein (6); F 

b) das ſogenannte Steuercapital, ein Anſchlag des 
mittleren muthmaßlichen Preiſes, der ſich aus dem er— 
forſchten reinen Einkommen durch eine Multiplication 
finden laͤßt und von dem die unter a) gemachte Be— 
merkung ebenfalls gilt. Bei vielen Steuerobjecten iſt 
ein ſolcher Preisbetrag nicht vorhanden und kann nur 
durch eine Fiction geſucht werden, wobei die Auswahl 
des, zur Capitaliſirung anzuwendenden Multiplicators, 
wenn ſie nicht willkuͤrlich werden ſoll, Schwierigkeiten 

darbietet; 

c) ein gewiſſer Theil des ermittelten Einkommens oder 
Preifes; Steuerfimplum (Unfhlagstheil). Die 
Anfesung folher Simpla gefchieht, um die jährlich. zu 
erhebende Summe mit größerer Leichtigkeit finden . zu 
koͤnnen (ce). — 

2) Die Entwerfung der jaͤhrlichen Steuerliften (Hebe— 
rollen), in denen, in Gemäßheit des beichloffenen Fu— 
es, der Ausfchlag der von jedem Steuerpflichtigen zu 
bezahlenden Summe zu finden if. Diefe Liften beruhen 
auf dem Katafter. 

(a) Der Uriprung des Wortes Katafter ift von Jac. Gothofredus 
(Cod. Theodos ) zuerft richtig erflärt worden aus einer Bufanınen« 
jiehung von capitalionis registrum oder wohl capitum registrum, 
was Durch die alt- franzöfiihe Schreibart Capdastre beftäfigt wird. 
Capitatio war fowohl Grund» als Kopfſteuer, Caput das einzelne 
fteuerbare Object. Die Franzoſen fchreiden alfo unridyrig cadastre; 
f. Du Fresne du Cange, Glossarium, s. v. capdastrum und 
catastrum. — v. Savigny aa. O. ı$ 247) — Mackhiavelli 
(Istorie Fiorentine, 4. Buch.) berichter, das Wort fei zuerſt für eine 
Bermögensfteuer in Florenz gebraucht worden, wegen des Abmeſſens 
des Vermögens, accatastare, welches eigentlich aufflaftern, aufſchich- 
ten, bedeutet, wie catasta Holjftoß. Diefe Ausdrüde deuten auf 
xareoreors, Nufftelung, Anordnung, Zuftand ıc., und es fonnte leicht 
catasto, welches zuerjt die Steuer felbft bezeichnete, aud in dem 


Sinne genommen werden, wie unfer »Kataftere. Diefe letztere Ab⸗ 
leitung läßt fich fo denfen, daß, nachdem das Wort auf die erftere 
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Weiſe ſich gebildet hatte, feine Verbreitung durch die Erinnerung an 
ein anderes, Ähnlich Lautendes, ſchon vorhandenes Wort befördert 
worden it, 


(6) Es fönnten z. B. in Folge einer Veränderung in den Preifen des 
Metaligeldes oder der Bodenerzeugnifle alle kataftrirten Einfunfte um 
gleich viel zu niedrig angefeßt et was fi) dadurd unſchaͤdlich ma- 
hen liche, daß man den Fuß der davon zu erbebenden Steuer in 
gleihem Verhaͤltnitz über, den der anderen Steuern erhöhte, Wenn 
dagegen etwa irgendwo die Rente der Waldungen 4 unter den wahe 
ren Betrage, die der Felder +über demfelben angejchlagen wäre, und 
doch bei beiden gleicher Fuß angewendet würde, fo entjtunde eine 
offenbare Ungleihförmigfeit der Belaftung. Bei der Erridytung eines, 
neuen Katafterd muß man darnad) jtreben, die Anſaͤtze der wirklichen 
Groͤße nahe zu bringen. Fuͤr den Fall aber, daß immer noch Febler 
begangen werden, was ſich nicht ganz verniciden läßt, ift cs nüglich, 
wenn alle Anfcläge nach gleichen Regeln gebildet werden, weil man 
dann hoffen fann, daß die Ubweihungen von der Wahrheit eher glei» 
her Art find und daher das Verhaͤltniß der verfihiedenen fataftrirten 
Gegenftände dennoch ziemlich vr chtig gefunden wird. 


'e) Wenn die Rente jedes Grundftudes ausgemittelt ift, fo fünnte man 
z. B. 25 derfelden zum Simplum annehmen und in das Katafter ein» 
tragen. Sof nun + der Rente als Grundfteuer erhoben werden, ſo 
braucht man nur 4 Simpla zu fordern. 
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Die fammtlichen theild überhaupt möglichen, theils wirk 
lich irgendwo eingeführten Schagungen müffen fich in gewiſſe 
Abtheilungen bringen laffen, welche von den Zweigen der Ein: 
fünfte in der bürgerlichen Gefellichaft hergenommen find. Nur 
bringt e3 die, im Verkehre erfcheinende Verbindung: und Ber: 
theilungöweife der Einkünfte mit fih, daß man mehr Arten von 
Schatzungen anordnen muß, als es einfache Zweige des Ein: 
kommens giebt. 

1) Der Reinertrag von Grundftüden kann befteuert werden 

a) bei den Eigenthümern, in der Grundfleuer. f den 
folg. 1. Abfab); 

b) bei denjenigen, welche vermöge eines Nealrechted einen 
Theil davon beziehen, durch die Gefällfteuer (2, 
Abfah). | 

2) Derfelbe mit einer Zinsrente verbunden, zeigt fich in der 
Hausrente und bildet den Gegenftand der Haudfteuer 
(3. Abſatz). 

3) Die Gapitalrente findet fich 

a) in Verbindung mit Gewerbögeminn in dem Ginfonmen 

Rau polit, Oekon. Ir Wd. 2. Abth. 5 


der Gewerbsunternehmer, welches der Gewerbfteuer 
unterliegt (4. Abfaß), 
b) abgefondert in dem Zinfe ausgeliehener Capitale, für 
welchen die Zins- oder Capitalfteuer beftimmt ift 
(5. Abfaß). 
4) Der Arbeitslohn, ohne Verbindung mit anderen Einnah: 
men, Fann eine befondere Lohnſteuer begründen (6. Abf.). 
5) Man Eönnte ferner alle diefe Zweige von Einnahmen in 
einer einzigen gefemmten Einkommensſteuer zufam- 
menfaflen (7. Abfab). 
6) Man hat auch verfucht,  fich flatt der Einkünfte, bloß an 
ben Stamm des Vermögens felbft zu halten; Vermoͤ—⸗ 
gensfteuer (8. Abſatz). 


1 via 
Grundfteuer. 


A. Allgemeine Grundfäße. 
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Die Grundfteuer(e) ift beftimmt, einen Theil der Grund» 
rente (I, 8. 207) für öffentliche Zwede in Anfpruch zu neh» 
men (5). Sie trifft den Grundeigenthümer und entzieht ihm 
einen Theil des reinen Einfommens, welches ihm feine Grund: 
ftüde abmwerfen. In den meiften Staaten befteht der größte 
Theil des reinen Volkseinkommens aus Grundrente, und bie 
Grundfteuer nimmt daher unter den Schagungen in Hinficht 
auf Ergiebigkeit und Sicherheit die erſte Stelle ein (ec). Sie 
ift zugleich fehr alt, wie dieß, bei der höchft einleuchtenden 
Steuerfähigkeit der Grundeigner, leicht zu erklären if. Auch 
giebt es Feine andere Steuer, deren Anlegung fo vieles Nach» 
denken und fo große Vorarbeiten veranlaßt hätte, als biefe. 

(2) . uch II, 215. — Craig, Grundzüge der * Politik, II, 24 
66. — Ricardo, bern ‚„ Cap. 12. — v. Ja® 
os. I, 487. IL, 863, — 80%, II, 199. — v. Kremer, I, 


121. — v. Malhus, Sinanzwifl. I, 186. — Murhard, ©. 
263, — Benzenberg, Ueber das Katafter, — 1818, II, Bde. 


TE 
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Späth, Ueber die Grundfteuer nad dem reinen und rohen Ertrage, 
Münden, 1818. — (Herzog), Staatswirtbfchaftliche Blätter, II, 
Heft. 1821, — Graͤvell, Die Grundfteuer und deren Katafter. Leipz. 
1821. — Gebhard, Das Grundfteuerfatafter. Münd. 1824, — 
v. Groß, Die Reinertragsfhägung des Grundbefiges nebſt Vor⸗ 
fHriften zu_einer, auf VBermeilung, Bonitirung und Kataftrirung ge 
gründeten Steuerregulirung. Neuft, a. d. O. 1828, 


cd) Daber fhlägt Jakob den Namen Grundrentenfteuer vor, 


(ce) Die Grundfteuer macht in vielen Staaten ungefähr 4+— 4 der ganzen 
Einnahme aus Steuern und Gebühren, z. B. in Baden, Budg. für 
1836, gerade 33 Procent, mit der Hausfteuer, Frankreich 1835 ſo⸗ 
gar 37 Proc., mit ebenderfelben, Baiern 22 Proc. ohne dieſe. ‚In 
den angeführten deutſchen Staaten ift die Gefälftener mit einbe— 
griffen, 
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Die Grundrente ift reines Einfommen. Alle mit der Be: 
wirthfchaftung der Ländereien verbundenen Ausgaben find unter 
den Koften begriffen, nad) deren Abzug erft die. Grundrente 
übrig bleibt. Mag auch der Zuftand der Ländereien, der einen 
gewiffen Ertrag möglih macht, zum Theile die Folge eines 
früheren Capitalaufwands fein, fo fann man doch die Zinfen 
deffelben nicht unter die Koften rechnen, denn bie Zinfen eines 
ficher und fortdauernd angelegten Gapitales find ebenfalld reines 
Eintommen (a). ine Befteurung der Grundrente muß von 
den: Grundeigenthümern getragen werden (6), denn 

1) es ift nicht möglich, fie durch Vertheurung der Bobener: 
zeugniffe den Gonfumenten aufzubürden, weil hiezu eine 
Verminderung bed Productes erforderlich wäre, zu ber, 
wenn auch ein Einzelner, darauf hinwirfen wollte, die 
Mehrzahl der Grundeigner nicht die Hand bieten würde, 
Nur eine folche Grundfteuer, die die ganze Rente auf: 
zehrte oder fogar noch über diefelbe hinausginge, würde 
die landwirthfchaftliche Production entmuthigen und fo dad 
Angebot verringern, namentlich) wenn fie die Wirkung 
hätte, daß man die undankbareren Grundftüde nicht mehr 
ohne Schaden bauen fönnte (c)y. Won folchen Fallen ab: _ 
gefehen, ermuntert die Grundfteuer eher zur Vervollkomm⸗ 
nıng, als zur Vernachlaͤſſigung des Anbaus, weil diefe 
ben Eigenthümer von der Steuerpflicht nicht befreien 
würde, fo.wie ed demfelben auch in Be af die Steuer _ 


2) 


nicht3 helfen fann, wenn er eine andere Benikungsart 
ber Grundftüde einführt. 

Eben jo wenig kann die Steuer im Falle der Verpach— 
tung auf den Pachter gewälzt werden, weil diejer wohl 
weiß, daß der Eigenthümer bei der eigenen Bewirthfchaf: 
tung der Abgabe nicht ausweichen kann, und weil die 
Uebernahme einer Pahtung eine Gewerbsunternehmung 
ift, die man nur wählt, wenn fie den mittleren Gewerbss 
gewinn verspricht. 


(a) Nur bei folden Melivrationen, die eine beſtimmte Zeit lang wirken, 
z. B. das Mergeln auf 12 — 20 Jahre, bat man der Ausgabe 
jedes Jahres einen Beitrag zur allmäligen Erſtattung des aufgewen— 
deten Capitals beizufügen. 


(d) A. 


Smith, III, 216. 232, 


(ed) Ricardo a. a. D. unterfcheidet mehrere Arten von Steuern, die auf . 
den Ertrag der Landwirthſchaft gelegt werden können: 


1) 


2) 
3) 


folhe, die fih nach der Menge von Erzeugnifien richten und folg- 
lich wie irgend cine Vergrößerung der Productionskoften anzufehen 
find, Cap. 9 (8 d. d. Ueberf.); 

—— die genau im Verhaͤltniß der Grundrente ſtehen und von 
enen das im F. Geſagte gilt; 
ſolche, die auf alle Laͤndereien, auch auf die ſchlechteſten, keine 
Rente abwerfenden gelegt ſind, und deßhalb, da ſie dem Eigenthuͤ⸗ 
mer ſolcher Grundſtuͤcke nicht zur Laſt fallen koͤnnen, wie die unter 
Nr. 1 betrachteten wirfen muͤſſen, ©. 211 der 2, A. » Diefe Aufe 
lage kann nicht auf die Grundeigenthümer gewälst werden, denn 
in dem. bier vorausgefesten Falle (by the supposition) 
empfängt er feine Grundrente.e Die deutfche Ueberfeg. 
(Weimar, 1821) fagt ganz unrichtig: denn wäre dieß der Fall, fo 
erbielte er Feine Bodenrente, — Uebrigens laͤßt fid) das Eintreten 
diefer Wirkung noch bezweifeln, weil cd in jedem Lande nur wes 
nig ganz rentenlofe Grundjtüde giebt, deren Oedebleiben ſchwerlich 
das Angebot von Bodenerzeugniffen in fühlbarem Maafe vermin» 
dern könnte. 
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Die Grundfteuer fol den Theil des, aus der Benugung 
des Bodens fliegenden Neinertrages treffen, der dem Eigenthuͤ— 
mer als folchem zufällt. Die Einkünfte find jedoch in der Wirk: 
fichkeit nicht immer fo von einander gefchieden, wie fie in dem 
Begriffe gefondert werden müfjen. In vielen Ländern ift der 
größte Theil der landwirthſchaftlich benusten Grundftüde nicht 
verpachtet, fondern in der eigenen Bewirthfcheftung des Eigen: 
thuͤmers, und in diefen Fallen muß die Grundrente erft fünftlich 


’ 
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aus dem gefammten Iandwirthichaftlichen Reinertrage herausge, 
funden werden, und felbft bei Pachtungen ift fie nicht immer 
ganz abgefondert anzutreffen. Es kann nämlich mit ihr verbun- 
den fein 

1) der Zins des angewendeten Gapitales. 

a) Das ftehende Capital an Gebauden und Geräthfchaften 
pflegt bei der Verpachtung ganzer Landgüter dem Ei. 
genthümer der Ländereien zu gehören, auch bei dem 
Viehftande ift dieß bisweilen ber Fall, und der Pacht: 
zind enthalt dann die Zinsrente dieſer Gegenftände (1, 
$. 208.) nebft einer Vergütung für die Abnügung oder 
die Ausbefferungsfoften ce. Waldungen, viele Weiden 
und die einzeln verpachteten Garten und Feldftüde find 
von einer folchen Vermiſchung ’ verfchiedener. Einkünfte 
frei, auch geben folche ifolirte Grundflüde einen An« 
haltspunct, um da, wo die Bodenbefchaffenheit, Kageıc. 
diefelbe ift, die bloße Grundrente aus größeren Pacht: 
compleren zu ermitteln. 

b) Die Betriebsauslagen müffen von dem Pachter beftritten 
‚werden, weshalb die Zinfen des auf fie verwendeten 
Gapitald dem Grundeigner nur dann gehören, wenn er 
zugleich Landwirth if. 

2) Der Gewerbögewinn des legteren, wovon nach Abzug des 
Unterhaltöbedarf3 ebenfalld ein reines Einkommen übrig 
bleiben Fann. Auch hier kann men fich ‚der Analogie ver 
pachteter Srundftüde ähnlicher Befchaffenheit bedienen, um 
zu erkennen, welcher Theil des, einem ſelbſt wirthfchaften: 
den Grundeigner verbleibenden Einfommens als Beloh— 
nung und Vergütung feiner Gewerbsthätigfeit anzufehen ift, 


| §. 304. 

Bei der Grundfteuer zeigt fich ſogleich die oben ($. 298) 
erklärte Unmöglichkeit einer ganz gleichförmigen Belegung des 
wirklichen reinen Einkommens fehr deutlih. Wollte man 5. B. 
+ der Grundrente erheben, die jeder Grundeigenthümer in jedem 
Fahre bezieht, jo würde dieß alljährlich eine fo muͤhſame Er: 
- forfchung erheijchen, daß die Koften mehr betrügen, ald der 

Vortheil, den man durch eine fo pünftliche Beſteurung den 
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Steuerpflichfigen verjchaffen koͤnnte, auch würde dieſe unermeß- 
liche und endlofe Arbeit unfehlbar nachläffig betrieben werben 
‚und daburay wieber viele Fehler veranlaffen. Man muß fich 
deßhalb begnügen, die Steuer in ein gewiſſes Verhältnig zu 
der mittleren Grundrente zu feßen, welche man von jedem 
Grundftüde, nach genauer Beruͤckſichtigung aller, die Nutzbar⸗ 
keit deffelben betreffenden Eigenfchaften erwarten Tann. Die 
Grundfteuerbefchreibung kann fchon wegen der mit ihrer Anles 
gung verknüpften Schwierigkeiten und Koften, nicht oft verän- 
dert werden, fie muß alfo darnach eingerichtet fein, daß fie Um— 
ftände, die häufigem Wechfel unterworfen find, unbeachtet läßt 
und nur dad Dauernde in Rechnung bringt, wie: denn auch, 
im Falle der Verpachtung, der jährliche Wechfel des Ertrages 
und jede vorübergehende Steigerung deſſelben vermittelft des 
Kunftfleißed an den Pachter als Gewerbögewinn fält. Es läßt 
fi annehmen, daß die Menfchen ihr Vermögen in der Regel 
fo gut benutzen, als fie können, nur darf man, wenn man 
hiernady den Ertrag ſchaͤtzen will, Fein ungewöhnliches Maaß 
son Capital, Kenntniß und Fleiß vorausfegen, fondern muß die 
‚in einer gewiſſen Gegend übliche. Behandlungsweife zu Grunde 
legen, i 


$. 309. | 
Es bleibt alfo als vorübergehend und zufällig außer Be 
trachtung ‚wenn 

1) Ländereien durch ungewöhnlichen Gewerbfleig auf irgend 
eine Weile zu einem höheren Ertrage gebracht werben, als 
von anderen Grundftüden derfelben Befchaffenheit und 
Lage regelmäßig zu erwarten ift, 3. B. wenn eine Wiefe 
als DBleihe, ein Ader als Zimmerplag höher benutzt 
wird (a), oder wenn die Düngung und Bearbeitung eines 
Baulandes vorzüglich gut iftıc.; 

2) wenn biefelben, z. B. in der Hand eines bürftigen ober 
nachläffigen Landwirthes, weniger, ald in ber Regel ans 
zunehmen ift, abwerfen. Hieher gehört auch der Einfluß, 
den die Größe der Befisungen auf die Rente äußert. 
Wenn der Morgen eines großen Landguted weniger ein- 
trägt, als von einem mittleren und Heineren, fo hat der 
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Eigenthuͤmer des erſten keinen Anſpruch auf einen niebri, 
geren Steuerſatz, da es in feiner Wahl ſteht, dieſen Um: 
ſtand zu aͤndern (6). Wiederum kann der Beſitzer weniger 
Morgen Feine Steuererleichterung verlangen, weil der Be 


ſitzſtand zu veränderlich ift, um eine Berücfichtigung die: 


ſes Umftandes zu geflatten und überdieß eine übermäßige 
Zerftücelung, bei der die Nente wieder abnimmt (I, $. 373) 
eher eine Erfchwerung verdient, als ‚eine Begünftigung; 


3) wenn fie vorübergzhend auf eine nicht werbende, dem Eis 


thuͤmer perfönlichen Genuß gebende Weiſe verwendet wer= 
den, wie Luſtgaͤrten (c), Spielpläge u. dgl. Hier tre 
ten die vorſtehenden Gründe ebenfalls ein. Da der Eis 
genthümer in einem folchen Falle feine Rente eine Zeit 
lang aufopfert, fo wandelt ſich die Steuer während dies 
ſes unproductiven Gebrauches in eine Aufwandsfteuer 
($. 299 um, welche auch zuläffig ift, indem derjenige, 
welcher. eine folche fichere Einnahme aufgiebt, wahrfcheinlich 
aus anderen Quellen ein reichliches Einfommen bezieht (d). 


(a) Es macht alfo feinen Unterſchied, 0b die Benuͤtzung zu einem Zwecke 


(b) 


der rt eines Gewerfes, (z. B. als Seilerbahn, Troden- 
plag), oder eines Dienftgewerbed G. DB. zur Meit» oder Kegelbahn), 
gefhieht. Nur überbaute Pläße fordern, wegen der Widmung auf 
lange Zeit, eine andere. Behandlung. 


Anders verhält es ſich freilich da, wo die Theilung geſetzlich verhin⸗ 
dert oder erſchwert if. — Die franzöfifchen Gefege rechtfertigen "die 
Megel, den Durhfchnitt vom Ertrage beider Bewirthſchaftungen, in 
großen und Heinen Gütern, zu nehmen, wobei die Befiger der erfteren 


‚ etwas zu fur; kommen, mit dem Gaße: Le but, qu’on se propose 


dans l’evaluation d’une commune, est d’atteindre le taux moyen 


du produit des terres, et la loi dit positivement qu'on n’aura 
aucun egard au plus ou moins d’industrie des proprictaires ; 
c'est une industrie que de diviser son domaine en 
petite tenue. Becueil methodique etc. Aut. 563, 


(e) Diefe geben jedoch immer einige Nugung an Holz, Gras, Blumen xc. 


(d) 


Die pofitiven Steuergefege ſtimmen hiermit überein. — Diefer Fall 
giebt ein DBeifpiel davon, daß durd Steuern aud) verfchiedene nicht 
finanzielle Zwecke des Gemeiudewohles befördert werden können, wie 
bier die Begünftigung der productiven Bodenbenugung, obſchon auch 
55 von dieſem beſonderen Grunde die in $. 304 entwickelten 
Säge zu jener Folge führen. Montbion in der angef. Schrift Kat 
fi) vorzüglich mit diefen Nebenzweden ‚und Nebenwirkungen befhäf- 
oh Reber dürfen jedoch nicht mit der Hauptbeftimmung in Wider» 

reit ſtehen. 
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Die Geld-Grundrente bei nicht vervachteten Laͤndereien iſt 
ferner von Jahr zu Jahr veraͤnderlich, weil die Preiſe der Erzeug— 
niffe, und mit Ausnahme der Waldungen auch der Naturaler: 
trag nicht diefelben bleiben. Diefe andern fi zwar bisweilen un: 
abhängig von dem innerhalb des Landes ftattfindenden Ertrage, 
durch Zunahme oder Abnahme des Begehrs, z. B. Erweiterung 
des Abfaggebietes, Mißernten im Auslande u. dgl., öfter jedoch 
in Gemäßheit der größeren. oder geringeren einheimifchen Pro: 
duction. Schlechte Korn-, Obft:, Wein:, Heu⸗ꝛc. Ernten ftei: 
gern den Preis, ohne daß die Landwirte in gleichem Verhaͤlt— 
niß gewönnen, weil dagegen die verfäuflihe Menge von Roh: 
ftoffen Pleiner ift; umgekehrt findet bei großer Wohlfeilheit der 
Landwirth in der Fülle des Ernteertrages einige, obfchon Feine 
ganz zureichende Entfchädigung, 1, $. 160. Auch in bdiefer 
Hinfiht ift man genöthigt, fi an den Durchfchnitt einer län: 
geren Sahresreihe zu halten (a). In Mißjahren hilft man durch 
Bewilligung von Steuernachläffen; geringere Preisveränderuns 
gen von Jahr zu Jahr gleichen fich leicht aus und fönnen, wenn 
der Durchfchnitt richtig ift, unbeachtet bleiben. Anders verhält 
es fih mit einem anhaltend hohen oder niedrigen Preife, der 
z. B. aus einer Veränderung im Geldwefen, aus einer Zunahme 
ber Bevölferung oder der Ausfuhr, einer Unterbrechung der bis- 
herigen Handelöverbindungen ıc. herrühren fann. In ſolchen 
Fällen, wo der bei der Anlegung der Steuer angenommene 
Durchſchnitt einer früheren Periode auf die gegenwärtige nicht 
anwendbar tft, wird e3 nöthig, eine Berichtigung vorzunehmen, 
die entweder in einer temporären Herabſetzung der Fataftrirten 
Anjchläge aller oder gewiffer Ländereien, oder wenigftens in 
einer Ermäßigung des Steuerfußes beftehen kann (5). 


(a) Behr, Wirtbfchaft des Staats, $. 200, verlangt, daß die Grund» 
fteuer nad) dem wirflihen Einfommen umgelcgt werde, weil nur 
nit dieſem die Steuerfähigfeit gleihen Schritt halte, 

(d) Hiernad bat man in den meijten Staaten ſeit der Wohlfeilheit der 
18207 Jahre gehandelt, inden die Katafter aus der theureren Beit 
berftammıten. 
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Der Vorfchlag, die Grundfteuer in Bodenerzeugniffen (in 
. natura) anzufesen und nach den Preifen jedes Sahres den Geld: 
betrag derfelben anzufegen (a), ift zwar aus der Abficht hervor: 
gegangen, der landbauenden Glafje eine wefentliche Erleichterung 
zu verichaffen, hat aber Folgendes gegen fich: 


4) Die rohe und reine Einnahme der Landwirthe ift Feines: 
weges in demfelben Maaße verfchieden, als der Preis 
der Bodenerzeugniffe vermuthen laffen möchte Hieraus 
ergiebt fich, daß es nicht rathfam ift, die jährliche Steuer: 
zahlung nur nad) dem einen Beflimmgrund der Einnahme, 
dem Berkaufspreife, einzurichten, ohne dabei den anderen, 
die gewonnene Menge, ın Betracht zu ziehen, was doch 
viel zu umftändlich fein würde (6). Man Fünnte fogar, 
ftreng genommen, auch noch die Berüdfichtigung der Ko: 
ften fordern, welche bei verfchiedener Fruchtbarkeit und 
verfchiedenen Preifen Feinesweges unverändert bleiben, hie 
durch aber würde die Verwicklung vollends unlöslic. 

2) Es giebt viele Feld: und Gartengewaͤchſe, man müßte alfo 
eigentlich die Preife vieler Dinge beachten, wobei aber 
wieder der Umftand ftörend eintritt, daß fie in verfchiede- 
ner Menge gebaut werden. In der einen Gegend kann 
der hohe Preis eined Handelögewächfes für die MWohlfeil: 
heit des Getreides entichädigen ıc. 

3) Ein Theil der Steuern, namentlich die Aufwandsfteuern, 
ift feinem Weſen nach unftandig, und dieß hat fchon für 
die gute Ordnung im Staatshaushalte laͤſtige Folgen. 
Würde nun auch die beträchtlichfte unter den Schaßungen 
unftändig, fo dag man auf feine beftimmte Summe zäh: 
Ien, vielmehr öfterd durch ſtarke Ausfälle in Verlegenheit 
gefegt werten könnte, jo wäre dieß überaus nachtheilig. 
Wollte man den Gefammtbetrag der Grundfteuer fich gleich 
bleiben laffen, und nur nach den jedesmaligen Preifen der 
Erzeugniffe den Betrag der verfchiedenen Arten von Län: 
dereien neu beflimmen, fo würde die Erleichterung von 
der einen Geite eine nicht zu rechtfertigende Befchwerde 
auf ber andern hervorbringen, z. B. ein fehr reiches und 
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wohlfeiles Getreidejahr würde den Steuerantheil der Mein: 

bergs- und Waldbefiger, ein jehr gelinder Winter den 

der Aderbefiger erhöhen (c). | —* 
(#) Top, Handb, d. Staatsw. HI, 219. — Schön, Grundfäge 


©. 
— G. Dagegen die Mec. des erfteren Werkes in den Hedelb. 
Jahrb. 1823, Nr. 64 . Rau). Sa} 


(8) Bei welchen - Preife der Iandwirtbfchaftlihen Erzeugnifie die Grund- 
rente am größten fei, dieß ift im Allgemeinen gar nicht anzugeben, 
weil dazu die Kenntniß des Verhältniffes zwifchen den Preifen und 
Duantitäten gehörte, welches ſich nicht feftftellen läßt, I, $.160Ce), 
Soviel ift jedoch außer Zweifel, dab, wenn der Scheffel von 1 auf 
2 fl. fteigt, darum die Rente nicht auch die doppelte wird, Bei 
Holz und Wolle ift dieß eher der Fall, weil die Preisveränderungen 
derjelben faft nur von dem Begehre ausgeben. | 

(ce) In dem v. Los a, a. D. ©. 227 aufgeftellten Beifpiel find die Wals 
dungen mit einem Steuercapitale von 2 Mill. Klafter Holz angelegt, 
wovon fie 20 pEt, oder 400,000 KL, zu ftenern haben, Zu einer 
Grundfteuerfumme von 7,200,000r1. muffen die Waldungen nad) dem 
Preife von 3 rl. für die Klafter 1,200,000 rl. beitragen. Nun än- 
dern fih die Preife der Bodenerzeugnifie, Waigen um die Hälfte, 
Roggen, Gerfte, Heu und Hol; um Z. Da man im Ganzen auch 
nur 7-200,000 rl, aufbringen will, fo vertheilt fid) die Laft fo, dag 
die Befiger der Waibenfelder 192,000 ıl, mehr, alle-andern Grund» 
eigner aber weniger als bisher bezahlen, während vielleicht die Steuer» 
fähigfeit der Waldbefiger am allermeiften zugenommen bat. 
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Sn denjenigen Ländern, wo der Bauernitand das Eigen: 
thum der von ihm benußten Ländereien hat, find diefe ins? 
gemein mit erheblichen bäuerlichen Kaften belegt. Wer ein fol: 
che3 Realrecht auf Dienfte und Abgaben verfchiedener Art befigt, 
hat vermöge defjelben einen Anfpruch auf einen Theil des Rein: 
ertrages und es kann dem Eigenthümer nur für die, ihm nach 
Beftreitung diefer Abgabe übrig bleibende Grundrente die Steuer 
aufgelegt werden. Der andere Theil des Reinertraged verwandelt 
ſich in eine Gefällrente, für welche der Berechtigte befteuert wer: 
den muß, da fein Antheil, nach Abzug der Erhebungsfoften, eben: 
fal3 reines Einfommen if. So wie e3 die Gleichheit verlegte, 
die Gefällberechtigten fteuerfrei zu lafen (8.338), fo wäre es eine 
Ueberbürdung, den Eigenthümer zehnt-, zins-, frohn-⁊c. pflich 
tiger Grundftüde ebenfo zu behandeln, wie den, deſſen Befigun: 
gen von folchen Laften ganz frei find, und diefer Unterfchied 
muß fogleich bei der Grundfteuer beachtet werden, weil dieſe 
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verfchiedenen bäuerlichen Zaften in genauem Verbande mit den 
fteuerpflichtigen Ländereien ftehen (a). 
— 

a) Anders bei Schulden, die, auch wenn hypothecirt, doch dem Slaͤubi⸗ 
ger nur ein dingliches Recht auf die Subftanz, nicht gerade auf 
einen Theil des Ertrages gewähren. Deßhalb ift aber überhaupt die 
Beruͤckſichtigung ſolcher Schulden nichts defto weniger von Wichtigkeit, 
f. 7. Abf. — In Deftreih wurden die Reallaften bei der Therefiani« 
ſchen Steuerregulirung nicht beachtet; bei der Joſephiniſchen durften 
fie zwar nicht abgezogen werden, es war aber dafur gejorgt, Daß fie 
ein gewiffes Maaß nicht überftiegen, es follten nämlich die Steuern 
und Grundlaften zufammen hoͤchſtens 30 pEr. des Mobertrages bins 
wegnehmen, und zwar erftere im Durchſchnitt 12 fi. 134kr., letztere 
17. 465 fr. von 1005., doch mit verſchiedenen Sägen für die ein« 
zelnen Arten des Landes, v. Kremer, I, 60. — Das Patent 
von 1817 $, 14 verbietet die Beruͤckſichtigung der » Eapitalichulden, 
Gelddienft-, Natural» Nbftattungs», Roboth- und Behntverbindlich- 
feiten.e 
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Es bieten fih, um diefer Forderung der Gerechtigkeit zu 
genügen, zwei Wege dar (a). 

1) In den meiften deutfchen Staaten hat man bei der Kata. 
firirung jedes Grundftüdes auch die darauf haftenden 
Reallaften forgfältig ausgemittelt, ihren mittleren Betrag 
in Geld berechnet und von dem, ald Ergebniß der Be: 
wirtbichaftung gefundenen Neinertrage abgezogen, fo daß 
nur ber Ueberreft das fteuerbare Einkommen des Eigen: 
thuͤmers bildet, dafür aber wird eine befondere Gefaͤllſteuer 
erhoben (6). Dieß Verfahren gewährt den belafteten Ei. 
genthümern alle irgend zu wünfchende Sicherheit und Ber 
quemlichfeit, und hat nur das Nachtheilige, daß dadurch 
die Kataflrirung viel umftändlicher und Eoftbarer wird, 
Es find oft langwierige Nachforfchungen nöthig, um außer 
Zweifel zu feßen, welche Laften auf jedem einzelnen Grunds 
ftüd liegen, und ed wäre zunächft die Sache der Berech— 
tigten, ſich über ihre Anfprüche volle Klarheit zu vers 
ſchaffen. | 

2) Man fünnte die Reallaften ganz aus dem Katafter weg. 
lafjen, und fi damit begnügen, den Grundeigenthümer 
zu einem verhältnigmäßigen Abzuge an den zu entrichtens 
den Grundgefällen zu ermächtigen. Dieß gewährt für das 
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Kotafteirungsgefchäft, fo wie für die jährliche Erhebung 
eine ſehr erhebliche Erleichterung (ce). 


a) v. Malchus, II, 214, 


(6) 3. 2. bad. Grundfteuers Ordnung v. 1810, 8. 4: Zehnten, Beten, 
Binfen, Gülten, Erbpächte, Theilgaben, Holz» und Weideberechti⸗ 
gungen ſollen abgezogen werden; — Verordn. v. 6. Sept, 1813: 
auch Frohnen, die auf einem Grundjtüde haften Cdagegen ift nad 
V. v. 4 März 1811 der Abzug des Handlohns und Sterbfalls nicht 
geftattet, weil fie nicht jährlich eintreten; ein unbefriedigender Grund.) 
— Ebenfo verfügt das wurtemb. Gef. v. 15. Jul. 1821, $. 21.22, 
— Im Großherzogthbum Helen berubt auf diefem Abruge der Unter» 
fhied des fogenannten Raub und Pur» Steuercapitales. — Bair. 
Grundſt.⸗Geſ. v. 1828, 6. 4. 


(c) Ausführlihe Schilderung diefer Schwierigkeiten, = r fi in der 
Erfahrung darftellen, beiv. Groß, a. aD, 52 — 61. »€6 
giebt Länder, mo man nad) Aufopferung von — 100,000 fl. 
zu der Ueberzeugung gelangt iſt, daß es beſſer ſei, die auf den 
Grundſtuͤcken ruhenden Reallaſten als gar nicht vorhanden zu betrach- 
ten und. dem Empfänger und Geber zu uͤberlaſſen, ſich miteinander 
auszugleihen,e — In ähnlihem Sinne Benzenberg, IL, 283, 
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Man darf indeß, che man fich zu diefem einfacheren Ver: 
fahren entſchließt, die verfchiedenen Schwierigkeiten nicht unbeach: 
tet laffen, die mit demfelben verbunden find. 

a) Bei verwidelten bäuerlichen Verhaͤltniſſen koͤnnte es 

leicht gefcheben,, daß die Berechtigten und Pflichtigen 
fi) über die Art des Abzuges, z.B. bei einer untheil: 
baren Leiſtung, die in Geld angefchlagen werden muß, 
nicht vereinigen, und für diefen Fall ift es nöthig, eine 
leichte, unfoftipielige Schlichtung folcher Streitigkeiten, 
“etwa durch ein Schiedägericht von einigen Sachverftan: 
digen, zu bewirken, zu welchem Behufe eine, das Ber: 
fahren regelnde, Inftruction zu geben ift. 

b) Der Gefällberechtigte wird hiebei mittelbar, indirect, 
befteuert ; während der Staat die Erhebungskoften der 
Gefällfteuer größtentheild erfpart, entfteht für den Grund: 
eigenthümer die Befchwerde, daß er diefe Steuer vor: 
ſchießen muß, und hierin liegt bei den, nur von Zeit 
zu Zeit eintretenden Handlohnen, Fallgebühren ꝛc. ein 
empfindlicher Nachtheil. 

c) Auch die Art, den Abzug. zu beflimmen, durch den der 
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Eigenthuͤmer ſich entſchaͤdigt, ift nicht von Bedenklich⸗ 

keiten frei. 

2) Der Abzug kann der eben ſovielſte Theil der jedes⸗ 
maligen bäuerlichen Leiſtung fein, welchen die Steuer 
von dem ganzen mittleren Reinertrage ausmacht, 

B. 3(4). Dieß ift am leichteften auszuführen, 
bürdet aber dem Eigenthümer eine neue Unbequents: 
lichkeit auf, indem nämlich die vorzufchießende Steuer 
fich gleich bleibt, der Erſatz aber nicht in allen Fällen; 
denn bei firirten Naturalleiftungen hängt er wenig⸗ 
ſtens von den Marftpreifen, beim Zehnten aber audy. 
von den Ernten ab. In einem fehr wohlfeilen Jahre 
wäre + der feften Naturalzinfe feine genügende Ver: 
gütung, und felbft 4 des Zehntbetrages Feine ganz 
vollſtaͤndige. Nur bei feften Geldabgaben fällt diefer 
Nachtheil völlig weg. 

B) Es kann die volle Steuer in demfelben Verhaͤltniß 
zwiſchen dem Eigenthuͤmer und den Berechtigten ge— 
theilt werden, in welchem beide am Ertrage Theil 
nehmen, fo daß, wenn 3. B. die Laſten im Durch—⸗ 
fehnitt 40 pCt. des lebteren betragen, auch gerade 
3 ber Steuer an den Gefällen abgezogen werden (b). 
Bei diefem Verfahren ift der Erſatz gleichmäßig und 
vollftändig, aber daffelbe ift nur anwendbar, wenn 
für alle Laften bereitS ein Geldanfchlag vorhanden 
ift, den man mit dem Fataftrirten Reinertrage zur 
Ausmittlung des Vertheilungsmaaßſtabes vergleichen. 
kann; auch hat die Sache da, wo mehrere Gefall 
berechtigte von einem und demfelben Grundftüde 
Leiftungen zu fordern haben, noch eine andere Schwie: 
tigkeit, weil naͤmlich Jeder von der Richtigkeit der 
Berechnung, nach der ihm etwas abgezogen wird, 
überzeugt werden muß, um fich zu beruhigen. | 

d) Bei manchen Gefallen, vorzüglich bei Zehnten, hat der 

Berechtigte verfchiedene Einfammlungs:, Transportko⸗ 

ſten, Berlufte u. dgl. zu tragen, fo daß diejenige Gü- 

termaffe, die der Gefallpflichtige entrichtet, für jenen: 
nicht völlig reines Einkommen ift. Deßhalb würde in 


folhen Fallen der Berechtigte zu hoch befteuert werden, 
wenn ihm die Abgabe nach dem ganzen Bruttoertrage 
feiner Einnahme aufgelegt würde. Schon die Kleinheit der 
einzuziehenden einzelnen Entrichtungen und deren, große 
Ungleichheit von Jahr zu Jahr kann es nöthig machen, 
den Steueranſchlag etwas unter der mittleren Robhein- 
nahme anzufeßen. Ohne Kataftrirung der Gefälle läßt 
ſich diefe Ermäßigung nicht genau vornehmen. 

Es ergiebt fich hieraus, daß die befchriebene Abkürzung des 
Kataftergefchäftes da am leichteften ift, wo die manchfaltigen 
bäuerlichen Zaften fchon in eine einfache Form umgewandelt find. 
(a) Das angef. baier. Gefes von 1828 verordnet ſ. 4, daß im Rhein» 

freife der Eigentümer dem Rentenempfänger + der Rente in Abzug 

bringen dürfe. Ä | 


cd) Sranfreidh: Il (le proprietaire) est autorise a retenir la contribu- 
tion de la portion du revenu dont il ne jouit pas, Rec, Art. 329, 
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Die Wirkung, welche eine, längere Zeit unverändert ges 
bliebene Grundfteuer auf die Preife der Grundbefißungen aus— 
übt, hat die Aufmerkſamkeit der Staatswirthe in vorzüglichem 
Grade auf fich gezogen, und die hierüber angeftellten Bet ach— 
tungen haben mehrere Schriftfteller zu folgenden Saͤtzen geführt : 
Eine Grundfteuer der oben bezeichneten Art vermindert fortwäh- 
rend den Reinertrag des befteuerten Gegenftandes, ungefähr wie 
eine Verringerung der Fruchtbarkeit e3 thun würde, und ber 
Käufer eines fo belafteten Grundftüdes nimmt bei dem Anerbieten 
eined Kaufpreifes nur auf den Reinertrag Ruͤckſicht, der nad 
Abzug der Steuer bleibt; wenn er aus diefer Urfache das Grund: 
ſtuͤck verhältnigmäßig wohlfeiler erfauft, fo verurfacht ihm die 
Entrichtung der Steuer Feine Befchwerde, weil er für den Theil 
des Ertrages, den fie verfchlingt, auch nicht3 bezahlt hat. Ders 
jenige, der zuerft nach der Auflegung der Steuer dad Beſitz⸗ 
thum verkauft, empfindet allein in der Verminderung des Er- 
löfes den vollen Nachtheil, er büßt einen Theil feines Vermoͤ⸗ 
gend ein, während für die fpateren Bewerber die Steuer ganz 
gleichgültig ift. Unveränderliche Grundfteuern nehmen alfo bie 
Natur der Reallaften an, jede neue Erhöhung diefer Steuern 


| — 79 


aber fügt den damaligen Befigern einen neuen Verluſt zu (a), 
Aus diefem Grunde hat man e3 für einen großen Nachtheil jeder 
Grundftener angejehen, daß fie einen Theil des Stammvermd, 
gens im Volke aufzehre und den Capitalwerth de3 ganzen Grund: 
eigenthbums, fowie den Gredit der Grundeigenthümer vermindere, 
man hat ferner die’ Folgerung gezogen, daß die einmal beftes 
henden Grundfteuern unverändert beibehalten werden follten (b): 
(a) Daſſelbe gilt von der Uebernahme eines Gutes durch einen Erben nad) 
einem gewiſſen Anſchlage. | — 
(6) Sartorius, Ueber Die gleiche Beſteurung des K. Hannover, be— 
fonders S. 92. — Craig, Potitit, III, 40.— van Hogendorp, 


I, 185, — Murbard, ©. 294. ff. — Dagegen Krönde, Ueber 
die Grundfäge einer gerechten Beiteurung, Ste Abhandlung, S. 276, 
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Wenn auch die, im vorigen $. dargeftellte Wirkung als voll: 
fommen richtig anerfannt würde, fo folgte daraus nicht, daß die 
Srundfteuer nachtheiliger fei, ald andere Steuern. Eine Bers 
minderung de3 Kaufpreifes wegen einer aufgelegten Steuer kann 
bei allem ventetragenden Vermögen vorkommen, 3.3. bei Wohn: 
haͤuſern, Gewerksgebaͤuden und zugehörigen ftehenden Einrich: 
tungen, auch bei Staatöpapieren des Landes, in welchem eine 
Befteurung derfelben eingeführt würde, Nur bei ausgeliehenen 
Geldfummen, fo wie bei dem umlaufenden Gapitale in den Ge: 
werben ift eine folche Wirkung unmöglih. Wo fie eintritt, da 
entfteht allerdings eine ungünftige Vertheilungsart des Vermoͤ-⸗ 
gend, indem die verkaufenden Grundeigenthümer einen geringes 
ren Antheil an dem beweglichen Vermögen empfangen, als fie 
ſelbſt etwa für die Erwerbung des Grundeigenthbums hingegeben 
haben. Diefe Aenderung berührt nicht die Größe des National: 
Capital, fondern nur den Befisftand einer Claffe von Men: 
fhen, wobei auch mittelbar die Hypothefengläubiger einen Vers 
luſt erleiden können. Auch die anderen befteuerten Stände em- 
pfinden eine Verringerung ihres Einfommens, die ſich nur nicht 
gerade in einem niedrigeren Preife ihres Beſitzes ausdruͤckt. Die 
GSewerbtreibenden z. B. behalten, unter der Vorausſetzung einer 
volftändigen und gleihmäßigen Befteurung, bei gleichem ange: 
wenbeten Betrieböcapitale weniger übrig, ald vorher. Alle Ein: 
nahmöquellen find durch die Belaftung mit Steuern für bie 
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Eigenthümer minder ergiebig geworben ; es ift aber ungeachtet 
der geringeren Preisfumme des unbeweglichen Vermögens, ber 
Schaden für daffelbe nicht größer, als der, den das bewegliche 
Bermögen und der Arbeitsertrag erleidet. Obgleih nun auch 
das ganze Grundeigentbum aus diefer Urfache durch eine nie 
drigere Geldfumme vorgeftellt wird, fo ijt doch das hierin lie: 
gende Uebel in der That nicht fo groß, als es bei einem flüchs 
tigen Anblide fcheint (a). 

(a) Ein Landgut von 10,000 fi, welches eine Rente von 400 fl. abwirft, 
werde mit 8Ofl, befteuert, fo bleiben nur noch 320 fl. übrig, die 
einem Preife von 8000 fl. entiprehen. An der Unfaufsfumme geben 
alfo 2000 fl. verloren. Über ein Kaufmann, der von 10,000 fl. Eas 
pital 8007. Sins und Gewerbögewinn bezöge und davon 80 — 100fl. 


abgäbe, hätte in feinen Einfünften ‚gleiche Einbuße und fein Capital 
trüge ihm um FZ— 1 pCt. weniger ein. 
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Es Laßt fich auch nicht mit Recht behaupten, daß die Grunds 
feuer wirklich von den dermaligen Befigern der Ländereien gar 
nicht empfunden werde. Dieß feßte nämlich voraus, daß ber 
Kaufpreis, den fie entrichtet haben, lediglich nach dem, nad) 
Abzug der Steuern übrig bleibegden Neinertrage bemeffen wird, 
d. h., daß dad Grundvermögen fo bezahlt worden ift, als wäre 
es fteuerfrei. Allein wenn alle oder viele andere Anlegungen 
des Gapitales befteuert find, wenn z. B. bei jedem Gewerbe 
ftatt 5 nur noch 4 pCt. für den Unternehmer übrig bleiben, fo 
ift nicht zu glauben, daß man ein Grundftüd, von deffen Er: 
trag eben foviel abgegeben werden muß, fchon für SO fl. werde 
faufen können, weil man fonft noch eine Berzinfung von 5 pCt. 
erreichen würde. Die Goncurrenz muß folglich die Preife der 
Ländereien hinauf treiben, bis fie fich zu der Grundrente unge: 
fähr ebenfo verhalten, wie anders angelegte Gapitale zum Reins 
ertrage derfelben, beide Einkünfte nad) Abzug der Steuer ange: 
feßt. Sit es fo weit gefommen, fo wird die gegenwärtige Ge: 
neration vollfommen von der Grundfleuer getroffen (a). Ein 
folder Erfolg, wenigftens theilweife, ift um fo wahrscheinlicher, 
weil die Verkäufer von Grundftüden, wohl wiffend, daß fie 
bei anderen Anwendungen des Erlöfes der Befteurung des Ers 
trages nicht ausweichen koͤnnen, darum einen höhern Preis for: 
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dern muͤſſen (b). —————— im Verhaͤltniß zur Rente 
Joh im Bergleich mit der Ver: 

iſu ae Summen dl, ’& 219), und es wird aus 
—— — zu dieſer Erſcheinung der hier er- 
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2) Die Ptreiſe der Laͤndereien werden ſo ſeht von wechſeluden 
Umſtaͤnden, z.E. von den Preiſen der Rohſtoffe/ der Luſt 
und Unluſt zum Grundbeſitze ec. gelenkt, daß man eine 
ganz genaue Berechnung des Ertrages und: der Koſten 
nicht vorausſetzen kann. Ueberhaupt aber iſt det weine 
Ertrag ſelbſt, nicht die Art und Weiſe, wie. ber. jetzige 
‚ Eigenthümer das rentetragende Gut erworben Hat, ‚bei 
Beſteurung entſcheided wu nn 
3) Da es ſchwer ift, den. mittleren Ertrag eines & imdſtuͤcke 
genau zu beurtheilen, ſo kann es leicht geſchehen daß ei 
zu hoher Steuerſatz den Preis, ſtatt ihn zu er eoriger 
fogar noch fteigert, wenn man, ‚nämlich, die Beſteurun 
für richtig hält, und daraus auf eine — 
fähigkeit ſchleft.. 3 
4) Waͤhrend die Rente der — —— ine 
hebt, und demnach auch die u nen derjelben ſtei— 
gen, genießen die früheren Käufer den Vortheil — 
folgenden Ertragsvermehrung und nur — st; 
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— Kür u, ber Grundfteuer , ‚wirh: anBer 


im vorigen beleuchteten Umftande auch bet Grund gel: 
burg gemacht, ER wenn man in Folge von. Bobenverbeſſerun— 
gen und Vervollkommnungen des lin Betriebes 


an 


Ns 
en 
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von folchen Unternehmungen bilden würde, Man hat, 

Beziehung. den allgemeinen Grundfas ausgefprochen, die 
ſtrie duͤrfe nicht "befteuert werden. Doch ift dieß mehr von den 
Katafter-Anfchlägen, als von dem Fuße der Grundfleuer. ver: 
ftanden worden, welcher leßtere in den 'meiften Staaten haufi- 
gen Veränderungen unterlag (a). Allein auch die Beibehaltung 
alter, dem gegenwärtigen Reinertrage nicht proportionirter Steuer- 
anfchläge kann hieraus nicht vertheidiget werden (d). Die Grund: 
—* werten bisweilen erniedrigt durch natuͤrliche Verſchlech 

Abſpuͤlen, Verſumpfen, Verſanden, Vorruͤcken der 
u de Verſchuͤtten ꝛc. Sie fteigen auch. oft aus Urfachen, 
die außerhalb des Gewerbfleißes der Landwirthe liegen, z. B. 
durch höhere Preife, erleichterten Abfag, aber felbft eine, aus dem 


bie Steuer. oͤfters erhöhen: wollte, dieß einen Abhaltun di 
Du: 


befferen Betriebe entſprungene Ertragsvermehrung ‚ wenn wenn fie 
dauernd ft, und folglich entweder auf ber ‚verbefferten‘$ f⸗ 
fenheit der Grundftüde oder auf dem herrſchend en 


Verfahren beruht, kann füglich eine Erhöhung des „Scan 
ſchlages begründen Ce)... Da die, Koften immer, ‚in Abz 
men, ‚die Steuer ſtets nur den Fleineren Theil der — 
hinwegnimmt, und die vorzüglich geſchickte und eifrige 
ſchaftung des Einzelnen unberüdfichtiget bleibt ($. 298); ſo bat 
man Feinesweges zu fürchten, daß folche Veraͤnde des 
Kataſters die Neigung zu Verbeſſerungen erſticken werde, 
nur die Landwirthe gegen eine willkuͤrliche, das * Maaf 
uͤberſteigende Erhoͤhung geſichert find (d). Dennod) if, | 
wegen. det großen Schwierigkeiten des Geſchaͤfts, nicht ra / 
die Revifion der Katafter ſchon nad) kurzen Zwifch 
veranftalten. Es laͤßt fich Feine unmwandelbare Regel angeben 
wie oft diefe Revifionen aufeinander folgen follen,; denn man 
muß ſich Darnach richten, ob fich große Verändern 
und befonders folche, die da3 Verhältniß zwifchen den Gr 
eigenthümern in verfchiedenen Gegenden bedeutend abändern (e). 
a a a Yan 3 Biibe Diese —* 

—— I rungen —T— 

ne un on —* zuräfig. A an Ey® 

£ 30 Fr 
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RU Emirh, 5 — Iran hiep, | Pu, internet etc. 
ee T talchu u. „UND i ta 14 rten 
* N v. Seu ter, Bejtetrung d. alter, © 111. zii 
surger, Reife dur Ober-Itatien, I, 35. un Dir wenn 
CH An der: Lombardei beträge nach Burger die, .in © des alsı 
„ten Katafters erhobene Grundfteuer in den m egenden, ‚die 
ſchon lange bewäflert und gut angevaut find, 2 —27pEr. des jeßie 
rrgen ge span ae in —*— —— ee die 
nah der Kataftrirung.. zu. einem viel beſſeren Un bracht worden 
—A 13 16p6ct.; Reiſe, I, 169, — In Men ren 
Gegenden von Frankreich gab es einzelne Grundeigenthuͤmer, die 4, 
+ zefelbjt;d, dagegen auch andere, die nur „u — 345 ihres Reinerttas. 
ges fteuerten. Nach den. fataferirten Cantonen zu fchließen, gab. “4 
ein ganzes Departenıenr, welches ftart + nur 7% entrichtere, und des 
‚„vensd, diemur ‚5 abgaben. Gaudin, Memoires, H , 261.267. 
(4),3n diefer Hinſicht mag es zwedmäßig fein, daß ein, in Akbars 
Sefesbuh 16. Jahr.) aufgenommenes, aber vermuthlich weit Alte» 
res und noch geltendes perfiiches Gefeg verbot, die Steuern unter dem 
Vorwande ‚einer dutch Verbeſſerungen bewirften Ertragserböhung zu 


J 


vergrößern, Reynier, Des Perses et des }'henic., k 
(e) Nah». Maldus etwa ale 30 Jahre. — Smith, IH, 224, 
raͤth, dem Grundeigenthuͤmer, der Berbeflerungen vornehmen will, die 
ö DR der Steuer auf eine gewiſſe, verbältnigmäßige- Beit 
zuzufichern. Ba Gonna Ra“ 


—* B Anlegung der Grundſteuer— ; 


$. 316, 

‚Die Anlegung (Regulirung) der Grundfteuer ift nichts als 
die Zuftandebringung eines Katafterd, welches bei jedem Grund» 
flüde eine, die Steuerpflicht bezeichnende, und dem Ertrage ent: 
fprechende Verhaͤltnißzahl angiebt ($. 299). Schon im Alter: 
thume wurden folche Grundfteuerbefchreibungen verfertiget, ‚doch 
foheint man hauptfählih nur auf die Größe und die Benu: 
tzungsart der Ländereien Rüdficht genommen zu haben (a). Im 
Mittelalter beftand neben den vielen grund» und lehnherrlichen 
Abgaben lange Zeit feine allgemeine Grundfteuer (b), in den 
beutichen Ländern erfchien eine folche zuerft als eine Art der, 
auf. verfchiedene Weiſe aufgelegten Beeden (c), fodann als 
Beftandtheil einer allgemeinen Vermoͤgensſteuer, Schakung, 
Schoß, Eontribution ıc. (d) und bildete fich daraus zu eis 
ner befonderen Steuergattung (e).  Fehlte es aud nicht an Be: 
fchreibungen der fleuerpflichtigen Ländereien (f), fo waren fie 
doch in Hinficht auf diejenigen Umftände, welche ben. Bodeners 


— — — — 
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trag bedingen, noch ſehr unvollkommen. Man: hatte von dem 

afte, der Grundſtücke nur eine ungefaͤhre Kenntniß, 

bebiente fich auch bisweilen in Bezug auf das Aderland nur 
eined — der Ausſaat (8). Auch vie, den reinen Er⸗ 
trag, weſentlich bedingende Beſchaffenheit blieb, entweder, unbeach⸗ 
tet, oder wurde nur inſoferne in Betracht gezogen, als man 
einig e Abſtufungen der beſſeren und ſchlechteren Ländereien uns 
Ku und für fie, ohne genaue Ermittlung bes Ertragäver: 
haͤltniſſes eine allgemeine Abftufung der Anfäge annahm —* 
Dieſe Mängel, wurden aber gleichwohl, wegen. des 
Betrages: der ganzen Grundfteuer, wenig empfunden. In Br 
ver Zeit wurden: die beiden Haupttheile des —— — 
— — die Reifung und Schägung, dehe vervolllommnet. 


des von —— ſelbſt an Antbeils. Sur 3eit der. —— 
mußten auch ſchon die Prieſter von ihren ae Die 


murhet a ‚von fe ee — Die Ausdehnung der — 
rlich, 









biet derſelben vermeſſen und die ng nad Paraf 

* vieleicht auch im anderen Provinzen geſchah. 
42. — Reynier, Perses et Pheniciens, ©. 174 ine 
Vermeſſung und Steuerregulirung in Perfien ſoll unter. ge ‚ba 
(reg. feit 491) begonnen und von Kosru I., (feit 531 
— Hartleben, Iufiy, Kameral⸗ und Pe 
1922, Nr 33, und den. dot citirten Silv, de,Sacy. — Athen 

hatte feine Grundftener, doch deuten die Bezeichnung: r Solo 
ſchen Claſſen (Pentotofiomedimnen, d. h. fimfhundeit { 
nebmenderu. fi w.) darauf bin, daß fie hauptſaͤchl f 
ebaut waren en, die Abgaben in; jeder Caſſe groͤßtenthe 

fee gelten Fönnen. — In Rom war dieſe eir Bu v 
liche Einnahmsquelle. Sie hieß Capitatio, welches Wort imt 
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cr fr Ropfteuer gebrau ‚ oder tributum, In Stallen 
war noch a Zeit des ein "alles Bar fene ei — ſelbſt 
Hk den he injen geneifen han Städte in dent jus Italicum aud 
diefen Vorzug, allein 3 Sialiens ging unter Dioclerian 
Ar ‚verloren. — einen —* Steueranſchlag als Einheit an⸗ 
genommen zu haben, nad der man die jedesmalige Steuerſumme 
‚nberednetes‘ "Savigny Nr Caput durch 2. thn fe Nah 
oben von Ulpian «E. 4 D..de censibus, L, 15) mitgerbeilten 
‚Rubrifen des Katajters (tabula censualis) wurde von Aeckern und 
2  Biefen nur die Morgenzahl, von Weinbergen die Zahl der Rebſtoͤcke, 
von ‚Delgärten Baum⸗ und Morgenzaht, von Weide und Wald die 
ungefähre Morgenzahl (quot jugerum esse videantur), alles nad 
‚der eigenen Angabe des Grundbejigers, eingetragen. Es bleibt unge- 
* een man = ——— berechnete, wie viel Fr L 
‚einen er gle etzt wurden; doch muͤſſen wohl ſolche 
—— haben. Edict der K. Honorius und 
TSTheodoſius (L 2.:Cod. de immunitate nemini cone. X. 15): 
Possessores .'. . pro.jugeram numero vel capitum, quae * 
sidere noscuntur, dare cogantur. Was für ücker oder Wieſe 
nehmen fer, darüber entfchied die Benuzung in den legten 10 Sad 
tee Dieß möchte fehwerlich zureichen, um die Vermuthung ju be» 
gründen, daß alle 10 Jahre das Karafter erneuert worden fei. Vgl. 
Savigny, a. Abd. — Es iſt nicht unwahrſcheinlich, daß dieſe 
roͤmiſchen Kataſter bei ſpaͤteren Kataftrirungen im fräntiihen Reiche 
‚zum Worbilde gedient haben mögen, "Ehildebert H., König von 
Aluſtraſien, befabt im 3. 590 das unter feinem Vater Siegebert 
verfertigte Kataſter vom Poiteu zu erneuern. Auch A aan l. 


ließ Land Tataftriren „(deseriptiones novas kr es in omni 
‚ 'regno suo fieri jussit , — Turon.) f * method, 
47 2 theilung Finances, von Zum f —* deutſchen 


eichs und Territorialverf. &. 58. 9 
2 Bergl. »Ranmer, Geſchichte der —* »ftanffen, IX. Buch, IV., 3. 


@) e Beede (pelitio, precaria exactio) war nah Eich horn ur- 
* lich eine Zerſteuer durch die man ſich von dem Kriegsdienſte 
En 3 ACH PET wurde aber fpärerbin 
SU Fun auf jene ungsart und auf verfhiedene Weife 
* “a ber, nach eisen * ufern, nad den Viebſtande, nad 


—8 — 1 Ueber die Natur der af Mogas 

MUB ng, Hiſtor. Entwidl., ©. 20, 54. 

* 2 It die ande für eine tan, die der Lehnherr 2x ine Bus 
en erh ei ) 5 


(a 8a ng, ar O. S. 97,,— In der Republik — 
eine Kataſtrirung des Vermögens (slima e catastro de’ beni) er. 
nen und 1248 beendet. Niemand war frei. Man bezahlte anfaugs 
40% * den. von 100 lire -Cetwas über + pCt... Die fpätere 
Erbö ' des Steuerfußes brachte dieſem Karafter den Damen 
 Schmerjensbud) (libro del dolore) zu u Wege, Carlı, Del censi- 
mento, ©. 185. der Classici mod. 


Doch war in England ſchon das Daͤ eageld (danagild), von Ethel- 
7 dred feit 091 erduben und anfangs zur (dene des Tridures an 
die dänifchen Könige beftimmt, cine Grumdftener, 1 Schilling von 
der hide Sandes, daher der fpätere Name ae Hide, hyde, 
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‚ war.eine,.bei.den Angelſachſen uͤbliche Bezeichnung einer Maſſe von 
Ländereien, die feine gleichförmige Größe m. und fpäterbin zu 100, 
zu 86 cder zu 120 acres angenommen wurde — hie, ), 
i. die General. introduction zum. Domesdaybook, . 2; 


(S). Zei- den: älteren Landbüchern war die Befteurung nur ‚ein Mebe 
zweck, Hauptſache die Beftimmung der Eigenthumsverhältnifie, 
Dee Gerechtſame u. dgl Das Domesdaybook (domus 

‚dei „weil im der Kirhe-verwahrt), auch liber judiciarius , censua- 
lis etc, genannt , wurde unter Wilhelm; 1, von En Land wahr⸗ 
ſcheinlich 1086, zu Stande gebracht. Abdruck, mit Regi und 
Einleitung, von der Archiv» (record) Commiſſion beſorgt, 1783 

‚bis. 1816 -IV.«®. er — Aehnlich das, im J. 1375 unter Karl 
IV, verfaßte brandenburgifche Landbuch, herausgegeben 1781 von 
Miniter v. Herzberg. — Katafter der Provence von 1471, 
auf welches man noch ſpaͤter zurädtam, um die fteuerbaren Grund» 
fitide, ‚die in. den Befis der fteuerfreien Stände gefommen waren, 
ausfindig zu mahen. Bodinus, De republiea, L. VI. e.1.©. 
929 der Ausg. v. 1591, 8%, — Auch mehrere andere Provinzen von 
Frankreich waren fataftrirt und bezahlten nad) Maafgabe des Kata- 
fters die Taille, die in anderen Landestheilen nad) weniger genauem 
Ueberfchlage von den bürgerlichen Grundeigenthbümern und den 
der adelichen entrichtet wurde, T. reelle und personnelle, 
wurde auch von dem beweglichen Vermögen eine Taille erhoben, 
daß dieſer Name nicht eine einzige Gteuergattung bezeichnet. , Dane 
ben beftand bis zur Revolution eine Grumditener von 3 und des 
reinen Bodenertrages (3 vingtiemes et quatre solspar.livre en sı 
welhe Neder auf 764 Miu. Liv. anfhlug. Das dritte „u Tamm 
‚1732 binzu. : Administr, des fin. I, 4 u. 110 (1789. 0 

(g) Die Schägung nad Hufen, nach ganzen, halben und Wiertels Ä 

’ mach Pflügen u, dgl. war notbwendig ſehr oberflächlich. — 6 
Hufenfhog in Oftpreußen, unter Sriedrih Yeilhelm I — Im W 
„Peburgifche wurde bie 1531 der zehnte Pfennig c10 pct. des 
ſchlag Rohertrags), ſeit jenem Jahr der 5Ofte, von 1534 am 
70te erhoben; 1 Hufe Sand oder 1 Wifpel Ausſaat war zu 0 
Ertrag angelegt. 1690 Fam ein Katafter zu Stande, mit Unterfchei 
dung von 4 Aderclaflen, die vom Scheffel Ausſaat 4, 3, 2m. 1 Pr. im 
Simplum ſteuern follten; Klewißtz, Steuerverfafl. im Herzogtbum 
Magdeburg, I1.,9, (1797). — In Dänemark ift feit ChriftianYy 
c+ 1699) dasLand nah Tonnen angelchlagen, indem namlich 
Aderfläche als 1 Tonne angefehen wird, worauf man jäbrlih 10 
Roggen, 1 T. Gerfte und 1 T. Haber ernten fann; vom ſchlet 
Land geben etwa bmal fo viel [] Rutben auf die T., als we 
Bergius Polizei» und Kamierale Mag. VII, 219, — M 
lenburg, wo ‚die Eontribution nad Hufen zu 300 Scheff. Lande 
ftimmt wurde, verordnete mıan 1751, wie viel Land — 


des Bodens auf den Scheffel geben follen, nämlich in 

bis 300 Ruthen Uder, 50 — 150[| R Wieſen Ne r Heu — 
2 Scheff.) ꝛc. f. Tarationg-Inftruction, Art. 9. Beil. IV. zum Erb 
vergleiche von 1760, — In Schweden wird noch jet nad) Hufe 
eitenert, aber es giebt dort vielerlei Arten von Hufen (hem 


ie in Anfehung der Staatslaften fehr von einander abweichen |. < 
Forfelt, Statiftit von Schweden (1835), ©. 82. BESTER 


f 


(#3 In Sadyfen wurde unter Joh. Georg Il, Cr 1680) ein RR 




























* rErtr dftüdes in Shod G 
EEE 5 


| er Morgen in 3 Claſſen gemeiniglich 
“302, d.1.-Schod, angefangen, Berpins a. a.D. VII. "217, 
a— * 3 ‚wurden feit 852% mach der eigenen Einſchaͤtzung der 


Sunbeigrathäme: —— euert, wodurch allmaͤlig gro 
ng entſtand Ö war eine neue Anlegung im I , 
sr * er ‚4720: wurde eine Vereinigung mit den Ständen erzielt, Die 
genthuͤmer mußten ihre Ausfaat angeben ,, worauf, eine ae 
an nach genauer Prüfung ihr — on Neue, je ältige 
Kataftrirung, durch Inftruction vom 27. Jul. 1740, mit Ü 
dung von 4 Aderclafien, in denen die Ausfaat 6 5», 4 und: 
geerntet würde, ferner 4 verſchiedenen Mittelpreifen der Früchte, do 
ohne Abzug der Eulturkoften. Bon dem ausgemirtelten — 
* ſeit 1744 geiſtliche Stiftögüter 50, ritterliche Commenden 
Bauern 34, biſchoͤſliche Güter 334, Ritter.» ‚ferner Pfarrer.» und 
——— 28 per. %, Es tin, in den Euröp, Annalen. 1819. V 
183 — 9%. — Vergl, überhaupt v. Boffe, Darftellung 
des faatswirthfe. Zuftandes in den — Staaten, ©. 305. 


$. 317. 


Wenn man, um ein Grundfteuerkatafter zu verferfigen, ben 
Reinertrag der Bändereim oder eine, mit demfelben zufammen: 
bängende Größe nicht individuell, bei jedem einzelnen Stüde, 
fondern claffenweife abfchägen will, was die Arbeit um Vieles 


— 
— 


a 


erleichtert, fo Fan man die genaue Kenntniß von dem Flächen: ⸗· 


inhalte jedes fteuerbaren Grundftüdes nicht entbehren. Die 
bloße Schägung der Größe nach dem Augenmaaße führt zu 
großen Irrthuͤmern (a), auch gewährt weder das Abfchreiten 
noch die flüchtige, kunſtloſe Meffung eine vollfommene Zuver: 
läfjigkeit (d). Daher ift zu einer guten Kataftrirung eine forg: 
fältige, alle Hülfsmittel der Kunft benügende Vermeſſung erfor: 
derlich, die, um ganz fichere Ergebniffe darzubieten, mit einem 
beträchtlichen Koftenaufwande verknüpft ift, dagegen aber nicht 
bloß zur guten Umlegung der Grundfteuer, fondern auch in ans 
beren Hinfichten weſentliche Dienfte leiſtet. Sie bildet eine 
nothwendige Grundlage der Landeskenntniß, bie bei vielen Re: 
gierungdmaaßregeln benugt wird, fie verhütet Gränzftreitigfeiten, 
weil die Gränzen dabei neu berichtiget und feftgeftellt werden, 
fie erleichtert die Abtheilung von Ländereien, z. E. von Weides 
plägen, die Austaufhung zum Behufe der Zurundung, bie 
Anlegung von Kunftftraßen, Entwäfjerungd: und Bewäflerungs: 
gräben u. dgl. und macht in allen diefen Fällen die befondere, 
viel Eoftbarere Meffung einzelner Parcellen unnöthig. Deßhalb 


ift es rathſam / eine Canbesyerm iu zum Beduͤrfniß 
Are it, fo — e ben Anforderungen der 

entſpricht. Uebrigens muß in jedem Lande, ehe man 
bloß der Steuerregulirung 63 eine neue Bermeffung, be: 
ſchüeßt, erſt der Grad. von. Fehlerhaftigkeit der, aus früheren 
Arbeiten erlangten Kumde von der Größe der "uns 


terfucht und. darnach beurtheilt werden, ob jene —* zur 
— Steuervertheilung ER ge Ä 








cb) Bei der, durch Kaifer Sof en H. 1785 angeordneten Fer 
‚. gehdeh die Meflung mit Ausnahme ats allzu unregelmäßige 


durch die Pandleute felbft, nämlich M = * Segmorn 
fes, ſ. Inſtructionen zur V. v. 1785, - * 
+ Sammlung deutſcher ne R J # Die * 

mit Ketten oder Stricken. Bei Abhaͤngen, ſowie bei —* 

die ey Rechtecke find, und doch u durch die Pandleute — 
werden durften, konnten grobe * vor ſich geben, In — 
war die Arbeit in den deutſchen Landen der Monarchie und 

lizien beendigt, aber 1790 unter Reopofd N. wurden die ie 

Steuerfäge wieder eingeführr, was freilich‘ mehr wegen ‚der. 

Ertragsihägung, Are, Stariftifhe Ergebnifle ‚der, Io 


ia in Andre, Neusfte Zahlenjtati if, 1823. 
N 





3 — 
5* san 
Ä Ä 4 er 
vl Eine Bermeflung, die lediglich auf den Zwed ber Steuer 
regulirung berechnet iſt, erfordert nicht ale diejenigen. Arbeiten, 
welche zu einer, allen Bedürfniffen der Staatöverwaltung genäs 
genden Aufnahme nothwendig find. Die abgejonderte. Meſſung 


der ‚einzelnen Gemeindefluren, die im der erſteren 
nuͤgt, iſt nicht zureichend, um eine vollfommene: Landescharte 
zu geben, weil bei dem Aneinanderfuͤgen der einzelnen Flur⸗ 
harten in kleinerem Maaßſtabe viele Fehler unvermeidlich ſind 
Will man daher zugleich auch die anderen erwähnten Zwecke et 
reichen, fo muß der «Aufnahme der Fluren eine umfaffendere 
Unternehmung vorausgehen. Man muß durch hoͤchſt genaue 



















Meifung einer großen Standlinie; Wintelmeffung und trigonometri⸗ 
ſche Berechnung, die Lage einer Menge von Puneten im Sande 
befiimmen, und. fo ein großes: Neg von Dreiedden entwerfen 
welches: der Detaitvermeffung zur feſten Stuͤtze dient und: bie 
Grundlage der Charte bildet. Diefe Triangulirung wird: ſoweit 
fortgefest, bis für jede Flur eine hinreichende Anzahl von Punc- 
ten beftimmt:ift. Der Mehraufwand, den dieſe Arbeit verur⸗ 
fact, wird durch die. mehrfachen, "daraus: zu erwartenden Vor: 
theile leicht verguͤtet und es iſt zu rathen, daß die Staatsbe⸗ 
hoͤrden, ſtatt verſchiedener Meſſungen fuͤr verſchiedene Zwecke 
z. E finan zielle und militaͤriſche fi zur Beranftaltung einer 
oe vollfommenen Operation‘ — moͤgen * ui 


(a) Zu den. deutichen Staaten, je B. Bis 9— Sroßherz. 
effen, Hannover, — en urg, it man von der Triane 
—* ung ausgegangen In Fra (Hlug — * den en 
ein, und erſt 1847 wurde ————— die Kataſtermeſſung zur 
ren ung einer nein ‚Charte ftatt der Caf fini’shen zu benugen. 
dien ging die Vermeitung durch das Ingenicur-Corps voraus, 
* J Kataſtermeſſung lehnt ſich am die noch kenntlichen oene⸗ 
wietriſchen Puncte an, »wirwehl zur Erſparung — Zeit £ d ber 
- Koften Bis eigentliche Chartirung beabſich igt w dem 
{\ ehe allgemeinen Triangulirung muß man in jeder sr 
 befondere Standlinie meflen, und Dreiedepunete beftimmmen, | 
ebenfals umftändlicd ift und die Sefakt, J fehlen, EN ag 
Sebhard, das Grundfteuerfatafter, ©. 77. 
— des Geundbeſizes, S. 23. — Dage bie | 
Handb — In wmebreren Staaten find für  Wilitärifge 
Zwecke, unter der Leitung des Eeneralftabes, Mefiungen Yeranftalter 
worden, die der Civilverwaltung fremd blieben, j. €. im Vaiern und 
x Yadın. In diejen Sande war das militärifchstopegrapbiiche Bureau 
erbötig, den Vermefjungsarbeiten eine mebrfeitiger nubliche Einrich · 
* rung zu geben. 
2 


RW ai ir % 319. 227 
Die, zur BVBermeffung eines Landes gehörenden oeden 

laſſen Hi fo uͤberblicken (a). | —X 

.Vorarbeiten. J 

) Entwerfung von —— fuͤr das — ‚ie * 

noͤthigen Formularen, Charten⸗Muſtern u. dgl. 

2) Anftelung des, in 2 oder 3 Abftufungen eingetheilten 
Meflungsperfonals (6), für deſſen Unterweifung man er⸗ 
forderlichen Falles Sorge tragen muß. 


92 
9) Anſchaffung der Inftrumente. er ee 
A.Triangulirung im: ‚Soßen; — das Neb von Orei⸗ 
ecken erfter und zweiter ‚oder auch: noch: dritter‘ Ordnung ent⸗ 
worfen wird, falls naͤmlich zugleich die —— einer Lan⸗ 
descharte beabſichtigt wird (c. = —— 
UI.Meſſung der einzelnen: Gemeindefluren, — fuͤr 
den gegenwärtigen Zweck nur Folgendes zu bemerken iſt 
* den: Anfang: macht die Beſtimmung der Lage vieler einzel 
mer Puncte (Dreiecke :Ater Ordnung, Detailnetzz 
2). die Gränzen: der Flur und der einzelnen Stüde werden 
m mit-Buziehung der Ortsbeamten beſichtigt und berichtigt; > 
3) die Aufnahme allerseinzelnen Grumdftüde (Stüc:,- Parcels 
larmeffung) ift zwar viel umftändlicher, ald wenn man 
ſich auf die Meffung der größeren Flurtheile (Feldlagen, 
Gewanne) ‚oder, nur der Culturarten beſchraͤnken wollte ; 
“ allein das Tegtere Verfahren ift ungenügend, weil es die 
Größe der einzelnen ſteuerbaren Grundſtuͤcke nicht mit Ge, 
nauigfeit,  fondern nur nach einer, zu erheblichen Unrich⸗ 
tigfeiten führenden Muthmaßung ergiebt,, und, folglich dem 
Hauptzwecke der ganzen Unternepmung widerfireitet (d). 
2) Da’die Meffung abhängiger Grundftüde nicht die wahre 
‚Größe, fondern nur die horizontale Grundfläche (Projecion) 
darftellt, fo muß, um die Schäßung zu erleichtern, Hier 
gung, und Richtung ber AWhange Senſet und ange 
werden (e). 
5) Der Feldmeffer hat zugleich berdihetbenbe — der 
Grundſtuͤcke zu verfaſſen, die als Grundlagen des 
ſters dienen, — Meßregifter (tableau indicatif des 
proprietaires et des proprietes). 
6) Die Vermeffungen werden von ben Voreſchien eg 
"geprüft (P). 
IV. Zeichnung der Charten und Berechnung be, lägen. 
inhaltes jedes Stüdes (2). Bei den Charten ift die Wahl des 
anzuwendenden Maafftabes wichtig. Derfelbe muß ſo feſtge⸗ | 
feßt werden, daß er, je nach dem: vorhandenen Grade von Zers 
ftüdelung des ‚Grundeigentyums , eine - für van Gebrauch 
genuͤgende Seo⸗auigken gewährt (A). — — 
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co) v. Malhus, Finanzw. U, 204, = Gebhard a. a 0.8.79 


ae den Rhein. Weſtphaͤl. Provinzen der Preuß. Mo 


— 


IE, 


bis 119, — v. Groß a.a, ». ©. 9.192, — Beifpiele: Inſtruc⸗ 
tion uͤber das Verfahren: bei der Vermeſſung des ——7 
2. Maͤrz 

1822, mit 1 Heft Formulare. — Baier Me * die allge⸗ 
meine Landesvermeſſung, 19. Jan. 1830. Reg. Bl. Nr. 6, 8. 

Saͤchſ. Inftrucion für das Vermefjungsperfonal: IT, März 1835, — 

Großh. Oldenburg. Inſtructidn für das Verfahren beider Vermeffung 

*8 — ——— in den Kreiſen Vechta und Cloppenburg, 24. 

br. 18 


8 Baiern: Trigonometer, Ober-Geometer, Geometer. nl 
se) = nimmt zu den Puncten der Kaitptdreiede Spiteme oder ſtart gem 


ute ee je, © = Seiten der. Dreiccke erfter ** Ki je 
ä 


| 
— 


Der — * darf bei Aen 


"Hd. nicht Go, bei Ki der ten wicht Zn, — 5 ‚Inftr. 8. 32. 
(4) In Frankreich hatte zwar die con ifuirende Verfamnitu 


R uf ur rcellen 
verhaͤltnißmaͤßig ‚ausgefchlagen A} ah blieben aber Stehen 


Mc! 


et 
. Parcellarmeflung beſchioſſen, da diefe aber nicht” —— 4 
war, fo ſcheute man ſich, als unter Bonaparte die ae, ieder 
‚Aufgenommen Murde, anfänglid vor Be Ma Ba fwan 
ckmeſſungen. 1802 beſchloß man, ne 
meſſen und ſchaͤtzen zu laſſen, um nad) —* Ergebniſſe es euer“ 
füge der ganzen Departenrenits zu erhöhen oder zu‘ — 1803 
wurde die Mefting” aller — u. aller Cul kaialien 1 5 
angeordnet. Die Steuerbetraͤge der — ndeigenthünier ſoll ⸗ 
ten aus deren Declarationen und aus der Vergleichung derfelben mit 
dem Meflungsergebniß abgeleitet werden, fo Voß en N die Sunme 
der Declarationen Heiner war, ‘der unterfeh 


thuͤmer ag weil die. Fehler * den. am ie Ngaber 
4: gerade der ei ze der Stücke Inder onirt. A ren, und . 
"a endlich —* Bi Paar re 6 
aöte, Memoires. a Beach, vie Bar. 
ok — ei AH Ye — af ze 
roßh. Heſſen haͤngt der er von 
' jeder einzelnen Gemeinde ab, welche 1% da 9 Der 


ften zu trage 
Staat zahlt dazu die ae: F ‚Genannenmefung erhandı. der 
2, Kaumer v. 1833, Beil, 


Ce) Es ift Sache der — * Einfluß zu wuͤrdigen, den die 


— um die Taratoren auf dieſen umſtand 


Abhängigkeit eines Grundſtuͤckes auf den Werth deſſelben übt; daher 

braucht bei der Meffung nur die Stärke der Rei —F ermittelt zu 

anfmertfam zu nıa« 

‚hen. In —— zuction v. 4811 iſt die Angabe, des Nei—⸗ 
n der 


ee der Chart — — Ba a a ven 


Durhſchnittes, von’? 
Ueber ben * abhaͤngiger hr chen . A in Un * ei 


s RUE HEE ante gie, * 6 Baer 


von der ſchiefen —— allein 
— ern — —* SER wird fowobt der Fläheninbalt des 


—2 es, als EN Gru von An ldme er. ‚ber n en im 
Rataftet angegeben, a A ee Ne Ben a 


94 


“ iezu dienen insbefondere Probelinien, welche viele Grumbituce durchs 
eiden (Transverſalen, Revifinsdiagonalen), und welde man, 
f — fie in, der Charte gezogen worden find, in der Flur nach⸗ 
Man pflegt auch vorzufihreiben, welcher Feblet in den: — 
yr u ehe bödyftens noch geduldet werde, ohne die 
nach ſich pen, die auf Koften: des Geometers gefchehen arte). 
> Bs.4 PpCh ıdes Flaͤchenraumes, Rheinpr. Injtr, 5. 72; — Zbisl 
PER je nach dem Madsftab der Charte, Bair. Inftr. u. — 
u per mille bei, den Dreiecken Ater Ordnung; +45 für die nadhge» 
— en ‚35 für die Flaͤchen der Parcellen, Oldenburg. In 
ruct 
) ae hat man Recdhenmafdinen ‚erfunden ; J Bobet und 
Bio IA —J— einer B——— ⸗und —2 
. 1815. Diefe M.,. welche die Berehnung Fe 
Mir: u — ‚ohne die Zerfaͤllung in — —— * — 
die Haͤlfte der Zeit erſparen, ſie koſtet nur 80 Te. RE —— 
1830 eine andere Erfindung für olsigen Zweck angekündigt, — Die 
sölfonimenfte Rechenmaſchine bat B abbage En 
14) MR ALtEND, zog, „ Yedutirte harte jeder Flur von u 5 
r 
5 


, 3 Regel year, ——— Euer wo feine ‚le 
Kr? Hertareh vortönumen, uber 4 „auf 1 
# AR Narr Wuürtemberg Re 5 — bei geringer 8 
Nah FooT- — Rh ana Re: PTR vr ne 
r 


5— die ek Parcellen übe der 14 1 

und darımtet entbalten. — Baietn: zuge Kegel, N: wei 

* ür Orffhaften und andere Gegenden, bei Seneh ve Raaß: 
deb 






t genau gen BR Gutbeſinden dr Kata 

# — kr > (denb urg: ‚zoom, R degel fü rcharter 

a — x * gr Wi Hr bis zu 

( Städte). e des Maafitabes zeigt 
e ind nn Per spult der ur — wichtig 

9 Mal Sn Ana ds. auf. d tie gemejfen wende, 

den des kon Ran Ye Sara in . 318 ( 






fangs in ei aa itabe aufge agen 
DR N i u einer Abweichung » rter 
. ® a * —28 AN A Be a . 
er 39 ya tungen arten er — der PROBE Stüße, geꝛe· 
vr 
12 7 u; 
g 320, + ihr lg 5 & y 


voor yo Gehege kommt bie — —— 
anſchlaͤge nach dem Ertrage der Grundſtuͤcke in ham 
hat hiezu verſchiedene Wege eingeſchlagen, welche ſich 

en Taffent 4 —9 —* 
Etforſchung des Kaufpreifes der Laͤnderelen, man 
ee Aligemeinen dem Ertrage proportionirt * 


nn), 
en —— Etforſchung des Grträges ſelbſt “ u 









95 


a) des durch Pachtverträge fd kundgebenden Pacht⸗ 
zinſes (II), 
b) des aus allgemeinen Erfahrungen: zu berechnenden, wo⸗ 
bei man 
a4) nur den. rohen. Ertrag auffuct, oder doch nur 
einen Theil der Koften in Abzug bringt (IH), oder 
6) durch vollftändiger Koftenabzug den Reinertrag 
aufzuftellen ſucht (IV). 

Dieſe 4 verfchiedenen. Hauptmethoden, welche in den neues 
ren Staaten auf mehrfache Weile zur Ausführung gebracht, 
auch öfterd ‚mit einander in Verbindung geſetzt worden find, 
werben in ben folgenden 88: ihren Grundzügen nach datgeftellt. 


$ 321. 


X Anlegung nach den Kaufpreifen— der Laͤnde— 
reien @)., Dieſe Preije Heben, da ‚bei den Seundftüden. fein 


av Wh 


on und empfehlen fi dh zum Behufe Po ie 
dadurch, daß ſich in ihnen, das Urtheil der landbauenden Claſſe 
uͤber den Werth der verſchiedenen einzelnen. Stüge;von nutzba⸗ 
em Lande ‚auöjpricht,, Würde man ſich lediglich, an die wirk: 
lichen Preiſe halten, . wie, ſie ſich innerhalb, eines gewiſſen Zeit: 
raums geſtaltet haben, io. würde man. fogar, da jedes; Grund» 
ftüd ‚hiebei abgejondert bebandelr: wird, ‚die Vermeſſung erſparen, 
weshalb diefe Regulirungsart zugleich den Vorzug der; Einfach: 
beit und Wohlfeilheit hat. Sie. :wird durch den Umftand ſehr 
erleichtert, daß die Verkaͤufe von. Immobilien ſchon der Beglau⸗ 
bigung wegen bei den. Gerichten ‚aufgezeichnet (regiſtrirt) zu 
werden pflegen und die Steuerbehoͤrde ſich nur die Auszuͤge aus 
biefen Eintragungen während... eineö Iigelebten Beitraums zu 
verſchaffen braucht (b). | 


(#) = Er rröriud. ueber Die leiche Beſt. S 73, — v. Math 
L, 5 4-0, Schebi Ki een über € einige Probleme id © a 
weien, S. — 
(2) In Tyrol wurbe, nachdem man ana ſich auf die eigene Ein» 
fhägung der Eigenthümer gekügt und Diefelbe als unbraudbar er- 
fannt hatte, eine Mebifion der KRardfterfäge —E ſtruction 


—*8 — " der 


die Durchſchnittskaufpreiſe der Grundſtuͤcke von 1760 
nterlage a Kurs we Beiträge, . Are 


Bi * — Auch die —— durch das 7* 13. Mai 


eordnete proviſoriſche Grundfteuer » Regulirung ift auf die 


Kaufprei gebaut. Dieß Proviſorium iſt in 1111 von 
Baiern ausgeführt worden und hat nur 815 ‚000.2 f.Rud» 
bard, Ueber den Suftand des er Bunt, II, m. ge io 

Ran’ Archiv, I, 1-8. 


et in 


PETE, ah Du 


g 322, 
Indeß hat die Benusung der Kaufpreife zur Sauigun 


Tage. des Katafters auch fehr erhebliche. Gründe gegen ſich 


| 


+ 
+ 


4) Wenngleich im Großen, z. B. bei Maffen von je 1000 
Grundſtuͤcken, ohne beträchtlichen "Fehler angenommen 


werben Fann, daß die Gefammtheit der Kaufpreife ſich 
ebenfo verhalte wie der ganze Neinertrag, fo trifft dieß 

















doch bei einzelnen Stüden feinesweges zu, weil in jedem 


befonderen BVerkaufsfalle eigenthümliche Umftände 


> tem koͤnnen, welche verurfachen, daß ein, gegen die Uges 
"> meine Regel zu hoher und niedriger Preis zu Stand 


kommt. Die kann verfchiedene Urfachen ha ® 

—— — — des Kaͤu⸗ 
"ford; z. E. wegen der Arrondirung feiner anderen Be— 
" fisungen — Noth oder fehlechte Witthſchaft des 


aͤufers — Concurs — Uebernahme Tan rundſtuͤc 
hin Verwandte nach einem niedrigen" Anfehlage: 


Wi Örtliche; geringe Menge von verkä 
Bergteid) mit ber ae 


* Anzahl von Feldarbeitert; „die fand 
kaufen fuchen; — VBerfchtedenheit en 
chen und armen Gegenden Cl, 39); er 

ce) zeitliche; häufige Auswanderungen,, — — noth 

oder andere große Ungluͤcksfaͤlle, — Verůndern agenſd 
Zinsfußes; auch der wechſelnde Preis des G :lde3. ge 

gen bie, anderen Güter Tann Urfache fein, bap- 1 einem 
Zeitabfehnitte die Ländereien ungewöhnlich ho ch oder nic 

drig verkauft: werden (d), 0" * u m 
in der Belhaffenheit des se gegründet 








gr 


die Beltandtheile gebundener Bauerngüter werden unter 
übrigens gleichen Umftänden in der Regel wohlfeiler er: 
fauft, als wenn fie außerhalb des Verbandes (mals 
zend) wären (c). 

2) Wird der Zeitraum, aus dem bie Preife Woben werden 
ſollen, kurz beſtimmt, ſo fallen in ihn, beſonders in fol 
chen Gegenden, wo das Grundeigenthum überhaupt wenig 
wechfelt, zu wenige Kauffälle (d). Nimmt man einen 
langen Zeitraum, fo umfaßt berfelbe oft eine ſolche Wer: 
fchiedenheit hoher oder niedriger Frucht» und Landpreife, 
daß ed ungerecht wäre, biefe rüdfichtölos gelten zu iaſſen, 
weil die, bei hoͤheren Preiſen des Getreides u. a. Dinge 
verkauften Grundſtuͤcke dieſes zufaͤlligen Umſtandes wegen 
hoͤher beſteuert wuͤrden als die, deren Verkauf in andere 
Zeiten fiel. 


(a) Deßbalb iſt in Baiern eine beſondere Ausgleichung der GStenerſabe 
zwiſchen ebenen und Gebirgsgegenden >. rdnet Aa um legtere 
nicht zu überbürden, f. Rivet a. a. D., S. 28. 

(5) In Frantreih hat man die Kaufpreife von 1790 an für —— 
angeſehen, was ſich wegen der, aus dem Revolutionszuſtande her— 
„ Rammenben Berwirrungen leicht ertlären läßt. Deßhalb follen nad 
der — Steuergeſetzgebung die Preiſe nur benutzt werden, um 
das Verhaͤltniß der Culturarten, Acker, Wieſe, Weinberg 2, unter 
einander richtig zu beftimmen, Recueil, Urt, 426, 598, 

Ce) In der Vorausfegung, daß gebundene Güter im Verhättnig ihres 
Ertrages zu niedrig gefchäst feien, wurde in Baiern ein: Zuſchlag 

‚ zum Steuerfage angeordnet, der bei den größten Gütern bis an4OpEt. 
Mtieg. Wieder aufgehoben 1814. S. Rivet a. a. O. S. 23. — 
In Tirol wurde der Durchſchnitt aus den Kaufpreifen derjenigen 
- Grundfiüde, die man jur Norm für die Befteurung einer Gemeinde 
wählte, — ermäßigt, wenn darunter kleine Stuͤcke waren. — - 
Vergl. $. 307. (6). 

(4) 3. 2. I. manchen Gegenden des Schwarzwaldes, — Sartorius 
a. a. O. 


$. 323. 


Aus diefen Gründen erhellt, daß man bie Kaufpreife ber 
einzelnen Grundftüde den Steuerfägen nicht, ohne manchfaltige 
Berichtigungen zu Grunde legen dürfte. Durch diefe geht aber 
einerſeits bie, Einfachheit des Steuerſyſtems verloren; anderer⸗ 
ſeits iſt dennoch kein ſicherer Erfolg zu erwarten, weil ſich die 

Rau polit, Oeton. 3r Bd. 2. Abth. 7 
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angegeberien Unvollkommenheiten nicht völlig beieitigen laſſen. 
In Baiern find nachſtehende Correctionsmittel angewendet 
worden: 

1) Ausſchließung aller ee Kaufpreife,. welche, . wegen 

Ä eines der genannten ganz individuellen. Umftände (6. 322. 
1., a). nicht dem allgemeinen Verhaͤltniß zwifchen «Ertrag 
und Preis zu entfprechen fcheinen (erceptionsmäßige Käufe). 

2) Ergänzung der Kaufpreife,; wo fie fehlen, und Abaͤnde— 
rung derfelben , wo fie unanwentbar fcheinen, vem itteit 
einer Schaͤtzung (a). Diele iſt hier 
a) ſchwieriger, als in anderen Fällen, weil. fie nicht auf 

den gegenwärtigen Zeitpunct, ſondern nach -einem fruͤ— 
heren Zeitruume, der -felbft wieder: verſchiedene wirth: 
ſchaftliche Verhältniffe umfaßt, aa werden muß 
($. 322, 2); 

b) minder zuverläffig, weil fie nicht — den Wilke 
maßlichen mittleren Ertrag ausipricht, ſondern eine 
Größe, die unter. dem. Einfluffe verſchiedener anderer 
Umftände fteht, und die man nicht fowohl durch Bez» 

| ‚rechnung, ald nach Gutdünfen feftfegen fol. 

3) Das Aufſuchen von Durchſchnittspreiſen der Ländereien je: 
der Art von mittlerer Güte (Mittelwerthe), um hier: 
nach die einzelnen Schaͤtzungen zu berichtigen (6). Dieß. 
Berfahren fest voraus, daß die S Schaͤtzungen innerhalb 
eines jeden Bezirkes untereinander in einem, der Wahr: 
beit entiprechenden Verhaͤltniß ftehen, was jedody nicht 
ficher anzunehmen ift; auch liegt in der, als Anhalts= 
punct aufgeftelten Mittelclaffe ‚ die nicht überall mit Be: 
fimmtheit zu erkennen iſt, eine Urfache von Ungleichheiten. 


(a) Die Werthangabe durch den Eigenthuͤmer ſelbſt wurde in Baiern als 
untauglich befeitigt, dagegen aber eine Schaͤtzung durch vereidete Tar 
xatoren und fodann eine Beſtimmung des Preifes CEurrentwertbes) 
dur) das Gutachten des Beamten vorgejchrieben. Man erfannte, 
daß es unmoͤglich fei, durch die Taxatoren den wahren Mittelpreis zu 

A ! und fuchte fpäterbin dieſelben nur dazu anzuhalten, daß ſie 
- alle Stuͤcke in ihrem Bezirke gleichmaͤßig behandelten. 

(b)..Bair. Inftruct. v..29, Nov. 1809. — Rivet 6:15. — ‚Das Bere 

fahren war folgendes : 1), Man fuchte in 6—8 Diſtricten eines Am⸗ 
“tes die Kaufpreiſe vieler gleichartiger Aecker und Wieſen von mittle⸗ 
rer Guͤte, ſowohl der freieigenen, als der mit der ——— mitt ⸗ 
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leren Belaftung verbundenen. ; Hieraus ergab fh, mit Beruͤckſichti— 
gung der Morgenzabl, der Durdyfchnistöpreis eines Morgens, 2) Die 
faͤmmtlichen Steuerbezirfe eines Amts wurden nad) der Bonität clafs 
fifieirt, und für diejenigen, in welchen jene Mittelwertbe nicht felbit 
gefunden waren, ſolche durch Schägung nach der, Claffification aufacz 
ftelt. 3) Die Mittelwerthe wurden nun mit den bei den früberen 
Regulirungsarbeiten erbaltenen Unfägen des mittleren Kaufpreifes 
CEurrentwertbes) von Grundftuden: der entſprechenden mittleren Be- 
ſchaffenheit verglihen und hieraus die Regel abgeleiter, ob die bishe- 
rigen Säge in dem ganzen Bezirke erhöht oder erniedrigt werden 
ſoillten. 


d. 324. 

Weit naͤher kommt man dem Ziele einer genauen Kata— 
ſtrirung nach dem Ertrage, wenn man ſich nicht an die Preiſe 
einzelner Grundſtuͤcke, ſondern ganzer Claſſen hält, weil man 
mit Recht vorausſetzt, daß die zufaͤlligen Umſtaͤnde, welche den 
Preis bald hoch, bald niedrig ſtellen, ſich bei einer groͤßeren 
Anzahl zuſammengefaßter Verkaufsfaͤlle ausgleichen. Hiebei iſt 
aber die Eintheilung der Laͤndereien jeder Culturart und jeder 
Gemeinde in gewiſſe Claſſen nach ihrer Ertragsfaͤhigkeit eben ſo 
wichtig, als die Kaufpreiſe ſelbſt, weil dieſe für jede Claſſe be; 
fonderd zufammengeftellt werden müffen. Zahlenſaͤtze für den 
reinen Ertrag braudyt man bei der Glaffification nicht auszumit: 
teln, weil die Durchſchnitte der, zu jeder Claſſe gehörenden 
Kaufpreife die Stelle berfelben einnchmen. Die Güte diefer, 
in Baden befolgten Methode (a) hängt hauptfächlic davon 
ab, daß 

1) die Glafjeneintheilung hoͤchſt forgfältig, mit vollftändiger 
Berüdfichtigung aller der Umftände, welche die Ertrags: 
fähigfeit bedingen, vorgenommen werde (db); . 

2) daß für die Aufluchung der Kaufpreife eine Periode ge: 
wählt werde, in ber die wenigften Störungen des 
gewöhnlichen Ganges der Production und des Verkehrs 
Statt gefunden haben (c); 

3) dag man alle diejenigen Preife, bei denen aus einem der 
angegebenen Gründe (%. 322) zu vermuthen ift, fie mödh: 
ten dem Ertrage nicht proportionirt fein, hinwegläßt, oder 
doch nur mit den nöthigen Berichtigungen gebraucht; - 7 

4) daß auch die, aus den fehlerfreieften Kaufpreiſen abgeleite: 
ten Glaffenfäge noch einer Prüfung — und mit 

* 
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den, für benachbarte Bezirke gefundenen zufammengehal« 

ten werben (d). | 

Unter diefen Bedingungen kommt die befchriebene Katas 
ftrirungsart der fpäter zu erflärenden Neinertragsfchäßung ziem— 
lich nahe, und geht fogar in Anfehung ſolcher Gegenden, für 
welche man nicht genug Kaufpreife ausfindig machen fanır, in 
diefelbe ‚über Ce). | | | 


(a) Geſ. v. 20, Jul. 1810. Der gute Erfolg diefes Grundfteucerfyitems 
läßt auf eine fehr einſichtsvolle Ausführung fliegen. — Bemerkun—⸗ 
gen gegen daffelbe in Krehl, Beiträge, ©. 177. 

5) Nach $. 80 diefes Gefekes gefchieht die Elaffification nady der natür« 
lien Fruchtbarkeit und nad der Entfernung von den Wohnplägen. 
Die Claſſen folten nicht in Boraus entworfen werden, fondern fi 
bei der Betrachtung aller Flurtheile von. felbft ergeben und dann auf 
6 reducirt werden, $. 83, 85. In der Megel werden ‚die Stüde eis 
nes Feldbezirfs (Gewanmes) in einerlei Claſſe gebracht, doch ift 
die Abtheilung deffelben in mehrere Diftricte oder: die Ausnahme eines 
einzelnen Grundſtuͤcks wegen einer natuͤrlichen Verſchiedenheit ge— 
ftattet, $. 81. 

Ce) Baden: die beiden Decennien 1780 — 89 und 1800 — 09, und zwar 
fo, daß der Durchſchnitt jedes Decenniums für fi) gezogen und aus 
beiden wieder das Mittel genoramen wird, 8.91. , Die aus diefem 
Beitraume gefchöpften »Peräquationgpreifes ftehen etwas höher, als 
die heutigen mittleren. — Es ift unvermeidlih, dab die Preife des 
erfteren Jahrzehnts wegen mancher, unterdefjen eingetretenen Veraͤn— 
derung in den landwirtbichaftlichen VBerbältniffen minder anwendbar 
geworden fein können; vol. Krebl, ©. 179, Allein, dieß kann 
durch die nachfolgende Schägung, der Taratoren verbefiert werden, f. (Cd). 

(4) Nah dem bad. Gef. werden die mittleren Kaufpreife der Claſſen 
den Taratoren vorgelegt, um eine Schäßung ausjufprechen, Die, 
wenn fie von jenen Durdfchnittspreifen abweicht, motivirt werden 
ar ” 96, 97. — Prüfung in befonderen Revifionsverfammlun« 
gen, |. 24, 

Ce) Bad, Gef. $. 6: in ſolchen Fällen fol der 2fache Reinertrag genom⸗ 
men werden. — Dieß iſt jedoh nur als letzte Abhuͤlfe geftattet ; 
wo möglich foll man fih an die Analogie anderer Gegenden balten, 
V. v. 8, Februar und 4, Mai 1811, — Bei Waldungen, wird der 

 15fache nachhaltige KHolzertrag, nah dem Preife auf dem Stamme, 

- genommen, $. 7. 118. | | 


$. 325. 

11. Regulirung nach dem Pachtzinſe (a). Diefer pflegt 
dem MReinertrage noch genauer proportionirt zu fein, als ber 
Kaufpreis, ift aber dennoch nicht ganz zuverläffig, weil er im: 
mer einigermaßen unter dem Einfluffe zufälliger Goncurrenzvers 
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haͤltniſſe ſteht. Insbeſondere hat die beträchtliche Größe. der, 

von einem Pachter übernommenen Fläche eine Erniebrigung, die 

Menge duͤrftiger Landbewohner dagegen, welche Beine Stüde 

zu pachten fuchen, eine Erhöhung des Pachtzinſes zur ‚Sorge. 

Andere Schwierigkeiten find 

1) bie verwidelten Pachtverhältniffe, bei: denen mancerid: gsi 
‚‚genfeitige Leiſtungen zu Geld und eingerechnet 
werden müflen; 

2): daß in vielen Gegenden num eine geringe Zahl von Pacht⸗ 
faͤllen vorkommt, von. denen immer noch ein Theil wegen 
zufaͤlliger Urſachen von der mittleren Rente abweicht, ein 
anderer Theil unrichtig angegeben wird. Hiezu trägt bei, 
dag man bei der Erforfchung der Pachtzinfe auf feinen 
jo langen Zeitraum zurüdgehen kann ald bei den Kauf: 
preifem Es muß deßhalb vielfältig an die Stelle des 
wirklichen der abgefchäßte Pachtzins treten, welcher nichts 
anderes ift, ald der, nur ohne genauere Berechnung aus— 

geſprochene Reinertrag $. 328, Aus diefen Gründen ift 
der Pachtzind nicht geeignet, die Haupfgrundlage eines 
Katafterd zu bilden, aber er gewährt bei der Auftellung 
deffelben nach der BE ein ſehr brauchba⸗ 
res Huͤlfsmittel (8). 


(a) Sartorius, a. 0.09, 67, — v. Malchus, I, 199. — Im 
Venelianiſchen Gebiete war eine ſolche Grundſteuer, die in der, 
bei dem Steuerbeamten regiftrirteu Pachtzinfe beftand. Der felbft« 
wirtbfchaftende — zahlte nur SpEr, des abgefhägten achte 
zinfes, U. Smitb, MI, 219. — Aehnlich fonft in einem Theile 

der vereinigten Hiekertante. Mögel. Annal. II, 166, 

(6) Die franzöfiichen Stenergefege legen im Ygemeinen, mit dem VBorbes 
balte der nöthigen Berichtigungen, , die Pachtzinſe ziemlich boben 
zn Recueil des lois etc. Art. $. 7. ſ. auch G Gandip, Mem, 

,315. 


.32. 

I, Regulirung nach dem rohen Ertrage, oder we 
nigftend nach einem, ohne vollftändigen Koftenabzug gebildeten 
Ertragsfage. Der Gedanke, eine Grundfteuer lediglich nach 
dem rohen Ertrage anzulegen, konnte leicht durch das Beſtehen 
des Zehnten, der gerade auf folche Weije erhoben wird, veran: 
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laßt werben (ae); Bun Empfehlung dieſes Verfahrens geteichte 
vorzüglich. die leichtere Ausführbarkeit ‚indem die Ausmittlung 
des rohen Exrtraged minder verwidelt-ift, als der Anſchlag der 
Gulturkoften (6)3 auch hat man fich noch auf den Grund ge⸗ 
ftüßt, daß der rohe Ertrag oder die aus demſelben abgeleitete 
natürliche, / Ertragsfaͤhigkeit (0) gerade, das anzeige, was \bie 
Grundfteuer belegen ſolle, nämlich: die: unveränderliche Mitwir- 
fung des Bodens zur Production. Hieran knuͤpfte fich die 
Hoffnung,,.daß many: indem! man: fich zunächft an den Natural: 
ertrag halte, und die wechſelnden Geldpreiſe befeitige, eine auf 
alle, Zeiten hinaus brauchbare Kataftrirung zu Stande, bringen 
werde. ee de nun ν EN FErN 77 
cas" Sither gehort au der Vorfchlag eines, Als einzige Steuer zu erhe⸗ 
2, 2benden Sehnten non 'Marihal Vauban, ſ. deffen Frojet d'une 
„dixme royale, Paris, 1707. €s folte von alen Einkünften, au 
“as Gewerfen und Handel, chne einen Abzug, gHleihmäßig einerl 
AQuote, zwiſhen und erhoben werden, Diefer Plan fand in 
F —— Bertheidiger (Sundling, Peſcherin, Karl), 
wurde aber durch von der Lith und v. Jujti bekaͤmpft, ſ. Ber⸗ 
Aus, Polifei? und Kamerat » Magdjin, IX. 196 — 210, '— Die 
sent Jofephe(20. April 1785) angeordnete Grundſteuerreguli⸗ 
ung (S. oben . 317. (6) beruht auf der Angabe des rohen Ertra-⸗ 
ge durch die Eigenthäner, mit nachfolgender amtlicher Prüfung. 
Indeß ward doch auf die Verſchiedenheit der Bewirthſchaftungskoſten 
einige Nüdficht genommen, indem man von je 100 fi. Robertrag zur 
Steuer .anfegte: - 0 


5, bei Ugdern Weinbergen , -Teihen 10 fl. 374. ° 

als a bei Wieſen und Gärten: Wera 7 

ner or bei Weiden und MWaldungen nach 3 Tau 
Abzug des KHauerlobne) 21 15 


Am Durdfihnitt folite die Steuer 1271, 134 fr. betragen, „und die 
gureberrlichen Paften fellten nicht mehr als 17 fi, 463 pCt. ausmachen, 
"damit dem Gtundeigentbimer 70 pEr. des Nobertrages.ficder. blieben. 
—Kremer, H, 43ff. — In Baiern wurde, nachdem 1808 die Definiti» 
ve Grundfteuerfegung befchloflen worden war, 1809 die’ Kataftrirung 
nach dem, nur durdy einige Abzüge verringerten Robertrage angeord⸗ 
net. Schäbungs- Inftruction v. 13, Mai 1811, vollftändig befannt 
geworden durch den Abdrud in den Verhandl. der 2. Kammer, 1822, 
Beil. V, 442. — Nach einiger Unterbredung wurde in dem Gejeh 
v..15, Aug, 18238 die Fortfegung der Kataftrirung nach dent nänı- 
_lihen KHauptgedanfen ausgeſprochen. Bonitirungs » Inftruction umd 
Inſtructon für die Piquidirung, Kataftrirung und Umfdhreibung der 
defin. Grunditeuer, beide v. 19, Jan. 1830. Reg. + Bl, Nr. 10, — 
Schriften über dieß Syftem: (Daͤ zi) Von dem mögl.xechtlihen und 
national » öfonom, Maaßftabe zur Repartition En 1814, 
— Deff. Anleitung jür Berechnung des Neinertrags, 1823, ©, 31, — 


= 


1.0: 
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Bexweis, daßz die in HpEt. des Rohertrags ausgeſprochene Grundſteuer 
* gerecht nationaloͤtonomiſch — D— 1816, — Gebhard, 
"* Ueber Guttratröndirang, 1817. ©: '95, (negen das Syſtem, worauf 
sr fir ink, —— Fehde zwiſchen dem⸗ Be und — rger er 
zum bob m Späth, Abh. uͤber „Die, Orundjteuer nach dem reinen 
und rohen ‚Ertrag der Stüde Mün * 1818, EEbenfalls gegen- das 
Sf, Orünberger, Kuhzgefaßte Geſchichte und Dar- 
\yftelung: der a — ‚Münden, 1820, — v. 
Malhus, 46, — Verteriein, in —— 1836. 
I. 46. vergl. . 67 ebd. 
(6) Min bat. fegar die: en Ausmittlung des Reinertra- 
— 6 beha 6 ‚wenig Kent; in Bezug auf, diejenige: annaͤhernde 
BSenauigleit, wele ‚Überhaupt ur Si izuerweſen efrebt werden tann, 
micht le ift. 
ce) Es wird naͤmlich Beim Aderlande;; unter Vorausſehzung der Dreifelder⸗ 
wirthſchaft, nur der Ertra Tag, von ie Getreideernten, mit Ausſchluß 
der im, dritten en. möglichen Nugung der Bra Mur, fowie der 
Weide, berechnet und die Ausfaat abgeze gen, — "bei Wiefen bleibt 
Es nt aA — bleiben die Nebennußungen außer An⸗ 


ſab Geſ. 
PET RR VE: N a * — 
4 die befchtiebene Satafrtungmeite bh, i 6; * AU. 
gemeinen hauptfächlich dieſes einwenden : 9) 


mt) der: Roöhertrag » werfchiedener Grunbftücte ehe: Heinestweges 
Ain dem nämlichen: Werhältniß,; wie der reine, es fann 
Folglich, indem die, Steuen ſich an. jenen oder. einen’ Theil 
deffelben anfchließt, - eine gleichfoͤrmige Beſteurung der 
Grundrente nicht erreicht werden. Dieß zeigt fich 
a) bei’ der Vergleichung verfchiedener "Arten von nußbaren 
aͤndereien, indem z. E. gleicher Rohertrag von Wieſen 
ru keinesweges ſo viele Koſien verurſacht, als wenn er 
— von Acker⸗ oder Weinland bezogen wird (a) 
—* 9 bei verſchiedenen Claſſen von Land jeder. Art: Der 
Reinertrag unergiebigerer oder entlegener Grundſtuͤcke 
bleibt hinter dem der’ fruchtbaren oder guͤnſtig gelegenen 
100 „Weiter zuruck, als der Unterfhied. im Rohertrage an 
zeigt, es werden daher, wenn dieſer entſcheidet, die 
ſchlechteren Laͤndereien unverhaͤlinißmaͤßig ſtark in An: 
ſpruch genommen... Bei einem ſehr unfruchtbaren Ader 
koͤnnen die Koften leicht: 80, oder 85 pCt. des ‚gefamms 
ten Erzeugniffes hinwegnehmen ‚ "während ſie bei den 
beſten Feldern vielleicht keum 60 pGt.. ausmachen. Eine 
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ener von 8 s vet des Gohertrags beat alfo bie 

Grundrente de3 beften Aderlanded nur zu +, bie des 

: ſchlechteſten dagegen zu J oder. 2. Wird, nicht. der ganze 

i Rohertrag in Rechnung gebracht, ſo bewirkt dieß nur 

dann eine Werbefferung jener Ungleichförmigeit , wenn 

die sabgezogenen Theile, fich angermaten wie die Cul⸗ 
turkoſten verhalten (6). 

2) Im Ertrage des Bodens wirken. Naturkrafte, Arbeit und 
Capital zuſammen. Es iſt nicht moͤglich, zu beſtimmen, 
weicher Theil des Erfolges auf jede dieſer Urſachen komme 

md dieß ift auch nicht noͤthig, da diejenige Guͤtermaſſe, 

25 welche ald Rente in die Hände des Grundeigenthümers 
gelangt, in ihrer Gefammtheit den Gegenftand der Grund, 
feuer bildet. Die natürliche Ertragsfähigkeit iſt unerforſch⸗ 
ih und drüdt fich insbefondere nicht in ber Größe des 
Rohertrages aus. 

3) Die Entrichtung der Auflagen in Geld macht eine Rüd- 

ſicht auf die jedeömaligen Mittelpreife, von denen das 
Geldeinkommen der Grundeigenthuͤmer abhängt, unumgäng= 
lich nöthig.. Die Annahme gleicher Setreitepreife in einem 
ganzen Lande ift für die Bewohner der Gegend, in ‚denen 
fortdauernd niedrige Preife en find‘, ein m. empfinds 
licher Nachtheil (c). 


Ca): Bei guten Wiefen Tann der Reinertrag 80 pCt, .des rohen: fein. — 
- Bon den Waldungen fol nah dem bair. Gele, $. 26, nur der 
Holzertrag auf dem Stamme, alfo ſchon mit Abzug des Hauerloßns, 
angerechnet werden. Da nun die nicht mit berüdfichtigten Nebene 
nußungen mehr betragen können, als die Beauffihtigungs « und die 
anderen allgemeinen Bewirtbichaftungsfoften, fo ift in Diefen Fällen 
der kataſtrirte —— ſogar noch niedriger, als der reine; Vetter⸗ 
lein, a. a. O. 


Diefe Bedingung ift in den Vorſchriften des bair. Geſetzes nicht erfünt, 
da z. 3. der Anbau von Brad» und Stoppelfrüchten gerade auf 
dem beiten Lande, im gunftigften Klima, wo man ohnehin am wohl« 
feititen producirt, am leichteſten ausführbar it, Wo beide Nutzun⸗ 
gen nicht ftatt finden können, da ift der Steuerfag im Verhaͤltniß 
zum ganzen Ertrage weit höher. 


(c) Sn Oeſterreich wurden die Preiſe der Marktorte angenommen, mit 
ügen für entlegenere Ortſchaften. — In Baiern wird der Ertrag der 
— in Roggen ausgedruͤckt, und ſteigt von —* Claſſe zur 
Pe um + Scheff. Der Sceffel Roggen ift zu fl, angenom«- 
men, der Eentner Heu zu 36 tr., $. 26. Für jede Bodenelaffe werben 


cb 
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Muſtergruͤnde ausgewählt, deren Ertrag mit Benutzung der eidlichen 
m —* des Eigenthuͤmers oder Pachters ſorgfaͤltig abgeſchaͤtzt wird, 
[3 o.» — — n s F — f} N 4 — Hi 14 u J 


er 5.328... Ai tu: 

IV. Erforfhung. des Reinertrages Ca). Diefes 
Verfahren iſt unmittelbar. auf das -Ziel ; gerichtet, welches, bie 
früher genannten Methoden nur durch Umwege zu erreichen: vers 
mögen; es wird diejenige Größe ausgemittelt, welche gerabezu 
das Maaß der Steuerfähigkeit bildet, ($.. 302), , und „zwar. auf 
eine gründliche alle mitwirkenden Urfachen zu Harem Bewußt⸗ 
fein bringende Weife. Daher ift diefe Kataftrirungsart in ber neues 
en Zeit am häufigften gewählt worden, und: da ihre gute Aus⸗ 
führung durch eine vorgängige Vermeſſung bedingt wird, fo hat 
man fie oft mit diefer in Verbindung geſetzt, weßhalb man 
beide als wefentlich zufammenhängende Gefchäfte anzufehen pflegt. 
Das erſte Beiſpiel einer ſolchen Grundfteuerregulirung war bie 
Kataftrirung im Herzogthum Mailand (5). Im 19. Jahrhun⸗ 
dert wurden in Frankreich (c), Defterreich (d), Rheinpreugen (e), 
Würtemberg(f), im Großherzogthum Heffen (g), Hannover (A), 


Sächfen (£) zc., Ähnliche Arbeiten ind Merk gefekt. 


Ca) f. die H. 301 genannten Schriften v. Benzenberg, Gebhard 
und Groß. — v. Flotow, Berfud einer Anleitung zur Abſchä- 
gung der Grundftüde nah Claſſen, befonders zum Behufe einer 
 Grundfteuer-Rectification. Lpz. 1820. — v. Maldhus, I, 947. 
€5) 1718; Beichluß unter K. Karl VI, Stiftung der Ober-Katafter-Com- 
mifjion, Giunta del censimento generale. . 1719 Beginn der Bors 
arbeiten. 1721 — 23 Meflung. 1726 Beendung der Schaͤtzungen. 

- 1732 war die wiederholte Prüfung derfelben ebenfalls beendet, 1733 

>>” mterbrad) der Krieg die Sache, 1749 ward fie, wieder aufgenommen, 

17700 traten die Steuerfäße von 1732 in Anwendung. Carli, Re- 

' lazione del censimento dello stato di Milano, a. a. ©. (5. 316(4)). 
Deutſch: Mailands Steuerverf., über‘, von Wikoſch, Wien, 1818. 

or’ Zarantola, Praktifhe Darftellung der mailaͤndiſchen Steuerre⸗ 
gulirung, aus dem Stal. Iena, 1821, 4%, — v, Kremer, Jh 68, 
Burger, Reife dur Oberitalien, 1832, I, 227. — Moran- 
dini, Del censimento Milanese, Mil. 1332, IH. 3. 

Ce) Bol.- $. 320. Cd). ‚ Oyon,. Collection des loix, deerets, instruc- 
tions et circulaires relatıfs au Cadastre de Ja France, Paris, 
1804 ff. V Bde. — Recueil' methodique des lois, decrets ; re- 
glemens, instructions et decisions sur le cadastre de la France, 
1811, 4°, mit 1 Heft Fol. — Thum, Handbuh des Katafters, 
Mainz, 1818 (Auszug aus dem vorigen). — Benzenberg, L.Bd. 

(Ed) Patent v. 23, Dec. 1817. v. Kremer, I, 89. 2 
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(e). K. :Cabinetsordre , 26. Jul. 1820, — Allgen. Inſtruction uͤber das 
Verfahren bei Aufnahme des Kataſters vom ertragsfaͤhigen Grund- 
eigenthum in den rheinifch » weftp hälifchen Provinzen, 11, Febr. 1822 
mit 1 Folioheft Formulare, — Inſtruction über das Berfahren bei 
der Ermittlung des Reinertrags won Grundeigenthum, 3, Jun, 1822 
— Mehrere Verordnungen geſammelt in: Verordnungen und In- 

ſtructionen über die Verwalt. der Directen Steuern für den Reg.» Bez. 
Duͤſſeldorf. 1833: 4°. (Amitliche Ausgabe). 


(N Gef. v. 25. Jul. 1821 über die Herftellung eines proviforifchen Steu⸗ 
erkataſters. — Inſtruction far, * Oberamts⸗ Steuer ⸗· Eommiſſarien/, 6, 
Sept. 1821. Fortſ. Febr. 


(g) Hier iſt die Ausmittlung * hs vorausgegangen, die Lan⸗ 
desvermeſſung ſchreitet daneben fort. Gef. v. 13. Apr. 1824. v. 


—Hoffmann, Beiträge zur naͤheren Kenntniß der Geſ. u. Vverwait. 
des Großh. Heſſen, 1832. ©, 67. 


h vV V. 9. 9. Aug. 1622, — Auvbelobde, Ueber die Sion des 8 
Hannover, ©. 218, 


(1) Beſchloſſen 1834, F —— —2 
Gegen die Borzüglichkeit der —— nach dem Kein, 
exfrage, find verjchiedene erhebliche Einwendungen erhoben wor: 
ben,. welche dahin zielen, entweder dieſe Methode uͤberhaupt als 
minder gut darzuſtellen, oder wenigſtens zu zeigen, daß die mit 
ihr verbundenen Beſchwerlichkeiten im Verhaͤltniß zu dem Er: 
folge: zu groß ſeien, um die ganze Unternehmung als nüslich 
erfcheinen zu laſſen (a). In diefen Hinfichten hat man folgende 
Puncte, hervorgehoben: 
1) Die großen Koſten eines ſolchen Kataſters, welche leicht 
den ein⸗ oder zweijährigen Ertrag der ganzen Grundſteuer 
hinwegnehmen Eönnen (6). ‚Der. Aufivand, der fich, bei 
einerlei Verfahren, bauptfächlich nach der Zerſtuͤcklung des 
BR Grundeigenthums richtet (c), iſt allerdings febr groß, ‚und 
-- ed. ändert in dem Umfange der Laft nichts, ob fie aus 
der Staatdcaffe, oder von der Gefammtheit der Grund: 
. fteuerpflichtigen: oder theilweife auf beiden Wegen getra: 
gen wird (d). 

Allein man muß erwägen, daß der’ größte Theil der, ohne: 
bin auf. eine ziemlich lange. Periode fich vertheilenden Koften auf 
die Meffung und die zugehörigen Verrichtungen fällt Ce), und 
daß biedurch, zumal wenn zugleich für die Aufzeihnung aller 
eintretenden Aenderungen geforgt wird, ein vielfeitiger, großen» 
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theils immerwaͤhrender Vortheil erreicht wird, ( 317), der 
dieſen Aufwand wohl vergütet... Jedoch iſt die Größe des hie— 
durch zit erwartenden Nutzens zugleich davon bedingt, wie un 
volllommen die Kenntniß von dem Flächeninhalte jedes Grund: 
flüdes ‚bisher war. Hat man vermittelt. früherer Meſſungen 
wenigftens einen folchen Grad von Genauigkeit erlangt, wie er 
ungefähr bei. den Schägungen zu ‚erzielen ift, fo koͤnnte eine neue 
Kataftermeffung zur Noth noch: verfchoben werden ($. 317), fo 
wie überhaupt. bei niedrigen Steuern, und ‚einem geringen Bes 
frag der Grundrente in einem Lande das Bebürfni einer ges 
nauen Regulivung der Grundftener viel ſchwaͤcher fein kann. 

(a) * 19. Sartosins 1 ‚Ueber. die eiche — ©. ‚61 ff. 
— von Coͤllu, in Europ, Yin. 1819. lad ——— 
cd) Ueber die Kataſterkoſten: HYHAn Frankreich ſtellen ſich nad 
den neueſten Angaben (Gauin's Budgetsberichte pro 1837, der 

Deputirtenkammer vorgelegt im April 1836) die Koften fo; 
bis 1822 »fataftrirt. 11°159,928 Heft, für 49-356,594 Fr. 
von 18022 — 1835 29:839,173 » »'69'542,704 » . 
1835 in Arbeit 2+120,099 *» »  4982,232 » 
> 
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1.00 übrig. 87902360 ⸗ 20-919,546 's 
| 9 alfo ganzer Aufwand 144801,000 
Demnach .foftete 1 Hektar' 1 [] Meile 

bis 1822 4,2 Sr, 11,360 $r. 

1822 — 35 2,32 » 5980 » 

von 1836an 2,3% » 6016 » 


Diefe heutigen Koften betragen auf den preuß. Morgen 16,°r., auf 
den badifhen Morgen 23,6% fr, Nach früberen Erforſchungen in 
Srantreih berechnete Benzenberg dl, 403). die dortigen Kojten 
auf 3898 rl. 6370.) für die [J] Meile. — 2) In Baiern ift 
der Koftenanfchlag für die Periode 1831 —37 6312 fl. auf die [] 
Meile, wovon auf die Secundärdreiede 130 fl. (die Hauptdreiede 
wurden ſchon früher beendigt), auf die Detailmeflung 2361 f., auf 
das Pirhographiren 643, Berechnen 535 fl., endli auf die Bonitis 
rung, ‚Claffification und Liquidation 2643 fl. fommen. Der preuß. 
Morgen kofter biernach im Ganzen 17,6, der badifche 24,° fr. Der 
Umftand, daß in Baiern nicht der reine Ertrag gefucht wird, batte 
auf die Koften keinen jtarfen Einfluß. — 3) Die Koiten des Kata- 
fters in Weitfalen und Niederrhein werden auf 4712,688 rl, ans 
geihlagen, mir Einfluß der, nad ihrer Brauchbarfeit geſchaͤtzten 
älteren Arbeiten und der noch zu beendigenden Geſchaͤfte CDentfchrift 
v. 10. Octob. 1835); auf jede [] Meite kommen 5533 tl, ‚oder 
9770 f., auf den Morgen 27,? fr, In diefen drei Ländern ift uͤbri⸗ 
gend die Käuferfteuer mit einbegriffen. Auf die [] Meile kommt an 
Jahresſteuer 
in Frankreich (Budg. v. 1835) 11,589 fi. 
Baiern (Budg, 1831 — 36) 3018 fi. 
Preußen (Umlegung v. 1835) 67321. 
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(«) v. Groß C(a. a. O. S. 80) berechnet, wenn. man jaͤhrlich 6) M. 
. fataftriren will, die Koften für jede auf 8000 fFl. Benzenber J 
"dl, 404, vergl. TI, 164, 410.) nimmt die Koſten nach dem franzoͤf. 

WVerfahren auf die IJ M. im Durchſchnitt zu 7000 5: (4000 11)! an,! 
* — aber, eine.[] M. Wald koͤnne für. 1750 fi., Acer in großen, 
"Gütern für 3500f., Ader in Meinen, aber zuſammenliegenden Beſt⸗ 
ungen für 5250 fl. ,' zerftüdeltes Sand von 10. 16,000) Parcellen! 
auf. der. [| M. (2— 3 per, Hektar) für 7000,; von 33 — Died 
Parcellen (6— I per 5.), fogar nur’ für 10,500,— 12,225 fi, Fataftrirt 

So werden,. — In Baiern ift die 'Bahl' der Parcellen auf der [] M.' 

zwiſchen 985 (Berchtesgaden, Alpengegend) und 38,450: (Bodenſee⸗ 


‚afer). . * Re To 
cd) In den weftlihen Provinzen des Preuß. Staates werden die Koften 
durch einen Zuſchlag zur Grunditeuer aufgebracht. In’ Fränfreidh | 
wurden die Koften bis 1822 ebenfalls. größtentbeils. auf Kr ea ol 
fteuer des ganzen Landes umgelegt, doch ſchoß die Staatscaffe mehr 
mals hinzu. Jetzt wird jährlih 1 Mil, Sr. aus der letzteren be= 
zahlt, das Uebrige haben: die einzelnen Departements durch facultative ' 
Steuerzufchläge (5.54) zu deden, die 1832: u. 1833 gegen 4:600,000 
.. Sr. betrugen, 1836, 4'269,000 Fr. Fuͤr 1837, vermutbet, man, nur 
„4 Mill, Unfangs waren. 3, feit 1829 find. 5, Eent..pEt. erlaubt. 
cHiebei ftehen die früher fataftrirten Gegenden im, Vortheil) , Vgl. 
v. Malchus, Politit der inneren Staatöverwalt., II, 97, — 
Ce) Bur Erläuterung dient die franzöf, . Bezahlungsweife (Becueil, Art. 
932 fF.), die ſich theils nah dem Flächeninhalte, theils nach der Zahl 
der Stüde richtet. Ä I 
; | vom Hektar von der Parcelle 
Der Geomieter erhält "tg ⸗ 25 Eent. 
Der Indicateur bödhftens — er 
Der Ingenieur verificateur A Ä — 
nebſt 3— 4000 Fr. Beſol⸗ I ef - 
dung, hoͤchſtens | — 30 Cent, ©) 7 — er, 
Der Steuer»Eontrfoleur — 4— 2 
u:20 Sr, v. jeder, Gemeinde rs Hirn 
Der. St.» Infpector 100 Fr. Ä hr u 
vom Canton und 20 Sr, Ir EESETE 
von jeder Gemeinde J ER 
=, Deri Öteuerdireeter © ni — — J4 2 
und fire Verguͤtungen — — 2 
1 Sr. 34 Cent. | 48 Cm. 
Die Taratören werden tageweife bezahlt. Schon die nach der Zahl 
der Hektaren angefegten Ausgaben machen 3420 fl. von der [| M, 
"oder 9fr, vom pr. Morgen. — Nah Gebhard Ca, a. DO, ©,125) 





foftet die Meile: Maafftab von | 4 
F3 25 
Triangulirung 500 fl," 6 |. ———— 
Detailmeſſung 1600 » 2100: —— 
Reviſion 350 » 500 NEN; 
Perehnung und Ent- BEE 
werfung der Grund» J u 3 TEE 
bücher 450 3. 50° h 
Lithographirung 400-3 400 


Summe 3300 fl, 4200 fi. 
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2) Die —* Dauer ber Arbeit, die unter anderen die uns 
angenehme Folge haben ann, daß, wenn fich fortwaͤh— 
rend Veränderungen in ber Ergiebigkeit der Rändereien 
zutragen, die fpäter fataftrirten Gegenden verhältnigmäs 
fig höher belegt werben. 

Allerdings ift eine fchnelle Beendigung nicht moͤglich, ſchon 
weil man: hiezu eine große Anzahl von Feldmeſſern haben müßte, 
die dann feine Beichäftigung mehr fanden (a). Indeß war bie 
Berzögerung, welche in der Kataftrirung mehrerer Ränder ftatt 
fand, nicht in dem Weſen des Gefchäfted gegründet, fondern 
rührte von zufälligen Störungen oder davon her, daß der ru: 
hige Fortgang der Arbeiten durch Veränderungen im Plane 
des Werkes unterbrochen oder durch eingetretene Bedenklich— 
keiten gehemmt wurde Wo feine folche Umftaͤnde eintreten, 
ift die erforderliche Zeit nicht fo lange, daß fie einen wichtigen 
Abhaltungsgrund abgeben fönnte (5), zumal’ wenn man die 
Vorſicht braucht, in den zuerft kataſtrirten Landestheilen eins 
zelne Gemeinden oder Bezirke aufzufparen, um fie erft zulegt 
nachzuholen und aus ihnen auf die Veränderungen, die fich in 
den anderen gleichartigen Gegenden zugetragen haben koͤnnen, 
einen Schluß zu maden. Die Vergleichung der Ergebniffe am 
. Ende der ganzen Arbeit d’ent ebenfalld dazu, Ungleichheiten zu 
befeitigen, die aus der Verſchiedenheit der r Schägungsgeit ents 
fprungen fein fönnen. 


(a) Es ift hiebei zu erwägen, daß die Meflung auf die warme Jahres ⸗ 
zeit und die gute Witterung beſchraͤnkt iſt; die uͤbrige Zeit des Jah⸗ 
red wird zum Zeichnen und — — benuͤtzt. 

(5) Sn and wurde in 9 Jahren 4 des Landes vollendet , eis 
84 [] M., die weftlihe Hälfte des preuß. Staates (844 [] M.) 

ur: (freilich mit Benusung früherer Arbeiten) in 13 Jahren aufs | 
genommen, alfo jährlid an 65 [| M. — Das damalige Herzog- 
thum Mailand, gegen 220 [] Meilen groß, aus 2387 Gemeinden 
behehend, wurde in etwas mehr ald 3 Jahren — gezeichnet. 


8 . 331. 
3) Die Unmöglichkeit, -. eine volle: Genauigkeit zu emeichen, 
weßhalb man bezweifelt hat, ‘ob der: immer unvollkom⸗ 
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mene Erfolg einen fo ‚großen Koſtenaufwand vergüte, 
‚Hierauf laßt fich folgendes erwiebern: 

a) Eine mathematiſche Genauigkeit iſt bei der Kusmittlung 
einer Größe, die fogar jährlich wechſelt, und die der 
einſichtsvolle Grundeigenthuͤmer felbft von feinem eige- 
nen Beſitzthum nicht unfehlbar anzugeben vermag, nicht 
zu erreichen. Kann man indeß z. E. bis auf 10 pCt. 
der Wahrheit nahe, fommen (a), fo hat dieß, bei dem 
gewöhnlichen Fuße der Grundfteuer, höchftens eine Ab» 
weihung von 2 p&t. in der Größe der Steuer zur 
Folge. 

b) Keine andere Regulirungsart vermag bie Steuerfähig- 
keit der Grundeigenihümer fo unmittelbar und ‚fo ges 
nau zu erforichen, befonderd wenn die Kaufpreife und 
Pachtzinfe ebenfalls mit zu. Hülfe genommen werden. 

e) Die Güte des Erfolges wird jedoch von der Richtigkeit 
der befolgten Schägungsgrundfäge und.‘ von der Ge: 
ſchicklichkeit der gebrauchten Taxatoren bedingt. Daher 
wird durch die Wahl diefed Verfahrens allein noch nicht 
die Bürgfchaft des vollfommenen Gelingens dargeboten, 
vielmehr ſetzt dieſes die Benutzung derjenigen Fortſchritte 
voraus, welche die Landwirthſchaftslehre nnd die Ab— 
(häungskunft — in der neueſten Zeit gemact 
hat (6). 

4) Die Veraͤnderungen im Eigenthum, der Benubungsweiſe 
und dem Ertrage der Laͤndereien, die auch ein ganz feh— 
lerfreies Kataſter mit der Zeit unbrauchbar machen muͤſ⸗ 
ſen. — Was nun 

a) die Eigenthumsverhaͤltniſſe betrifft, ſo muß ‚dafür ge: 
‚forgt ‚werden, Daß jeder Mechfel in ‚der Perfon des 
Eigenthümerd, ſowie jede Theilung unter’ mehrere 
Herren puͤnktlich aufgezeichnet und ſo der. jedesmalige 
Beſitzſtand deutlich erkennbar gemacht werde; 

b) daffelbe gilt von den EN) z. E. der 
Rodung von Waldungen ꝛc.; 

c) Aenderungen im Reinertrage, wenn fie nicht auf ein 
zelne Stuͤcke befchräuft ‚bleiben, ° erfordern Revifionen 
‚der Ertragsanſaͤtze nad) längeren Zeiträumen, welche, 
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da bie Größe ſchon befannt ift, nicht mit großen Schivier 
rigkeiten verknüpft find, — | 

(a), Die Größe der, bei dieſem Regulirungsgeſchaͤfte möglichen Fehler: läßt 

3 Rh, nicht leicht beurtheiien. Wenn man die Reinertragsſchaͤzung mit 


en Ergebniſſen der Kaufpreiſe und Pachtzinſe vergleicht, fo kann 
Iadie Wahrheit in der Mitte liegen. 


() Ueber die Maͤngel des mailänder Kataſters im diefer Hinſicht, ſiehe 
Burger, a. a. O. 


« 

9.332. 

Weitere Bemerfungen über die Reinertragsfchäkung. 

1) Der Neinertrag jeder Art von Grundſtuͤcken wird neben 
der Größe derfelben, und abgefehen von den Laſten, von 
folgenden Urfachen beftimmt (a): 

An der phyſiſchen Befchaffenheit des Bodens und dem Kli— 

ma, jowohl dem allgemeinen ald dem örtlichen (6); 
b) ber üblichen Bewirthichaftungsart ($. 128,1, bu. c.); 
c) den Abjagverhältniffen, die ſich in den Preifen der Erzeug: 
"7 niffe am naͤchſten Marktorfe und der : Entfernung von 
demſelben aͤußern. Aus dem leßteren Grunde muß eine 
Regel aufgeftellt werden, nad) - welcher -der Marktpreis 
für jede Meile, die ein Ort von dem Verkaufsplatze 
entfernt iſt, niedriger angenommen wird, doch mit Ruͤck⸗ 

ne. fiht auf die Befchaffenheit des Weges (c). 

2) Diefe- Umftände Haben fowohl auf den rohen Ertrag, als 
auf die abzuziehenden Koften Einfluß. 

3) Bei allen Grundſtuͤcken, deren Ernteertrag von Jahr zu 
Jahr verſchieden ift, wird ein Mitteljas in Gemaͤßheit 
laͤngerer Erfahrung angenommen, alſo mit Ruͤckſicht auf 
Unfaͤlle und Verluſte. 

4) Der Roh- und Reinertrag von Aeckern muß wegen der 
verſchiedenen abwechſelnd auf einander folgenden Gewaͤchſe 
fuͤr eine ganze Wirthſchaftsperiode, alfo nach der uͤblich⸗ 
ſten Fruchtfolge für 3 oder 6 Jahre berechnet werben, 

woraus man ſodann den Durchſchnitt zieht. m 

5) Bei Waldungen hat man zuvoͤrderſt den nachhaltigeh Gr: 
trag nach der beftehenden Holzart, Benubungsimeife; Um- 
triebögeit ıc,,. fodann den Betrag der Nebennutzungen, 
endlich ſaͤmmtliche Betriebskoſten aufzuſuchen (y. 


| 
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(a), von.Slotow Anleit. S. 8. | 

(5) Bei Aeckern, Wiefen ꝛc. lommt auch die Entfernung der Ländereien 
von dem Orte, wo Die Wirthſchafts gebaͤude ſich befinden, in Be⸗ 
racht. Daber wird im ſaͤchſ. Kalaſter die Entfernung jedes Grund⸗ 
ſiudes vom Dorfe in Zahlen angemerkt. Berechnungen hieruͤber bei 
Sſock, Mittheilungen, II, 380. | ’ 

(c) Rheinpreuß. Inftruct, $. 135. — v. Slotom rechnet für 1 Meile 
Entfernung vom Marftorte, wenn nämlid dort wirklich der Verkauf 
geſchieht, 2 pEt. ab, ©. 37, 

4) Nach franzöf. Gefegen fol der Hoch» und Mittelwald nicht höher, 
als der Niederwald angefchlagen, werden , weil man beide beliebig 
in legteren ummandeln fann und die Aufzucht von älterem Holze be» 
günftigt werden fol, Rec. 369. 370. nn ah, 


— 
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6) Für die Schaͤtzung jeder Art von Grundſtuͤcken werden in 


7 


) 


einer Inſtruction ausführliche Borfchriften aufgeftellt, alfo 
außer den genannten aud) für Wiefen, Weiden, Gärten 
verfchiedener Art, Haiden, Teiche, Torfitihe, Steinbrüche, 
‚Lehmgruben u. dgl. Der Ertrag des Nutzviehes bleibt au: 
ger Anfab, da er mehr Frucht ded Capitales und Ge 
werbfleißes ift, doch muß der Geldanfchlag der Wiefen 
und Weiden da, mo einträgliche Viehzucht getrieben wird, 
von felbft höher ausfallen. | | 

Da die Gebundenheit der Landgüter in vielen Ländern 
nicht befteht, in’ den anderen aber ihre Fortdauer zweifel⸗ 
haft ift und einzelne Beräußerungen immer vorkommen, 
fo müffen alle einzelnen Beftandtheile eines Guted für 
fi, unabhängig von ihrer Verbindung mit-anderen, ab: 
geihägt werden. Gleichwohl darf man die Koften nicht fo 
berechnen, wie fie ſich ftellen würden, wenn man nur 
‚ein. einzelned Grundftüd für fich benußte, fondern wie fie 


ſich bei.einer Landwirthſchaft von gewiffer mittlerer. Größe 


i „verhalten (a). B 
8) Zu den. abzuziehenden Koften gehören Ausfaat, Ankauf 


von Düngemitteln, die man nicht felbft producirt, z. €. 
‚Gips, Arbeitslohn, bei welchem aud) ber Unterhalt des 


Landwirthes eingerechnet werben follte, Futter der. Haus⸗ 
thiere, Ausbeſſerung und Abnuͤtzung der Geraͤthſchaften, 
Abnuͤtzung des Viehes, Baukoſten, Zinſen des ſtehenden 
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und umlaufenden Gapitaled (6), Zinſen ‚der Gebäude, im 
Falle eine befondere Hauöfteuer erhoben wird. 


(a) Man würde z. €. einen zu geringen Reinertrag finden, wenn an 

annehmen wollte, der Dunger würde für das Acketland baar. erfauft 
und die Pflugarbeit in Accord für das einzelne Grundftäd geleifter. 

(5) Das umlaufende Capital gehört im Falle der Verpachtung dem Padı- 
ter, und der Verpachter hat darum feine Vergütung dafur zu er- 
warten. Die Binfen des ftehenden Capitales fallen zwar, wenn ein 
ganzes Landgut verpachtet wird, dem Eigenthuͤmer neben der Grund» 
rente zu, und brauchten in ſolchen Fällen nicht abgezogen zu werden, 
wenn nicht auch öfter einzelne Grundftüde in Pacht gegeben würden, 
deren Eigenthümer feine Vergütung für Vieh, Gerätbfchaften ꝛc. en» 
pfängt. v. Groß, ©. 32, ift gegen diefen Abzug, weil: die Zinfen 
ein Theil der Productionstoften feien. Beifpiel ver ‚Berechnung bei 
v. Floͤtow, Anleit. zur Abſchaͤtz. der Grundſtuͤcke, © 43 ff. — 
Block, Mittheilungen, III, 48 - 70 ff. 


$, 334. 

Eine große Vereinfachung dieſes Abſchaͤtzungsgeſchaͤftes ge: 
währt die Eintheilung der Grundftüde jeder Art in Claſſen, fo 
daß viele einander im landwirtbfchaftlichen Werthe ungefähr 
gleich kommende Stüde in eine Glaffe zufammengeworfen wer, 
den und für fie nur ein einziger Ertragsſatz aufzufuchen ift, 
Hiebei bleiben allerdings Fleine Berfchiedenheiten unbeachtet, und 
ed giebt Falle, wo man ungewiß ift, wohin ein Grundftüd 
zu feßen fei, welches gerade zwifchen 2 Glaffen in die Mitte 
fallt. Dagegen ift die Abkürzung der Arbeit ein fehr großer Vor⸗ 
theil, und zieht zugleich die nügliche Folge nach fih, daß nun 
die Audmittlung der Glaffenfäge defto forgfältiger und gründli: 
her gefchehen kann. Wenn man feine Claffen zu Hülfe nahme, 
fo wäre ed unvermeidlich, daß bei ber ungeheuren Menge von 
einzelnen Objecten eine Webereilung eintiffe, bei der man weit 
größere Fehler beginge. | 


$. 335. | | 
Demnach zerfällt die Abſchaͤtzung in nachftehende Verrich- 
tungen: = | 
1) Aufftelung einer gewiffen Zahl von Glaffen der Lande: 
reien, nach ihrem landmirthfchaftlichen Werthe, Elaffi- 
fication. Diefelben müflen nad) deutlichen Merkmalen 
Bau polit, Oston. 3x VBd. 2. Abth. 8 
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in der äußeren Belchaffenheit von einander. unterſchieden 
werben. In jeder Gemeinde darf man nur fo viele. Claf: 
fen anorbnen, daß diefelben leicht zu überfehen find (@). 
2) Berhnung des toben und reinen Ertragd jeder Claffe: 
Hiebei kann man fich zum Behufe der näheren Ausmitt- 
lung an beftimmte, den Character jeder Claffe deutlich am 
fich tragende Muſterſtuͤcke (types, &talons) halten, bei 
denen der. wirkliche durchfchnittliche Ertrag, die Kaufpreife 
und Pachtzinfe, foweit fie fich erfahren laſſen, zu Hülfe 
genommen werben, Schon im Voraus die, Berhältniffe 
feftzufeßen, welche zwifchen dem Nohertrage und den Ko— 
ften fhatt finden follen, ift nicht rathfam (d). 
3) Einreihung aller Parcelen der) Gemeindemartung im. bie 
Caſſen, Einſchaͤtzung, Claffirung (classement). 
Hiedurch wird man in den Stand geſetzt, die, für bie 
Abſchaͤtzung brauchbaren Pachtzinfe und Kaufpreife jeder 
Glaffe zufammen zu ſtellen und mit dent Ergebniß der 
Glaffenberechnung (2) zu vergleichen. Die Einſchaͤtzung 
muß nicht nothwendig erſt nach der Glaffenberechmung, fie 
kann fogar vor derfelben gefchehen (ec), und dieß hat dem 
Vortheil, dag man dann für die leßtgenannte Arbeit mehr 
Anhaltspuncte erlangt: Wr 


(0) Su Mailand waren nur 4 Elaffen erlaubt, in Sranfreich find. beim. 
Aderlande 5, bei anderem nur 3 vorgefchrieben, doch mit ——— 
Rec. Art. 510. — In Rheinpreußen ſollen die Claſſen auch auf 
aufatmen gezogen werden, Suftr. $. 115. — In einzelnen Alben 
— immer Zwiſchen⸗, Unter» und Oberclaſſen erlaubt ſein. ⸗ 


.v. Flotow, ©. 18. PR vd 
6) In Wuͤrtemberg ift für das prodiforifhe Kata 

bi die Koften bei Ackerlaud auf 43—$, bei Wiefen + —, bei Ne! 

land auf z—$ des Robertrages gefegt werden muflen, und. | fie. 


dh bei der Ausmittlung hoͤher zeigen, da muͤſſen fie e 

fi erlaubte Maaß jurudgeführt werden, woraus Uhgleichheiten ent» 
fiehen, zu deren Dermeidung Die Ermäßigung der Koftenfäge von 
anderen Sändereien nöthig wird, Gef v. 15. ‚Jul, 1821 $. 21. Iuftr, 
6, 711— 73. — Es geſchieht öfters, dag man bei gewiflen ſchlechten 
und’ entlegenen Ländereien feinen Reinertrag findet. Stimmt hiermit 
die Preislofigfeit folder Grundftüde überein, fo iſt es ganz 
ſie, wenigſtens einſtweilen, unbeſteuert zu laſſen, indem Die ng © 
sentelofer Grumdftüce nicht zu beftreiten iſt d, j..216) — 

wenn ein negativer Neinertrag zum Vorſchein Fäme, dürfte man eine 
unridhtige Berechnung vermuthen, Vgl. Rec. Art, 515, — Die Vor · 
ansfehung der Rheinpr. Inftr, 5. 437, daß in der Regel adie Eul- 


ws 








115 


turföften der geringeren Adterclaffe zu ihrem rohen Ertrage in chem’ 
dem Verhaͤltniſſe fteben, wie die Koften der 1ten Elafje, zum roben 
Ertrage derfelben, widerftreitet den meiften Erfahrungen derer, die fich 
mit landwirthſchaftlichen Tarationen befchäftiget haben; f. auch Bur- 
ger, Reife, II, 22, | 

Ce) Rheinpreußen, allgem, Iuftr, $. 127, — Inftruction über die Ermiitt- 
lung des Neinertrages, $. 4 Hier unterfcheidet wan 1) Maflen- 
claffirung, d. h. die Eintheilung der ganzen Gemeindefur in grö- 
Gere, verfhiedenen Elaffen entſprechende Abtheilungen, 2) die befon» 
dere Elaffirung, wobei nämlidy einzelne Grundftüde von der Abtbei- 
lung, in die fie bei derMaffenclaffirung geſetzt worden find, getrennt 
und einer anderen Elaffe zugetheilt werden, was nur ald Ausnahme 
betrachtet wird, f | 


$. 336, PT 
Die perfönlichen Erforderniffe zur Ausführung der bisher 
- betrachteten Schägung find von der Art, daß ihnen nur durch 
die Zufammenwirkung verfchiedener Glaffen von Perfonen voll 
fommen entfprochen werden Fannı. Man braucht nämlich 

1) ortöfundige Männer, welche den Schäßern jedes Grund» 
fläd zeigen und auf alle, der einzelnen Dertlichkeit eigens 
thümliche Umftände aufmerkfam machen können, Feldan⸗ 
jeiger, indicateurs. 

2) Zaratoren, Schäger, experts, die eine gründliche Kennt⸗ 
niß der Landwirthſchaft befisen und auch den Betrieb der 
Gegend, in welcher fie zu fchägen haben, wohl kennen. 
Es verfteht fih, daß bei ihrer Auswahl zugleich auf Un: . 
partheilichkeit Nückficht genommen werden muß: gr ° 

3) Staatöbeamte, die mit dem Steuergefege fowie mit den 
Grundfägen der politifhen Dekonomie und der Landwirth- 
ſchaft vertraut und daher fähig. find, die Arbeiten zwed: 
mäßig zu leiten. Hiezu Bönnen befondere Commiffäre ab: 
geordnet werben, welche für die Gleichförmigfeit der Schä- 
Bungen in einem Zandesbezirfe forgen. Es wäre fonft zu 
befürchten, daß man in jeder Gegend nach anderen Me: 
geln und Anfichten handelte und, ungeachtet aller Sorg— 
falt und Gewiffenhaftigfeit der Taratoren, gleicher NReins 
ertrag in dem einen Schaͤtzungsbezirke höher angeſetzt 
würde als in dem anderen. Diefe leitenden Beamten 
müffen durch mündliche Inſtruction und Verabredung fo 
vorbereitet werden, daß fie ganz im einerlei Sinn ver 
fahren (a). | 3° | 
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Ca) Frankreich: Die Steuercontroleure deö Dep. werden vomiPräfeeten 
in bie. zu fataftrirenden Gemeinden gefendet, um allen Verhandlun⸗ 
gen der. Schaͤher beizuwohnen und dieſe ftets auf dein rechten Weg zu 
lenken, das Protokoll zu führen, Bericht; zu erftatten. Der Steuer⸗ 
infpeetor nimmt von den Schäsungsarbeiten während ihres Fortgan« 
ges Einfiht und berichtet an den Steuerdirector. Rec, 607, ff. 641. 
— In Rheinpreußen findet eine abweichende, eigenthuͤmliche Einrich⸗ 
tung ſtatt. In jedem Reg.⸗Bezirle wird cine Elaffificationscommif- 
fion aus 3 gebild eten Landwirthen, oder es werden auch mehrere folde 
Commifionen errichtet, und zur Beforgung aller Kataftergefihäfte eines 
Verbandes (Bezirkes) beauftragt. Ein Steuerbeamter führt das Pro- 
tofoll, niedrere Controleure find beigegeben. . Die Commiffion theilt 
den Verband in Diftricte und ftellt für jeden die Elafien auf. Ein 
Mitglied beforgt in jeder Gemeinde die Auswahl der Mu 
und die Maflenclaffirung, die Einfhäsung CParcellen-Elafjirung) wird 
dann von den beiden anderes Commillfonsmitgliedern mit Nike von 

Einſchaͤtzungs ⸗Controleuren vorgenommen (nach der. früheren. Vorſchrift 


dann in der allgem. Inſtr. von 3 Taxatoren). Die RE 
nung geſchieht fpäter von der obengenannten Commiſſion a 

Semeinden. —— 
[rer " 2) 


u J * ’ 


$. 337, 


Zur Vollendung des Katafterd gehört, daß bie ausgemit- 
telten Zahlen einer forgfältigen Prüfung unterworfen. werden. 
Jeder Grundeigenthümer . muß von denfelben, fo weit es fein 
Intereſſe fordert, in Kenntniß gejeßt werden (a), um innerhalb 
einer gewifjen, nicht zu kurz anzuberaumenden Friſt ſeine Be— 
fchwerden vorbringen. zu können, welche vornaͤmlich gegen Die 
Einfhäsung gerichtet fein werden. Zur Unterfuchung ſolcher 
Beichwerden (Steuerreclamationen) tft es dienlich, befonbere 
Prüfungscommiffionen zu errichten, in denen fowohl unterrich- 
tete Staatöbeamte als achtbare, landwirthſchaftskundige Privat: 
perfonen, aus den Grundbefigern gewählt, Sig und Stimme 
haben (b). Da inzwifchen hiebei zunächft nur die. Verhaͤltniß— 
mäßigfeit der Einſchaͤtzungen und Berechnungen innerhalb eines 
gewiffen Eleineren Bezirkes zur Sprache kommen kann, fo iſt 
noch eine umfaffendere Prüfung nöthig, welche darin. befteht, 
daß man die Ertragsfäge mebrerer kleinerer oder. ‚größerer Be 
zirke mit einander und mit dem, was fonft über das Verhaͤlt⸗ 
niß diefer Gegenden zu einander thatſaͤchlich bekannt iſt, ver 
gleicht, um, falls fich noch eine Ungleichförmigkeit, der Berech⸗ 
nungsweiſe entdeden läßt, durch Berichtigungen ein vollfomme: 
"nes Ebenmaaß herzuftellen (0). Nach diefen Verbeſſerungen ift 
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dad Katafter als Darftellung des geſammten Bodenertrages in 
einem Lande zu betrachten und kann ber Vertheilung der Grunds 
fteuer auf Provinzen, Bezirke ic, zur Unterlage dienen. ; 9 


Ca) Franfreih: Jedem Grundelgner wird fihriftlich angezeigt, nie: jeber 

Theil feines Beſitzes eingefhägt, und wie der Ertrag jeder Claſſe an- 

genommen worden ift. Zugleich werden alfe diefe Liften anf dem 

Rathhauſe zur Einficht aufgelegt, Rec. 684 ff. Aehnlich Rheinpr. 

allgem. Inſtr. $. 158. 159. .. 

Mailand: 6 Echäßungscommiffäre und 6 der geſchickteſten Feldmeſſer 

bildeten eine einzige Commiffion zur Unterfudung aller Befchwerden. — 

Srantreih: Der Steuercontrolenr und der Schäßer unterfuchen in je» 

der Gemeinde den Grund der Beſchwerde, nehmen ein ausführliches 

Protofoll auf, und der Präfeet entfcheidet, nad) Vernehmung des 

Präfecturrathes. Rec. 734 — 45. — Rheinpreußen: Prüfungscommife 

jionen, in die aus jeder Gemeinde ein: Deputirter ernannt wird, uns 

ter Vorſitz des Landraths und Theilnahme des Steuerbeamten :c. 

Die Bezirksregierung entfcheidet über die Vorfchläge diefer Commiſ— 

fion. Allg. Inſtr. $. 170— 180. — Baden: Revifionsverfammlungen 

in befonders biezu abgetheilten Diftricten von 25— 40,000 Einwoh« 
nern, jedod nur aus Staatöbeamten. Edict von 1810, $. 26, — 

Baiern: Compromißgerichte aus 1 DObertarator und 2 Taratoren. 

Geſ. v. 1828, $, 101, * 

Ce) Frankreich: Cantonalverſammlungen, aus jeder Gemeinde ein, vom 
Gemeinderath gewählter Grundeigenthümer, um die Schäkungen der 
einzelnen Gemeindefiuren im Canton in richtiges Verbälmiß zu brin« 
gen, Rec. 766 ff. Die VBertbeitung der Grunditeuer umter die ein» 
zelnen Dep. und Cantons gefhicht nicht volftändig nad den Kata- 
fterergebniflen, fondern diefe werden nur, neben anderen Unterfuchun« 
gen, z. €. der Kaufpreife und Pachtzinfe, benugt, um die Ältere Ber- 
tbeilung zu verbejiern, was bloß durd) Pen der zu groß cr» 
fheinenden Eontingente erfolgt; f. Rapport au roi, 1828, ©. 32, 
— Rheinpreußen: Cabinetsordre 17. Apr, 1828. Verordn. des Fin. 
Min. v. 22. Aprit 1828. In jedem Reg.⸗Bez. eine Commiffion aus 
Deputirten der Kreisftände, der Provincialftände, aus den Landraͤthen 
und dem refpicirenden Regierungsratbe. Diefe Commiſſion revidirt 
die Reinertragsfäge aller Diftricte, nad dem Vortrag eines General» 
infpectors des Kataftere. Um die ſaͤmmtlichen Negierungsbezirfe in 
richtigem Verbältniß anzulegen, wurde eine Commiffion aus ftändi« 
fhen Deputirten und. den Kegierungspräfidenten gebildet, 


(b 


— 


§. 338. | 
Was die Form des Katafterd betrifft, fo muß daffelbe in 
tabellarifcher Anordnung alle, für jedes Grundftüd ermittelten, 
deffen Befteurung betreffenden Thatſachen auf die überfichtlichfte 
Meife darftellen. Jede Gemeinde erhält ihr eigenes Katafter. 
‚Man hat, um aus demfelben leicht die Hebeliſten ziehen zu 
fönnen, durchgehends vorgezogen, die jedem Eigenthümer gehö« 
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renden Gegenftände zufammen zu fielen, wobei allerdings auch 
ein, der Charte entfprechendes,, nad) der Lage der Grunbdftüde 
in der Flur geordnetes Verzeichniß derfelben nicht zu entbehren 
ift (a). Das eigentliche Katafter (Mutterrolle, matrice du 
röle: cadastral) enthält bei jedem Eigenthuͤmer Namen und 
Wohnort, bei jedem Grundftüd die Section und Nummer der 
Charte, — die Größe, — die Art der Benutzung, — bie Bo: 
denclaffe, — den daraus fich ergebenden Anſatz des Preifes oder 
Reinertrages, — die Reallaften,' falls diefe ebenfalls Fataftrirt 
werden), — und den nach Abzug berfelben übrig bleibenden 
Steueranfhlag (d). Alle Veränderungen im Beſitzſtande durch 
Berkauf, Vererbung, Theilung ıc., fowie in der Eulturart oder 
im Steueranfchlage, z. E. bei natürlichen Berfchlechterungen, 
werben. entweder in befonderen Umfchreibebüdhern (c), oder 
im Katafter felbft, welches zu diefem. Behufe leeren Raum ent 
halten muß, nachgetragen (d). 


Ca) Benzenberg, II, 184 zieht ein Flurbuch dem nad). den Eigen- 
thuͤmern geordneten Katafter vor, ‚ohne iedoch daneben ein Bud Der 
——— nur. mit geringerer Ausfuͤhrlichteit, für ent zu 
halten. big 

(6) Formulare bei v. Malchus, Organismus der Behörden, H, ©, 
XXXVIU ff. Defien Politit der inn. Berw. U, S. LI. — T» 
rantola, Praft. Darftellung d. Mailänd, Steuerregulirung Beil. VI. 
Das Mailänder Katafter enthält die Benugungsart nit, Die man 
in der Erflärung der Slurcharte unter der Nummer jedes Gru 
nachſehen muß. Hi 

Co) Franfreih: Alle Eigenthumsveränderungen werden in einem 

» buche nach der Zeitfolge aufgezeichnet. In der Mutterrofle wird 
ganze Artikel des Eigenthümers, bei dem ſich ein 3u- oder Abgang . 
net bat, geftrihen und fodann in dem Umfchreibebudhe, livee 
mutations, welches als eine Fortfegung der Mutterrolle anzufehen ift, 
neu eingefchrieben, Rec. 862, 876. Diefe Einrichtung ift ſehr be⸗ 
fhwerlih, f. Benzenberg, I, 493, — Baiern: Das Umfhreibe- 
fatafter nimmt nur die Zu⸗ und Abgänge und die nach denfelben ab» 
geänderte jedesmalige Steuerfchuldigkeit des Befigers auf, Inftr. 
die Liquidirung der Grundfteuer, 19. Ian. 1830, $. 83. — Me 
das Mailänder Ab» und Sufchreibebuh, Tarantola, Beil. k 

Ca) Vorſchlag v. Benzenberg, II, 184, im Katafter bei jedem Grund- 
ftüde Raum für 14 halbe Zeilen zu laſſen. — Sehr } zaͤßig iſt 

ie Einrichtung des bad. Katafters, welches aus einzelnen 
(Steuerzetteln) 5 und in welchem’ alle — 
tragen werden, ohne daß man eines Umſchreibebuchs bedurfte. Mu 
ift ein ſolches Katafter nicht mit gleicher Bequemtichkeit zu ge 
wie ein eingebundenes. ai 
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2. Abfah 


Gefältfeher. 
3.39. | 


Nachdem einzelne dingliche Rechte, auf. Nugungen aus Ein. 
bessien ſich von dem Eigenthumdrechte gefondert und. eine Be: 
ſchraͤnkung deſſelben gebildet haben, zerfaͤllt der ganze Reiner⸗ 
trag, den Grundſtuͤcke ‚abwerfen, in den Antheil des Eigen: 
thuͤmers, — Grundveute im. engeren Sinn, und ben Rt 
‚anderen Berechtigten, — Grundgefälle Die Steue 
‚der Gefaͤllherrn im Allgemeinen kann feinem Zweifel u u 
weil diefelpen im Genuffe eines reinen Einkommens. find, „ In 
der Ausführung kann jedoch eine. befondere Gefaͤllſteuer nur dann 
ſtatt finden, wenn die Gefaͤlle bei der Ausmittlung ber Grund: 
vente -berucjichtigt worden find und die Berechtigten nicht ſchon 
indireet, durch, die Abzüge der gefällpflichtigen. Grundeigenthuͤ⸗ 
mer, getroffen werben, 8. 800. Die Anlegung einer Gefaͤll— 
Dominical:) Steuer. ift in. Anfehung ‚der ‚zu befolgenden 
Grundfäge nicht ſchwierig, wohl aber wegen ‚der. vielen erforder: 
lichen Unterſuchungen verwidelter thatfächlicher Verhaͤltniſſe fehr 
muͤhſam und umftändlich, wofern nicht alle dieſe bäuerlichen 
eiftungen. ſchon erforicht und in eine einfache Entrichtung ums 
gewandelt find (@). Die Gegenftände diefer Steuer. find: 

1) Rechte auf Entrichtungen aus dem Ertrage der Ländewien, 
Zehnten, — Grundzinfe in Geld oder Naturalien, unter 
verfchiedenen Namen, Kanon, Guͤlten, — ‚Holzberechti: 
‚gungen; 
2) Rechte auf Zahlungen bei Beſitzveraͤnderungen der Ländereien, 

Handlohne 20.35 

3) Rechte auf Frohndienfte von ben Eigenthümern der Grund⸗ 
flüde, foweit noch Feine Umwandlung oder Ablöfung ſtatt 
gefunden hat; 

4) Rechte auf gewiffe Benugungsarten fremder Ländereien,’ 
Weide:, Jagd», Fifcherei: Berechtigungen. 
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(a) Bad, Grundfteuer» D. 9. 68: — Baier. Grundfteuergef. v. 15, 
1828, $..47, Inftruction für die Mquidirung zc. v. 19, Jan, 1830, 
1.2229, 53. —  Würtemb. Inftruct, für die Ob.⸗Amts. Steuer⸗ 
Eommifjarien, 6. Sept; 1821, $..15 ff. — Handbuch der Steuerge» 
ſetzgebung Würtembergs, ©.; 123, 


Zur Erforfhung aller Gefälle geben die, von den Eigen, 
thümern der belafteten Grundſtuͤcke gemachten Anzeigen eine gute 
Aushülfe, ob fie ſchon fuͤr ſich allein nicht zureichend fein wuüͤr⸗ 
den, „weil dei ihnen ſowohl in der Größe der Laften, als in 
der Perſon des Berechtigten manche Fehler begangen werde 
Fönnen, Mit diefen Anzeigen" verbindet man die von den Be— 
rechtigten ſelbſt zu erhebenden Angaben über Umfang und Maaß 
‚der Öefällberechtigungen,  Biveifelpafte Puncte werben mit Hl 
‚von Urkunden, 3.8. Sturbüchern, gerichtlichen Entſcheidungen 
u bal. aufgeflärt, und es muß dem Berechtigten und deſſen Stell: 
vertretern geftattet werden, bei ber Feſtſtellung aller diefer Be: 
rechfigungen anweſend zu fein. Der Betrag der Leiſtungen wird 
..6), foferne fie von feſter Größe find, nach den Durchfehnitts- 

IR zu Geld angefchlagen. Für verſchie⸗ 
dene, nur M geringer Menge vorfommende Entrichtuns 
gen, 3. €. Geflügel, pflegt man fir das ganze Land ei: 
., „nen, gleichmäßigen Pteisanfag zu geben; ERBE 
2) bei verändetlichen Gefällen wird der Durchſchnitt aus einem 
beſtimmten Zeitraum, ſowohl in Anfehung der Größe der 

Naturalnugung, als in Betreff des Geldpreifes, oder eine 

Schaͤtzung zu Grunde gelegt. Der Zehntertrag insbeſon⸗ 
dere kann aus dem, bei der Grundfteuerregulirung gefun⸗ 
denen Rohertrage abgenommen werden. Bei ben Beſit 
"veränderungsabgaben Fann für jede Art der Veränberums 
gen, 3. E. Vererbung, Verkauf, eine gewiſſe Periode, 
innerhalb deren man einen folchen Fall annimmt, feftge: 
feßt werden. Dem Berechtigten ift es frei zu ftellen, 

durch Vorlegung feiner Rechnung den Beweis zu führen, 
daß der Ertrag Feiner gewefen fei, ald man ihn ange: 
nommen hatte. | 
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I. 34. 

Bon dem Rohertrage der Gefälle find die, mit bemfelben 
nothwenbdig verbundenen Ausgaben abzuziehen. Dahin gehören 

4) die auf den Gefällen ruhenden Laften und Gegenleiflungen, 
z. B. die Beköftigung der Frohnatbeiter, die Bezahlung 

fuͤr das, um niedrigen Preis zu beziehende Berechtigungs⸗ 

holz, bie Unterhaltung eines Zuchtftieres (Faſel) ꝛc. Der 
Zehnte ift mit den beträchtlichften Laſten belegt, indem oft 
die Verbindlichkeit zur Unterhaltung und zum Neubau 
von Kirchen, Pfarr: und Schulhäufern, oder zur Beſol⸗ 
dung von Pfarrern und Schullehrern auf ihm ruht. Das 
Verfahren bei der Ausmittlung folcher Zaften kann aus 
ben zur Umwandlung oder Ablöfung von Gefällen aufs 
geftellten Regeln (a) abgesommen werden, nur daß man 
für den Zweck der Befteurung einen minder umftändlichen 
Meg wählen muß (b). 

2) Die mit der Einziehung verbundenen Koften, Verlufte und 
Unbequemlichkeiten.. Hier kann man ſich allgemeiner An: 
füge für den erfahrungsmäßigen Betrag dieſer Koften 
bei jeder Art von Gefälen bedienen (ce), wobei jedoch auch 
darauf Rüdficht genommen werden follte, daß, je Kleiner 
die einzelnen zu erhebenden eiftungen find, deſto mehr 
Mühe aus ihrem Ginzuge entſpringt. Wollte man für 
diefe Koften gar feinen Abzug machen, fo müßte man 

mindeſtens bei der Gapitalifirung des Ertraged einen ges 
ringeren Multiplicator anwenden, was jedoch wegen ber 
großen BVerfchiedenheit zwifchen den Gattungen von Ge: 

fällen ungenau wäre. 

Eine Folge diefer beiden Abzüge iſt es, daß da, wo bies 
felben ftatt finden, die Gefällfteuer eines belafteten Grundftüdes 
mit der, gehörig in Gemäßheit der Gefälle verminderten Grund: 
fteuer zufammen nicht foviel ausmachen kann, ald die le&tere 
allein betragen würde, wenn Feine Gefälle beftänden (d). 


(a) 3. 3. Bad. Zehntgefeh v. 15. Nov. 1833 $. 38 ff. Inſtruct. über 
die Schägung der BepnDonjenre bei der Ablöfung von Domanial- 
Behnten, 19 Juni 1833, 
(5) Das bad, Grundfteuergejek, $. 77, 78. und die V. v. 22. Apr, 1814 
geben folgende Anſaͤtze verfchiedener jährlicher- Laften: 
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Meparatur Reaͤdification 
20 fl. 30 A. 


ne 
iche ohne Thurm, Ehor n fl. 13 fl. F 

» . Langhaus 3 fl. ..27 Rs — 
Kirche mit Thurm 33 fl. 47 


in Orten won mehr als 500 und 800 Ein, resp. 20 und -30 FR 
mebrz; Unterhalt eines. großen. oder —555 aſs⸗ resp. 90 und 
60 fl,, eines Ebers 20f., eines Widders 10fl. 


(&) —— bei Zehnten, Theil⸗ und Zinsgefaͤllen von Aedern und 
Wieſen wird ‚ty, von Aeckern 4 abgezogen, Obnehin wird aber von 
allen Gefällen der ausgemittelte Ertrag nur zu * angeſetzt. 


(a Das Gegentbeil fcheint in der bair. Inftruetion für, die iquibation x. 
$. 50 ff. angenommen zu fein. | 


3, Abſatzz 
Hausſteue r. 
$. 342. 

Es giebt Feine Steuer, deren Gegenftand jo, leicht zu ers 
kennen ift, als die Gebäude. Die Hausfteuer (a) hat daher 
hauptſaͤchlich nur in den Grundfäßen, nach denen fie zu behan⸗ 
deln iſt, einige Schwierigkeit, Gebäude, d.h. überdachte Räume, 
in denen Menfchen fich fortdauernd oder zur Bejorgung von 
Gefchäften aufhalten (6), find eine Verbindung von Grundftül 
fen und beweglichem Vermögen, und tragen theilweie die Ei- 
genfchaften beider Beftandtheile an fich, aber in einer jo innigen 
Miſchung, daß es nöthig ift, fie in. der Beſteurung einer abge 
fonderten Betrachtung zu unterwerfen. Während ihre Unbeweg: 
lichkeit die beliebige Benusung befchränkt und. der Lage einen 
großen Einfluß auf den Ertrag giebt, der bei den beweglich 
gebliebenen Capitalien hinwegfält, find fie doc in ihrer An» 
wendung, Entftehung uud Dauer. von den Ländereien ſo 
verfchieden, daß es nicht rathfam iſt, fie der wre 
unterwerfen. Auch die abgefonderte Behandlung des 
ten Plates (Area) und des Gebäudes, wobei jener in 
Grundfteuer, dieſes aber in eine andere Schagung gezogen wird. 3 , 
verdient keine Nachahmung, weil biedurch dasjenige getrennt 


wird, was wefentlich zu einem Ganzen verbunden iſt. Dage⸗ 


gen muß man nach der Beſtimmung der Gebäude BR; —— 
derſelben unterſcheiden, naͤmlich 
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4) Wohngebäude, 

2) Gewerbögebäude, welche zur »Betreibung eines Ge 
werbes benußt werden und einen Theil. des flehenden Ca 
pitales bilden, z. E. Werkftuben, Vorrathsgebaͤude, Ställe, 
Scheunen. 


(a) v. Jakob, L, $. 623, — v. Malchus, Finanzw., I, j 64. 

cd) Brüden, Straßen, Eifenbahnen, Schleufen ıc. find aud Bauwerke, 
die man aber wicht Gebäude zu nennen pflegt. Soferne fie nicht als 
Öffentliches Eigenchum ftenerfrei find, werden fie in die Grundſteuer 
gezogen, weil fie nit, wie bewohnbare Gebäude, zu einen ganz an» 
deren Smwede dienen, für den das bloße Grundfiid nicht tauglich ift, 
fondern lediglich die bisherige Nutzbarkeit deſſelben erhöhen, 

ce) In Frankreich wird der Bauplag Csuperficie) durdigehends als beites 
Aderland beiteuert; dad Gebäude bejonders nach feinem Mierbertrage, 
nad) Abzug des Platzes; Rec, Urt. 391, Ebenſo Rheinpreuß. allg. 
Safer, $. 98. 100. — Defterr. Patent v. 233. Dec, 1817. 5. 13: die 
area wird wie das zunächit liegende Grundjtüd angefhlagen, 


$.. 343. 

Bohnhäufer find wegen der Größe des auf fie zu ber: 
wenbenden Preifed ein anlodender und einträglicher Steuergegen: 
ftand, den man längft belegt hatte, ehe man daran denken konnte, 
den volkswirthſchaftlichen Grund dieſes Verfahrens aufzufuchen. 
Diefer liegt bei vermietheten Haufen am Tage, denn fie 
werfen dem Eigenthümer seinen Ertrag ab, weldyer, nach Abs 
zug einiger davon zu beftveitender Ausgaben, ein veines Ein: 
kommen übrig läßt. Obſchon nun im volfwirthichaftlichen Sinne 
nur die Wohnungen probuctiver. Arbeiter ein wahres Capital 
find, welches zu den Unterhaltsmitteln gehört (I, $. 126.) und 
lediglich wegen feiner Dauer von anderen, zu gleicher Beſtim⸗ 
mung dienenden Dingen ſich unterfcheidet, ſo bilden doch alle 
Miethwohnungen für den Eigenthümer ein zinstragended Ver⸗ 
mögen, welches zu dem Gapitale im privatwirthichaftlichen Sinne 
gexechnet werben muß (I, $. 223.. (a) ),. und deſſen Rente, der 
wahren Gapitalrente in der Befteurung völlig gleich geſetzt wer: 
den muß, 8.261. 


; g. 344. 
Um die wahre (reine). Rente der Haͤuſer zu finden, migen 
vom Miethzinfe abgezogen werden (I, $. 224.): 
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1) diejenigen größeren Audbefferungen 7 welche uͤblicher Weiſe 
ber. Miether nicht. übernimmt, und welche nur im Ueber: 
blicke eines längeren «Zeitraums angefchlagen werden koͤnnen; | 
2) die: Verficherungskoften,  die'man mit den, ohnehin nicht 
genau auszumittelnden Ausgaben in Nr. 1. zhfammens 
faffen kann (a); 
3) die unvermeidliche Werfchlechterung der Gebäude .(b),. bie 
ſich hauptſaͤchlich nach „der Beſchaffenheit der ae 
Stoffe und der Feftigfeit des Baues richtet. Ein Theil 
des Miethzinſes muß deßhalb als ein Neäbificationd 
betrag. angefehen ‚werden, d.h. als eine — Zah⸗ 
Alung, die, mit Zins und Zinſeszins, waͤhrend der anzen 
Dauerzeit eines gewiſſen Gebaͤudes, zu dem je der 
Erbauungskoften anwaͤchſt. Privatperfonen pflegen fich 
beim Kaufen und Vermiethen von Häufern dieſe Zahlen⸗ 
‚verhältniffe nicht deutlich genug zu machen (c), die Ges 
techtigfeit fordert jedoch die Beruͤckſichtigung derfelben in 
der Anlegung der Steuer, weil neue und alte, maſſive 
amd Leichter gebaute Häufer, auch wenn fie gleiche Miethe 
"eintragen, doch in Anfehung des aus ihnen fließenden’ rei: 
nen Einkommens fehr verfchieden find. Da die Erneue⸗ 
rung oder weſentliche Veraͤnderung eines ganzen 
ohnehin eine Reviſion des Steuerſatzes erfordert, ſo konnte 
man, bei der Kataſtrirung der Gebäude, ſich begnügen, 
nach ihrer jetzigen Befchaffenheit und der daraus zu 
vermuthenden Dauer gewifle Claffen, 3. €. 25 — 50jäh 
rige — 50 — 100jährige, — über 100 Jahre hinausge⸗ 
hende Dauer, zu unterſcheiden, und für jede einen be 
flimmten, von der Miethe — Reäbificationds 
betrag anzunehmen (d). eh.) 
Insgemein hat man für alle Häufer einen gleichmd 
Anfat aller diefer Ausgaben, oder irgend eine gleic 
ruͤcſichtigung derſelben angewendet (e). ige 
4) Die auf einem Haufe ruhenden Reallaften (fJ. 


(a) Wo die fehr empfehlenswerthe Einrichtung beftcht, daß der aiſſeen· 
ranzbeitrag je nach der groͤßeren oder geringeren Feuergef chleit 
seines Hauſes eine ungleihe Quote des Anſchlages See 
26.), da muß hierauf‘ einigermaßen geachtet werden, da "€. bie 
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„Gebühr nen einem Haufe aus Sahmerf mit Strohdach viel Höher if, 
“als von einem maffiven. ar 
(d) Defterr. Patent v. 23, De, 1817, 8.67, ht Miethertrage fol ein 
Abſchlag vorgenommen werden für die Unterhaltsfoften und fuͤr den, 
im Derlaufe einer beſtimmten Zeit ganz. oder zum Theil zu Grunde 
gehenden Eapitalwertb. | 
(e) Der Käufer bietet: zwar für ein feiter gebautes Haus mehr, als ein 
gleihgroges minder dauerhaftes, achtet aber biebei oft nur auf den 
Unterfhied der Bautoften, ohne fich deutlich zu machen, daß, von den 
Koften, mit denen ein vergänglidheres Gebäude errichtet worden ift, 
bei gleichem. Alter ſchon ein größerer Theil zerftört ift. Am. forgfäls 
tigften bat man bei der Berechnung der Baulaften, z. B. des Zehnt- 
berrn ($. 341.) , den Einfluß der Dauerbaftigfeit auf die jährliche 
Ausgabe in Betracht gezogen. rag; 
(d) Nimmt man eine Verzinfung von 4 pCt. an. (wegen der Schwie⸗ 
rigleit, Heine Summen anzulegen), jo fann, mit Einfluß des Bin« 
ſeszinſes, die allmaͤlige Serftörung glei geachter werden 1m 
vbei 2djähriger Dauer einer jährligen Ausgabe: von. 3 pet... 
>50 » » hi ——ni 12 
1178 2 > » 2.43 
»100 » Es h) * 2 42 | 
Wollte man, mit v. Jafob, I, $. 625.) feine Sinfen einrechnen 
fo würden für die Abnuͤtzung in vorftebenden Friſten 4— 2? — 1 —i 
pCt. vom rohen: Mietbertrage abzuziehen fein. .— ‚Die verfchiedenen 
Theile eines Gebäudes find von ungleicher Dauer, das Mauer 
werk eines maffiven Haufes wird auf 150—%00Y,, Dah und Holz⸗ 
wert nur auf 35 — 1009. angenommen, Blod, landwirthſch. Mit 
theit., III, 30, Diefer Schriftfteler ſchlaaͤgt Reparatur, Berfchle 
terung uud Affecuranz maffiver Gebäude jährlich zu 3—! pEt., nicht 
mafjiver zu 13 — 24 pCt, und beider im Durchſchnitt zu 11—14 


pet. an. 


co) In Frankreich (Rec. Art, 392) und Rheinpreußen, (angef. Inſtruct 
$. 101.) wird von der Mietbe + abgezogen, in Defterreih 15 pCt. 
(gegen +), in Naffau wird die Mierbe nur mit 145 capitalifirt, was 
gegen die Bervielfahung mit 20 gehalten, einen Abzuge von 28 pCt. 
‚gleich kommt. _ In Mailand’ zog man 4 ab, aber zugleih darum, 
weil die Häufer fpäter Fataftrirt wurden und fonft gegen die Fändes 
reien zu hoch gefhägt worden wären. * | 
(f) Die bad. Häuferftenerordnung $. 7. verbot den Abzug von Gülten, 
Sinſen u. a. Grundabgaben, mit Ausnahme der Muhlengülten, bei 
denen die Steuercapitale des Eigenthümers und des Guͤltherrn ge⸗ 
‚trennt werden, Die V. v. 21. Febr. 1811 geftattet auch den Abzug 
anderer Reallaften. Binfe werden mit dem 20, Erbpadtsabgaben 
mit dem 26fachen Betrage vom Steuercapitale abgezogen. 


§. 349, 
Die nad) diefen Abzügen übrigbleibende Rente eines Hans 
ſes läßt fich in zwei Theile zerlegen (a): 
1) Zins des, auf die Erbauung verwendeten Capitals, oder 
besjenigen Theiles befjelben, der bei einem älteren, veı= 
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fchlechterten Haufe noch als vorhanden angefehen werben 
fann; Baurente (building rent). | 
‚2 Rente, des überbauten Plage, eine wahre Grund» 
rente(b). 

- Diefe beiden Beftandtheile, wie fie in dem Miethzinfe des 
Miethbewohners vereinigt find, pflegen auch von einem und dem: 
felben Eigenthümer bezogen zu werben (c), indeß findet doch 
zwifchen ihnen eine erhebliche Verſchiedenheit ſtatt. Die Bau: 
venteift der gleichförmigere, Dagegen die Grundrente der veränder: 
lichere Theil. Bei zerftreuten Wohnungen ift die Lage inöge: 
wein nicht von folcher Wichtigkeit, dag man für einen Bauplag 
beträchtlich mehr zu geben geneigt wäre, ald feine landwirth⸗ 
ſchaftliche Nusbarkeit mit fich bringt. Je größer. dagegen eine 
Ortſchaft wird, deſto mehr Werth hat die Lage eines Plabed im 
fchönften oder lebhafteften Theile. Die Miethe und der Preis 
ber Häufer koͤnnen dann weit über das Verhältnig der Baus 
vente hinausſteigen, und diefer, aus ber Lage: entfpringende Bor: 
theil ift an den Bauplas gefnüpft (I, 8. 229. (@)), den 
man deßhalb fo theuer Faufen muß, als der Unterfchied zwifchen 
dem muthmaßlichen Preife eines Haufes und den Baufoften be 
trägt (d). Eine verringerte Nachfrage ober ein zu groß gewor: 
vened Angebot von Wohnungen dagegen brüden zunaͤchſt den 
„reis der Baupläge herunter. ine Zeit lang Fönnten zwar 
die Häufer ſo wohlfeil fein, daß fie auch die Baurente nicht 
mehr vollftändig vergüteten, allein dieß würde von neuen Bau: 


ten abhalten und es gehörten außerordentliche Umflände dazu, 


wenn dieſer Stand der Preife von längerer Dauer fein follte (e). 


(a) U. Smith, II, 239 (IV, 189 Baſ.). Ricardo, Cap. 14 folgt 
Smith in-diefem Gegenftande, 

(6) Auch in England wird für diefe Einnahme das Wort ground - rent 
gebraucht, waͤhrend man fonft die Rente von Ländereien land-rent 
nennt. 

(ce), In England find bisweilen Grundeigner und Bauherr zweierlei Per- 
fonen, v. Malchus, I, 234, 

(d) Doc giebt es einen Umftand, der ungeachtet der Zunahme der Volle» 
menge einer Vertbeurung der Mierhen und der Baupläge entgegen» 
wirft, nämlich die Erhöhung der Gebäude durd Aufſetzen neuer 
Stodwerfe, mwodurd mit geringeren Koften neue Räume gewonnen 
werden, da man Fundament, Keller, Bedachung, area x. erfpart, 
oder auch die Aufführung neuer Käufer ‚in größerer Höhe, 
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(ed In alten fehr gefunfenen Städten, 2. DB." Venedig, find. ſolche Vers 
bältniffe möglih, denn wenn auch der Preis eines Haufes fehr nie». 
drig geworden ift, fo bat, da diefer Verluft auf feine Weife verbil- 
tet werden fann, der Eigenthümer noch immer ein Interefie, durch 
Ausbeflerungen wenigftens den jegigen Ertrag fich zu erhalten. Def 
balb Fann cs Jahrhunderte dauern, bis Neubauten wieder vorsbeils 
baft werden. 


x 


$. 346. 


Eine auf die Hauseigenthuͤmer gelegte Steuer (a) muß 
zunächft aus der Hausrente getragen werben, weil es nicht 
möglich ift, das Angebot von Wohnungen fogleih zu verrin- 
gern und alfo die Steuer auf die Mitbewohner zu wälzen. _ 
Wenn nun hiedurch der reine Ertrag eined Haufe z. €, um 
& verringert wird, fo Eönnte daraus eine gleiche Erniedrigung 
des Preifes der Häufer entftehen, weil der Käufer nur dasjenige 
Einkommen zu bezahlen geneigt ift, welches ihm nad ber Be . 
flreitung aller Koften übrig bleibt. Diefe Veränderung würbe 
ſich im Mohlfeilerwerben aller derjenigen Baupläge außern , die 
bisher höher bezahlt wurben, als Aders oder Gartenland glei» 
cher Art. So lange die Renten und Preife der Häufer noch 
dieß Minimum der Grundrente und die Baurente vergüten, lift 
man im Stande, ohne Schaden neue Häufer aufzuführen, und 
wenn bieß nicht unterbleibt, fo folgt dad Angebot jeder Zunahme 
des Begehred und die Miether empfinden keine Nothwendigkeit, 
der Steuer willen, eine höhere Miethe zu bezahlen. Nur bei, 
Gebäuden, die keine höhere Grundrente abwerfen, als Laͤnde—⸗ 
reien, koͤnnte die Steuer den Preis fo fehr herabdrüden, daß 
man die Zuft verlöre, Gapitale zum Häuferbau zu verwenden. 
Daher läßt ſich in folchen Fallen beforgen, daß mit der Zeit 
die Miethen einigermaßen erhöht werben und die Ueberwälzung 
der Steuer gelingt. Allein auf dem platten Lande, wo ges 
wöhnlich allein diefe niedrige Grundrente der Baupläge ange 
teoffen wird, kommen überhaupt wenigere Miethen vor, denn 
die Eigenthümer bauen in der Regel für ſich ſelbſt. Kerner 
fommt in Betracht, daß bei anderen Gapitalanwendungen eben: 
falls Steuern übernommen werden müffen ($. 313). Da übri: 
gens die Baukoften- nicht mit voller Genauigkeit: vorausbeftimmt 
werben können, da die Preife und Miethzinfe immer zum heile 
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von zufälligen Umftanden. beftimmt werben, und jene Wirkung 
der Steuer nicht ſchnell erfolgt, unterdeffen aber manche andere 
Veränderungen eintreten koͤnnen, fo läßt fich nicht erkennen, ob 
die erwähnte Ueberwälzung wirklich ftatt gefunden habe; vage: 
gen kann nach dem Gefagten angenommen werben, daß in ber 
Regel die Hausfteuer auf den Eigehthümern liegen bleibe (6). 


Ca) Die engliihe Hausfteuer, von weiher Smith und Ricardo fpre« 
den, wird von den Hausbewohnern entrichtet. Bei ihr ift eine 
Ueberwälzung nur in foferne möglih, als ein Theil der Miether, um 

wicht mehr im Ganzen für die Wohnung ausjugeben, fi auf einen 
Heineren Raum befchränft, ſowie auch die Eigenthümer aus demfelben 
Grunde mehr Haustbeile zu vermierhen fuhen und auf diefe Weife 
ein Sinken der Miethe hervorgebracht wird, welches jedoch ſchwerlich 
fo viel beträgt, als die ganze Steuer. Soweit eine folde Steuer 
von den Hausbewohnern getragen wird, bat fie, wie Smith rich⸗ 
tig" bemerkt, die Natur einer Aufmwandsftener. | 

cby: Vol. v. Jakob, I, $. 634 ff. 


q. 347. 


Ein vom Eigenthümer felbft bewohntes Haus 
bringt Fein Einkommen ein, fondern erfpart nur eine Ausgabe (a). 
Es ift daher der Zweifel entitanden, ob im dieſem Falle eine 
Eintommenäfteuer erhoben werden dürfe, da dem Eigenthümer 
nur der Nußen des Gebrauches zufließt (5), und es könnte fcheinen, 
als ob, mit gleichem Rechte wie felbftbewohnte Häufer, auch andere 
nüßliche oder angenehme Wermögenstheile einer folchen Steuer 
unterworfen werden dürften. Im Allgemeinen koͤnnte man zwar 
nicht jeden Theil des Beſitzes als eine Urfache einer erfparten 
Ausgabe betrachten, allein bei Häufern treten befondere Umftände 
ein, die dieß zuläffig machen. 

1) Wohnung ift ein allgemeines, unabmeisbares Bedürfnig, 

und ed läßt fich nad) dem Stande, Gefchäft und Fami— 
lienverhältniß eines Jeden ein gewiffes Maaß des Bedar: 
fed angeben. Zudem ift die Ausgabe für die Miethwoh: 
nung fehr beträchtlich, da fie nach den Umftänden den Sten 
6ten, ja bisweilen den Aten Theil vom Durchfchnittdeins 
fommen einer Familie ausmachen fann. Daher wird der 
Genuß einer Wohnung in verfchiedenen Beziehungen ei: 
nem gewiffen Einkommen gleich geachtet, 3.3. bei Dienft: 
wohnungen ber Beamten, bei Gewerbögehülfen zc. 
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2) Hätte‘ jede Familie ihr eigenes Haus, fo koͤnnte man, ba 
die Wohnungen im Ganzen fich wahrfcheinlich nach den 
VBermögensumftänden richten würden, fich mit der Be 
fteurung der Einkünfte begnügen. Nun entfteht aber durch 
die Häufigkeit und Leichtigkeit des Wermiethend der Un: 
terfchieb, daß ein Theil der Staatöbürger jene Ausgabe 
vornehmen muß, ein anderer diefelbe erfpart, und in der 
Regel jeder bewohnbare Theil eines Wohnhaufes dazu be: 
nugt werben kann, um fi durch Ueberlaffen an Andere 
eine Einnahme zu verfchaffen. Bei der eigenen Bewohnung 
trifft daher der Verzicht auf diefe Einnahme und die Er: 
ſparung einer Ausgabe zufammen, und ed läßt ſich an: 
nehmen, als feien in einer Perfon die beiden Eigenfchaf: 

ten eines Vermietherd und Mietherd vereinigt, wie z. 8. 
viele Gewerbsunternehmer zugleich Capitalbefiger find, 


3) Andere Genußmittel, wie Gemälde, koſtbare Geräthe und 
vergl. find nicht fo unentbehrlich, daß man fie zu miethen 
genöthiget wäre, fie find auch nicht fo leicht und ficher 
zu vermiethen, größtentheild von Fürzerer Dauer , gewöhns 
ich nicht von fo hohem Preife, zudem nicht fo offenkun: 
dig, ald Häufer. Wo fie daher nicht‘ gewerbmäßig ver: 
miethet werden, welches dann unter die Gewerbftener fällt, 
da eignen fie fich nicht zu Gegenſtaͤnden einer Einfom: 
menöfteuer (c). Ä 


Ca) Nur dann Ffönnte man das Gegentheil behaupten, wenn man auch 
den Vortheil des Gütergebraudes zu dem Einkommen rechnen wollte. 
Der Sprachgebrauch ift diefer Erweiterung des Begriffs von Einkom⸗ 
men, revenu, reditus, nicht gunftig; aber felbft wenn man ihn zu⸗ 
giebt, muß doch wieder das Einkommen an neuerworbenen Sadhgus 
tern von dem aus dem Gebrauche der ſchon im DBefibe befindlichen 
unterfchieden werden. 

(6) Diefer Anficht ift Log, II, 279, weldyer die vom Eigenthümer bes 
nusten Hänfer nur nah Maaßgabe der auf fie verwendeten Ausga⸗ 
ben einer Eonfumtiensfteuer unterworfen fehen will. Vgl. $. 345. (a) 
— In Defterreih wurden bei der Joſephiniſchen Steueranlegung nur 
die wirklich vermietheten Gebäude befteuert, v. Kremer, II, 133. 

Ce) Sie können in der Regel nicht felbit, fondern erft wenn fie verfauft 
werden und der Erlös eine andere Anwendung findet, zur Quelle 
eines Einfommens werden. 9 


Rau polit, Oekon. Ir Bd. 2, Abth. 
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$. 348. 


E3 giebt indeß einen-Grund, aus welchem die von den 
Eigenthümern benügten Wohnungen nicht ganz genau fo wie 
die vermietheten behandelt werben dürfen. Die Gleichftellung 
beider beruht auf der Vorausſetzung, daß der Eigenthümer bei 
jedem Xheile feines Haufes bie freie Wahl hat, ihn zu vermie: 
then oder felbft zu gebrauchen. Diefe Annahme ift aber nicht 
in allen Fällen zulaͤſſig. Beſonders findet ed fich auf dem 
Lande und in Fleinen Städten oft, daß ein Haus für das Be: 
bürfnig des Beſitzers zu groß ift, daß e3 aber nicht vermiethet 
werben kann, weil ed an, Perfonen fehlt, die eine Miethwohnung 
von der ‚gegebenen Beſchaffenheit fuchen und dem Eigenthuͤmer 
in Hinfiht auf Stand, Sicherheit u. dgl. zufagen. Die tritt 
3.3. bei Schlöffern, Pfarchäufern u. dgl. in Dörfern ‚häufig 
ein, auch ift das Beduͤrfniß einer fchonenden Behandlung fol: 
cher Wohngebäude ſchon praktiſch anerkannt worden (a). Es ift 
daher der Billigkeit gemäß, bei folhen Häufern, deren Raum 
den mittleren Wohnungsbedarf einer Familie übertrifft, den 
Steueranfchlag um einen gewiffen Theil, 3. 3. zwifchen } und 
+, zu vertingern, woferne der Eigenthümer darauf Anſpruch 
macht. Die Schwierigkeit der Ausführung liegt darin, daß 
man für das, was eine Familie im Durchfchnitt an Wohnungs⸗ 
raum nöthig hat, Feinen feſten Maaßſtab befist und daher aus 
der ganzen Befchaffenheit des Haufed den Raum und die Ver: 
mögensverhältniffe der Bewohner, für die es fich eignet, abneh— 
men muß. | 


(9) Bair. Häuferfteuergef. 15. Aug. 1828: Pfarrhäufer in größeren Or— 
ten, wenn fic bloß zur Wohnung des Pfarrers verwendet werden, 
follen nur: nad) dem Nutzen bemeflen werden, den fie in diefer Hin- 
fiht geben, $. 17. Pfarrhäufer und nicht vermiethete Schloͤſſer auf 
dem Lande gehören unter die Gebäude, melde man nur nach der 
Größe des Bauplatzes anfchlägt, $.4, f. 8.350 (6). — Ruͤckſicht auf 
leer ſtehende Miethwohnungen. Verhandl. d. bair. K:d, Abg. 1834, X, 
359, Beil. V, 259, 


$. 349, 

Unter die aͤußeren Hülfsmittel, die man bei der Anle— 
gung “der Hausftener benutzt hat (a), gehören vor allen die 
Miethzinfe. Die wirklich für jede einzelne Wohnung ent: 
richtete Miethfumme ift, auch wenn man fie ganz genau erfah: 
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ren koͤnnte, was nicht ber Fall ift, doch zu veränderlich und - 
zufällig, um eine genügende Grundlage geben zu können, auch 
ift ein großer Theil nicht vermiethet.. E& muß daher eine Schä: 
gung des muthmaßlichen mittleren Preifed, den man nach drt: 
lichen Verhältniffen erfahrungsmäßig für die Bewohnung jedes 
Haufes fordern und geben kann, veranftaltet werden (b). Diefe 
Schaͤtzung befteht nicht, wie bei Zändereien, in einer felbitftäns 
digen Berechnung der Rente, fondern im Auffuchen derjenigen 
Einnahme, die in Abwefenheit zufälliger ftörender Umftände nach 
ben gewöhnlichen Verhältniffen zu erwarten ift, wobei folgende 
Regeln zu beobachten find: | 

a) Bei einer Anzahl von Häufern eines Wohnplatzes hat 
man die, im Durdhfchnitt eined gewiffen Zeitraumes 
entrichteten Miethzinfe zu erforfchen, zu vergleichen und 
fih hieraus eine Scala der Miethpreife für MWohnun: 
gen verfchiedener Beſchaffenheit und Lage in jeder Ort: 
ſchaft zu bilden (ec). 

b) Bei jedem Haufe ift der Umfang, die Zahl und Be: 
fchaffenheit der bewohnbaren und der anderen zugehöri: 
gen Räume, z. E. Keller, ferner die Lage in Bezug 
auf Annehmlichkeit oder gewerblichen Vortheil (d) zu 
würdigen. Der Zuftand derjenigen Theile, welche fchon 
nach wenigen Jahren verfchlechtert werden G.B. Ta⸗ 
peten, Anftricherc.), kann nicht in Betracht kommen (e). 

c) Sodann ift für jedes Gebäude oder jede Claſſe der nö, 
thige Abzug für die Abnüsung und Ausbefferung ($. 
344), fowie für die Schwierigkeit des Wermiethens 
($. 348) vorzunehmen. 


Ca) v. Jakob, IL $ 1039 ff. — v. Malchus, F, 232. 


(6) In den größeren Städten von Defterreich, feit 1814, wird die pro 
piforifche Hausfteuer nah der, vom Eigenthumer angegebenen, von 
den Mietbleuten beftätigten und amtlich geprüften wirklichen Größe 
des Mierbzinfes erhoben, mit Ausnahme der vom Eigenthuͤmer bes 

nutzten Theile, die man durch Vergleihung anderer Wohnungen dn- 
ſchlaͤgt, v. Kremer, U, 134; aud die öfterreidhifche definitine Grund« 
fteuer, welche die Gebäude mit umfaßt (Edict v. 1817, $. 5. 13.), 
fowie die matländifhe Hausfteuer folgt dem wirklichen Mietbertrage; 

in Sranfreih dagegen wird die mittlere Micthe (valenr locative) ju 
"Grunde gelegt, ebenfo in Rheinpreußen und Baiern. i 
Ce) Frankreich, Rec. Art. 535. — Baiern, angef. Gef. 9 > Aug. 1828, 
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J. 14: Mufterhäufer, wozu nur ſolche genommen werben dürfen, 
deren Miethertrag von den Eigenrbümern und Mitbemohnern ange» 
geben und von den Schägern anerkannt, auch von den ſaͤmmtlichen 
Hauseigenthümern nicht beftritten worden ijt. 

(d) 3.3. Käufer in der Straße einer Stadt oder eincs Dorfes, durd 
welche eine lebhafte Landſtraße gebt, werden hoͤher angefchlagen. 

Ce) Vorfchlag, die Zimmer in Claſſen zu bringen und andere Räume im 
Verhältniß zu den Zimmern zu fchägen, v, Jakob, I, $. 1040, 


$. 350. 


Die Miethpreife reichen für fich allein nicht zur Kataflri: 
rung der Wohnhäufer hin. Nur da befteht ein mittlerer Preis: 
faß, wo eine Art von Wohnungen haufig vermiethet wird, aber 
an Heinen Orten und befonderd im zerfireut liegenden Häufern, 
hat die Schägung Schwierigkeit, weil nicht genug Tchatfachen 
vorliegen, um ſich darauf flügen zu fünnen. Sowohl diefer 
Falle wegen, ald auch darum, weil der Miethzind, als ein 
roher Ertrag, erſt noch verfchiedener Abzüge bedarf, um als 
fteuerbarer reiner Ertrag gelten zu können ($. 344), iſt es 
rathfam, zugleich die Kaufpreife ($. 351) mit in Betracht zu 
ziehen. Man hat noch verfchiedene andere Wege eingefchla- 
gen, um für die Gebäude des platten Landes, bei denen 
man von der Nichtichnur der Miethpreife verlaffen wird, zu 
billigen Anfägen zu gelangen, allein man ift auf dieſe Weiſe 
nicht ficher, ein richtiges Verhaͤltniß folchee Häufer unter fich, 
oder berfelben überhaupt gegen ftädtifche zu treffen. Beiſpiele 
folcher anderer Huülfsmittel find: 

1) Die in Oeſterreich proviforifch eingeführte Glaffification nach 
der Anzahl der benußten Räume, mit einem gewiffen 
Steueranfchlage für jede Claffe (u); ein Verfahren, wel: 
ches bei einem niedrigen Betrage der Schagungen fich we: 
nigftend durch feine Einfachheit empfiehlt. 

2) Die Veranfchlagung nad) der bloßen area, bei der baieri— 
fhen Hausfteuer (5). 

3) Auch die Aufftelung eines, nach der area bemefjenen mi- 
nimum kann hieher gerechnet werden, indem fie eine freie, 
nach billiger Berücfichtigung der - örtlichen Verhaͤltniſſe 
verfahrende Schaͤtzung vorausſetzt und derfelben eine, für 
ſehr niedrig zu achtende Schranke vorſchreibt (0). 


ee Ge 


(a) v. Kremer, 11,138, In Oeſterreich unter. und ob der Ens, Im- 
neröfterreih, Böhmen, Mähren, Schlefien und Galizien wird nur 
in Wien, ſammt den Vorftädten und umliegenden Ortſchaften und 
in 14 anderen Städten die proviforifche Hausftener. nah dem Zins» 
ertrage ‚erboben. Fuͤr alle anderen Orte find 12 Claſſen, mit einem 
Steuerberrage von 20fr. bis Of. C2O fl. Fuß) gebildet, und die 
Claſſirung gefchieht nah der Zahl der Zimmer und Kammern, mit 
Rüdficht darauf, ob das Haus Stockwerke hat oder nicht. Bei mehr 
als 35 Beftandtheilen -Cines Hauſes wird für je 5 derfelben ein Zur 
ſchlag von fl. zu dem Sage der 1, Claſſe Of.) gemacht. — Da 
in mittleren und Heineren Städten die Lage des Hauſes noch einen ' 
ziemlich großen Einfuß auf- den Ertrag Äußert, da zwifchen ſolchen 
Orten und Dörfern neh ein merfliher Unterfchied ftatt findet, aud 
die Beſchaffenheit der Wohnungen nicht unberüdfichtiget bleiben follte, 
fo wurde dieß, bloß einem einzigen Kennzeichen folgende Verfahren 
bei einer definitiven Hausſteuer nicht zu billigen fein. — Auch 
nad) den franzöfiihen und rheinpreuß. Steuergefegen foll da, mo 
man ‚nicht genug Miethzinſe vorfindet, eine Claffenabtheilung zu 
Huͤlfe genommen werden, die jedoch nicht, wie in Deiterreih, an ein 

einzelnes Merkmal ſich anlehnt. Ä 
cd) Bair. Häuferfteuergef. v. 1823, $. 4 Der Miethertrag wird da, 
»wo in wirklichen Mietbbeftänden feine genügenden Anbaltspuncte der 
Schaͤtzung mehr gefunden werden fönnen«, bloß aus dem Flächenin« 
halte des Bauplapes und Hofraumes berehner, indem man diefe 
Flaͤche nach der 30. Bodenclaffe anfchlägt. — Dieß giebt für den 
Morgen einen Ertray von 3° Scheff. Roggen oder 30fl., alfo ein 
Simplum von 30fr -Die beiden Flächen zufanimen folen nicht un« 
ter ‚4 und nicht über 3 Morgen angefegt werden, d. h. das Sim- 
plum ſoll zwifchen 3 und 224 tr. fallen, Durd die Einrechnung des 
Hofraumes wird diefe Beftimmungsweife ſehr zufällig, und durd) die 
vorgefchriebenen Gränzen wird eine arbiträre Schägung erforderlich, 
für die es aber an leitenden Regeln gebricht. 


(e) Frankreich, Rec. F. 393. Das minimum des für ein Haus anzu 
nebmenden Erxtrages ift 1) der Ertrag dis Bauplakes, den man als 
beites Ackerland betrachtet, 2) dazu für das Gebäude, je nachdem. es 
nur ein Erdgeichoß, oder auch 1 oder mehrere Stodiwerfe hat, der 
2s, 3e oder Afache Ertrag der area. Das Dad wird wird nicht 
als Stockwerk angefehen. — Ebenfo rheinpreuß. Inftruct. 8. 102. 
103, — Nur ganz fhlechte Hütten oder fehr verfallene Häufer dürfen 
auf das minimum felbft gejeßt werden, Rec. 543. 


$. 351. 


Die Anlegung der Hauöfteuer nah den Kaufpreifen 
bat den Vortheil, daß man der Schwierigkeit. überhoben  ift, 
einen Abzug für Ausbefferungen u. dgl. zu machen, weil bie - 
Käufer. nicht den rohen, fondern nur den Neinertrag berüdjich: 
tigen und deghalb der Preis fich von felbjt fo ftelt, wie es bie 
Feltigfeit und Dauer eines Gebäudes mit fich bringt. Gleich 
‚wohl fiehen einer, den wirklichen Häuferpreifen folgenden Bes, 
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ſteurung noch erheblichere Bedenklicheiten im Wege, als bei 
Ländereien ($. 322. | 

a) Auch hier find nur von einem Theile der Steuergegen: 
ftände ficher bekannte Kaufpreife aus dem neueften Zeit 
raume zu finden. | 

b) Die Häuferpreife ftehen fehr unter dem Einfluß zufälliger 
Umftände, weil jedes Haus eine Befonderheit hat, welche 
von den Kaufluftigen nach Beduͤrfniß, Geſchmack und 
Neigung gewiürdiget wird, während der Nußen eines, 
zu productiven Gebrauch dienenden Grunditüdes, un: 
abhängig von perfünlichen Beziehungen, eine allgemeine 

' Anerkennung erhalten muß, fowie auch im Mitwerben 
darum ftärkere Veränderungen wahrgenommen werden, 
weil die meiften Wohlhabenden, der mühfamen Verwal: 
tung willen, fich vor der Erwerbung mehrerer Häufer 
fcheuen. Daher zeigen die Preife derfelben Feine Gleich: 
förmigfeit und laffen feinen, ald Regel in einer gewiſ— 
fen Zeit und Dertlichfeit anzufehenden Marktpreis wahr: 
nehmen. 

c) Am wenigften brauchbar ijt der Preis folcher Gebäude, Die 
ganz vereinzelt liegen, oder Doch an ihrem Drte die einzigen 
ihrer Art find, und daher je nach den Umſtaͤnden, bald 
hoch, bald niedrig verkauft werden fünnen. Manche 
Häufer haben Eoftbare Einrichtungen und folche Zube: 
hörungen, welche nicht gerade den Werth der Wohe 
nung erhöhen, und deßhalb von einem Miether nicht 
leicht vergütet werden würden, dennoch aber zu dem 
Merthe ded Haufed gerechnet werben müffen und hin 
und wieder auch von einem Käufer bezahlt werben, je: 
doch nicht fo volftändig und allgemein, als diejenigen 
Beichaffenbeiten, die fih im Miethzinfe außern. Nach 
dem Grundfage, daß nur das Einkommen befteuert 
. fol, müßten ſolche Umftände außer Anſatz bleis 
-ben (a), | 


(a) Ad. Smith bemerkt, daß eine, nad den Kojten der Erbauung an« 
gelegte Hansfteuer Die meiften reichen und großen Familien von Eng» 

. land und vielleicht von allen Ländern zu Grunde richten würde. Die 
ganze reine Rente ihrer Guter beträgt beinahe nicht mehr, als 64 


* 
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oder 7 pCt. der Erbauungsfoften ihrer Käufer, an denen nichrere 
Generationen gearbeitet haben. II, 244 (IV. 195 Baf.) Die bad. 
Häuferfteuerordnung von 18. Sept. 1810 beftimmt in $. 50, daß 
ſolche Gebäude, z. B. Schlöffer auf Dörfern, ehmalige Kloftergebaude 
u. dgl., »wenn fie auch groß und foftbar gebaut find, doch nit hoͤ⸗ 
ber gefhägt werden follen, als fimple Wohngebäude, welche in Des 
ziehung auf die Perfon des Eigenthuͤmers Die erforderlihe Wohnungs 
bequemlichfeit enthalten wurden, « 


5 | $. 352. 

Aus diefen Säten folgt, daß auch die Kaufpreife der, an je: 
dem Orte innerhalb eined gewiſſen Zeitraums veräußerten Häus 
fer nicht für ſich allein und unbedingt maaßgebend fein können. 
Denn theild müffen die, wegen, zufälliger Störungen verhält: 
nigmäßig zu hohen oder zu niedrigen Preife ausgefchieden, theild 
aber die nicht verkauften Haufer gefchapt werden, wozu man 
ortöfundige erfahrne Zaratoren zu beftellen hat. Die. erhobenen, 
fiher befannten und als beweifend angenommenen Kaufpreife 
geben eine Stufenleiter, vermittelft welcher man die übrigen 
Gebaude duch Schägung einzureihen im Stande ift (a). Eine 
Glafjeneintheilung der Gebäude ift wegen der großen WVerfchie: 
denartigfeit derfelben von geringerem Nutzen, als bei der Grund: _ 
fteuer (5). Indeß wird die Beurtheilung, Anwendung und Er: 
gänzung der Kaufpreife durdy -die Schägung am beiten bewerk— 
ftelligt, wenn man zugleich auf den Miethertrag Rücficht nimmt, 
der fich bei den Taratoren unvermeidlich und felbft unmwillfürlich 
geltend macht. Während die Angabe des mittleren Kaufprei: 
ſes aus einem Gefaminteindrude hervorgeht, kann der mittlere 
Miethzins aus der Betrachtung der Wohnungstheile und der 
nöthigen Abzüge auf dem Wege der Berechnung gefunden oder 
geprüft werden. Man gelangt alfo auch von diefer Seite zu 
der Ueberzeugung, daß es rathfam tft, ſtatt bloß an einem der 
beiden Stüßpuncte, ſich an beide zu halten, und die mittleren 
Kauf: und Miethpreife in folche Uebereinftimmung zu bringen, 
daß, nach den nöthigen Abzügen, bie leßteren zu ben erfieren 
im Berhältnig des, bei Immobilien ſtatt findenden Zinsfußes 
ſtehen (e)- Ä 
Ca) Hierauf beruht die bad, Haͤuſerſteuer, f. das angef. Gef. v. 1810 u. 

Snftruct. v. 16, Febr. 1812. Sie fol nah dem reinen Ertrage an« 


elegt werden, $. 1, der aber aus dem mittleren Localwerthe er 
chloſſen wird, $..6. Die wirflichen Kaufpreife von 1800 — 180% 
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werben, nad den nöthigen Modificationen, zum Maaßſtabe genom- 
men, am die anderen Gebäude darnach einzufhägen. 

(6) Sie ift in Würtemberg eingeführt, f. Inftruct. v. 1821 und Handb. 
S. 67. Für jede Clafle, in die ein Gebäude fällt, wird das arith- 
metiſche Mittel zum Anfclage genommen, z. €. 7750 fl. für die Elaffe 
von 7501 — 8000 fi. 

(ce) Wenn man die Einwohnerzahl eines Ortes in das gefammte, nad 
Kauf und Miethen angefchlagene Hausftenercapital dividirt und die 
auf jeden Kopf treffende Summe für verſchiedene Orte vergleicht, fo 
zeigt fih, daß im derfelben eine Stufenfolge ftatt findet, Die einiger 
moßen den Graden von Wohlhabenheit der Städte und Dörfer ent- 
ſpricht, obſchon fein ſolches einzelnes Kennzeichen untruͤglich ift. Die 
Hausfteuercapitale in Baden betragen auf den Kopf 127 fl., das 
max. der einzelnen Steuerbezirke iſt 222 5., in der Obereinnehmerei 
Mannheim, worauf die O.E. Karlsruhe mit 207 fl., Heidelberg mit 
172 fl. folgen. Das minimum ift 51 fl., ©. €. Et. Blafien im 
Schwarzwald, zunächft daran 86 fl, Buchen (Odenwald), 90 fi., Bonn» 
dorf (Schwarzwald). Merkwürdig ift die ähnliche Stufenfolge der 
Bevölterung und der Hausjteuercapitale, Im Yahr 1830 war in den 
6 Kreifen von Baden 


Hausftener-Capitat 


F Bevoͤllerung. auf den Kopf, 7 
Nedarkreis 5532 151 
Murgfreis 5313 149 » 
Kinzigfreis 4718 . 403% 
Dreifamtreis 4487 118 » 

Mainfreis 3670 106 » 
Seekreis 2784 103 » 


f- Berb. d. 1. 8. v. 1833, Beil.IV, 432. (Bericht über die Nachwei- 
fungen der Steuerverwaltung v, Rau.) 


$. 353. 


Neben den Kaufpreifen kann man auch bie Erbauungsko⸗ 
ſten zu Huͤlfe nehmen, wenigſtens in dem regelmäßigen Zu: 
fiande, wo ein, auf den Hausbau gewendeted Capital ſich ge: 
nügend verzinfet, natürlich aber nur, infoferne diefe Koften 
zwedmäßig, nicht blos für individuellen Gebrauch angewendet 
und nicht zufällig vergrößert worben find. Diefe Baukoften, 
mit dem Preife des Bauplages zufammen, müffen dem mitte: 
ren Kaufpreife eines vollkommen gut erhaltenen Gebäudes ents 
Iprechen, für ein älteres aber nach Maafgabe der erfolgten Wers 
Ihlechterung gemindert werden. Diefe Ausmittlung ift vorzüg- 
lich bei folchen Häufern dienlich, die, wegen ihrer Abgelegen: 
heit, nicht mit anderen verglichen werden. können und faft fein 
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Mitwerben wahrnehmen laffen, dabei aber von gewöhnlicher Be- 
Ichaffenheit find (a); nur ift hier die oben ($. 348) erklärte 
Schwierigkeit des Vermiethens gehörig zu berüdfichtigen. Da- 
gegen eignen fich die Anfchläge zur Feuerverficherung nicht für 
die Kataftrirung, weil, auc wenn fie von Sacdverftändigen 
pflichtmaͤßig aufgeftellt werden, doch ein Theil des Werthes und 
Koftenfages als unverbrennlich und nicht gefährdet ausgefchloffen 
bleibt. Ä 


(a) Bad. Gef, $. 49: bei größeren ifolirten Gebäuden foll die Schä- 
gung nicht nad) den Baufoften, fondern nur nad dem Werthe für 
die Bewohnung :c, eingerichtet werden, 


. 354. 


In Anfehung der Mittheilung des entworfenen Steuerfages 
an den Eigenthümer, der Prüfung erhobener Beſchwerden, ber 
Richtigftelung der Anfchläge im Ueberblicke ganzer Landestheile, 
ber Kataftrirung und öfteren Revifion finden die, für die Grund: 
fteuer aufgeftellten Regeln ($. 337. 338.) auch bier ihre Ans 
wendung. Bauveränderungen, die den Werth und Ertrag ers 
böhen, erfodern eine neue Schägung. 


. 355, 


Gebäude, die zur Betreibung eined Gewerbes 
dienen, und daher für den Unternehmer ein Theil des flehenden 
Gapitald find ($. 342), laffen fich wieder in zwei Abtheilungen 
bringen. Einige find fo befchaffen, daß fie von vielen Gewerbsleu⸗ 
ten benugt werden können und häufigen Begehr finden, weßhalb 
der Unternehmer fie nicht eigen zu befigen braucht, fondern fie 
miethen fann. Sie geben daher dem Eigenthümer einen Mieth: 
ertrag, und können wie Wohngebäude behandelt werden. Zu 
diefen vermiethbbaren Gewerbsgebäuden gehören 5. B. 
Kramläden , Arbeit3: und Vorrathsraͤume, die Feiner befonderen 
Einrichtung bedürfen, wie die Werkftuben mancher Handwerker, 
u. dgl. Sie werden, auch wenn fie dem Unternehmer gehören, 
gerade fo Fataftrirt, ald wenn fie vermiethet wären, und es ver⸗ 
fteht fih, daß bei der Befleurung des Gemwerböunternehmers 
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die Auögabe für Miethe oder der Zinfenverluft bei eigenem Bes 
fige mit unter den Koften des Betriebes aufgerechnet wird (a). 
(a) v. Jakob, I, $. 643. 


$. 356. 


Nicht vermiethbare Gewerbögebäude — keine 


abgeſonderte Nutzung, ſondern tragen bloß bei, das aus einem 
Gewerbe fließende Einkommen zu Stande zu bringen. Bei 
ihnen kann zwiſchen zwei Beſteurungsmethoden gewaͤhlt werden. 

1) Erhebung einer beſonderen Hausſteuer, in der Boraus: 


2 


) 


fegung, daß das, in folchen Gebauden enthaltene Gapi: 
tal fich doch in dem Gemerbsertrage nothwendig verzinfen 
müffe. Man kann ſich bei der Anfegung einer folchen 
Steuer nur an bie Kaufpreife und Erbauungskoſten hal: 
ten. Dasjenige Einkommen, zu deſſen Entftehung die 
Gebäude mithelfen, muß der Gerechtigkeit willen unter 
der Annahme, als befäße der Empfänger feine eigenen 
Gebäude, berechnet werden. Wo alfo eine befondere Be: 
fteurung folcher Gewerbögebäube befteht, da hat man un: 
ter die Betriebsausgaben, die von dem rohen Ertrage der 
Landwirthichaft (8. 333), der Gewerke, Handels- und 
Dienftgeichäfte mit abzuziehen find, auch die Reparaturen, 
die Verfchlechterung und den Gapitalzind der Gebäude 
aufzunehmen. Nur dann ift diefer Abzug von dem Er: 
trage der Ländereien unnöthig, wo die Grundftener nach 
Kaufpreifen regulirt wird. 

Gleichftelung der Gebäude mit anderen Theilen des Ca— 
pitales, deren Zins, obfchon er in der Reflexion immer 
als ein eigenthümliches Einkommen anzufehen ift, doch in 
der Erſcheinung mit der Grundrente oder dem Gewerbs—⸗ 
gewinne verknüpft vorkommt, 3. B. Brunnen, Maſchi— 
nen, Werkzeuge. Der Grundeigenthümer (bei landwirths 
Ihaftlichen Gebäuden) und der Gewerks- oder Handelds 
unternehmer wird baher zugleich in feiner Eigenfchaft als 
Befiser des Hauscapitald betrachtet, und von feirten ro—⸗ 
hen Einfommen wird nur die wirkfiche Ausgabe für Un: 
terhalt und Sicherheit der Gebäude, ſowie deren Abnüsung 
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— die wabre Hausrente aber wie ein Beſtandtheil 
der Grundrente oder des reinen Gewerbsgewinnes behan⸗ 
delt und mit dieſen zuſammen in Anſchlag gebracht (a). 
Dieß führt dahin, flatt einer befonderen Hausſteuer der 
beichriebenen Art von Gebäuden, nur die Grund. und 
Gewerbfteuer der Eigenthlimer defto höher anzuſetzen. Was 
landwirthfchaftliche Gebäude betrifft, fo hätte man bloß 
auszumitteln, welcher Gapitalwerty und reine Zins von 
Stallungen, Scheunen u. dgl. in jeder Gegend auf einen 
Morgen Ader oder Wiefe trifft, und darnach ſolche Ei- 
genthümer von Ländereien beider Arten, "die nicht auch 
im Befi ige zugehöriger Gebäude find, verhältnigmäßig 
niedriger in die Grundfteuer zu legen, wie denn auch diefe 
ohne Gebäude verpachteten Grundftücde einen geringeren 
Pachtzind abwerfen würden, 


(a) v. Satob, I, $. 643. 644, 


$. 397. 

Dieß zweite Verfahren, obfhon nicht von Schwierigkeiten 

frei, hat doch mehrere Vorzüge vor dem, bisher üblich geweſe⸗ 
nen erſteren. 

a) Es iſt der haͤufigere Fall, daß die Gebaͤude mit den 
Grundſtuͤcken oder der Betreibung von Gewerben ſich 
in einer und der naͤmlichen Hand befinden. Deßhalb 
verurſacht es weniger Muͤhe, fuͤr ſolche Grundeigenthuͤmer 
oder Gewerbsunternehmer, bei denen dieſe Verbindung 
nicht ſtatt'findet, einen Abzug zu berechnen, als, wie 
es das erfte Verfahren erheifcht, bei allen die Ausgabe 
für Gebäudemiethe zu den Betriebskoſten zu ſchlagen 
und eine eigene Hausfteuer anzufegen. Man kann, 
werm man eine forgfält'ge Grundfteuerfegung beabfich- 
tigt, - ed auf Feine Weife umgehen, nach durchfchnittd> 
mäßigen Erfahrungen jeder Gegend das Verhaͤltniß 
zwifchen dem Gebäudecapital und dem Flächenraum ber 
Feldgüter zu erforfchen, was freilich durch die noth— 
wendige Hinficht auf die Fruchtbarkeitögrade noch ver: 
widelter wird (a). 
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b) Die Koftbarkeit der Gebäude trifft keinesweges genau 
mit dem Nutzen, den ‘fie wirklich in einem Gewerbe lei: 
fen, überein, was fich bald aus der verminderten Aus— 
dehnung deffelben, bald aus einem unnöthigen, übel: 
berechneten Aufwande u. dgl. erklären läßt. Die be: 
kannte Neigung der Gemwerböleute, ihre Gebäude zu 
vergrößern oder zu vervollkommnen, iſt vielfältig eine 
Urfache von Verluften geworden, und man muß oft 
ſchon froh fein, wenn Eoftjpielige neue Bauten nur 
durch erfparte Reparaturen den Zins des Mehrauf: 
wandes vergüten. Die Nothwendigkeit einer fchonen: 
den Behandlung ift zunächft bei landwirthfchaftlichen 
Gebäuden anerkannt worden (6), tritt jedoch gleichmä: 
Big bei Gewerks- und Handelsgebäuden ein. Wenn 
man fi von dem Unterfchiede der, aus den vorhande: 
nen Gebäuden vermutheten und der wirklich eintretenden, 
mit ber Grundrente oder dem Gemwerbsgewinn verfchmol: 
zenen Capitalrente überzeugt hat, fo muß man auch 
zugeflehen, dag nur die legtere, nicht die erſte befteuert 
werden follte, 


(a) Thaer Moͤgeliniſche Annalen, VII, 513) Häft eine genane Auswitt⸗ 
lung diefer Art für unmoͤglich und rärh daber, von ſolchen Grund» 
ftüden, deren Eigenthuͤmer feine Gebäude beiist, +— 14 des Mein 
ertrages abzuziehen. — Ein allgemein anmwendbarer Zablenausdrud 
läßt ſich allerdings nicht wohl finden, da auch die Bewirthſchaftungs⸗ 
weiſe, die Koften der Baumaterialien und der Arbeit, die Größe der 
Sandgüter ıc. mit einwirfen, doch wird man die, zur Berechnung in 
einem gegebenen Falle dienenden Regeln entdeden fünnen. Klebe 
fhlägt das Gebäudecapital für 1000 Morgen auf 4000 — 10,000 rl. 
on Bloc andwirthſch. Mittheilungen, IH, 40) weift nach, dafi 
unter angenommenen Berbättniffen, auf 100 Scheff. Roggenwerth 
des Rodertrages vom Aderlande 120 136 Scheff. Capital an Wirtd- 
Thaftögebäuden kommt, ohne Einfluß der Wohnungen. Sest man 
nun, mit Einrehnung des Strohes, den Robertrag des preuß. More 
gend auf 10 Scheff. Roggenwerth (5 Malt. auf den bad, Morgen), 
und den Scheffel auf 2fl. das bad. Matter auf If. 26 Fr.), fo fin» 
det man auf den pr. Morgen 27H. 12 fr. Hauscapital CSA. auf 
den bad. M.), wovon der Zins zu 4 pCt. 1fl. für den preuß., 14. 
für den bad. Morgen beträgt. Soviel wäre alfo von dem fteuerba- 
ren Reinertrage eines ifolirten Morgens Uder abzufegen, 

(6) In Sranfreid wird von Scheunen, Stälen, Keltern, Kellern :c, bloß 
bie area nad) dem Anſchlage des beften Aderlandes beiteuert, Rec. 
396, — Ebenfo Rheinpreußen, Allg. Inftr, $. 109, 


r ' 
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4 Abſantz. 
Gewerbfteuer. 


$. 358. 


Unter Gewerbe verfteht man im weiteren Verſtande eine, 
die Erlangung von Sachgütern bezwedende Beichäftigung. Die 
Gewerbe find hiedurch von folhen Verrichtungen verfchieden, 
die, obgleich mit einer Vergütung (Honorar, Befoldung ıc.) 
verbunden, doch eine höhere Beftimmung haben und bei denen 
das Hervorheben des Erwerbed zum Hauptbeweggrunde eine 
Verletzung wichtigerer Beruföpflichten fein würde. In einem 
engeren Sinne werben nur diejenigen Erwerbsarten Gewerbe ges 
nannt, die mit Hülfe eines Gapitales betrieben werden (a). Je— 
bes Solche Gewerbe erfordert einen Unternehmer (I, $. 136), 
neben welchem gewöhnlich auch bloße Lohnarbeiter in Thätigkeit 
find, Die Gemwerbfteuer (cd) ift die, den Gemerböunterneh- 
mern nad) ihrem reinen Einfommen aufgelegte Schagung. Das 
in den Händen der Unternehmer nach Beftreitung aller Betriebs: 
koſten zurucbleibende (perfönliche) Gewerbs:Einfommen hat zwei 
Beftandtheile, die man, ihrer Verfchiebenartigkeit wegen, forg: 
fältig unterfcheiden muß, obgleich fie insgemein verfchmolzen 
find und auch mit einer und bderfelben Steuer belegt werben 
koͤnnen. 

Ca) Naͤmlich mit einem größeren Gapitale, als es jeder Lohnarbeiter noͤ⸗ 


thig hat, um ſich von einem Lohntage zum anderen zu erhalten und 
mit Gegenſtaͤnden von laͤngerer Dauer verſchen zu ſein. 

c5) f. ©. Jatob, I, $. 663 ff. H, 5. 1063 ff. — v. Malchus, I, $. 
53 —55 und "die dort angeführten Schriften. — Spätb,. übpand- 
lung über die Aufnahme der Gcwerbiteuer, Sulzbad, 1822, 


j 359. 
Diefe Beftandtheile find: 
1) Unternehbmegewinn, Gewerböprofit, von wel: 
chem ber Unternehmer feinen und feiner Familie nothwen⸗ 
digen Unterhalt zu beftreiten und die, bei feinem Gefchäfte 
vorkommende Wagniß zu tragen hat (I, 8. 237). Was 
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a 


ter 


diefe Ausgaben übrig laſſen, ift reiner, alſo fleuerbarer 
Gewerböertrag, I, $. 243. 

Zins ded, in das Gewerbe verwendeten Gapitaled. Es 
ift von der größten Wichtigkeit, den Unterfchied biefer 
beiver Einnahmen feft im Auge zu- behalten, weil die Zin- 
fen fajt ganz reines Einfommen find, der Gewerbögewinn 
aber nur kleinſtentheils. Zwar ift es ſchwer zu unterfchei> 
den, wieviel zu dem nothwendigen Unterhalte einer: Fa⸗ 
milie in einem gewiflen Gewerbe gehöre, und man hat 
deßhalb meiftens nur das ganze (rohe) perfönliche Eins 
fommen des Unternehmers in Betracht gezogen, allein 
man darf nie vergeffen, daß hievon Koften zu beftreiten 
find, die fo nothwendig find, als andere Betriebsaus— 
gaben (a). Man findet zwar fehr felten einen Unterneb- 
mer, der ganz ohne Vermögen wäre und folglich den gan- 
zen Zind an andere Perfonen entrichten müßte; ‚viele Ges 
werböleute aber haben einen heil ihres Gapitaled borgen 
müflen und find deßhalb nicht im Genuffe des ganzen 
Binsbetrages. Die Ausmittlung diefer Theilung der Zin⸗ 
ſen zwiſchen dem Unternehmer und Capitaliſten iſt ſehr 
ſchwierig, man nimmt daher als Regel an, daß beide ſich 
in einer Perſon vereinigt finden, doc ſollte in der Regu⸗ 
lirung der Steuer immer auf die Verfchuldung des Un: 
ternehmers Rüdfiht genommen werden, ‚fo weit fie bes 
kannt iſt (6). — 


Im kleinen Gewerbsbetriebe kommt haufig noch ein Drit 
Theil des, dem Unternehmer zufallenden Einkommens 


hinzu, indem naͤmlich dieſer an ben einzelnen Gewerbsverrich— 
tungen ſo thaͤtigen Antheil nimmt, daß er an der Ausgabe fuͤr 
Lohnarbeit etwas erſpart und folglich auch einigen Lohn bezieht, 
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187. Die mehrften Handwerfsmeifter find den größten 


Theil der Zeit hindurch mit folchen, nicht der Leitung, fondern 

der Ausführung der Unternehmung angehörenden Arbeiten bes 

ſchaͤftigt. 

(a) In dem bair. Entwurfe des Gewerbſteuergeſetzes v. 1828 9.4 wurde 
ald Gegenftand diefer Steuer bezeichnet der Totalbetrag der Jabres- 


eintünfte, nah Abzug der Gefhäftsaufivandfoften, unter die aber Die 
Löhnung der Gewerbsgehuͤlfen nicht gerechnet werden follte. Demnach 
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würde man aud das befteuern, was der Unternehmer wieder hingeben 
muß. 

(5) Die Unterfcheidung der Zinſen von dem Gewerbsgewinn ift nicht ganz 
mit v. Jakobs Eintbeilung des, aus Gewerben fließenden Einfom- 
mens der perſoͤnlich- fachlihen Induftrie» Rente) in eine perfönliche 
und eine Capital» Induftrierente gleichbedeutend, weil leßtere nicht 
allein den Capitalzins, fondern auch einen Mebrbetrag für Gefahr 
und Mühe enthalten fol (Staatsfinanzwiſſ. I, $. 676), der dagegen 
nad obiger Darfichung meiftens Beftandtheil des Gewerbsgewinnes ift. 


- $. 360, 
Die Kataftrirung der Gewerbe ift mit größeren Schwierig» 
keiten verbunden, als fie bei Grundftüden und Gebäuden gefun: 
ben werden, und diefe find von der Art, daß man auf eine be= 
fondere Berechnung des, jedem Unternehmer zufallenden rohen 
Einfommens und der, von demfelben zu beftreitenden Ausgaben 
verzichten muß. In diefem Umftande ift der Grund zu fuchen, 
weßhalb die Gewerbfteuer im Ganzen im Verhaͤltniß zu anderen 
Schagungen weniger einzutragen pflegt, ald man nad) der Aus: 
behnung und Ergiebigkeit der, ihr unterworfenen Nahrungszweige 
erwarten duͤrfte (a). Dieſe Schwierigkeiten entipringen 
1) aus der größeren Manchfaltigkeit der zu befteuernden Ge: 
werbe, in deren jedem eigenthümliche Verhaͤltniſſe des Ca⸗ 
pitales, der Koften u. dgl. vorkommen, weßhalb man 
bier nicht die Erleichterung hat, wie bei der Grundfteuer, 
dag von einigen genau erforfchten Steuerobjeeten ein 
Schluß auf viele andere gemacht werden kann. Man muß 
aus diefem Grunde zum Behufe einer guten Steueranles 
gung die technifche und wirthfchaftliche Seite jedes Zwei: 
ges beachten, zugleich auch allgemeine ftatiftifche Thatſa— 
chen aus dem Gebiete der Gewerböthätigkeit zu Huͤlfe 
nehmen. 
2) Aus dem Mangel an leicht Fenntlichen Anhaltspuncten für 
manche Gewerbe, insbefondere für gewiſſe Handelözweige, 
3 B. Bangquierdgefchäfte. —— 
Aus dem Einfleiß, den örtliche und Zeitumſtaͤnde auf die 
Einträglichkeit eines Gewerbes üben. 
4) Aus den Verfchiedenheiten, die in der Perſoͤnlichkeit der 
einzelnen Unternehmer liegen. Bei diefer Steuer ift es 
‚unmöglich, ohne Verletzung der Gerechtigkeit fich nur an 


3 


— 


die objectiven Bedingungen des Ertraged zu halten, weil 
diefe hier zu wenig enticheiden und Fleiß, Gefchidlichkeit, 
Speculationsgabe, Ordnung, Sparfamkeit und Vermoͤ— 
gensbefiß die Unternehmer in einem und demfelben Ge 
werbe in eine fehr ungleiche Lage verfegen koͤnnen. Nur 
bei wenigen  Gewerben kann man bie vorhandenen ftehen- 
den Einrichtungen und Abfagverhältniffe für fo maaßgebend 
anſehen, daß aus ihnen allein, wie aus dem Beſitze von 
Ländereien, ein Steweranfchlag abzuleiten wäre. Jedoch 
darf man die Kataftrirung der Gewerbseinfünfte auch 
nicht nad) den Erfcheinungen des Augenblides, ſondern 
wenigftend nur nach mehrjährigen Durchfchnitten bemwerk: 
ftelligen, und weil diefelben nad) nicht langer Zeit unan: 
wendbar werden können, fo find öftere Reviſionen der 
Steuerſaͤtze nöthig. 


Ka) v. Malchus, I, 242, CIn Baden verhalten fih (Ende 1834) die 
Eapitale der Schakungen fo: Grund» und Gefällfteuer 60,5 pEt., 
Hausſteuer 20,?, Gemwerbfteuer 19,? pCt. Das Gemwerbiteuercapital 
beträgt 147 Mil, fl. oder 119 fl. auf den Kopf, und zwar im See— 
freife 111 fl., Ob.⸗Rheinkr. 110 fl., Mittel⸗Rh. 120, Unt.⸗Rh. 133 fl. 
— In Baiern trägt die Gewerbfteuer 715,000 fl. oder an 20 pEt. 
der Schagungen. 
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‚ Die Gewerbfteuer ift zunaͤchſt ald die, von ber fogenann: 
ten ftädtifchen Nahrung zu entrichtende Auflage betrachtet wor: 
den. Geht man indeg von dem Begriffe einer Gewerböunter: 
nehmung aus, fo begegnet man einem weiteren Kreife von 
Steuerpflichtigen, und da ed nur auf das Dafein eines reinen 
Einkommens anfommt, fo madt es feinen Unterfchied, ob da3 
Gewerbe, in welchem 'daffelbe gewonnen wird, productiv ift 
oder nicht. Die Gränzen, bei denen die Gemwerb3unternehmun, 
gen einerfeitö von den bloßen höheren und niederen Lohnarbeis 
ten, andererfeitS von einer bloßen Anlegung eines zinstragenden 
Capitales fich unterfcheiden, find nicht fo Fenntlih, daß man 
nicht einen allmähligen Uebergang wahrnehmen koͤnnte, indeß 
muß bie Gefeßgebung das genau beftimmen, was wifjenfchaft: 
lid) einer Meinungsverfchiedenheit Raum geben kann. In ber 
Ausübung hat man meiftend die niedrigeren Zweige der Lohn: 
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mit tingem — ent en — en on u Au 
Die un tlichen Unterne SR ten Beſteurun g 
Su ‚„laffen he eine eilun ie ! 
— it; Mi eral ae 8 
eren. — Hit 
AGewerke; Handwerke, Fabriken np 
Din Mer uf, * 
3) — und deſſen uͤlfs chäfte, * u e, 
der, H er, an DUB anfen, ‚Ganal: und eiteh} 
oe alten (0). ee Mae 
Re) Dienfigewerbe ı und solche, "die" den Gebrauch von 
Sachen betreffen, 3. ©. Lobniltſcher⸗ unt "ii 
Theatern, Kunſtreitergeſellſchaften Menage Badean 
ſtalten — Muficanten, Schornfteinfeger, uttn dal. 
» Gemiſchte Gewerbe, namentlich Sqhent⸗ und Saft: 
> wirthichaften. —* 
6 Gen rbe,. bei denen aus der ebene einer Wagniß 
— Gewinn gezogen wird‘, Aſſecutane auf Präs 
en gegen Feuer— und Seegefaht ' Leben | perungen k. 
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(a) F ſolche Geſellſchaften pflegen in der ————— Ira Ber 
ſtimmungen wegen der Steuer aufgeſtellt zu werden. 
7 
32. 

Bei der — der Mineralftoffe e find die Den 
werföunternehmungen gewöhnlich darum. nicht au det Gewerb⸗ 
werföregale herftammende, nad) eigenthäntlichen Regeln bemef: 
fene Abgabe ($. 181) auferlegt hatte. Zudem ift der Bergbau 
von fo wechfelndem, und oft von fo unerheblichem Ertrage, daß 
er nicht wohl den anderen Gewerben gleich behandelt werden 
dürfte, obgleich die Ruͤckſicht auf diefe wenigſtens dazu dienlich 
fein kann, daß jenem keine ſtaͤrkere Abgabe zugemuthet wird. — 
Steinbrüche, Zorfftiche, Lehm:, Gypsgruben u. dgl, find als 
Gewerböunternehmungen in der Regel nicht von ſolcher Erheb: 
lichkeit, daß fie außer der Grundrente und dem Arbeitslohne 
noch einen ſteuerbaren Gewerbsertrag abwuͤrfen. 

Rau polit. Oekon. Ir Bd. 2. Abth. 
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..„Bu.ber Eanpwirthfhaft, die fowohl won Pachtern als 
von ‚den, Grundeigenthuͤmern betrieben werden kann, gehören: 
gewöhnliche Landwirthe, welche Feldbau und Viehzucht mit eins 
ander verbinden, — Weinbauer (Rebleute), — Gemüfe:, Obft: 
und Blumengärtner, — PVerfonen, die ohne eigenen” Feldbau 
Schaafzucht „betreiben oder Kühe miethen (Holländerei:Pachter), 
— Teich⸗ und Flußfifcher, — Forſtwirthe u. dgl. Die letzteren 
fönnen wegen des geringen Capitales und des langfamen Forts 
ganges der Holzzucht nicht den Gewerböleuten zugezählt werben. 
Bei den anderen Zweigen ift zuförderft die Steuerfähigkeit groͤ⸗ 
Gerer Pachter am wenigften zu bezweifeln, da diefe den ande: 
ven ‚Unternehmern in Bezug auf Gapitalz;ind und Gewerbsge⸗ 
winn. gleichitehen und ein reined Einfommen genießen, welches 
von keiner anderen Schagung erreicht wird (a). Kleine Pachs 
tungen bagegen bringen, wegen des großen Mitwerbens unbe: 
güterter Landleute, kaum mehr ald gemeinen Arbeitsverdienft zu 
Baer Gewerbfteue von 
Pachtern kann von der Größe des abgeſchaͤtzten Pachtzinſes, von 
der Stärke der, Concurren; bei Pachtungen verſchiedener ‚Größe, 
auch zum Theile von der Stärke des Biehftandes beſtimmt wer» 
den cd). Die, Steuerfähigkeit der, auf eigenem, Grunde 
arbeitenden Landwirthe iſt flreitiger und» fchwieriger zu 
beftimmen. 


(a) Bol. Fulda, Handb. $. 191. 19%, — v. Maldus, I, $. 54. 
cd) Nah dem Steuer-Regulativ 'ded Generalgouvernem, Sachen v. 12, 
Nov. 1813 für cine außerordentliche Beiteurung (bei Harl, Steuer- 
reg. I, 373) wurden Pachter mit einemSteuercapitale angelegt, wel⸗ 
des 3 ihres Padhrzinfes betrug. — Die britifhe Eintommensfteuer 
traf ebenfals die Pachter mit. 


$. 363, 

Der felbftwirthfchaftende Grundeigenthümer bezieht nicht die 
Grundrente allein, fondern auch, wie ein Pachter, Gewer)öges 
winn und Gapitalzind (a), bei Hleineren Befigungen auch Ar: 
beitslohn, nur ift feine Gapitalauslage darum, weil er nicht 
wie der Pachter feinen Zins zu entrichten hat, von geringerem 
Umfange. Mit Ausnahme dieſes Umftandes koͤnnte malt hier 
die Eigenfchaften des Grundeigenthuͤmers und Pachterd für vers 
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bunden anſehen, “und es erhellt hieraus, daß die Grundfteuer, 
bie mit‘ Rüdficht auf Verpachtungen eingerichtet wird, an und 
für fich eine befondere Gewerbſteuer der Landwirthe nicht erfegt 
oder "verbietet. Die Steuerfähtgkeit ſolcher Landwirthe iſt am 
einleitchtendften in den‘ Fallen, wo ſie ihremr Ländereien viel 
mehr Ertrag abgewinnen, ald man bei der Anfegung der Grund; 
feuer, die auf längere Dauer und die übliche Bewirthſchaftung 
berechnet wird, annehmen durfte, x. durch eine ſtarke Vieh⸗ 
nugung (8 388 Nr. 6). Im mehreren Ländern find: auch wirt: . 
lich die Landwirthe, ſowohl Pachter als Eigenthümer, unter 
die Gewerbftenerpflichtigen- eingerechnet worden (b). Jedoch 
ſtellen fich diefer, aus einer richtigen Unterfcheidung der Zweige 
von Einkünften‘ hervorgegangenen Maaßregel in Bezug auf bie 
Grundeigenthümer mehrere Gründe entgegen: u me 
4) Waͤhrend der Umfang eines Gewerkes oder Handelsge⸗ 
ſchaͤftes won. dem Capitale und dev Abſatzgelegenheit bedingt 
wird und deßhalb zu einem Maaßſtabe fir dad Einkom⸗ 
meien der Unternehmer dient, richtet er ſich in: der Land⸗ 
wirthſchaft nach: der Groͤße des: Gutes als einem gegebe— 
nen Umſtande, der aber keinesweges auf eine verhältniß- 
maͤßige Eintraͤglichkeit der Bewirthſchaftung ſchließen läßt. 
2) Die vorhandenen Ländereien. ‚müffen - auch unter unguͤnſti⸗ 
., » gen. Umftänden.‚fortgebauet. ‚werden, und. der Befiger ift 
bei ihrer Benutzung durch ihre Lage und Beſchaffenheit 
in feinen Speculationen mehr. beſchtaͤnkt, als ein Theil 
der Anderen Gewerbsleute,.. Zudem. wird —— Naturer⸗ 
| eigniſſe und unbortheilhafte Preiſe bisweilen das Einkom⸗ 
men der Grundeigenthümer. fo fehr gefchmälert, daß fie 
Muuͤhe haben ; auch-nur die. Grundfteuer aufzubringen. 
3) Die Grundrente wird zum Zheil“von ben Gapitalzinien 
ufgezehrt, welche die. verfhuldeten Grundeigner, zu entrich: 
—* haben, und da dieſe Schulden ſich bei Exbtheilungen 
„oder Gutskaͤufen ſtets neu erzeugen, ſo kommt ein be⸗ 
chtlicher Theil des ſteigenden Preiſes ber. Grundftüde 
anderen Volksclaſſen zu gute. 
4) Große Unternehmungen, in ‚den. anderer RIES laſſen 
nicht nur eine ſtaͤrkere Einnahme an Capitalzins, ſondern 
auch einen hoͤheren Procentſatz des ri vermuthen, 
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große Landgüter aber ſtehen in der letzteren Hinficht meiſtens 

‚ «den ‚mittleren nach und beſchaͤftigen auch gewöhnlich, im 

Verhaͤltniß ihrer Größe ein geringeres Capital, I, $, 873, 

weßhalb ihre Eigenthümer ſchon von der Grundſteuer 

fchwerer - getroffen werden, $..305. . Kleine Grundeigner 

befinden fich ‘dagegen nach Abzug der ſchon beſteuerten 

Grundrente in gleicher Lage, wie kleine Pachter, . 3616 

5) Die Betrachtung anderer Schagungen, namentlich Der an 

deren -Gegenftände der Gewerbiteuer, zeigt, daß es un— 

möglich ift, die Gapitale fo vollftändig-zu«befteuern, wie 

es die. Gleichheit erforderte. . Dieß rechtfertigt eine She _ 
nung de3 landwirthfchaftlichen Gewerbes, welches ſich Der 

Kataftrirung weniger entziehen fann; Wollte, man. num 

die Steuer nun auf einen ungewöhnlich hohen. Ertrag. le: 

gen, der aus: beſonderem Gewerbfleiße oder aus einem 

verhältnigmäßig: ſtarken Viehftande bezogen wird, ſo iſt 

es ſchwer in jedem Falle zu entſcheiden, ob dieſe Voraus⸗ 

— ſetzung wirklich eintrifft. Die Kataſtrirung würde ſehr 

verwickelte Abſchätzungen erfordern: und« dafuͤr der Ertrag 
‚einer ſolchen Steuer keinesweges belohnend fein EI. 

je Beer: a ufenden eprte A Teen irn Grunbrenne Fr j 


niedrig, wie andere (edialich von Arbeirstohn lebende Perſonen. * 
(e) Die Viehſteuer, eine alte Abgabe, die ſchon im 18, Eh ann 
Eas 





ein Steuercapital von 18fl. — Eine Beiteurung des 55 
F aus dem, in Note (a) bemerften Grunde vertheidige Ki 
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entbehrliche Theil des Capitales ſich auch wirflich verzinfe. Eine Auf- 
lage auf Nutzvieh, zumal wenn ein geringer Betrag deffelben, z. 3. 
1 —2 Kube, 10— 20 Schaafe sc, frei bleiben, würde fih nod am 
erften in Schuß nehmen fallen, wenigſtens in Seiten, wo die wirf- 
lihen Preife der landwirthſchaftlichen Erzeugniffe in Bergleih mit 
den, bei der Grundfteuer angenommenen vortbeilbaft erfcheinen. Die 
Ausführung ift jedod wegen der. ju berüdfichtigenden Verſchiedenhei⸗ 
ten ſchwierig; z. B. ob Mildyserfanf möglich ift oder nicht, ob die 
Schaafe von bochfeiner, feiner, wittlerer oder grober Wolle find ꝛc. 
Bol. $. 333 Nr. 6, 
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Das perfönliche Einkommen des Unternehmerd und das 
darin enthaltene reine Einkommen ($. 358) ift ein Theil des 
gefammten (rohen) Gewerbsertrages, und muß in einer und 
derfelben Art von Unternehmungen mit diefem gleichmäßig ab: 
und zunehmen. Indeß ift die Größe dieſes Rohertraged nicht 
der einzige Beftimmungsgrund des der Gewerbfteuer unterwor. 
fenen Einkommens, vielmehr zeigt die Erfahrung, daß in meh: 
reren Gemwerbszweigen der perfönliche Antheil des Unternehmers 
eine fehr verfchiedene Quote des ganzen Ertrages fein kann. Die 
in Hinfiht auf dieß BVertheilungsverhältnig ſtatt findenden 
Berfchtedenheiten laſſen fich entwideln, wenn man die Einnahme 
ded Unternehmers in ihre 2 oder 3 Beftandtheile zerlegt ($. 359). 
Mas zuförderfi den Capitalzins des Unternehmers bes 
trifft, fo ift derfelbe von der Größe ded angewandten Gapitales 
abhängig und muß bei einerlei Größe des Rohertrages deſto 
mehr ausmachen, je Eoftbarere ftehende Einrichtungen zu Hülfe 
genommen werden, und je langjamer das umlaufende Capital 
fich erfeßt, 3. B. wenn Vorräthe längere Zeit hindurch liegen 
bleiben müffen. Die gewöhnliche Wohlhabenheit in einigen 
Glaffen von Gewerböleuten beruht hauptſaͤchlich auf dieſem ftär: 
teren Gapitatbefiße und Zinsgenuffe (4). Am geringiten ift der 
Zins vom umlaufenden Gapital, wenn der Berwandlungsftoff 
nicht vom Unternehmer angefchafft zu werden braucht, wie bei 
Schneidern, Buchbindern, Mahl-, Del-, Schneidemüllern, Mes 
bern, Bleichern, Färbern ıc. inder Regel; ferner bei Commiffions: 
handlungen, Spediteuren. Der fteuerbare Capitalzins ftellt fich 
übrigens größer oder kleiner dar, je nachdem die Gemerbögebäude 
mit zur Gewerbfteuer gezogen, oder einer befonderen Hausſteuer 
zugetheilt werden, $. 355. 
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a) Mit Einrechnung der Gebaͤude kann bei einer Muͤhle der Zins bes 

* ganzen nf 15 pEt., bei einer Brauerei 4 pCt. des Er. 
löfes fein. Schuhmacher, Schneider, Weber, Strumpfftrider, Tuͤn⸗ 
her ıc. haben ein geringes fiehendes Capital, Ihr umlaufendes wird 
jedoch bedeutend, wenn fie viele Gehulfen beſchaͤftigen. 
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Der Gewerbögewinn ift die Wirkung zweier, einan- 
der innigft durchdringender Güterquellen, des Capitals und ber 


Arbeit. 


Er wird alfo bedingt 


a) von der Größe des Capitals, weil mit dieſer die Stärke 


b) 


2 
x 
PR 


der Magniß, die Schwierigkeit der Gründung und Leis 
tung des Gewerbes (0) und die geringere Stärfe. der 
Concurrenz einigermaßen zufammenhängt (6); 

von dem Kraftaufwande jeder Art, den eine Unternebhs 
mung erfordert, 5. E. dem Maafe von Kenntniffen, . 
Geſchicklichkeit, Erfahrung, Scharfblid, Fleiß u. dgl. 
Daher muß z. B. einem Groshaͤndler, Mafchinenfabri- 
Fanten, Apotheker, Bauunternehmer, Buchhändler, de: 
mifchen Fabricanten, Uhrmacher, Bijoutier ꝛtc. eine 
größere Quote des Erlöfes als Unternehmegawinn zu- 
fallen, alö einem Fleiſcher, Schmied, Müller, Weber, 
Bimmermeifter 2E. Bei einem geringeren Umfange eines 
Gewerböbeiriebed ift an den Gewinn des Unternehmers 
auch der, von deſſen Mitwirkung zu den Lohnarbeiten 
herrührende Arbeitsverdienſt gefnüpft ($. 359). Diefe 
Theilnahme an den ausführenoen Arbeiten ift befto 
flärfer, je weniger die Gewerbsleitung den Unternehmer 
beichäftiget; die auf fie treffende Vergütung kann jedoch 
nur nach dem, für die Gehuͤlfen jeder Art von Gewer: 
ben beſtehenden Sage angefchlagen werben. Faßt man 
den Gewinn und Arbeitöverdienft des Unternehmers zu: 
fammen, fo machen fie einen deſto größeren Theil des 
Ertrages aus, je Eünftlicher die Arbeit, und je größer 
inöbefondere die Bemühung des Unternehmers if. In 
einem Gewerbe, welches den Unternehmer vollſtaͤndig 
beſchaͤftigt, laͤßt ſich annehmen, daß dieſe beiden Ein- 
nahmen zuſammen genommen allermindeſtens der Ver— 
guͤtung einer gleichartigen, für Lohn verrichteten Arbeit 
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- „gleich, kommen. Diefer. Betrag bildet daher die unterfte 
Gränze, welche in den meiften Fällen mehr oder wenie 
ger uͤberſchritten wird. . . 


(#) Das fiebende Capital verurfaht megen feiner längeren Dauer nicht 
gleihe Bemuͤhung wie das umlaufende. 


(8) Daß die gefabrvollere Unternehmung einen höheren Gewinnſatz trägt, 
kommt bier miht in Betracht, weil die Wagniß wie eine Ausgabe bes 
— werden muß und deßhalb kein größerer reiner Gewinn anzuſe⸗ 
‚sen ilt. 
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Der reine Gewerbsgemwinn insbefondere, ber allein 
die Steuerfähigfeit des Unternehmers als folchen bezeichnet, 
ift bei vielen im Kleinen betriebenen, kunſtloſen, wenig Gapital 
befchäftigenden Gewerben fehr gering, fo daß der Unternehmer 
ſich nicht viel beffer befindet als feine Lohnarbeiter. Staatseins 
richtungen, welche den Zutritt zu einer Art von Gewerben er: 
fhweren, 3. B. ſtrenges Zunftwefen, koͤnnen die Lage ſolcher 
Unternehmer beſſer machen. Erweitert ſich der Betrieb, ſo wird 
er nicht bloß wegen des groͤßeren Capitales lohnend, ſondern 
auch wegen der Gelegenheit zu Erſparungen, Verbeſſerungen, 
neuen Unternehmungen und dergl., der reine Gewinn erreicht 
daher eine größere Quote des rohen. Ebenſo verhält es Sich 
mit Gewerben, die fhon ihrem MWefen nach mehr Geiftesthäs 
tigkeit in Anfpruh nehmen, und bei denen baher ſchon ber 
Lohn höher ſteht. Es ift daher einleuchtend, daß das Verhaͤlt⸗ 
niß des ganzen Gewinne: zu dem in ihm begriffenen reinen 
Einkommen ein fehr verfchiedenes fein müffe. Welchen Theil 
des rohen Gewerbögewinnes der Unterhalt3bedarf hinwegnehme, 
wo dagegen der entbehrlihe, dem Wohlleben angehörende 
Theil des Aufwandes anfange, dieß läßt fih, da das ſtandes— 
mäßige Bedürfnig nie fcharf begränzte Umriffe zeigt, nicht mit 
mathematijcher Genauigteit ausrechnen, doch würde fih, wenn. 
man. forgfältige Beobachtungen anſtellen wollte, ohne großen 
Sehler, eine Stufenleiter der ungefähr anzunehmenden Unter: 
haltskoſten in den verſchiedenen Gewerbözweigen, freilih aber 
nur für jeden einzelnen Ort oder Bezirk (a), aufftellen und 
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eine Quote des ganzen ‚GewinnedYals dem fteuerbaren Theile 
nahe fommend angeben faffen (8). , | RR 


Ca) Wegen der ungleihen Koften der Wohnung, des Holzes, felbft der 
Lebensmittel xc. » 

(5) Faͤnde man z.B. in 4 Gewerben die notwendigen Ausgaben für eine 
Familie mittlerer Größe Ju 300 —400 — 500 — fl., und wäre 
der durdfihnittsmäpige Gewinn: ohne Binfen, 340 — 500 — 660 — 
900 fl., fo betrüge der reine Gewinn ungefähr 43—4—4—4 des 
rohen. Schlägt man aber die Eapitalzinfen dazu, fo werden die Duo» 
* des reinen Einkommens nicht bloß größer, ſondern noch uns 
gleicher, 
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Es giebt vielerlei Kennzeichen, aus denen man bie wirth: 
fchaftlichen Berhältniffe eines einzelnen Gewerbsbetriebes beurtheilen 
und einen Schluß auf das reine Einfommen des Unternehmers machen 
kann, Diefelben müffen zum Bebufe der Gewerbfteuerregulirung 
forgfältig beachtet werden. Doch ift jedes einzelne derfelben mehr 

“ geeignet, das Verhältniß anzudeuten, in welchem mehrere Genof- 
fen eines und deſſelben Gewerbes hinfichtlih ihrer Einnahme 
zu einander ftehen, als zur Vergleichung von Unternehmungen 

verſchiedener Art zu dienen, die man nur aus der Gefammtheit 
aller Umftände mit Sicherheit vornehmen kann. Die Natur der 
verichiedenen Gewerbe bringt es mit fich, daß bald da3 eine, 
bald das andere Kennzeichen hervortritt und einen näheren oder 
entfernteren Stuͤtzpunct zur Kataftrirung darbietet. Hieher ge: 

. hören: | 

1) Größe des ftehenden Capitales, woraus fih, mit Rüd: 

fiht darauf, ob es ununterbrochen und volftändig im 

Gebrauche ift (a), die Menge der Erzeugniffe vermuthen 

läßt. Bei manchen Gewerken ift diefes Merkmal vorzuͤg⸗ 
lich bezeichnend, z. B. die Anzahl von Webſtuͤhlen, Dru: 
ckerpreſſen, Butten in der Papiermuͤhle, Keſſel in der Faͤr— 

berei, Drucktiſche in der Kattunfabrik, Mahlgaͤnge (6), 

Haͤmmer und Heerdfeuer bei Huͤttenwerken, Drahtzuͤge, 

Maſchinen verſchiedener Art. Auch in anderen Gewerben 

kommen ähnliche Maaßſtaͤbe vor, z. E. die Zahl der Zim— 
mer in einem Gaſthofe, der Pferde eines Fuhrmannes- 
die Größe eines Schiffes. In vielen Fällen fann man 
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mit Nutzen auf die Ausdehnung “der zur Arbeit und Auf 
bewahrung nöthigen Räume achten. 


(a) Würtemb. Inftruet. für ‚die Reviſ. des Gewerbefteuer-Ratafters, 20. 
Febr. 1829, $. 36: Bei den verfhiedenen Arten von Muͤhlenwerken 
find 4 Elafjen unterfchieden je nach dem Theile des Jahres, in wel« 
hen fie in Gebraud find, Handb. ©. 91. | 

(8) Preuß. Gew.-St.-Gef. dv. 1820, Beil, B Art. I, Fin Mahlgang, 
der gewöhnlich das ganze Jahr Wafler bat, zahlt jährl. 12 rl., 1 
Graupengang, 1 Delprefie, 1 Sägegatter an einer Mühle, die mehr 
als 1 Säge bat (fonft gilt die einzige nur als halber Mabhlgang), 
6 auge eines Stampfwertes, werden 1 Mahlgange gleich 
geachtet. — 
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2) Umfang des umlaufenden Capitals (a). ae 

a) Biöweilen ergiebt fic) eine gute Gelegenheit, die Menge 
verbrauchter Stoffe fennen zu lernen, wenn naͤmlich von 
denfelben eine Aufwandsfteuer (Zoll oder Accife) entrichtet 
wird; Brauereien, Branntweinbrennereien (6), Mühlen, 
wo eine Mahlfteuer beſteht; Meinhandlungen, Fabriken, 
welche bloß zolipflichtige eingeführte Stoffe verarbeiten. 

b) In anderen Nahrungszmweigen ift die Menge der bereit 
zu haltenden Vorraͤthe von verkäuflichen Dingen in die 
Augen fallend: Apotheken, Kaufladen ıc. 

c) Die Ausgabe für Arbeitslohn und die Zahl der beihäf: 
tigten Gehülfen find von vorzüglicher Wichtigkeit, und 
laffen fich zugleich am leichteften wahrnehmen. 

Mit der Anzahl der Gehülfen fleigen und fallen auch noth: 
wendig die anderen Betriebsausgaben, und je mehr dieſelben 
im Verhaͤltniß zum Aufwand für die Arbeit betragen, je mehr 
namentlih Mafchinen und Stoffe often, in defto ſtaͤrkerem 
Grade wird durch das Hinzutreten jedes neuen Arbeiterö der 
ganze Ertrag und der Antheil de3 Unternehmers vermehrt (c). 
Es kommt übrigens hierbei nicht allein auf die Zahl der in Thaͤ— 
tigfeit gefegten Arbeiter an, fondern zugleich auf die Künftlich- 
feit oder Einfachheit ihrer Verrichtungen und die darnach abge: 
meffene Höhe des Lohnes, was man beutlich erkennt, wenn 
man fich die Abflufung von den Gomptoirbedienten. eines gro: 
fen Banguiers bis zu den Weibern und Kindern, die in einer 
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Tabaks⸗, Papierfabrik. ıc. arbeiten, vergegenwaͤrtiget. Mit ges 
böriger Beachtung aller in einem Gewerbe obwaltenden Ver: 
bältniffe, welche die Theile des Gapitalaufwandes, die Arbeiter: 
zahl, den Lohn ıc. betreffen, läßt fich von dem .genannten, Merk 
mal ein fehr nüßlicher Gebrauch machen. | er 


(a) Die Gefhwindigfeit des Eapitlunaufes hat auf die Zinseirnabme 
Einfluß, $. 39 Nr. Wenn z. B. ein Krämer fein. umlaufendes 
Capital Amal im Jahre umfegt, fo ift in dem Jahreserloͤſe von 
12,000, nur der Zins der Auslage von 3000 fl. mit 150 R. entbal- 
ten, während, wenn der. Erlös erft nad) einem Jahr eintritt, 600 fi. 
jährlich gerechnet werden muͤſſen. 

(5) Preuf. Gewerbfteuergef. von 1820. Beil. B Art. F G. Auf. je 24 
Scheff. jährlichen Verbrauch an Mal; oder Bramntweinfhror follen 8 
Ggr. Gewerbfteuer fommıen. 

(c) Bei 4 Gewerben, A, B, C, D fünnte folgende Vertheilung ftatt fin» 
den, den ganzen Erlös zu 100 gefegt: | 





Teer Eee | 
1) Arbeitslohn 65 40 25 12 
2) Materialverbrauch 40 45 54 
3) Sins 5 10 15 20 
4) Gewerbögewinn 10 10 15 14 


| 100 | 100 | 10 | 10 


Kommt nuneine vermehrte Lohnausgabe von 10 hinzu, ſo erboͤht fih, wofern 
auch ein verhaͤltnißmaͤßiger Anwachs aller anderen Theile ſtatt finder, der 
Erlös in diefen 4 Gewerben um 15 —25— 40 — 834 pCt., und der 
Antheil des Unternehmers (Nr. 3 und 4 um, 2,75 —5--12 — 20, 
10 Arbeiter in einer Schwefelfäurefabrit zeigen ein größeres perfön« 
liches Einfommen des Unternehmers an, als gleiche Zahl bei einem 
Schuhmacher, Schloſſer, Buchbinder sc. Die Sahl der Gehuͤlfen 
fann demnach nur in Verbindung wit anderen befannten VBerbhält- 
niflen zur Bildung von Steuerfägen in verfchirdenen Gewerben ge— 
braucht werden. — In Wuürtemberg werden die Handwerke in 
Hinſicht auf Eapital und Einträglichfeit in 4 Abtheilungen gebracht, 
deren jede 9 Claſſen in fidy begreift, 1) bei nicht vollem, 2) bei vol» 
lein Betriebe durch 1 Menfhen, 3) mit I Gehilfen, mit 2 -- 3 
Gebülfen,.... 9) mit 19 — 24 Gchülfen, Iede Claſſe har wieder Ab⸗ 
ftufungen, die dazu dienen, nach individuellen, locaten ꝛc. Nüdfichten 

| einen Spielraum für die Einſchaͤhung darzubieten. In der 4, (böd- 
| ften) Abtheilung z.B. ftehen Buchdruder, Injtrumentenmader, Ju⸗ 
weliere, Kaminfeger, Hammerſchmiede, Mechaniter, Rotbgerber, Scie- 
ferdedter u. a. Der Steuerfag ift in der 1. Claſſe 42 tr, — 27.23 fr. 
in der 2. 2. 12. —7f.12fr., in der 3ten 2fl. 48. — 9f., in 
der Arten 5 fl. 24 fr. — 12. 48 fr.,.... in der Iten 23 1.48 tr. — 56 fl. 
18 fr. So beftshen bloß für dic Handwerte-180 verfdiedene Säge in 
der Tabelle, Die jedoch nicht ebenſoviel verfhiedene Zahlen enthalten, 
inden 5.3. die Summe von 5fl. 24 fr. in + Fächern vorlommt, Dar 
neben noch 2 mal fl. 48tr., ferner Ifl. 36 fr. und 5fl. 42 tr, wor« 
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| aus ſchon eine unnoͤthige Verwickeltheit hervorleuchtet, — Im Or oßh. 
Beſſen wird bei einem Theil der Gewerbe, für 8 — Fi des 
— ‚sugefest, v. $ offman an. © 


369. 


3) Größe des Abf atzes oder * ee ne ge: 
werblichen Leiftungen, z. B. Menge der transportirten 
Maaren,, der beberbergten Perfonen. E$ bieten ſich bei 
einzelnen Gewerben verjchiedene Gelegenheiten dar, biefe 
Quantität zu erfahren, aus der man, wenn zugleich der 
mittlere Betrag der Vergütung befannt it, den ganzen 
rohen Ertrag zu ermitteln im Stande if. Die Gejeßge: 
bung mehrerer Staaten hat fich der Einwohnerzahl der 
Orted, an welhem ein Gewerbsmann wohnt, bedient, 
um daraus auf den Abfa& zu fchließen, und die Steuer: 
fäße für die Genoffen eines und deffelben Gewerbes dars 
nach abzuftufen (a). Hierüber laffen ſich — Be⸗ 
merkungen machen: 

a) Bei einem Theile der Gewerbe iſt die Groͤße des Wohn⸗ 
ortes gar nicht entſcheidend, weil naͤmlich die Erzeug: 
niffe eine weite Verſendung ertragen. Viele Fabriken 
find wegen des mwohlfeilen Brennftoffs, der Waflerkraft, 
des näheren Verwandlungsſtoffes zc., auf dem platten 
Lande angelegt worden. 

b) Andere Gewerbe haben zwar in der Regel nur einen lo« 
calen Abjas, können jedoch außer dem Wohnorte noch in 
benachbarten Ortfchaften zahlreiche Abnehmer finden, z. E. 
Dorfhandwerker in der Nähe von Städten, oder können 
ausnahmsweife unter Begünftigung befonderer Umftände 
für einen weiteren Umkreis arbeiten, z. B. Toͤpfer bei 
vorzüglich gutem Lehme, Schuhmacher, Schreiner, Bier: 
brauer ıc. bei ausgezeichneter Gejchidlichkeit. y 

c) Wenn ein Gewerbe in einem gegebenen Falle für rein 
local erfannt wird, jo kann man aus der, von den 
Einwohnern verbrauchten und nicht etwa auf andere 
Weiſe bezogeiien Waarenmenge auf den Abſatz fümmt: 
licher Gewerbögenoffen des Ortes fchliegen und hieraus 
einen Mittelfab des auf jeden Unternehmer fommenben 
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(a): 


© Wohertrage® ableiten. "Doch muß· die hieraus fich für 
ein gewiſſes Gewerbe im Ganzen ergebende Steuer: 
ſumme wegen der’zwifchen den einzelnen Genoffen ftatt 
findenden Verſchiedenheit nach Maafgabe des voirklicher 
Betriebes unter Die einzelnen Unternehmer umgelegt wer: 
“den, was ihnen ſelbſt überlaffen werden Fann, indem 
ſie in einen Verband gezogen werden (db) 

a) Manche Handwerke arbeiten zwar nicht allein für die 
Bewohner des Ortes, gewähren jedoch An einem volf: 
reicheren Wohnſitze wegen der Leichtigkeit der Beftellun- 
gen und des Verkaufs erhebliche Vortheile, und ein 
Theil der zugehörigen Verrichtungen, z. B. die Aus: 
befferungen älterer Gewerkswaaren, ift faft ganz local. 
Bei den hieher gehörenden Gewerközweigen ift es an: 
gemeffen, im Allgemeinen den Steuerbefrag nach der 
Größe des MWohnortes fteigen zu laſſen, doch nicht fe 
ſehr wie bei lit. c., und ebenfalls mit der Rüdficht auf 
die individuelle Ausdehnung des Betriebes. 


So ;. €; die framoͤſiſche Patentabgabe f. $. 374. Jede der 7 Ge. 
werböclaffen. hat wieder 7 Stufen, Die oberſte für Städte von 100,000 
€. und darüber, die unserjte für weniger als 5000 Einw. Nach dem 
Entwurfe von 1834 follten wieder Orte von 2— 5000 und von we⸗ 
migernals 2000 E. unterfchieden werden. Doch erſtreckt fih dieſe 
Lintheilung nicht auf ale Gewerbe, — Preuß. Gef. v. 30. Mai 
1320, Gef. Sammt. Nr. 14. v, Maldus, 266 — (Sinn 
bot») die Gewerbftenerverfäffüng des Pr. Staats, Piegnik , 1831, 
4°, Hier werden unterfchieden 1) die 9 größten Städte,.2) die 132 


mittleren, 3) die übrigen Orte über 150 Einw., 4) die Heineren. 


— Das a, bad, Gef. nimmt Aerlei Orte, nämlich Dörfer — Städte 


amd Märkte unter 3000 €, — folche von 3 — 6000 — und über 
6000 Einwohner an. 
0) D | 


a8 preuß. Gefeg ſtellt für jedes Gewerbe in jeder der 4, Abrheilun- 
gen einen Mittel» md einen niedrigften Gag auf. Der erftere mit 
der Zahl von Gemwerbtreibenden der Stadt oder (in der 4 Wbrbeil.) 
des Kreiſes vervielfacht, zeigt die, von denfelben im Ganzen aufzu⸗ 
bringende Summe. Wer nicht einmal den niedrigften Gag zu ent- 
richten vermag, muß das Gewerbe niedertegen. Größere Gewerbtrei« 
bende müfjen das decken, was die Meineren in demfelben Nabrungs» 
zweige unter dem Mittelfage bezablen, und für I Einreihung find 
. 3 


 beftinmte Progreffionen vorgeſchrieben. So ift z. 


BEER IT Aorbeiiig ai 2 3 und 4. 
für Kaufleute 


 Mittelfag 30. 1. tl, 
v 


Niedrigſter Satz 12 » 85 





4; 
“11% 
E25 


457 


uͤr Handwerk * ur er rn a eh 
mie I h 3 EN 
Niedrigſt cz r 4 ’ 


m so 4J 5 
2 » 1 En Pad; 


Sa — 


ar — » y + . 

dr an Alt 4 68 — 12 — 18,24 30 36-48 — 60 
rl. u. f. fe — Einigen Gewerbsleuten (ih Kaufleuten, Gaft- 
Seife; Nid-Sienhnltthen, Sähken — —66 algemein 


tik’ 


21 


#4 
. 
“is 


os, 
“sr 


“2 Snerfungen gegen dieſes Geſetz bi im 


dieß, wo Die Oertlichteit «5 ausführbar mu 


geftaftet, die Steuer unter fih durch Abgeordnete, welche jede ſolche 
Steuergefellfchaft ‚wählt, umlegen zu Jagen Dr alebeinen "Tann 
wmacht, ebenfaus bewilligt 

‚werden; Dede ſolche Geſellſchaft waͤhlt jaͤhrlich aus ihrer Mitte 5 
Abgeordnete, und zwar 1 ‚aus. den groͤßten, Irauß, dem geringſten, 
2 aus den mittleren Unternehmern, den ten belichig; a. Gef. $. 26 
bis 59, — Bei Bädern und Fleifhern in Städten der 2 erften Ab» 
theilungen ** a, — * eng resp. 8 —* — 6 Penn. 
«den Thtr. zu 24 Grofchen) gerechnet, um daraus die teuerſchuldig⸗ 
keit "aller Meifter in jedem diefer beiden Gewerbe zu finden. In F 
3. und 4. Abth. find dagegen Al Zu rg 12,000 Einw, 
Dr, zu DI. anaefeht, maden 208 rl. — 364 fi., wovon, wenn 15 
ätter vorhanden wären, jeder 24fl. 167. Mirtelfah erbielte. Bes 
ifob, 1, $. 1099, " u 

aA 104 19 Haren 
R 3 70 
ef 3 Jia Di 


4) Auch ber notorifhe Grad. von Wohl ſt amd eine 


Claſſe von. Gewerbtreibenden, ſowie eines Einzelnen «unter 
ihnen, kann mit in Erwaͤgung gezogen werden, nur iſt 
im letzteren Falle zu erforſchen, ob der Gewerbsmann 
nicht zugleich andere Einnahmsquellen habe, die ſchon ihre 


Steuer, tragen, Mit dieſem Kennzeichen kann noch die 


t 


H oͤhe des Lohnes, den die Gehuͤlfen erhalten, in Ver— 


„iu 


bindung gefeßt werden, da hierin bie Untergränge für den 
Antheil des Unternehmers. liegt. ($., 355). Ob und: wie: 
viel im der, Regel das wirkliche Einkommen der Gewerb: 
‚ treibenden dieß minimum überfieigt, dieß läßt: ſich, ohne 
ein gehaͤſſiges Ausfpähen häuslicher Dinge, aus der ganzen 


Lebensweife diefer Familien, aus der fichtbaren Zu: oder 


| ‚Abnahme ihres Vermoͤgens, abnehmen (a); hierin zeigt 


‚ freilich nicht jeder Ort und jeder Zeitabfchnitt gleiche Er: 


ſcheinungen. Hat. man. für die Unternehmer in einem 


> Gewerbe ſich eine folche, wenn auch nur locale nnd tem: 


poräre, Regel. gebildet, fo kann wieder der. Einzelne mit 
ber Mehrzahl feiner Genoffen verglichen. werden, und hie: 
bei wird von felbft der mit fremdem Capitale Wirthfchaf. 


tende ($. 359, 2) den Eindruck einer geringeren Bermög- 
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lichkeit -hervorbringen. Findet eine Vetpachtung des Be⸗ 
triebsrechtes ſtatt, z. B. einer Gaft: oder Schenkwirth⸗ 
ſchaft, eines Brauhauſes ıc., fo muß der volle Steuerbe⸗ 
trag zwiſchen Pater und Vervater getheilt werben, 


(a) S» aͤth, a. Abhandlung, will die Regklirung nur nad) foigenden? um» 

ſtaͤnden vorgenommen feben; 1) dem Aufwande des Unternebmers, 

2) dem Kaufpreiſe, den man für ein Gewerberecht entrichtet - Letzter 
Umjtand faͤu mit der Verlaͤuichteit der Berechtigungen hinweg. 


$. 371. 


| Unterfucht man,.auf welchem Wege ein Kataſter der — 
pflichtigen Gewerbe. zu Stande gebracht: werden könne, fo fönnte 
die große Verfchiedenartigkeit der genannten, auf. die wirfliche 
Größe des feuerbaren Einkommens einwirfenden Umftände zu 
dem Entjchluffe führen, ſich ganz auf die beftellten Schäger zu 
verlaffen und ihnen in ber Bildung der Steuerfäße freie Hand 
zu geben (a). Dann würde fich die Sorge ber Regierung nur 
auf folgende Puncte beichränfen : 

'a) Aufftelung einer leichtverftändlichen, "die Natur der zu 

: befteuernden Einkünfte und die Bedingungen und Kenn: 
reichen ihre Größe entwidelnden Inftruction (d). 
r » Ernennung vollfommen faͤhiger und zuverläffiger Tas 
ratoren aus den Bürgern jedes Ortes oder Bezirkes, 
2° die Unter) der Leitung eines tiefer in die Beſteurungs⸗ 
principien eingeweihten Beamten arbeiten. 

2: Dip Berfahren geftattet zwar die Beachtung aller gegeber 
rien — am leichteſten, allein es hat auch erhebliche Schat⸗ 
tenſeiten. Der Mangel ausgezeichneter thatſachlicher Anlehnungs» 
puncte giebt der Willfür“ und" dem Irrthum zu weiten Spiel: 
raum und es iſt nicht möglich, die Steuerfäge durch ſpaͤtere 
Pruͤfung und Vergleichung in ſolche Uebereinſtimmung mit ein⸗ 
ander zu bringen, daß eine Gleichfoͤrmigkeit im ganzen Lande 
erzielt wuͤrde. Gegen eine fluͤchtige Vollziehung des Geſchaͤftes, 
ſorwie gegen abſichtliche Beguͤnſtigung oder Ueberlaſtung bietet 
ſich kein bequemes und ſicheres Berichtigungsmittel dar. Man 
muß es deßhalb fuͤr beſſer halten, durch allgemeine Vorfchrif: 
ten einige Begtaͤnzung des vor den Schaͤtzern liegenden Feldes 
zu geben. : Diefe Betrachtungen haben in vielen Staaten bie 
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Folge gehabt, dag man, um dem Urtheile der Schäßer weniger 
anheim zugeben, mariheriei Beſtimmungen Aufffellte, wobei 
man fogar das entgegengefeßte Ertrem nicht ganz vermied, und 
dem Ermeffen des einzelnen Falles zu wenig Freiheit gewährte. 
Der Verſuch, Regeln zu ertheilen, nach denen, aus einzelnen 
Umftänden, die Steuerfäße für jeden Gewerbämann anz feft 
berechnet werden, muß mißlingen, weil es nicht moͤglich ift, in 
eine ſolche Regel alle einwirkenden Beftimmgründe des reinen 
Einkommens der Unternehmer  einzumeben und weil daher aus 
einfeitigen Elementen Häufig unpaffende Ergebniffe hervorgehen. 
— Je genauere, Angaben man jedoch-über die Statiſtik der Ge: 
werbe und ihren Haushalt befikt, deſto "weiter kann man in 


Borfchriften jener Art gehen (ec). * 


Ca) So 5.3. der bair. Geſetzentwurf von 1828, dem in dieſem Puncte 
der Ausſchuß der Kammer der Abgeordneten beiftinmite. Dabin neigt 
ſich u v. Jatob, 1, $. 1092, doc mit einigen Beſchraͤnkungen, 
$. 109. | — 9 


cb)- Die bisherigen Gefege und Inftrucfionen- laſſen Hierin viel zu wuͤn⸗ 


ſchen ubrig. EEE at aan)" die 
(ed Ueber den Nupen der Gewerbsftatiftif, f. auch v. Safob, 1,5. 1081, 


x $,-372. 

Unterfucht man die, zur Regulirung der Gemwerbfteuer ans 
wendbaren geſetzlichen Normen, fo findet man, daß eine Manch— 
faltigfeit von einfachen Methoden und von Gombinationen meh» 
rerer derſelben fchon verfucht worden ift, wobei aber noch Feine . 
einzelne die Anerkennung einer ganz vorzüglichen Zweckmaͤßig⸗ 
keit hat erlangen koͤnnen. Hiezu trug bei, daß man die Erfah: 
rungen über den Erfolg eines und des anderen Verfahrens in 
verjchiedenen Ländern wenig zur Sprache gebracht hat. Die ers 
heblichften Regulirungsmittel find folgende : 

1) Wenn eine Anzahl von Glaffen, mit einem Steuerfaße für 
jede, bloß als ein, bei der Einfchägung auszufüllendes 
Fachwerk aufgeftellt wird, fo gewährt dieß nur die Er: 
leichterung, daß cd bequemer ift, die Glaffen als vie 
Steuerfummen zu nennen, und baß legtere nur in gemwifs 
jen runden oder fonft angemeffenen Zahlen ausgedruͤckt 
werden. ’ i —3 





asien ‚im Woraus Die Glas 


ſes Gewerbe geſetzt werden. m 

bindend, — kommen Diele ‚Säle v vor, wo. de da 
rechtigkeit erfordert, einen Unternehmer höher. „oder, niedri- 
ger anzufeben, als es nach dem Geſetze geſchehen fol, 
Diefer Nachtyeil wird vermindert ... 

a) wenn im. Gefege nur die, Hauptelaffe bemerkt. if, umb 
noch die Wahl zwiſchen mehreren Unterabtheilungen frei | 
ſteht, „oder ſonſt nur ein maximum und. minimum 
für jedes. Gewerbe mit einem - hinreichenden Abftande 

zwifchen beiden feſtgeſezt wird 

b) wenn die Einreihung nur vorlaͤufig als eine Riaſchaur, 
von der man aus erheblichen ‚Gründen bisweilen. ‚abge: 
hen kann, vorgezeichnet ift. 

"3% Die Claſſeneintheilung iſt öfters mit der Ruͤckſicht auf die 
Einwohnerzahl der Orte in Verbindung‘ geſetzt worden, 
fo daß ungefähr wie bei dem Zariff für die Patentab- 
» ‚gabe: für jedes Gewerbe. mehrere Claſſenſaͤtze nach. der Ab- 
ſtufung von den kleinſten Orten bis zu den ‘größten 
Städten des Landes beſtehen (a). Es erhellt aus den 
obigen Exroͤrterungen (J. 369), daß dieß nur bei einem 

Theile der Gewerbszweige angemeſſen iſt, und daß man 

ſelbſt bei dieſen keine pollkommene Gleichſtellung aller an 
einem Orte wirthſchaftenden Unternehmer „in. einerlei_ 
— ſchaͤfte gebieten duͤrfte. Bei den anderen Gewerben. —* 
‚nid * Wohnſit zwar zur Beachtung empfohlen werden, aber 
* * eine — im ig —— 





her! 


- fäßge und. De 3 — So Amen — 
werke — Fabriken mit großem ſtehenden Gapitale, und 
‚ohne folhes, — Groshandel — Kleinhandel ꝛc. unter: 
ſchieden und, dabei. bie Eigenthümlichkeiten. jeder Gattung, 
3. B. die befonderen Merkmale des Umfanges, die. Arten 
von. Gehälfen ıc. ‚näher a werden #9 was. * zu 
billigen iſt (6). 


(a) je B.Großb. Heſſ. Gef. v. 16. Sun. 1827, 7 7 Glaffen.» von 
ben, de erjte mit 2 Unterabtheilungen ; ferner Orte des. 1, (Darm. 
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. ftadt und Mainz) 2. und 3. Ranges, alfo 24 Fächer für die Nor 
walfteuercapitale, z. B. in der unterften Elaffe nah den 3 Urten von 
Wohnorten 12 — 6 — 3 fl. Nach der Zahl von Gehülfen und dem 
Miethwerth der benusten Mäume werden Zuſchlaͤge zu den Glajlen: 
fügen gemadtz f. v. Hoffmann, Beiträge, S. 77. — Bid, ce 
werbfteuerordnung: 10 Claſſen des perfönlichen Verdienftes. Ein Theil 
der Gewerbe ift obne Ruͤckſicht auf die Orte eingereibt, z. B. Schiffe 
bauer in die Ite, Papier», Mahl», Del? und Pulvermuder in bie 
Ate, Spediteurd in die Ste, Banquiers in die Ite Claſſe; andere foms 
men an verfchiedenen Orten in verfchiedene Claſſen; z. B. Tünder, 
Schornfteinfeger, Hutftaffirer, Bürjtenbinder, Mäder fteben auf 
Dörfern in der Iſten, in Städten über 6000 €. in der 4, Claſſe, 

vergl. $. 373. Nach der Sahl der Gehülfen wird cin Zuſchlag ge— 
macht, $.373 (a). 

(5) Würtemberg: 1) Handmwerfer und Kleinbändler Cunter 200 fl. © 
werbscarital), 2) Handlungen, Fabriken und Manufacturen, 3) Mühe 
fen und andere Werke, die von mehreren Kunden gegen Kohn benugt 
werden, 4) Wirtbichaftsgewerbe, a) im engeren Sinne, b) Geträne 
kefabriten. 


. 373. 


5) Auch die Zerlegung der Gewerbfteuer in 2 verfchiedene 
Abgaben, deren jede nach “anderen Kennzeichen regulirt 
wird, ift verfucht worden ; man hat nämlich unterfchieden 
a) den perfünlihen Werdienft des Unternehmerd, mit einem 
Zufaße für den Vortheil, den eine gewiffe Anzahl von 
Gehülfen dem Gewerbsmann zu Wege bringt, ſ. 8. 368; 
b) den Ertrag des benußten Capitales, welches man zu 
ſchaͤtzen fucht. 

Ueber dieß, in Baden Ca) und theilweife in Würtemberg (6) 
angewendete Verfahren ift zunächft Folgendes zu bemerken cc): 
«) Was man yerfönlichen Verdienft nennt, dieß ift nicht 
bloßer Lohn, fondern zugleich Gewerbögewinn, wenn 
nämlich unter dem Ertrage des Gapitaled lediglich 
die Zinfen verftanden werden. Was für die Er: 
fragsvermehrung wegen der Gehülfen zugefeßt wird, 
diep begreift fogar den Gapitalzind von den Ausla- 
gen für Arbeitslohn in ſich, weil man diefen Theil 
des Gapitales nicht zu der nad b) abzufchägenden 

Größe rechnet. | Ä 
P) Da nun diefer Theil mit den übrigen Beftandtheilen 
des Gemerbscapitales in Zufammenhang fteht, „und 
auch der Gemwerbögewinn von ber Größe des ganzen 

Rau polit. Oekon. Ir ®d, 2, Abth. 11 


162 


Gapital$ mit bedingt wird, fo iſt zu beforgen, daß 
die abgelonderte Behandlung ter beiden Größen, 
deren jede mit Hülfe der anderen leichter zu erfaffen 
ift, die Ergebniffe minder richtig mache, als bei einer 
anderen Methode. 

y) Wenn die Steuer eines Gewerbömannes aus 2 Theis 
len zufammengefeßt werden muß, deren jeder aus 
gewifjen Kennzeichen berechnet wird, fo ift man nicht 
im Stande, den ganzen Steueranfchlag mit dem gan: 
zen Gewerbs » und Vermoͤgensſtande zu vergleichen 
und Berichtigungen anzubringen, die aus dem Ueber: 
blick aller, von jedem Gemwerbtreibenden bekannten 
Umftande rathfam werden. | 

8) Die Ausmittlung des Capitales, und zwar mit Aus— 
nahme des für die Arbeiter zu verwendenten, ift 
in vielen Fällen wegen des Mangels leicht Fenntli- 
cher Zhatfachen fehr ſchwierig. Der in Vorraͤthen 
beftehende Theil des umlaufenden Gapitales entzieht 

ſich ‚wegen feiner verfchiedenen Größe in verfchiebe- 
nen Zeiten einer genauen Schägung, auch ift die 
Gefchwindigkeit des Umfages fo ungleich, daß man, 
wenn fie unbeachtet bliebe, aus der Größe des Ca— 
pitalbetrages allein fehr irrige Folgen ziehen würde, 
Diele fehr unfichere Kenntnig des Capitals muß 
dahin führen, daß man daffelbe im Zweifel zu nie: 
drig anjegt und daher den, mit großen Mitteln wirth: 
ſchaftenden Unternehmern eine Begünftigung vor den _ 
Heineren angedeihen läßt (d). 


(a) U. Geſetz v. 6. Apr. 1815. Es find 10 Elaffen des perfönlichen Ver⸗ 
dienftes von 500— 6000 fl, Steuercapital, was, nah dem jegigen 
Fuße von 23 fr. anf 100 fi., 1 fl. 55 kr. — 23fl. macht. Für jeden 
von 1—5 Hülfsperfonen wird + des Perfonalcaritals beigefhlagen, 
für jeden über 5 resp. 100 und 60 fl. bei männlichen und weibliden 
Gehuͤlfen (Berordn, v. 29. Apr. 1816), Zum Betriebscapitale wer« 
den gezählt: Mafchinen, Geräthfchaften und Werkzeuge, — vorräs 
thige Natur» und Kunftproducte in Magazinen, Kellern und Spei—⸗ 
ern, nah ihrem Durdyfchnittsbetrage, — Werth der Gewerbsbe⸗ 
rechtigungen, aber nicht Geldvorrärhe und activa, fowic aud die 
passiva nicht beachtet werden. (Die Ausftände eined Kaufmanns 
find ein weſentlicher Umftand, in dem ſich die Verzögerung des Um 
laufes ausfpricht.) Es find 15 Claffen für das, in dem erklärten 
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Sinne genommene »DBetriebscapitale, bei denen in den 14 niedrige⸗ 
ren ſtatt der ausgemittelten eine eiwas geringere Summe angefest 
wird, doch fo, daß im Auffteigen der Elaffen der Unterfchied des 
ausgemittelten und Fataftrirten Betrages kleiner wid, z.8. _ 
1. Elafie 4 — 600, fataftrirt zu 300 AR. 
5. » 1500 — 2000 .» > 1500 fi. 
10. 2 7 — 8000 > * 7800 fi. 
14. 2 18 — 22,000 >» » 20,000 fl. 
15. 2 über 22,000 für voll, 
cd) In Würtemberg ift nur bei Sabrifen und Handlungen eine aͤhn⸗ 
liche Einrichtung, auch iſt mit jeder Claſſe des Capitales ein beſtimm⸗ 
ter —— der »Arbeitsrenter des Unternehmers und jedes Gebüls 
fen verbunden, z.B. in der 1. Staffe, von 2— 500 fl. Capital, macht 
der Steuerfag 


a) von der Verfehrsfunime in 3 Unterabtheilungen 48 fr. — 1. 
24 2 fl, 


1. — 2 
b) von der Arbeitsrente des Principals 2fl. 24fr,, der Gehülfen 
Ir Claſſe 36 fr., Zr Claſſe 1fl, 12 fr. 
In der 15. Claſſe, von 125,001 bis 160,000 A. u. ſ. w. wird entrichtet 
3) von der Verkehrsſumme 540 — 580 — 640 A, 
b) von der Arbeitsrente des Prineipals 15 fl., eines Gehülfen in 
2 Claſſen 5 und 10 fi. 
Bei Mühl» und anderen. Werfen wird gleichfalls eine Arbeitsrente 
von dem Ertrage jedes Ganges oder jeder Mafchine gefondert, ſ. a, 
SInftruction. — 
(e) Vol. v. Malchus, I, $. 56, Ä 


(d) Das Steuercapital der Gewerbe in Baden mwa zu Ende des Jahres 
1834, 147 Mil. fl. (119. auf den Kopf der Einwohner, max. 133 fl, 
im U.⸗Rhein⸗, min. 110 fl. im Db:.-Rheinfreife), wovon nur uns 
gefähr 22 MIN. oder 15 pCt. auf das Betriebscapital treffen. Bon 
174,000 Eteuerpflihtigen verftenern 157,800 gar, fein Betriebscapi⸗ 
tal (weil fie nämlich unter 400 fl. haben), worunter 87,650 Sand» 
wirthe und 10,950 Taglöhner , 12,000 ftehen in Claſſe 1—4, mit 
hoͤchſtens 1800 fl., 4200 in El. 5—9. mit mehr als 1500. f. Bes 
triebscapital. Bei fait allen Gewerben ift ein Theil der Unternehmer 
ohne Anſatz für das Betrichs-Capital geblieben, j. 3. 2060 Bäder, 54 
Dierbrauer, 962 Specereihändler, 243 Mahlmuͤller, 29 Goldarbeiter. 
Zaͤhlt man nur diejenigen, welche ein ſolches Capital verfteuern, fo 
beträgt daffelbe im Durdyfchnitt bei einem Kattunfabrifanten 31,929 l., 
Banquier 30,460 fl., Papierfabrifanten 11,450 fl., Tabafsfabrifanten 
9700 }., Bijouteriefabrif, 8940 fi, Buchhändler 5200, Mpotbefer 
3880, Bucdruder 2660, Mahimuͤller 1900, Holzhaͤndler 1890, 
Brauer 1730, Rothgerber 1490, —— 1050, Gaſtwirthe, 
welcher logirt, 920, Bäder 420fl.; dieſe Säge find vermuthlich alle 
ziemlich weit unter dem wahren Durchſchnitte. 


$. 374. 


6) Die franzöfifche Patentabgabe ift ein Beifpiel einer, auf 
bie perfönlichen Verſchiedenheiten der Gewerbsunterneh⸗ 
mungen nur in ganz geringem Grade Fi neh» 
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menden Beſteurung. Für jedes Gewerbe und bei ben 
meiften Gewerbözmweigen je nach der Einwohnerzahl des 
Ortes wird ein Steuerfaß angefeßt, den jeder Unterneh: 
mer, wie groß oder Flein fein Betrieb fein mag, zu ent 
richten bat. Wegen dieſer Gleichheit der Abgabe für alle 
Gewerbsgenöffen an einem und demfelben Orte kann fie 
fchon im Voraus, bei dem Gefuche um: die jährliche Er- 
laubniß zur Betreibung ‚eined Gefchäftes, gefordert wer: 
den, jo daß fie ſich im dieſer Hinficht der Natur einer 
Gebühr nähert, 8. 245. Zur Empfehlung dieſer Patent: 
abgabe gereicht der Umftand, "daß fie, mit Befeitigung 
jeder ‚möglichen Willkuͤr, nach einer feften Regel, erhoben 
wird, und viel geringere Mühe verurfacht, als eine an 
dere Gewerbfteuer (6). Aber die in ihr liegende‘ Ermun⸗ 
terung zur Erweiterung der Gewerbsgeſchaͤfte weil man 
dadurch die unveraͤnderliche Steuer ſi ich immer weniger 
fühlbat. macht (e), ift ein weideutiger Vorzug, weil die: 
jenigen Unternehmer, die aus irgend einer Urfache verhin— 
dert find, ihre Unternehmungen -auszudehnen und dadurch 
einträglicher zu machen, ‚Darunter leiden und eine zu hohe 
Abgabe tragen muͤſſen. Die Patentſteuer enthaͤlt eine, 
weder der Gerechtigkeit noch: den volkswirthſchaftlichen 
Zweden entfprechende Begünftigung des großen Betriebes, 
Die Ungleichheit, die in ihr Liegt, ift weit größer, als die 
Fehler, die man bei der Einſchaͤtzung der Gewerbsleute 

nach Maafgabe ihrer muthmaßlichen Einkünfte begeht, 
und die Durch gute gefeßliche Anordnungen noch) Iehr. ver⸗ 
mindert werden koͤnnen. 

(a) Nur das droit proportionel, welches in von dem muthmaßlichen 
Mierbzinfe der, für den Betrieb eines Gewerbes verwendeten Hause 
räume beſteht, bewirft eine Verſchiedenheit in den Entrihtungen 
mehrerer Unternehmer derfelben Art an einem Orte. Es wird. nur 
in den erften 5 Claffen der Gewerbe erbiben. Nach KSumanns 
Entwurf (Deput- Kamm. 3. Febr. 183%) ſollte dieſe Miethabgabe in 
den 6 erften Elaffen 5, in der 7. und 8. „y, und in großen Staͤd⸗ 
ten nur „y fein. 

(b) v. Malchus, I, $. 55. 

(e) Eine 1829 in Rranfreich niedergeſetzte Commiſſion trug auf ne 
des Gewerbfteuerfyftenis an umd wollte, daß Jeder. nad) den Kenn« 


zeichen feines Einkommens befteuert würde ; jeder Gewerbsmann follte 
ſelbſt Declarationen und Regiſter führen. Sieß verwarf das Minis 
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fterium nach der Yulirevolution, weil es nicht wollte, daß die Steuer 
fog'eich jedem Fortſchritte der Betriebſamkeit auf dem Fuße nachfolge, 
was übrigens aus gar nicht nöthig if. — Die Patente trugen 
1822 22-366,000 Fr. oder 6,? pCt. 
1832 27°231,000 Sr. » 7,7» der directen Steuern, 
1835 29.818.000 dt 2» 8: 
wobei aber die Angabe für 1835 nur ber Budgetsſatz iſt. 


$. 375. 


Bei einer Größe, die fo ſchwer zu erforfchen ift, wie das 
reine Einkommen der Gewerb3unternehmer, muß man jedes offen 
vorliegende Hülfsmittel benugen, ohne fich auf eines oder dad 
andere ausſchließlich zu befchränfen. Der befteWeg, zu einer voll: 
fommeneren Kataftrirung der Gewerbe zu gelangen, als man 
fie bisher befaß, befteht in der Aufmerkſamkeit auf alle, den 
Betrieb und Ertrag der Gewerbe betreffenden Umftände und in 
der Betrachtung folcher Verhältniffe, die nur einer oder der an: 
deren Gattung eigenthämlich find. Dennoch wird, bei der un: 
überfehbaren Menge von factifchen Umftänden, die man fennen 
müßte, und dem häufigen Wechfel, den ſchon jedes Jahr in 
ihnen hervorbringt, eine fehlerfreie Anſetzung diefer Steuer ftets 
unter die unlöslichen Aufgaben gehören. Man darf hieraus nicht 
die Folge ziehen, daß dieſe Steuer ganz hinwegfallen follte, denn 
dieß würde in dad Syſtem der Schagungen eine Lüde bringen 
und die anderen Bürger, welche folche Steuern zu tragen haben, 
verfürzen. Ein fo beträchtlicher Theil de3 reinen Einfommens 
ann nicht unbefteuert bleiben und eine Schakung von ihm kann 
nicht aufgegeben werden, wenn fie von anderen Einkünften be: 
zogen wird. Auch darf der Fuß, nach welchem die Gewerb. 
fteuer erhoben wird, nur etwa um fo viel unter dem der ande: 
ren Schaßungen bleiben, als es die größere Veränderlichfeit und 
Ungewißheit der Gewerbseinkuͤnfte erfordern mag; Dagegen führt 
die unvermeidliche Mangelhaftigkeit, die man bei einzeinen Ar: 
ten der Schagungen wahrnimmt, zu der Ueberzeugung,, daß 
diefe nicht die einzigen Steuergattungen fein dürfen. 


$, 376. 
Zur Ausführung der Gewerbfteuer gehören noch folgende 


Puncte. 
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1) Der Kreis der, ihr unterworfenen Nahrungszweige muß 
fo genau bezeichnet werden, daß Feine Ungewißheit darüber 
bleibt (8. 361). Daffelbe gilt von den Abtheilungen ber 
Gewerbe, die man ctwa zur Erleichterung des Einſchaͤ⸗ 
gend zu Hülfe nehmen Fann. 

2) Gewerbe, die ganz im Kleinen, mit einem geringfügigen 
Gapitale, ohne Gehülfen betrieben werden, behandelt man 
am beften wie Lohnarbeit, und unter Umftänden, welche 
die Dürftigfeit der Unternehmer beweifen, follten fie ganz 
befreit werden (a). 

3) Finden fi) mehrere Gewerbe in der Perfon eines Unter 
nehmers vereinigt, fo iſt es weder angemeffen, nur eines, 
das hoͤchſt befteuerte, zu berüdfichtigen, noch würde e3 
billig fein, in jedem Falle die Steuer von allen, ohne 
Rüdficht auf ihre Verbindung, zu fordern, vielmehr muß 
die fo zufammengefegte Unternehmung als ein Ganzes, 
nach ihrem Umfange, Gapitale, der Zahl ihrer Arbeiter ıc. 
betrachtet werden. Die Schäger fünnen das höchft be: 
fteuerte Gewerbe zu Grunde legen und eine Erhöhung 
des zugehörigen Steuerbetrages befchliegen. Wenn die 
verfchiedenen Gewerbe in feinem inneren Zufammenhange 
ftehen,, fo koͤnnte allerdings der volle Steuerfag von jedem 
einzelnen erhoben werden (6). ine gute Gefebgebung 
über Zunftwefen oder Goncefjionen muß dazu dienen, nahe 
verwandte Gewerbe in Beziehung auf die Befugniß zu 
ihrem Betriebe zufammenzumerfen. Der Verkauf eigener 
Erzeugniffe ift kein befonderes Handelögewerbe, wenn er 
nur durch Feilbieten zu Haufe oder durch Beſuchen eines 
Mochenmarftes bewirkt wird. 

4) Die Umlegung der Steuer durch die Gemwerbtreibenden 
felbft (8. 369. c)) verdient überhaupt in folchen Fällen 
verfucht zu werden, wo man auf irgend eine Weife zu 
einem zuverläffigen Anfchlage des Steuercapitales aller in. 
einem Orte oder Bezirfe wohnenden Unternehmer eines 
Gewerbes gelangen kann. Wird eine Verftandigung un: 
ter denfelben nicht erzielt, fo muß dann bie Schäßung 
eintreten, 

5) Die eigene Angabe des Steuerpflichtigen, zumal wenn er, 
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ohne eine beflimmte Summe auszufprechen, fih nur in 
eine ber aufgeftellten Glaffen zu jeßen hat, muß zwar 
eingefordert und verglichen werden, darf aber nicht von 
der forgfältigen felbftftändigen Unterfuchung von Seite der 
Schaͤtzer abhalten. 

6) Zu der Prüfung und Entfcheidung der gegen die vorläus 
figen Katafterfäge erhobenen Reclamationen ift örtliche 
Kenntniß fo nothmwendig, daß wenigftens in jeder mittles 
ren und größeren Stadt eine befondere Verfammlung von 
Bürgern, bie mit den erforderlichen Eigenfchaften ausge 
ftattet find, und aus den verfchiedenen Gattungen von 
Gemwerbtreibenden genommen werben, gebildet werden 
muß (c). Nur für Dörfer und Peine Städte Fönnte, um 
die Prüfungscommiffion zahlreicher und beffer zu befegen, 
diefelbe einem ganzen Amtöbezirfe oder einem Theile defe 
felben vorgefegt werben. 

7) Uebrigens ift eine Unterfuchung der, in einem größeren 
Landestheil erhaltenen Katafterfäge in Hinſicht auf die 
Befolgung gleichförmiger Principien, obgleich ſchwieriger, 
doch immer ausführbar und zur Herftellung eines fo we 
nig als möglich ungenauen Kataſters unentbehrlich. 


8) Die Gewerbfteuerfatafter behalten ihre Brauchbarkeit nicht 
lange. Einzelne Abanderungen Fönnen außer dem, im 
Perfonal der Gemwerbtreibenden fich ereignenden Wechſel 
auch auf Anfuchen derjelben, wenn ihr perfönlicher An- 
theil fich verringert hat, vermittelft neuer Einfhäßungen 
bewirft werden, allein da auch viele Erhöhungen vorges 
nommen werben müffen, fo ift es rathfam, nach nicht 
langen Zwifchenzeiten allgemeine Revifionen zu verorbnen. 


‘ <a) In Baden (Gew.⸗St.⸗O. $. 9) find befreit von der Beftenrung des 
perfönlichen Berdienftes: Perfonen uber 69 Jahre — mer einen Invas 
lidengebatt bezieht oder 15- Jahre im Militär gedient hat — wer 
aus öffentlihen Mitteln unterftügt wird oder dazu geeigenfchaftet ift; 
ferner ($. 16, Nr, 12) Witwen und ledige Weibsperfonen, die ein 
nur zur 4. Elafje gehörendes Gewerbe treiben. — In Preußen find 
ſolche Handwerker frei, »die in der u nur um Lohn oder auf 
Beftellung arbeiten, ohne auch außer den Sahrmärkten cin offenes 
Lager von fertigen Waaren zu balten, fo lange fie das Gewerbe nur 
für ihre Perfon oder mit 1 erwachſenen Gehulfen und mit 1 Lehr» 
ling betreiben.e A. Gef. $. 12. 
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(6) Das Preuß. Gef. von 1820 $. 18 drüdt die undeutlih fo aus: 
»wenn fie abfihrlidh mit einander in Verbindung gefegt find« — 
und »wenn fie zufällig von einer Perfon betrieben werden.e Im 
1ſten Sale follen fie nz dem gemeinfhaftlihen Umfange nur imal 
beftenert werden, im 2ten jedes Gewerbe befonders, 

(e) Baden, $. 48: Un jedem Orte fowohl zur Einfhäsung als zur Un⸗ 
terfuhung der Befchwerden eine Gewerbsjteners Depuration, Wuͤr⸗ 
temberg, Inftruct. $. 3a. 4a: Die Schäsungscommiffion (be⸗ 
ftehend aus 1 Oberamts-Steuercommiflär, 1 Bezirksfhäger, 2 Schä+ 
bern aus der Gemeinde und 2 aus benahbarten Orten) wird zum 
Debufe der neuen Einfchäguug in Folge: erbobener Befhwerden um 
2 Perfonen verftärtt. Nah Erledigung der Reclamationen erfolgt 
die Vergleihung aller in einem DOberamte erhaltenen Anſchlaͤge durch 
eine PrufungssCommiffion, 


5 Abſaß. 
Zinsrenten- oder Capital» Steuer. 


de 377, 

Nicht bloß die wahren volk3wirthichaftlichen Capitale, fon- 
dern auch die zu unproductivem Gebrauche und Berbrauche 
dienenden Gütermaffen, die, falls fie dargeliehen oder vermie— 
thet werden, im privatwirthfchaftlichen Sinne au den Namen 
Capital tragen (I, $. 54), werfen ein reines Einfommen ab, 
deſſen Steuerfähigkeit im Allgemeinen feinem Zweifel ausgeſetzt 
if. Die Renten der, in Gewerbe verwendeten Gapitale wer: 
den in der Gewerbfteuer, die Renten der, aus Gebäuden befte- 
henden in der Hausfteuer getroffen. Es bleibt daher, ald Ge: 
genftand einer befonderen Steuer, nur noch Die Zindrente von 
dargelichenen und die Miethrente von vermietheten Gapitalen 
übrig, welche legtere übrigens, die Fälle eines gewerbemäßigen 
Bermiethens abgerechnet, welche dann zur Gewerbfteuer gehö- 
ven, zu unerheblich und felten ift, um eine befondere Beſteu— 
rung belohnend zu machen. Die Zinsrentenfteuer, die der 
Gläubiger als Befiger einer verzinslichen Forderung zu entricy: 
ten bat, wird insgemein mit der zu allgemeinen Benennung 
Gapitaljteuer bezeichnet. Diejelbe war in der älteren Vers 
mögensfteuer vieler europäifcher Städte begriffen, wurde aber 
päter, als dieſe fich in mehrere abgefonderte Steuern auflöfte, 
inögemein aufgegeben. Auch in neuerer Zeit hat man ſich mei? 
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ftend vor ihrer Einführung gefchent, und ob «8 ſchon nicht an 
Beifpielen ihres Beftehens fehlt, fo find ihr doch die meiſten 
Stimmen ungünftig.. Diele Abneigung kann zum Theil aus 
der Ungewohntheit einer Zinsbefteurung,, und. dem natürlichen 
Widerwillen gegen jede neue Art der BVelaftung, aus der Unbe: 
fanntfchaft vieler Menfchen mit den Grundfägen des Steuerwe— 
fens und aus dem befonderen Antereffe der Zindgläubiger erklärt 
werden, und infoferne verdient diefe Stimmung feine befondere 
Aufmerkfamkeit. Doc laffen ſich aud) bedeutendere, in der Na— 
tur diefer Abgabe liegende Gründe angeben, durch welche die 
Regierungen vor ihr abgewendet wurden, und welche eine ſorg⸗ 
faͤltige Beleuchtung erfordern (a). 


(a) a die Capitalſtener: v. Safob, 1, $. 645 ff. — Fulda, Handb. 
$. 150, — Krauſe, National» "und Staatsöfon., U, 311. — von 
Rotteck, Verbandl, der bad. 2, Kammıcr v. 1831, "Beil, VIII, 1. 
Defl. Oelon. Polit. ©. 322. — v. Benzel⸗Sternau, Commife 
fionsbericht der 2. Kamm. über den Entwurf des Gewerbegejeges in 
Baiern, 1828, — Duchesne, Essai sur les finances, Par, 
1331. — Unter gewilfen Einfhränfungen wird die Capitalftener zus 
gegeben v. Ad. Smitb, UI, 253. (IV, 203 Baſ.). — Gegen fie 
u. a. v. Kremer, ]J, 197, — v. Maldu us, I, 8. 58. — Motive 
zu dem Entwurf des Gewerbiteuergefeßes in Baiern, 1828, — Murs 
bard, Bft. S. 396 — 421. Arndt, die materiellen Grundlagen, 
— 3, = Verſchiedene Meinungen gefammelt bei Murbard, 

. 405 ff. — Vielſeitige Beleuchtung in der Discuffion der beit, 
— — Verhandl. v. 1823, XI Bd. 
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Die Zindrentenfteuer, die unter allen Schakungen mit den 
meiften Schwierigkeiten verknüpft ift, hat nur einen Haupt 
grund für fih, der aber von der größten MWichtigfeit und all- 
gemein anerkannt ift, nämlid die Forderung der Gerechtigkeit, 
daß fein Theil des reinen Einfommens, am wenigften ein an: 
fehnlich großer, und feine Glaffe der Gefelfchaft von unzmeifel: 
hafter Steuerfähigkeit, von der Beiziehung zu den Staatslaften 
befreit bleiben dürfe (a). Die Aufwandsſteuern fünnen den Nach— 
theil, der aus dem Mangel einer Zinsfteuer entfieht, nur in ge 
ringem Maaße vergüten, weil jene auch die anderen, mit Scha: 
gungen belegten Einkünfte und Stände treffen. Die Zinsſteuer 
gehört daher zur Vollkommenheit des Syſtems der Schagungen. 
Hiezu kommt, daß, wo die Rente der in Gewerben angelegten 
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Capitale ihre Abgabe trägt, das müffige Werzehren von Gapis 
talzinfen nicht begünftigt werden follte (6). 
Die Gründe gegen bdiefe Steuer zerfallen in 2 Abtheilun: 
gen; fie betreffen nämlic) 
1) das Weſen derfelben, und zwar ihre Wirkungen 
a) auf die Schuldner der Gapitaliften und auf die ganze 
Production, 
b) auf die Staatdeinfünfte, 
c) auf den Staatöcredit, 
2) die Ausführungsart, nämlich die einer Kataftrirung ber 
Zinsforderungen entgegen ftehenden Hinderniſſe. 
(a) Krauſe, a. a. D, rechnet für den preuß. Staat 1206 Mil. ri, 
Schulden auf dem Grundeigenthum, 26% auf den Käufern, 646 in 
den bürgerlichen Gemwerben, 95 Mill, andere, zufammen 2212 Mil. 
rl. — Fuͤr Baiern flug Geier (Verhandl. 1828, XI, 144) die 
ausftehenden Forderungen auf 400 Mitt. fl, an, wovon aber Die 
Hälfte als fehlecht ftehend oder im Handel enthalten abgeben folten. 
— Die Würteniberg. Steuer lich auf 106, fpäter auf 120 Mifionen 
fließen. — Dudhesöne fegt die Zinseinfünfte in Franfreid zu 600 
Mid. Fr., was (u 5pCt.) 12,000 Mid. Fr. (5600 Mitt. fl.) Capital 
anzeigte. — Nad) diefen + Ungaben, die jedoch insgefammt fehr ober- 
flaͤchlich ſind, kaͤmen auf den Kopf der Einwohner in Preußen 322, 
in Sranfreid 170, in Baiern 100, in Würtemberg 80 fl. 
cd) Das Syſtem der Befteurung aller reinen Einkünfte führt zu dem Be- 
fireben, die Binsftewer zu verwirklichen. Nach einem andern Spiteme, 
j. B. wenn man fid) auf die Befteurung der Güterquellen bejchränten 
uud die Vertheilung der auf dieſe gelegten Steuern dem Verfehre 
überlaffen wollte, könnte jene Steuer als uberflüffig erfcheinen, 
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Bei den Wirkungen einer Zinsfteuer ift vor Allem zu ers 
forfchen, wer diefelbe eigentlich zu tragen hat. Wenn fich hie 
bei zeigte, daß dem befteuerten Zinsgläubiger (Capitaliften) eine 
Ueberwälzung auf den Schuldner durch eine, der Steuerquote 
gleiche Steigerung des Zinsfußes gelänge, fo wäre hiermit bie 
Verwerflichkeit diefer Steuer fogleich erwiefen. Der Wunſch der 
Capitaliften, und ihr Beftreben, eine folche Weberwälzung zu 
bewirken, kann für fich allein diefen Erfolg nicht haben, wenn 
nicht das Mitwerben ihnen dabei günftig ift und den Widerftand 
der anderen Volksclaſſen ſchwaͤcht. Dieß wäre auf doppelte 
Weiſe denkbar, theild durch eine Abnahme der zum Ausleihen 
angebotenen Gapitale, theild aber durch eine Wermehrung des 
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Angebotes von ſolchen. Das Angebot verleihbarer Cas 
pitale könnte dann verringert werben, wenn die Eigenthümer, 
um der Steuer auözumweichen, eine andere Anwendung vorzögen, 
wozu fich folgende mögliche Wege darbieten (a): 

1) Eigene Betreibung von: Gewerben, wobei man im Ges 
werbögewinn Erfas für: bie Steuer erhält. Dieß ift in 
anderer Hinficht zuträglich, weil es die Anzahl der in ber 
Production befchäftigten Menfchen vermehrt, und hat auf 
den Zinsfuß feinen Einfluß , weil in dem nämlichen Maaße 
auch der Begehr von Gapitalen abnehmen muß, denn fo 
lange die Gelegenheiten, diefelben nüslic anzuwenden, bie 
nämlichen bleiben, werden bie eigenen Unternehmungen der 
Gapitalbefißer nur an die Stelle derjenigen. treten, die 
fonft mit geborgten Summen in Gang gebracht worden 
wären. 

2) Ankauf von Ländereien oder. Gebäuden, die jeboch mit 
Steuern belegt und nicht ſo wohlfeil zu erlangen ſind, 
daß man die Abgabe nicht empfaͤnde, F. 313, uͤberdieß 
wuͤrden dieſelben ſogleich im Preiſe ſteigen, wenn ſie haͤu⸗ 
figer begehrt wuͤrden. 

3) Anlegung im Auslande oder Ankauf auswaͤrtiger Staats. \ 
papiere. 

Die ift bei dem lebhaften Verkehre in Staatspapieren ſehr 
leicht auszufuͤhren, und auch auf andere Weiſe, in Wechſeln 
und Baarſendungen, kann man Summen außer Landes ſchaffen 
und ihnen eine werbende Beſtimmung geben, wodurch zugleich 
der einheimiſchen Betriebſamkeit ein empfindlicher Nachtheil zu: 
‚gefügt werben würde. Daß die Zinsſteuer eine folhe Wirkung 
- gar nicht haben könne, laͤßt fich nicht behaupten, nur machen 
ed mehrere Umftände nicht wahrfcheinlich, duß fie, bei einer 
mäßig und billigen Anlegung, fo häufig eintreten werde, um 
den Zinsfuß erhöhen zu Tönnen. 


(a) Daß man der Steuer willen Capitale fogar unproductiv verzehrte, iſt 
am allerwenigften glaublich. 
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Dieß ift fo zu bemeifen: 
a) Ein heil der Gapitale, die den Stiftungen , verfchiedenen 
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b 


— 


Corporationen, Gemeinden Minderjährigen 2c. gehoͤ⸗ 


ren, — der groͤßeren Sicherheit willen innerhalb des 


Landes, 

ebenſo die Capitale ſolcher Privaten, welche die ſichere 
und bequeme Anlegung vorziehen, und daher Werth 
darauf legen, ihre Schuldner in der Nähe zu haben. 
Viele Perfonen lieben die Anlegung in Staatöpapieren 
nicht,, und fcheuen, in der Erinnerung früherer Ber: 
Iufte, die ausländifchen noch mehr als die einheimifchen. 
Man kann folglich nur von dem Vermögen der Gros—⸗ 
händler und Banquierd behaupten, daß daflelbe in 
hohem Grade beweglich fei und bei einem geringen Un: 
terfchiede im Ertrage_von einem Lande in bad andere 
wandere. Gerade diefe Gapitale aber vermag die Ne: 
gierung auch am wenigften vollftändig zu erreichen, fo 
daß ihre Eigenthümer die Steuer weniger zu fürchten 
haben, ald andere Gapitaliften (a); 


5 der Bezug von Zinfen aus einem anderen ande ver: 


urfacht größere Bemühungen und Koften: 


d) die Gapitaliften müffen, wenn der Zindfuß bei der Zu: 


nahme des Wohlftandes ſinkt, größere Verluſte ertra- 
gen, fie empfinden hierin, daß ihr Einfommen ein rei: 
nes ift, welches ohne Nachtheil für die Production und 
ohne mögliche Abhülfe durch. gebieterifche Umftände ver 
ringert werden kann und werden fich alfo einer Fleineren 
Verkürzung um fo eher unterwerfen; 


e) bie Gapitaliften fönnen verpflichtet werden, die auswärts 


fiehenden Forderungen gleichfalls zu verfteuern, während 
die von Fremden herbeigefendeten. Gapitale feine Steuer 
zu bezahlen haben, weßhalb diejelbe fein Abhaltungs— 
grund it, Summen von anderen Rändern herbeizufen: 
den. Bei dem unbeweglichen Vermögen hält man ſich 
zwar in der Beiziehung zur Steuer der Leichtigkeit we: 
gen an den Ort, wo baffelbe fich befindet, bei der Zins: 
jteuer aber, deren Objecte zerftreut find, muß man bie 
Belegung, die ohnehin immer zunächft auf die Perfon 
gerichtet ift ($. 262), da vornehmen, wo der Renten: 
empfänger feinen Wohnfig hat und feine Einkünfte ver- 
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zehrt, wie dieß bei den Aufwandöfteuern von felbft ge- 
fchieht. Nur wenn man die Steuerpflicht nicht aus 
der gejammten Staatsbürgereigenfchaft, fondern allein 
aus der Beſchuͤtzung des Eigenthums herleiten wollte 
($. 352.), koͤnnte man die Belegung folcher Forderun: 
gen, die der Staat nicht ſchuͤtzt, mißbilligen und müßte 
dagegen dad Vermögen Fremder ebenfalls befteuern. 
Beide Methoden find übrigens, wenn man fie in allen 
Rändern zugleich und gleichförmig befolgt: denkt, im 
> Erfolge fin die Steuerpflichtigen, wenigftend bei einer: 
lei Stenerfuß, ziemlich" gleich , nur dag der Regierung 
des leihenden Volkes (I, J. 80.) die erftere, - der des 
borgenden die leßtere mehr Einnahmen verfchafft. 


(a) Biele denken fih das Capital als ein in feinem Pande gebundenes, 
wie. auf Flügeln hinſchwebendes Gut, weldyes, wenn es fi) hie und da 
befruchtend niederläßt, die größe Schonung fordert. A. Smitb: 
»Der Eigenthuͤmer von Grundjtüden ift nothwendig «in Bürger des 
Landes, in welchem feine Befigung liegt; aber der Capitaliſt ift ei» 
gentlih ein Weltbürger und nicht nothwendig an ein befonderes Sand 
gefnüpft. — Eine Steuer, welche das Capital aus einem befonderen 
Lande treiben wurde, mußte, fomweit fie dich tbate, jede Duelle des 
Einkommens, fowohl des DOberhaupts als des Volkes (society) ausds 
trodnen.e II, 254, (IV, 204 Baſ.). Dieſe Vorftelung ift wenig» 
ftens in ihrer Allgemeinbeit nicht richtig. Bon einem.großen Theile 
des Eapitales ift fhon das Herausziehen mit Schwierigkeiten verbun« 
den. — Unfiherheit des Eigenrhums, willkuͤrliche Bedruͤckungen u. dgl. 
fonnen leichter eine Auswanderung der Sapitale hervorbringen, als 
eine mäßige Steuer in einem wohlgeordneren Staate, 
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Nach einer anderen Meinung fol die Veberwälzung dadurch 
verurfacht werden, daß, wenn nach der Einführung der Zins: 
fteuer den Schuldnern an ihren Steuern eine entfprechende Er: 
leichterung zu Theil wird, dieß die Neigung zum Borgen er: 
höht und die Schuldner in den Stand fest, einen etwas ftär. 
feren Zins zu verfprechen. Man erwartet defhalb einen größes 
ren Gapitalbegehr und eine folche Erhöhung des Zinsfußes, daß 
die Borgenden doch noch foviel bezahlen, wie zuvor, die Gapi- 
taliften aber die Steuer nicht empfinden. Dieſe Vermuthung 
beruht auf folgendem Schluffe: Der Gemwerbsunternehmer Tann 
defto mehr Zins geben, je mehr ihm vom rohen Ertrag feines 
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Gewerbed nach Beftreitung anderer Ausgaben übrig bleibt. Die 
Steuerverminderung läßt ihm. einen Weberfchuß , und er ſuͤcht 
mehr zu borgen, weiler denfelben dann in noch größerem Maaße 
zu genießen hofft. (Freilich geht. diefer Vortheil für ihn wie 
der verloren, wenn der Zins in gleichem Verhaͤltniſſe anwaͤchſt!) 
Der Gapitalift, der einer Schmälerung feiner Einnahme wider: 
ſtrebt, feht im Andrängen gegen den Schuldner, welchen eine 
Ausgabe abgenommen wird, ohnehin im Vortheil, und dieſer ent: 
fchließt fich leichter, im Ganzen noch eben foviel zu geben als 
bisher , wenn ev die flärfere Concurrenz wahrnimmt: "Auf diefe 
Saͤtze geftügt Fauın. man fogar behaupten, die Zinsgläubiger 
trügen ‚fchon jet mittelbar (indirect) zu den Steuern bei, weil 
fie weniger Zins einnehmen, als es geſchehen würde, wenn ihre 
Schuldner nicht mit Schagungen belegt und dadurch eines Thei⸗ 
led ihrer Gewinnfte beraubt würden (a). 
Dieſe vermuthete Wirkung zeigt ſich bei näherer Betrach⸗ 
tung nicht wahrfcheinlich , denn 
a) ein Abzug an den, von. den verfchuldeten Steuerpflich: 
tigen zu tragenden Schatungen läßt ſich nicht vollſtaͤn⸗ 
dig ausfuͤhren, ſ. $. 384; 
9 nur ein Theil der Darleihen ift zu productiven Zwecken 
« gemacht, andere rühren aus dem Ankaufe von Immo: 
bilien oder aus, Verluften und Unfällen her. Die leß- 
teren ‚werden, wenn der Schuldner fich in einer befjeren 
Lage fieht, fogar häufiger abgetragen, als vermehrt; 
e) die Gelegenheiten, Gapitale in Unternehmungen zu ver 
wenden, werben in dem —— Falle nicht er: 
weitert (b); 
qdh wenn die geringere Ausgabe, welche aufgenommene Ga: 
pitale dem Schuldner verurfachen , fogleich eine entſpre⸗ 
chende Zunahme. der Nachfrage bewirkten, ſo müßte 
dieß auch bei. einer Erniedrigung des - Zinsfußes der 
Fall fein, die durch jene Wirkung in Kurzem wieder 
aufgehoben werden müßte; dieß ift aber gegen bie Er: 
fahrung. Da, wo Gapitalfteuern ftatt finden, haben 
fie das Sinken des Zinsfußes nicht verhindert, und es 
ift nicht bekannt, daß fie denfelben höher erhalten haͤt⸗ 
ten, als anderswo, RT 
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(a) Krönde, Unleit. zur Regulie, d. Steuern, &. 35. — Defl. Grund» 
füge einer gerechten Befteurung, $. 19, — {du Thil) Ueber Befteun 
rung im Großh. Heſſen, ©. 26. 

(5) Smith, IH, 252. 
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Durch bie vorftehenden Betrachtungen muß die Beforgniß 
einer Steigerung des Zinsfußes fehr gemindert werden. Die 
Möglichkeit ihres Eintretens hängt von der Höhe der Steuer 
ab. Wäre diefe gering, z. E. nur „4 oder „4 der Zinfen, ſo 
dürfte man weder dad Hinauögehen von Gapitalen beforgen, 
noch die Zunahme des Begehres erwarten, und ed wäre nicht 
glaublih, daß die Gapitaliften ihre Schuldner mit der Drohung 
des Kündigend zur Bewilligung eines höheren Zinfes bewegen 
koͤnnten, weil fie feine Audficht vor ſich fähen, im Falle der 
Heimzahlung die Gapitale anderdwo unter befferen Bedinguns 
gen unterzubringen. Bei den meiften Darleihen ift der Gapi- 
talift keinesweges im Stande, nach Gutdünfen fordern und ge 
bieten zu koͤnnen, vielmehr fieht er fich durch die Goncurrenz 
gezwungen, der allgemeinen Regel Folge zu leiften. Nur Dars 
leihen auf perfönlichen Gredit, mit ftärferer Wagniß, machen 
eine Ausnahme, bei diefen aber ändert ſich durch die Zinsſteuer 
am wenigften, weil fie feinen Abzug bei dem Schuldner zulaf- 
fen, $. 334. Um die Ueberwälzung noch mehr zu erfchweren, 
fönnte man die Steuererleichterung der Schuldner erft einige 
Zeit nach der Einführung der Steuer beginnen laffen, auch ift 
e3 dienlich, die Gapitaliften in Claffen zu fegen, fo dag das 
Verhaͤltniß der Abgabe zu dem Gapital nicht buchftäblicy überall 
baffelbe if. Se mehr man ferner diefe Steuer anderen Scha= 
sungen ähnlich zu machen weiß, ohne dadurch materiell eine 
Verlegung der Steuerprincipien zu begehen, defto deutlicher wird 
auch die Ueberzeugung hervortreten, daß man fie auf ſich neh, 
men müffe, ohne eine Ueberwälzung zu verfuchen. Dagegen 
ift von dem gefeglichen Verbote einer folchen wenig Erfolg vor 
auszufehen (a). 


(a) Es beftand z. B. bei der, in der englifchen income-tax enthaltenen: 
Binsfteuer; dv. Raumer, brit. Beil. S. 164, — Ebenfo Würtemb. 
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Abgabengeſetz v. 22, Yun. 1820 6. 14: Kein Capitalbefiger ift berech⸗ 
1 fid) die Steuer vom Schuldner vergüten zu laſſen. Strafe des 
Sfachen, 
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Die Binjen, welche der Gapitalift als reine Einnahmen 
verfteuert, laufen als Einnahme und gleichgroße Ausgabe durch 
die Wirthſchaftsrechnung des Schuldners. Es iſt daher zu un— 
terſuchen, ob und in wie weit fie bei der Beſteurung des letz— 
teren einen Abzug an feinem fteuerbaren Einfommen begründen 
müffen und inwiefern hiedurch der in der Zinöfteuer liegende 
Vortheil für die Staatscaffe wieder aufgehoben wird. — Die 
Schulden der Staatäbürger können, bei. aller Berfchiedenartig- 
keit ihrer Entftehungsurfachen ,. doch unter 2 Hauptabtheilungen 
gebracht werden. 

4) Solche, die für den einzelnen Schuldner mit dem Beſitze 
und der Benutzung einer gewiſſen Erwerbsquelle verbun: 
den find, indem er, um eine gewiſſe Roheinnahme zu er: 
langen, fremde3 Vermögen zu Hülfe nehmen muß. Hie: 
ber gehören; 

a) Geborgte, mit einem Unterpfandärechte verficherte Sum: 
men. Bon diefen hypothecirten Darleihen fann man 
annehmen, daß fie gemacht worden find, um Immo— 
bifien zu erwerben, zu deren Ankauf man nicht vermd: 
gend genug ift, oder um ihren Beſitz zu behaupten, 
den man fonft, zur Beftreitung nothwendiger Ausgaben, 
hätte aufgeben müffen, oder um Berbefferungen vorzu: 
nehmen, z. E. Bauten, landwirthichaftliche Melioratio: 
nen u. dgl. Solche Schulden find einem viel gerin- 
geren Wechfel unterworfen, vielmehr oft fehe lange 
dauernd, und ihre Zinfen find für den Eigenthümer 
eine Aufopferung, die er machen muß, um eine gewiſſe 
Grund» oder Hausrente zu erlangen. Der Abzug bie: 
fer Zinfen ift, da die Grund» oder Hausfteuer nach 
der vollen Rente angelegt wird, in hohem Grade billig 
und gereicht der landbauenden Glaffe zu einer verdienten 
wohlthätigen Erleichterung (a). 

b) Geborgte Gapitale, die zum Betriebe eined Gewerb3’ 
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zweiges zu Hülfe genommen werben. Diefe koͤnnen 
bei der Anlegung der Gewerbſteuer einigermaßen beach⸗ 
tet werden, ſoweit die geringere Wohlhabenheit des ver⸗ 
ſchuldeten Unternehmers in Vergleich mit der Groͤße 
ſeines Gewerbes ſich erkennen läßt, 8. 359. Uebrigens 
iſt in den Gewerks- und Handelsgeſchaͤften der Stand 
der activa und passiva dergeſtalt veraͤnderlich und 
zufällig, daß jeder Verſuch, bei der Kataftrirung dar: 
auf Rüdjicht zu nehmen, in die größte Verwirrung 
oder Willkür führen müßte. Selbft die Steuerpflichtt. 
gen werben, ihred Rufes willen, den Abzug ihrer Schuld: 
zinfen nicht wünfchen und man kann füglich die Abrech: 
nung derjelben zur Vergütung für die nothwendig un. 
genaue, in der Regel unter der Wahrheit bleibende 
Einſchaͤtzung der Gewerbseinfünfte weglaffen. 

.2) Schulden, die num einer anticipirten Verzehrung, einem 
unverhaͤltnißmaͤßigen Aufwande zuzuſchreiben ſind, ohne 
in näherer Beziehung zu den Einnahmen zu ſtehen. Moͤ— 
gen fie nun ganz freiwillig, oder zum Xheile aus unab- 
wendbaren äußeren Urfachen entitehen, fo gehören fie doc) 
nur ‚zur. Lebensweife des Befteuerten, insbejondere zur 
Verwendung feiner Einkünfte, und können um fo weniger 
bei der Belleurung in Betracht gezogen werden, weil fie 
aus vielen: Eleinen Theilen ——— und hoͤchſt ver⸗ 
aͤnderlich ſind. 


Ca) Krauſe, a. a. O. glaubt, daß im Preuß. Staate die Hypothelen⸗ 
ſchulden den halben Preisbetrag des Grundeigenthums ausmachen. — 
Man könnte einwenden, daß der Abzug der Pfandſchulden dann un« 
nörhig fei, wenn das geborgte Capital zu Meliorationen, alfo zu 
einer Ertragsvermehrung verwendet worden ift, die in der Grund« 
fteuer feine Erhöhung des Anfchlages nah ſich ziebt. Allein diefe 
Ungenauigkeit der Grundjteuer findet in ganz gleiher Weife auch bei 
denjenigen Örundeigenthünern ftatt, die mit eigenem Capitale Mes 
liorationen vornehmen. Dauernde Berbefferungen werden bei den 
periodifchen Revifionen der Grund» und Hausjteuer-Kataiter wahr« 
genommen. 


$. 354. 
Die Steuerermäßigung für die verfchuldeten Grunde und 


Haudeigenthümer ſchwaͤcht zwar den Vortheil, den die Befteurung 
Rau polit, Ockon. Ir Vd. 2, Abth. 12 
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der Zindrenten der Staatscaſſe gewährt, zerſtoͤrt ihn aber kei⸗ 
nesweges, weil es viele Zinsforderungen giebt, bei denen kein 
Schuldner eine Minderung ſeines Steueranſchlages in Anſpruch 
nehmen kann, naͤmlich 

1) die Schulden von einzelnen Perſonen auf Handſcheine, 

Wechſel oder Fauftpfänder ($- 383) ; . 

2) die Staatsfchulden ; 

3) die Forderungen an auswärtige Schuldner. 

Uebrigens ift auch der Mehrertrag, den die Zinsſteuer ab: 
wirft, nicht der einzige Grund für ihre Empfehlung, fondern 
neben jenem die gerechtere und gleichmäßigere Vertheilung der 
Staatölaften. Die Beiziehung einer bisher zu wenig befteuer: 
ten Glaffe von Einwohnern würde nothwendig fein, auch wenn 
fie gar feine Vermehrung der Staatseinkünfte zu Wege brächte. 
Iſt es fpäter einmal nöthig, zur Dedung vermehrte Staatsbe— 
dürfniffe den Fuß aller Steuern zu erhöhen, fo läßt fich dieß 
dann um fo leichter ausführen, in je richtigerem Verhaͤltniſſe 
aller Einkünfte und alle Stände der Geſellſchaft belegt find. 

. 385, 
. Man hat. von ber Zinöfteuer eine nachtheifige Wirkung auf 
ben Staatscredit befürchtet, die fid) im Sinken des Eurfed der 
Staatsobligationen fund geben und bei heuen Anleihen hinder— 
lich werden möchte. : Allein eine allgemeine Maafregel, deren 
Gerechtigfeit einleuchtend, und die weit entfernt ift, die gewiſ— 
fenhafte Erfüllung eingegangener Verbindlichkeiten zweifelhaft zu 
machen, kann dem Gredite des Staates nicht ſchaden, zumal 
da fie ihm neue Hülfäquellen eröffnet. - Der Leihvertrag, den 
der Staat mit feinen Gläubigern abſchloß, fteht der Befteurung 
derfelben nicht im Wege, denn er Fann ihnen Feine Befreiung 
bon allgemeinen Bürgerpflichten verfchaffen, und es ift in An: 
fehung ihrer Steuerfchuldigfeit gleichgültig, von wem fie ihre 
Zinfen bezichen, ſowie auch ber Eigenthümer eines vom Staate 
erfauften oder an denfelben vermietheten Hauſes fi der Haus: 
feuer nicht entziehen Fann. Eine Erniedrigung des Curſes der 
inländifchen Staatspapiere koͤnnte unter gewiſſen Umftänden ein’ 
treten, wuͤrde aber dann wie eine Erniedrigung des Preifes bes 
fteuerter Immobilien ($. 312) angefehen werden müffen. Wo 
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bie Tilgung der Staatsobligationen im vollen Betrage fortjchreis 
tet, die Schuldenmaffe nicht groß ift und der Staatscredit uͤbri— 
gend feft fteht, da kann diefe Wirkung nur gering und nicht 
Thädlih fein, auch vermindert fie ſich noch, wenn man die 
Steuer anfangs fehr gering anſetzt, und fpäter etwas vergrö: 
fert. Unter ungünftigeren Schuldverhältniffen könnte es aber 
tathfam werden, die Beſteurung der Staatsgläubiger und fo: 
mit die ganze Zindfteuer noch zu verfchieben. Schon dieß erfor: 
dert die Billigkeit, daß man eine ſolche Abgabe nicht ganz kurz 
nach einer Herabfegung der Zinfen von der Staatöfchuld neu 
einführe. 


$. 386 

Die Ausführung der Zinsfteuer ift mit großen Schwierig: 
feiten verbunden, die in dem Mangel offen vorliegender Kenn, 
zeichen der Zinsforderungen gegründet find. Wo man nicht 
auf die redlichen Angaben der Steuerpflichtigen bauen kann, ba’ 
muß man darauf gefaßt fein, daß diefer Zweig des Einfommens 
unvolftändig Fataftrirt wird, was nicht bloß eine Verkürzung 
der Staatöcaffe, fondern auch eine Ungleichheit zwifchen den ein» 
zelnen Staatöbürgern verurfacht. Wenn jedoch die Gerechtigkeit 
und volföwirthfchaftliche Unfchädlichkeit einer Steuer anerkannt 
wird, fo darf man fich durch Außere Schwierigkeiten nicht ab: 
halten laffen und es läßt fich darauf rechnen, daß die Fehler 
mit der Zeit fich vermindern, indem fowohl die Gefchisflichkeit 
der Beamten’ und Schäger mit ihrer Erfahrung zunimmt, als 
auch der Gefekgebung fich neue Hülfsmittel darbieten. Zwifchen 
den einzelnen Theilen des dargeliehenen Vermögens findet in 
Abficht auf die leichte oder ſchwere Erforfchung eine große Ver: 
Tchiedenheit flatt. | 

Die Schulden des Staates find ohnehin der Regierung 
befannt, hypothefarifche Forderungen find aus den Pfandbüchern 
leicht zu erkennen, ebenfo auch dad Vermögen der Stiftungen, 
Eorporationen und Minderjährigen aus den obervormundfchaftlichen 
Berrichtungen der Staatöbehörden. Dagegen ift man bei ben 
im Audlande angelegten und ben bloß auf perfönlichen Grebit 
im Inlande dargeliehenen Wermögenstheilen von Stüßpuncten 
jener Art gänzlich verlaffen, Gleichwohl wäre ia nur 
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gerabe bie Arten von Gapitalforderungen zu beiteuern, die man 
genau zu kataſtriren vermag, weil dieß, abgefehen von ber rechts 
lichen Ungleichheit, den Gapitaliften einigen Antrieb geben würde, 
ihre Capitale der fleuerfreien Art von Darleihen zuzumenden, und 
hiedurch die Pfandfcehuldner zu etwas höherem Zinfe genöthiget 
: werben fünnten. 


$. 387. 


Es find verfchiedene Vorfchläge gemacht worden, um die 
Anlegung der Zinsfteuer zu erleichtern. Diejenigen, von denen 
man eine gänzliche Beſeitigung der erwähnten Schwierigkeiten 
erwartete, find mit anderen namhaften Nachtheilen verknüpft. 
Dieß gilt namentlich von folgenden beiden: 

1) Indirecte Befteurung des Gapitaliften, indem der Schuld- 
ner ermächtigt wird, einen beflimmten Theil der Zinfen 
dem erfteren abzuziehen, dafür aber der vollen Befteurung, 
al3 wäre er fchuldenfrei, unterworfen wird. Bei diefer 
Einrichtung würde die Staatöcaffe bloß den Ertrag der 
Steuer von den Staatögläubigern erhalten (c). Gegen 
fie ift zu erinnern, daß bei Schulden, die mit dem Er- 
werbe nicht zufammen hängen ($. 383), der Schuldner 
feinen Anſpruch auf eine Steuerermäßigung bat und daß 
bier, wo berfelbe zum Werkzeuge der Befteurung für den 
Gläubiger werden fol, allerdings mehr Wahrfcheinlichkeit 
der Ueberwälzung vorhanden ift. 

2) Nöthigung der Zinsgläubiger, alle ausgeliehenen Summen, . 
wenigſtens Die, welche über 1 Jahr verliehen find, bei 
einer Staatöbehörde eintragen zu laffen, mit der Andro> 
bung, daß fie im entgegengefegten Falle nicht klagbar 
fein follten (8). Dieß ift für bie Binsgläubiger fehr laͤ— 
flig, für die Schuldner bisweilen höchft widrig und nach⸗ 
theilig, und die ungleiche Dauer der Darleihen über ung 
unter 1 Jahr veranlaßt manche unbeabfichtigte Uebertre— 
tungen, zu deren abfichtlicher Begehung zugleich ein ſtar— 
fer Antrieb hervorgerufen wird. Das Gefeg kann durch 
häufigeren Gebrauch von Anleihen auf Furze Zeit ohnehin 
umgangen werben. Die Berpflihtung der Beamten zur 
Geheimhaltung der Angaben mildert den Nachtheil, ohne 


181 


ihn zu heben, weßhalb dieſe Einrichtung nicht gebilligt zu 
werden verdient. 


Ca) So war es bei der britifhen Einfommiensfteuer. Der Schuldner zog 
10 pCt. ab. — Aehnlich die außerordentliche Befteurung der Capitale 
im Großh. Heſſen, 17. Nov. 1824 $, 15, wobei es, wie in Eng- 
land, verboten war, durch Eontracte diefen Abzug zu befeitigen, 5:17 


6) Dieß ift der Vorſchlag v. nt ‚1, $. 1057, — Gegenbemer⸗ 
tungen u. a. bei Craig, III, 7 


$. 388, 


Demnach bleibt Fein anderes Mittel übrig, als bie eigene 
Angabe der Zinsgläubiger und die Prüfung bderfelben durch eine 
Commiffion von Bürgern bdeffelben Wohnorts. Obſchon man 
hiebei nicht hoffen darf, alle Unrichtigfeiten zu vermeiden, fo 
fönnen doch den Steuerpflichtigen mehrere gewichtvolle Bemeg- 
gründe dargeboten werden, fich von der Wahrheit nicht oder 
nicht viel zu entfernen. 

1) Geheimhaltung der fpecielen Angaben, welche nämlich) die 
einzelnen Arten von ausftehenden Forderungen betreffen. 
Die namentliche Aufführung der Poften ift entbehrlich (a). 

2 Anordnung von Glaffen, in welche fich jeder Zinsgläubis 
ger einzufegen hat, fo daß er die wirflihe Summe feines 
zindtragenden Wermögens nicht zu benennen braucht. 
Bei diefem Berfahren fallen die in Nr. 1. erwähnten Ans 
gaben hinweg (6). 

3) Zurht vor der, nad) dem Tode des Gapitaliften zu ers 
wartenden Veröffentlichung feiner Unredlichkeit. Wenn 
auch die Einziehung einer Strafe nad) dem Tode beffen, 
der fein Vermögen zu niedrig angegeben hat (c), nicht zu 
rechtfertigen ift, weil fie Unfchuldige trifft, fo läßt fich 
doch erwarten, daß wenige Gapitaliften gegen die Schande, 
die nach ihrem Tode auf ihren Namen fällt, wenn ihr 
Vermögen zur Kenntniß der Gerichtsbehoͤrde kommt, gleich⸗ 

guͤltig fein werben (d). 

4) Gleichmaͤßige Beiziehung anderer Claffen von Steuerpflich 
tigen zu ber nämlichen Steuer, um diefe hiedurch deſto 
deutlicher ald eine gerechte, allgemeine Maaßregel darzu: 
ftellen (Ce). Wenn biefe anderen Claſſen noch feine Scha;: 
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zung trugen, fo daß ihre, Befteurung der Vollftändigfeit 
und Gerechtigkeit willen nothwendig ift, wenn ferner alle 
Zweige der Einkünfte in richtigem Verhältnig belaftet wer⸗ 
‚den, fo, ift jene Maaßregel zulaͤſſig, fie hat jedoch feinen 
großen Nutzen, denn die Allgemeinheit der Beſteurung 
aller Einnahmen kann, auch wenn die einzelnen Steuern 
verſchiedene Benennungen und Einrichtungen haben, als 
bekannt vorausgefeßt werden. | 

5) Einrechnung der Capitalfteuer unter diejenigen Abgaben , 
deren Größe zur Beftimmung der Wahlfähigkeit und Wähls 
barfeit für Gemeindeämter, Ständeverfammlungen. 2. ges 
braucht wird, * | 

6) Furcht vor einer näheren Unterfuchung, die, wenn. aus 
der. Lebensweife oder anderen notorifchen Umftänden Ber: 
dacht der, Verheimlichung entfteht, von der, in jeder. Ge— 
meinde aufzuftellenden Prüfungscommilfion angeordnet 
werden kann, und bei welcher der Gapitalift zur Angabe 
feiner einzelnen Einnahmsquellen angehalten wird (N. 


(a) Defterreih: Die Angaben zur Claffenfteuer koͤnnen verfiegelt an die 
Drtöbehörde gegeben werden und werden dann nur von der Landes⸗ 
ftele (Regierung) eröffnet. v. Kremer, I, 209, 

(6) Kurh. Claſſenſteuergeſetz v. 31. Dctob, 1833, Es find 24 Clafien, 

° deren jede ihr Simplum hät; 


El. XXIV von: 51 — 75 rl., Simplum 1 Gr. 
»XXII 76— 10 » » 14 >» 
» XXI » 101 —150 » > 3» 
» XII 9». 901 — 1000 » > 21.12 >» 
» VI » 1751 — 2000 » » : 2, 
» UI » 4001 — 5000 » » 13» 8 » 
» I » 5001 — 5500 2 » 20» 2% » 


Durch die große Anzahl der Claffen wird zwar die Steuer gleihmä- 
Biger angelegt, aber der obige Vortheil der Elaffeneinrichtung ge— 
ſchwaͤcht. 

(c) Nach dem angef. Wuͤrtemb. Geſetz, $. 10, beſteht die Strafe der Ver⸗ 
heimlichung ‚in Löfachen des Steuerbetrages, um den die Staatscaſſe 
verfürzt worden iſt; fie wird auch dann erhoben, wenn die Berjchwei- 
gung erſt nach den Tode eines Gapitaliften befannt geworden ift, 
d).Ueber die, in Athen eingeführten Denunciations» und Controlmittel, 
Antidofis und Apographe, f. v, Raumer, Brit. Beil, ©. 

261, — Murbard, ©. 518, 

(ed Beifpiele: Die oͤſtert. Claffenftsuer, Patent vom 1, Nuv, 1799 und 

20, Aug. 1806, v. Kremer, H, 197. Sie trifft zugleih die Pri» 

‚ vatbefoldungen, Hauszinfen Cmit Ausnahme der felbftbewohnten Theile) 

“and Gewerbseinfünfte. Vom Betrage des Eintommens werden Schuld« 
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zinfen, Laften, andere auf einem Gewerbe liegende Steuern, abgezo⸗ 
gen, der eigene Unterhalt aber nicht. Der Steuerfuß fteigt von 24 
pCt. (bei 100 — 300. W MW, Einnahme) bis auf 20 pEt, (bei 
140,000 fl: und mehr) — Angef. Kurheſſ. Geſetz, nach welchen Be⸗ 
foldungen Cnady Abzug der Ausgaben für Gebulfen, Dienftlleidung, 
Fourage 2c.), Penfionen, Einfommen aus höheren Dienften, Pachtun⸗ 
gen und Grundgefälle mir den Eapitalzinfen zufammengemworfen wer- 
den, — Diefe Anordnung bat gegen ſich, daß: von dem; Urbeitser- 
trage nur ein Meiner Theil als reines Einkommen gelten fann, folg⸗ 
lich bei diefer Gleichſtellung die Zinsgläubiger mehr, ald billig ift, 
gefchont ‚werden, 


(/) Defterreih, a. Patente, 


$. 389, 


Wenn die Sapitalzinfen mit anderen fteuerbaren Einkünften 
verglichen werden, fo finden fich mehrere Gründe, fie nach einem. 
leineren Fuße zu belegen. 

1) Eine neue Steuer wird leicht als eine ungebührliche und 
willfürliche Bedrüdung angefehen, und dieß Fönnte noch 
eher die Gapitaliften zu dem Verſuche antreiben, auf die 
eine oder andere Weife berfelben auszuweichen, ald dieß 
bei einer gewohnten Abgabe, die man fich als etwas Noth: 
wendiges vorftellt, der Fall ift. | 

2) Der Zinsfuß wird im Fortgange der Zeit und des Wohl: 
ftandes, wenn Friede und Ordnung ungeftört find, allmaͤ— 
lig niedriger, und es fteht den Gapitaliften fein Mittel zu 
Gebote, fi) vor dieſem Nachtheil zu fchügen, als das 
Hinausfenden oder ber. eigene Gewerböbetrieb. 

3) Der Zins geht nicht ganz regelmäßig ein, es kommen Un. 
terbrechungen, Anrufen der Gerichte, Goncurfe ıc. vor. 
Die höhere Zinseinnahme von Darleihen, die mit geringer 
Sicherheit angelegt find, dürfte ohnehin Feine ſtaͤrkere Be— 
legung ſolcher Forderungen zur Folge haben, weil fie zum 
Theile nur Aſſeeuranzpraͤmie if. 

4) Auch der Reitz zur Verheimlichung der Gapitale kann hie: 
bei in Betracht fommen (a). 


Ca) Bgl. Fulda, Handb, $. 181, — Die Würtemb. Capitalfteuer war 
anfangs 4 pCt. C2Ofr. von 100 fi.), dann ſeit 1830 4, feit 1833 4 
pCt Das Finanzgefeg vom 22, Jul. 1836 fegt fie für 1834$— 1833 
auf, pEt.berab, gleichzeitig mit anderen Steuerreductionen. Der Bud» 
getöfag für diefe Finanzperiode ift 141,400 fl. oder 130,000 fi. netto, 
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6. 390. 

Eine befondere Becuͤckſichtigung erfordern noch die wirth: 
fchaftlihen Verhaͤltniſſe folcher Familien, die von den Zinfen 
eined kleinen Gapitaled nur gerade noch den nöthigen Unterhalt 
beziehen, und für jest außer Stand find, durch Arbeit ihr Ein- 
fommen zu vergrößern, z. B. Wittwen, Waifen in frühem Al: 
ter, Greife ıc. Für folche Perfonen ift eine Schonung fehr an: 
gemeffen, weil von ihnen der im Weſen des reinen Einfom:- 
mens liegende Vortheil, über feine Zeit frei verfügen zu koͤnnen 
($. 259), nicht zu der Eröffnung einer anderen Erwerböquelle 
benugt werden fann. Die Gränze ded, aus dieſem Grunde 
fteuerfrei zu laffenden Zinseinfommend muß jedoch fo gezogen 
werden, daß die Fünftlihen Bedürfniffe der höheren Stände 
audgefchloffen bleiben. Ein ganz geringer Betrag von Zinsein: 
nahmen verdient überhaupt billiger Meife unbefteuert gelaffen 
zu werben, fowohl wegen der umftandlihen Kataftrirung, als 
um der arbeitenden Glaffe die Neigung zum Ueberfparen nicht 
zu verringern; namentlich gilt dieß von den, in Sparcaflen an: 
gelegten Summen (a). 


La) In Würtemberg find nad dem a, Gefes von 1821 $. 5 befreit: die 
Binfen der Zucht⸗, Wäifen», Irrenbäufer, der Univerfität, der Witt- 
wencaffe, Dderienigen milden Stiftungen, die ermweislid ein Deflcit 
haben, der Sparcafle, — der Wittwen, Waiſen und Gebredlichen, 
die nicht tiber 2000. Capital beiisen und deren Hauptnabrungequelle 
in diefen Zinfen liegt. Das Finanzgefes von 1836 beſtimmt die lch« 
tere Befreiung fo: Wittwen, Waifen und Gebredliche, die nicht über 
30001. Capiralvermögen bejigen und deren ubriges Einfommen nicht 
mehr beträgt, als der Bins aus einem Capitalvermögen von 3000 fi. 
— In Kurbefien fängt die Steuer bei einer reinen Einnahme über 
50 rl. an, in Oeſterreich bei 1007. 20 f. Fuß. 





— — 
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6. Abſatz. 
Befteurung des Arbeitslohn, 


$. 391. 


Das durch Lohnarbeit erworbene Einkommen darf fo we: 
nig als irgend ein anderer Theil des Volkseinkommens von der 
Beiteurung verſchont werden. Indeß fordern Gerechtigkeit und 
Klugheit, daß der Unterhaltöbedarf des Arbeiter und feiner Fa- 
milie von der ganzen Lohneinnahme zuvÖrderft abgezogen, und 
nur der Ueberreft als fleuerpflichtig angenommen werde, Die 
Arbeit ift die einzige Nahrungsquelle der Unbegüterten, ed muß 
ihnen alfo nothwendig aus derfelben vor Allem die Befriedigung der 
Unterhaltsbedärfniffe gefichert bleiben, für welche ihnen in der Regel 
feine andere Art von Einnahmen zu Hülfe kommt ($. 259). Dep: 
halb muß ſowohl die Kohnfteuer im Ganzen, ald die Beſteu— 
rung verfchiedener Glaffen von Lohnarbeitern forgfältig in rich 
tigem Berhältnig zu dem muthmaßlichen mittleren Reineinfom:- 
men angeordnet werden, wie e3 fich aus der Beobachtung der 
Lebensweife und des durchfchnittlichen Bedarfes annehmen läßt. 
Eine genaue Berechnung ift fchwieriger, weil der ftandesmäßige 
Bedarf Feine fcharf zu erfennenden Gränzen hat. Der rohe 
Betrag des Lohnes ift viel leichter zu kataſtriren ald der reine. 
Man kann fi) daher in der Anlegung der Steuer an jenen 
halten, muß jedoch den Steuerfuß in folcher Fortſchreitung ſtei— 
gen laffen, daß er ungefähr eine gleiche Quote des wirklich dis— 
poniblen Theiles der ganzen Einnahme bildet (a). Dagegen 
ft die kürzere Dauer der aus Arbeit herfließgenden Einnahme 
fein Grund, fie fhwächer zu befteuern, ald eine fortwährende, 
weil auch die Steuer felbft von jedem Arbeiter nur fo lange er: 
hoben wird, als er im Bezug de Lohnes ift (6). Die, bei 
Fünftlicheren Befchäftigungen im Lohne mit begriffene Vergütung 
der Vorbereitungskoſten Cl, $. 194) follte, da fie nicht reines 
Eintommen, fondern Koftenerfaß ift, ebenfalls unbefieuert blei— 
ben, und obſchon ein genauer Weberfchlag diefer Summen nicht 


186 


möglich ift, fo muß man doch bei der Feſtſetzung des Steuer: 
fußes auf diefen Umftand Nüdficht zu nehmen fuchen. 


Ca) Wenn man ;. B. fände, daß dag reine Einfonmen in folgendem Ver» 

bältniß zur ganzen Lohneinnahme ftünde: 

bei 300 fl. Sohn 30 fl. rein oder 10 pEt. 

» 500 » 2 75 » » >» 15 >» 

» » 200 » » » 29» 

» 150» » 375» 2 »25 >» 

» 2000 » » 600 » » >» 980 » 
und wenn die Steuer „4; des Reinertrages fein follte, fo fönnte man 
fie bei diefen 5 Sägen des roben Einlonimens auf 1--1,5—2— 2,5 
und 3 pCt. feßen, 

(5) Nach der, früber im Großh. Heflen angewendeten, von Krönde 
CAusführl. Anleitung S. 93) angegebenen Methode follte der Ars 
beitsverdienft wie eine Leibrente behandelt werden. Man nahm, in 
der Borausfegung, daß der Erwerb mit dem 20. Jahre anfange, eine 
15jährige weitere Pebensdauer an, zog bievon 6 Jahre für Krank⸗ 
beiten :c. ab, und erhielt fo eine jährige Rente, deren anfänglider 
Werth dem 7fachen Sabresbetrage if. Go wuͤrden alfo 800 fl. Ars 
beitöverdienft einen Capitalanfchlag von 5600 fi. geben, Hiebei ift 
ſowohl die Lebensdauer zu kurz (fie beläuft fi im 20. Jabre auf 
etwa 35 Jahre), als die Zeit der Unterbredungen zu lang angenoni» 
men. Das ganze Verfahren ift aber überfufig, wenn man die Ver— 
fhiedenbeit des roben und reinen Arbeitslohns beachtet, Fur andere 
Zwecke iſt es angemejjen, den lebenstänglichen Betrag einer Einnahme 
ſich nach feinem anfänglihen Werthe durch ein Capital vertreten vor» 
zuftellen, z. B. eine 19jährige Einnahme durd die 12fahe Summe, 
Aber für die Befteurung ift der Capitalanfhlag nur eine Gedanfen« 
größe, und die jährliche Ausgabe des Steuerpfüchtigen überfteigt die 
Binfen dieſes eingebilderen Capitald. Nur dieß muͤß man zugeben, 
daß der Arbeiter etwas von feinem Lohne für fein Alter, feine Fa⸗ 
milie 2c. zurüclegen folte, was beim Empfänger einer Capitalrente 
nicht fo nothwendig if. Dod wird von der Steuer inmmer nur eine 
Duote des mutrbmaßlichen reinen Einfommens in Anfprud genommen. 

co) Nur auf diefen Beſtandiheil des Lohns ift die Berechnung einer Leib⸗ 
rente anwendbar, 


$. 392, 


Die Lohnftener ift von allen Perfonen zu erheben, bie ein, 
aus blofem Lohne, ohne Beimiihung von Gewerbögewinn und 
Gapitalzind beftehendes Einfommen-geniegen. Doc kann man 
fogleih ſelche Glaffen von Arbeitern ausfchliegen, Die -in der 
Regel nur den nöthigften Unterhalt beziehen und daher nicht 
als fteuerfähig anzufehen find, wie die gemeinen Dienftboten 
beiderlei Gefchlechts, die Handmwerkögefellen und überhaupt ſolche 
Gehülfen,, deren Belteurung auf die Lohnherrn zurüd fallen 
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würde. Die Steuerpflicht erfiredt fi) auf die manchfaltigen 
Zweige der, ohne den Beiftand von Capital geübten Lohnarbeit, 
die von den einfachen WVerrichtungen der Tagloͤhner bis zu den 
hoͤchſten Dienften der Lehrer, Künftler, Geiftlihen, Aerzte, 
Beamten ıc. auffteigen. Es macht in Hinficht auf das Beſtehen 
ber Steuerpflicht feinen Unterfchied: 

1) von welcher Art und Beftimmung die Arbeit ift, ob fie 
zur Production, zum Handel, zum Gütergebraud, oder 
zu perfönlichem Vortheil dient ;z 

2) ob die Bezahlung nach der Zeit erfolgt, wie Tag- und 
Wochenlohn, Sahresgehalt, oder ſtuͤckweiſe, für die ein: 
zelnen Arbeitsleiftungen, wie 3. B. die mit dem Namen 
Honorar belegte Vergütung höherer und fünftlicherer Be: 
ſchaͤftigungen ; 

3) ob die Einnahme der Beſchaffenheit und Menge von gleich 
zeitiger Arbeit entfpricht, oder, wie bei Penfionen, nur 
die nachträgliche Vergütung einer beendeten Thaͤtigkeit ift, 
oder auch, wie bei geiftlichen Pfruͤnden, ohne Verpflichtung 
zu beflimmten WVerrichtungen, nur wegen der Annahme 
einer nuͤtzlichen Wirkfamkeit im Allgemeinen gegeben wird; 

4) von wen, und in welcher Korm der Lohn bezahlt wird, 
3.8. von Privatperfonen, ‚oder Corporationen, — in Geld 
oder zum Theil in Naturalien. 


§. 393. 

Ob insbefondere die Staatödiener befteuert werden dürfen, 
iftehäufig bezweifelt worden (a). Die Bejahung diefer Frage 
ſtuͤtzt fich darauf, dag die Steuerpflicht lediglich von dem Da: 
jein- eines reinen Einfommens bedingt wird, und, wenn diefes 
erweislich vorhanden ift, die vom Staate befoldeten Dienftlei: 
ftenden in Abficht auf die Befteurung mit denjenigen, welche 
ihre Bezahlung von einem anderen Dienſtherrn beziehen, in 
gleicher Linie ſtehen. Die Regierung befindet ſich in einer zwei— 
fachen Beziehung zu dem Beamten, naͤmlich theils als Beſteller, 
Bezahler und Anordner ſeiner Dienſtgeſchaͤfte, theils als Be— 
ſteurungsgewalt. In letzterer Hinſicht iſt der Staatsdiener wie 
jeder andere Angehoͤrige des Staates den allgemeinen Buͤrger⸗ 
— unterworfen (6). Man hat alfo nur in jedem gegebe= 
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ner Lande und- Zeitpuncte zu unterſuchen, ob jene thatſaͤchliche 
Vorausſetzung wirklich eintrete, d. h. ob die Beſoldungen und 
Gehalte ꝛꝛc. der Staatsbeamten, in Vergleich mit der Bezah— 
lung anderer Arbeiten und mit dem flandesmäßigen Bebürf: 
niß der Dienftleiftenden fo groß fei, daß die Gteuerfähigkeit 
(ein reine Einkommen) gefunden werde, vergl. 8. 57. 


Ca) Die Literatur diefer Streitfrage bei v. Malchus, I, 269. Für die 
Befteurung der Staatsbeamten flimmen v. Jakob, Fulda, Krehl, 
u. a., ferner Murbard, Beiteurung, ©. 479, — gegen diefelbe 
Krönde, Sartorius, Pog, v. Malchus. — Das Für und 
Mider, ohne Entfiheidung, doch, wie es fcheint, mit einer Hinnei- 
gung zu dem Iegteren, in Bahariä, Wbhandlungen aus dem Ge» 
biete der Staatswirthichaft, 1835, ©. 21. 


(6) Bol. $. 385 — Quo facilius etiam tributa tolerent privati, ab iis 
praestandis excipi non debent magistratus, nam rem per se in- 
Es opulo gratissimam reddit imperantium exemplum, Bax- 

orn, Institut, politicae, L, 1,C. 105.18 N, XV. 
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Die hauptfäkhlichften Gründe, welche man gegen die Zus 

läffigkeit der Befoldungsfteuer geltend gemacht hat, find diefe: 

1) Die Anftelung fei ein Vertrag, ed dürfe daher die Befol- 
dung nicht verkürzt werden. — Dieß widerlegt fi durch 
die Unterfcheidung des allgemeinen ftaatsbürgerlichen Ver: 
bältniffes von dem befonderen des Beamten. 

2) Die Einnahme aus Staatödienften fei von dem Ertrage 
gewerbemäßig geübter Befchaftigungen fehr verjchieden, 
indem der Staat in der Feftfeßung der Befoldungen und 
anderen Dienftbezüge ein natürliches Monopol habe, feine 
Beamten ſpaͤrlich bezahlen fönne, und diefe nicht im Stande 
feien, durch Fleiß und Unternehmungsgeift ihre Einkünfte _ 
zu erhöhen, zudem ihre Einnahme vollftändiger befannt 
fei, ald die von Gemwerbtreibenden, welche man weniger ge= 
nau mit der Steuer zu treffen vermag (a). — Hierauf 
fann erwiedert werden: 

a) In der Feftfegung des Steuerfußed muß man allerdings 
auf diefe Umftände Rüdficht nehmen und. die Befols 
dungen niedriger belegen . ald ein muthmaßli ange: 
ſchlagenes Gewerbseinfommen ; 
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b) dagegen fommt auch die Sicherheit und lebenslängliche 
Fortdauer der Befoldungen in Betracht; 

c) die Gehalte derjenigen Perfonen, welche im Dienfte der 
Kirche, der Gemeinden, einzelner Reicher ıc. fich befin— 
den, haben mit den Befoldungen der Staatsbeamten 
viel Aehnliches. 

3) Statt Befoldungen zu bewilligen, und dann wieder etwas 
von ihnen hinwegzunehmen, follte man fie lieber fogleich 
niedriger anfegen. — Allein 

a) was die Erhebungsweife betrifft, fo gefchieht biefe auch 
wirklich ganz leicht durch einen Abzug; 

b; die beſondere Anſetzung der Steuer hat dad Gute, dag 

der Beamte die doppelte Beziehung zum Staate deut: 
lich erkennt und feine Berufsthätigkeit mehr nach Ge: 
bühr vergütet fieht; 

c) der Steuerfuß ift Veränderungen unterworfen, die fo: 
wohl von der Höhe der Schakungen.im Ganzen, als 
von dem. wechfelnden wirthichaftlichen Zuftande der ver: 
Ichiedenen Volksclaſſen herrühren können. Waren z.B. 
Beſoldungen in einer Zeit bewilligt worden, wo dad 
Getreide, oder auch alle Waaren gegen Münzmetalle 
hoch im Preife ftanden, jo fünnen jene, unter geänder: 
ten Umftänden, fo reichlich erfcheinen, daß fie eine ftär- 

kere Befleurung ertragen, als die zu einer anderen Zeit 

feeſtgeſetzten (b). 

9 Die Steuer ſei ſchaͤdlich fuͤr den Staatsdienſt, indem ſie 
die Beſoldungen zu ſehr verringere, und ſie widerſtreite 
dem monarchiſchen Principe, indem fie die Vorrechte der Be, 
amten aufhebe und dadurch die der Krone felbit gefährde (c). 
— Der erftere Einwand wird dadurch bejeitigt, daß die 
wirflihe Einführung der Steuer von der erweislichen 
Steuerfaͤhigkeit abhängig gemadht wird. In Hinficht auf 
den zweiten muß auf die große BVerfchiedenheit zmifchen 
dem Staatöoberhaupte und deſſen vertragsmäßig ange: 
ftelten Gehülfen, ferner auf die Unverträglichkeit der 
Steuerfreiheiten mit den allgemeinen flaatörechtlichen Grund: 
fägen hingewiefen werden. 

(a) Badariä, ©. 39, 
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(b) Bada riö, a. a. O., ©. 44, hält Tote, 3+ D. wegen geänderter 
Geldpreife, unter der, — ber Beſoldungsſteuer gemachte Abzuͤge 
nicht fuͤr eine wahre Steuer. | 


(I Badharid, ©. 49. 
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Muß man fi nad) dem Bisherigen im Allgemeinen für 
die Gerechtigkeit und Zwecdmäßigkeit der Befoldungsfteuer ent- 
' fcheiden, fo kann doch unter gemiffen Umftänden, wenn bie 
Dienfteinkünfte unverhältnißmäßig niedrig find ($: 393), ein 
vollgültiger Grund vorhanden fein, alle, oder doch wenigftens 
die unteren Beanıten für jest unbefleuert zu laffen. In den 
höheren Stufen: des Staatsdienſtes pflegt, wegen der Selten: 
heit der erforderlichen Fähigkeiten und der fchwereren Verant— 
wortlichfeit, die Einnahme von folcher Größe zu fein, daß fie 
eine Beileurung erträgt. Die Nebeneinkünfte und Amtswohnun: 
gen, nach mittlerem Betrage, muͤſſen mit eingerechnet, dagegen 
folche Ausgaben, welche pflichtmäßig der Amtöführung wegen 
gemacht werden müffen und unter den Begriff von Laften fal 
len, 3. B. Reifen, Bezahlung von Gehülfen, Haltung von 
Pferden ic. in Abzug gebracht werben (a). 


Ca) In Baden unterliegen die Staatsbeamten wie andere Angeſtellte, Leh⸗ 
rer, Aerzte, Advocaten, Kuͤnſtler, Schriftſteller ꝛc. der Claſſenſteuer, 
welcher Name in mehreren Laͤndern verſchiedene Arten von Abgaben 
bezeichnet. Geſetz v. 31. Oktob. 1820. In Würtemberg wurde die 
Bejoldungsitener im Finanzgeſ. v. 22. Jun. 1820 eingefuͤhrt. Die 
Steuerſaͤhe ſind: 


Baden Wartemberg. 

bis 1000 fl. 14 pPCt. 100 — 600 Ai. yet 

1001 — 2000 » 34 > 700 — 1200 3 2 » 

2001 — 3000 » 5 » 1300 — 180» 3 » 

3001 — 5000 » 63 2 1900 — 2400 » 31 2 

5001 — 7000» 8 » 2500 — 360 5 4 » 

7001 — 10,00 » 10 » 3700 — 4300 » 4 >» 

10,001 — 30,000 » 113 » über 4800 3 5 » 
30,001 — 60,000 » 131 » 
60,001 — 80,00» 15 » 
80,001 und mehr 163 » 


Die Wuͤrtemb. Säge find hier nad dem Gef. v. 24. Dec, 1833 an 
gegeben. Das Finanzgeſetz dv. 22. Juli 1836 fegt fie für Die jegige 
Deriode auf die Hälfte herab, wobei ein Ertrag von 36,240 

brutto und 36,000 fi. netto erwartet wird. Die lehteren Säge der 
bad, Ciaffenſteuer erklaͤren ſich daraus, daß dieſe auch die Apanagen 
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und Wittwengebalte des Großberzogl, Haufes trifft, Der Steuerbe⸗ 
trag eines Jeden wird auf folgende Weife gebildet. Wer 5.8. 32007, 
tinnimmt, bezahlt in Baden 


für das erjte 1000 16. fl. 40 fr. 
»» Re» 33» 202 
»» 3t >» 502 — >» 


».die 200 A. im Atın 1000 134 — 


Sufammen 1121 fi, 

in Würtemberg bisber nur 89 fl., alfo jet 444 fl. — Die bad, Steuer 
wird mit Recht | den heutigen Verhältnijien für zu hoch gebal— 
ten. Sie trägt 178,000. — In Baiern find CEdict v. 10. Dec. 1814) 
Beſoldete in der 5. Elaffe der Familienſteuer zu 1pCt. ihres Dienftein« 
fommens angefegt. — In Dejterwich find die Staatsbeamten und 
Lehrer unbefteuertz Decr. v. 27. April 1810. v. Kremer, I, 200, 
— In Preußen entrichten die Beamten Claſſenſteuer, wobei fie nad) 
ihrer. wirthſchaftlichen Lage im Ganzen mit anderen Claſſen von Staats» 
bürgern verglichen werden ſoilen, ohne daß beftinmmte Abgabenfäge 
aufgeitelt worden wären. VBerordn, des Finanzuiniit. v. 25, Aug. 
und 12. Dec, 1820. Sinnhold, die Clafienftcuerverfaffung des 
pr. St. 183:. ©. 17. In einigen Regierungsbezirten hat man fol« 
gende Regel zu einem ungefäbren Stuppuncte angenommen: von 
150 — 200 rl. 4 rl. Steuer, von ? — 300 rt. 6rl., von 3 — 400 
tl. Brl., von 4— 60071, 12 rl,, von 6 — 9001t, 181, von 1000 — 
12001, 24rl. u. |. w., Sinnhold, © 33, 


. % 396, 
Weitere Bemerkungen über die Beſteurung des Lohnes. 

1) Der Arbeitölohn ift zwar nirgends zum Gegenftande einer 
ausfchliegend und vollftändig auf ihn fallenden Steuer 
gemacht worden, fowie auch feine nach ihm benannte Ab: 
gabe angetroffen wird, allein in den meiften Staaten ift 
er auf die eine oder andere Weife mit Schatzungen belegt 
worden; bald hat man ihn der Gewerbfteuer unterworfen, 
bald die verfchiedenen Arten der Rohnarbeit zu verfchiede- 
nen Steuern gezogen u. dgl. (a). Diefe- Behandlung ift 
einer gleichförmigen, die Eigenthümlichkeit des Arbeitsver⸗ 
dienſtes gehoͤrig beruͤckſichtigenden Beſteurung deſſelben 
nicht günftig. 

2) Ob die gemeine, am Färglichften gelohnte Arbeit noch ein 
fleuerbares Einkommen abwerfe, dieß hängt von den volks— 
wirthfchaftlichen Verhaͤltniſſen eines jeden Landes und ben 
vorhandenen Aufwandfteuern ab, und läßt fich nicht im 
Allgemeinen entfcheiden. Wo alle Arbeiter ıc. fhon von 
ben letztgenannten Steuern auf unentbehrliche Dinge for 
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weit getroffen ‚find, als ihnen im BVerhältnig zu den Em» 
pfängern der Nenten abgefordert werden darf, da verdie— 
nen fie vun Schagungen befreit zu bleiben. 

3) Bei der Kataftrirung der Lohnfteuer hat man, mit Aus: 
nahme: der. Einkünfte aus. Staats-, Kirchen-, Gemeindes 
dienften ıc. Fein andered Hülfsmittel, ald die eigene An: 
gabe des Steuerpflichtigen und die Prüfung derſelben durch 
einen Ausſchuß wohl unterrichteter Ortsbuͤrger. Dieſe 
Angaben erfordern. eine öftere Erneuerung, z. B..alle 3 
oder 5 Jahre, zugleich müffen die Beſteuerten zur jährli- 
chen Anzeige aller, eingetretenen Aenderungen verpflichtet 
werden. Beſondere Koften, die nicht: dem: perlönlichen 
Unterhalt, fondern die Beichäftigung betreffen, 5. B. Ans 
ſchaffung literarifcher oder. kuͤnſtleriſcher Hulfsmittel,. find 
von der Durchfchnittäeinnahme abzuzieyen, 


(a) Baden: Taglöhner, Lohnbediente , Krautſchneider, Spiellsute ic. find 
zur Gewerbiteuer gezogen, zu welder die Taglöhner mit fl. Stener» 
capital eingetragen werden; Dienftleiftende, bis zu den Geribenten, 
Solgardiften, Amtsboten, ferner Lehrer aller Art, Werte, Hebam⸗ 
men ıc. werden von der Claſſenſteuer getroffen. — In Würtemberg 
find neben den Staatsbeamten auch die Aerzte, Advocaten, Hand» 
fungscommis, gutsherrſchaftl. Beamten ıc. zur Befoldungsiteuer pflich⸗ 
tig; Taglöhner u. dgl, zahlen feine Schatzung. — Die bair. Fami⸗- 
lienſteuer beträgt in der 4. Elafie für, ‚unbefoldete Lehrer ,; Schreiber, 
Schriftſteller und Künftler jaͤhrlich 1. Z0kr. x, in der 1. Claſſe 
für Taglöhner ohne Grundeigentbum 40 fr., Wittwen und ledige 
Weibsperfonen 20 kr, in: der 2. Elafle für Dienftboten und Gebuülfen, 
die nicht in Koft und Wohnung des Dienftherrn ftehen, m. 40fr., 
w. 20fr., vol. $. 395 (a). — In Preußen falen alle böberen Dienfte 
unter die Elaffenfteuer, im Groß. Heſſen unter die Perfonafftener. 


$. 397. I 


Die Kopffteuer, eine Abgabe, welche ohne Rüdficht auf 
die Unterfchiede in dem Vermögen und Einfommen bloß auf 
die Perfonen nach ihrer Zahl gelegt wird, konnte nur dem Kin- 
desalter des Steuerwefend entiprechen, in dem fie fich durch die 
äußerte Leichtigkeit der Anlegung und Erhebung empfahl (@). 
Nachdem längft andere, ergiebigere und gerechtere Steuern ein- 
geführt worden find, hat fich doch neben ihnen in einigen Staa» 
ten eine, der Kopfiteuer ähnliche Abgabe erhalten, die, unter 
dem Namen Perfonalfteuer, ale Familienväter und einzeln 
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lebenden Perfonen (6) oder fogar alle Ermwachfenen (c) in ganz 
gleihem Betrage trifft. Sie kann mit den Grundfägen des 
Steuerwefens nur infoferne in Uebereinflimmung gebracht were 
ben, als fie dazu beſtimmt ift, von ben, feiner anderen Scha: 
gung unterworfenen Staatdbürgern, alfo namentlich den Lohn- 
arbeitern, einen billigen Beitrag zu erheben; indeß bleibt die 
ruͤckſichtsloſe Gleichheit der Steuerfumme und die Einforderung 
berfelben auch von denjenigen Staatdangehörigen, welche ihre 
Einkünfte fhon auf andere Weife verfteuern, immer eine wefent: 
liche Unvolllommenheit diefer Steuer, welche deßhalb in einem 
guten Steuerſyſteme Feine Stelle finden kann. 


(a) Kopffteuer in Perfien, in Kom unter den Königen, fodann aud tie 
der ımter den Kaifern; doch waren nur die Plebejer, die fein Grunde 
eigenthum hatten, diejer Capitatio, die zur Unterfgeidung von der, 
Grundftener bisweilen den Beinamen humana trug, unterworfen; 
fe Savigny a. a. O. und Ereuzer, roͤm. Antiquitäten, ©. 367, 
— Der türtifhe Charadſch von den erwachfenen männlichen Nicht- 
Mostims ift Fein einfaches Kopfgeld, da er. 3-Abftufungen von 10, 
6 und 3 Piaftern bat. Urquhart, Turkey and its resources, 
Lond. 1833, © 87. . 


Sranzöfifche Perfonalfteuer : der dreifache Betrag des Lohnes gemeiner 
Handarbeit. Der Gag ded Taglohnes darf zu dieſem Behufe nad) dem 
Gef. v. 21 Apr. 1832 nicht über 14 Fr., nicht unfer 70 Cent. angenom⸗ 
men werden und wird für jede Gemeinde von dem conseil general des 
Departement beſtimmt. Jede Perfon, die ihre eigenen Einfünfte bat, 
wenn fie auch noch im Alterlihen Haufe wohnt, ift fteuerpflihtig. Der 
Kobertrag ift 22 — 23 Mil. Fr. — Die großh. Heſſiſche Perjonatfteuer 
gehört zu den Wohnungsſteuern. I 

Ce) Defterr. Perfonatfteuer » Patent v. 23. Nov. 1802. v. Kremer, H, 
221. Jede Perſon über 15 Jahre zahlt jährlich 30 Er. des 20 fl. F. 
(36 fr. des 24 fl. 5.) Nur das Militair und erweistih Dürftige find 
befreit, in Tyrol u. Vorarlberg wird von Dienftboten und Taglöh- 
nern nur der halbe Betrag entrichtet. - 


N 


(b 


7. Ab f ab 
Allgemeine Einkommensſteuer. 


$. 398. 

Die bisher betrachteten Arten von Steuern’ erreichen alle 
einzelnen Zweige von Einkünften in der bürgerlichen Gefellfchaft. 
Werden fie ſaͤmmtlich auf das Sorgfältigfte angelegt und in ein 

Ratı polit, Oekon. Ir Bd. 2, Abth. 1 


⸗ 
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richtiges Verhaͤltniß unter einander gebracht, wie es zur gleich⸗ 
förmigen Belegung aller reinen Einnahmen erforderlich iſt, ſo 
bildet ſich ein vollſtaͤndiges und wohlgeordnetes Syſtem von 
unmittelbaren Einkommensſteuern oder Schatzungen, und un— 
‚geachtet der Verſchiedenheit in den: Einrichtungen der einzelnen 
Steuern kann die Einheit eines groͤßeren Ganzen wenigſtens 
‚annähernd hervorgebracht werden. Dieſe Einheit hat man indeß 
oͤfters auf einem anderen Wege unmittelbargu gewinnen geſucht, 
naͤmlich durch den Vorſchlag einer, ſelbſt zur Ausfuͤhrung ge⸗ 
kommenen Einkommensſteuer, die entweder neben den ein: 
zelnen Schatzungen, oder ſtatt ihrer als einzige Steuer alle 
Bürger nach der Geſammtheit ihrer reinen Einkünfte bezöge (a). 
(a) Für eine ſolche Einfommensftener: Lips, Ueber die allein er x und 

einzige Steuer, Erlangen, 1812, — Hermes, 15. Heft "Ba dar 

—* Staͤatsw. S. 425 — 33. — Murbard, Beſteurung, ©. 


(bier. zugleich viele Autoritäten pro et contra), — Ein Aufſatz 
im. New Monthly' Review, überf. in Buchholz, N. Monats 


property. 
eingeführt, 1803 und 1806, verändert, 1816 „durch Den Beſchluß des 


Öffentlichen Fonds. 4),10 pCt. von Gewerbseinfünften, nad, Abzug. 
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ter den lehzteren befanden fi) 4°647,000%pf. Einnahinen über 5000 pf. 
6-628,000 Pf, zwiſchen 50 und 100 pf., und 2:134,000 von 50 Pf. 
und weniger. 
$. 399. 

Diefe Einfommenöfteuer, wie man fie gerwöhnfic beabfich: 
tigt hat, unterfcheidet fi von der Gefammtheit der einzelnen 
Schagungen dadurch, daß fie das reine Einkommen jedes Bür- 
gerö in einer Summe zufammenfaßt, ohne ed aus feinen ver: 
ſchiedenen Quellen aufzufuchen. Man ruͤhmt ihre Einfachheit, 
Allgemeinheit und Gleichförmigkeit. Die Erhebung ift leicht und 
wohlfeil, keine Claſſe von Bürgern kann fich ihr entziehen und 
fie entfpricht ihrer Beftimmung nach am offenbarften und gera— 
beften dem Principe, daß die Belteurung ſich an das reine Ein: 
kommen eines Jeden halten fole (a). Dagegen ift fie in der 
Ausführung großen Schwierigkeiten unterworfen. Wenn man 
den, in der Erforfchung der  Einnahmsquellen liegenden feften 
Boden aufgiebt, fo ift man der Willfür und dem Irrthume 
Preis gegeben und hat Feine Anhaltspuncte, um in dieſer, fuͤr 
den Vermögenszuftand der Bürger fehr wichtigen Angelegenheit 
fich vor vielen Mißgriffen zu bewahren. : Es giebt nur folgende 
Mittel der Anlegung: 

a) die eigene Angabe der Steuerpflichtigen, worauf man 
ſich um fo weniger verlaſſen kann, je mehr ed an Ge 
legenheit fehlt, unmahre Einſchaͤtzungen zu berichtigen. 

und zu beſtrafen (6); 

b) die Schaͤtzung durch Mitbürger, welche auf die ihnen 

bekannt gewordenen Einkuͤnfte und auf die ſichtbare Le⸗ 

bensweiſe jedes Steuerpflichtigen zu achten haben. Auch 
bier find große Fehler nicht zu vermeiden, die z. Bi dars: . 
aus entfpringen, daß bisweilen das, werbende Bermösi 
gen einer Perfon ſich zum Theile nicht in der Nähe 
ihres Wohnortes, wo die Schägung vor ſich geht? bes- 
findet, daß man ſich bei. oberflächlicher Betrachtung über 
die Einträglichkeit eines Erwerbszweiges täufchen : kann 
u. dgl. Se leichter man zu Werke geht, deſto mehr. 
weicht man von der Wahrheit ab, und ‚auch ‚die Ber: 
bindung diefer Schägung mit der eigenen Angabe (er: 
diefe Mängel nicht hicueichend 
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e) der Borfchlag, die Steuern durch Abgeoronete erft im 
ganzen Staate auf die Provinzen, dann in dieſen auf 
Bezirke u. ſ. w. vertheilen zu laſſen, und endlich in je 
dem Orte die auf denfelben {teffende Summe durch 
einen Schägungsausihuß im Berhältnig des muthmaß⸗ 
lichen reinen. Eintommens umzulegen (d), iſt ebenfans 
nicht ‚befriedigend, weil man, ohne Katafter der ſteuer⸗ 
baren Erwerbsquellen, die Repartition auf die einzelnen 
Landestheile nicht mit der erforderlichen Genauigkeit be 
wirfen kann, und der gute Wille, ſowie die Einficht der 
Abgeordrieten den Mangel ficherer Grundlagen dus dem 
Gebiete der Finanzftatiftif nicht a 


(a) Eine Einkommensſteuer, welche den Unterfchied des toben — reinen 
Einkommens nicht beachtete, und demnach den Ertrag der Arbeit ſo 
hoch belegte wie die Renten, waͤre den allgemeinen teuerprincipien 
entgegen. Es fehltinicht an Beifpielen ſolcher Einrichtungen,f. $7400 (a), 


2% die bei er ap ale ©. 523 fi. mitgerbeilten Stellen; nıebrerer 
() Worauf a AR ©. 531 niit Schön und dem Ungenannten 
im Hermes befonderes Gewicht legt. f 
(a). Der a. Aufſatz im Hermes und Murbard, ©: 534. ui bi 


— ——7 

Zur Einführung einer Einkommensſteuer achen den —— 
Schatzungen könnte nur die Unvollſtaͤndigkeit oder Unvollkom⸗ 
menheit derſelben einen Beweggrund darbieten, wenn man 
nämlich die Verbeſſerung und Ergänzung derſelben, * B. die 
neue Anlegung der Grundſteuer oder die Aufſtellung einer Zins: 
‚fteuer, für zu ſchwierig oder umſtaͤndlich erkennen müßte, und 
es daher vorzöge, einen Theil der, durch Schagungen aufzu- 
bringenden Summe auf eine andere Weile umzulegen. Doch 
entfteht hiedurch eine Vermehrung der Steuern, alfo der Koften 
und Bemühungen, auch. werben bei diefem Verfahren die vor: 
ausgeſetzten Mängel der anderen Schatzungen nicht voͤllig geho⸗ 
ben, weil die alten Steuern noch fortbeſtehen und nur‘ in einem 
geringeren Fuße eihoben werden; uͤberdieß die neu hinzutretende 
Einkommensſteuer den Anforberiiigett an eine gute Schagung 
nicht völlig entfpricht ($: 399). Deßhalb ift fie immer nur als 
ein vorübergehende Huͤlfsmittel anzufehen, welches dann ent⸗ 





197 


behrlich wird, wenn man den "einzelnen unmittelbaren Einfom- 
mensſteuern diejenige Vervollkommnung zu geben im "Stande 
ift, deren fie überhaupt fähig find (a). 


(a) Ein merkwuͤrdiges Beiſpiel einer folden Einfommensfteuer iſt die 


preuß. Claffenfteuer, Edict v. 30, Mai 1820 Nachtrag vonı 
5. Sept. 1824, Sie erftredt fih auf alle, nicht zum activen Mitli- 
tür gehörenden Staatsbürger, die nicht von Almofen oder in öffentlichen 
Anftalten leben, mit. Ausnahme, derjenigen 131 größeren Städte 
(1831 werden 129 angegeben), die dafür eine andere Steuergattung, 
nämlich Mahl» und Schlacht.» Accife, zu tragen haben. Es fol sim 


die Steuer nicht in eine Einfommensfteuer ausarten- zu laſſene, fein 


‚ Bablenanfag des Vermögens oder Einfommens ausgeſprochen wer» 


den, fondern nur eine, auf wenigen und leicht erfennbaren Merkmalen 


beruhende Abjtufung ſtatt finden Es find neuerlich 4 Claſſen mit 
12 Stufen angeordnet, ‚in "Denen. (oraohl. Sutnitien ld einzeln. Ler 
bende ibre getrennten Anfäge haben, ER Rn 
I. Befonders wohlhabende und reiche Einwohner. ; Die Familie 
rw I 3 sten 48 — 96, — 144 rl., die Einzelnen 24 — 48 — 72 rl. 
aͤhrlich. — 2 
15 Wohlhabende Grundbeſitzer, Kaufleute :c,; die Familie 12 
— 183 — 24 al, der Einzelne — 9 — 12 rl. 97%) 
HL Gerxingere vuͤrger und Bauern, die Haushaltung 4 — 6 — 
8 rl, der Einem ?— 3 — 4rl | 
IV; Tagelöhner, Gefinde, » Hier zahle in der unterſten Stufe 
‚jede Perfon, zwifchen 16 und. 60 Jahren jährlih 4 ri,, aber 66 ftens, 
3 Perfönen in 1 Familie; in den beiden folgenden Stufen die Hause, 
haltung '2— 3rl., der Einzelne 1— 1471. 'Die Aufnabme und Schaͤ— 
gung der ‚Steuerpflictigen geſchieht von den Gemeindevorftänden une, 
ter Leitung der Landraͤthe. — In dem angeführten gefeglihen Aus«. 
fpruche ift unter Einfommensfteuer ohne Bweifel eine ſoiche verftan« 
den, die ſich nach dem, in Bablen fo — moͤglich ermittelten 
Anſchlag des Einfommmens richtet, im Gegenſatze einer ungefähren, 
zu Reelamationen weniger Anlaß gebenden Schaͤßung nad) den noto- 
riſchen Vermoͤgensumſtaͤnden. Bei diefer find ebenfalls viele Lnrich- 
tigteiten unvermeidlich, die nur weniger fchaden, weit diefe Abgabe 
nur zu. einer Hülfsfteuer neben den anderen Steuern. beſtinnnt 
ift Sie ertrug im Jahr 1829, 16:867,000 rt,, fi Sinnbold,: die 
Clajlenfteuerverfaflung des: preuß. Staats, Liegniz 1831. 49, — 
Hanfemann, ©. 133. — Bad, Erwerb» und Vermögens» Ein» 
fonımenfteuer, Patent dv. 31, Aug. 1808, Diefe, längft wieder auf- 
gehobene Steuer traf das »reine Einfonmen« in dem Sinne, daß 
die auf einer Einnahme rußenden Laften, nicht aber Unterbattöfoften 
abgezogen wurden, $. 9. Die. Ungaben eines Jeden wurden. den 
DOrtsvorftänden übergeben und von diefen nach angefteilter Prüfung 
weiter befördert. Der Fuß. war bei Einnahmen bis 300 fi., Adtr, 
— von 301 — 5005|. Ppct., von 501 — 800, 3 p€t. — 801 
1200 fl. 4 Proc. — 1201 — 1600 fi, 14 Proc....., über 150,000 fi. 
6 pC. — In Fübe wurde 26, Jun. 1816 ein »Schof« vom Einkom— 
men eingeführt; Abänderung für 1817 — 19 v.2. Apr. 1817, 2 
Commiffionen, für Stadt und Fand, legten die Steuer für jeden Bür- 
ger an, und zwar rin Ermanglung eines anderen zureihenden Maaf« 
ftabes, nad) der Art und Weife, wie der Steuerpflichtige im legten 
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Sabre ea, me nad) dem Aufwande, er den er gemacht hatc :c. ——8 


unter 600 Mark 4 M., von 500 — 1000 M. 8 M., von 1000 — 1500 
M. 16, von 1500 — 2000 M. 30, von 10, 000 - 12, 000 M. 600 M. u. ſ. f. 
$. 401. 


Wenn man fämmtliche Einkünfte eines Steuerpflichtigen 
zufammenfaßt und von ihnen die Koſten abzieht, um das reine 
Einfommen zu erhalten, fo können zu biefen Koften des Erwer: 
beö auch folhe Schuldzinfen gerechnet werden, die aus Hypo⸗ 
thefenforderungen entipringen, und die ald Bedingung der Er 
werbung oder. Behauptung von. Antetragenden unbewegligen 
Gütern anzufehen find ($. 383). Diefer Abzug liegt. nicht im 
Welen der Grund» und Haudftener ($. 308), weil die Schul: 
ben nicht dazu dienen, den Ertrag diefer Güter hervorzubringen, 
fondern nur denfelben einer beftimmten Perfon zuzuwenden. 
Wollte man die Steuern bloß auf. die Güterquellen legen, 
ohne die Bertheilung des Ertraged unter gewifle Empfänger 
zu beachten (8. 262), fo könnte gar feine Beruͤckſichtigung von 
Sculdzinfen ftatt finden, die dagegen, unter der obigen Be 
ſchraͤnkung auf einen Theil derfelben, dem Printige der Ein: 
'ommengfteuern gut entfpricht. Diefe, mit der Zinäftener zus 
(ammenhängende, Maafregel ließe ſich auch ohne eine befondere 
allgemeine Einfommenöfteuer in Ausführung bringen, wenn 
nur jedem Steuerpflichtigen geftattet würve, bei feiner Abgabe 
von jenen unbeweglichen Befigungen den Abzug feiner fchul: 
digen Zinfen vom Reinertrage zu verlangen. Wenn bieß in 
dem vollen Betrage der Schuldzinfen gefchieht, fo macht bie 
Erleichterung fogar mehr aus, ald die Steuerentrichtung ber 
Gapitaliften von gleichem Zinsbezuge, denn für die Zinsfteuer 
ift ein niedrigerer Steuerfuß nöthig, als für die Grundfteuer. 
Man Eönnte fowohl deßhalb, als auch wegen ber gänzlichen 
Nichtbeachtung aller anderen Schuldzinfen, den Mittelweg recht: 
fertigen. nur einen Theil, z. B. + oder 3 des Zinsbetrages an 
dem- fleuerbaren Grundeintommen abziehen zu laffen. 
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Allgemeine Bermögensftener. 


$. 402. 

Die größte Einfachheit und Steichförmigkeit ü im Steuerwefen 
hat man aud auf einem anderen Wege, vermittelfi einer Auflage 
zu erreichen gefucht, welche jeden Bürger in gleichem Verhaͤltniß 
feined ganzen Vermögens, ohne ale Rüdficht auf werbende oder 
nicht werbende Beſtandtheile, treffen follte. Diefe neuerlich von 
mehreren Schriftftellern (a) lebhaft empfohlene Vermögens 
fleuer war in früheren Zeiten (5), insbefondere in den freien 
Städten, unter dem Namen Schoß, Lofung, häufig zu fine 
den (c), und. beiteht noch jegt in einigen Staaten neben andern 
Steuern (d). Man hat fie aus einem flaatörechtlihen Grunde 
vertheidigt, weil man nämlich die Steuerpflicht und dad BVefleu: 
rungsrecht aus dem Schuße ableitete , den der Staat den Bürs 
gern gewährt, und daraus folgerte, die von Jedem zu entrich⸗ 
tende Steuerfumme müffe der Größe feines ganzen fhußbedürftis 
gen Beſitzthums entfprechen. Diefer Grund ift nicht befriedigend. 
Die Beſchuͤtzung des Eigenthums ift nicht die einzige Aufgabe der 
Regierung, und nicht die einzige Grundlage der Befteurung 
(8.250). , Zudem würde der Staat feiner Beflimmung fogar ent: 
gegen handeln, wenn er von dem Vermögen, welches er befchirmen 
fol, einen ſolchen Steuerbeitrag ‚forderte, der dafjelbe mit ber 
Zeit aufzehren koͤnnte. Welche Abgaben für den Mitgenuß an ben 
BVortheilen der Staatöverbindung zu entrichten feyen, dieß muß 
alfo nach den, aus der Volkswirthſchaftslehre zu fchöpfenden Re: 
geln bemefjen werden. Das Staatsrecht kann zwar einige Erfor: 
derniffe eine3 guten Steuerſyſtems, aber nicht dieſes felbft an: 
geben. 


(a) Karl, Handb. z. Steuerregulirung, J, 515 (Meuerlich hat ſich der 
Verf. für eine allgemeine Erwerbs— und "Einfommensfteuer ausgeſpro⸗ 
chen, deſſen Algen. Archiv, 1827. S. III.). — Kröntte, zu 
tung, S. 21. — Derf. über die Orunbfäge einer gerechten Beft. „J. 
Abhol. — Mathy, Vorſchlaͤge über die Einführung einer Vermoͤ—⸗ 
gensſteuer in Baden, Karlsr. 1831. — Pebrer, Histoire financ. II, 
342 u. mehrere engliſche, ebend. S. 335 genannte Auffäge. 


6) 3. 3, die. Elaffeneintheilung des Servius Tullius, 
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(ce) Sch ofi der deutfchen Städte, ſchon im 14, Jabrhumdert vorfommend. 
In Nürnberg (u. einigen andern Städten) hieß diefe Steuer Lo ſung. 
Sie erbielt ſchon 1354 Faiferl. Bejtätigung. Nach dem Lofungszettek 
von 1702 (in Schlözer, Staatsanzeigen, X, 187) mußte man bei der 
vollen Steuer von allen beweglichen werbenden Gütern und Vorraͤthen 
1 Proc., mit Freilaflung von 100 Simra Getreide und 3 Fuder Wein, — 
von Hausmiethen, Nenten und Zinfen aus fremdem Eigenthum z, vom 
Ertrag eigener Fändereien und von den Einkünften aus dem Obereigen⸗ 
thum 745 abgeben rg en«).. DBefreit waren Zierrathen, Klei» 
der, Hausrath. Diele ifehung von Vermögens» und Einkommens⸗ 
ſteuern wurde nad) der-eigenen Angabe der Bürger ohne andere Si⸗ 
cherung als durch den Eid erhoben. Bei Ländereien in eigener Berwal- 
tung wurden die Banfoften, überall aber die Schulden abgezogen; vgl. 
auch Schlözer, IV, 85, vii 464. — Fang, ©. 162, Steuer⸗ 

verordn. von Ulm, v. 1709 (aus Ländereien 4 Proc,, aus gelichenem 
—8 +, Voͤrraͤthen, Baarſchaft ꝛc. 4 Proc), von Ravensburg, 
179 (Ländereien +, fahrendes und ausgeliebenes Vermögen + Proc.). 
Harl, Handb. 1, 29 u. 53. — Der gemeine Pfennig war eine 
außerordentliche deutſche Reichsſteuer, Die-jedoch außer. Gebraud) kam, 
weil man zu gleichen Zwecke die Befteurung nah Römermonaten, 
nach einer feit ftebenden Matrifel der einzelnen Gebiete, wegen des 
größeren Spielraums , den. fie: den Landesfürften gewährte, vorzog. 
er gemeine Pfennig wurde 1411 eingeführt; Er beftand 5.2.1542 in 4 
Proc. des Vermögens, was auch in Den vereinigten Niederlanden als 
‚zweihundertfter Pfennig vorfam. Peffinger, Vitriar. illustrat, 
UI, 384, — Klock, de aerario, ©. 712, — Lang, ©. 182, 

cd) Mehrere Schweizer Kantone, z. 3. Zürich, Grf.:24 Yun, 1832, feit 
1832 1 per mille des reinen Vermögens (in Verbindung mit einer 
Erwerbs- und Eintommensfteuer, welche lestere in 17 Elaflen die Ein« 
fünfte über 100 Fr. trifft); Genf, taxe des gardes, bei Sumnien bis. 
100,000 Genfer Gulden 4, bei höheren 1 per mille. Ertrag 1831: 


165,700 fl. 
$. 403. 


Die Vermoͤgensſteuer unterfcheidet fich von ber Befteurung 
der einzelnen Einfommenszweige hauptfächlich in folgenden Stüden: 
4) Sie trifft das nicht werbende Vermögen in gleihem Maaße 
wie das werbende. Es ift oben gezeigt worden ($. 356), 

daß eine folche Belegung der Genußmittel nicht nachhaltig, 
und wegen deö ungleichen Grades von Entbehrlichfeit diefer 
Gegenftände zum Theile mit fehr läftigen und gemeinſchaͤd⸗ 
lichen Folgen verfnüpft fein würde. Wer im Verhaͤltniß 

zu. feinem: Einfommen ein ungewöhnlid großed Mobiliar 
hat, ‚erleidet Verlufte, bis er dafjelbe fo weit erniedrigt hat 

daß er die Steuer aus feinen Einnahmen zu tragen im 
Stande ift, und neben den allerdings überflüffigen werden 
auch fehr werthvolle Dinge der Steuer willen aufgegeben. 
Hiezu gefellt fich die große Schwierigkeit, die in der Erfor- 
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ſchung folcher Vermoͤgenstheile liegt. Ohne die gehäfftgften 
Nahfuchungen läßt fich Feine Kenntniß des. Mobiliars ver: 
langen, man ift alfo auf die gewiſſenhafte Angabe der 
Steuerpflichtigen befchränkt, die nur in Zeiten und Ländern, 
wo ftrenge fittlihe und religiöfe Grundfäge herrſchen, die 
erforderliche Zuverläffigkeit haben kann (a), zumal da in 
dem Geldanfchlage der vorhandenen Gegenftände viele Wil: 
führ und Ungewißheit möglich ift. Allgemeine Ueberfchläge 
des Mobiliars, z. B. nad dem Verhältnig zum Haus: 
fleuercapital (6), wenn fie auch im Ganzen zutreffen mögen, 
fallen doch ‘auf die einzelnen Steuerpflichtigen in fehr ungleiz, 
chem Verhältnig zu ihrem wirklichen Veſitze. Man hat aus. 
diefen Gründen hie und da Theile ded Gebrauchövorrathes 
ganz von der Steuer befreit (c). | ** 

2) Sie belegt alle werbenden Güter nicht nach ihrer Ertragsfaͤ— 
bigfeit, fondern nach ihrem Preis oder Koftenanfchlage, 
was bei vielen Dingen, deren Anfchaffung feinen verhält: 
nigmäßigen Wortheil bringt, z. B. bei wenig benußten 
Maſchinen, unnöthig koſtbaren Geräthen ıc., ferner bei Ea- 
pitalien, die verfchiedene Zinfen abwerfen, bie. Eigenthü- 
mer fehr befchwert. Mit Ausnahme diefes Puncted trifft 
binfichtlich des Ertrages werbender Vermoͤgenstheile die Ver: 
mögensfteuer mit der Einfommensfteuer überein. 

3) Das Princip der Wermögenäfteuer paßt nicht auf die aus 
der Arbeit herfließenden Einkünfte. Man könnte daher, 
wenn man dieß Princip fireng befolgen wollte, nur ein ein: 
gebildetes Stammvermögen berechnen , indem man den rei: 
nen Arbeitögewinn ald eine Keibrente anfähe, was jedoch 
nicht ohne willführliche Vorausſetzungen gefchehen fann. In 
der Ausübung hat man fich über diefe Schwierigkeit yinausge: 
fett und das Arbeitdeintommen nad) andern Regeln befteuert. 

(a) In den deutfchen Reichsftädten Fam es fogar vor, wie noch in Genf, 
daß der einzelne Bürger ganz feinen Pflichtgefuͤhl überlaffen blieb, in« 
dem er keine Angabe feines Vermögens zu maden braudte und feinen 
Beitrag einlegte, obne dag ihn Jemand erfuhr. Machiavelli 
(Discorsi sopra la prima deca di T. Livio, I, Cap. 55) preißt die» 
fen Bug deurfcher Treue mit großem Lobe. Neque enim dubium est, 
quin singuli justam portionem solvant , quod alioquin totam sum- 


mam contributae pecuniae minorem fore opporteret, quam alias 
esse soleret, atque illinc patefacta fraus aliam indicendi colligen» 
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dique tributi rationem suasisset,, f. latein. Heberf. Francof., 1619, 
©. 191.— Fang, S. 166. — In Zürich werden die Horumlare , 
- auf denen jeder Sreuerpflichtige fein Vermögen u. Einfoimnien ange» 
geben bat, nad) vorgängiger Prüfung durch den Gemeinderasb, in ein 
Megifter eingetragen, weldes 14 Tage Jedem zur Einficht offen liegt 
und dann von einer Conmiffion nochmals geprüft wird, a. Gef. $.12 ff. 

(db) Wie bei Mathy a. a, ©. % ⁊ 

(ec) S..$. 402 (ce) von Nürnberg. Das dortige Geſetz, daß Niemand mehr 
von den genannten -jteuerfreien Dingen haben folle, als fein Stand er» 
fordert, um den Staat nicht zu verkürzen, war fo unbeſtimmt, daß 
es keine Wirkung haben konnte. ’ ze 


— u 
Aus diefen Erörterungen ergiebt fih, daß die Vermögens: 
fteuer, als fortdauernde Abgabe betrachtet, den Einfommenss 
feuern nachzufegen iſt. Sie fchließt Feinen Vorzug in ich, der 
nicht, wie 3. B. die Beiziehung der Gapitaliften und die Erleich-- 
terung der Schuldner (a), auch bei jenen Steuern ‚hervorgebracht 
werden koͤnnte, und zeigt gerade in den Eigenthuͤmlichteiten, 
welche fie von dem letzteren unterfcheiden, "erhebliche Mängel. 
Wenn übrigens die Schagungen in einem Lande noch große Un: 
vollfommenheiten an fi tragen, deren Verbeſſerung nicht fobald 
ausführbar ift, fo kann in Zeiten eines außerordentlich dermehrten 
Staatsbedarfes eine allgemeine Bermögensfteuer, ald eine Aufs 
lage von kurzer Dauer, eher gerechtfertigt werden, da unter fol- 
chen Umftanden, die befondere Opfer fordern, Ungfeichheiten leich⸗ 
ter erfragen werden, eine minder genaue Regulirung wentget ſchaͤd⸗ 
lich ift und überhaupt die gefchilderten Nachtheile bei ein: und 
zweimaliger Erhebung noch nicht fehr fichtbar werden (5). 
Ca) Hierauf legt Matby a. a. D. Gewicht. Ka 
cd) Preuß, außerordenil. Vernögensftener im Jahre 1812, Edit ve 24, 
Mai. Initruetion von demfelben Tage; weitere Inftructionen,vom 6. 
Jun. Es wurden 3 Proc, von allem werbenden Privatvermögen, und 
5 Proc. von jeden durch Arbeit ohne Verntögen erworbenen Einfon» 
‚ men über 300 rt. in Unfpruch genommen. Im jeder Provinz jedem 
Kreiſe und größeren, Orte wurde eine Kommiffion gebildet, um die 
Vermögensangaben zu empfangen und zu prüfen. Die Kauflente fonn» 


Yen ſich durch eine Commiffion aus ihrer Mitte ſummariſch abfhägen 
affen. — 


Eine Abgabe von Erbſchaften, wenn ſie ſo viel betraͤgt, daß 
fie den Charakter einer Gebühr verliert (F. 237), kann als „eine, 
auf den Tod des Steuerpflichtigen hinausgefchobene Vermögens: 


feuer angefehen werben. Sie hat den Grund für ſich, daß fie 
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weniger empfunden wird, weil der Erbe fie entrichtet, bevor er 
noch das ganze ererbte Vermögen ald das Seinige betrachtet hat. 
Doc ift fie, ald Stellvertreter anderer Schagungen, in mehrfar 
her Hinficht eine fehr unvollkommene Abgabe; denn 

1) fie trifft die einzelnen Werlaffenfchaften in einem äußerft un« 
gleichen Grade, je nachdem der Erblaffer lange oder kurz im 
Genuffe feined Vermögens war. | 

2) Sie greift ihres hohen Betrages wegen ben Stamm be3 
Vermögens an, und giebt feinen ſolchen Antrieb zu Erfpa: 
rungen, wie eine jährliche Abgabe, weil Jeder weiß, daß 
ihn die Steuer nicht mehr erreicht, wenn er fie beim Antritt 
der Erbichaft einmal abgetragen hat. 

3) Man hat es für billig erachtet, daß die Erbichaftsfteuer nach 
der Nähe der Verwandtſchaft abgeftuft werde, wobei Des 
feendenten ganz frei bleiben oder nur wenig entrichten, nicht: 
‚verwandte Teftamentserben dagegen am meiften abgeben (a) 
Dies ift auch in der That: angemeffen, weil man voraus 
feen kann, daß die nächften Verwandten ſchon vorher ei: 
‚nigen Mitgenuß ded Vermögens gehabt und daſſelbe eini- 
germaßen ald das ihrige angefehen haben, insbefondere 
Defcendenten, weshalb der Anfall der Erbſchaft für fie 
fein ganz neuer Zufluß und Glüdsfall ifl. Diefe Anords 
nung woiderfireitet aber wieder dem. Zwede einer allgemeis 
nen Befteurung des Wermögend oder Einfommens, und 
ed Eönnten Befißungen, wenn fie lange fort ſich in gera- 
der inte vererben, eine ungebührliche Steuerfreiheit genießen. 

4) Wollte man die Erbichaftöfteuer als Erſatzmittel einer eins 
zeinen noch nicht eingeführten Art der Schagungen, 5. B. 
der Zindfteuer, anfehen, fo würde fie, - während fie Diefe 
Beflimmung nur unvollfommen erreichte (N. 1— 3), noch 
darin fehlerhaft fein, daß fie aud die anderen Vermoͤ— 
genötheile mit beträfe, deren Ertrag fchon fonft beiteuert 
ift. Man müßte folglich gerade das unbewegliche und das 
von dem Eigenthümer felbft in ein Gewerbe verwendete 
Gapitalvermögen von der Erbfchaftsabgabe befreien, was 
jedoch die anderen Mängel nicht befeitigte. 


(a) Preuß. Säge des Erbfhaftsftempels, f. $. 231 (8), — Franzoͤſiſche 
Regiftergebühr,, $. 236 Ca), Das bewegliche‘ Vermögen giebt weni« 
ger ald das unbewegliche. 
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2. Daupttücd. 


Yufwandsfteuerm. 





1. Adfah 
Allgemeine RG der —— 


406. 


Bei den Aufwands- Verbrauchs⸗ oder — 
tionsſteuern (87292) wird nicht die Steuerfaͤhigkeit der 
Bürger im Einzelnen erforfcht,, ſondern vonder Vorausfegung 
ausgegangen, biefelbe Laffe fich aus dem Aufwande erfennen, den 
Jeder für gemwiffe Zwecke mache, fo daß man durch eine, an 
diefen Aufwand gefnüpfte Steuererhebung alle Bürger ungefähr 
in gleichem Verhaͤltniß zu ihrem fteuerfähigen Einkommen tref: 
fen Eönne. Die Steuer hängt nicht unmittelbar’ mit den Ein- 
nahmen ‚' fondern mit den Ausgaben zufammen, "fie wird nicht 
nach individuellen Bermögensumftänden, fondern nach befannten 
Erfahrungen über die Lebensweife ganzer Volksclaſſen erhoben, 
fie laͤßt den Beſteuerten die Freiheit, der Auflage auszuweichen, 
wenn fie auf den Genuß verzichten, der durch die Steuer ver⸗ 
theuert wird. Obſchon diefe Aufwandsſteuern allgemein im Ges 
brauch find, und in mehreren Staaten’ fogar dem Ertrage nach 
die Schakungen übertreffen Ca), fo ift doch ihre Zweckmaͤßigkeit 
und Zuläffigfeit nach den allgemeinen Grundſaͤtzen der Befteu: 
rung in neuerer Zeit vielfach in Zweifel gezogen worden (b), 
Mit der Unterfuchung über die Vorzüge der Schakungen und 
der Aufwandsfteuern fteht zugleich die Vergleichung der Directen 
und indirecten Erhebungsweife in Zufammenhang ($: 294), wei 
die erfigenannte Art von Steuern gewöhnlich unmittelbar, die 
zweite aber größtentheil3 mittelbar erhoben wird. 


Ca) Beifpiele, wobei nur die eigentlihen Steuern Cobne Gebühren) beruͤck⸗ 
ſichtigt worden ſind. In Grofbritanien madten 1831 die N 
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wandsitenerm 97 Proc. aller Steuern aus Chrutto), denn nur die, 
‚unter der Rubrik land. and assessed taxes enthaltene Grundjteuer, ift 
eine Schagung. Die Aufwandsfteuern betrugen in jenem Jahre an 40 
Mil., die land-tax 1.167,167 Pf. St. — Preußen, Budg. 1835: 
die Aufwandsjieuern 59 Proc, aller St. netto (Wieggeld, tempel, 
Salzregie mit eingerechnet). — Baiern, B. 13312: 521 Proc. 
netto, — ei beffen, 1834 — 36, 52 "Proc, brutto, — Frank 
reich, 1785: 53 Proc. — 1835, 3.46 Proc. brutto. — In Bas» 
den in * Jahren 1830. 31. 32, 474 — 47, — 49 Proc. der ganzen 
Steuereinnabme (brutto), die Zunahme kommit daher, dag die Auf- 
wandsftenern fich bei der Erhöhung des Woblftandes in ftärferem Maaße 
vermehren. — Württemberg, B. 183335, 39 Proc. netto. 


cd) Gegen die Aufwandsftiuern: Efhenmaier, Ueber die Sonfuntions- | 


fteuer, Heidelb. 1813, — Krönde, Grundfäße, Nr. 3 — 2oß, 
Handb. IH, 175. — v. Liehtenftern, Aphorismen un Notizen über 
„ wichtige Bweige des Finanzwefens, Altenb. 1821, S. 31. — Behr, 
Wirthſch. des St. ©. 142. — v0, Ulmenjtein, Ueber die Vorzüge 
und M ngel der indirecten Bejteurung , Duffeldorf, 1831, — Revue 
encyclopedique, Oct. 1831. &.46. — ». Rotted, öfon.Pohitik, 
©. 345 Al — Sur diefelben: v. Raumer, das brit. Deftentungsfy- 
ſtem, ©. 229, — Monthion, ©, 123, — v, Jakob 
ulda, $..202 ff. — v. Maldus, 'T, $. 60, — de Bogen 


orp,ü. Schrift. 
. 407. 


Die Aufwandsſteuern beruhen auf der Vorausſetzung, daß 
die Menſchen in der Regel eine entſchiedene Neigung haben, ſich 
ſo viel perſoͤnlichen Nutzen und Genuß durch ſachliche Guͤter zu 
verſchaffen, als es ihre Vermoͤgensumſtaͤnde geſtatten, und 
daß darum den verſchiedenen Abſtufungen vom Auskommen zum 
Wohlſtand und Reichthum in jedem Stande auch ein verſchiede— 
nes Maaß von Aufwand entſpreche. Es kann in der That in 
dieſer Hinſicht auf die Staͤrke des Hanges nach ſinnlichem Ber: 
gnuͤgen und nach Behauptung einer angeſehenen Stelle unter den 
Standesgenoſſen eines Jeden mit ziemlicher Sicherheit gerechnet 
werden. Indeß geftattet die Natur dieſer Steuern, mit Aus. 
nahme ganz unentbehrlicher Dinge, feine genaue Berechnung 
über den Beitrag, den jeder Einzelne leiftet, und man vermag 
nur, durchfchnittsmäßig die Ausgaben verfchiedener Stände zu 
beobachten, um darnach den Fuß der Steuern anzuordnen und 
ein gewiffes richtiges Verhältniß zu dem mittleren Einfommen zu 
- treffen. Es ift nicht möglicy, die Steuern nach den Vermögens: 
umftänden aller Individuen einzurichten, weil in dem Umfang 
und den Gegenftänden des Aufwandes immer viele Berfchiedenheiten 
beftehen, und daher nicht felten Einzelne mehr, Andere dagegen 


⸗ 


A 
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wiederum weniger ausgeben ,-.ald man der Regel nad) vermu⸗ 
then ſollte Wer vermöge eines unvechaͤltnißmaͤßig großen, 
aus feinem freien Willen hervorgehenden Aufwandes flärfer von 
der- Steuer getroffen wird, ald man im Durchichnitt beabjichs 
tigte, der kann ſich nicht über eine Ungerechtigkeit beklagen, ba 
es nur bei ihm fteht, fich auf das Gleichmaaß mit Anderen in ſei⸗ 
wer Lage zuruͤckzuziehen, und die Steuern können für ihn zu eis 
ner müßlichen. Warnung. werden... Wer. fih ungewoͤhnlich ein: 
ſchraͤnkt, giebt in der fchnelleren Anhäufung von Capital der Ger 
ſellſchaft und mittelbar auch der Staatscaffe einen Erſatz für die 
zu. geringe Steuer, die er entrichtet, Uebrigens folgt fogleich aus 
der Erwägung. diefer unvermeidlichen Ungleichbeiten,, daß die auf 
den Aufivand gelegten Steuern nicht die einzigen ſein, vielmehr 
nur neben den Schabungen beftehen follen, was auch daraus 
erhellt, daß. fie, inſofern fie auf Lebensmittel gelegt find, im 
Vergleich mit den Grund, Haus: und Gapitalbefigern die Ar- 
beiter und Gewerb3unternehmer, deren Unterhalt Koftenaufwand 
ift, zu Schwer belaſten. Könnte man allen Aufwand ‚der Buͤr⸗ 
ger befteuern, ſo würde, es leichter. ſein, ein richtiges Verhaͤltniß 
in der Steuerfaͤhigkeit zu treffen. Allein dieß ift unmöglich, und 
man muß, um das Steuerweſen überfehen, Die geſetzlichen Vor» 
ſchriften handhaben und... mit, mäßigen. Koſten ausreichen, auch 
eine unerträgliche Beengung des Privatlebens vermeiden ‚zu koͤn⸗ 
nen, ſich begnuͤgen, gewiſſe Steuergegenflände. auszuwaͤhlen, 
welche als gute Kennzeichen der Steuerfaͤhigkeit gelten koͤnnen 
und auch in anderen Hinſichten zweckmaͤßig ſind. Hierdurch 
werben ‚vielerlei Abweichungen von der. vollkommenen Gleich 

migkeit in der Befteurung veranlaßt. ‚Da jedoch die Erfahrung 
zu diefer Auswahl manche nüßliche Lehren dargeboten hat, ſo iſt 
man durch deren Benugung im Stande, gröbere, Fehler zu ver⸗ 


[2 
- 


en. 
Di meiften Aufwandsſteuern werden von dem Ber 
einer Waare oder Leiſtung vorgeſchoſſen. Hierdurch erhöht. 
der Koſtenaufwand ‚beffelben und es entfteht für ihm eine drin: 
gende. Aufforderung zur Ueberwälzung auf die Käufer ($. 273 
bie, wenn fie nicht. ſogleich nach, der Auflegung, ber 4 
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durchgeſetzt werden Tann, doch in Kurzem fo erfolgt, daß einige 
Berkäufer ihr Angebot verringern, andere fi ganz von ei— 
nem folchen Nahrungszweige abwenden, und auf diefe MWeife 
der feilgebotene “WVorrath abnimmt, bis der Preiß den ver: 
groͤßerten Koſten entipricht. Die Käufe, welche fo genöthigt 
werden, einen höheren Preis zu bezahlen, Tönnen ſich, wenn 
der befteuerte Gegenftand nicht von der erften Nothwendigkeit 
ift, Dadurch helfen‘, daß fie eine etwas kleinere Quantität An- 
ihaffen, und fo im Ganzen für die nämliche Art von Gütern 
nicht mehr ausgeben, ald zuvor. Gefchieht dieß, jo iſt die Wir- 
tung einer folchen Steuer Feine andere, als die Entbehrung, 
welche in der Negel (a) von einer jeden Steuer verürfacht wer: 
den: muß. Natürlich fteht es der Käufern’ frei, fich eher eine 
andere Ausgabe zu verſagen, um die befteuerte Confumtion noch 
unvermindert- fortzufegen. Nur dann wäre die Wirkung einer 
ſolchen Steuer volkswirthfchaftlich ſchaͤdlich; wenn fie vom Me- 
beriparen abhielte oder zum Angreifen des Gapitales antriebe, 
oder eine Entbehrung an den nöthigften Dingen 'veranläßte; 
diefe Folgen können aber durch gute Anlegang eben fo gut ver⸗ 
huͤtet werden , als bei ven Schatzungen. Die Vertheurung der 
befteuerten Gegenftände iſt demnach Fein ‚größeres Uebel, als Die 
in’ jeder Steuer überhaupt nothwendig. enthaltene Verminderung 
der. verfügbaren Ginfünfte; ‘auch die verminderte Production je 
ner Gegenftände kann nicht ald eine den Aufwandsfteuern allein 
anhaͤngende Folge betvachtet werden und vergütet fich durch ſtaͤr⸗ 
tere Erzeugung derjenigen Güter, welche wermittelft der Ver— 
— der ——— ſtaͤrkeren — erhalten. 


(a) Mit tusnap des in $. 268 erklärten Falle, ' 


$. 409. 


Man hat es als einen Nachtheil der Aufmandsfteuern an: 
‚gefehen, daß fie die Confumtion der Bürger und fomjt deren 
Gütergenuß fchmälern, weil ihr Betrag mit den Audgaben an, 
wächft, während bei den Schaßungen der Steuerpflichtige, wenn 
er die geforderte Summe bezahlt hat, einkaufen kann, fo viel 
er will, ohne dabei eine von Steuern herrührende Vertheurung 
zu empfinden. Allerdings liegt hierin eine Unannehmlichkeit, die 
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aber mit einer vortheilhaften Seite der Aufwandsfteuern in Ber 
bindung ſteht. Jeder Einzelne ift gleichfam felbft zu Huͤlfe ge: 


rufen, um an der guten Anlegung der Steuer mitzuwirken. Es 


fteht Jedem frei, fich in feinen Ausgaben mehr einzufchränken 
und dadurch feinen Steuerbeitrag zu vermindern. Diefe Freiheit, 
welche nur bei den Steuern von den nöthigften Dingen ganz 
hinwegfällt, ift ein. wohlthätiges Schugmittel ‘gegen den Drud 
der Steuern, denn man entbehrt leichter einen Genuß, sald man 
fich den firengen Eintreibungsmitteln ausſetzt, die bei den Scha: 
gungen vorkommen. Wer in eine vorübergehende Zahlungsun⸗ 
fähigkeit geräth‘, kann fich bei den Aufwandsfteuern leichter hel- 
fen, während die Forderung des fälligen Betrages von Schaz⸗ 
zungen ihn in die unangenehmſte Lage verſetzt und ihn wenigſtens 
nöthiget, fich Nachſicht von den Steuerbehorden aus zuwi (a). 
Diefer Umftand, und eine bei guten Einrichtungen allerdings wes 
niger. begründete Beforgniß vor der Willführ der Steuerbeamten 
gegen den einzelnen Steuerpflichtigen haben beigetragen, die Auf: 
wandöfteuern bei Völkern beliebt zu machen, die der Einmi⸗ 
ſchung von der Regierungsgewalt in die buͤrgerlichen Angelegen⸗ 
heiten am meiſten abgeneigt ſind. Wegen dieſes, der Freiheit 
des Steuerpflichtigen uͤberlaſſenen Spielraums wurden in fruͤhe⸗ 
ren Zeiten, als man von einer nur einigermaßen genauen Anle⸗ 


gung der Schatzungen noch weit entfernt war, ſchon Aufwands⸗ 


ſteuern, und ſelbſt fortdauernde, bereitwillig uͤbernommen und 
ertragen (6). Sind die beſteuerten Genuͤſſe von der Art, daß 
man in der Regel auf eine allgemeine Neigung zu ihnen, d.h. 
auf eine allgemeine Werthſchaͤtzung derſelben rechnen kann, fo 
ift die, den Bürgern offen gelaffene Möglichkeit, daß fie fich der 
Steuer entziehen (c), wenig zu fcheuen, weil diefe Befreiung 
mit einer Aufopferung erfauft werden muß, zu der man ſich 
ungern entſchließt. 


den muͤſſen, wenn der Beſteuerte ein Beduͤrfniß empfindet. 
man kann auch ſagen: — wenn er bei Geld iſt, um ein 
zu befriedigen. 


(6) 3.8. die Trankſteuern der deutſchen Länder im Mittelalter, > 


(a), Man bat die Aufwandsfteuern darum getadelt, weil fie Nic 


(e) 3Der Beitrag zum Staatsaufwande foll niemals in ber Winrühr des 


— liegen dürfen,e Efhenmaier, ©, 54, 


- 
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! $. 410, 

Bei den Unterfuchungen über die Vortheile und Nachtheile 
der Aufwandäfteuern konnte fchon darum eine Verſchiedenheit 
der gewonnenen Ergebniſſe entſtehen, weil man dabei nicht einerlei 
Gegenſtaͤnde der Beſteurung vorausſetzte. Waͤren dieſe ganz 
unentbehrliche Dinge, ſo uͤbten die Steuern in der That einen 
Druck aus, der um ſo ſchwerer laſten muͤßte, weil es in dem 
Weſen ſolcher Auflagen liegt, daß ſie keine ſchonende Ruͤckſicht 
auf Perſonen und Zeitumſtaͤnde, z. B. Mißwachs, zulaſſen. 
Sie koͤnnten daher ein Volk bis zur Erſchoͤpfung ausſaugen, 
ohne daß man durch ihren abnehmenden Ertrag über ihre Ver: 
berblichfeit belehrt würde (a). Wenn dagegen nur folche Dinge 
belegf find, an denen man fih, ohne Gefahr für Leben und 
Gejundheit, etwas abbrechen kann, die alfo in das Gebiet des 
£urus fallen, fo verhält es fich gerade umgekehrt; die Regie: 
rung befist in dem veränberlichen Ertrage diefer Steuern ein 
‚Kennzeichen, um ihre Wirkungen zu beobachten. Wermehrt fich 
die Einnahme gleichmäßig und fogar noch ftärfer, als die Volks 
menge, fo beweißt dieß, daß das richtige Verhältnig zur Steuer: 
fähigkeit nicht überfchritten worden ift (6). Eine fortwährende 
Abnahme würde anzeigen, daß das Aufbringen der Staatsein- 
fünfte mit größerer Schwierigkeit gefchieht und daß der Volk: 
wohlftand gefährdet if. Auch die Folgen einzelner Ereigniffe, 
z. B. einer Veränderung in der volköwirthfchaftlichen Gefetzge— 
bung, einer guten und fchlechten Ernte und dergl., drüden fich 
beutlicd in der Summe ber eingehenden Aufwandäfteuern aus. 
Die Schagungen find ein weniger empfindliches Maaß des 
Wohlftandes, denn ihre Verminderung wird durch kraftvolle 
Eintreibung erfchwert,, eine Vermehrung aber tritt nur in fehr 
geringem Grade ein, z. B. durch neu erbaute Häufer und neue 
Gewerböunternehmungen. Dagegen ift es noch fein fchlimmes 
Zeichen, wenn in Folge einer neu aufgelegten Steuer die Con: 
fumtion eined Gegenftanded um fo viel geringer wird, als bie 
Entrichtung. an den Staat beträgt, und bei Dingen, die einem 
weit getriebenen, an dad Uebermaaß graͤnzenden Luxus dienen, 
wäre fogar eine ftärkere Verminderung des Verbrauches nicht zu 
bedauern. Zu den nüglichen Seiten diefer Steuern pflegt man 

Rau polit, Delon, 3r Bd, 2, Abth. 14 
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die von felbft erfolgende Beiziehung von Fremden, die fich im 
Lande aufhalten, zu rechnen, waͤhrend man dieſelben gewöhnlich 
nicht mit Schakungen belegt, weil dieß on der Negierung ih: 
res Vaterlandes gefchieht. Da jedoch umgekehrt die Aufwands— 
fteuern der im Auslande verweilenden Bürger der Staatscaffe ent: 
gehen , fo bringen in diefer Hinficht die Aufwandsſteuern nur fol- 
chen Ländern Gewinn, in denen die Fremden mehr verzehren, 
als den abweſenden Staatsbuͤrgern ind Ausland gefendet wer: 
den muß (e). u * | Ka 


Ca) Vergl. von Ulmenftein, ©. 19. 32, | — 38 


(5) Ch· Fr pin berechnete, daß in Frankreich von 182018236 zugenon- 
men. bat a 24 


die Volfsmenge jährlich 3 Proc, 
Ertrag der dort fogenannten droits indireöts wm 
Corößtentbeils Trantfteuern) a ei 0 Death 

? » a mer . .3.— 
» » e ’ 4 4 * 


ſ. Forces product, et commerc. de la Francey I, S. VI. 
Ce) Diele Erwägukgen find befonders, für Heine Staaten von Gewicht, 
wenn fie durd Bäder, Naturfchönbeiten ꝛc. einen ftarfen Reiz dir 
Fremde befigen. | Bu | ae 
Ge 
Was die Entrihtung der Aufwandsfteuern betrifft, fo 
ift diefelbe für den Verkaͤufer, der fit vorſchießen muß, aller- 
dings eine Unbequemlichkeit, weil fie ihm einen vergrößerten Ca- 
pitalaufwand auferlegt, den er fammt den Zinfen für die Mitt- 
iere Dauer der Zwiſchenzeit bis zum Miedererfage und ſammt 
Nebenverluften auf den Preis feiner Verkaufsartikel ſchlagen 
muß. Die Steuerpflichtigen dagegen haben ed in ihrer G dalt, 
‘die Entrichtung in Beinen Abteilungen vorzunehmen, wenn 
nämlich auch fuͤr den beſteuerten Gegenftand immer nur‘ 
Heine Summe auf einmal verwenden. Der Vortheil einer fol 
chen Zerlegung der Steuerlaft in viele Heine Theile tft under: 
kennbar, weil nun die Nothwendigkeit hinwegfält, längere 
hindurch auf die Steuerzahlung zu fparen, was von ber © 
eintretenden Verſuchung, das Zurücgelegte für andere augen- 
buckliche Bedürfniffe auszugeben, noch fehr erfchwert wird. Es 
gehört gufe Ueberlegung und beharrlicher Wille dazu, um ſich 
ftet3 auf den bevorftehenden Steuertermin gefaßt zu halten. 


wi 
* 





211 


Eine an gewiſſe Ausgaben fih von felbft anſchließende Steuer, 
zu welcher z. B. wöchentlich, oder fogar. noch, öfter, (beigetragen 
wird, fordert den Beſteuerten fogleich von ſelbſt / zu dep, nöthigen | 
Einſchraͤnkung auf-und bringt daher eine geringere.Störung in 
feinem Wirthfchaftszuftande hervor. Sie wird hisweilen bezahlt, 
ohne daß der Steuerpflichtige es weiß, ein Fall, der, da eine 
Berheimlihung von Seite der Staatsgewalt nicht -beabfichtiget 
wird und’ Zeder die Steuergefege kennen lernen kann, nichts Ta, 
delnswerthes in fich ſchließt und nur die leichtere Entrihtung 
anbeutet (a). Demnach wirken diefe Steuern in höherem Grade 
ebenſo, wie eine abfichtliche Berwielfitigiiig, 5 der —— 
mine, 8. 285 (6). 


(Ca) Gaudin, Mem. I, 215. 


(b) ‚Die Aecife muß große Summen Geldes aufbringen und doch die Ins» 
terthanen nicht enerviren, indem fie das Contingent bei lauter Pfen» 
— 78 dla zufammenträgt.«. Entdedte Golderude in der Ac⸗ 
ciſe Be 


F. 412. ee 

Daß die Regierung in Anfehung der. Yufwonbäftenern auf 
keine gewifje eingehende Summe rechnen koͤnne, daß Diefelben zur 
fiheren Bededung des Staatsaufwandes untauglich ſeien (a), iſt 
eine, der Erfahrung widerſtreitende Behauptung. Nur bei der 
erſten Anlegung iſt es ziemlich ungewiß, wieviel eingehen werde, 
beſteht aber eine ſolche Steuer ſchon einige Zeit, ſo hat man 
leicht einen Maaßſtab gewonnen, an den man ſich ohne Ge— 
fahr halten kann. Die Schwankungen des Ertrages von Jahr 
zu Jahr halten ſich in gewiſſen Graͤnzen, heben ſich zum Theil 
ſchon bei verſchiedenen gleichzeitigen Steuern gegenſeitig auf 
und laſſen in jedem Falle die Annahme eines Durchſchnittes zu, 
den man bei ter Entwerfung ‚des, Finanzplanes zu. Grunde le: 
gen kann (6). Große Abweichungen von. demfelben treten nur 
in Folge außerordentlicher Ereigniffe ein, 3. B. Kriege, innere 
Unruhen, fchwere Seuchen, Mißwachs, bei denen man auch 
in den Schagungen viele Rüditände findet und häufige Nach: 
laͤſſe bewilligen muß. Jedoch bleibt die Veränderlichkeit im Er: 
trage der Aufwandsfteuern unbeftreitbar eine Eigenthümlichkeit 
derfelben, deren Nachtpeile übrigens durch die Re eines 
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ſtarken Anwachſes bei der Zunahme des allgemeinen Wohlftans 
des (8.410) vergütet wird. Auch ift es wieder nuͤtzlich, daß die 
beſchwerlichen Ruͤckſtaͤnde hier ganz wegfallen und die ſchuldig 
(fällig) gewordene Summe ſogleich auch wirklich eingeht, wenn 
man fie nicht, gegen genuͤgende Sicherheit, freiwillig ———— 
Ca) eiaruanist, ©, 39 ff. 


(6): Die Trantkſgeuern in —* trugen im Durchſchnitt von 1821 — 
1830 jährlich 103-516,000-5r, In diefen 10 Jahren war ſowohl die 
bhöchfte als die niedrigfte Einnahme eines Jahres nicht mehr als 6 Proc. 

vom dem Durchfchnitte abweichend, — Die bairiſchen Aufſchlagsgefaͤlle 
waren 1825—30 7 4 jaͤhrlich 4'620,000 fi. angefhlagen, Der Durd- 
f@nittbertrag war 7,000 ‚Fr a und die größte Abweichung von den« 
felben 74 Proc. , naͤmuch 1833, wo nur 4°426,000 fi. eingingen. 


$. 413. 


Da die Verpflichtung, einen einzelnen Betrag ber Auf 
wandöfteuer zu: bezahlen, von einer. befonderen Thatfache, 3.3. 
von einem Einkaufe oder einer Production, beftimmt wird, fo 
kann die Entrichtung umgangen werden, wenn man im Stande 
ift, jene Handlung zu verheimlichen. Hierin liegt die [hädlichfte 
Seite folcyer Steuern, wie fi) aus der Betrachtung der einzel: 
rien, aus ihr hervorgehenden Folgen leicht darthun läßt; nur 
muß man fich hierbei ftet3 erinnern, daß die Größe diefer Ue— 
bei keineswegs fich gleichbleibt, fonder.: von den Steuereinrich⸗ 
tungen abhängt. 

1) Es entfteht ein Reiz zum Steuerbetruge, den man durch 
Strafen wieder aufzuheben ſuchen muß. Die Wirkung ei: 
ner Strafe beftimmt: fi) indeß nicht allein aus ihrer 
Größe, fondern zugleich aud dem Grade von Wahrfchein: 
lichfeit , daß fie den Schuldigen erreichen werde, und da 
ed ſehr ſchwer ift, jeden Fall eines begangenen Steuerbe- 
truged an das Licht zu bringen, fo treibt die Hoffnung, 
unentdedt zu bleiben, da, wo ein beträchtlicher Gewinn 
zu erwarten ift, ſtets von Neuem zu diefer Gefebwidrigkeit 
an. Diefelbe pflegt, als ein erft durch die Anordnungen 
des Staates hervorgerufened Vergehen, in der Meinung 
der meiften Menfchen milder, als andere Verbrechen, be: 
urtheilt zu werben. Sie wird bald von den Verkäufern, 
welche die Steuer als eine Art von Vorfchuß entrichten, 
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. bald von Geyülfen -derfelben, oft gewerbemäßig fortgeſetzt 
‚ und. mit großem Scharffinne geübt. Ihre Häufigkeit un: 


tergrabt die Sittlichkeit, — ſchwaͤcht das Anfehen der 


Geſetze, — flelt die Bürger dem Staate feindlich gegen: 


über, — hält vom nüglichen Fleiße ab, zieht, befonders 


| - bei den Zöllen, Menfchen, die öfters mit vorgüglichen 


2 


) 


Anlagen audgerüftet find, in eine, ſelbſt durch die Gefahr 
lodende,, gemeinfchädlicye Befchäftigung, — bringt Ge: 
winnfte auf Koften der anderen Bürger, weil doch bie 
Bertheurung der Waaren ebenfo zu geſchehen pflegt, als 


‚ wenn die Steuer wirklich vorgefchoffen worden wäre, — 


ihmälert die Staatdeinnahmen, und flürzt doch mit der 
Zeit auch die Webertreter felbft meiftens in wirthfchaftli: 
ched Verderben. 


$, 414. 
Die Regierung muß, um folche Betrügereien zu verhuͤ⸗ 
ten, eine ſtaͤrkere Aufficht anordnen, ein zahlreiched Per: 
fonal aufftellen und dazu mehr Koften aufwenden, als zur 
Einziehung der Schagungen nöthig iſt. Es läßt ſich dars 


über, wie hoch die Erhebungskoften der Aufwandöfteuern 


fi) belaufen müffen, Feine allgemeine Regel aufitellen, 
aber fo viel ift gewiß, daß biefelben immer um mehrere 
Procente höher ftehen, ald bei den Schagungen (a). Diefe 
dem Volke zur Laſt fallenden Koften find eine unproduc 
tive und unfruchtbare Verzehrung. Doch kommt dagegen 
auch die ganz leichte Negulirung, die nur eine gefegliche 
Feftftelung des Steuerfußesd erfordert, in Vergleichung mit 
den koſtſpieligen Worarbeiten zu den Schaßungen in An: 
fchlag, womit auch die Xeichtigfeit einer Abänderung in 
den erfteren Steuern zufammenhängt. 


3) Um den- Bürgern den Steuerbetrug zu erfchweren, müffen 


mancherlet Körmlichkeiten von ihnen beobachtet werden, die 


das zur Erhebung beftellte Perfonal in den Stand feßen, 


von ben einzelnen Vorgängen der Production und des 
Verkehrs vollftändige Kunde zu erhalten. Auch hierin 
liegt eine Quelle von Zeitverluften und Unannehmlichkei- 
ten, und fogar eine. Gefahr, durch Unachtfamkeit in 
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Strafen oder Verzögerungen verwidelt zu werben. Indeß 

erſcheint dieſer Umftand bei näherer Erwaͤgung darum 
„> minder erheblich ‚"als man ihn ‘beim erften Anblic der vie 
en. geſetzlichen Vorſchriften von formellem Inhalte anzu⸗ 
nehmen geneigt. ift, weil diefe Anordnungen größtentheils 
RT ERRE Gewerbs⸗ Handelsleute, Fuhrleute und Schiffer be- 
Afehen "die ſich wegen der täglichen Uebung leicht mit als 
em dern, was von ihnen gefordert wird, befannt machen 
und ſich, wenn fie nicht auf Betrug ausgehen, leicht 
ſtraflos erhalten, auch die kuͤrzeſte Art ausfindig machen, 
den vorgeſchriebenen Bedingungen Genuͤge zu leiſten. 
Mit der Zeit wird dieſe Folge der Aufwandsſteuern, bei 
guter Einrichtung, immer leichter ertragen. 


34 


(a) Fuͤr Baden wurden im Durchſchnitt von 1831 und 32 ‚bereuen: 


Koften der Schaßungen 9,2% Proc, 
» > Aufwandsfteuern 13, TR 
ı 3 mund zwar Aeciſe 411, '» 


Bölle 15,: 
Eiern d. 1. K. 1835. Beil.’ IL, 129. Yus den franzöfi- 
* Br en ergeben ſich im Durchſchuin von 1823—32 
often fo: 
\ "Sa ungen Se > Bl 11% 
die im elle Sinite —** indireeten Stedern 
nach Abʒug des Tabaksmonopols — 
Soͤlle und Steuer vom Geefalz | 19,2 


* 45, 

‚Die bisherigen Säbe zeigen‘ mehrere fehr günftige, aber 
auch. andere läftige Seiten der Aufwandsfteuern. ı Sol daraus 
ein Urtheil über die Zuläffigkeit derfelben abgeleitet werden, jo 

muß man noch folgende Erwägungen hinzunehmen: 

1) Die Nachtheite, befonders die in $. 413.414 gefchilder- 
ten, find nicht von einer unveränderlichen Größe, fondern 
‚hängen fehr von der Höhe des Steuerfußes, fo wie von 
der Auswahl der Gegenftände und Erhebungsformen ab- 
Sie koͤnnen daher fo weit gemildert werden, daß fie bie 
Bortheile diefer Beſteurungsart deutlich hervortreten laffen. 
2) Auch die Schagungen find nicht frei von vielerlei Mängeln, 
und dieß ift einer der Hauptgruͤnde, aus denen man fich 
ungeachtet jener, nie ganz verſchwindenden Unvollkom⸗ 
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menheiten der Aufwandgiteuern mit denfelben befreunden 
kann. Man darf nicht durch das. Urbild ‚der. Schagungen 
verleitet werben, die großen Schwierigkeiten der Verwirk⸗ 
lihung zu. vergeffen, die aus der obigen Entwidlung (1. 
Hauptſtuͤck) ſich bei jeder. Art Diefer Steuern ergeben und 
die in den Steuerſyſtemen der wirklichen ‚Staaten noch 
deutlicher ſichtbar ſind. Die Belegung aller Buͤrger zu 
einem gleichen. Theile ihres reinen Einkommens iſt ein nir: 
gends erreichtes, und kaum je vollſtaͤndig erreichbares 
Ziel. Der Erforſchung und Schaͤtzung des Einkommens 
ſtehen, bei dem Widerſtreben der Steuerpflichtigen, große 
Hinderniſſe im Wege, am meiſten bei den, aus dem be: 
weglichen Vermoͤgen herfließenden Einkuͤnften. Bald wird 
aus dieſer Urſache eine ganze Claſſe von Steuerpflichtigen 
uͤberbuͤrdet oder unbillig zum Schaden der übrigen ges 
ſchont, bald finden bei den Einzelnen ſolche Ungleichhei⸗ 
ten Statt, die vermoͤge der unbedingten Steuerforderung 
unausweichlich werden. Reclamationen koͤnnen nur einen 
Theil dieſer Fehler beſeitigen, zumal da fie nicht gegen 
die Steuergefeße, fondern nur gegen ihre Vollziehungs— 
weife gerichtet werden bürfen, wie dieß nothwendig ift. 
Die Erfahrung hat die Unfchädlichkeit der Aufwandsfteuern, 
ihre Verträglichkeit mit den Fortfchritten des MWohlftandes 
und ihre Zwedmäßigfeit, vorausgefeßt, daß fie nach ge 
läuterten Grundfägen angelegt‘ werden, in ben meiften 
Staaten) dargethan. | 


$. 416. 


Aus diefen Erwägungen ergiebt ſich, daß es, bei dem ger 
gerwärtigen Zuftande des Steuerwefens, nüslich ift, die Auf: 
wandöfteuern neben den Schaßungen bejtehen zu laffen, um, da 
feiner von beiden Gattungen eine befriedigende Genauigkeit zu: 
gefchrieben werden kann, durch ihre Verbindung die unvermeid: 
lichen Fehler und Nachtheiie zu verringern. Es läßt fich fogar 
‚einige Ausgleichung diefer Unregelmäßigkeiten infoferne anneh: 
men, als ber, welcher bei den Schaßungen überbürbet oder zu 
wenig getroffen ift, feine Ausgaben darnach richtet und alfo bei 
den Aufwandsfteuern deflo weniger oder mehr entrichtet. Wie 


3 


— 
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fi) in einem gegebenen Staate die, auf beiden Wegen einzu: 
ziehenden Summen zu einander verhalten ſollen, dieß läßt fich 
nicht im Allgemeinen angeben; je weiter aber die Schagungen 
hinter: den Anforderungen der Steuertheorie zuruͤckbleiben, defto 
mehr muß auf die Aufwandsſteuern gelegt werden, fo daß fie 
3. B. unter gewiflen Umftänden über‘ die Hälfte der fammtlichen 
Steuern ausmachen dürften, während fie in andern Fällen bis 
zu 3, + oder noch weniger berabfinten können ca). Ob in ſpaͤ⸗ 
teren Zeiten die Anlegung der Schasungen fo weit audgebildet 
werben wird, daß man ohne Bedenken fich auf fie allein be: 
ſchraͤnken kann, dieß läßt fich noch nicht entfcheiden, da diefer 
Zuftand in jedem Falle noch entfernt: ift. 


Ca) In Baden machten von der ganzen Bruttoeinnahme aus Steuern die 
Schatzungen i. 3. 1830 523 Proc., 1831 52,3 Proc, 1832 51 
Proc. — In Würtemberg ift der Nettoertrag beider Steuergattungen 
nad dem Budget für 1836 — 38 faft gleih. In Baiern, Budg. für 
1831 — 36, find die Schagungen 43. Proc. des reinen Steuerertrages 
(Sporteln und Taren ausgefchlofien), in Preußen, B. für 1835, 47 
ee (mit Ausſchluß der Salzregie), in Frankreich, 1835, 59 Pros, 
obne Tabad), in Großbritanien, wo. nur die Grundfteuer eine s 
gung ift, faum 23 Proc, 


. 417. 


Die nachftehenden Grundfäge für die gute Einrichtung der 
Aufwandäfteuern folgen größentheild aus der obigen Darftel- 
lung der Natur diefer Steuern. 
1) Man fol fih vor einem hohen Fuße einer einzelnen 
Steuer, fowohl im Verhaͤltniß zu der befteuerten Ausgabe, 
ald zu dem Einkommen der Steuerpflichtigen, hüten. 
Denn hohe Steuern verurfachen | 
(a) häufigeren Betrug und größere Erhebungskoſten, wes- 
halb ihr Reinertrag ſchon niedriger auszufallen pflegt, 
ald man nad) dem Ertrage eines niedrigeren Abgabe: 
faßes ſchließen follte; 55 

b) eine Veränderung in der Conſumtion, indem man ſich 
in hohem Maaße im Gebrauche des belafteten Ge 
genftandes einichränkt, oder wo möglich zu anderen 
wohlfeileren Befriedigungsmitteln eines Bebürfniffes 
binwendet. Sind diefe auch, abgefehen von der Steuer, 
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nicht unwirthſchaftlich, d. h. bei gleichen Koften von 
geringerer Güte, fo entziehen fie doch der Regierung 
die erwartete Einnahme und können den Berfuh, fie 
gleichfalls mit einer Abgabe zu erreichen, nothwendig 
machen. Wenn ber Steuerfuß erhöht wird, fo fteigt 
die Einnahme nie in demfelben Verhältnig, wie der 
Tarifſatz (a). Ob und wie viel diefelbe anwaͤchſt, 
dieß hängt von dem Werthe des Gegenftandes für bie 
Gonfumenten, von der Strenge der Auffichtömittel 
und der Leichtigkeit ihrer Anwendung , ferner von ber 
Steuerfähigkeit der Staatöbürger, dem  biöherigen 
Steuerfage und feinem Verhältniffe zu dem neuen u. 
dgl. ab. Wird z.B. eine folche Abgabe auf das vierfache 
erhöht, fo kann vielleicht der Ertrag auf das 14 oder 
zweifache fleigen, was dann, wenn nicht der Betrug 
ftärker geworben ift, anzeigt, daß die Gonfumtion um 
$ ober die Hälfte niedriger geworden ift. In vielen 
Fällen hat man von der Steuerermäßigung finanziellen 
Nutzen empfunden (b), und wenn dieß gehofft werben 
Tann, fo verdient diefe Maafregel Empfehlung, «5 
müßte denn irgend ein Nebenzweck es verbieten. Je 
nach den Kaufmitteln und der Werthſchaͤtzung der Con: 
fumenten ift für jede Waare ein gewiffes Maaß der 
Steuer anzunehmen, bei welchem diefelbe am meiften 
einträgt. Es ift von Wichtigkeit, dieß Maag, nach 
den gemachten Erfahrungen, zu erforfchen, Damit man 
fih nach ihm richten könne. Die Aufwandsſteuern 


x 


über daffelbe zu erhöhen, würde nicht blos der Staats-⸗ 


caffe Verluft bringen, fondern auch den Bürgern in 
des Anfchaffung ihrer Genußmittel eine unnöthige Bes 
ſchraͤnkung und Beläftigung auferlegen. 


(a) Hierauf bezieht ſich Swift's allbekanntes Witzwort, daß im Steuer⸗ 
wefen zwei mal zwei nicht vier made. 


cb) Viele Erfahrungen diefer Art find in Großbritanien gemacht worden. 
Als man 1784 den Theezoll von 119 auf 12 Proc, erniedrigte, fiel 
der Bollertrag nur von 700,000 auf 240,000 Pf. St‘, während er 
verhältnigmäßig auf 73,000 hätte finfen muͤſſen. Als Pitt 1786 den 
Sol der Franzweine von 99 auf 50 Pf. per Tonne, der portugiefi« 
{hen von 49% auf 324 Pf. St. herabfegte, nahm, im Durchſchnitt 
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der 3 worbergebenden und der 4 fpäteren Jahre, die verzollte Einfubr ums 
71, der Solertrag um 14 Proc. zu. Die Abgabe von franzöfiichen 
einen wurde 1825 von 11 s.5d. auf 6 s, ermäigt, als der mitt» 
lere Ertrag der’ vier legten Jahre. 106,000 Pfr St: wars. Dagegen 
nahm man.nun in dreijäbrigem Mittel 115,000 Pf. St. ein, oder 
9000 mehr als zuvor. — Die Berdopplung d. Abgabe von Glas i. 3. 1813 
fteigerte den Durchſchnittsbetrag nur von: 340,000: auf 395,000 Pf. 
St. — Bon Hlivenöl. war die Zolleinnahme in, Großbritanien bei 
dem Zolle von 14 Sc. pr. Gallen i. D. von 1820—24 51,332 Pf., 
nad) der Herabſeßzung auf 8 Sc: aber, welche 1825 gefchad, wurden 
von 1828-31... D. 59,914 Pf, eingenommen, - Bwifchen 1825 und 
1828. wurden foviel Verminderungen des Zolles und der Acciſe vor« 
genommen, daß, nady Maaßgabe des bisherigen Ertrages, ein Aus» 
fall von 9 Mil. Pf: St. in, den Staarseintinften hätte eintreten 
müffen, aber es wurden nur 3 Mil, weniger eingenommen, vgl. Par- 
nell, a. a. O. S. 43 ff. — 1784 wurde in Preußen die Kaffee 
Acciſe von 6 auf 3 Gr. vom Pf. geſetzt wodurd Die Einnahme von 
3.auf 500,000 rl, anwuhs, Wieberbold, ©.167 


$Al8. . 


2) Ein ganzes Syftem der, Aufwandsfteuern, in dem Sinne, 
wie es bei den Schagungen erfirebt werden Fann, ift nicht 
denkbar, doch muß auch die Beſteurung des Aufwandes 
auf eine genaue Statiftif der Production,„ber Vertheilung 
und Confumtion de Güter in einem Volke geftügt wer: 
den.) ‚Hieraus. mufh man, zu-ermeflen sim ‚Stande fein, 
welche Wirkung eine: gewiffe Steuer, auf die verichiedenen 
Volksclaſſen, nad) dem Umfange) ihrer Ausgaben für Die 
befteuerte ‚Sache, hervorbringen werde. Einen“Beitrag zu 
diefen Beobachtungen’ liefert bei einer ſchon beflehenden 
Steuer die Größe der eingehenden Summe und ihre Veraͤnde⸗ 
rungen im Wergleich mit ber Zunahme, der Bolfömenge 
($ 410). Wo es an der Klarheit und Vollſtaͤndigkeit an⸗ 
derer: ftatiftifcher. Erkenntniffe fehlte, da. hat man fih ge 
wöhnlich nur an dieſe Gefammtwirfung «jeder "Aufwands: 
fteuer gehalten, un daraus abzunehmen; ob man noch 
mehr auflegen dürfe, oder vielmehr einen Theil der Laſt 
hinwegnehmen muͤſſe. Man kann fich hiebei täufchen, 
wenn man nicht zugleich auf den wirthfchaftlichen Zufland 
der verfchiedenen Volksclaſſen achtet. HR | 

3) Unter übrigens gleichen Umftänden find diejenigen Gegenftände 
vorzuziehen, bei’denen am wenigften Betrug zu befuͤrchten iſt, 
was von dev, Offenkundigfeit der Production, der Verſen⸗ 
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dung, bed Ankauf u. dgl. herrührt. Dagegen werben 

foiche Artikel mit Recht ausgeſchloſſen, die, wenn ſie auch 

ſonſt angemeſſen ſein moͤchten, im Verhaͤltniß zu den Ko— 

ſten der Erhebung, Controlirung und Verrechnung zu we⸗ 
nig eintragen wuͤrden. 


$. 419. 


4) Die Beſtimmung der Aufwandsſteuern bringt es mit ſich, 
daß dieſelben auf die entbehrlichen unproductiven Ausga⸗ 
ben fallen ſollen. Eine groͤßere Schmaͤlerung der Pro— 
duction, als ſie durch die Einſchraͤnkung der Kaͤufer un— 
vermeidlich wird, waͤre ein nicht beabſichtigtes und durch 
nichts verguͤtetes Uebel. Die Steuern muͤſſen alſo auf 
ſolche Weiſe angeordnet werben, daß fie fo ſicher als mög: 
lich von den Käufern gewiffer Waaren oder Reiftungen ges 
tragen werden und ben Erzeugern die geringfte mögliche 
Beſchwerde zufügen. Steuern auf Rohftoffe oder Kunft: 
waaren, die zu productivem Gebrauche beftimmt find, d. 
h. auf Gapitaltheile, z. B. das Material zu Werkzeugen 
und Mafchinen, zum Schiffsbau und dgl., widerftreiten 
dieſer Regel. Ihre Wirkung läßt fich nicht ganz verfol: 
gen, weil fie ſich auf die Preife einer Menge von anderen 
Erzeugniffen fortfegen, es ift daher ungewiß, von welchen 
Claſſen ded Volkes und in welchem Maaße fie getragen 
werden, gewiß aber ift mehrfacher Nachtheil; es wird die 
Anwendung nüßlicher Hülfsmittel der Hervorbringung ver: 
"hindert oder erfchwert, und ber inländifche Gewerbsmann 
bei dem Mitwerben mit Ausländern in eine ungünftigere 
Stellung gefegt. Eine ſolche Steuer fchadet der Volks: 
wirthfchaft mehr, als ihr Ertrag anzeigt, weil fie mandye 
productive Unternehmung oder Berbefferung gar nicht zu 
Stande kommen läßt (a). 


(a) Parnell, a, a. ©, ©. 2%. 


$. 420, 


5) Zu der Sicherheit der Ueberwälzung wie zur Erleichterung 
ber Steuerlaft trägt eö bei, wenn die Steuer kurz vor 
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dem Uebergang eines Gegenftandes an den Sehrer erhoben 
wird, was fich aus folgenden Gruͤnden nuͤtzlich erweiſet: 

a) Der Steuervorſchuß wird auf kürzere Zeit: ‚geleiftet und 
daher auch der Unternehmer zu einem geringeren Gas 
pitalaufwande genöthiget. Man rechnet: hieher auch 
den Umftand, daß der für die Steuerauslage im 
Preife zu vergütende Zinsbetrag vermindert wird. Ber- 
fließt 3. B. von der Steuerzahlung bis zum Verkaufe 
der. Waare ein Jahr; fo ift in. jedem Zeitpunct die 
Steuer für eine, dem jährlichen Umſatze nahe kom⸗ 

3 mende Quantitaͤt in Auslage, und es muß daher der 
Jahreszins von der Steuer mit dieſer ſelbſt auf den 
Preis geſchlagen werden. Weil ferner die Umlaufs⸗ 
zeit des Capitales, naͤmlich der Eintritt des Verkaufes 

‚und das. Eingehen des Erloͤſes, nicht genau bekannt 
iſt, ſo rechnen die Verkaͤufer wohl auch auf den unguͤn⸗ 
ſtigen Fall und fordern mehr Zinfen , als ſie im 
Durchſchnitt noͤthig haͤtten, ſo wie fie ſchon des Ge- 
werbsgewinnes wegen mehr als den üblichen Zins an- 
ſetzen. Jedoch erfolgt dieſe Vertheurung durch bie 
Zinſen der Steuer. darum nicht vollſtaͤndig, weil ges 
wöhnlich ſchon anfangs, wenn legtere eingeführt wird, 
ein Preisaufichlag der Kunftwaaren verfucht und durch» 
gefegt wird Ca). 

) Es werden verfchiedene Verluſte verhütet‘, die fonf den 
Verkaͤufern aus dem geleifteten Steuervorſchuß entite- 
hen fünnen und die zuleßt. immer. wieder von den 
Käufern erſetzt werben muͤſſen; z. B. Verringerung der 
verfieuerten Menge: durch »Schwinden, Eintrocknen, 
Auslaufen 2c., Verderben eines Theiles derfelben , 
Unverfauftbleiben eines Reftes, u. dgl. (b)- .. 

* Steuern, die in einem fruͤheren Zuſtande eines Gutes 
von dem Rohſtoffe, erhoben werden, koͤnnen auch an— 
dere Verwendungen deſſelben treffen, die man nicht zu 
beſteuern beabfichtiget (c); fie koͤnnen ferner die Aus: 
fuhr erſchweren, indem ſie durch die Vertheurung den 

Abſatz auf: ausländifchen Märkten befchränken. Laͤßt 

ſich aus anderen Gründen eine Abgabe dieſer "Art nicht 
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umgehen, fo muß bei der Ausfuhr bie bezahlte Steuer 
vergütet werden, was jedoch nicht ohne verfchiedene: 
Unbequemlichkeiten ift. 


< Ricardo, (Eap. 29) wendet gegen die Darftellung diefes Nachthei— 


led von Say folgendes ein: Wenn der Fabricant die Steuer von 
1000 Fr. erft nad einem Jahre erfegt erhält und daher 100 Fr. 
Zinſen darauf ſchlaͤgt, ſo hat dagegen der Conſument den Nutzen, 
die 1000 Fr. ein Jahr fpäter zu bezahlen, fo daß ihm, wenn er fie 
unterdeß ausleiht, die Zinfen zu Gute fommen Chier if die franz. 
Ueberjegung II, 283, fehlerhaft). Mein, wenn im erften Jahre die 
Steuer noch teine Wirkung auf den Preis der Kunftwaare bätte, fo 
wüßte der Confument gar nicht, daß er diefe künftig höber bezahlen 


muß, und an das Ausleihen diefer ganzen, bei vielen Menfchen in 


(5) 


fleinen Summen jerftreuten Binserfparniß, die man zu anderen Aus⸗ 

gaben benugt, wäre wenig zu denten. 

Nachtheile der englifhen Glasaccife, die man von der flüffigen Glas« 

mafle im Ofen zu erheben Erlaubniß hatte, Mac Eullod, Handb. 
TAT, 


’ 


o 3.3, eine Auflage auf Backſteine und Ziegel, ftatt auf Wohnungen, 


q. 421. 


— Eine Steuer, welche die noͤthigen Lebensmittel, alſo in 


Deutſchland Kartoffeln, Brotgetreide, Brennholz, Lein⸗ 
wand u. dgl. trifft, iſt ſehr eintraͤglich, denn Niemand kann 
ſich ihr entziehen. Sie naͤhert ſich dem Weſen nach einer 
Kopfſteuer, weil der Beitrag eines Jeden hauptſaͤchlich 
von der Kopfzahl ſeiner Familie beſtimmt wird. Aber 
eben darum ſteht dieſe Steuer mit dem Principe, daß die 
Steuerfaͤhigkeit den Maaßſtab der Belegung bilden ſolle, 
im Widerſtreit, es wird z. B. ein Handwerker bei gleicher 
Zahl von Angehoͤrigen kaum weniger getroffen, als ein 
Reicher, und es wuͤrde ſchwer ſein, durch andere Steuern 
die hieraus entſtehende Ungleichheit wieder aufzuheben (a). 
Man hat die nachtheiligen Wirkungen folcher Steuern auf 
die dürftigften Lohnarbeiter darum bezweifelt, weil man 
annahm, es koͤnne, weil der Lohn zu jeder Zeit den nö: 
thigften Unterhalt vergüten müffe (1, $. 192), eine Ueber: 
wälzung von den Arbeitern * die Lohnherren nicht aus⸗ 
bleiben. Allein es iſt 
a) dieſe Ueberwaͤlzung nicht mit Sicherheit zu erwarten. 
Dieß erhellt fchon daraus, daß der Lohn nur dem mitt: 


222 


leren Bedarfe entipricht, und daher die Bertheurung 


der. Lebensmittel, wenigftend bem Vater einer zahlrei- 
chen Familie ſchwer fallt. Der Lohn zeigt überhaupt 
eine. geringere Beweglichkeit, als die Preife der Waas 
ven. Obgleich zu feiner Beſtimmung der Preis der 
Lebensmittel immer einen Anhaltspunct giebt, fo ift 
doch das -Verhältniß ded Angebote zu dem Begehre 
fo mächtig, daß es den, aus dem Lohne hervorgehen: 
den Zuftand der Arbeiter. bald günftiger, bald nad): 
theiliger geftaltet. So lange der Lohn noch oberhalb 


der, ‚durch den unabweislichen Lebensbedarf. beflimmten 


Gränze ſteht, ift es mözlih, daß er ‚bei ungünftiger 
Goncurrenz erniedrigt, oder ungeachtet der vertheuerten 
Lebensmittel, in gleicher Größe erhalten werde. Iſt 
das Capital des Volkes nicht ftark im Zunehmen, fo 
kann es gefchehen, daß die erwähnten Steuern ganz 
oder zum Theile auf den Arbeitern liegen bleiben, und 
dennoch die Abnahme der Volksmenge, wodurch ein 
höherer Lohnſatz bewirkt werden könnte, nicht eintritt. 
In die em Falle find alfo die’ Steuern: der genannten 
Art fehr nachtheilig, indem fie: die Dürftigkeit und Ars 
muth vermehren. rg wirt 


Ca) van KHogendorp wil, daß aud von den unterften Efaflen einige 
- Steuer gefordert und durch, paflende Auswahl der Steuerobjecte jeder 
begüterteren Claſſe nod eine, neue Laſt auferlegt werde. Er vermuther, 
das auch die bloßen Taglöhner bei einem Jahreseinfomnen von 
150 fl. etwa 16 Proc. deffelben abgeben Fönnen. Lettres sur la pro- 


sper. nationale, Il, 52. 


j ' y rm 


9.422, 


b) Aber auch foweit die Ueberwälzung gelingt, iſt fie nicht 
ohne bedenkliche Folgen. Der wirklich auf den Lohn: 


herrn uͤberwaͤlzte Theil der Steuer ſtrebt eine Preiser: 
hoͤhung der Landeserzeugniffe:- hervorzubtingen, und 
zwar bei jeder Art vom Gütern in demfelben Verhaͤlt⸗ 
niß, in welchem fie mehr. oder weniger Arbeit zu ihrer 
Erzeugung erfordern (I, 8.263). So weit dieſe Veraͤn⸗ 
derung der Preife volftändig durdyzefeßt werben kann, 
muß fie von den Käufern der Waaren: vergütet wer: 


223 


den (a); wo dagegen. die. Concurrenzverhältniffe einem 
"Unternehmer nicht den vollen Erſatz der Mehrausgaben 
zu Theil werden laſſen, die ihm der höhere Lohn und 
die vertheuerten Ginfäufe von Gemwerbserforderniffen 
verurfacht, da muß er den Verluſt aus feinem Ge: 
werbsgewinne beftreiten. Waaren, die ins Ausland 
‚gehen, können in-Folge einer folchen Bertheurung einen 
Theil. ihres Abfages zum Schaden „der. Inländifchen 
‚Production verlieren. , Was die im Lande ‚confumirten 
Gegenſtaͤnde betrifft; fo bleibt ihre Preiserhöhung auf 
+ +» allen, denjenigen Bürgern laſtend, ‚welche ſich nicht wieber 
eine Verguͤtung im Preiſe anderer, Leiſtungen verichaffen 
koͤnnen, alſo auf den Rentnern, den Unternehmern in 
Anſehung ihres perſoͤnlichen Verbrauches, und den 
Dienſtleiſtenden. Man ſieht, daß eine ſolche Steuer, 
wie in dem oben befrachteten Falle, 8. 419, weit eingrei- 
fende, ſchwer in der Wirklichkeit zu überblidende Wir: 
kungen hetvorbringt, die nur darum gewöhnlich nicht 
8 Sehr nachtheilig erfchienen,. weil der auf ſolche 
Weiſe fich vertheilende Steuerbetrag nicht groß fein 
‚mochte... Aus allen diefen Erwägungen folgt die Un: 
vathlichkeit einer, die, unentbehrlichiten Dinge treffenden 
Befteurung (b). er ER 
Ca). Meber dieſe Ueberwaͤlzung ſ. A. Smith, IN, 292, — Ricardo, Cap. 
16. — Smith tritt bier der Unfiht von M. Deder bei, »daß ge» 
wiſſe Steuern im Preife gewiffer Güter bisweilen 4—5 fach gebäuft 
vorlommen, daß man z.B, im Preife des Leders nicht nur die Steuer 
vom Leder der eigenen Schube, fondern auch von Denen des Schub- 
machers und Gerbers bezahlen müffe. Ricardo widerlegt die hierin 
tiegende Uebertreibung. + Ob eine Lederfteuer den Arbeitslohn Et 
könne, dieß ift noch zweifelhaft. Geſchieht es wirklich, fo muß der 
Conſument nicht blos im Leder feiner Schuhe, fondern bei allen San» 
deserzeugniſſen einen Theil von der Lederfteuer, die auf die arbeitende 
Claſſe fallt, tragen, aber.da die Ausgabe für diefen Artikel nur ein 
Heiner Theil aller Unterbaltsfoften des Urbeiters ift, fo fann der Zu- 
fchfag, der noch aus diefer Urfache zu dem Lederpreife fommt, nur ſehr 
gering, fait unfuͤhlbar fein, — Man hat die hohe Aceiſe in Holland 
und den dadurch bewirkten hohen Lohn als eine der Urſachen vom 
Verfall dieſes Landes en Luzac, Betrachtungen über den 


Urfprung des Handels und der Macht der Holländer, Greifswald, 
1790, IV, 91. i U 


ro) Nec imponi debent tributa iis rebus, quae ad vitam praecise su- 
stentandam sunt necessariae, sed iis potius, quae deliciis deser- 
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viunt, aut curiositati, aut ostentationi et pompae. Sic enim fiet, 
ut correcto immodico luxu major oneris pars incumbat in ditio- 
" res et magis potentes, et subleventur agricolae et opifices, quae 
communitatis pars, vel maxime fovenda et conservanda est in 
rep. D. Saavedra Faxardo, Idea principis Christiani, 
Symb. 67, 


$, 423, 


7) Die am leichteften entbehrlichen, einem verfeinerten. Luxus 
angehörenden, hauptfächlich für Die Reichen geeigneten Ge: 
nüffe würden eigentlich die ftärkften Steuerfäge tragen Fön. 
nen. Man hat daher öfterd gerathen, folche Zurusfteuern 
zu einer ftarfen Quelle der Einnahmen zu machen. Ans 
dere Rücfichten verbieten dieß jedoch, denn 

a) der Ertrag folcher Werbrauchdgegenftände ift in jedem 
Lande nicht groß genug, um eine bedeutende Steuer: 
einnahme abzumwerfen, weshalb auch die Erhebungs⸗ 
Eoften eine große Quote hinwegnehmen, 

b) die ftarfe Vertheurung folcher Dinge kann am leichteften 
bewirken, daß man ihren Verbrauch aufgiebt und auf 
eine andere Ausgabe verfällt, $. 417.1). Deßhalb darf 
man folche Artifel, die allerdings nicht unbelegt fein fol: 
ten, nicht zu dem einzigen Gegenftande der Aufwandsbes 
fteurung machen. Das Beduͤrfniß eined anjehnlichen Er: 
trages für die Staatscaffe hat vielmehr die Steuern von 
folhen Dingen am meiften beliebt gemacht, welche, 
ohne zu dem dringendften Bedarfe zu gehören, doch 
‚allgemein gefchägt find und in großer Menge verbraucht 
werden, alfo von foldhen Zebensgenüffen, die auch der 
Lohnarbeiter fi anfchafft, wenn er fich in befferen Um—⸗ 
ftänden befindet. Wird auf diefe Weife auch das geringe 
reine Einfommen der Arbeiter jchon einigermaßen. belegt, 
fo haben doch die Begüterteren, da fie jene Dinge in 
weit ftärferer Quantität anzufchaffen pflegen, einen ver: 
hältnigmäßig größeren Beitrag zu leiften. Auch läßt ſich 
bei ven Schagungen den Lohnarbeitern- dafür die gehörige 
Schonung geben, daß fie vielleicht fchon zu den Auf: 
wan döfteuern ganz oder beinahe foviel beitragen, ald nach 
Verhaͤltniß ihres reinen Einkommens von ihnen gefordert 
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werben kann, ‚$.396. Eine, Steigerung des, Lohnes ift 
von folchen Steuern nicht zu erwarten, weil fie bie in 
der ungünftigften Lage flehenden Arbeiter nicht betreffen. 
8) Die Steuer follterfeine andere Preiserhöhung verurfachen, 
die der Staatscaffe, nicht zu Gute kommt und vielmehr eins 
zelnen Gewerbtreibenden ie. einen Gewinn anf Koften ihrer 
Mitbürger in die Hände gibt. Dieß Fönnte dann gefchehen, 
wenn die Steuer einen Gegenfiand trifft, deffen Vertheur 
oa ben Verbrauch: und daher auch den Preis eines ans 
„deren; zu aͤhnlicher Verwendung tauglichen, aber mit kei— 
“ ner Steuer belegten Gutes erhöht, wie z. B. die Beſteu⸗ 
rung des Fruchtbranntweind auch den aus Kartoffeln , 
Obſt ꝛc. bereiteten. Branntwein theuer macht. 


5.424. 


Die manchfaltigen, in ben einzelnen Staaten eingeführten 
Aufwandsfteuern (a) können, wenn man die Art ihrer Erhebung 
zum Eintheilungsgrunde nimmt, in folgende Abtheilungen ges 
bracht werden: 

1) unmittelbar erhobene; 
2) mittelbar erhobene ; 
a) von Waaren, die im Inneren des Landes-im Verkehre 
find: Accife oder Aufſchlage; 

b) von Waaren, welche die Gränze des GStaatögebietes 

überfchreiten, Graͤnz zoͤlle oder Zölle im eigentlichen. 
| Sinne. 

(a) Ueber die Einrichtung diefer Steuern in verfhhiedenen Ländern f. Wie 
derhol d, Handbud der Literatur und Gefhichte der indirecten Steu- 
ern, Marburg, 1820, — (GGeß) Bolftändige Sammlung aller Ge⸗ 
feße und Verordnungen über Zoll, Accis, Obnigeld ‚, Klafjenfteuer wi 
Strafiengeld im Gr Baden. Karlsruhe, 1827 (in Anſehung der ers 
ften und legten diefer Steuern ſchon veraltet), — Philippi, Samms 
lung fämmtlicher neuer preuß. * uͤber die indirecten Steuern. 
Köln, 1830. Nachtrag hiezu chauptſaͤchlich das Zollweſen betreffend), 
1836, — Berger, Die im Koͤnigreich Sachſen in Folge des An⸗ 
eſe an den pr. Sollverband erſchienenen Geſetze und Verordnun⸗ 

gen über indirecte Abgaben. Leipz. 1835. 40,» ah 
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Es giebt bei einigen Gtgenftänben. der Aufoanböfleiern 
Gründe, aus denen man diefelben nicht wohl von ‚einem Verkaͤu⸗ 
fer vorſchießen laſſen kann, fondern fich ‚an die einzelnen Con: 
fumehten felbft halten muß. Dahin gehören’z. B. Ausgaben, 
bei denen die Wermuthung der Steuerfähigkeit! nichh aus der 
Beichaffenheit einzelner eingefaufter Dinge entfpringt, fondern 
aus dem Zwecke einer gewiffen Verwendung; ferner folche, bei 
denen, etwa wege ber längeren Dauer eines gekauften: ‚Gutes, 
oder aus anderen Urfachen, der Verkäufer durch. die DIN) 
zu einem Steuervorſchuſſe allzuſehr in ſeinem Gewerbe bel ſti 
und vielleicht im Abſatze verkürzt werden wuͤrde. Die. a 
zu dieſer Gattung gehoͤrenden Steuern ſind groͤßtentheils ſo 
die man im engeren Sinne Luxusſteuern nennt m | 
auf einen leicht entbehrlichen, gewöhnlich nur von Bodih nden 
gemachten Aufwand gerichtet find. Steuern dieſer Art egen 
wenig einzutragen und dürfen ‚nur mäßig angeſebt werden, wenn 
fie: nicht. ihren Gegenftand felbft zerftören und dadurch ihren 
Nachhalt verlieren follen. Sie laſſen ſich deßhalb nur in Län: 
dern empfehlen, wo man ſich, um den großen Staa Her zu 
decken, gezwungen fieht, jede den Beſteurungsgrundſaͤtzen micht 
wiberfreitehbe Art don Auflagen zu Huͤlfe nehmen, ita⸗ 
nien zeigt die meiſten a unmittelbar erhobenen ‚Auf: 
mandsfteuern (a). — * Kr a 


Ca) Die assessed taxes , welche 3 4 Mit. Pf. St. it He 
Rubrif taxes im Budget. f Jemen auch ‚Die ax, mit 
* Material zur Kenntniß —— feuern in J. arshall,.D 
f all the accounts rejating to-ihe population, pr Ic 
— financial operalions ....... ol Great Brilain ar 
Lond, 1833. II, 9. — Tableaux. du revenu, de la population , 
du commerce etc. du Royaume.uni, Paris, 1833. 1, 3 fe Beide 
Werde enthalten überhaupt viele Nachrichten über die britifchen. Auf · 
wandsfteuern. 
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Die erhebuchſte der in dieſe Abtheilung fallenden — 
iſt die Wohnungsſteuer, die von jedem Einwohner, er ſey 
Eigenthuͤmer oder Miethsmann, nach Maaßgabe der Raͤume, 
die er ſelbſt benutzt, gefordert wird. Man koͤnnte verſucht ſeyn, 
den Aufwand fuͤr die Hausmiethe als ein gutes Kennzeichen 
der Vermoͤglichkeit anzuſehen, indem die meiſten Menſchen ge— 
neigt ſind, je nad) ihren Einkünften fi) die Annehmlichkeit eis 
ner geräumigen und gefälligen Wohnung zu verfchaffen. Die 
Größe ded von Jemand bewohnten Raumes Fann. hiebei am wer 
nigften entſcheiden, weil fie Feinesweges der Ausgabe genau pros 
portionirt iſt. Aber felbft eine gleiche Quote der bezahlten Mieths 
fumme wäre feine völlig gerechte Steuer, weil man in vielen 
Fallen nicht frei wählen Farm, fondern in dem Stande, dem 
Berufsgeſchaͤfte, der Größe der Familie ꝛc. eine Noͤthigung fins 
det, eine gewiffe Ausgabe für die Wohnung zu machen, unb 
namentlich die Rentner in diefer Hinficht nicht verhältnigmäßig 
‚mehr aufzumenden pflegen, als die von ihrer Arbeit lebenden 
Perfonen, überhaupt aber der Miethaufwand nicht gleichmäßig 
mit den Einkünften fleigt (a). Hiezu kommt, daß eine Wohn: 
fteuer, wenn fie ftarf genug iſt, um die Beftenerten zur Eins 
ſchraͤnkung in ber Größe ihrer Wohnungen zu beflimmen, hie 
durch den Begehr vermindert und die Hausrente des Eigenthuͤ⸗ 
mers herabdruͤckt, von ber ſchon die Hausfteuer entrichtet. werden 
muß (d). Ein geringer Miethbetrag müßte in jedem Kalle fleuer- 
frei bleiben, aber auch die Beſtimmung dieſer Gränze, über 
welcher die Steuer anfangen fol, ift nicht ohne Schwierigkeit, 
weil die Miethpreife zwifchen Stadt und Land, fowie zwifchen 
mehreren Zandeötheilen, nahmhafte Berfchiebenheiten darbieten. 
Die zu Gewerbszwecken benutzten Raͤume duͤrften, wenn ſie ſchon 
in einer Gewerbſteuer beruͤckſichtigt ſind, gar nicht eingerechnet 
werden. Wo die Hausſteuer und die andern Schattzzungen gut 
eingerichtet find, da ift die Wohnungöfteuer unnöthig (c). 


* <a) Daher Hatte die franzoͤſiſche conftituirende Verſammlung bei der Un- 

ordnung der, Mobiliarfteuer (contrib. mobiliere) ongenemmien, eine 

Miete von 12,000 Sr. entipredie, eineu Ag ein Eintommen, 4 — 

5000 $x, bem Sfapen, 2000 — 2500 bem Gfapen, 500, 1000 Zr. 

nem Hagen, 103 — 500 2. dom 3fagen, eine — unter 100 
1 
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f 2 dafuͤr eine verbäftnißmäßig niedrigere "Feitiesimg ihrer Me 


Ri: aber dem doppelten ſteuerbareu Einfommen, und. cs wurden 

Procent Diefes ba ae Einfommens als — * de 
WVaͤter von ‚ Saglöhner, Handwerler, Kauf: 

"fente famen-in eine era, ageftofge, in die "nächft ee 
erklenswerth iſt noch, daß diejenigen, welche ſchon 


euer erhielten, inden man dieſe nur dazu, beſtim Bl dag Ein- . 
fonımen aus beweglichen Vermögen, Pu mE und & wi J 
laires publies et prives, ju’äelaften. (So koͤnnte man auch 

‚einer Zinsrentenftenen durch eine, Wohnungsſteuer, —— 
aber alle anderen Schagungen abgezogen werden "dir —— N a 
ſuchen). Geſ. vi 18. Febr, 1791. Code des contrib 


(6) Ricardo ‚’Cap. 14, 


( 


I. Beſteurung der Wohnungen in Frankreich; * ea, 
mobiliere, neu geordnet Int! Finanzaef, v. 21. Up 111832, Ihe 


Albgabe vom abgef dien Detrage der Miethe, die 


* 


‚ermitteln, ‚Der Eigent huͤmer entrichtet de & Ba i Sim 
manne ſich — * zu laſſen. Der Tariff iſt nach‘ der Einw 


2; —— te und Fenſterſteuer, ebenfalls xepartir mihmäß 
ari 


tet oder verwohnt. ei iſt eine Rspareirionfkäue und wird mi 


| Pp Bra fr zuſammen nad) beſtimmten Verbältniffen (die ohne 


eergeßt ſind) unter die — —— Arrondiſſements 
und Be nden, i n die m er nad) den valeurs locatives u unge: 
legt; Der ganze Behra er Miethen wurde 1823 auf 304 P 
auf, 384 Mil, Fr. —— Mehrere Städte: babe diefe Steuer 
in eine Thoraccife — — Von 1828 — 3* dengzz 
Mobiliar» und Perfonalſteuer zuſammen 41 min. & 8331 t 


eine Erhößung ein, nady der die Mobiliarſteuer auf“ Gag — —— 


Perſonaiſteuer auf. 223 Mill. angefchlagen waren, beide. 

alfo auf 514 Mill. Ei tragen wit 89, 953,000. r. 

getsſatz für *1835 War 52,963,000 $r. ! Die Rerdn —5 — 
hezors von der verfihiedenen Anzahl der Zuſchlagscentimen Hi 


‚ der da vb 


Mu gebraucht wird, den —— 
trag gi Jeden: zu 


er, auf feiner Ge 







tigt, wenn nichts Anderes ausbedungen ird, fie von jedem Mic 


— —X ins R einem’ Qaufe von «6. und miehr Dalehageniitr 


* B 10, 000 €,110 15,000 €.,115.—25/000 €, 
„ —* 17340 gr, "Fig ae 


u Dan 50 —— — 5 
und 1genfer in Erd. aa 
ge, und: Denise ed ee 
" riten Stodwerfen; „0,7%, 14.0109 sn 
af eur in —— FREE E73 EN 2 
{ . AR 0,8. * 6 710.) FIR 


additionel . 


154, Miliges, 1831.01.8340008r5,; 4832 
3 — Fr are für. 1835 26° 610,000 { J— nit den cenlimes 
’ und ar in) 
n. De Lern 1y: Bis 1834 6 ins ine Ha Ateuer 
welche von einen abgeſchaͤtzten au I von 10," wäter 5 Pf. 
an erhoben wurde und daher 1831 von faͤmmui en 2484 6,0008: 
bäufern nur _. traf, 1832 waren 442,482 Sahtende, Snaland 









ohne Wales gi mm ffenerpflichtige Haͤuſer unter 2 Mill. 
ut SE ton, —*—— Mieth —534 jener Anzahl 
war auf 11 Mill. ee, geiadst die Graff ale: die 
halte im Jahr ans! 116,2 aͤufer, deren — (rental 
5*143,000 Fee dan war/ aiſo faft die Hälfte von. England. 
—* mittlere Ertrag eines ſteuerbaren Haufes war in England 29 Pf. 
St. Der Stenerfuß war von 5-20 Pf, St. Ertrag 14 Sch. vom 
Pfr oder 74 Proc., bei -20,— 40 Pf. Ertrag 24 Sch. — * 
Proc.), von 40 f. an, 2364, — 1 Droc, * ra 
fowie die von Due med bleiben frei. er €i thünser 
baftete für die. Steuer, die er feinen Miethsleuten Pen Konnte. 
1831 trat eine Ermäßigung. von. Handelögebäuden ein, 1834 wurde 
die —— ganz ——— Sie hatte ertragen brutto 1830 
1°361,825. Pf — 1-357,207 °— 1832 1:491,472,— 1833 . 
1:198,000 A (Marshall, Digest of all the accounts, 1, -» 
8. U, 21, 42, — 2) Senfterfieuer, Window duty; Gie. trifft 
in gleicher EA, wie —* ern die Eigenthümer und Mieths⸗ 
“leute, — ſeit der; 1823 ei — Herabſetzung auf 
die Hälfte, b ern mit 8 enftern, und bat folgende togreffion 
(mit Anelaffung vieler Bwifhengliederd: * 
Fenſtern werden —— * er Sch. 


—* 
18 4— 153 
24 7—- 5 
30 9— 16. — 
40 14— 8 — 
60 7— 6— 
79° 2— 5 — 
100 . 29 — 


In England und Walde — 1830, 137,106 Häufer e 50n ar bis 10, ° 
und 207,389 yon 11 an mehr. Senfstn , wovon allein 108,986 in 
Sonden. 1833 waren 379,991 ya Fenſterſteuer — * 
welche 1274000 Pf. eintrug, * 


8. 427. 


Außer den Wohnungen fi nd noch mehrere andere ee 
mit unmittelbaren Aufwandsſteuern belegt worden. 

1) Das Halten von Hunden. Dies hat zugleich einen guten 
‚ polizeilichen Grund, weil man, um die Gefahr der Waſ—⸗ 
ſerſcheu zu verringern’, " wünfchen ınuß, daß weniger 

Hunde gehalten werden, auch kann die Steuererhebung 
- mit ber jährlichen nothwendigen Befichtigung der Hunde 
durch Shierärzte in Verbindung gefegt werden (a). Die, 
beiden Zwecke diefer Abgabe fallen bei folchen Hunden hin: 
weg, die Semand eines Gewerbe oder der eigenen Si: 
cherheit wegen zu halten genöthigt ift, nur müffen bie Um⸗ 
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ſtaͤnde, welche auf Steuerbefreiung Anſpruch geben. follen, 
fo genau bezeichnet feyn, daß feine, der Willkühe Raum 


F 


ebende Unbeftimmtheit bleibt.(d). 
HBedtente. Da man alle diejenigen Hausgenoffen , wel: 
qqhe zu Gewerböverrichtungen, behülflich, find, ausnehmen, 
auch billigerweiſe eine folche Anzahl, die zur Bedienung 
"der Familien nothwendig ift, 3. B. zwei Mägbe, feuer, 
» Frei laſſen muß, fo ift nur eine geringe Einnahme von ei. 
"ner folchen Steuer zu erwarten(e). 


3) Kutſchen⸗ und Reitpferde, die bloß zum Bergnü- 
‚gen, nicht eines, Gewerbes oder Berufes wegen gehalten 
werden; ein Steuergegenftand, der nur da, wo. viele Reis 
bewohnen, einen einigermaßen belohnenden Ertrag dar⸗ 
bieten kann, und bei dem die. Feftfegung ber befreienden 
Umftände ebenfalls fehwierig iſt, der aber fonft wohl in 
Schus genommen werden kann, wenn ber ‚Staatöbebarf 

groß iſt (d). 


Ca) Hundeſteuer in England: Für einen Windhund giebt der UBER 
mer jährlich 1 PR. St., für einen anderen Jagdhund, oder für 
mehrere Hunde, Die nicht unter dieſe Kategorie gehören, 14 Sc, 
für ‚einen einzelnen Hund anderer Art 8 Sch.; für 36. Pf. St. jaͤhr⸗ 

‚ ‚Kid kann Jemand die Steuer für alle feine Suubr, wie viel ihrer 

‚feien, abtragen. 1833 waren, in Großbr. 333,335 Hunde, welche 

nY 173,888 f. trugen, und 85 Eigenthäümer haften ſich mit 3060 Pf. 

"fir ale ihre Hunde abgefunden. — Baden: das Gef v. 23, Dctob. 

1833 fegte die Abgabe von 3 A. auf 1 fl. 30 fr. von jedem Hunde, 

1fl. von einer Hündin, herab, bob dagegen alle Befreiungen auf, wos 

zu der Beweggrund aus den Mißbräuhen und fehlerhaften Ausle⸗ 
ungen des früheren Geſetzes hergenlommen wurde; 4 des 

Aal an.die Gemeinden. — Wuürtemiberg: der Robertrag ift auf 

100 R., der reine. auf 22,000 fi, angeſchlagen. — Großh. Heſſen 

45 fr. von jedem Hunde, Betrag 15,500 fr, — Bremen, 1817: halbe 

jährig für 1 Hund 4 vk., für den Aten Trek, fir jeden weiteren 14T. 

cb) Hirten, Mebger, Feldſchuͤtzen, Ban Jäger, — Bewohner entlege» 

- mer Höfe und dergl. follten befreit teiben. — In Wilrteniberg be» 

Hahlt man in Fällen eines foldyen Bedürfniffes 24 tt, für einen Hund, 

dagegen für einen entbehrlihen 4 fl. und für einen Iagdhund 1 fi. 

CH), Die englifhe Steuer von männlichen Bedienten trifft auch Die Ge» 

| er a. ne ie Gewerbfteuer befteht. Die 
Abgabe iſt, feit der Herabfegung die te im I 1822, 
-- von i Bedienten 4 Pi. 4 Sch. * 5 * 
— 21 Bee. 


2 fu ieh 1» 18,» „in 
an — . 1.05, 
411 und . ir — 
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Unverheiräthere Männer beyablen ie joe Bedienten noch 4 Pf. 
weiter, was 1830, 30, Pf. St. fir 11,748 Bediente betrug. 
1833 wären 104, 84 iente, fuͤr die 188,944 Pf, alfo für jeden 
— 1 Pf. — Sch., — Fuͤr er: 
iener, wärter u t, Stallknechte t 
ftenerfrei) ,_ Knechte —8 — fnticher d Porn nr ra zc. find 
befondere Taren, welche, nad ber —— auf die ra * 
ſpaͤteren Befreiungen, 1833 nur noch für 13,828 


Betrage von 13,364 Pf. entrichtet wurden, 1832 ** 139, 297 
X Bedtentenſteuer 


BED. für 123,098: Menfchen. Die dame 


„brachte ein 1892, ‚596,000 


64,755 ° 


& 7 — 


— Srefbrtnien Sat ‚nee ne Site en eh ger Eine 


Mt, 


es? 


Arädrige Ku —— 2 derg Eu Den i 
Bi f * Arne ei —5 2 ui 5 
erner * r en 5 
* ſwaen ieh, 
5 ©, weg he 10 er Rep —— 36, ir in 
Aderpferd wurde bie 1822, A diefer Theil der Steuer au ! 
‚der Größe der Pachtungen, 3— 10 Sch. gefordert ꝛc. 1 3 wurden 
“die taxed carte, ne ohne Federn, ganj frei gegeben, —— 
Arugen 3 s r , 


bon; aller an; ae 
von Pferden 859, 1 h \ 7 
von Wägen 580,592. — 302,945 f 


‚1833 wurben Derfteuert 96,830 verfchiedene Waͤ en I 418 * ‚St. ' 


u. 335,300 Pferde in verfcjiedenen Elaffen, jufammen fü fürd Ps 
Von 1826. bis 1832. haben ich die — Er von Ph auf 
24,530, die Quruspferde von 167,258 auf 175,068 Mahn —* 
„Kutfche" mit Pferden, Bedienten, "Abgaben, wird 
“jährliche Koften aan lagen. Bibl. univ, Oetob. Yan BI 4 
„men noch 2 fonderbare Steuern, nämlich 1) von Perfo 

Fibre, wofür .der DBefiser eines Wagens 2 wer 


none erfteuer giebt, 1 Pf. 4 © jeder ere 12 Sc. 
iR Di 29,749 erfonen um 60, re EN ji B) von dem 
De tes Haarpuders! dileſe Ub gabe, 1 8 9 * von der Per⸗ 
Be fehr im Abnehmen; es — 1825 


Baͤſel, Sr, v. 7. April 1818: , von 1 Reitpferd 16 


K ] Mferd 10— 168r, ( offen oder gedert), Wagen, si 
‚init 3 Pf. 40 Sr,, mit 4 Pf. 50 Sr. — DBren 


MET #47, 1833 nur 9472 Derfoten, weiche 11,129 H — * 
A 


"1816: von 1 Kurfche mir 2 Pferden jährlich) 5 Fr So —* —* 
deren zum Vergnuͤgen gehaltenen Pferde 8rl., von un ewerbs- 
„pferde 23 ıl. 
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3; Adfar. 
Accife oder Aufſchlag. 


en KR, 428. : 

Das Unterfcheidende der Accife(a) oder, wie biefe Steuer: 
art im Deutfchen am beften benannt werben. fann, des Auf: 
Ichlagescd) befteht darin, daß die Steuer von gewiſſen Waa- 
ven., fie mögen in- oder ausländifchen Urfprungs feyn, im In- 
nern des Landes, bei irgend einem Vorgange während ihrer Her: 
vorbringung oder ihres Umlaufed, durch den Eigenthümer, und 
zwar in ber Regel, wenn es naͤmlich von einem Berfäufer im 
Gewerböbetriebe gefchieht,, vorfchußmeife entrichtet wird. Diefe 
fhon ſehr alte Art der Aufwandsſteuern ift in den meiften Staa: 
ten auch jeßt eine der ergiebigften, und kann bei guter Eimidh- 
tung dem Staate, ohne große Nachtheile für die Volkswirth— 
ſchaft, eine beträchtliche Einnahme zu Wege ‚bringen. (c), oft ift 
fie jedoch, durch fehlerhafte, den obigen Negeln ($. 417.) wider: 


. flreitende Anordnungen die Urfache harter Bedruͤckungen und 


ſelbſt ein Anlaß zu gewaltſamem Widerſtande geworden (d). 


(a) Das Wort Acciſe ſtammt, wie die von Du Fresne gefammelten 
Stellen deutlich zeigen (Lexicon, s. v. Assidere, Assisa; Cisia), von 
assidere, auflegen, feftfesen, ber. Assisa panis — assisia super 
venalibus (Abgabe von Feilfchaften) oder rerum venalium,. Man 

ſagte aud) tallıam assidere, eine Schagung auflegen, wie noch h. z. 
T. assessed taxes in England. — Assisa für Ständeverfammlung ift 
wohl aus dem, neutrum assidere abzuleiten, Sitzung. Cisia, fpas 
niſch Zisa, ift nur eine Abfürzung. Exeise in England, aus der eng« 
liſchen Ausſprache des a in accise erflärlih. Die badifhe Geſchaͤftö— 
ſprache braucht Uccis als männlihes Hauptwort und erweitert den 

Begriff 10, daß neben der eigentlihen (Conſumtions⸗) Aceiſe auch 

die Gebühr von Verfauf und Bererbung unbemweglicher Befigungen 

Immobilien» Wecis) dahin gerechnet wird. In Sranfreich iſt dies 
ore nice mehr Üblih. Für die Ableitung von asseoir , statuere, 
au) Skinner, Etymologicum linguae anglicae s. v. Size, — 

Hüllmann leitete dad Wort von accidere, einfchneiden, ber und 

erinnerte an die Kerbhölzer, f. Allgem. Encntiopädie von Erfch und 

Gruber, I,s v. Acciſe. Dies nahm Richter an, Ueberf. von 

M. Euttod’s Handbuch für Kaufleute, I, 11, es wurde beftritten 

von Wiederhold, a, a. O. S. 114. Hıllmann felbit entfchied 

ſich neuerlich (Städtewefen des Mittelalters, II, 115) für die obige 

Erflärung. — Spaniſche alcavala, eine Abgabe von anfangs 5 Proc. 

der feilgebotenen Dinge, in den chriftlihen Staaten nad) dem Bei» 


233 


ſpiel der Araber eingeführt. (Arabiſch Kabal, empfangen, Heblah 
das Empfangen, auch das Empfangene, und insbefondere Geld.) 
Mariama giebt das Jahr 1342 an, wo die caftilifchen Städte Als 
phons X. zur Belagerung von Algeziras die Acciſe bewilligt hätten. 
Ferrera verlegt dies in das Yahr 1349. Das Wort kommt aber 
—* früher vor in den, von den Mauren eroberten Gegenden. Du 
resne führt Urkunden von 1101 und 1213 an., Yu der letzteren 
ſagt Alphons VII. von‘ Eaftilien: — et de ulla re vestra portati- 
‚cum neque alcavalam unquam persolvatis, nec’vos nee vestri ho- 
mines. Schon 1349 erfolgte die Erhöhung anf 10 Procent, wozu im 
46, Jahrhunderte noch vier weitere Sufchlagprocente famen, daher die 
"Benennung alcabala y cientos. In den einzelnen, Provinzen erbiels 
ten ſich mancherlei Verfchiedenbeiten. — Im Deutſchen fommen Un— 
geld (fpäter Umgeld), Unrecht öfters vor. Nah Hüllmann ſoll 
dies aus der Unzufriedenheit der Steuerpflichtigen herrüßren, indeß 
‚ bedeutet Um nicht immer eine mißbiliguug, Me 3. Ungeridt 
im Sachfenfpiegel CI, 57) das in dringenden Fällen erfennende Ges 
richt des Gaugrafen bezeichnet, weil diefer nad) freiem Entſchluſſe 
von den Landieuten gewählt wird Cebend. Urt. 86). Desbalb betrach ⸗ 
tet Lang, ©.105, das Ungeld als cine außerordentliche Abgabe. 
"Das Uns» oder Umgeld war eine, Tranfitener, wofür aud der Name 
‚ Licent vorfam. Ungeld oder. Zyſe in der Rheinpfalz, 1340, 
cb) Noch heutiges Tages in Baiern in diefem Sinne üblich, Die Reichsgeſetze 
nehmen Auffchlag in dem ausgedehnten Sinne, daß darunter vieler- 
lei 38 Entrihtungen beim Transport der Waaren enthalten find, 
3, Carolinifhe Wablcapitulation von 1711 Cap. 8. „Wann auch 
einige ſich unterftanden haben ..., unter ihren Thoren oder andes 
ren Orten um und vor denen Städten , die ein», aus» und durchge» 
bende Wahren, Getrayd, Wein, Salg, Viehe, und anderes mit 
gewiſſen Auffhlag unter dem Namen cds, Umgeld, Niderlag, 
Stand und Markrecht, Pfortens, Brüden- und Wege, Kaufhaus, 
‚, Rent», Stein, Pflaſter⸗, Stein⸗ Fuhren · und Cento⸗Gelder, Multer⸗ 
Steuer und andern dergleichen imposten zu beſchweren.“ 
ce)’ Großes Lob in der Schrift: Christ. Teutophilus (Tenze, 
Emdeckte Goldgrube in der Acciſe. Zerbſt 1686, 4. Öte Aufl: 1719, 
‚Diefe Abhandlung, rief mehrere Streitfhriften hervor. 
c,Die Acciſe iſt nicht felten zu einer großen, Befchwerde geworden, z. B. 
Friedrichs Einrichtung, zu welcher eine Menge franzöfifher Acciſe- 
Pu —* herbeigerufen wurde z3ſ. Benzenberg, Preußens Geld» 
haushalt, S. 270. 


F. 49. * 


Es iſt nicht leicht, die Erhebung des Aufſchlages von den 
Gegenſtaͤnden, deren Beſteuerung fuͤr zweckmaͤßig zu erachten 
iſt, ſo einzurichten, daß weder der Betrug erleichtert, noch auch 
der Verkehr einer laͤſtigen Einſchraͤnkung unterworfen wird. Nach 
den Umſtaͤnden bei jedem einzelnen Gegenſtande kann die Ent— 
richtung bald bei einem Vorgange der Production, bald bei dem 
Uebergange einer Waare in andere Hände angeordnet werden (a). 
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Eine in fruͤherer Zeit beliebt gewefene, und noch jeßt vorkom⸗ 
inende Erhebungsweife befteht darin, daß die Steuer beim‘ Ein: 
tritt einer, Waare in bie Städte an den Thoten als Thorac— 
ciſe bezahlt wird (6). Dieſe trug öfters — den Na⸗ 
men Acciſe. Sie hat folgende Nachtheile: 
1) Nur bei geſchloſſenen Orten iſt fie anwendbar, in Dörfern, 
Flecken und offenen Städten kann fie nicht beſtehen De 
durch..entfteht eine ungerechte Belaſtung der. mit 
| verfehenen Städte, die um fo mehr dabei’ leiden, ii 
Aiger neuerdings Gewerfögefchäfte auch auf dem Lande be 
trieben werden. Man müßte daher wenigftens darauf Be: 
dacht nehmen, durch Schagungen, Die ben oſfenen "Orten 
in höherem Maaße oder ausfchließlich auferlegt Amerden, 
das Gleichgewicht wieder herzuftellen (e).. ° 
2) Die Thoraceife wird nur von ſolchen Waaren erhoben, 
welche in die Städte gebracht, nicht vor folchen , „bie 
 felbft.verfertigt werden. Dieſe könnte man hoͤchſtens 
dem Eingange der dazu erforderlichen Rohftoffe, infoferne 
"fie eine Befteurung zulaffen, zu belegen verſuchen (d). 
3) Das Anhalten aller in die Städte eingehenden Waaren- 
ſendungen, um fich, zu überzeugen, ob fie — 
in ſich ſchließen, iſt ſehr muͤhſam, beſchwerlich für 
Einbringenden, giebt zu mancherlei Willkuͤr und —* 
kungen Anlaß und legt dem Verkehre zwiſchen S und 
-Land fo große Hinderniſſe in den Weg, daß ſchon en 
ficht auf die Erleichterung des Güterumlaufes diefe Fo 
=. DEE Acciſe ald verwerflich erfcheint. Die — 
erſtreckt ſich viel weiter, als der finanzielle Wortheil,) der 
auf die, der Acciſe unterworfenen Güter beſchraͤnkt bleibt. 
Auch der Anreiz zum heimlichen Einführen. ift große). 


“ Marftaccife in Utben, 

Diefe wird bisweilen auch benugt, um ftädtifche Auflagen in der nr 

Aichen Weife miit zu erheben; Dctroi, welches Wort tee, 

desberrliche Bewilligung iu Allgemeinen, als cine ſtaͤ * 

wandsſteuer bezeichnet. In Paris kam ſchon 1323 eine Bi e 

in "den. p« livre der eingehenden Waaren vor, wovon der’ 
4.509, wie denn 1563. Die „Hälfte aller. Octrois für. dem; San de 
inmt und 1681 die Fortdauer der meiften Rai RT met D 
e, f. Encycl. meth. Abth. Finarices, IH. 

2 Wie u durch dic ws Claſſenſteuer — $: * Ari 
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(d) 8.8. die zum Branntweinbrennen dienlihen Materialien, die — 
auch zu anderen rag gebraucht werden, 
(e) v. Satob, II, 1214 ‚ 


$. 430, 


Die Ummandlung des Auffchlages in eine feſte Summe, 
die der Verkäufer einer Waare jährlih in die Staatscafle ent- 
richtet, empfiehlt fich durch die große Leichtigkeit der Erhebung, 
wobei alle läftigen Auffichtömittel und alle Gefahr des Betrus 
ges hinwegfallen (a). Allein die mit dieſer Anordnung ver: 
knuͤpften Nachteile find überwiegend. | 

1) Eine Paufchfumme (Aversum), die richt der jebeömalis 
gen Verzehrung genau entipricht, und doch nicht von den 
einzelnen Steuerpflichtigen, fondern von den Verkäufern 
entrichtet wird, wiberftreitet dem, bei der indirecten Erz 
hebung zu befolgendem Grundſatze, daß die Sonfumenten 
gerade foviel im Preife der Waaren zu vergüten haben, 
als die Verkäufer vorfchießen. Es find bei einer\ uners 
warteten Abnahme des Abſatzes Verluſte ber legteren mög: 
ih, für die fie jedoch nicht unterlaflen werden, Verguͤ⸗ 
tung nachzufuchen. Dagegen koͤnnen fie Gewinnfte ziehen, 
die ihnen auf keine Weiſe gebühren. 

9 Menn man audy auf die Vermehrung der Einwohnerzahl 
in der jährlichen Beflimmung der Steuerfumme Rüdfiht 
nehmen und diefe Summe regelmäßig fteigen laſſen will, 
fo geht doc der Nutzen verloren, den die Erhöhung des 
Steuerertrage3 bei der Zunahme de3 MWohlftanded. her: 
worbringt. Dies wäre nur dann nicht der Fall, wenn 
man Mittel fände, die jährliche Confumtion genau zu er: 
forichen, was aber gerade von der Aufhebung der Con: 
trolanftalten verhindert wird. 

3) €$ treten öfters flarfe Beränderungen in dem Berbrauche 
ein, z. B. die Bierconſumtion erweitert fich nad) fchlechten 

Weinjahren und umgekehrt. Bei einer, genau nad) den 

verbrauchten Mengen erhobenen Accife gleicht ſich die Zur 

nahme der einen Steuer mit der Abnahme der anderen 
aus, bei einem Averfum würde ber Staat der einen Glaffe 

von Verkaͤufern Nachlaß bewiligen müffen, ohne von der 
andern mehr zu erhalten. 
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4) Auch in dem Ablage einzelner Gewerbsunternehmer tragen 
ſich Häufige Veränderungen zu. Der Begüterte kann mit 
Hülfe eined größeren Capitales ſeinen Betrieb verbeſſern 
und erweitern, fo daß er, bei einerlei Pauſchſumme, von 
„den Käufern mehr Erfäß’erhält,- als er worgeichoffen hat, 
während andere Verkäufer „ die in dem Mitwerben nad’ 
ftehen , hierbei in Schaden kommen. Se länger eine fol: 
he Einrichtung dauert, deſto mehr kann die, von jedem 
Verkäufer bezahlte Averfalfumme von: derjenigen abwei⸗ 
chen , die er, nach der wirklichen Ausdehnung feines «Ge: 
werbed, zu tragen hätte. +7 sum nn 4 
(a) Für diefe Maafregel fprache me rere Red er in der bad, 2. Kam 
; mer an 1831, e — ve x Heft 2a und Beilagen, 8, Heft. 
- Eine Menge von Geſuchen der Wirthe, Bierbrauer, Fleiſcher sc. hatte 
" dafür ausgeſprochen; ebenſo L. v. Babo,.Die Welnaccife» und 
Obmgeldeinrihtung, ein Haupthinderniß unferes vaterländifhen Wein 
baues, Heidelberg, 1831. Dagegen: Die Verwandlung der Coms 
fumtionsaceifen im Großherzogthum Baden in eine Averfalftener, 
Karlsruhe, 1831, und mehrere Redner in der angeführten —— and» 
unge Im Folge einer, von beiden Kammern angenommenen Adreſſe 
beſchloß dieRegierung, mit der Fleifchaceife einen Verſuch zu —— 
„aber fo, ‚daß. den. Sleifchern die Wahl büebe. Prov. Gef. v. 10. Ma 
1832, beftätigt 1833. Im Jahr 1835 _beftand das Averſum nur noch 
an 244 Orten mit 609 Rebgern, während 638: Orte mit 1806 Me» 
gern andere Erhebungsarten vorgezogen hatten; 20. Orte waren feit 
1332 von den Averfum zuruͤckgetreten. Daber wurde diefe 
gänzlich abgefchafft. — In Würtemberg follen (Gef. v. 9. Juli 1827) 
WUeccorde mit den Weinhaͤndlern auf 3. Iahre abgefchloffen werden, 
.. was jedoch. nicht häufig geſchehen ift.. ‚Die frühere allgemeine Anord⸗ 
“nung der Paufchſumme beftand nur von 1821 — 245 f. Handbuch, 
NG WBT—R, ——— | 
. ar 2 


in) 6. 431. wo ee Sr 


"Unter den Biweigen der Acciſe iſt der Getreideauf— 
ſchlag, d. h. die Befteuerung des zu menfchlicher Nahrung 
vertdendeten " Getreides, wegen der ſtarken Verzehtung dieſes 
Nahrungsmittel, in jedem Lande von vorzüglicher Ein 
Feit ; zugleich wird die Erhebung dadurch erleichtert, | 
fie beim Wahlen vornehmen und den Müller zur Mitwirkun 
verpflichten kann. Hieraus erklärt fich leicht bie 9— e An⸗ 
wendung dieſer Acciſeart/ die daher unter dem Na ahl⸗ 
acchfe, Mahlſteuer vorkommt (a). — och,. zufi 

obiger Betrachtungen (8.421), ven erheblichen Grund ſich, 


= 
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baß..fie, «wegen, der, Unentbehrlichfeit des Biotes und auch bes 
zu anderen Speifen beftimmten Mehles, zu ſchwer auf die ars 
beitende Glaffe druͤckt, und nach. der Kopfzahl der. Familienglies 
der waͤchſt; fie muß ſogar von den, aus Geldalmoſen lebenden 
Armen bezahlt werden. Es mag nun durch die Auflage eine 
Erhöhung :deö Lohnes ‚bewirkt , ‚oder: ohne. eine ſolche die Lage 
der Lohnarbeiter  verfchlimmert werden, "fo iſt im jedem diefer 
beiden Fälle. die Wirfung unvortheilhaft.. Eine, Andere Schwie: 
vigkeit ift, daß bei den Mühlen des platten Landes die Ent: 
richtung an den ‚oft ziemlich entfernt wohnenden Acciſeeinnehmer 
befchwerlicher iſt, daß ſolche Mühlen nicht, fo ſtreng beauffichti- 
get werden koͤnnen, als die ftäotifchen, und dennoch eine Foftbare 
Sontrole erfordern, ferner daß hier viele Familien ihr Getreide 
felbft mahlen laffen und daher die vorgefchriebenen Förmlichkei- 
ten. von einer größeren. Zahl. von Menfchen laͤſtig empfunden 
werden (6). Diefe Nachtheile werden: fehr gemildert, wenn; man, 
wie. in Preußen, diejenige Frucht, von welcher ſich haupffächlich 
die unterften Claſſen naͤhren, alſo dort den Roggen, niedriger 
belegt, was freilich nur im’ ſolchen Ländern angeht, wo eine 
Verſchie denheit dieſer Art in der Brotverʒehrung Statt findet, 
— und wenn man die Mahlſteuer auf die Staͤdte beſchraͤnkt. 
Zur Ausfuͤhrung derſelben gehoͤrt: 

1) das Verbot der Handmuͤhlen, 

2) die Verpflichtung der Muͤller, Getreide nicht ohne die be— 
gleitende Quittung für die bezahlte, Acciſe ‚anzunehmen, 
und genaue Verzeichniffe aller Mahlfrüchte und ihren Eis 
‚genthümer zu halten, ‚feine „eigenen. Fruͤchte in ine be. 


miuen 


‚gend auf die Mühle bei Nacht, Bezeichnung der. a 
eines jeden Eigenthuͤmers von Getreide, häufige Bei: 
gung durch Acciſebeamte u. dgl. 


(a) b. Zakob, U, 512 — 16. 6 Malchus, I, 3%, 337. 

Fi In manchen Gegenden, z. B. im: Schwarz waßde, haben viele —* 
leute eigene kleine Mahlmuͤhlen an den, vor ihren ——VJ— 
— Gebirgsbaͤchen. Die bad. Acciſeordnung beſtimmte 

aß ohne beſondere Erlaubniß auf ſolchen Muͤhlen — 4 der 
© Epeuhiu ee und dieſer feinen: Hausverbraud) alhjaͤhr⸗ 
lich zu verfteuern 

co’ Pre.’ Mähtftener, Gef. 6. 30. Mal 1820, Sie beträgt dom Ernt- 
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ner Waigen 16 Ggr. (il. 10 fr.), von Roggen, Gerfte, Buchmaljen, 
‚Hülfenfrüchten ꝛc. 4 Ggr. (17417). Malz und das zum ntwein 
brennen beſtimmte Getreide ift befreit. Da man ungefähr fo 
Brot erhält, ald man Getreide vermablen läßt (mit Einregn 
Mahtlohnsy, fo trifft auf das Pf. Waizenbrot ungefähr Fe r., auf 
Rogaenbrot: 75 Pfeunig. Man hat, bei der Annahme eines Verb 
des von 30 Sch. Roggen und 1 Sch. Waizen, die Abgabe eines Tage 
. [öhners mit Fra und 2 Kindern auf 53 rl. berechnet; ſ. K | 
and Bitch, ein Wort an die preuß. Provincialftände,  Inıe 1832, 
S. 68. Aber die Rechnung giebt, aud wenn jene im Durchſchnitt zu 


wi 


n 
große Conſumtion zu Grunde gelegt wird, nur 4rl. 21Ggr. = 8f. 
Dr, — Dieſe Steuern und die Fleifhaccife beſtehen nur in den 
„größeren Städten, während an allen übrigen Orten Die ale 
die Selle beider einnimnit, $. 400. — In den Niederlanden 
eine Mahlſteuer von’ 14 fl. von dem Hektoliter Waizen, Zfl. von‘ 
„gen. „Hiebei ermittelte man, daß eine Fanıilie von 3 Köpfen, jena 
dem fie Walzen und Roggen, oder nur lcptern verzehrt, 41 oder 24. 
> sähe. ju tragen babe, van Hogendorp, II, 29. Hiebei iſt 
Brotconfumtion . überaus niedrig angenommen , indem 20 am 
Suantum von 5 Heltol. = 9 pr. Sf. — 3; bad. Malt, en — 
Den. Die Generalftaaten verwarfen 1829 das erſte vorgeleg 
‚get, und erlangten hiedurch die Abſchaffung der Mahlfteuer, Die jedoch 
och. als ftädtifche Detroi fortbejtcht. KH ogendorp räth, Kup a 
erwähnten Betrages zu erheben, — Ehmälige Bad. Mahl- 
som Malter Waizen und Kern 20s, Roggen 124», Gerfte 1087, 
Spel; 74tr. Hafer, Bucenwaigen«, üffenfelgee Str, U 
v. 4. Yan. 1812, $. 52, aufgehoben 1818, — Weſtphaͤl. Conſu 
fteuer, Gef. v. 15. Febr. 1809, 14 Eent. von 4 Hektoliter 


‚44. vom pr, Scheff. hal 
2 aa 
d. 432. 3% N 7 


Der Fleifhauffhlag ift mit geringer ——— zu 
erheben, auch kann die Größe des Fleiſchverbrauches ohne Zwei: 
fel als ein gutes Zeichen der Wohlhabenheit angefehen ‚werben, 
indem die dürftigften ee fi den Genuß dieſes Nahrungs: 
mitteld nur in fehr geringem Maaße verfchaffen fönnen (=). Daß 
für fie das Fleiſch, eine vorzüglich ftärfende Speife, vertheuert 
wird, iſt der Hauptnachtheil der Steuer, die deßhalb in mäßigem 
Betrage gehalten werden und die geringeren Sorten noch ſchwaͤ⸗ 
cher belegen muß, Da wo Öffentliche Schlahthäufer. u De 
die- Entrichtung am leichteſten, überhaupt aber in den St; 
leichter: als auf dem Lande durch Aufficht gefichert werden Cb). 
Das, Schlachten zum Hausgebrauche ift am ſchwerſten zur 
Steuer beizuziehen, befonderd bei Zhieren, die der e 
ſelbſt aufgezogen hat. Aus dieſem Grunde iſt die 






439 


diefes nicht verfäuflichen Fleifches vorzuziehen, ob fie gleich den 
wohlhabenden Kandwirthen am meiften zu Gute fommt (c). Ent: 
richtumgsarten find: a 
‚1) nah dem Gewichte, mit Hinmweglaffung aller derjenigen 
‚Theile, die nicht gegeffen oder doch nicht pfundmeife aus: 
gewogen werden, wie Haut, Füße, Kopf, Eingeweide, 
Darmfett. Dieß macht eine Abwägung im Beifein eines 
verpflichteten Waagemeifterd, am beften auf einer öffentlichen 
>. Waage, nothiwendig. Der Aufichlag muß ‚vor dem Ans 
.: hauen ber vier Viertel bezahlt werden, in die das gefchlach: 
tete Thier des Waͤgens willen zertheilt wird (d). Dieß if 
unmſtaͤndlich, aber die Steuer vertheilt fich hiernach am ge: 
rechteſten unter alle Verkäufer; 
2). bloß nad der Stüdzahl, wobei die Entrichtung noch) 
vor dem Schlachten gefchieht und ſowohl fie als die Er: 
hebung hoͤchſt erleichtert iſt (e). Dagegen tritt der Mebel- 
ftand ein, daß diejenigen, welche fchwere Viehftüde fchlach- 
ten, für jedes Pfund eine geringere Steuer zu bezahlen 
haben, mithin der begütertere Unternehmer neben mancher: 
lei anderen VBortheilen auch durch die Art der Steuer ei: 
nen Vorzug genießt. Durd den ellgemeiner werbenden 
Begehr des fehwereren Viehes wird deſſen Einfaufspreis 
ſelbſt wieder erhöht, und wenn man hierin auch eine billige 
Belohnung für den Gewerbfleiß des Viehzuͤchtes erblicken 
kann, fo leiden doch diejenigen Gegenden, in denen die 
-  berrfchende Rindviehraffe noch Kleiner ift, und die Heinen 
WLandwirthe, die‘ ihr Vieh ungemäftet zit verfaufen gezwun: 
‚gen find, eine, allerdings geringe Benachteiligung (f). 
Dis Unterfcheidung. mehrerer, dem Gewichte nad). abgeftuf: 
ter Claffen von Thieren jeder Art fteht zwiſchen der erften 
und zweiten Methode in der Mitte. So oft fich zwiſchen 
dem Xccifeeinnehmer und dem Fleiſcher ber die Glaffe ei- 
. „ne. Stüdes ein Streit erhebt, muß das. Abwaͤgen zu Hilfe 
„genommen. werben, und da man in ben meilten Fällen 
hierauf zurüdfommt, fo ift mit diefer Glaffeneinrichtung 
nichts gewonnen (g). | | 


(a) Daher ift auch die Fleiſchverzehrung verſchiedener Gegenden und Drie 
fehr ungleich. In Baden zahlte der Kopf im Jahr 1832 1. D. 1%, fr, 
 Bleifhftener. In den 32 Obereinnehmersien fchwantte der Betrag 


3 


— 
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ſchen 31 fr. (Mannheim), worauf 23 fr. ( Karlsru ‚23 Er. 
ae folgen, und dem minimum 6 fr, hr oh uch 
Cm Odenwald), Hornberg und St. Blafien (im Schwe ind 
Lahr zunaͤchſt ſtehen. Volz, Gewerbskalender 1835, S. 9. € ab 
verzehren viel mebr Fleiſch ais das platte Sand su 2 
(6) Im Preußen ift die Schlacht · wie bie Mahlſteuer auf die’ größeren 
Städte beſchraͤnkt, ſ. 5.431. ' BR 27.14 
(ey Diefe Befreiung iſt z. B. in Baden und Wuͤrtemberg. In erfterem 
— Sande ſt auch nur das Fleiſch von Rindvieh fteuerbar, nicht das von 
‚Schweinen, Schaafen und Biegen. naht, 
cd Preuß. Schlastfteuer, Gef. v. 30. Mai1820, 1 rl, vom Eentner ; 
jedes. geſchlachtete Stuͤck lommt unzerſchnitten auf die Waage, nur 
| Süße, Eingeweide und Darmfert werden nicht mitgewogen, — 2 
—— —* 1828 (fpäter aufgehoben): Vom Ochſenfleiſch 3 fr., Rind- 
fe fr., Zarren= umd Kubfleifch +fr., dazu im Ganzen ein Milde 
... talb 30, ein Schaaf 18, cin Sihwein 10 fr. Be: ae 
(e) Baden, Gef. v. 26. Mai 1835. Man entrichtet von 1 Scfen 6 
25 Fr, 1 Rinde, Farren, Kuh 2. 20 fr., einem Kalbe 30fr,, Ochſen 
Sorunter 400: werden als Niuder verfteuert u. u. Bon 1832 — 
hatten die Sleifcher Die Mahl zwifchen diefer Acciſe ei. der. bl, 
der älteren nad) dem Gewichte um dem aversum, f. oben E 
Ä ee en — METZ — *2* — 513 — 
ſchergewicht hat. — Wuͤrtemberg ein uͤber 2A, 
unter 3 Sabren if. 30fr,, Kub, DR Farren 45 kr., PH 


Bor dem Finanzgef. 2 24. Dec, 1833, waren Die, Steuerfl 
(f} 7 ein Ochſe 800 Fleiſchergewicht, F en der Stü 








I ald 





(g) Frühere badiſche Einrichtuug, Acciſe⸗O. dv. 1812, 5. 64 und nachhe⸗ 
tige Abänderung: Ochſen uber 600 Pf. bezahlten TA. von 5 
bis an 600 Pf. 6 15fr,, von 4 bis 500 Pf. 3 R ‚von 3 
bis 400 Pf, If. 4ötr,, von 2 bis 300 Pf. 2 fi. fr. ie 


40 Reg re: ie ——— 
Geiſtige Getraͤnke find zur Beſteurung vorzüglich ‚gut 
geeignet, da fie, ohne unentbehrlich zu ſeyn, doch einen, 








„;* 


mieiften Menſchen fehr Lodenden Genuß darbieten, in allge 
nem Gebrauche find, und die Wohlhabenden, wo nicht auf Die 
Menge, doc auf die Güte der von ihnen verzehrten Gara 

mehr zu verwenden pflegen. Diefe Trankſteuern werfen‘ 2 vie 
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len Staaten beträchtliche Einnahmen ab, die nur, in Ländern, 

"wo fein Weinbau getrieben wird, größtentheil3 durch Zölle ein: 
gehen (a). 

Der Befteurung geiftiger Getränke fteht um fo weniger im 
Wege, weil der Genuß derfelben in vielen Fällen ind Uebermaaß 
geht und dann eine Befchränfung des Aufwandes zu Gunften 
der Staatseinkünfte eher nuͤtzlich als fchadlich wirkt; dagegen ift 
ed wünfchenswerth, daß die zur körperlichen Stärkung dienende 
Berzehrung der arbeitenden Glaffe fchonend belaftet werde. Man 
tönnte daher eine folche Höhe der Trankſteuern nicht billigen, 
welche, ungeachtet des Anwachfes der Volksmenge, den Verbrauch 
diefer Getränke fortwährend verminderte oder auch nur eine ver: 
haltnigmägige Zunahme deffelben verhinderte. 


Ca) Frankreich, 1825 — 29 im Durchſchnitt 105°980,000 Fr., nad) der Re- 
duction von 1831 u. 32, 64226,000 $r. Budg. 1835, 70°809,000 Fr. 
brutto, oder gegen 1fl. auf den Kopf. — Großbritanien, 1828: 


Bier, Malz, Hopfen 8:209,053 Pf, St. 
Wein 1:506,123 
Dranntwein 6°315,710 


Neuerlih wegen Aufhebung der Bieraccife weniger, In Baden trugen 
die Tranffteuern im Durchſchnitt von 1830 — 32 jährl. 693,648 fl. 
oder 343 fr. auf den Kopf der Einwohner, 1833 aber 40ft., und 
zwar im Geefreife SIfr., im Mittelrhein- Kr. 42 fr., im Oberrhein» 
Kr. 39 kr., im Unterrhein-.Kr. 32fr., ſ. Gewerbsfalender 1835 
©. 9. Es wird. dort die Folgerung gezogen, der Seekreis, da er die 
meifte eigentlihe Acciſe entrichte, Dagegen zu der ISumobilienaccife 
am wenigften beitrage, was zum Theile von der geringeren Zahl von 
erzwungenen Berfäufen herruͤhre, müfle der wohlhabendfte fein. Die 
Schatzungen zeigen folgendes Verbältnig: die Steuercapitalien auf den 
Kopf betragen im Seefreife 622 f., Oberrheinfr, 611 fl,, Mittelrheintr, 
610 fl., Unterrheintr. 650 Fl. h 


$. 433, 

Weinauffchlag. Soferne derfelbe die Weinconfumtion 
vermindert und den Preis der Meine erniedriget, fügt er neben 
der ganz zwedmäßigen Belaftung der Verzehrer auch den Eigen: 
thuͤmern der Weinberge einen Nachtheil zu, ed wird die Nente 
und aljo auch der Preis derfelben herabgedrüct, und zugleich die 
zahlreiche Glaffe der vom Weinbau lebenden Arbeiter in ihrem 
Unterhalte beeinträchtigt. Aus diefem Grunde kann ein beträcht: 
licher neu eingeführter oder ein ſtark erhöhter Weinauffchlag eine 

Rau polit, Oekon. Ir Vd. 2, Abth* 16 . 
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Herabſetzung der Grundſteuer von Weinland erfordern, -bejons 
ders da dieſes haufig wegen feiner abhängigen Lage bei Feiner - 
anderen Anwendung gleich vortheilhaft zu benußen ift. Bei ei— 
ner fchon lange eingeführten Weinfteuer hat ſich der Preis des 
Meines und der Anbau der Reben nach berfelben eingerichtet, 
und man Fann fie für unfchädlich halten, wenn die Lohnarbeiter 
fi) den Genuß des Meines nicht verfagen müffen und das ver: 
zehrte Quantum der Volksmenge nnd der herrfchenden Wohlha— 
benheit entipriht. Mas die Art und Weife der Erhebung bes 
trifft, fo fünnen außer der Einziehung an den Thoren der Städte 
(a), mit welcher die oben ($. 428) bemerkten Nachtheile verbun- 
den find, folgende Hauptmethoden unterfchieden werben: 

1) Erhebung bei den Erzeugern; | 

2) Erhebung bei den Schenkwirthen und ben Gonfumenten, 

bie fich einen Vorrath einlegen. | 


(a) Ein foldes droit d’entree in Franfreih, in Städten über 1500 Ein- 
wohner. Nach den Weinpreifen find die Dep. in 4 Claffen, nad der 
Bolfszahl die Städte in 8 Abtheilungen gebracht. Ertrag, ohne Pa» 
ris, vor 1830 gegen 17, nachher gegen 7 Mill, Fr., in Paris vor- 
ber 12 — 13, neuerlich 7-8 Mill., Hier erfegte Diefe Steuer die an« 
deren Weinabgaben. 


$. 434. 


Zu 1. Die Erhebung des Weinaufſchlages bei den Wein⸗ 
bauenden duͤrfte nicht ſogleich nach der Kelterung, ſondern ſie 
muß, was ſchonender iſt, einige Zeit ſpaͤter geſchehen (a). Sie 
betrifft das ganze Erzeugniß, alſo auch den Hausverbrauch der 
Weinbauenden und die Ausfuhr, bei welcher indeß, wegen der 
Unficherheit der Ueberwaͤlzung auf die auswaͤrtigen Käufer, zur 
Beförderung des Abſatzes eine Rüdvergütung angemeffen ift. 
Diefe Erhebungsweiſe ift fehr befchwerlich, weil man Hausfu: 
hungen bei allen Weinbergöbefigern vornehmen muß, wobei den: 
noch Verheimlichungen leicht vorgehen Tünnen (5); die Verſteu⸗ 
‚ung des noch unverkauft liegenden Weines ift für die Eigen» 
thuͤmer läftig ($.420)(c), und man hat Mühe, die Steuer -volls 
fländig einzutreiben, Mifchungen ꝛc find erfchwert (d), endlich 
kann auch die verfchiedene Güte des Weines nach den Jahrgaͤn⸗ 
gen nicht beachtet werden (e). 

Zu 2. Die Erhebung furz von dem Beginne des Berbraus 
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che3 CF) überhebt die Weinbauenden jenen Befchwerden gänzlich, 
und läßt auch den Weinhandel im Großen von den meijten Be 
fchränkungen frei. Die Steuer kann fo eingezogen werden, daß 
man 

‘a) die Schenfwirthe verpflichtet, ihren zum Kleinverfaufe bes 
flimmten Borrath vor der Einfelerung zu verfteuern, ebenfo 
diejenigen Zehrer, welche fich mit einem größeren, von dem 
MWeinhändler erfauften Vorrathe verforgen. Unvermeidlich 
ift zur Sicherung gegen Betrug, daß die Keller der Schenk: 
wirthe öfteren Befichtigungen durch Zollbediente unterwor: 
fen werden (2), und. der Weintransport innerhalb de3 an: 
de3 unter einige Auflicht geftellt wird, durch Forderung ei- 
nes begleitenden Frachtbriefes und Preisfcheins u. dgl.; 

b) alle Weineinlagen des Wirthes unter genaue Auffi cht nimmt, 
und durch vierteljährige Unterfuchung des Vorrathes die in 
diefem Zeitraume ausgefchenkte, alfo zu verfteuernde Quan— 
tität ausmittelt, was jedoch in Anfehung der nöthigen Con: 
trole umftändlicher ift (A). 


(a) Fruͤhere preuß. ——— Gef. v. 8. Febr. 1819, Jetzige Wein- 
fteuer, Gef. v. 25. Sept. 1820, Inſtruetion v. 8, Febr. 1826 bei 
„Pbilippi, &. 389. — Ueber die Nacıtheile diefes systeme de lin- 
ventaire, welches, jedoch in Läftigerer Form, in Franireich nad) 5jäh- 
Ä u ur wieder aufgehoben worben ift, f. Rapport au Roi, 
i 
@&) Jeder Weinbauer zeigt das gefelterte Duantum fhriftlih an. Die 
Nachſuchung CRevifion) geigieht nicht bloß in den angemeldeten Raͤu⸗ 
„men. Preuß. Inſtr. 1.1. ff. 11. 
(e), Bon dem. gefeiterten Moſte werden in Preußen 15 Proc. als Abgang 
abgezogen. Die wirklihe Verfteurung des in einem Jahre erzeugten 
' Weins wurde bisher bis zum 1. Aug. des naͤchſten Jahres verſcho— 
ben. Wird unterdefien der Wein verfauft, fo bat der. Käufer die 
Acciſe zu brzablen und den Weinbarenden die Quittung zu uberge» 
ben, der fie bei der Entrichtung feiner Steuer ftatt baar mit abliefert. 
Nach Eabinetsordre v. 23, Sept. 1834 ift dieß geändert; die noch un« 
verzehrten und unverfauften. Vorraͤthe des Weinbauenden werden gar 
nicht verſteuert, ſondern nur in das Regiſter des folgenden Jahrs 
eingetragen. 
(d) Es ift Gegenwart deö Steuerbeamten nötbig, — — 4. — 
cd) Die Steuer beträgt in Preußen in 6 Claffen 14 — 
+u. + rl. vom Eimer, wobei jeder Weinberg feine ne end Claſſe ea. 
Droit de detail in Sranfreih, früber 15 Proc, nun 9 Proc. vom 
gg . ausgefchenkten Weins; Betrag vor 1830 gegen 55, jegt 
.$r., — dazu droit de 'eirgnlation, bloß von den zu eige⸗ 
—— beftinmten Vorräthen, vor 1830 14F%c8 vom Hekto⸗ 
. liter, jegt auf die Hälfte geiert und ftatt der früheren 8— 9 Mil. 
gegen 34 Mil. tragend, a5 Finanzgeſetz ». dee 1832 geſtat⸗ 
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tet den Städten über 4000 E., das droit de circulation, d’entree 
und de detail in eine einfiae Thoraceife zu verwandeln. Baden, an⸗ 
| ef. Hecisordnung. Die Acciſe beträgt jest, (feit 1925) 4 fr. vom 
: Sulden, alfo „4 des Preifes: Worher waren Elafenfäge verordnet, 
* Wuͤrteniberg, 134 Proc. vom Preiſe des ausgeſchenkten Weins. — 
Im Großh. Heſſen (Gef. vom 12, Jun, 1827) muß, die Trankſteuer 
von Wein jedesmol entrichtet werden, wenn diefer im Großen an tie 
nen neuen Eigenthuͤmer übergebt. Sie beträgt 30 fr. von der Ohm. 
— In. mehreren Ländern befteht noch die Ältere Einrichtung, einer 
doppelten Getränfemaaß, indem die zum Ausſchenken gebrauchte Flei- 
ner ift, als die’bei der Verfteurung zu Grunde gelegte, damit die 
R ueberwälzung, ftatt einer Preiserhöhung, Durch Abzug an der Duan- 
.J titaͤt leicht bewerkftelligt werden koͤnne. In Würtemberg geben auf 
die Ohm 176 Schenk⸗ und 160 Eichmaaße, die erftere alfo um 
10 Proc, Heiner, um die frühere Steuer von gleichen Beträge zu 
verguͤten. In Zürich hat der Saum 90 Steuer « und, 100, Schent- 
maaße, f. Rau, Archiv, I, 412, | Bean 
(g) Unterfchied der Wirthichafts. CSchenf-) und der Weinbandlungs- 
CPatent-) Keller in Baden. Im letztere darf der Wein unverſteuert 
gelegt werden, | BICHL N 
(A) Würtemberg, Gef, v. 9, Jul. 1827, Inftruct, vom, 11, Dee; 4827. 
Handb. ©. 275. ee — 


8.435. 
Zur Weinacciſe gehören noch folgende Bemerkungen: 

1) Man pflegt den, in Wirthshäufern ausgefchenften Wein 
höher zu befteuern, als den von den Gonfumenten. felbft 
eingelegten. Der leßtere wurde anfänglid) gar nicht von 
der Accife getroffen, und ald man fpäter angemefjen fand, 
ihn ebenfall3 zu belegen, hielt man es doch für beffer, ihn 
weniger hoch zu belaften, da fein Verbrauch langfamer er- 
folgt, die Steuer dagegen fogleich bezahlt werden muß und 
auf dem Confumenten liegen bleibt, während im Mirths- 
hauſe nur Heine Theile der Steuer zu entrichten find u. 
dgl. Hierauf beruht die Einführung einer zweiten, neben 
der Accife bloß von den Schenkfwirthen erhobenen Steuer, 
Zapfgebühr, Ohmgeld Ca), deren Betrag jedoch 
gemeiniglich zum Nachtheil derjenigen Conſumenten, wel: 
che aus Befchränktheit ded Vermögens den Wein nicht im 
Großen kaufen können, zu hoch ift. 

2) Die Weinfteuer muß nad) dem Mittelpreife des Meines 
jeder Lage und jedes Jahrganges abgeftuft fein, und es 
wäre fogar nüglih, von den geringeren Sorten eine klei— 
nere Quote zu erheben (6). Da man auf die richtige An= 
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‚gabe des Preifes nicht rechnen kann, jo muß die Aufſicht 
der. Xecifebedienten auch hierauf gerichtet fein (c). 

3) Wenn der Aufſchlag erfi von den Weinwirthen entrichtet | 
wird, fo erfordert der eigene Verbrauch der Weinhändler 
und der Weinbauenden befondere Vorkehrungen... Er kann 
am leichteften vermittelt. .eines Paufchquantums belegt wer: 
den, bei den Weinbauenden bringt aber die Verſchiedenheit 
ihrer Vermoͤgensumſtaͤnde, fowie die Größe des ihnen ge: 
hoͤrenden Weinlandes folche Abweichungen hervor, daß man 

ſchwer einen billigen Maaßſtab finden wird (d). 

(a) Bad, Ohmgeld, bei Weinen von 250 fl. per Fuder oder weniget 
I fr. von der Maaß, bei foftbareren foviel als die Acciſe. — Gr, 
Hell. Zapfgebühr, 2,3, 4,5, 8 fr. von der Maaß Cwelche fehr 
groß ift, 100 Pariſ. Eubifjole,) — In Würtemberg trifft die ganze 
MWirtbichaftsabgabe von 134 Proc. bloß die Schenkwirthe. 

(8) In Baden waren bis 1825 fieben Elafien, bei denen der Preis des 

Fuders in der unterjten zu 60 fl. und weniger, in der hoͤchſten über 
250 fl. angenommen war. Es wären noch höhere Elaffen — ge⸗ 
weſen. Die niedrige Dean geringerer Weine ift auch zur Scho⸗ 
nung folder Weinbauenden, die- Feine gute Sorte erzeugen fönnen, 
fehr dienlich, weil ſonſt bei gleicher Steuer die jhlechteren Weine we» 

niger Abſatz finden würden. | 

(ce) Vorkaufsrecht der Uecifebedienten, mit 10 Proc. Zuſchlag. — Preise 

zeugniſſe, vom Acciſeerheber (Acciſor) und Drtövorgefegten des Or⸗ 
tes, in welchem Wein verkauft wird. — Verzeichniß aller folder 
Preisangaben, dem Obereinnehmer monatlid vom a über» 
gehen. Bid, U. O. 19 V. v. 27.Mai 1826. B. v. 22, Jan. 

ie AB22.- 

cd) Baden: Weinhändler bezahlen ein jährlihes Averfum von 3 fl, 20kr. 
mit einein Zuſchlage von 50 und 25 fr, für jeden maͤnnlichen und 
weiblichen Tiſchgenoſſen über 18 Jahre. U. Gef. v. 1825. — Weins 
bauende find frei, wenn fie nicht ausſchenken. 


6.436. 

Der Bierauffhlag ift in älteren Rändern von befon- 
derer Wichtigkeit. Er kann fehr ergiebig werden, man muß fic) 
aber hüten, ihn jo hoch zu fegen, daß der Verbrauch diefes, für 
die arbeitende Glaffe ſehr nüßlichen Getränfes ſtark vermindert 
und etwa der Genuß des Branntweines befördert werde (a). 
Auch hier find mehrere Erhebungsarten verfucht worden, bei des 
ren Bergleichung nur von einem Mehr und Weniger der Schwiee 
rigfeiten die Rede fein kann. 

3) Entrihtung von dem Rohſtoffe (d). 
a) Malzauffhlag, nach der Art der Mahlfteuer beim 
Schroten des Malzed zu entrichten Ce). Dieß ift ſehr 
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einfach und verurfacht der Megierung geringe Koften, 
wenn das Malz auf fremden Mühlen gefchroten wird, 
iſt aber nicht fo leicht auf große Brauereien mit eige— 
nen Schrotmühlen anwendbar (d). Bei der Feftfegung 
des Steuerfußes legt man Erfahrungsfäße Über die Menge 
des Biered, welched aus einer gegebenen Quantität 
Malz gebraut werden kann, zu Grunde (e). Ein er 
heblicher Nachtheil hiebei liegt in dem großen Reis zum 
Steuerbetruge und der Gefahr eines Einverftändniffes 
zwifchen den Bierbrauern und Müllern, weshalb man, 
nach den bisherigen Erfahrungen, entweder vielfache 
Gontrolmittel und ftrenge Strafbeftimmungen zu Hülfe 
nehmen, oder häufige Unterfchleife gewärtigen muß (7). 
Wo eine obrigkfeitliche Biertaxe befteht, die das Uebers 
wälzen auf die Gonjumenten erleichtert, da kann durch 
Berfertigung eines malzärmeren Biered ein unbilliger 
Gewinn gemacht werden, indem man aus gleichem Malz: 
quantum mehr brauet, ald das Geſetz annimmt. 
b) Das Malz kann nach der preußifch = Tächfifchen Einrich: 
tung Furz vor feiner Verwendung. zum Brauen, na= 
mentlich vor. dem Einmaifchen, verfteuert werben, wobei 
dieſes Gefchäft in Anweſenheit des Beamten vorgenom: 
men wird, nachdem der Brauer die Erklärung gegeben 
bat, wie, viel Schrot. er zu jedem Sude zu nehmen, und 
wie viel Bier er zu bereiten vor hat (2). Auf diefem 
Wege läßt fih, jedoch nur vermittelft einer Tünftlichen 
Anordnung und einer genauen Beauffichtigung des gan: 
zen Brauverfahrens, der Einzug des Bierauffchlages 
ztemlich ficher ftellen. Dr 
Co) Die hohe Beiteurung des Biers in Großbritanien war der Gegen» 
ftand vieler Beihwerden, Die 3 Abgaben bis 1830 machten gegen 
150 Proc. von Preife der Gerfte aus und betrugen etwa 17 Sch. 
vom Barrel Porter (9fl, 20 fr; von der bad. Ohm, +fl. 14 fr. vom 
pr. Eimer). Su den Mängeln diefer Befteurung trug bei, daß das 
um Hausgebrauhe gebraute Bier (meift von den Beguͤterten) feine 
ieraceife gab, Die Malzconfumtion fol (nah Montgommery 
Martin) von 1714— 1723 i. D. 34 Mil. Quarter geweſen fon: 
1814— 23 aber war fie nur 3'230,000 Qu., 1820— 29, .3°900, 
Du, fie hat alfo mit der Volksvermehrung nicht gleihen Schritt ges 
halten, und die Ubgaben haben beigetragen, den ftärferen Verbrauch 


der warmen Getränfe bervorzubringen. Won 1684 — 93 wurden 
i. D. jährlid an 7 Mil. Barrels, von 1694— 1703 wegen der Ab» 
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"gaben nur 54 Mil, DB. verfteuert, 1746 — 50 1, D. an 6, 1824 — 
28 i. D. 83 Mil, B., aber wegen des wenig vergrößerten Mal;ver- 
brauches ift auf geringere Güte des Biers zu fhließen. Mac Euls 
od, Handb. I, 211, 11, 253. Der Robertrag der Malzfteuer war 
1820 . .' 4°937,660 Pf. St. bei 34 Sch. per Buſhel. 
1825 ,„ . 4:075,340 2 ©&d, 7% 
1830 . 3:505,454, 
18311 ,„ .„ 4'469,127, 
1832 . . 4772,000. 
1833 , . 4812,000, 
1835 gegen 5°650,000, 
Hier find die Folgen von der Aufhebung der’ Bieraccife im J. 1830 
fihtbar. 1832 — 34 war die Malzconfumtion i. D. 39:722,000 Buſh., 
1835 ſchon 45°317,000 Buſh. — Verhandlungen über den, von Peel 
befämpften und auch verworfenen ea die Malzſteuer gleich« 
fans abzuſchaffen, Unterhaus, 10, Mär; 1835, 
(8) Die Maljfteuer in Großbritanien wird nad monatlicher Angabe des 
verfertigten Malzes entrichtet, mit genauer Befihtigung ‘der Malj- 
gruben und Abſchaͤtzung der auf der Darre liegenden Menge. Die 
vielen läftigen Vorfhriften und Strafbeftimmungen find neuerdings 
<C11, .Georgs IV. c. 17) ſehr vereinfacht worden; f. dv. Raumer, 
Brit, ©t.S. ©. 88, Mac Culloch, reg I, 254. Nach öfte- 
ren Veränderungen beträgt die Steuer feit dem 25, Febr. 1822 2 
Sch. 7P. vom Buſhel, oder 20 Sch. 8 P. vom Quarter, oder 6A. 
24 fr. vom Matter, — Hiezu kommt die Hopfenaccife, die der Land⸗ 
wirth zw entrichten bat, 2 P. (6 fr.) vom R. 
Ce) Baiern, — Würtemberg feit 1827 nad) dem Beifpiel Baierns. 50 
fr, von: der bair. Metze, 20 Er. vom wurtemb. Simri eingefprengtes 
Malz; (resp. 3 fl. 22 und fl, 13 fr. vom bad. Malter), mit der 
"Annabme, daß 6 Raumtheile von trodenen Malze dur das Bene 
-.. gen (Einfprengen) fih auf 7 vermehren, 
* Der bair. Matzautſehlo trug ein: 
18 635,000 


a 


% 
4 


19-21 1 ©; fl. 
23 ng 25 7 4941 ,000 [77 
26— 29 4-838,000 , 


- ”„ ' 

Die Erhebung diefes Auffchlages koſtet in Vaiern nur F Prog. Uee 
ber die Mängel der dortigen Anordnungen ſ. Rudbart, III, 154. 
— BVorfchriften in Würtemberg, f. Handb. ©. 282 ff, Der Malz 
fein muß dem Ueberbringer des Malzes mitgegeben werden, er ift 
nur für 1 Tag gültig.‘ _ Der Müler muß das M. nachmeſſen und 
den Befund auf den Schein bemerken, ein ausführliches Regifter 
führen, die Scheine dem Wccife-Einnehmer zurüdgeben ꝛc. ud die 

„Brauer haben ein Malzregifter zu balten ꝛc. 
Cd). In Würtemberg werden ſolche Privatſchrotmuͤhlen, wo man überhaupt 
"ihre Beibehaltung geftattet, unter Berfchluß des Acciſebeamten gehalten. 

(ce) ‚Die Annahme ift in Baiern 6—7 Eimer (resp. Winter» und Som⸗ 
merbier) auf 1Scheff. Mal;, in Würtemberg 64 Simri eingefpreng» 
tes Mal; auf den Eimer, alfo in beiden Fan ern 1,° Raumtbeile 
Bier auf. 1 Theil Schrot, 

(fJ Man glaubt, daß in Baiern jaͤhrlich 4 Mill., wo nicht gar 14 Mil. fl. 
defraudirt werden, Verb. d. 2, K. v, 1828, III, 139, Ein in jenem 
Jahre den Kammern vorgelegter Gefegentwurf, in dem namentlich Kel- 
RUN vorgefchrieben, waren, kam, als zu beläftigend, nicht zu 

tande, 


u ER u ee 
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(g) Preuß. Gef. v. 8. Febr. 1819, 5.18— 21, Ordnung von demf, Tage, 
.27—35. Cabinets⸗O. vom 10. Januar 1824, Fin, Refer. vom 
27. Apr. 1824, — Saͤchſ. Gef. v. # Dec, 1833, Bierfteuer-Berord» 
nung von gleichem Tage, in Bergers Sammlung, &. 107, — Die 
Steuer ift 16 Gyr. oder 20 Sgr. vom Eentner gefprengtes Malzfchrot. 
Der Brauer muß dem Amte die Zahl feiner Pfannen und Badöfen 
(welche fodann amtlich gemeifen werden), anzeigen, ferner jedesmal; die 
Seit, warn er matfchen will, zugleich feinen Malzvorrath und das dar⸗ 
aus zu brauende Biergquantum melden, weldes dann zur Controle er» 
forſcht wird. Nur der, zu Dem naͤchſten Sude (Gebräude) beftimmte 
und verfteuerte Malzvorrath darf in dem Malzraume fi befinden. 
Das Maifchen muß auf einmal, nur im Braulocal gefcheben, umd es 
muß, von der vorber angezeigten Seit an, noch eine Stunde auf die 
Ankunft des Beamten gewartet werden. 


$. 437. 


2) Die Bieraccife kann auch bei dem Brauen felbft entrichtet 
werden, Hierher gehört die Erhebung von jedem Sude 
nach der genau erforſchten Größe des Keſſels oder der 
Pfanne, wobei der Brauer Anzeige zu erftatten hat, fo 
oft er fieden will (a), ES ift zwar nicht leicht Die Vers 
heimlichung des Siebend zu beforgen, aber leichter kann 
während der geftatteten Brauzeit ein mehrmaliges Füllen 
unternommen werden, weshalb es rathſam feyn würde, 
noch ein anderes Gontrolmittel, 3. B. die Erforfchung der 
verbrauchten Menge Schroted (6) oder die gewonnene 
Quantität Bier zu Hülfe zu nehmen. Wenigftend muß 
alles Nachfüllen des Keſſels unterfagt und durch fleißige 
Auffiht während des Brauens erfchwert werden, auch 
muß die geftattete Brauzeit nach dem Zuftande der Kunft 
in jedem Zeitpuncte fo bejlimmt werden, daß fie zu dem 

genannten Migbrauche nicht zureicht. 


3) Die Erhebung von dem gebrauten Vorrathe, wie er fidh 
nach der Vollendung des Siedens zeigt, würde darum 
weniger gut fein, weil hiebei die verfchiedene Stärke, z. 
B. des Sommer: und Winterbiered, eine Störung mas 
hen müßte, und weil ohne vorausgegangene Beobach— 
tung des Brauverfahrens zu leicht ein Theil ded Erzeuge 

niſſes auf die Seite gefchafft werden koͤnnte. Doch ift. die 

Beachtung ded auf dem Kühlichiffe, in Bottichen und 
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Faͤſſern enthaltenen Bierquantums ein gutes Control: 
mittel, : 


a) Baden, Gefeb v. 4. Mai 1825. V. vom 22, Sept. 1825, Es find 
13 fl. vom Fuder Bier gerechnet, und nad dem angenommenen Ber- 
ältnifje des Verluftes beim Sieden und Gähren werden 10 fl. vom 
uder (zu 10 Ohm) des Keflelgebaltes, nad Abzug von 2 Bollen 
für den Rand, erhoben, Demmnach treffen auf die badifhe Maas 
0,’: fr. Bon jedem Sude wird vorher Anzeige erftattet und die Ac⸗ 
cife bezahlt, fodann von den Mccifebeamten das verfiegelte oder ver— 
bleite Schuͤrloch geöffnet, Späteftens nad 30.Stunden (14 bei Weiß- 
bier) muß das Schurlodh wieder verfchloffen werden, — Ertrag im 
Durchſch. von 1825 — 33, 165,293 fl. Das maximum (208,000 fl.) 
fällt in das Jahr 1831, wo das Ohmgeld am mwenigften eintrug, dus 
minimum €126,000 51.) 1828, wo das Ohmgeld am ergiebigften war. 
(b) Im 8. Weftpbalen wurde der Bieraufſchlag gleihfalls von dem Kef- 
felinhalte erhoben; Gef. v. 6. März; 1810 (Bulletin v. d. 3. 1,279 
Art. 6. 23, Der Stenerfuß war anfangs 1,'° Frs., dann (Gef. v. 
18, Dez. 1811) 1,79 Frs. vom Heftoliter Coder, 1 fl. 12 fr. von der 
bad. Ohm). Der Brauer mußte bei feiner Declaration auch die 
Menge des zu verwendenden Malzes anzeigen und ein genaues Brau⸗ 
regifter führen. Wer für 100 Raumtheile mehr als 46, Theile 
MWaizenmalz; oder 70,? Theile Gerftenmalz; anmwendete, mußte verhält 
nigmäßig mehr Steuer entrichten, Gef. v. 15, Jan, 1812, Art, 55 ff. 
Bullet, 1, 59, 


$, 438. 


Der Branntwein ift ein vorzüglich guter Gegenftand ber 
Beſteurung, weil fein Genuß fo leicht in’3 Uebermaaß gebt und 
dann fo verberbliche Wirkungen auf Geift und Körper hervors 
bringt, daß eine mäßige Verrheuerung eher für nüslich als für 
ſchaͤdlich zu erachten iſt (a). Gleichwohl fpricht die Nüdficht auf 
die Landwirthfchaft, zu deren einträglichem Betriebe die Brannts 
weinbrennerei ein vorzügliches Huͤlfsmittel ift, und die Beſorg, 
niß des heimlichen Brennens (5) für eine Ermäßigung des 
Branntweinaufichlages, der jedoch wenigftens in richtiges Wers 
hältnig zu der Bier und Weinfteuer, mit Rüdficht auf die fehr 
ungleiche Stärke diefer drei Getränke, gefegt werden follte. Arten 
der Erhebung find: 

1) Maifchfteuer, von dem Inhalte des zum Ginmaifchen 
benugten Gefäßes bei jeder Füllung (c). Hiezu gehört, 
dag man dad Verhältniß erforfcht habe, in welchem der 
Branntwein von einer gewiffen Stärke zu dem Raumges 
halte der dazu benutzten Maifche fteht (d). Wird Brannt» 
wein aus andern Stoffen ald Getreide oder Kartoffeln ges 


* 
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gebrannt, fo muß, nah Maaßgabe ihrer Ergiebigkeit, eine 
Steuer von ben, zur Deflillation kommenden Vorraͤthen 
entrichtet werben (e). Der Eigenthümer der Brennerei ift 
‚verpflichtet, von dem Umfang und der Weife, wie er fein 
Gewerbe in jedem bevorftehenden Monate betreiben will, 
von der Anzahl, Größe und Stellung der Maifchgefäße, 
den Tagen der Einmaifchung eines jeden und des Bren⸗ 
nens aus jeber Blafe, von den Quantitäten der zu ver: 
wendenden Kornfrüchte oder anderen Stoffe ıc. durch Ue— 
bergabe des Betrieböplanes ausführliche. Anzeigen zu 
erftatten. In der Zwifchenzeit, in der nicht gebrannt wird, 
bleiben die Maiſch- und, Deftillirgefäge amtlich verſchloſ⸗ 
‚fen. Die Brennerei ift der Aufficht des amtlichen. Perſo— 
nald unterworfen und Feine eigenmädtige Abweichung von 
dem Plane geitatte. — Bei diefer. Einrichtung wird die 
Sicherheit der Steuererhebung durch eine ſehr befchwerliche 
Einengung des Gewerböbetriebes erfauft, die man durch 
pertragsmäßige Firirung der Steuer auf 1 — 4 Wochen 
zu befeitigen gefucht hat (f). 

(a) Die Meinungen über die Schädlichfeit des Branntweines im Allge⸗ 
meinen find getbeilt, in kaltem und feuchten Klima ift er nicht zu 
entbehren, aber fein anderes Getränk reizt ‚fo ſehr zur Unm 
und richtet fo viele Menfchen zu Grunde. In Ländern, wo der 
den unteren Volksclaſſen unzugänglih ift, kann durch gutes und 
woblfeiles Bier dem Ueberbandnebmen des DBranntweintrinfens hr 


gegengewirft werden. — The poor man’s sparkling substitute 
riches. Byron. 

(8) In Großbritanien ift ſowobl dieſe Art des Betruges als das heimliche 
Einführen vom Auslande, der hoben Abgaben ‚uote ſehr Häufig 
geworden ieraus wird die große Sunahme der verfteuerten Eon 
fumtion erflärlid, - In England war vor 1827 die Accife von der 
Oallon 11Sch. 94P., von da an ift fie 74 Sch. Die Conſumtion 
war vor 1827, i D. von 3 Jahren, 3°959,990 ©, 


im 9. 18277 ſogleich 7° 407, 205 — 
1838 — 31 i. D. 7'471,052 — 
In Irland war: Accifefah- Verbrauch. 
3 Jahre vor 1824 564.71 3:173,948 ©, 
1826 — 1829 2 — 10 — 8-561,346 — 


1830 erfolgte eine Erhoͤhung auf 34Sch., worauf die verfteuerte Men- 
ge ſortſchreitend etwas ſank, von 8* 212, 222 ©. im 3. 1829 auf 
8°135,281 im Jahr 1833, aber Die ganze wirflich verzehrte Menge 
flug man zu 12 — 14 Mil. ©. an; 1835 mwurde die Abgabe in 
Irland auf 34 Sch. erniedrigt. In den — wurden ver» 
fteuert : 1821 8°698,620 Gall. für 5°916,903 Pf. S 

30 22744, 271 — 5209, "559 — — 

34 23:397806 — 5.243,438 — — 


* 


8* 


(e) 
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1. Mac Eullod, Handb. 1.694, Lord Althorpe, Unterhaus, 
24, Zuli 1834 und neuere Angaben, —— 
Preuß. V. v. 1. Dec. 1820 und neuere Vorſchriften, Philippi, 
S. 398. — Saͤchſ. Gef. v. 4, Dec, 1833, und V. von demſ. Tage, 
Berger, ©. 81. — Die Abgabe beträgt feit 1824 (10, Jan.) 14 
Sgr. von je 20 Duart des Maifchgefäßes- bei jeder Einmaifhung ; 
für Sandwirtbe, die ihre eigenen Früchte verwenden, nur im Win» 
terbolbjahre und in beichränften Umfange (mit uber 900DLu, Bot- 
tihraum an 4 Tage) brennen, 14 Sgr. 

Es fol 14 Gyr. auf die Duart Branntwein kommen, alſo rechnet 
man, daß diefe (u 50 Tralles) aus 202 Du. Maifhe erzeugt 
wird; die frühere Annahme war, aus 23 Om V. v. 1. December 
1820 $.1, 

Bon 1 Eimer eingeftampften Kernobfted, Beeren, Weintreber 4Sgr., 
von 1 Eimer Trauben» oder Obftwein, Weinhefe, Steinobft 8 Sgr. 


Es find alfo resp. 23,%° und 46,°% Quart zur Erzeugung von 


1 Du. Branntwein zju erforderlich, 


(f) Die Entrihtung gefchieht monatlih, fann aber broßen Brennereien 


gegen gehörige Sicherheit vom 1. Olt. bis zum legten Sept. des fol« 
genden Jahres creditirt werden, Pr, V. v. 27, Dec, 1825, 


$. 439, 


2) Der Blafenzins wird von dem Inhalte der Brannts 


weinblafe, für jeden einzelnen Brand, mit Annahme eis 


ner gewiffen Brennzeit, erhoben, und durch Verfiegelung 


oder amtlihe Aufbewahrung des Helms gefichert (a) 
Das Verfahren hiebei ift viel leichter, als bei der erfteren 


. Methode, allein der Blafenzins hat fih darum ald höchft 


mangelhaft erwiefen, weil die begüterteren und geſchickte⸗ 
ren Unternehmer vermittelſt mancher Verbeſſerungen im 
Betriebe die Brennzeit ſehr verkuͤrzen und alſo waͤhrend 
der ihnen für einen Brand verſtatteten Friſt ein viel grös 
Bered Erzeugniß zu Stande bringen fönnen, fo dag man 
in Hinficht der Zeit gar keine Regel aufftellen kann (6). 


3) Befteuerung beim Einlegen in den Keller der Schenkwir: 


the, wie bei dem Weinaufichlage, während die Brannts 
weinbrennerei und die Vorraͤthe der Unternehmer derfelben 
ganz unbelaftet bleiben (c), eine fehr einfache Anordnung, 
die in Weinländern, wo diefelben Wirthe Wein und Brannt: 
wein ausſchenken, am leichteften auszuführen ift (d): 


4) Ein Paufhquantum für das ganze Jahr von dem Inhalte 


jeder Blafe, die der Eigenthümer ald zur Benutzung be» 
flimmt angiebt, Keffelgeld. Die Helme Hüte) der 
nicht verfteuerten Blafen (Keffel) werden von den Beam: 


1 
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tem verfiegelt (e). Dieß ift, die allerleichtefte. Einrichtung, 
ſowohl für die Branntweinbrenner als für das Steuerper⸗ 
fonal gleich bequem, aber fie ift nur bei einem, fehr nie: 
drigen Betrage der Abgabe zuläffig, weil fonft die Un- 
gleichheit allzu fühlbar ſeyn würde, daß diejenigen Unter: 
nehmer am wenigften getroffen werden, die, von ihrem 
Brenngeräthe den häufigften Gebrauch machen. Auch die 
im Gefeße gemachte Abftufung verſchiedener Arten des Be: 
triebes iſt nicht hinreichend, um jene große Ungleichheit zu 


entfernen. TEEN 


Ca) Xeltere bad, Acciſe, auf 24 Stunden + Kr. don der Maaß des 


(b) 


(c) 


'(d) 


A Bla⸗ 
ſeninhaltes, ſowohl beim Rauhbrennen als Laͤutern, von Karioffein 
nur Kr. Jede Blaſe wurde auf oͤffentliche Koſten geeicht. Accis⸗ 
ordnung v. 1812 4. 38 und ſpaͤtere Beſtimmungen. — Aehnlich das 
in diefem Puncte aufgehobene preuß. Gef. v. 8. Febr, 1819, Es 
wurde vorausgefest, daß man in 24 Stunden 1Qu. Branntwein von 
50° Tr, aus 4 Du, Dlafeninhalt erzeugen könne, von denen daher 
11 Ggr. erhoben wurde. Für Brennerfien, welche + mehr oder we» 
niger , als dieſen Mittelfog, erzeugten, follte der Steuerfag- verhält 
nipmeaptg abgeändert werden, reg 
In Sroßbritanien wurde 1786 bei der Einführung des Blafenzi 
angenommen, daß man woͤchentlich 7mal die Blafe leeren könne. 
Schottland wurde dieß fhon 1788 40mal in der Woche bewerkftel- 
tigt, und 1799 fünnte die Blaſe in 1 Stunde 22mal geleert wer- 
den, Pauderdale, Ueber Nationalwohlitand, S. 34. Auch das a. 
preuß. Gefeg brachte ſchnell ſolche Berbeilerungen hervor, , Bla» 
fen, Mailhwärmer sc, ſ. Benzenberg, Ueber Preußens 
balt, 8,24. — In Würtemberg, a. Geſetz v. 1827. iſt die Steuer 
5fl. vom. Eimer des Kefielgebaltes, oder, wenn Branntwein aus 
Malz bereiter wird, 1 fl. 48 fr., neben der Malziteuer, — bei 


‚dem Beauten vom! Beginn und Ende jedes Brandes, gleichung 


des Productes mit dem Rohſtoffe, Nachſehen, ob nicht zu « 

Zeit gebrannt wird; daneben werden 15 Proc. von Erloͤſe der Schent⸗ 
wirtbe als Patentiteuer gefordert; Handb. ©. 269,. ee 
Groß. Hefien, ‚Gef. von 12. Inni 1827, Bon der Ohm ‚Brannt- 
wein werden 5fl. 20fr. erhoben (4 fr. von der def, Maaß oder 24 
fr. von der pr. Duart), Die Fabricanten und Großhändler von 
Dr, find befreit. ont TEEN. 
Bad. Gef. v 1323. R. Bl. Nr.7 B. vd. 21. Aug. deſſ. I. Die Steuer 


. beträgt jährlich) von jeder Maaß der Blaſe 


für Landwirthe. für andere: Branntweinbr, 

bei der Benutzung aler * 
Materialien 4 fr. 8 Wi? 

er der Beihränfung auf 


bft und Trauben. 2 | 4 a 

Diefe Steuer wird mir dem Schapnngen eingefordert, Sie beträgt 

nur 36,000 fl. ER 
(044 eh 


8 
4 


ur 
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Es giebt wenige Dinge, die eine Aufwandsſteuer fo gut 
ohne förende Folgen tragen Eönnten, als der Tabak. Am 
leichteften werden. die, zu.den feineren Tabaksſorten unentbehr: 
lichen ausländijchen Blätter vermittelft .des Einfuhrzolles getrofs 
fen (a). Für die inländifchen aber ift es nicht leicht, zwifchen 
der Gewinnung und Verzehrung einen Zeitpunct zu finden, in 
dem fie bolftändig und ohne läftige Wirfungen befteuert werben 
könnten, und man hat ſich darum in mehreren Staaten zu dem, 
die Bötriebfamkeit der Bürger fehr beengenden Schritte veran- 
loßt gefunden, die Verarbeitung und den Handel zu einem Re: 
gale zu machen, ($.204). Ohne diefes Mittel muß man dars 
auf verzichten, eine große Einnahme aus der Tabaksſteuer zu 
ziehen. Ein Tabaksaufſchlag bei freier Production und freiem 
eo. mit Tabak könnte erhoben werden : 
1) bei dem Anbau, fo daß der Landwirth yon der mit Ta— 
+ bat bepflanzten Fläche, allenfalls mit einer Abftufung nach 
Bodenart und Klima, eine, von Jahr zu Jahr gleiche 
> 1. Abgabe zu entrichten hat, für die ihm nad) der Ernte noch 
einige Frift geftattet wird (6). Diefe Befteuerungsweife 
iſt ohne Schwierigkeit auszuführen, hat aber die. Gründe 
‚gegen fich, welche im Allgemeinen der Steuerforderung 
von rohen Stoffen oder- unvollendeten Waaren widerſtrei⸗ 
ten ($. 419). Ferner fteht der Landwirth in Verhältnig 
zu dem Gewerksmanne, der ihm feine Erzeugniffe abkauft, 
in mehreren Hinfichten im Nachtheil und es ift deshalb 
nicht ficher auf den Erfaß der, von erfteren vorgefchoffenen 
Steuer zu rechnen, die auch nicht genau mit dem jebeös 
mal gebauten und verkauften Quantum fleigt und fält;. 
2) beim Verkaufe durch den Landwirth, indem das Abwägen 
auf einer öffentlichen Waage vorgefchrieben wird (c). Die 
geht da am leichteften an, wo fich in jeder Gemeinde, de: 
ren Bürger Tabak bauen, eine ſolche Waage befindet, hat 
jedoch ebenfall3 die unter 1) erwähnten Nachtheile; 
3) bei der Verarbeitung, indem die Kabricanten beim Ein- 
faufe von Blättern und bei der Abfendung von fertigem 
Tabak unter genaue Aufficht geftellt werden. Es ift fehr 
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ſchwer, häufigen Betrug zu verhüten, wenn man nicht 
foftbare und drüdende Gontrolmittel häufen- will (d) ; 

4) bei dem Kleinverkaufe, der dann den Fabrikanten, wofern 
fie nicht die befondere Berechtigung nachfuchen, fireng uns 
terfagt würde. Die Abgabe müßte fo gering feyn, daß 
neben ihr der Zoll von fremden Blättern beſtehen könnte, 
und durch die Verpflichtung, jeden Ankauf anzumelden, 
fowie durch Stempelung aller Pakete gefich:rt werben (e). 


Ca) Daher ift in England der Tabafebau ganz verboten. . Der Schleich⸗ 
handel mit Tabak ift dafelbit ungeheuer. * 
(8) Preuß. Tabaksſteuer, neu geordnet durch die Cabin. O. v. 2% März 
4828. Es werden vom Morgen 6 — 5 — 4 — 3 Thl., oder vom 
+5. M. ebenſoviel Sgr. entrichtet. Wer 6 D,Ruthen oder mehr be» 
pflanzt, bat Anzeige zu machen. Die Sablung geſchicht bis zu Ende 
Julius, oder früber, fobald die Hälfte der vorjährigen Ernte verkauft 
wird, Bei Mißwachs tritt ein Nachlaß ein. 
(e) Bad. Mecife-D, v. 1812, $. 75 ff. In jedem Amtsbezirke, wo Ta» 
baf gebaut wird, wenigftens 1 Waage. 24 fr, Acciſe und 6 fr. Waag- 
geld vom Centner; Ruͤckverguͤtung bei der Ausfuhr. :-Diefe-Uecife 
börte 1818 auf . 
(4) Eine foldhe Abgabe wurde 1797 in Frankreich eingeführt. Sie trug 
de D. nicht voll-6 Mil. Sr. Strengere Eontrole durdy das Gef. v. 
"5, Ventose XII. (1804), SInftruction für das Erbebungsperfonal, f. 
Code des droits reunis, II, 128 (A. XIID. Die Steuer war 40 
- Gent. vom Kilogramm. Blätter (9 fl..20 fr. vom Eentn.). - Der Er« 
trag flieg auf 16H Mil. Sr. 
Ce) In Würtemberg verfuchte man 1812, nad der Aufhebung der Ta- 
»  baföregie, den Fabrifanten und Händlern nad Faffionen ‚über die 
von ihnen abgefegte Menge, nachber in Gemäßheit einer. Elaffenein- 
fhägung in Bezug auf mutbmaßlichen Abſatz, eine Tabafsfteuer auf- 
zulegen, die im Ganzen auf 40,000 fl. beftimmt und unter die fteuer« 
pflihtigen Gewerbsleute repartirt: wurde. Aufgehoben 1828. 


$. 44. 


Spielcharten und Galender find in vielen, Zeitun. 
gen im mehreren Ländern mit einem Auffchlage belegt worden, 
zu deffen Sicherung man fich der Stempelung bedient, $. 231. 
Eine Befteuerung der Spielcharten ift ohne befonderen Nachtheil, 
nur trägt fie wenig ein und verleitet zu vielen Gefegwidrigfeiten. 
Sie macht e3 nothwendig, die Einfuhr von Spieldarten vom 
Auslande, ferner den Verkauf und Gebrauch ungeftempelter 
Charten bei Strafe zu unterfagen, wenn man aber alle Defrau: 
bationdfälle verhüten wollte, fo würde eine fehr Eoftbare und 
umftändliche Beauffichtigung, namentlich der Chartenfabriken, 
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nothwendig werden (a)» Bei ihrer übrigen Zweckmaͤßigkeit kann 
biefe Abgabe, in mäßigen Sägen und mit einer, auf Fabriken, 
Kaufleute und Wirthshaͤuſer zc. befchränkten Controle, beibehal: 
ten werden. — Die Stempelgebühr von Galendern ließe fich, 
da die für die unteren Stände beftimmten Galender, als ein 
Mittel, Belehrung zu verbreiten, eher Begünftigung ald Bela: 
fung verdienen, nur etwa bei den Almanachen in Schuß’ neh: 
men, es ift aber nicht abzufehen, warum diefe von allen Drud: 
fchriften und Kunftwerken allein eine Steuer tragen ſollen. Auch 
der Zeitungsftempel ift, in Hinficht auf die Wichtigfeit der Zei: 
tungen ald eines allgemeinen Bildungsmitteld, nicht. zu billigen, 
und wenn man ihn als ein Mittel angefehen hat, den Miß— 
brauch der Tageblätter für unlautere Zwede zu erfchweren, fo 
fteht ihm entgegen, daß er ohne Unterfchied die beffern wie die 
fchlechteren Blätter trifft (2). 


(a) In Sranfreih muß das Papier zu den Eharten dent Staate abge» 
— kauft werden. Limpôt sur les cartes, qui ne produit annuelle- 
‘ ment que 500,000 fr. environ, est le moins important de tous 
ceux’ que pergoit la regie et celui qui est le plus exposd-a la 
- fraude. Rapport au Roi de 1830, S. 113. — In Großbritanien 
trug der Ehartenftenipel 20 — 22,000 Pf, St., feir der Reduction von 
: 1828 nur noch 14 — 15,000 ; die Abgabe it 1 Sch. vom Pfund, — 
In Preußen bat fi die Regierung den Verkauf der Spielcharten 
vorbehalten und bezieht im Preife fogleih die Steuer, Franzöf. 
Eharten werden in 3 Sorten zu 15 — 10 — 5 Sor., deutfche zu 
10 und 5Sgr. verfauft — In Baden ift feit 1831 der Chartenjtem- 

pel aufgehoben, 


() In Großbritanien ift 1836 der Stempel von 4 auf 1P. (3 fr.) vom 
Stüd herabgeſetzt worden, Vorher war der Ertrag bis über +Mil. 
Pf. St. geitiegen. s. on 


5. 442. 


Außer den genannten hat man in verfchiedenen Ländern 
noch mancherlei andere Verbrauchsgegenſtaͤnde mit einem Auf: 
fchlage zu belegen verſucht. Diefe Steuern zeigten ſich großen: 
theils als fehlerhaft und ſchaͤdlich und man ift, namentlich in 
Großbritanien, in ihrer Abſchaffung oder wenigſtens in ihrer 
Milderung fehon ziemlich weit fortgefchritten (a). Dinge, deren 
Ankauf: im: Ganzen nur eine geringe Summe in Bewegung 
fest, ſollten ſchon darum nicht befteuert werben, weil die Koften 


J 
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und die Beſchwerden der Erhebung im Verhältnig zu dem zu 
erwartenden Reinertrage allzu groß werden. 


Ca) Großbritanien und Irland hatte im Jahr 1834, neben dem Malzs 
und Branntweinauffchlage, im Betrage von 10°519,042 Pf. ©t., nad 
folgende Aeeifeeinnahmen : von Uuctionen brutto 256,336 Pf. St, — 
Biegen 347,305 — Glas 923,039 (wovon gegen 190,000 Pf. Ruͤck⸗ 
vergütung abgehen) — Hopfen 329,895 — Papier 899,806. — Seife 
945,488 (wovon aud wenigftens 300,000 Pf. abzuziehen find) — 
Stärte 64,016 — The 1-455,365 — Eifig 25,760 — Tünftliche 
eine (sweets) 3170 — Steinfrüge 4227, zufammen 5:254,807 Pf. 
St. Hierzu kommen die Licenzen von einer Menge von Gewerböleu- 
ten, weldye die mit Acciſe belegten Dinge verfertigen oder verfaufen, 
eine Abgabe, die diefer Beihränfung wegen weniger den Character 
einer Gewerbfteuer, als den eines firirten Aufſchlages und zugleich ei⸗ 
nes Mittels, die Zahl der Acciſepflichtigen zu befchränfen, anzujeben 
iſt. Sie betrug im genannten Jahre 1°103,443 Pf, St. Die bedeu⸗ 
tenderen Reductionen der neueften Zeit find folgende: 1830 Bieraufs 
ſchlag, gegen 3Mill. Pf. St. — Leder 340,000 Pf, — Eider, gegen 
30,000 Pf. — 1831. Kattune und bedrudtes Papier, 550,000 (nad) 
Abzug des ftarten Erfages bei der Ausfuhr). — Lichter, 500,000 Pf. 
St. — 1833 Seife, auf die Hälfte geſetzt, wobei man alfo 593,000Pf. 
weniger zu erwarten hatte (f. Dagegen oben, Ertrag v. 1884). — 
Siegel, berabgefegt um ungefähr 37,000 — Spieldarten, 30,000 u, 
‚m. a, Stempelfäße. 1834 Stärfe 76,000 Pf-, Reduction dev Brannt⸗ 
weinfteuer. 1835 Glasaceife um 4 vermindert. 1836: Papier auf 
die Hälfte, Die Uccifeeinnahme von 1834 war um ungefähr Miu. 

f. höher, als man. diefer Erleichterungen zufolge haͤtte vermuthen 
oßen, My 





4. Abfap,. 
Gränzzölle. 





I. Allgemeine Grundfäge 


A, Wefen der Zölle überhaupt. 


q. 483, | 


Zölle Ca) oder Mauten(d), d. h. Abgaben vom ben, 
im Handel verfendeten Waaren, kamen fchon im Alterthume 
vor(c) und gingen nad) dem Beifpiele des römifhen auf dad 
franzöfifche Reich über(d). Sie wurden an einzelnen Handels: 
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plägen, beſonders Seehäven, ſo wie an Brüden und Straßen, 
von den aus» und eingehenden  MWaaren, mit gleichen Sägen 
für die verjchiedenen Arten: derfelben; erhoben, und man feheint 
mehr bie Handelögewinnfte, beſonders der Ausländer, als die 
Gonfumenten haben treffen. zu wollen, — Sm Mittelalter wur- 
den die Zölle, unter, verſchiedenen Namen (e), fehr vermehrt, 
und, ‚häufig. von mächtigen Grundherren, theils mit landesherrli⸗ 
cher Bewilligung, theils ohne folche, erhoben. Man betrachtete 
ſie als eine Entrichtung für_ den Gebrauch der Straßen, Brü- 
den eꝛc. fowie fuͤr den Schuß, den die: Waaren in einem’ Ges’ 
biete -genofjen (f). Doch giebt es auch Beifpiele von Zöllen, 
welche ſchon früh nach den ‚werfchiedenen Waarengattungen ein: 
gerichtet und dazu: beſtimmt waren. dem auswärfigen Handel 
eine gemeinnügige Richtung zu geben (8). Allmaͤhlig trennten 
ſich die Zölle von den Weggeldern und anderen ähnlichen Ge 
bühren (AR), und verwandelten fich, wie die Gefchloffenfeit der 
Staatögebiete ſich ausbildete- und die Landeshoheit serftarkte, aus 
vereinzelten Örtlichen Abgaben’ in foldhe, die mit Hinficht auf 
den Verkehr eines ganzen Landes, namenrlid auf feine Aus: 
und Einfuhr, angelegt wurden, Im 17. Jahrhunderte entwi- 
ckelte fich jenes Fünftliche Zollweſen, welches heutiges Tages. die 
Gränzen- aller größeren Staaten umgiebt (i), dagegen verfchwan: 
den die inneren Zölle immer mehr (&), fo daß man jet unter 
Zöllen fehlechthin blos die Gränzzölle zu verſtehen pflegt. 


Ca) Zoll, englifh und plattdeutfh Toll, kommt von rsAwyeior oder 
rehmyıov ber, weldhe Wörter wieder von r&los, vectigal,, berftanı- 
men und eigentlich die Zollftätte bedeuteten. Wus teloneum wurde, 
wie alte Urkunden u. a, Schriften zeigen, tolenitim, “toloneum, tol- 
neum, toletum gemacht, ferner iſt aud) tonleium, tonlium, alt» 
franzoͤſiſch tonliu, tonlieu, bieraus zu erflären, daher auch tonloier 
oder toulaier, Zöllner, — Thol, toll beißt im Englifhen unter an⸗ 
dern eine Handelsgerechtigleit eines Grundbejigers, und das Weggeld. 


(6) Maut, mutaticum, muta im Patein des Mittelalters, vieleicht von 
dem gothiſchen mota, motastad, welches bei Ulfilas eine Abgabe 
anzeigt. Dies Wort ift demnach urfprünglich mehr deutſch als Zoll. 
— Englifdyer Name custom, wie coutume, von consuetudo, — Äl« 
terer franzöfifher Name traite , traite foraine, von tractura oder 
transıtura. 

(Ce) Boll von 2Proc. der Aus⸗ und Einfuhr in Athen, mwerzexoorn, defr 
fen Einnehmer Pentefoftologen hießen ; in den bundesberwandten Städ« 
ten erhob. Athen 5Procent, &uxoorn, von den zur See aus⸗ und ein- 
gehenden Gütern, Die Ausfuhr. mehrerer Dinge war in Athen verbo- 
ten, Feigen und Del zahlten einen Ausfuhrzufl, ra Staatsh, 

| 7 


Rau polit, Delon, Ix Bd. 2, Abth. 
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1, 236, —. Reynier, Grees,; S· 209. — 0 
ſchon in der Alteiten Zeit Havenzölle, portoria, die — 
aufgehoben und wieder hergeſtellt wurden. Die roͤmiſchen iga- 
lia, von. den. Handeitreibenden fuͤr ihre verfendeten Waaren bezahlt, 
betrugen fruͤher — 1 Proc... (Tac. Annal,, Al, 42, „deäten: * 
Waarenpreifes, L. 7 u. 8. Cod. de vectigal., IV, 62, und vie 
Städten wurde zur. Aufhuͤlfe ihres Haushattes die: Zollerhebung "ber 
willigt, .L., 10 cod.. L.-1.. Cod.. noya vectigal,; IV, 62, ‚Die 


“ deften (L. 16. $.7 de publican. et vectig. XXXIX. 4) Bi en, 
eim Verzeichniß der zoutdaren Waaren, ©, v. ulmwenjtein, 
mat. Gefchichte der Zölle in Teutſchland, Halle, 1798. 8.14, + 
(4) ». Ulmenftein, ©. 40, — Das Zollweſen ‚in Deutjgland,. ge-; 
fhhichrlich beleuchtet, Franff. 1832. ©. 2. ei 
(e) Ripaticum, pontaticum , rotalicum- von Karren ohne Deichfel, ter 
- _ monaticum von Deichſellarren ꝛc. Hällmann, Finan ‚©.223, 
cf) Wer von der Brüde keinen Gebrauh machte oder einen, Eid 
‚nicht beruͤhtte war zollfrei. Das -Soliwei. in Deutfhl., ©. * 
Gelecit. Roch in der lepten Zeit des Reichsverbandes kam in Rürn⸗ 
berg das fogenannte lebendige Geleit vor, indem 2mal im Sabre Die, 
in einer’ ,‚Seleitskutfche” nady Leipzig und Frankfurt a. M. tei y 
Kaufleute: von Beamten. und bürgerlichen Reitern der Fuͤrſten dutrch 
deren. Länder fie reiften, begleitet. wurden. Andere Kaufleute und 
Fubrleute, welche von Nürnberg aus diefe Meſſen befuchten, nie, 
den Geleitszcttel Idfen, anf dem ihnen’ungebinderte Neife'nnd « 
tueller ——6 verſprochen wurde, Rot b, Geſchichte des Nuͤrn⸗ 
berger Handels, IV, 71. — Die Reichsgrundgeſetze eifert Bene 
während, bis jur neuften Wablcapitularion des Kaiſers Franz U. 
a — * — Va re era. er 
e viele einzelne Zollverleibungen, Dagegen a ollfreiheiten einer 
Staͤdte; Nürnberg hatte In une Aloken Amabl von Een de 
——— ya Theile derfelden jährlich wir Pier ni and 
efchenten und. Feierlichkeiten G.. B. dem Pfeifergericht in Frantfurt 
a. M.) erneuert werden —— oth, * a. J — 
(g) In Frantreich war es zuerſt die Ausfuhr verfchiedener Dinge , die 
wan, nach der Aufhebung des Verbotes, vermittelt der Zölle zu be» 
ſchraͤnken ſuchte. ° 1324, Ausfuhrzöfle ‚von Wein, Gerzeide, Heu— Koh⸗ 
len, Waid, Pelzen, Tuͤchern, Salz und Wein. 1349 die Ausfuhr 
von Wolle verboten, 1358 gegen einen Zoll wieder erlaubt ,„f. Pa- 
storet, Vorrede zum XVI. Band der Ordonnances des, Rois de 
la France, ©. XCI. R J ame 
(3) Haven», Wang, Niederlags-, Krahn-, Schleußen⸗, Pflaftergeld ac. 
(i) In Franfreid brachten die Bolltarife-von 1664. (nur in den Provin⸗ 
zen der 5 grosses fermes ausgeführt); und. von ‚1667 -(allgemeim für 
das ganze Yand) zuerft Ordnung und Bereinfahung in das unglaub⸗ 
(id) verworrene Zollweſen, weldes in dem Edit von 1664 Gälich 






erzäblend dargeſtellt wird. Der Zolltarif von 1667 traf hauptſaͤchlich 
fremde Zeuche; z. B. das Stuͤck ſpaniſches Tuch von 30 Ellen 101 
livres, hollaͤndiſches und engliſches Tuch von 25 Een 80.1, 1 Cent» 


ner Antwerpener und Brüffeler Tapeien 200 1., — ferner, Sederipaa- 

ren, Spiegelglas, Seife ıc. f. v. Martens, Gefebe und Verord⸗ 

_ onımgen der einzelnen europäifchen Mächte, Götting. 1802. 1,720, 

ch) ra —* in * ie * * — noch ae 4* 
foͤrmige Verwaltung gebracht werden können, und deßhal 

trennte Staaten be anbeir" werten: ; ic % * * 


$. 444. 
Die Eigenthümlichfeiten der Zölle von formeller Seite ent: 


fpringen aus dem Umftande, daß die Erhebung an ben Lan: 
deögrängen gefchieht. Vergleicht man fie in diefer Hinficht mit 
den Aufihlägen, fo ergiebt fi Folgendes: 

1) Der innere Verkehr rined Landes wird bei den Zöllen wes 


nig beläftigt. Zwar hat man’ es, der Sicherung der Zoll: 
gefälle wegen, nicht zuläffig gefunden, ihm gänzliche Frei: 
heit der Waarenfendungen zu verftatten, indeg find bie 
üblichen Beſchraͤnkungen nicht erheblich, beziehen ſich groͤß— 
tentheild nur auf wenige hochverzollte Artikel umd laſſen 
die meiſten Gewerbe ganz ungeſtoͤrt; 


2 Der Verkehr mit dem Auslande, durch Reiſen und Maas 


rentransporte, wird von Auffihtömaafregeln und vorges 
ſchriebenen, bei Strafe gebotenen Foͤrmlichkeiten ſehr beengt. 
Dies iſt ein Uebel, unter welchem theils die, mit andes 
ren Ländern in Gefchäftsverbindung ftehenden Kaufleute, 
Gewerksherren, Schiffer, Fuhrleuterc., theils und ganz be: 


ſonders die Graͤnzbewohner zu leiden haben. Erftere Pers 


3 


fonen gelangen allerdings bald dahin, fich mit den Vor: 
fhriften des Zollwefens vertraut zu machen. und ſich nad) 
ihnen zu bequemen ($.413). Dem fleinen Gränzverfehre 
fann man viele Erleichterungen geben, ohne den Grund: 
fügen, auf denen die Zolleinrichtungen beruhen, zuwider 
zu handeln. Gleihwohl bleibt in beiden Rüdfichten im: 
mer eine Beläftigung übrig. Bei den Gränzgegenden ift 
Diefelbe da am flärkiten, wo die Gränzen zweier Staaten 
nicht durch die Naturbefchaffenheit angedeutet ift, fondern 
durch ſtark beuölferte, in vielfachen Verkehre ftehende Land: 


ſchaften hinzieht. 


u 


Ein erheblicher Vortheil ift es, daß die an der Gränze ge: 
troffenen Bollanftalten es moͤglich machen, mit faft glei- 
cher Mühe den Zoll von vielerlei, Statt von wenigen 
MWaarengattungen einzuziehen, und dieſe Leichtigkeit hat 
in mehreren Staaten fogar dazu verleitet, daß man noch 
mehrere und höhere Zölle anlegte, als e3 aus richtigen 
ftaatsöfonomifchen Principien zu een iſt. Machen 
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nun in einem-gegebenen Lande volköwirthichaftliche und 
finanzielle Gründe die Erhebung einer Abgabe von vielen, 
im auswärtigen Handel fi ch bewegenden Gütern nöthig, 
fo ift es einfacher, Diefelbe in der Form eines. Gränzzol: 
les anzuordnen. Denn wollte man ſie auf dem Wege der 
Acciſe aufbringen, ſo wuͤrde dieß die Koſten und Be 
ſchwerlichkeiten ſehr vermehren, weil faſt jeder Gegenſtand 
der Acciſe ſeine eigenen Vorkehrungen zur Sicherung der 
Staats einnahmen noͤthig macht. Faͤnde man dagegen in 
einem Lande, bei der Abweſenheit eines wahren Schutzbe⸗ 
duͤrfniſſes und der Niedrigkeit der Aufwandsſteuern nur 


wenige fremde Waarengattungen, die mit. einer Steuer 


belegt zu werden verdienten, jo wäre es vortheilhafter, zur 
Erleichterung ded auswärtigen Handeld das ganze Geruͤſt 
der Zollanſtalten hinwegzulaſſen und jene Waaren vermit⸗ 
telft eines Auffchlages in irgend einer Weiſe zu beſteuern. 

Dieß ift inöbefondere in Kleinen Staaten, wenn ‚fie fich 
nicht mit anderen in biefer Angelegenheit verbinden koͤnnen, 

ferner in folchen, die ein fehr zerriffenes ( Gebiet und, einen, 
in. Vergleich mit ihrer. Größe langen Sränzzug, haben, 

wegen ber größeren Koftbarkeit und der geringeren Aus: 
dehnung des von den Zöllen nicht belaͤſtigten Binnenlan⸗ 
landes vorzuziehen. - 


$. 445, 


Es giebt mehrere Zwede, aus denen Graͤnzzoͤlle angelegt 
werden Fönnen, und es ift von Wichtigkeit, Diefelben in jedem 
einzelnen Kalle deutlich von einander zu unterfcheiden. und bei 
jedem Beflandtheile der Zolleinrichtungen ſich bewußt zu wer: 


ben, 


auf welchen Zweck ſie zu beziehen ſind. Ohne eine ſolche 


Unterſcheidung iſt eine Verſtaͤndigung uͤber das Zollweſen nicht 
wohl moͤglich. 
—* Der volkswirthſchaftliche Zweck, den Einwohnern 


des Landes in der Production oder im Einkaufe einen 

Schutz vor dem auswaͤrtigen Mitwerben zu geben, gehoͤrt 

der Volkswirthſchaftspflege an und wird in der Politik der 

Volkswirthſchaft in Hinſicht auf die Landwirthſchaft (IL, 

$. 123. 132), die Gewerke (II, $. 205 ff.) und den Han: 
* 
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del (IE;'8. 297 ff.) in Betracht gezogen: Doch haben fol: 
be Schutzzoͤlle auch ‚eine finanzielle Seite, denn fie les 
gen den Bürgern eine „Entrichtung auf und geben eine 
Einnahme, die .aber, wo fie ausfchließlich aus dem Zwede 
des Schußes angeordnet wird, unverkennbar eine Neben 
fache ift, was man ſchon daraus erkennt, dag man ihrer 
Beftimmung gemäß wünfchen muß, fie fortwährend abs 
nehmen. zu ſehen, und. daß ſtatt ihrer nicht ſelten ſogar 
" Verbote der Ein und Ausführ verhängt wurden, die ber 
Staatscaſſe gar nichts eintrugen. 


2) Der finanzielle Zweck, iſt bie Gewinnung einer 
Staatdeinnahme, die in den meiften Staaten von anfehn- 
lihem Belaufe iftica). In Bezug auf diejenigen Perfo: 
nen, die den Zoll tragen follen, ſind 2 Falle au unters 
ſcheiden: 


a) Man beabfichtigt, die Staatsbürger mit den Zoͤl⸗ 
len zu. belegen. Iſt dieß der Hauptgrund ihrer Ein: 
führung , fo. muͤſſen fie nach den allgemeinen Grund: 
fügen 'de3 Steuerwefens angefeßt, und: ald Befteurung 
des Aufwandes fo eingerichtet werden, daß fie bie 
Vermoͤglichen bei’ ihren entbehrlichen Ausgaben nad) 

den Abftufungen ‚des Wohlftandes treffen. Dieß find 
alfo wahre Steuerzölle Gefelt fich aber der 
Zweck des Schutzes hinzu, fo laſſen ſich die Steuer: 
prineipien nicht mehr ftreng befolgen, weil die Con⸗ 
ſumtion folder Dinge, deren einheimifche Production 
man befördern will, keineswegs gerade von den Be: 
güterteren und im Berhältniß zu ihrem Einkommen 
geichieht. Heine Schußzölle tragen daher mehr das 
Gevräge der Gebühren an fih, nämlich al eine 
Vergütung für die geftattete Ein- oder Ausfuhr einer 
Waare undiald eine mildere Beſchraͤnkung ftatt ganz: 
licher. Verbote, ‚die man, obſchon ohne zureichenden 
- Grund, in. mehreren Staaten noch antrifft. Viele 
>» 29 o»rBölle find indeß gemiſchter Natur ‚weil beide: Zwecke 

"> zufammen treffen, und dieß rechtfertigt die Abhand⸗ 
"u bung dieſes Gegenftandes ni weit: er ber Finanzwiſ⸗ 

ſenſchaft angehört, ‚bei der Lehre: von den Steuern. 
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- by Man will den Ausländern bei Gelegenheit bes 
Verkehres mit ihnen eine Ausgabe zu Gunften ber 
Staatscaſſe auferlegen, $. 266. | 


3 Diefe verfchiedenen Zwecke müffen bei den 3 Richtungen des 
Waarenzuges im auswärtigen Handel, Eins, Aus: und Durchs 
fuhr, unterfucht werden. ; 


(4) In Frankreich trugen bie Zölle mit Einrehnung der Steuern vom 
Seefalz 1828 — 32 i. D. 154: Mil, brutto, 1244 Mill, $r, netto. 
Erfteres macht an 5, Iegteres 3,9° Sr. auf den Kopf der Einwohner, 
Sur 1835 war angefchlagen : dr 

nme BSollertrag ‚110'128,000 $r. 
Salzſteuer 53817000 


Summe brutto 163°945,000 
Koften gegen 24777,000 
En alfo netto. 139*168,000 Sr.” 
obne die Ausfuhrprämien in Abzug zu bringen, die fih 1832 auf 24 
Mil. Fr. beliefen. — Im bririfhen Reiche trugen die Zölle gegen 
“ 2IMi Pf. St, 1831 war ihr Ertrag 21°084,524 Pf. oder 10 fl, 
57 fr. auf den Kopf, die Koften wurden (ohne Ruͤckzoͤlle) auf 6,* 
Proc. angefchlagen (Pebrer, I, 177 nad Spring Rice), waͤh⸗ 
rend fie bis 1824 10 Proc. ausgemacht hatten. Dieß rührt Haupte 
faͤchlich von dem Steigen des Rohertrages her. 1831 waren Die Ko— 
. ften 1'395,926 Pf. 1834 war der Zullertrag 21°118,920 Pf., wos 
' von wumgefähr 2-700,000 Pf. auf Irland tommen, und der Boll 
brachte beinahe 40 Proc. der ganzen Staatseinnahme ein, — In Würs 
temberg ift. (1836 —38) der reine Zollertrag auf 1'208,000f., d.h, 
“an 13 Proc: der reinen Staatseinnahme angefhlagen. Der Betrag 
I der rohen’ Bolleinnahme -auf den Kopf der Einwohner ift in allen 
Staaten des, Zollvereines gleich, die reine E. macht gegen 4öfr, — In 
‚Baden trugen die eigentlichen Zölle 1830 — 321, D. 945,300 f., oder 
gegen 45 fr. auf den Kopf, wovon ungefähr 14 Proc. Koften abges 
“ben, Ter Mohertrag ift 7— 8 Proc, der ganzen. Einnahne, 


> . j 


— 


2 
— — 


4 = aß ‚Einfuhrzölte insbefonder, 


$. 446. 


- Sn. dem. Zollwefen der meiften europäifchen Staaten bildet 
bie.Einfuhr den ergiebigften Gegenftand der Zollbelegung (a), . 
bei: welcher, neben dem finanziellen, ber, Zweck des Zollſchutzes 
ſehr deutlich hervortritt. Einige Zollbefiimmungen find aus ber 
Verbindung diefer Zwecke entiprungen, andere nur aus dem eis 
nen ;oder’anderen" derſelben herzuleiten. Mas zuvoͤrderſt den er: 
wähnten wolkswirthſchaftlichen Grund der Einfuhrzölle 
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betrifft; fo hat man fich: groͤßtentheils darüber vereinigt, da 
eine gänzliche Ausfchließung fremder Erzeugniffe Durch Verbote 
Mrohibitivſyſtem) eben- fo unausführbar, als, wenn fie 
gelänge, unzweckmaͤßig fein würde, und daß dagegen die volle 
Handelöfreiheit, obichon an und für fih das Vollkommenſte, 
doch bei den gegebenen Verhältniffen, bei einem, unter der Br, 
günftigung vieler Zölle entwidelten Gewerbeweſen, für jeßt, zu: 
mal von einem einzelnen. Staate ohne gleichzeitige Nachahmung 
in anderem, nicht fogleich eingeführt werden koͤnne und nur als 
Biel zur almähligen Annäherung anzufehen ſei. Das Feld der 
Meinungsverichiedenheit Hat ſich hiedurch verengert, doch wird 
lebhaft daruͤber geſtritten, ob die Beguͤnſtigung der Handelsfrei⸗ 
heit oder das Schutzſyſtem den Vorzug verdiene. Die tieferen 
Forſchungen über die Natur des auswärtigen Verkehres, ſowie 
die Erfaͤhrungen über die vortheilhaften Folgen einer Verminde— 
zung des Zollſchutzes in vielen einzelnen Fällen, . führen nothwen⸗ 
dig zur-der erſteren Anſicht, die auch unverkennbar in allen Staa; 
ten mehr und mehr Eingang gewinnt, 11,'8.205-ff.. 297 ff. (6). 
"Die Vertheidiger des allgemeinen und ſtarken Zollſchutzes überfe: 
hen, daß im Feinem Lande alle Zweige der. Hervorbringung 9% 
deihen koͤnnen, daß man nicht blos ausführen kann, ‚ohne aud) 
anderen Voͤlkern etwas abzukaufen, daß ein unnoͤthiger Schutz 
zur Erſchlaffung des inlaͤndiſchen Kunſtfleißes beiträgt und. den 
Conſumenten ein nicht zu vechtfertigendes Opfer auferlegt, wähs 
rend gerade das Mitwerben zum Sporn der Gewerbsleute dient, 
Daß, bei: ven zur Vertheidigung des Protectionsfyftems angeführs 
ten Beifpielen des Emporblühens einzelner Gewerbe bie anderen, 
‚vielleicht «mitwirkenden Urfachen zu beachten find‘ und vielleicht 
‚andere Gewerbe ihren auswärtigen Abfa verloren haben u. dgl. 


(a) Dies zeigen folgende Angaben: 


— — — —— — —— — — 
| Einfuhrzoll. Ausfuhrzoll. Durchgangszoll. 


Großbritanien (ohnel [ | | 
t Irland) 1831, in ; 
pf. 17-936,000 114,503 er 
! Sranfreich, 1832, in | 
». . $ranfen 100-897,000 | 1"421,000 37,000 
Daiern, 1829 311.D.] 2°780,000 189,000 47,000 


_ Zaden, 1832 " 627,000 139,000 140,000 
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In Den. — 3 * — * — * dieſen 33 un 
Kienens ebensinfünfte, Waaggeld :c. hinzu, in, Großbritanien 
73,918 Pf. ae andel — Steintobten. neee A 
5) Die Bereinigung vieler deurfchen Staaten zu einem großen Soll⸗ und 
Handelsfuftem bat viel dazu beigerragen, Die Furcht vor dem. Mr 
werben Anderer Länder zu ſchwaͤchen. : 


MT. 


Gleichwohi muß in manchen einzelnen Faͤllen ein Beduͤrf— 
niß von Schutzzoͤllen anerkannt werden, und dieſe Ueberzeugung 
drängt ſich bei näherer Betrachtung einzelner örtlicher Gewerbs⸗ 
verhältniffe auch denen auf, die von den großen Vortheilen des 
freien Verkehrs durchdrungen find. Solche Umftände, die für 
die Beibehaltung. eines fchligenden Zolles fprechen, liegen bis 
weilen in der Ausdehnung eines Gewerbözweiges, den man nicht 
zu Grunde gehen laſſen darf, weil er viele Menfchen und Capi⸗ 
tale befchäftiget, — in der Wichtigkeit eines Gewerbes für bie 
Volkswirthſchaft, — in den Handelsbeſchraͤnkungen anderer Staaten, 
welche die natürliche Entwidlung unferer Gewerbe hemmen u. 
dgl. Dagegen follten die Schußzölle. gänzlich himmegfallen bei 
folhen Waaren, deren inländifche Hervorbringung entweder ganz 
unmöglich, oder doch mit fo großen Schwierigkeiten verknüpft 
ift, daß ed offenbar unvortheilhaft wäre, fie kuͤnſtlich hervorlo⸗ 
den amd die Güterquellen nüßlicheren Anwendungen entziehen : zu 
wollen. Die Gewerke bebürfen häufiger einer Zolbegünftigung, 
ald die Erdarbeiten, denen ſchon die größeren Frachtkoften und 
die Naturbefchaffenheit der Grundftüde zu Statten fommen, -und 
deren Erzeugniffe man zum Behufe der Verarbeitung und Be— 
nußung in den Gewerken in der Regel gerne einfuͤhren ſieht. 
Doch ergeben ſich, je flärfer man den Schutz zu maden -fucht, 
defto häufigere und fchwierigere MWiderfprüche in dem, was die 
Unternehmer beider Claſſen von Gewerben fordern. 


In * ga fann ein — nicht auf die — 
gen Verkaͤufer uͤbergewaͤlzt werden, weil dieſe, ſtatt ſich einen 
niedrigeren Preis gefallen zu laſſen, eher einen anderen Markt 
fuͤr ihre Erzeugniſſe aufſuchen oder ihrem Gewerbfleiße eine an⸗ 
dere Richtung geben (a). Vergleicht man nun die aus einem 


⸗ — + 
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Schußzolle: fliegende Staatdeinnahme mit: ber Mehrausgabe, wel: 
che den: inlaͤndiſchen Käufern ‚der zollbaren Waare zugemuthet 
wird, fo: gelangt man zur Unterſcheidung verfchiedener Fälle. 

—— Wird ungeachtet des ſchuͤtzenden Zolles die Waare gar nicht 
im Lande hervorgebracht, ſo muß ihr Preis gerade um 

den Betrag des Zolles (oder mindeſtens der Schleichhan⸗ 

delspraͤmie) erhoͤht werden und dieſe ganze Erhöhung fließt, 

die heimlich eingefuͤhrten Quantitaͤten ausgenommen, in 

die Staatscaſſe. Da unter dieſen Umſtaͤnden keine Wirk: 

ſamkeit des Schutzes ſtatt findet, ſo haͤngt die Zulaͤſſigkeit 

bes Zolles nur davon ab, ob dieſer aus dem Geſichts⸗ 
puncte der Beſteurung gebilligt zu werden verdient. 

2) Findet eine Production im Lande ſtatt, die aber dem Be⸗ 
darfe noch” nicht entfpricht und die Einfuhr nicht. ‚ganz 
‚entbehrlich macht, fo ift die Vertheurung diefelbe, wie im 

- vorigen Falle, aber die Mehrausgabe vertheilt ſich zwi: 
ſchen der Staatöcaffe und den inländifchen Gemwerböunter: 
nehmen, welche dann dabei gewinnen, wenn ihre Koften 
nicht fo viel betragen, als die Anſchaffung "der fremden 
Waaren mit Einfluß des Zolles. Iſt der Zoll nicht zu: 
gleich als Steuer zweckmaͤßig, fo ift die durch ihn verur- 
fachte Mehrausgabe nür eine Prämie, welche alle Gonfus 
mienten eines gewiffen Gegenflandes zu Gunſten eines ge: 
wiffen Zweiges der Hervorbringung zu tragen haben. Diefe 
Laſt muß bie Steuerfähigkeit eines Theils ber Staatöbür: 
ger ſchwaͤchen, fie wird auch, je nach der Verwendung 
des zollbaren Gutes, bisweilen anderen Producfionszweis 
gen hinderlich, und bildet in jedem Falle eine Befchwerbe, 
welche fich nut rechtfertigen laͤßt, wenn. 'ein bedeutender 
‚gemeinnüßiger Vortheil ‚Durch, fie zu ‚Wege, gebracht ‚wird, 
3: B. wenn man hoffen darf, daß die eigene Production 
nach der Erftarfung des Gewerbes wohlfeiler erfolgen wer: 
de, oder wenn die Zerflörung eines Gewerbes mit noch 
nachtheiligeren Kolgen: begleitet waͤre. Die bloße Eriftenz 
des geſchuͤtzten Nahrungszweiges iſt noch kein Beweis fuͤr 
die Zutraͤglichkeit dieſer Maaßregel, weil dabei noch der 
Zweifel bleibt, ob nicht die Güterquellen mit ‚gleichem Nu: 
gen andere Anwendungen hätten finden Tonnen. (b).. 
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23) Iſt die Production ausgedehnt genug, um den ganzen 
IT BE eines Gutes innerhalb des Landes zu liefen, und 
iſt auch das Mitwerben des Angebotes ſchon hinreichend 
mächtig, fo hängt der Preis des. mit einem Zolle belegten 
Gegenftandes von. den Koften ‚ab, welche die einheimifchen 
1.0 Unternehmer: aufzumenden gemöthigt find, und es kann 
‚ dahin kommen, daß diefe die Waare wohlfeiler Kiefern, als 
„man fie vom Auslande mit ‚Einrehnung des Zolled be: 
zieht, Diefer Hat dann feine Beſtimmung am vollkommen⸗ 
Pr ten erreicht, wenn er ganz entbehrlich geworden ift und. 
N der inländische Gewerbsmann auch bei: voller Freiheit das 
Mitwwerben des Fremden aushalten kann, wie dieß bei 
© „allen den: Productionen: ftatt finden muß , ‚die zur Ausfuhr 
betrieben ‚werden. Iſt ein. Gewerbe fo weit, gekommen, fo 
„hört die Einnahme, aus dem Zolle ganz, oder größtentheils 
‚auf, und man-Fann denfelben- hinwegnehmen.. Je weniger 
dagegen eine Art der Unternehmungen dem Nahrungswefen 
» eines Bandes in einem, gewiſſen Zeitpuncte entfpricht, defto 
:.fpäter „werben die Koften, ſoweit erniebrigt werden, daß 
man mit dem Lande, von welchen: die Einfuhr. bisher er- 
folgte, ‚Preis;zu halten vermag... In großen Staatägebieten 
‚hat. übrigend das; Mitwerben mehr Macht und es finden. 
ſich bie ‚natürlichen und künftlichen ‚Bedingungen für meh- 
ver Gewerbözweige vor, als in Heinen: dort verurfachen 
‚folglich, die. ‚Schußzölle eine geringere Bertheurung und 
euch — zugleich einen kleineren fuͤr die Staatscaſſe 
24 


— Jiebt Auswahusen von Diefer ORegit;, ;. Son wenn der ER fo nie 
ß drii ist daß Ibn die Erzeuger aus Ma Gewinnjten be ten, um 
die Pre werion nicht aufgeben zu müflen, ferner wenn ein Land fo 
gelegen iſt, daß es der ſchwierigeren Berfendung: wegen feinen Haupt» 
* aß in demjenigen Staate erwarten muß, Der die Zoͤlle auflegt 
dadurdy Die Erzeuger Lu —* Landt — be⸗ 
Kö beruft x. u 
6) Oft verfehlt Eine ſolche meetreet auch ihren Zweck und — Per⸗ 
ſonen Rutzen, die man nicht beguͤnſtigen wollte. In TH z. —* 
—1 Muscatnuͤſſe aus britiſchen Eolönien 21 ‚ andere 34 3. 
um geben viele folhe Nuͤſſe aus Holland ein, werden, gr die 
: Mnieberanefehr kein Einfuhrzoll entrichtet zu werden braucht, von eng» 
liſchen Kauſleuten nady dem Cap, und von da zurüud nach England 
gefendet und nun nad) dem niedrigeren Gage verzolt, — da 
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dieſe unnAge Berfendung gegen 4 Pence für das = a et, 8P. zu 
. „. gewinnen find, Monthly Rey. Sept, 1833, ©, 155 * 


$. 449, 


“ Man hat oft die Anficht gehegt und befolgt, daß ohne Un- 
terfcheidung befonderer Gewerböverhältniffe alle fremden Gewerks⸗ 
mwaaren mit Einfuhrzöllen belegt werden dürften. Man wollte 
alle Zweige ber Gewerke im Lande begünftigen, und nahm an, 
bag in dem Falle, wo der Zollſchutz bei einem Theile derfelben 
feine erwünfchte Wirkung hätte, der Zoll wenigftens ald Auf- 
wandöftener gerechtferfiget fei. Dieß ift unrichtig, denn 

1) nur bei einem Theile der Gemerke trifft das Beduͤrfniß 

des Schußes mit der Schugwürbdigfeit zufammen. er: 
ben alle Zweige befchüst, fo ift die Folge, daß einige den- 
noch nicht empor kommen, andere aber, die nicht wortheil- 
haft find, fich bloß wegen dieſes Fünftlichen Beförderungs: 
mittels, und fo lange daffelbe befteht, erhalten, und die 
wahrhaft belohnenden Nahrungszweige darunter leiden. 

2) Ein unwirkſamer oder unpaſſender Schutzzoll iſt nicht noth— 
wendig eine gute Steuer, denn der Verbrauch vieler Ge— 
werkswaaren, z. B. der Zeuche zu Kleidung, der Geraͤthe zu 
allerlei Beſchaͤftigungen, richtet ſich keinesweges ſo genau, 
als es zur Beſteurung des Aufwands erforderlich iſt, nach 
der Vermoͤglichkeit, er iſt bei mancherlei Dingen eine Folge 
eines gewiſſen Standesbeduͤrfniſſes, und die Vertheurung 
"ift dann für die Claſſen der Lohnarbeiter und Gewerks— 
unternehmer eine unbillige Befchwerde. Gleichwohl ift es 
bei einem Gewerbe, welches in einem gewiſſen Lande fei: 
ner befonderen Begünftigung würdig ift, noch beffer, wenn 
der Zollſchutz fruchtlos ‚bleibt, ald wenn die Mehrausgabe 
der Confumenten der Staatscaffe entgeht und zur Unters 
haltung. einer koſtbaren und unwirthſchaftlichen Production 

verwendet wird, 


i $. 450, 


Zölle ald Steuern werden, wie die inneren Auffchläge, 
anf folhe ausländische Waaren gelegt, die der Wermögende 
ausſchließend oder in größerem Maaße gebraucht als der Unbes 
güterte',-die alfo nicht zur Nothdurft, fondern zum Wohlleben, 


FIR 
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zum Vergnügen ober Prunke dienen, und an benen man fich 
leicht etwas abbrechen kann. Diefe Zölle find finanziell von 
größerer Michtigfeit, ald die Schußzölle, befonders in ausge: 
dehnten Gebieten, $. 448. 3) (a). Die Beibehaltung. folcher 
Steuerzölle wird in den meiften Staaten gefordert — 
1) von der Unentbehrlichkeit ihres Ertrages für bie Staats, 
baushaltung, | 

2) von ber Ruͤckſicht auf die inneren Aufſchlaͤge. 

a) MWird eine Waare bei ihren inländifchen Erzeugern 
mit einer Acciſe belegt, fo gebietet die Gerechtigkeit, 
daß auch von den aus dem Auslande eingehenden 

| Duantitäten eine wenigftens gleich hohe Steuer erho⸗ 
* ben werde. 

b) Aber auch andere, nur zu einem und demſelben Haupt⸗ 
zwecke dienende Guͤter muͤſſen bei der Einfuhr beſteuert 
werden, um nicht den Verbrauch und alſo die Erzeu: 
gung der accisbaren inländifchen Erzeugniffe zu fehr 
zu fchwächen, wie z. B. der MWeinz, Bier;, Brannt: 
wein und Fleifchauffchlag einen Zoll auf frembe Spei- 
fen und Getränfe erheifcht. 

c) Selbft der bloße höhere Grad‘ von Gntbehrlichkeit, 
‚ohne Beziehung auf einen gemeinfchaftlichen Gebrauchs: 

zweck, fpricht, in Vergleihung mit den Gegenftänden 
ber Acciſe, füt Zollbelegung eingehender Eurrirdartikel. 


(a) Im Zollertrage Preußens und der Bereinsftgaten. aaben von Dem gan⸗ 
zen Einfuhrzoll 


1830 32. 4834. 

Zucker und Kaffee 42 Proc. 012) 42,9? Pros. 

Wein und Tabak Sr © 2 1 pe 

Suͤdfruͤchte, Talg, Reis, He⸗ ic u Se 
ringe; Branntweitt, Ge⸗ —V[ 
wuͤrze, Oel 12,6% ea ie, * 


72,' Tu 70,0% 
f. Kühn) Ueber den deutſchen Beh, BVirlin 1836, S. 26. — 
In Großbritanien trugen 1831: 
1) verzehrbare Colonialwaaren mit Einſchluß des 
Sirups 8548,000 Pf. 
ohne die 3,344, ‚000 Pf. vom There, die nm 5 
2 ter der Accife verrechnet’ find.» Buder 7 m 
brachte. allein 4650,000 Pf. ein,. \ARBREBT Ga’ 09 
5 Andere Lebensmittel, als "Butter, Käfe, Ro — 
ſinen, Corinthen, Getreide, ‚ Sirfrige, | Ger tn, 
tränfe 1, 6149 000 


* 
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Hiervon kommen auf Weine 1°535,000 Pf., 

auf Branntwein, Rumc. 3°054,000 Pf, 

. 3) Berfhiedene andere, zum Luxus dienende 

Stoffe, bei denen fein Schug inländifcher 

Gewerbe. vorkommt, ald Baumwolle, Seide,, 

zn, Peljwerf, Tabat (2°964,000 Pf.), 
Koͤrkꝛc. 


X 


3:464,850, Pf. 
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Was die verfchiedenen Gattungen von Einfuhrartifeln be: 
trifft, fo fallt bei vielen derfelben der Zweck der Beſteurung ganz 
hinweg, nämlich bei denen, die man nicht entbehren kann oder 
deren Ankauf wenigftend des daran gefnüpften Nutzens willen 
nicht vertheuert werden follte. Dahin gehören z. B. Getreide — 
Brennmaterial — Kleidungsftoffe für die arbeitenden Claſſen — 
Verwandlungs- und Hülfsftoffe, welche zu manchfaltigen Ge: 
werkswaaren verwendet werden, — Arzneien und was fonft von 
entjchiedenem Nusen für die Gefundheit ift, — Hülfsmittel für 
die Pflege der Wiffenfchaften, Künfte und Gewerbe, wie Bücher, 
Kunftwerke, Muficalien, Modelle, Sammlungen u. dgl. — 
Vorzüglich angemeffene und einträgliche Gegenftände der Zollbe— 
legung find 0° Zn 
1 Colonialwaaren, weil fie in allgemeinem Gebrauche ftehen, 

ohne doch unentbehrlich zu fein. Es tft eine viel beipro: 
chene Streitfrage, ob und in wieferne Zuder, Kaffee, 


Thee ıc. in die Reihe der Nahrungsmittel eingetreten feien 


und darum aufgehört haben, dem Lurus anzugehören. 
- Namentliy ift in Deutfchland der Kaffee, wie in Grof- 
britanien der Thee, für die arbeitende Glaffe, ja ſelbſt für 
viele Dürftige ein beliebtes und zuträgliches Getränk, wel: 


ches bewirkt, daß man daneben von Brot, Kartoffeln ıc. 


befto leichter leben kann. Dagegen ift es außer Zweifel, 
daß die Wohlhabenderen von diefen Gegenftänden beträcht- 
lich mehr verzehren, ald die Unbegüterten, die Stäbdter 
mehr ald die Landbewohner, und ein mäßiger Zoll, den 
die Dürftigen durch eine geringe Erfparung an der Quans 
tität ded Verbrauchs (a) aufbringen koͤnnen, in Ber: 
gleihung mit der Befteurung des Bieres, Fleifches oder 
fogar des Broigetreides, läßt fi daher wohl in Schuß 
nehmen (db). — Bon verfchiedenen anderen Nahrungsmit: 


. 
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ten, z. B. Sübdfrüchten, Auftern ıc. {fl die Beſteurung 
volltommen zu billigen. 


2) Seiftige Getränke, 3. B. feine Weine, Rum, Arrak ꝛc., 


welche Eoftbarer find ald die einbeimifchen, und höhere 
Zollfäge erhalten dürfen, als diefe in der Acciſe angelegt 
find, weil fie vorzüglich Genüffe der Reicheren bilden (c). 


3) Vielerlei zur Kleidung, zu Zierrathen, Haudgeräth ıc. dies 


nende Dinge, flatt deren man fich mit wohlfeileren einhei- 
mifchen Erzeugniffen begnügen könnte und deren Ankauf 
folglich eine höhere Steuerfühigkeit anzeigt; Seidenzeuche, 
— Kurzes, Modewaaren, — Spisen, -— Teppiche, — 
große Spiegel u. dgl. (d). Die Form der Zollerhebung macht, 
daß von vielerlei Lurusartifeln weit leichter ein Einfuhr: 
zoll als eine Accife bezogen werden kann. Solche Zölle, 
obihon fie aus dem Steuerzwede abgeleitet werben koͤn⸗ 
nen, wirken doch zugleich als Schußzölle, weil diefelben 


‚. Dinge dann, wenn fie von inländiichen Gewerksleuten 


@) 
& 


hervorgebracht werden, Feiner Steuer unterworfen find. 
Wo nicht aus volkswirthſchaftlichen Gründen ein Zollſchutz 
Beduͤrfniß ift, da follte der, zu Gütern der genannten 
Art beftimmte Rohftoff, z. B. Nohfeide, fremde Tabaks—⸗ 
blätter ıc. ebenfalls mit einem, dem Zolle auf die Ge 
werkswaare angemeffenen Zolfage belegt werben. 


Hiezu tragen die Surrogate bei; — Gebraud des Sirups, des Rode 
zuckers. | | 

f. Nebenius, Der deutfche Zollverein ı 1835, ©,190 — 248, — 
Die Zollabgabe von Zuder begreift gewöhnlich die beiden Arten von 
Söllen in ſich, naͤmlich 1) die Steuer, die auf den Rohzucker gelegt 
ift und die nun, wegen des Runfelrübenzuders, fo lange diefer nicht 
befteuert wird, doc wieder als ein Schuszoll wirft, 2) den Schutz⸗ 
zoll zur Begünftigung der inländifchen Ruffinerien, der fid) darin zeigt, 


daß ein Centner raffinirter Zuder mehr Zoll zu tragen bat, als der 
- zur Erzeugung defielben erforderliche Robzuder, wenigftens nach dem, 
fuͤr die inländifhen Siedereien beftehenden Bolfage, Da 1 Eentner 
Raffinade aus ungefähr 133@ Robzuder bereitet wird, von welchem 
» der Centner im Tarif des großen deutfchen Vereins zu 8 fl. 324 fr, 
angeſetzt ift, fo kommt auf den Eentner Raffinade eine Abgabe von 


11fl. 20 fr,, während diefe bei der Einfuhr 18 fl. 45 fr, oder 7 fl. 


25 fr. mehr trägt. Es ift alfo bei diefer Waare die Steuer 60, der 


Sausist 40 Proc. des ganzen Zollbetrages. Das Zufannnentreffen 
beider Abgaben ift für die Käufer doppelt läftig, doc würde der 


Zucker dann, wenn Die Giedereien im Bereindgebiere den ganzen Be« 


darf liefern könnten, nicht mehr um den ganzen Zoll verthenert wer⸗ 
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den, ebihon der Koftenbetrag bisher immer noch hoͤher war, als bei 
den Siedereien der Seeftädte, vgl, Ferber, Beiträge, ©. 157, — 
Berbandt, der 1. Kanımer in Baden, 1835. I, 206. 


(e) DOrdinäre Weine dürften der. Befteurung willen nicht böher als die 
einbeimifchen belafter werden, | 


(4) Beifpiele von Zollfägen, die ganz oder zum Theil aus dem Steuer 
zwecke herrühren: 

A. Eolonialwaaren. 
Hannoverifher Zollverein (Eentner koͤlniſch): Dfeffer 1A. 
238. — Kaffee, Zimmt, Gewürznelten ꝛc., Buder, 5 fl. tr. — 
Rohzucker für intändifhe Siedereien 25. 30 fr, — Thee, Eondis 

torwaaren, 10. 56 Er, | 
Sad en. Voriger Bolltarif bis 1835: Zuder, Kaffee, Gewürze, 
THEIR. 20 fr, Kakao 50 fr., Conditorwaaren 6fl. 40 fr, 
“Tarif des großen deutfhen Zollvereins CBolleentner) : 
; Pfeffer, Simmt, Nelten, Mustatnüffe ıc., Kaffee, Kafao 11f. 
—5 Zucker, Thee, 18 fl. 45 tr. — Rohzuder für Siedereien 
sn. r. 
— Gewuͤrznelken aus: brit. u. a. Colonien 2— 
3 Sch. pr... — Mustamüfle 216. — Musfatblüthe 315. — 
Pfeffer 1 ©. von brit. Eolonien. — Zimmt 26. — Rohzucker 
von brit. Col. 1Pf. St. 7 S. pr. Ctr. (16 154 F. vom Zollctr.) 
aus Oſtindien 1Pf. 17. — Kaffee 565, — Thee vom 1. Jul. 
1836 an 28. 1P. vom % (vorher 96 — 100 Proc.) (1 Sch. vom 
t avoir dupoids ijt = 39,° fr. vom bad. vder got) .—— Große. 
zer britanien und, Irland verzehrten 1835; 23.251,00 8 Kaffee, 
— ..,..37°099,000 & Thee, .3745,000 Etr, Zuder. 
Frankreich, mit den Wbänderungen von 1836: Zucker aus 
franz. Col., weißer 534 —60 Fr, anderer - 481 — 55 $r. pr. 100 
Kil,, fremder 80— 10581. — Kaffee, franz. Col. 50— 60 ör., an» 
derswoher 78 — 105 Fr. — Kafao 40 — 55 dr. — Zimmt 65— 
300 Fr. — Nelfen 50 — 300 Fr. — Muskatnuͤſſe 180 — 400 $r.— 
Pfeffer, Piment, 10— 105 Zr. Hiezu durchgehends noch 10 Proc, 
Zuſchlag. | Ä 
B. Undere Lurusartifel. 

Hannover. Tabatsblätter, Aujtern, IH. 49 kr. — Rohſeide 
3fl. 35. — Geſchliffenes Glas 10 fi, 56 N — Kurze Waaren, 
vergolderes Porzellan 29 A. 10kr. 

Baden, bis 1835. Ueberfeeifche Tabaksblaͤtter tr. — Elepban« 
tenzaͤhne, Perlmutter SOfr,— RoheKorallen if. 10 tr. — Seefifche, 
Aujtern, Sago, Blumenzwiebeln, Robfeide 1 fl. 40 tr. — Pelzwert, 
Sudfrühte 3 fl. 20 fr, — Gold» und Silverwaaren, Truffeln, 
Pusfedern, Parfümerien, Uhren, furze Waaren, Scminfe, Spiel 
charten ꝛc. fl. 40 fr. — Lederwaaren, Gewebe aller Art, Modes 

Wwoaaren, Kleider 10f. 

D. Zollverein. Friſche Suͤdfruͤchte 3 fl. 26. — Getrod 
nete digL, Auftern 6fl. 46tr. — Reis 5fl. 6fr. — Tabatsblätter 
IR. 228. — Gegoſſenes Spiegelglas 10fl. 12kr. bis 13f. 38 tr, 
— Glas und feine Holzwaaren 16H. 58 tr, — Pelzwerk 37 fl. 
30fr. — kurze Waaren, feinſtes Porzellan, feine Strohhuͤte, Zwirn⸗ 
ſpitzen 93 fl. 32tr. — Seidenwaaren, Kleider, 187 fl. 5 tr, 

Gropbritanien. Datteln 4Pf. 101 Sch. pr, Ctn. — Dlie 
venoͤl 8Pf. 8Sch. pr. 252 Gallons (7,63 bad, Ohm). — Rohfeide 


3fr. pr. — on aus engl. Eolon. 1” aus anderen 
36. pr. ® C2fl. pr. A 

Srantreid. Derfmuter 26 — 30 Fr. — Elfenbein, ganze 
Zähne 25— 55 Fr. — Acajou 10— 14 Fr. — Indigo 40 — 200 
Fr, — Eiderdunen 500 Sr. — Eigarren 9% Fr. für 21 Kil. — 
Kaſchmirſhawls, 80— 150 Fr, pr. Stud, 
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Bei der Beftimmung der Höhe der Zollfäge in einem Lande 
hat man zunaͤchſt das Beduͤrfniß in Betracht zu ziehen, welches 
beruht: 

4) bei den Schußzöllen auf der’ jegigen Koftenverfchiebenheit 
der in» und ausländifchen Erzeuger bei der Hervorbrin- 
gung gleich guter Waaren, vorausgefeßt, daß das theu- 
rer oder in geringerer Güte producirende ‚Gewerbe den 
Schub aud wirklich verdiene. In beiden Hinfichten darf 
man den ungemeffenen Anfprücden der Gewerbtreibenden 
nicht ohne. die genauefte Prüfung nachgeben ; 

> bei den Steuerzöllen in der Größe ber Staatsausgaben 
und der Unzulaͤnglichkeit der anderen Einkuͤnfte. Da inzwi: 
fhen die Vertheilung der aufzubringenden Summe unter 
die verfchiedenen Zweige der Einnahmen von. dem Befchluffe 
der Staatögewalt abhängt, fo muß man nach der-Regus 

lirungsart und den Wirkungen der vorhandenen Schagun= 

gen beurtheilen, welchen Theil des Staatäbedarfes man 

. dureh Aufwandöfteuern deden folle, und bei diefen ift wie 

der zwifchen den Steuern auf in« und ausländifche Waaz . 
ven mit Hinficht auf. die Grade der Entbehrlichkeit derfels 
ben ein richtige Werhältnig zu fuchen. Da in großen 
Gebieten die. Schußzölle einen verhältnigmäßig geringeren 
Ertrag abwerfen, als in Eleinen, bei benen ein größere 
Anzahl von Gütern auswärts bezogen werben muß, fo 
entfpringt hieraus in jenen ein Beweggrund, den Sag 
ber Steuerzölle etwas höher zu beflimmen, um, in Ber: 
hältnig zur Einwohnerzahl und bei fonft gleichen Umftän- 
den, noch einerlei Summe einzunehmen. Doc, find diefe 
Beltimmgründe des finanziellen Bedürfniffes nicht fo bin—⸗ 
dend, daß fie nicht einen gewiſſen Spielraum offen ließen, 
innerhalb deſſen man noch freie Wahl hat und der die 
Berüdfichtigung anderer Gründe geftattet. 
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Die oben ($. 417) entwidelten Nachtheile hoher Aufwands. 
fteuern treten bei den Zöllen ganz vorzüglich hervor, weil bie 
Umgehung derfelben bei hohen Sägen eine eigenthümliche Lockung 
darbietet und von einer befonderen Claſſe von Menfchen, großen: 
theilö Unterthanen der angranzenden Staaten, gewerbemäßig un: 
ternommen wird. Der Schleihhandel, Smuggel, ift ein 
unvertilgbarer Begleiter ftarker Zoljäge. Der Antrieb zu ihm 
liegt neben dem Gewinn, den er verfpridht, zugleich in dem 
Reise einer gefährlichen Lebensweife, welche Lift und Kraft er- 
fordert und entwidelt, eine Abwechslung von Anftrengung und 
Ruhe in ſich enthält und mit Krieg oder Jagd verglichen wer: 
den kann. Die ſtets fich erneuernden Kunftgriffe der Schleich— 
händler nöthigen die Regierung, ein zahlreiches Schußperfonal 
mit großen Koften aufzuftellen (a) und eine Menge von Bor: 
fihtömaaßregeln zu treffen, welche, obſchon unvermeidlich, doch 
den Nachtheil haben, daß fie den Verkehr in hohem Grade be: 
laͤſtigen. Zwar dürfte man bei niedrigen Zolfägen nicht auf die 
Abwefenheit des Schleihhandeld rechnen,‘ woferne die GränzBe: 
wahung nadhläffig eingerichtet wäre, allein die Häufigkeit ift 
doch geringer, die Verhütung leichter und daher die verzollte 
Menge von Waaren größer, fo wie auch darum bie Zölle mehr 
eintragen, weil man von den weniger vertheuerten ausländifchen 
Waaren auch wirklich mehr verbraudt. Deshalb ift hier, wie 
bei der Aceife, oft die Ermäßigung der Säge mit einer Erhoͤ— 
bung der Einnahme verbunden gewefen, gewoͤhnlich aber hat die 
legtere wenigftend nicht um fo viel abgenommen, ald man aus 
der Veränderung des Tarifſatzes hätte fchließen follen (d), und 
wenn man zugleich die niedrigeren Erhebungskoften berüdfichtigt, 
fo muß man die mäßigen Zollfäge für finanziell vortheilhafter 
anerkennen. Auch bei gleichem Ertrage für die Staatscaſſe wä- 
ren bie leßteren viel vorzüglicher, weil fie den Zehrern weniger 
Schaden zufügen und weil von den Ausgaben berfelben weniger 
in bie Hände von Privaten gelangt. Gut regulirte Schäsun: 
gen machen ed möglich, in dem Fuße ber Zölle jenes in jeder 
Hinſicht fhädliche Uebermaaß zu vermeiden. Die Gefahr des 
Schleihhandeld hängt zugleich von der Beſchaffenheit der Lan⸗ 
desgraͤnzen ab, fie ift geringer an Meeres: oder Stromgrängen, 

Rau polit, Oekon. Ir Bd. 2. Abth. 18 
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am größten in Gebirgs» und Waldgegenden. Die Koften der 
Bewachung find verhältnigmäßig. defto kleiner, je größer der mit 
Zöllen umgränzte Flächenraum und je kuͤrzer bei gleicher Größe 
des Gebietes die Länge der Gränze tft (ec). rer 


— 
(a) Frantreich hat 26,630 im Zollweſen angeſtellte Perſonen. — Die Praͤ⸗ 
mie des Schleihbandels ift in Frankreich nady den neuften Angaben: 

4 — 10Proc. vonUhren, =. Be 

10 — 15 » - von Kattünen in der Küftengegend, im Innern 

des Landes 20—25 Pr, N a 


10 — 15 » von Shawls, N: 
12 — 15 » von Tulk, ei 
16 — 25 » von Baummollengarn, 


a 25 » von Arvftallglas. rap CH 
(6). In Frankreich war die Einfuhr des Kakao 1832, bei hohem Boll 
28,000 Kil,, dagegen 1835, nad) Erniedrigung defielb., 1°015,0008., 
Im britifchen Reiche würde Tabak eingeführt J 
i d. Jahren v. 1795 — 97 , 17 736,000 , bei 16, 7P. Sod 
- 1832 20-313,000 3m. Zune A 
obfchon die Volfsmenge ſich unterdeg verdoppelt hatte, Man z 
murtbdet, daß in Irland die Hälfte, in Großbritanien F oder 
verbrauchten Tabafs eingefhtwärzt wird. — *— 

(c) Im baietiſchen Rheinkreiſe wurden 1830 die Koften auf 247,801 
die Solleinnabme nur auf 164,767fl. angegeben. In Balern, als 
blos mit Wuͤrtemberg verbunden war, -bertugen 1829 bis 314, D 
die Einnahnıen .3.609,823, die. Ausgaben 1'603,505 fl. oder SE 

des Rohertrages. Im 3.1826, bei niedrigeren Böllen, war die‘ 
toeinnabme arößer (2°617,000 fl.), und dieKoften machten nur 4 de 


ganzen Ertraͤges aus. f. Verb. der baier; Kammer der Abgeo | 
1834, II. Beil, B. ©. 114. * Im heutigen — 


‚werden die Koften der Erhebung und Bewachung an den 
‚auf 1% Proc, rer Der Reſt nach Abzug dieſer Koften be 
Läuft fi auf ungef N 54 fr. für den Kopf der —— —— 
noch die Ausgaben für die inneren Zolftellen ꝛc. und die befont 
Sollvergütungen abgehen. — Die Grängen des Vereins, haben 10644 
Meiten Länge, bei einem Flächenraume von 8252, AM. Pre 
hatte im 3. 1819 nod 1073 Meilen Gränze bei 5073.° OP 
cheninhalt bewachen. Jede Meile Gränze hat alſo jetzt 7 AM 
1819 nur 4,7 OM. Gebiet bei. ſich, und wenn die Koften desGr 
ſchuhes auf 200011. für die Meile gefchägt werden (Kühn a. 4.2. 
6.52) fo hat jegt jede AM. gegen 256 ri. aufzubringen, während 


anfänglich 423 rl, auf fie famen. A 
* k. 

C, Ausfuhrzölle, — 

d» 454. ni — 


Eine, auf die Ausfuhr eines inlaͤndiſchen Erzeug 
legte Zollabgabe wird entweder "bon den auswaͤrtigen 
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im Preife vergütet, ober bleibt auf ben inländifchen Käufern 
liegen. Diefe beide Fälle verdienen abgefondert betrachtet zu 
werben. —— 
Eine Ueberwaͤlzung iſt dann zu erwarten, wenn die Waare 
im Lande ſo gut oder ſo wohlfeil erzeugt wird, das ſie unge— 
achtet der, von dem Zolle bewirkten Preiserhoͤhung noch auf den 
fremden Maͤrkten den Vorzug behauptet, oder wenn ſie vollends 
anderswo gar nicht hervorgebracht werden kann und daher das 
ausführende Land im Beſitze eines natuͤrlichen Monopoles iſt. 
Ein ſolcher Ausfuhrzoll iſt eine Belaſtung des Auslandes, 
8.445, die dem Voͤlkerrechte nicht widerſtreitet, -weil es fo we— 
nig für den Staat als für die einzelnen Erzeuger ein vernunft: 
mäßiged Verbot giebt, mit Gewinn zu verkaufen. Indeß ift 
biefe Wirkung des Ausfuhrzolles, befonders bei einem hohen 
Fuße deffelben, unficher, weil leicht Die Ausländer durch die Ber: 
theurung der an fie gelangenden Waaren bewogen werden füns 
nen, diefelben bei fich zu erzeugen, oder ihren Gebrauch aufzu: 
geben und irgend ein Erfaßmittel an ihre Stelle zu ſetzen. Man 
ift nie gewiß, daß ein folcher Ausweg nicht den fremden Kaͤu— 
fern zu Gebote fteht. Wird er wirklich ergriffen, fo geht ein 
einträglicher Zweig der Ausfuhr verloren. Je leichter und aus— 
gebreiteter der Handelsverkehr zwifchen den Voͤlkern, je kunſtrei— 
cher daS Gewerbewefen wird, deſto weniger ift es rathſam, daß 
man, in allzu feftem Vertrauen auf einen Vorſprung im Mit: 
werben, die Ausfuhr mit Zöllen zu befchweren verfuche. 
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Gelingt den Verkäufern die Ueberwälzung des Zolles nicht, 
fo muß er von ihnen "getragen werben. Er verliert dann dad 
MWefen einer Aufwandsfteuer und bildet eine Abgabe von gemif: 
fen Gewerbsunternehmungen, die man ald eine Gebühr für die 
Erlaubnig zur Ausfuhr befonderer Waarengattungen an der Stelle 
des, ehedem öfter verhängten gänzlichen Verbotes derfelben an: 
fehen kann. Der Preis der MWaaren, auf die ein Ausfuhrzoll 
gelegt ift, wird in diefem angenommenen Falle herabgedrüdt und 
die inländifchen Käufer erlangen einen Vortheil auf Koften der 
Producenten. Diefe Wirkung ift auch bei der Anlegung der 
Ausfuhrzölle insgemein beabfichtigt. worden, — man wollte 
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bald die Verarbeitung eines einheimifchen Rohſtoffes und die 
Ausfuhr der daraus verfertigten Gewerfswaaren befördern, bald 
wenigftend den Zehrern die Anfchaffung eine unentbehrlichen 
Gutes, wie Getreide und Holz, erleichtern; es ift ein Schuk- 
zoll, nur in entgegengefegter Richtung, als bei der Einfuhr. 
Die auf folche Weife bewirkte Preiserniedrigung fchmälert oder 
vernichtet den Gewinn der Gewerbsunternehmer, die von ihr ges 
troffen werben und treibt fie an, diefem Verluſte auszumeichen; 
ed entfteht daher ein Beftreben, den belafteten Productionszweig 
mit einem anderen zu vertaufchen und das Angebot fo lange zu 
verringern, bis die Preife wieder höher geworden find. Geſchieht 
dieß, fo wird die Beftimmung des Zolled verfehlt und. die Aus: 
fuhr ohne Nutzen verringert. Dauert der, von dem Zolle her⸗ 
ruͤhrende niedrige Preis fort, ſo zieht er eine Verringerung der 
Grundrente nach ſich, weil die Grundeigenthuͤmer einer ſolchen 
Wirkung am wenigſten ausweichen koͤnnen, und bildet dann eine 
unverhaͤltnißmaͤßig ſchwere Belaͤſtigung dieſer Claſſe, die ER 
— und Aufwandäfteuern zu tragen hat. 
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Die Begünftigung der Gewerke erfordert und rechtfertiget 
dieſes, einem anderen Zweige der Hervorbringung zugemuthete 
Dpfer nicht. Auch die Confumenten haben im Allgemeinen ei: 
nen Anfpruch darauf, daß man ihnen die Preife ihrer Bedürf: 
nißmittel fünftlich erniedrige. Nur bei den nöthigften Dingen, 
oder unter Umftänden, wo die beliebige Vermehrung einer Art 
von Erzeugniffen Hinderniffe fande, auch die inländische Nach: 
frage fhon einen belohnenden Preis bewirkt, liege fich ein fol- 
cher Zoll noch am erften billigen. Dahin gehört 

1) der mit den Preifen fleigende Ausfuhrzoll von Gefreide, 
IL, $. 127; 

2) der Ausfuhrzol von Holz, wenigftens foferne er fchon 
befteht und feine plößliche Aufhebung den Gonfumenten die 
Befriedigung des Holzbedürfniffes fehr erfchweren würde. 
Dieß fchließt jedoch eine allmälige Verminderung und eine 
fpatere Abfchaffung nicht aus, welche rathfam ift, um die 
MWaldbefiger nicht gegen andere Grundeigenthümer zurück 
zufegen und fie zur Hölzprobuction zu ermuntern. 
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Der Zoll von verfchiedenen Tanderen, nicht nach Beduͤrfniß 
vermehrbaren Stoffen, z. B. von Nebenproducten, wie Häute, 
Thierhaare, Knochen, — oder von Erzeugniffen der Jagd hat 
zwar auf die inländifche Gewerböthätigkeit einen nachtheiligen . 
Einfluß, fehmälert aber immer ohne Noth die Einnahme Einzel: 
ner. Der Hauptgrund zur Beibehaltung folcher Zölle ift ihr 
Betehen in anderen Ländern, aus denen deßhalb die Zufuhr 
zum Erſatz der hinausgehenden Vorraͤthe erſchwert iſt. Von 
mancherlei Dingen find dieſe Zölle ſchon ohne Nachtheil aufge⸗ 
hoben worden und es iſt hieraus abzunehmen, daß man in ih— 
rer Abſchaffung unbedenklich noch weiter gehen koͤnne Am ſchwer⸗ 
ften ift die Entfernung des Aus fuhrzolles von Lumpen (Hadern), 
weil die vorhandenen Papierfabriken im Schuße des Ausfuhr: 
-verboted oder. eines ftarfen Zolles entftonden find, ‚Hier, wie 
bei anderen Weberreften der. Verzehrung, z. B. Glasſcherben, 
Holzaſche ꝛc., iſt auch der Zoll am wenigſten ſchaͤdlich, da er 
nur den Aufkaͤufern ſolcher Gegenftände einen höheren Gewinn 
entzieht. Vgl. IT, $ 30244) — Aus biejen Sägen ergiebt. 
fih, daß die Ausfuhrzölke, mit, ‚wenigen , ‚und. unerheblichen Aus». 
nahmen, aufgehoben. zu werden ‚verdienen , wohin auch unvers 
fennbar dad Streben vieler ——— in der — Zeit 


gerichtet iſt (a). 


Ca) Das franz. Zollgefeg von 1836 verwandelt das biöherige Ausfuhre 
verbot einiger Waaren in vinen Soll. Dieſer trägt vom Kil. Roh» 
feide 35r., Haafenbaare IFr., Haare von Kanindyen ?Fr,, er 
bälge 3 dr, von. 100 Kil. Slasſcherben ‚, A Sr, Aſche + Sr. x. \ 
bere Zölle berabgefegt,, ; 3. Muͤhlſteine nad der Größe dr 5 
—6—10 Stud, Mafchienen Proc, MWebercarden Zt. von 
100 il. : “ 1 Ausfuhrzoil trug 1831 1-180,000 $r., 1832 aber 
1-421,000 Sr. ein. — Im großen deutfchen Zollverein beftchen —* 
noch wenige Ausfuhrzöle und iefelben find meiftens fehr niedrig, 
mentlid entrichten Lumpen, rohe Schaafwolle If. .26 fr, rohe * 
— — alte Fiſchernetze und Tauwerk 2 fi. 45 fr., rohe Baum⸗ 
wolle, Haafenfelle ‚ Haafenbaare, Töpfertbon SO fr., — Glasſcherben 
und verfchiedene andere Abfäle, Holzafhe, Blut und Hornfpäne 
an der bad. Gränze 31 fr. — Roh» und Bruceifen 25ft. — In 
Baden war 1833 ein großer Theil der — * Ka more 
den. Hiedurch ſank der Robertrag, der 1832 noch 800 fl, gewe⸗ 
fen war, auf ungefähr 72,000 fi. herab. Vergl. * Ca). — Im 
hannoͤv. Wereinstarif kommen ebenfalls — Ausfuhrzölle_bor: 
Lumpen I3rl,3 gr. — Häute Url. 1 Gr. — Pferdehasre 126r. — 
Aſche, Sederabfälle 8 Gr. — Schweinborftien, Knochen, 6 Gr. — 
es geoe Hanf, alte —2 "Kauen 46r1. — Rine 

obe, 3Gr 
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D, Durdgangszölle. 
ö j Be un $. 457. ERS 
Ein von durchgehenden Waaren erhöbener Zoll fat dann, 
wenn. diefelben nur ihren Weg durch das Staatsgebiet nehmen, 
ohne Eigenthum eines Staatsbürgerd zu werden, lediglich auf 
die auswärtigen Eigenthümer, Er ift ald eine, für ben Schutz 
der Waaren während ihres Transportes entrichtete Gebühr an⸗ 
zuſehen, die man nur ſehr mäßig anſetzen darf, weil man ſonſt, 
ſtatt der beabfichtigten Begünftigung der inländifchen Handelsun⸗ 
ternehmungen, leicht eine entgegengefeste Wirkung, nämlich die 
Verſcheuchung des Waarenzuges auf andere Handelsſtraßen, ver⸗ 
urfachen kann, IL, 8.,315. Wird der Durchgangs- (Tranſito⸗) 
Zoll von den, aus öffentlichen oder Privat: Niederlagen wieder 
ins Ausland gehenden Waaren erhoben, fo ift er, da diefe ges 
lägerten Waaren häufig den einheimijchen Zwiſchenhaͤndlern an⸗ 
gehören, eine Erſchwerung dieſes Handelszweiges, ‚die, bei der 
Schwierigkeit der Ueberwälzung, nuͤr inſofern gebilligt werde 
kann, als fie den Betrag einer Gebühr für"die, bei der Ein 
und Wiederausfuhr vorkommenden Gefchäfte der Zollbeamte 
nicht überfteigt. Man darf daher den Durchgangszoll nicht aus 
einem bloß finanziellen Standpuncte betrachten, fondern muß 
vielmehr. aus Gründen der Volkswirthſchaftspolitik feine Ermaͤ⸗ 








4 n -' J 


ßigung ober Aufhebung für vortheilhaft halten (a). 


(@) Im Tarif des großen deutſchen Zollvereins ift in der Regel der Durch» 
 gangsz;oll 50 fr, vom Zollcentner. “Er beträgt nody weniger bei Waa« 
ten, deren Ein= und —36 zufammen weniger als dieſe Sum⸗ 
me ausmacht Cwie bei fehr vielen Robftoffen), auch ift er auf mans» 
‚Gen kürzeren Straßenftreden nod viel niedriger beftimmt worden. 
Auf verſchiedenen Straßen, die den ſuͤdweſtlichen Theil des Vereins. 
ebietes durchſchneiden, ift er nur + fr. vom Eentner, — Der handv. 

. "Bereinstarif beſtimmt, daß alle die Waaren, die weder bei der Eins, 
noch bei der Ausfuhr einen Zoll geben , auch frei tranſitiren dürfen. 
Für die anderen find, wenn fie durch inländifhe Niederlagen geben, 
734. Ggt., wenn fie bloß durchgeführt werden, 4 Ggr. vom Eentner in 
+. der Regel angefegt. Branntwein giebt 8 Gr., 1 Pferd 1rl., von vers 
ſchiedenen Dingen wird die Abgabe nad) Pferde» oder Schiffslaſten 
entrichtet, "Eine Pferdelaſt Toͤpferwaare giebt 1rl., Kalt, Syps, 
Salz (wenn die Dürchfuhr erlaubt wird), Kienruß 6Ggr. ꝛc. — Im 
Frankreich ift der Tranfitozofl nad der Wahl des Eigenthümers 25 

. Eent. von 100 il. oder 15 Et, von 100 Franfs des > der 
Waaren. Numan einer Anzahl beftimmter Stationen der Land» und 
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Seegraͤnze fönnen Tranfitogäter ein» und ausgehen, die Durdfuhr 
der MWaaren, deren Einfuhr verboten ift, ift nur auf. wenigen Punc⸗ 
ten erlaubt, Ordonn. v. 29. April 1831 und neuere, 


U Einrichtung des Zollwefens. 


$. 458. 


Die Ausführung des Zollwefend, wenn man fich über bie 
"allgemeinen Grundfäße deffelben verftändiget hat, beginnt mit 
Entwerfung der Tarife. Diefe erfordert, daß man, mit dem 
Beiftande einer ausgebreiteten und gründlichen Waarenfenntniß, 
die Maaren, hauptfächlich die Gegenftände der Einfuhr, in Ab: 
fiht auf den von ihnen anzufeßenden Zoll in gewiſſe Abtheiluns 
gen orbne, indem man diejenigen zufammenftellt, bei denen aus 
Gründen der Befteurung oder der Volköwirthichaftspolitif ein 
gleicher Zolfag, nämlich in Verhältnig zu dem Preife jeder 
Waare, angemeffen ift. Für jede Abtheilung wird fodann, nad) 
den eben entwicklten Grundfägen, feftgefest, wieviel der Zoll in 
Procenten des Preifes betragen ſolle. Bei diefem Gefchäfte 
fommen vorzüglich nachftehende Regeln in Beachtung. 

1) Den Zolltarif felbft in Procenten des Preifes jeder Waare 
auszudrüden (ad valorem nad der englifchen Bezeichs 
nung), ift darum nicht rathfam, weil es den Zollbeamten 
zu fchwer ift, die Mittelpreife jedes zollbaren Gegenftans 
des zu Fennen, und ohne diefe Kenntnig die eigene Angas 
be des Zollpflichtigen nicht berichtigt werden fann, wenn 
fie, wie es oft geſchieht, zu fiedrig ift. Auch das, ben 
Zollbeamten eingeräaumte Recht, die zu niedrig angegebe: 
nen (declarirten) Waaren, mit einem gewiffen Zufchlage, 

z. B. von 10 Procent, an fich zu bringen (Vorkauf, 

Präaemtion) ift kein hinreichende Sicherheitömittel. Das 

ber haben die Zölle, welche nach dem Gewichte, der Stüds 

zahl zc. angefegt find, wefentliche Vorzüge, obfchon hier 
wieder der Nachtheil eintritt, daß der Zoll von den beffes 
ren und Foftbareren Sorten einer MWaarengattung, die wes 
nigftens der Befteurung wegen eine höhere Abgabe tragen 
follten, verhältnigmäßig weniger ausmacht. Deßhalb ift e& 
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* daß man, ſoweit leicht kenntliche und feſte Unter: 
hädtngsmerkimale aufzufindeh find, für bie verfchie- 
—X Sorten auch verſchiedene Zollbetraͤge anordne. 

2) E35 wird eine nicht große Anzahl von verſchiedenen Zoll⸗ 

fügen, in bequemen Zahlen angenommen (a), 

3) Es iſt erleichternd für die Anwendung, wenn für alle 
nicht befonderd benannten Gegenftände ein allgemeiner 
Zollfag ald eine Regel angegeben ift, nur darf man ſich 
biedurch nicht verleiten laſſen, Waaren, die beffer * 
zu laſſen waͤren, einer Abgabe zu unterwerfen, To 
ſollte dieſer allgemeine Zollſatz die Groͤße einer für. 
bar. zu. erachtenden Gebühr nicht überfteigen (db), 

4) Würde man den Zoll von dem Bruttogewichte, d. ; 
dem Gewichte der verpadten Waare, in dem zugleich das 
der Packhuͤlle enthalten ift, erheben, fo würde dieß bie 
Zollpflichtigen ermuntern, durch immer leichtere Verpadung 
dem Zolle zum Theile auszumeichen und es läge. in bie 
fem Verfahren eine Ungerechtigkeit für die Cigenthimer 
fchwerer verpadter Waaren. Nur bei fehr niedrigen Ta⸗ 
riffägen koͤnnte man dieß uberſehen. Bei hoͤheren er 
rathſam 

a) nach den im Handel gemachten Erfahrungen für ; 
Art von Waaren und von Verpadung berfelben 
zufegen, wie. viel für die Tara von dem Bruttoge 
wichte abgezogen. werben joll, um das zollbare Nets 
togewicht zu finden; — geleslihes Netto (ce); 

b, in einzelnen Fällen ſowohl den Zollpflichtigen ald den 
Zollbeamten zu. geftatten, daß fie das wirkliche 
Netto gewicht (netto Eflectif) durch Herausnahme 
aus der Padhülle und abgefonderted Abwiegen biefer 
oder der Waare ausmitteln laſſen (d). 


(a) 8.3. im deutfchen Vereinstarif 5—10—15—%0 Sgr. u. f. w. Dar 
gegen find die Reductionen diefes Tarif auf fi. ie fr. ſehr läftig 
z. 3. 16 fl. 583 tr, — Die Bahlen des bad, Tarifs von 1827 ſtie⸗ 
gen, wenn man auch die Gulden in fr. ausdrüdt — for regelmäßig‘: 
20—25—30—40—50—60—80—100— 125 — 150— . 300-400 
fr. , wozu dann 1833 noch 600 fr. oder 10fl. kamen 

(6) Bereinstarif: Regel für die Ein» und Durdfuhr 4 rt, vom preuß. 
oder 30 fr, vom Zollcentner. 

(e) Aehnliche Beſtimmungen find unter den Kaufleuten üblih, um das 
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wirkfiche Abwägen der bloßen Waare (,‚Stürzen’) zu erfparen. Der 
Seren ift entweder eine Zahl von Procenten, oder Kine Zahl von 
Pfunden bei Verpadungsarten von üblicher Beſchaffenheit und gleicher 
Quantitaͤt, z. B. eine Indigofifte 14—22 Pf., eine Theetifte 18—26 Pf. 
(Havre). — Im Bolltarif des größeren deutfhen Zollvereins ift bei 
den hoͤher zu verzollenden Waaren die Tara in Procenten angeges 
ben, mit Unterfcheidung verfchiedener Hüllen. 3. B. Tabafsblätter 
in Faͤſſern 16, in Körben 13, in Ballen 7 Proc., fo daß man für 
jeden Bruttocentner nur resp. 34 — 87 — 93% zu verzollen hat; wer 
ein größeres Frachtftüd verfendet, bat einen Meinen Gewinn, weil 
das Gewicht der Padhülle, da es wie Die Oberfläche ſich verhält, nicht 
ganz im Verhältniß des Körperinhaltes anwaͤchſt. 

Cd) Die Vereinszollordnung $. 15 geftattet diefes beiden Theilen, mit 
Ausnahme von Zlüffigkeiten u. a, nicht füglich aus der Hülle zuneh⸗ 
menden Waaren, z. €, Talg, Butter. — Befondere Veftimmungen 
muͤſſen verordnen, was bei diefen Abwaͤgen ald Tara abgebe, was 
z. B. bei dem Papier und Bindfaden der Zuderhüte, den Einlage» 
‚bretthen und Rollen der Seuche und Bänder nicht geftatter ift, 
Schoͤnbrodt, Sammlung von Verordnungen :c, IV, 67, 
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Das Zollweſen ift in der Prarid der europäifchen Staaten 
von formeller Seite fehr ausgebildet worden. Man hat eine 
- Menge von Borihriften und Beranftaltungen ausgedacht, die 
auf die fichere Erhebung der Zölle abzweden und in ihrer Ges 
fammtheit ein Eunftreiches, verwidelted Syitem von mechanifchen 
Anordnungen bilden und noch täglich vervollftändiget werben. 
Man darf bei diefen Einrichtungen nicht blos das Intereſſe der 
Staatscaffe im Auge haben, vielmehr muß man bebenten, daß 
befchwerliche Gebote und Werbote, die an die Bürger gerichtet 
find, die in der Summe der Abgaben enthaltene Laft vergrößern, 
‚ weshalb man bei jeder neuen Maafregel forgfältig erwägen follte, 
welchen Nachtheil fie für die Zollpflichtigen in fich enthält und 
ob fie, in Vergleich mit demfelben, durch überwiegende finan⸗ 
ziele Gründe gerechtfertiget werden kann. Solche Sicherheits: 
mittel, die den Bürgern feine neue Beſchraͤnkung auferlegen, 
find deghalb vorzuͤglich empfehlenswerth. Die wichtigften, auf 
die Erhebung der Zölle fich beziehenden Anftalten find nachfte: 
hende (a). 


1) Es muß dafür geforgt werben, daß alle zollbaren Waa- 
renfendungen, welche die Landesgränze überfchreiten, eine 
Zollerhebungsftele (Zollamt, Station, Zollftätte) 
berühren. Hiezu dient die Einrichtung folcher Zolftätten 
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an allen den, "für den bequemen Verkehr mit dem Aus— 
lande dienenden Straßen (Zollfiragen), und das Ber: 


wo. bot, ſolche Waaren, die einem Zolle unterworfen find, 


auf anderen Straßen (Nebenwegen) ein- und auszu⸗ 


führen. Welche Verbindungswege mit den Nachbarländern 
für Zollftragen zu erklaͤren feien, dieß ift in jeder Ge 
gend aus. den. Bedürfniffen des Handeld zu beurtheilen. 
Um eine größere Anzahl von Zollftätten ohne verhaͤltniß⸗ 
‚mäßigen Koftenaufwand aufftellen zu können, pflegt man 
an den minder lebhaften Straßen fchwächer beſetzte Zoll, 
ämter zu errichten, von denen dagegen auch mandje Ge: 


4 ſchaͤfte von größerer Wichtigkeit nicht vorgenommen. wer: 


(a). Die Hauptquelle zur Kenntniß diefer Eirrichtangen find. die Zollord⸗ 


— 


den duͤrfen (b). R 


2) Außer dem, mit der Erhebung und Verrechnung der Zölle 


befchäftigten Perfonal ift auch eine Bewachung der Gränze 
durch militärifch organifirte Mannfehaft nothiwendig; beide 
Claſſen von Zollbedienten müffen mit vorzüglicher Beach— 
tung der perfönlichen Eigenfchaften angeftellt, zugleich aber 


unm die Verfuchung zur Beftechlichfeit zu ſchwaͤchen, gut 


befoldet und fireng beauffichtigt werden. | 4 


21 


* 


ordnungen und Inſtructionen kommen. — Die Sollordnu 


nungen, zu denen jedoch viele, fuͤr die Zollbeamten A * 
n für 
die Staaten des gröfieren deutfchen Vereins ſtimmen zwar in 


Hauptpuncten, aber doch nicht wörtlich mir einander überein,” 


bei der Aufnahme eines neuen Mitgliedes Die Redaction. mit Der 
"Kung neuer Erfahrungen und Erwagungen gefhab, Die —— 
⸗ 


(b). 


Nachweiſungen beziehen fi auf die Faſſung der Zollordnung 

den, publicirt 11. Juli 1835. — Vrgl. Shönbrodt, Sam 

über die Gewerbe», Handels», und Abgaben-Berhältnifle in den Ber» 
einsftaaten Deutichlandse. Seit 1834, Potsdam. IV. Bde — Ueber 
bliet des Vereins-Bollwefens, im Commiffionsberiht dr in Bas 
den, Verhdl. von 1835, Beil. 1,169 (w, Rau); vergl, Commiffiong» 
berichte der 2. Kammer von Hoffman u. Regenauer, Bei. V. 
Vereins⸗Zoll ⸗O. 1) Hauptzollämter, welche in der Regel allein’ die 
durchgehenden Waaren und diejenigen eingehenden, die an innere Zoll 
Hemter gewiefen werden, behandeln dürfen. 2) Neben-Bol-Aeniter 
1er Elaffe, welche nur Waaren von böchftens If. Zollfag vom Cent⸗ 
ner, oder doch von einem gefammten Bollbetrage, der 88 nicht 
überfteigt, zu behandeln haben. 3) Neben-Zoll-Aeniter 2r Ei. die 
‚teinen Zollberrag über nr von einer Ladung heforgen:bürfen. $,27 
bis 39, — Die Bad, Gränze gegen die Schweiz und ee bat 
10 Haupte, 17 Neben.B.-A. erfter und 34 dgl. zweiter Elaffe nebft 8 
Unmeldepoften, welde gleichfalls die Befugniſſe der Neben+3.-U. 
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2Claſſe haben. Rechnet man ohne die kleineren Krümmungen diefe 
Graͤnze zu 604 Meilen, fo kommt ungefähr auf jede Meile 1 Bol» 
amt, ohne die Anmeldepoften. An einem Haupt-3,.%. ift 1 Oberin« 
fpector, 1,Hauptverwalter als Rechnungs» und Cajenführer, 1 Haupt« 
controleur angeftellt, nebſt mehreren Affiftenten. ; 


$. 460. 


3) Die Gefahr des Schleichhandels würde zu groß feyn, wenn 
man, fobald man unentdeckt über die Gränze in das Land 
gelangt ift, fogleih von allen weiteren Nachforfchungen 
frei wäre. Um aber demfelben nicht den ganzen inneren 
Berkehr Preis geben zu müffen, hat man den Mittelweg 

gewaͤhlt, einen Streifen laͤngs der Gränze hin (Gränz 

bezirk) ald das, den Aufjichtsmaaßregeln hauptfächlich 
ausgefeßte Gebiet anzunehmen (a). In diefem Bezirke, 
deffen Begränzung gegen das Binnenland auf allen 
Straßen auf eine deutliche Weife bezeichnet werden muß, 
wird der Transport zollpflichtiger Waaren mit Foͤrmlich⸗ 
feiten verbunden, die zur Entdeckung des Zollbetruged Die 
nen(b), auch kann man nicht umhin, die in diefem Theile 
des Landes anfaffigen Fabrifanten und Kaufleute einigen 
Auffichtömaaßregeln zu unterwerfen, die durch die Wahr: 
nehmung gefordert werden, daß folche Gewerbsunterneh— 
mungen den Schleihhandel vorzüglich begünffigen (c). 


4) Das, bei der Ankunft einer Waarenfendung an einer Zoll 
ftätte eintretende Verfahren begreift im Allgemeinen in fich: 
a) die Uebergabe eines fchriftlichen ausführlichen Werzeich- 

niffes der Waaren durch den Führer derfelben, De: 
elaration. Für Reiſende find erleichternde Borfchrif- 
ten nöthig (4); 

b) die Befihtigung der Waaren durch die Zollbeamten, 
fo weit es unumgänglich ift, um fie von der Richtig: 
feit der Angabe zu überzeugen, oder foweit nicht an: 
dere Einrichtungen e3 entbehrlih machen; Reviſion. 
Hiebei, wie bei der ganzen Zollbehandlung, müffen 
die Beamten verpflichtet werden, gegen die Eigenthüs 
mer und Führer der Waaren fchonend und gefällig zu 
Werke zu gehen (e). 
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Ca) 


c) die Berechnung des fchuldigen Zollbetrages nach dem 
Tarif; 


d) die Bezahlung, Beſcheinigung und" Verrechnung des 
Zollbetrages. Die Erhebung von mancherlei Nebenge: 
bühren außer dem Zolle für verfchiedene Gefchäfte der 
Zolbeamten ift nicht zu billigen, weil dadurch bie 
Ausgabe über die, bei der Entwerfung des Tarifs 
befchloffene Größe vermehrt wird und befonders bie 
Eigenthümer der niedrig zu verzolenden Waaren ver: 
hältnigmäßig zu ſtark belaftet werden. Eine Ausnah: 
me machen Gebühren für folche Berrichtungen, die zum 
Vortheil des Zollpflichtigen übernommen werden, ins 
dem fie ihm irgend eine Erleichterung verfchaffen (/). 


Die Breite diefes Gränzbezirfes ift verfchieden beſtimmt. In Baden 
in der Regel nur 4 Meile, in Frankreich 4 Jieues, an der Küfte nur 2 
MWegftunden, dabei reicht aber die Auffiht noch 2 Myriameter C2,? 
d, Meilen) ins Meer); im d, Zoll- Verein find ebenfalls zwei Meilen 
als Regel angenommen worden. An der inneren Gränze diefes Be— 
zirfes CBinnenlinie) werden öfters Controlpoften errihtet, um 
die an den Gränzämtern behandelten Waaren nochmals einer obere 
flaͤchlichen Befihtigung zu unterwerfen. 


(5) V.⸗3.⸗O.: 1) Die im Gränzbezirfe transportirten Waaren muͤſſen 


(e) 


(d) 


mit den Papieren über die Abfertigung an der Gränze oder mit der, 
von einem inneren Amte erhaltenen fchriftlihen Beurfundung beglei— 
tet fein, $. 143. — 2) Waaren, melde nicht auf diefe Weife bei 
einer Solftelle behandelt wurden, dürfen nicht ohne einen Legiti— 
mationsfchein, den eine Zollftelle, der Ortövorftand oder ein 
Kaufmann oder Fabritant felbft ausjtellt, verfendet werden, $. 144, 
Dod wird diefe Bedingung nur bei denjenigen zolbaren Waaren ge» 
fordert, die für den Schleichhandel einen höheren Reiz haben. — 3) 
Der Transport darf, außer durch die Poft, nur in den Tagesftun- 
den geſchehen, $. 58. 


V.⸗3.⸗O.: Sole Gemerbetreibende können angehalten werden, über 


die vom Nuslande bezogenen Waaren genaue Berzeichniffe zu führen 
und Ddiefelben auf Verlangen vorzulegen, $. 148, 149. Der Haufir- 
handel mit hochverzollten Waaren wird gänzlich unterfagt. 

Wenn Jemand, der nicht zur gewerbtreibenden Claſſe gehört, die 
mitgeführten Waaren nicht volftändig declariren zu können verfichert, 
fo übernimmt die das Zollamt nad) vorgenonmener Revifion, V.⸗ 
3.9. 5.75. 3). 


Ce) Beftimmungen über die körperliche Viſitation. Würde man diefelbe, 


gänzlich derbreten, fo gäbe dieß Gelegenheit zuTgroßem Misbraude, 
aber auch die willführlihe Anwendung derfelben ift nicht zu dulden 
Nah der V.⸗3.⸗O. $. 171 darf fie blos vor der Gerichtsbehörde ge— 
Heben, und derjenige fann Uagen, der ohne augenfäligen Verdacht 
vor diefelbe gebracht wird, 
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(Ss Nah; der 8.3.9. Kommen feine Gebühren vor, als für Begleits 
feine und Waarenverſchluß, Tarif, Abth. V. 


$. 461. 


5) Berfchiedene Erleichterungen laffen fi zu dem Behufe an: 
ordnen, daß die Zollentrichtung, welche eigentlich fogleich 
bei der Einfuhr gefchehen müßte, hinausgefchoben und in 
gewiffen Fallen ganz befeitiget werde. 

a) Man geftattet, daß der Einfuhrzoll, nachdem bie 


Declaration, Revifion und Berechnung an der Gränze 
gefchehen ift, erft bei einem inneren Zollamte, in der 
Nähe des Wohnortes der MWaarenempfänger wirklich 


“ bezahlt werde, Dieß macht wenigftens den früheren 


Zollvorſchuß entbehrlich, es muß aber dafür geforgt 
werden, daß diefe Friftung der Zollentrichtung nicht 
gemißbraucht werde, den Zoll ganz zu umgehen (a). 


b) Es Eönnen öffentliche Niederlagen, Lagerhäufer, 


c 


) 


Packhoͤfe, Hallen gebildet werden, in welche bie 
Einfuhrgegenftände von der Gränze aus gelangen, 
und wo erft die genaue (fpezietle) Revifion und 
Berzollung vorgenommen wird. Ohne diefe Einrich 
tung ift der Waarenempfänger in der Nothwendigkeit, 
entweder an ber Gränze einen Besollmächtigten auf: 
zuftellen, der fein Intereffe bei der Zollbehandlung 
vertritt, oder "die Maaren bei der Eröffnung der 
Frachtftüde bloß dem Fuhrmann oder Schiffer anzu- 
vertrauen, was mit Gefahr verbunden ift. Was durch) 
folche innere Niederlagen den Gränzorten wegen ber 
geringeren Lebhaftigkeit des Speditionsgefchäftes ent— 
geht, das gewinnen reichlich die Einwohner ber inne: 
ven Landesgegenden, nur daß man, ber Koften wil: 
fen, blos an den lebhafteren Handelöplägen folche 
Niederlagen errichten kann (6). 

Die Niederlagen dienen auch zur Beförderung des 
Zwifchenhandels, indem in ihnen die mit höheren 
Zollfägen belegten Waaren (c) unverzollt aufbewahrt, 
fortirt, umgepadt und wieder ins Ausland, gegen 
bloße Bezahlung des Durchgangszolles, verfendet wer: 
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(a) 


(8) 


den koͤnnen, II, $ 312. 313. Sollen fie in die innere 
Conſumtion übergehen, fo muß der Einfuhrzoll nach> 
bezahlt werden. Die Niederlagen ftellen ein, im Sn: 
nern des Landes befindliches ausländifches Gebiet vor. 
Sicherungsmittel in Bezug auf die Niederlagen find 
&) dag man bie Frachtftüde mit einer Umgebung ver: 
fieht, die ed unmöglich macht, fie unentdedt zu öffnen, 
MWaarenverfhluß, namlih Verfhnüren und 
Berbleien, Plombiren; | 
P) daß der Waarenführer die Haftung für den Eingangs: 
zoll oder die Ablieferung in die Niederlage übernimmt 
und, falls es gefordert wird, hierüber Sicherheit lei= 
fiet. Er erhält eine, diefe Haftung ausdrüdende Ur: 

funde, Begleitſchein (d). 

d) Statt der öffentlichen Niederlagen fönnen, unter gehoͤ— 
rigen Vorfichtsmaaßregeln, auch Privatlager bei fiche: 
ren Gewerbtreibenden bewilligt werden, II, 8. 313 (e). 
Aehnlicher Art find die, zur Begünftigung der Mef- 
pläße geftatteten Contirungenz es erhalten naͤmlich 
fihere Großhändler die Bewilligung, fremde, einem 
höheren Zollfage unterliegende Waaren nach genauer 
Nevifion unverzollt zu fich zu nehmen. Ueber vie 
Duantitäten wird Rechnung geführt und von ben 
Vorraͤthen, die nicht in das Ausland oder eine Nie 
berlage geführt werden, wird fpäterhin der Zoll 
nachgezahlt (7). | 


B.-3..0. 5.97 — 100. Die Waaren gehen unter Begleitfhein cf. 
oben e.), der Führer muß Sicherheit leiften, wenn er nicht als ju- 
verläffig befannt ift. 

V.⸗Z.⸗O. 9.109: nur an Orten, wo fih innere Hauptzollämter bes 
finden, und wo es fpeciell erlaubt wird, alfo nicht nothwendig bei 
jedem ſolchen Amte. — Ueber das Hallſyſtem in Vergleich mit dem 
Graͤnzſyſtem f. Hoffmanns a, Beriht, ©, 40, 

3.3.08. 6.94, 95: Waaren, deren Zoll uber 50 fr, von Eentner, 


(od) 3.3.8 


ca) 


und von der vorkommenden Sadung wenigftens 5 fl. beträgt ; — $. 111: 
Nur Kaufleute, Speditions⸗ und Gewerbetreibende haben das Nic» 
derlagsredt. 

Diefe Haftung hört dadurch auf, daß dem Beſitzer des Begleitfchei- 
nes durdy das beftimmte innere 3.-Umt die Erfüllung feiner Oblie- 
genheit befcheinigt wird. Der Begleitfhein 'wird auf gewiſſe Zeit, 
— — der beiden Puncte erfordert, ausgeſtellt. V.⸗ 
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ce) 3.3.0. 5.125 ff. Nicht bei Waaren, bei denen „es auf Erhale 
tung. der Identität ankommt“. 


(f) Ne 138 für Sranffurt a. d. O., 31. Mai 1832, und Leipzig, 


1833, Schönbrodt, (Samıml, IV, 1, Heft. Auch für 


Ftankfurt a, M. befteht eine ähnliche Mehordnung. Der, durch die 
Eontirung bezweckte Eredit für die Zollgefälle wird in der Regel 
nur auf die Meßzeit bewilligt, einzelnen Großhaͤndlern des Orts je 
doch fortwährend. Die Erlaubnig wird für jeden Kaufmann befon- 
ders ertheilt. Die Zollbehoͤrde kann für die creditirten RE | 
Sicherheit fordern, 
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6) Sowohl die BVilligkeit, ald die Ruͤckſicht auf die Betrieb: 


7 


) 


famfeit und die Bequemlichkeit der inländifchen Staats: 
bürger gebieten verfchiedene fchonende Beflimmungen, um 
von der Strenge der Zollgefege in folhen Fallen, wo der 
Zwed derſelben wegfallt, Ausnahmen zuzulaffen. Befon- 
der3 find zur Erleichterung des Graͤnzverkehrs folche Mil: 
derungen nothwendig. Gegenftände derfelben find u. a 
Eleine Quantitäten zollbarer Waaren (@), ferner folche 
Dinge, welche feine wahre Einfuhr bilden, fondern bloß 
der Verarbeitung willen hin- und’ hergefendet werben (6), 
die fchon verzollten Waaren, welche auf dem Wege von 
einem inländifchen Orte zum anderen das Ausland berüh: 
ven (c), auch Waaren, welche inländifche Kaufleute von 
auswärtigen Meffen und Märkten unverkauft zuruͤckbrin— 
gen, oder welche fremde Beſucher inländifcher Märkte un: 
verkauft wieder ausführen, in welchem Falle der entrich. 
tete Einfuhrzoll zurücdgegeben wird (d). 

Zur ‚größeren Erfchwerung des Schleichhandeld iſt eine 
Fortfegung gewiffer Auffichtämaagregeln im Innern de3 
Landes nöthig gefunden worden. Diefe Binnencon: 
trole follte wenigftens auf diejenigen Waaren, Fälle, Zei: 
ten und Gegenden eingefchränft werden, bei denen fie für 
den angegebenen Zwed durchaus unerläßlich erfcheint, woeil 
fie die leichte Waarenbewegung im Lande immer einiger: 
maßen hindert und daher zu den unvermeidlichen Bes 
ſchwerden des Zollwefens eine ganz neue hinzufügt. Das 
Hauptmittel diefer inneren Benuffichtigung ift die Vor: 
fchrift, daß gewiffe hochbelegte Waaren in größeren Quan⸗ 


titäten nicht verfendet werden dürfen, ohne daß der Vers 
fender ihnen einen Frachtbrief mitgiebt, den er vorher dem 
Steueramte zur Einfiht und Stempelung vorge'egt hat, 
und den dann auch der Empfänger bei dem nächften 
Steueramte ſtempeln laffen muß (e). Diefe Maaßregel wird 
hauptfächlich wegen des, zur Entdedung vorfchriftäwidri- 
ger Sendungen zuläffigen Anhaltend und Unterfuchens der 
Ladungen läftig (5). 


8) Weil unter dem Vorwande der Durchfuhr leicht die Ein: 
fuhrzölle umgangen werden fünnten, fo muß bei dem 
Eintritt von Durchgangsgütern für die nöthige Sicherung 
geforgt werden. In Ermanglung anderer Bürgfchaften 
bleibt nichts übrig, ald das, allerdings für die Waaren: 
führer drüdende Mittel, den Einfuhrzoll erlegen zu laffen, 
der dann beim Wiederaustritte nach Abzug des Durch: 
gangszolled wieder vergütet wird. Die tranfitirenden Gü- 
ter werben verfchnürt und mit dem Begleitfcheine verfe: 
hen (8). 


9) Es giebt Zölle, welche den inländifchen Gewerbäleuten die 
Concurrenz mit den auswärtigen auf fremden Märkten 
erfchweren und daher, ihrer Beftimmung zuwider, den Ab: 
fa im Auslande zu vermindern drohen. Dieß gilt vor: 
nehmlich von den Zöllen auf Rohftoffe, die im Lande ver: 
arbeitet werden. Wo man die Beibehaltung. folder Zölle 
rechtfertigen kann, 3. B. aud dem Zwede der Befteurung, 
wie bei Rohzuder und Zabafsblättern, da erfordert jene 
Erwägung, daß bie entrichtete Abgabe bei der Ausfuhr 
des Gewerkserzeugniſſes wieder vergütet werde; R ud 
zoll, drawback.. Hiebei ift befondere Sorgfalt noͤthig, 
um bie Nücdvergüfung von dem Gentner der Gemerfö: 
waare nad) Maafgabe der hiezu verbrauchten Quantität 
von Rohſtoffen richtig zu beſtimmen und die Erfchleihung 
unverdienter Nüdzölle zum Schaden der Zollcaffe zu ver: 
hüten (hl, 

10) Dad ganze Zollweſen muß fo geregelt werben, daß ber 
rechtliche Bürger überall gegen willfürlihe Härte gefchüst 
fei. Strafen find unvermeidlich, doch follte, wo ed irgend 
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ohne Gefährdung der Gefälle möglich ift, immer zwifchen 
beabfichtigten Gefegwidrigfeiten und ermeislicher Unachts 
famfeit oder unverfchuldeten Zufällen unterfchieden wer- 
den. 


> 22 u 


(a) 3.3. Vorräthe, von denen der Boll nicht über 34 fr. (1:6gr.) be» 
trägt, oder bis zu 4 Lothen, Garben von eigenthümlichen oder gepach⸗ 
— im Auslande. Bad. V. v. 3. Dee, 1835, Meg. DI, 

r. LX, 

(5) Robftoffe, die auf Mühlen zum Mahlen, Schneiden, Stampfen :c, u. 
zurüd geben, oder die zum Bleichen, Spinnen, Färben, Weben, Ger» 
ben ꝛc. gefendeten Waaren, Weidevich ; ſ. ebend. 

(I B.-3.:9,. $.154. 156ff. a — 

(d) ebend. 5.136. 138, 

Ce), Nah der B.-5.:0. 9. 151 ff. find der Binnencontrole unterworfen: 

= 3 baummollene Stuhlwaaren, Buder, dei Quantitaͤten über + Centuer, 
Kaffee, Tabaksfabricate, Wein und Branntwein, über 1’ Centner, Kar 
brifanten und Weinbergsbefiger tönnen Die Frachtbriefe über die Ge— 
genftände ihres Gewerbes aud blos bei der Drssbehörde beglaubigen 


lafien. 
cf) Ebend. $. 177. Waarenführer, welche nad dem äußeren Anfcheine 
controlpflihtige Waaren führen, koͤnnen aufgefordert werden, Aus» 
funft zu geben und die Transporrzettel ꝛc. vorzuzeigen, aud die La» 
dung 8* naͤheren Beſichtigung an eine Bol» oder Polizeiſtelle führen 
(g) V.⸗S8.⸗O. 5.84.ff. Der Vorſchuß des Einfuhrzolles fält weg, wenn 
ein Unterpfand oder ein Bürge geftellt wird, oder der Führer als zus 
verläffig befannt ift. 
ch) Vergi. II, $.311.— Im Gebiete des größeren deutfhen 3. V. kom⸗ 
men Ruͤckzoͤlle bei der Ausfuhr des Tabaks für die dazu verbrauch 
ten ausländifchen Blaͤtter vor, aber bloß bei dem Ausgange in 
- die Schweiz, mit der Annahme, daß der Robftoff beim -Rauchta» 
bat 5, beim Schnupfrabat 25 Proc. weniger wiege, als die fertige 
Maare, f. a. Eommiffiönsbericht der 1.Kanımer in Baden. ©. 185, 
— ferner von dem Bolle auf Rohzucker bei der Aucfuhr von raffinirs 
tem. — Frankreich: Erfag des Zolles auf ”- weißen Robzuder (au- 
tre que blanc), nad dem Geſ. v. 1836, Bei der Ausfuhr von 75 
Kil. gutem Melis oder quatre cassons, oder Candis, oder von. 78 
Kilogr. Lumps wird. der Einfuhrzol von 103 Kilogr. Rohzucker ver« 
gütet. Diefer Rüdzoll und die Prämie auf ausgeführte Zeuche bes 
trugen 1822 nicht volle 4, 1832 aber fhon 24 Mid, Sr — Im. 
Großbritanien ift ebenfalls der ftärkite dramwback von Zuder, wel 
der 1822 — 31 1, D. 933,830 Pf. St. 1831 allein aber 1 Mid, 
123,435 Pf. ausmachte. — Rüdzole von Waaten, welde unveräns 
dert wieder hinausgefendet werden, find entbehrlich, wenn man das 
Syftem der unverfteuerten Niederlagen annimmt. + 





Kau polit, Ockon. x Rd, 2, ao. | 19 


Drittes Bud. - 
Berhältniß der. Einfünfte zu den Aus- 
gaben ded Staats. 


1. Abfhnitt, | 
Gleichgewicht der Einfünfte und Ausgaben, 
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Die Ordnung und der gute Fortgang bed Finanzweſens, 
wie einer jeden anderen Wirthfehaft, erfordert nothwendig ; daß 
die Einnahmen nicht „hinter dem, Betrage det beithloffenen oder 
fogar ſchon ſchuldig gewordenen Ausgaben zurücbleiben, weil 
fonft die, durch diefe Ausgaben, zu erreichenden Zwede fehr ge 
fähedet fein würden. Reichen zur Beftteitung der. Ausgaben bie 
Cinfünfte nit zu, d.h. diejenigen Bermögenszuflüffe, auf 
die man fortdauernd, und ohne eine Verfchlechterung des gan- 
sen Vermoͤgenszuſtandes befürchten zu müffen, bauen tan (I, 
8:70. 70a 3. Ausg), fo ift man genöthigt, andere, Mittel zur 
Ergänzung der Einnahmen aufzuſuchen. Dahin gehörte” 

1) Die Benugung außerordentlicher, vorübergehender Einnah: 
men, deren Eintreffen von Zufällen abhängt, weshalb 
man fie nicht herbeirufen und nicht fehon vorher und fort: 
während auf fie rechnen Tann: 

2) Die allmählige Aufzehrung ded Stammvermögend, indem 


MM 


man Xheile befjelben verkauft und ben Erlös zu den laus 
fenden Iahresausgaben verwendet. Die wäre nur etwa 
in dem Kalle unfchädlich, wenn man den Befit eines Theiles 
des Stammpermoͤgens für durchaus unzweckmaͤßig hielte 
und nach deſſen Veräußerung leicht vermittelſt der Befteu: 
rung die@infünfte auf die Höhe der Ausgaben zu erheben 
vermöchte. Sonft enthält eine folche Art, die Bebürfniffe 
zu befriedigen, da fie die Quellen des Staatseintommens 
allmälig erfchöpft, eine Gefahr in fich und barf nicht fort: 
gefeßt werden (a). 

3) Das Schuldenmachen, eine augenblickliche Aushuͤlfe, die 
ſich zwar in manchen Faͤllen nicht entbehren laͤßt, die je— 
doch ſo wenig als die vorige Maaßregel zur fortdauernden 
Benutzung tauglich iſt, und, wenn ſie eine Zeit lang in 
betraͤchtlichem Grade angewendet wird, den ganzen Staat3: 
haushalt zu zerrütten droht. Die Bedingungen, unter 

. denen Staatöfchulden zu rechtfertigen, die Regeln, nad) 
denen fie einzugehen und zu verwalten find, bebürfen ei: 
ner befonderen Unterfuchung (2. Abſchnitt). Indeß ergiebt 
fi) fhon aus der Natur ber unter 1 — 3 angeführten 
Einnahmen, daß einerwohlgeordnete und nachhaltige Wirth: 
Schaft fich nicht auf fie Hügen darf, und man daher eifrig 
Bedacht nehmen fol, die Ausgaben der Regierung nicht 
über die Einkünfte hinaus gehen zu laffen. 


Ca) In Sranfreih wurde 1831 unter Lafitte's Minifterium jur Auf 
bringung von 200 Mil, Fr., die man zu. außerordentlihen Ausgaben 
nötbig hatte, ein Verkauf von angekaͤhr 300,000 Hektaren Staats⸗ 
forſten beſchloſſen (9. 138 (aD) 
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Menn bie Einkünfte eines Staates fortwährend größer waͤ⸗ 
ren, ald die Ausgaben, fo würde fich ein Ueberſchuß anpäufen, 
der eine. zweifache Beſtimmung erhalten koͤnnte: 

1) um eine Aushülfe für folche Zeitumftände zu geben, in 
denen man zu außerordentlich erhöhten Ausgaben gezwun« 
gen if. Das Sammeln eines folhen Staatsfcha: 
tzes (q) war in früheren Zeiten, bei geringer Lebhaftigkeit 
des Berkehres, bei dem Mangel an —— „eine wefents 
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liche Maaßregel ber Staatsklugheit; es ift Dagegen unter 
den heutigen Verhaͤltniſſen in Ländern, wo Gewerfe und 
Handel viele Gapitale in rafchem Umlaufe bejchäftigen, die 
oft in Geldform umgeſetzt werden ‚ und wo fowohl Regie 
rungen als Privatichuldner das nöthige Vertrauen bei den 
Gapitalbefigern finden, unnoͤthig, weil man in Nothfäls 
fen durch Anleihen die erforderliche Hülfe leicht und ficher 
erhält, und es ift unrathſam, weil das Todtliegen bedeu- 
tender Guͤtermaſſen, ed fey in Geldform oder in. anderen 
Gegenftänden, einen Verluſt für die Gewerböthätigkeit 
und. das Einkommen ded Volkes verurfacht, weil ferner 
das Vorhandenſeyn fo großer Summen eine ftarfe Ver: 
fuchung zu überflüffigen Ausgaben erzeugt, die dann die 
forgfam angefammelten Schäge raſch erichöpfen (b) ; 

2) um werbend /angelegt zu werden und ein Einkommen ab: 
zumerfen.. Mag auch der Befis eines folchen Vermögens 
für die Regierung immerhin wünfchenswerth fein, fo wäre 
ed doch unzweckmaͤßig, ihn mit einer Bermehrung ı der 
Staatsabgaben über dad Beduͤrfniß hinaus zu Wege zu 
bringen, und es ift beffer, ſogleich jetzt durch Steuervers 
minderung. die Laften des Volkes zu erleichtern, was we⸗ 
nigſtens zum Theile eine Vergroͤßerung der Capitale im 
Volke, alſo der Production und des Staatseinkommens 
verurſacht. | 

Demnach folte die Regierung auch keinen Mehrbetrag der 
Staatdeintünfte gegen die Ausgaben regelmäßig beabfichtigen, 
außer etwa in fo geringem Umfange, daß man nur, einen. reich» 
licheren Huͤlfsvorrath erhält und die Mittel gewinnt, folche Aus: 
gaben vorzunehmen, die man ungeachtet ihrer Nüglichfeit noch 
verfchieben zu muͤſſen glaubte. 


Ca) Zür diefe Maaßregel Hume, Er Verfuh und Gönner, Die Noth- 
wendigkeit eines Staatsſchatzes, ſtaatbwiſſenſchaftlich und juridiſch er⸗ 
wogen, Landsh. 1805 . (der Berf- nahm in dem ſpaͤteren Werke: 
von Staatsfhulden, $. 43, diefe Anficht zurüd); Ancillon, Geiſt 
der Staateverf., S. 297, mit Rüdfiht auf Sriedrih II. — Geno- 

‚vefi, 11, 77, folgt Hume, fließt jedoch, e8 komme auf die Ber- 
99 und auf den er an. Auch Jakob, Jl, $. 731 

“ff. zeigt, daß Schaͤtze nur da noͤthig ſeien, wo wenig Geldumlauf, 
Malz große Eapitale und wenig Eredie zu finden fein, — Bergl. 
A. mith, Il, 355, — Lohz, III, 389. 
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(d) Smith a. a. O. bemerkt, daß in Älteren Zeiten jeder Fürft auf ei- 
nen Schoß bedacht war, wie noch jegt jeder Häuptling in der Tare 
tarei. — Am berühmteften waren die Schäge der mogoliſchen Herr- 
fer. Im Orient ift diefes Anſammeln nod allgemein in Gebraud. 
— Sriedrihs ll. Staatsfhag war, obgleich geringer, als man ji 
ihn vorftellte, Doch der größte europäifche in neuerer Zeit, g. 30 Mill. 
Rrbir,,Zbei 12 Miu, Rthlr. Staatöfchuld. 
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Aus diefen Betrachtungen’ folgt, daß als der regelmäßige und 
fort dauernd nüsliche Zuftand des Staatöhaushaltes die Gleich— 
heit der Einkünfte und Ausgaben anzufehen if. Das 
BZufammentreffen beider Größen wird dadurch erftrebt, daß man 
im Voraus, z. B. für jedes bevorftiehende Zahr, die Summe der 
Ausgaben, die man vornehmen will, feitfest, und zugleich die, 
aus den beftehenden Quellen zu erwartenden Einfünfte ausmit: 
‚telt, alfo überhaupt einen Plan, als Richtfchnur für einen fünf: 
tigen Beitabfchnitt, entwirft. Ein folcher Finanzplan, der durch 
den Beſchluß der Staatögewalt feftgeftelt und vorgefchrieben 
‚wird, heißt Voranſchlag, Etat, Budget (a). Wollte - 
man ohne diefe vorausgegangene Ueberlegung bloß nach den aus 
genblidlichen Beranlaffungen die Ausgaben befchliegen, fo wäre 
man unaufhorlich in Gefahr, in benfelben die durch die Einnahs 
men gebotene Gränze zu überfchreiten, und man wäre oft ge: 
zwungen, dringende Ausgaben zu unterlaffen, weil man auf 
minder nothwendige ſchon zu viel verwendet hätte. Ein folcher, 
im Etat niedergelegter Ueberblick aller Ausgaben und Einnahmen 
ift daher die nothiwendige Bedingung einer jeden guten Wirth, 
fhaftsführung, und dieß Erforderniß zeigt fich ebenfowohl in 
dem Haushalte eines einzelnen Bürgers, einer Gemeinde, einer 
Anftalt, ald in! dem ded Staates. Auch müffen die Staatsansgaben 
ſchon darum vor dem Beginne eines Zeitabfchnittes bedacht und 
befchloffen werden, weil fonft die verfchiedenen Verwaltungsbe— 
hörden und Beamten feine Regel ihres Verfahrens hätten und 
bei den unftändigen Ausgaben entweder willkürlich handeln oder 
‚unaufhörlih anfragen müßten. Es zeigt entweder Leichtfinn, 
oder hoͤchſt ungünftige, unbezwingliche Umftände an, wenn ein 
folcher Etat ſchon ein Uebergewicht der Ausgaben über die Ein: 
fünfte, d. h. einen Ausfall (Deficit) in fich fchließt, der die 
in $. 463 erörterten Folgen nach dich ziehen muß. Daher fo 
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bei der Entwerfung des Voranſchlags vor Allem darauf Bebacht 
genommen werden, daß man wo möglidy mit den Sahreseintünf: 
ten ausreiche, was man theild durch Vergrößerung derſelben, 
theild durch die Einfchränfung des Aufwandes bewirken muß, 
und es verfteht fich, daß das letztere Mittel zur Herftellung des 
Gleichgewichtes, wenn es ohne Nachtheil für die Staatszmwede 
ausführbar ift, durchaus der Vorzug verdient. Indeß ift e3 noch 
nicht Ausfall zu nennen, wenn man die Ueberfchüffe vom frühes 
ven. Sahren mit zu den Ausgaben eines Jahres verwendet, wo: 
ferne diefe gerade mit Rüdficht hierauf über die regelmäßige 
Größe vermehrt werden, um nüßliche Einrichtungen: zu begruͤn⸗ 
den, die man, wenn die nr ren nicht Nenn noch un: 
terlaffen wiirde, 


(a) Etat, wofür man Im ieh fchland Früßer das (ateinif, Wort status 
gebrauchte. — Budg eigentlich ein Sad, Beutel, ba in der 
engiigen Parlamente] , wegen des Transports d er Actenſtuͤcke 
in einem ſolchen in Hr der dom —— DOREEN dem 
Bu yane vorgelegte Etat (daher Fenge Bedarfstaſched. 
ort iſt neuerlich in Kaden d eure übergegangen, 
Bi jedoch gewöhnlich nur von einem ‚»zur landftändifchen oder fonft 
öffentlichen Berathung beftimmten Stat gebraudt. 
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Bei der Entwerfung eined Voranſchlages kann ſich die 
oberſte Finanzbehoͤrde keinesweges ſo frei bewegen, daß es ihr 
unter allen Umſtaͤnden leicht waͤre, jenes wuͤnſchenswerthe Gleich⸗ 
gewicht zu erreichen, vielmehr treten mancherlei, die freie Entfchlies 
fung hemmende Ruͤckſichten ein. Dahin gehoͤren Hauptfächlich 
folgende: 
1) Ein Theil der Staatsausgaben ift fo unausweichlich, daß 
man fie vornehmen muß, woher auch immer die Dedungs- 
mittel genommen werden mögen; namentlich iſt dieß ber 
Fall 
a) bei dem Aufwande fuͤr die Abwehr von Gefahren der 
aͤußeren und inneren Sicherheit, 

b) bei den Koſten der, im Weſen des Staatsverbandes 
begruͤndeten Anſtalten, 

c) bei den, zur Erfüllung eingegangener Berbindlichkeiten 
erforderlichen Ausgaben, 3 B. Beſoldungen der dauernd 
ae Beamten oder Zins ber Staatsfhulden. 


295 


"Bei dieſen Staatdauggaben ergiebt ſich indeg manche 
' Gelegenheit, ‚ohne Verletzung ber Gerechtigkeit und ohne 
Gefährdung des Staatswohles in der Art’ der Ver— 
wendung Erfparungen zu bewerkſtelligen. Man darf an: 
nehmen, daß, wo nicht etwa große Fehler der früheren 
© Verwaltung dieBerbindlichkeiten übermäßig erhöht haben, 
ein Bolt in der Regel im Stande ift, die zu den fortlau- 
fenden Ausgaben dieferArt erforderlichen Einkünfte aus fei- 
nem Einfommen aufzubringen, was freilich von außer: 
ordentlichen Bebürfniffen nicht gilt, 
| Pr In Hinficht der Einkünfte ift 

a) der Ertrag des werbenden Staatövermögend und zum 
Theile auch der Hohheitörechte durch die gegebene Aus: 
dehnung diefer Einnahmsquellen befchränkt und nur 
infoferne, ald die Benutzung fparfamer oder einträgli: 

cher gemacht werden Tann , einer Steigerung fähig. 
b) Die Steuern und Gebühren laffen fich zwar durch ge 
ſetzliche Erhöhung des Entrichtungsfußes oder Durch 
“ Einführung neuer Auflügen fleigern, indeß ergiebt fich 
auch hierin aus volkswirthſchaftlichen Erwägungen ein 
Maaß und Ziel, deffen Beachtung höchft nothwens 
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Unterfucht man die Höhe, bis zu welcher die Staatdeins 
fünfte vermittelft einer Vermehrung ber Auflagen gebracht wer: 
den Fönnen und bürfen, fo ift zu unterfcheiden: 

1) eine abfolute Gränze, :bid zu welcher man mit Hülfe von 
Bwangsmitteln gelangen kann, ohne auf einen, im Drange 
der größten Noth entitehenden Widerftand zu ftoßen oder 
die Bürger des Unentbehrlichen zu berauben. Ein folcher 
Betrag der Auflagen müßte fchon ſolchen Drud ausüben 
und den Wohlftand in fo hohem Grade zerftören, daß nur 
die fchlimmften Lagen, in bie ein Staat gerathen mag, 
‚eine--augenblidliche Annäherung an dieſes maximum rechte 
‚fertigen koͤnnten; 

2) eine volkswirthſchaftliche Graͤnze der Auflagen, bei ber 
noch ‚keine Berminderung der Gapitale und der Production 


eintritt, Auch eine folche Belaftung würde fchon mit ſchwe⸗ 
ren Bedrängniffen für einen Theil der, von dem’ Lurus 
der MWohlhabenden lebenden Arbeiter verbunden fein, und 
bei dem Anwachfe der Volksmenge fogar allmälig einen 
Ruͤckſchritt in der Vermöglichkeit des Volkes hervorbringen. 
Man muß daher auch Scheu tragen, diefe-Gränze zu er 
reihen. Da übrigens diefelbe auf dem Mege ftatiftiicher 
Erforſchung nicht deutlich zu erkennen iſt, ſo muß man 
fi an allgemeine Zeichen, als Steuerruͤckſtaͤnde Abnah— 
me der Confumtion, Zunahme der Zwangsveraͤußerungen, 
ber Armen u. dgl. halten, um zu beurtheilen ‚"obreine 
weitere Vermehrung der Auflagen zuläffig, ober vielmehr 
eine Ermäßigung berfelben nothwendig fei. 
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Die Folgen, welche aus der Erhöhung der Auflagen bei 
jedem. gegebenen Betrage derfelben entfpringen, müffen zugleich 
mit den, aus der Verwendung der vermehrien Staatseinkünfte 
zu erwartenden vortheilhaften Wirkungen für die öffentlichen 
Zwede verglichen werben. Diefe Wirkungen werden in der Stus 
fenfolge der erhaltenden und der bloß färdernden, der mehr oder 
weniger nothwendigen oder wohlthätigen Ausgaben immer ſchwaͤ⸗ 
cher, während jene volf3wirthfchaftlihen Nachtheile mit dem 
Anwachfe der geforderten Auflagen immer zunehmen. Man 
follte Feine Ausgaben befchließgen, zu deren Dedung den Bürs 
gern ein größeres Webel zugefügt werden muß, als bas durch 
fie zu Wege gebrachte Gute beträgt. Diefe Regel ift zwar bat: 
um ſchwer zu beobachten, weil die Entbehrung der Steuerpflich- 
tigen und die nüßliche Folge einer Staatsausgabe Keine gleich 
artigen Größen find, indeß gelangt man auf dem Wege von 
Erfahrungen und forgfältigen Beobachtungen doch dahin, daß 
man beide Wirkungen gegen einander abwägen und das, ben 
wirthfchaftlichen Umftänden eines Volkes am beten entiprechende 
Maaß der Staatsausgaben feftfegen kann (a). Eine Erleichtes 
rung dieſes Vergleiches liegt darin, daß man Feine neuen Staas 
ten vor fich hat, fondern in dem bisherigen Umfange der Eins 
fünfte und Ausgaben und den, mit beiden verbundenen Erfcheis 
nungen einen guten Anhaltpunct findet. Es ergiebt fih aus 
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diefen Saͤtzen, daß man weber bie Summe der Staatöaudga- 
ben beſchließen fol; ohne auf-die Leichtigkeit oder Schwierigkeit 
Ruͤckſicht zu nehmen,“ mit der die erforderlichen Einkünfte aufge: 
bracht werden fönnen, noch auch die legteren für ſich allein feſt⸗ 
fegen darf, ohne zugleich zu überlegen, ob fie für den jetzigen 
Bedarf zureichend fein werden; vielmehr muß man, indem ‚mar 
den Voranſchlag abfchliegt,. beide Seiten des Gegenſtandes zus 
gleich im Auge haben. Fuͤr die dringendften Ausgaben "muß 
in jedem Falle -geforgt werben, aber e3 pflegen: immer auch 
andere in Borfchlag zu kommen, die. verfchieblih und von 
geringerem Einfluß auf dad Staatswohl find; man muß deß⸗ 
halb, weil es in feinem Zeitpuncte moͤglich iſt, zur Beftreitung 
aller Ausgaben, von denen uͤberhaupt ein Nutzen zu erwarten 
wäre, zureichende Mittel zu gewinnen, den. Aufwand foweit be⸗ 
fhränfen, daß feine heilfamen Früchte nicht durch einen groͤße⸗ 
ren volkswirthſchaftlichen Schaden aufgewogen werden. Gebie⸗ 
terifche Umftände fordern bisweilen, daß man die Schonung ber 
Volkswirthſchaft augenblicklich unterläßt, "aber für die Dauer ift 
biefelbe unerlaßlich. Ä 


(a) „Es war eine Art politifchen Inftinctes, fo die germanifchen Voͤller 
dahin leitete, die öffentliche Haushaltung an die Bermwilligung der 
Voltsrepräfentanten zu binden, und fohin den Ausgaben durd die 
zuläffigen Einfünfte eine phyfifhe Schranke zw fegen.! Schön, 
Grundf, S,24, 
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Zwifchen ber Privat» und Regierungswirthichaft findet in. 
Hinfiht auf die Verfertigung eined Woranfchlages eine Ver: 
fchiedenheit ftatt, indem leßtere in dem Entfchluffe, wie hoch die 
Einkünfte ſich belaufen follen, weit freier ift, als jene, $.9. 
Der Einzelne fieht fich dur das Maaß der Einkünfte, wie es 
ſich nach feinen Vermoͤgens- und Erwerböverhältniffen geftaltet, 
gebunden und ift gezwungen, fich mit feinen. Ausgaben darnad) 
einzurichten, ed wäre denn, daß er ſich ganz außer Stand fän- 
be, bamit auszukommen. Die Staatseinkünfte dagegen hängen 
großentheild davon ab, . wie hoch der Fuß der Auflagen gefest 
wird, und mit dem Voranſchlage hängt zugleich der Beſchluß 
über die Beibehaltung des bisherigen oder die Aufftelung eines 
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neuen folchen Fußes zufammen. Sieht man die Möglichkeit un- 
ſchaͤdlicher Erſparungen, fo ordnet man eine Herabſetzung der 
Auflagen an, während in der Privatwirthichaft nicht3- Aehnli⸗ 
ches anzutreffen iſt. Indeß ftellt man doc die Verfchiedenheit 
zwiſchen beiden ‘Arten der Wirthichaft zu groß dar, wenn man 
behauptet, im. Finanzweien. „müßten die Einnahmen - gänzlich 
nad) den Auögaben eingerichtet werden. Dieß geſchieht nur etz 
wa in ſolchen Fällen , wo.man, wegen des geringen Staatöbes 
darfes, weniger Einkünfte erhebt, ald man, in Gemäßheit der 
volfswirthfchaftlichen Rüdfichten, ſich verſchaffen koͤnnte. Wo 
aber die Staatsbeduͤrfniſſe einen ſo geringen Umfang uͤberſteigen, 
iſt es nur von den ganz nothwendigen Ausgaben wahr, daß ſie 
ohne Hinblick auf die Deckungsmittel beſchloſſen werden muͤſſen, 
und jene Meinung konnte nur dadurch entſtehen, daß man ſich 
den Bedarf einer Regierung in jedem Augenblicke als eine ſcharf⸗ 
beftimmte Größe dachte, was er nicht iſt (a). 


(a Die gerfiedenen Anfiht über diefen Punct find bei. M l —3 

8 ff., Behr, irn Sch F On — 2* ff. ix zufes 

hin Na) Or. Soden, Rh * * folten * he von 
Ausgaben, nah Schön diefe von jenen beftimmt werden. 
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Der Voranfchlag, wenn auc mit reiffter Weberlegung ent: 
worfen, kann doch nicht unbedingt, wie ein Gefeß, beobachtet 
werden; vielmehr ift es nicht zu vermeiden, daß biöweilen das 
erwartete und beabfichtigte Ebenmaaß der Einkünfte und Ausgas 
ben geftört wird. 

1) Was die Einkünfte wirklich einbringen, dieß hängt nicht 
ganz von der Enrjchliegung der Staatögewalt ab, vielmehr 
ift ein Theil der erfteren, namentlich die Domanialgefälle, 
der Ertrag der Poften, Salinen ıc., ber Gebühren und 
der Aufwandsſteuern, veränderlih, man muß ſich ba= 
her 'darauf befchränken, nach dem Durchfchnittöbetrage der 
lösten Zahre und mit Rüdficht auf folche Umftände, wel⸗ 
che eine Aenderung vermuthen laffen, ‘den wahrfcheinlichen 
Belauf audzumitteln, hinter dem jedoch bei ungünftigen 
Umftänden das Staatseinkommen beträchtlich zurüd blei⸗ 
ben Tann. 
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2) Die im Voraus: befchloffenen Ausgaben fönnen dagegen 
die vermuthete Größe überfteigen, und e3 ‘können neue, 
gleich wichtige Ausgaben nöthig werden, die man ohne den 
größten. Nachtheil für die Staatözwede nicht unterlaffen 
darf. Diefe unvermeidlichen Weberfchreitungen des Ausgabe- 
Etats müffen übrigens durch die Dringlichkeit der Vers 
wendung gerechtfertiget werden, während der Minderbe- 
trag der Einkünfte, foferne er. nicht von der Verwaltungs» 
weife herruͤhrt, eine Thatſache ift, die blos als folche er⸗ 
wiefen zu werben. braucht. Ä imo 
Die beiden genannten Abweichungen vom Voranſchlage ent: 
halten eine Werfchlimmerung des Stantöhaushaltes. Es find 
jedoch auch andere, entgegengefegte möglich, nämlich ein Mehr: 
betrag der Einkünfte und eine Erſparniß an den, für unftändige 
und außerordentliche Ausgaben angenommenen Summen, und 
e3 ift wahrſcheinlich, daß die günftigen und urgünftigen Aende: 
rungen ſich zum Theile aufheben werden. In jedem Falle hört 
jedoch der Voranſchlag, obgleicy er Feine unabweichliche Richt⸗ 
ſchnur bildet, nicht auf, hoͤchſt nuͤtzlich und nothwendig zu ſein. 
Einem Heinen Mehrbetrage ſaͤmmtlicher Ausgaben gegen die Ein: 
fünfte kann ſchon vermittelft eines. Huͤlfsvorraths (Reſervefonds, 
$. 39) begegnet werden ; für den fogleich im Voranſchlage eine 
gewiffe-Summe vorbehalten wird, . Ar 


| 2. Abihnite. 
Staatsfhulden. 


1. Abtheiluug. 
Wefen und Wirkungen der Staatsfchulden. 
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Wenn bie Staatdeinkünfte ohne Gefahr für die Volkswirth— 
ſchaft für den Augenblick nicht- erhöht werden können und drin- 
gende Bebürfniffe einen größeren Staatsaufwand gebieterifch for- 
dern, fo ift man gezwungen, Schulden zu machen (a). 
Diefe Aushülfe in ſchwierigen Verhältniffen hat die Stelle jener 
vielen ungerechten, theils. liftigen,, theils gewaltthätigen Mittel 
eingenommen, beten man fich in früheren: Zeiten bediente, um 
der Staatscaffe außerordentliche Zuflüffe zu verfchaffen ($. 12). 
Sn den letzten Jahrhunderten hat das Sculdenwefen in den 
meiften Staaten folche Ausdehnung erhalten, :dag es zu einem 
- ber wichtigften Gegenftände des Finanzwefend geworden: ift (5). 
Sowohl die Aufnahme ald die Abtragung der Staatöfchulden 
wurde durch vielfaches Nachdenken und Verſuchen aus dem frü- 
heren rohen Anfange fehr vervolltommnet, und die Befeftigung 
des Staatscredites gab dem Borgen ſolche Leichtigkeit, daß das 
von mißbräuchlich eine allzu häufige Anwendung gemacht wurde. 
Diefes ſchwer überfehbare, eben fo ausgedehnte als vielgeftaltige 
Schuldenwefen der europäifhen Staaten ift zwar ald Zeichen des 
verdienten Vertrauens zu den Regierungen, insbefondere zu ih— 
ver Gerechtigkeit und Feftigfeit, fowie als Beweis des großen 
Vorraths angefammelter Gapitale, eine erfreuliche Ericheinung, in: 
deß laffen ſich auch die großen Nachtheile nicht verfennen, welche 
mit ihm verknüpft find. . Die Betrachtung des Schuldenwefens 
muß daher mit der Unterſuchung ſeiner volkswirthſchaftlichen 
Wirkungen beginnen, in Anſehung deren weniger in der Wiſſen⸗ 
ſchaft, als in der Ausuͤbung noch manche ſchaͤdliche Vorurtheile 
angetroffen werden. 


„ Ch. 17, 18, — Pinto, a. Schrift,f. 1, $. 4%..(d), — 
Stewart, IV, Theil 4, Bud. — Hume, Polit, Verſuche, S. 163 
Ueberf. von Kraus U, Smith, V.B. 3, Cap. III, 353—421, 
— Sismondi, Nouv: Prince. 1,817; — Say, Kandb, VI, 99, 
®cog, IM, 401. — von Maldhus, I, $. 88ff. — v.Rotted, 
Deton. Polit. S. 369. — Nebenius, Der öffentliche Eredit, Karter. 
1820, 2. Ausg. 1.8. 1829 CHauptmwerh), — Welz;, La magia 
del credito svelata. Napoli, 1824. 1,4%. — Dufresne St.Leon, 
Etude du credit public et des dettes publiques, Par. 1825, — t, 
Gönner, Bon Staatsſchulden, deren Tilgungsanftalten und vont 
Handel mit Staatöpapieren, Ir Bd. München, 1825. (unvollendet) — 
Bender, Der Verkehr mit Staatspapferen im In» und Auslande, 
2.%. Gött. 1830, — Baharid, Ueber das Schuldenweſen der Staa- 
ten des beutigen- Europa, Leipz. 1830, auch im Poͤlitz, Jahrbücher 
der Gefhichte und, Staatskunft, 1830, IL, 192, 299. — 2er, Die 
Staatsichulden und Staatspapiere, Gött. 1831, — Hisgen, Kurze 
Beleuchtung der Zahariä’fhen Schrift: über das Schuldenwefen zc. 
Trier, 1832, — Bernoulli, Was ift von Staatsjhulden zu halten, 


(a) — überhaupt ſ. Montes quiou, Esprit des lois 


Bafel 1832 (ebenfalls gegen Zach ar ia) Defl. Beitraͤge nf 
da, Der 


Würdigung der Staatsanleihen, Karlsr. 1833. — Zul 
Staatscredit, Tübingen, 1332 — Baumftarf, Staatswiffenfhaft« 
lihe Verfuche uber Staatscredit, Staatefhulden und Staatspapiere, 
Heidelberg 1833, — A. de Gasparin et). Reboul, De Ta- 
mortissement. Paris, 1834. — Iniluence of the public debt over 
the prosperity of the country, by M. B. Lond. 1834. 

15) Eine Geſchichte der Staatsfchulden Fehlt noch. Mn ftatiftifhen Ma« 
terial iſt am reichſten: Bern. Cohen, mpendium ance, 
containing an account .of the origin, progress and present state 
of the public debts, revenue, expenditure, national banks and 
currencies of France, Russia ete. Lond. 1832. — Bis zum Jahr 
1820 finder. man das Beſte in Nebenius, 1; Ausg. Anhang, — 
Kurzer und bis 1830, ih v. Malch us, Fin.⸗Wiſſ. I, 461. — Ue⸗ 
ber Großbritanien f. vorjüglid Hamilton, An inquiry concer- 
ning the rise and progress of the national debt of Great Bri- 
tain, Edinb. 1813, 3. Ausgabe, 1818. — Pablo Pebrer, Taxa- 
tion, Revenue, Expenditure, Power, Statisties and Debt of the 
whole.British Empire, Lond. 1833, franz. von Jacobi: Histoire 

—— et Statistique generale de. Pempire brit. Par. 1834, 


’ 
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Schulden find hinausgefchobene Zahlungsverbindlichkeiten, 
wobei man entweder die Einwilligung des Gläubigerd in den 
Verzug der ihm zu entrichtenden Zahlung erhält (Borgen), 
oder ohne diefelbe die Verbindlichkeit unerfült läßt. Die Re 
gierung hätte die Macht, auf mandhfaltigere Art Schulden: zu 
machen, als ein Privatmann, wenn fie ſich von den Vorfchriften 
des Rechtes entfernte, zu denen biefer durch die ‚Gerichte ange: 
halten werden kann, Indeß würde nichts der; Beftimmung des 
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ates, in —— Sicherſtellung des Rechts die erſte Stelle 
— mehr widerſtreiten, als eine von der Regierung. felbft 
gegen ifre-Öldubiger begangene Ungerechtigkeit; daher darf. bie 
Finanzwiflenfchaft nur die, Mit den Forderungen bet Gerechtig 
keit vereinbarlichen Arten des Schuldenmachens fuͤr zulaͤſſig an⸗ 
erkennen. Selbſt die richtig er Lehren: der Staatsflug- 
heit ſtimmen hiermit uͤberein, indem ſie zu der ueberzeugung 
fuͤhren, daß das Rechtmaͤßige auf a Dauer immer auch das 
Nüglichfte fi. Schulden müffen vollſtaͤndig und puͤnctlich ab- 
bezahlt werden. Wenn der Staat Schulden macht, ſo ruft er 
die Huͤlfsmittel fpäterer Jahre und fogar Tpäterer Geſchlechter 
zum Beiſtande auf, und zerlegt eine für jet unertr e Laft 
in viele Pleine, nacheinander zu ‚entrichtende Beiträge, in der 
Hoffnung, daß biefe, in befferen Seiten‘, leicht gegeben werden 
tönnen (a); Se weniger derjenige, welcher durch Schulden: den 
VBermögenszuftand feiner Erben, und Nachfolger werfchlimmert, 
von dieſen ‚zur rechtlichen Verantwortung gezogen werben kann, 
defto größer iſt jeine moralifche Verpflichtung gegen fie, "nicht 
unbedachtſam ihnen bie Folgen einer früheren Confumfion aufs 
zubürden, zumal da er nicht weiß, welche Ausgaben des 

Staates ſie ſelbſt zu beſtreiten haben moͤgen. Eine, ähnliche 
Pflicht gegen die Staatögläubiger verbietet, die Schulden ſo fehr 
zu häufen, daß die völlige Befriedigung der — un 
werben Fönnte(b). 


Ein ge ift ein auf die N * e 
(a) —— he * 88 — 38 


tigkeit fordere md —— Dani or ——— 
was ihnen ebenfalls Nutzen bringt, bezabten, —— ni —* 
zen wir unentgeldlih von den Schöpfungen der Vorft 
cb) —* v. Rotteck a. u ©. {.40: von dem on des —* 
chens. 


N 473. 
Die Staatsſchulden haͤngen mit Ausgaben zuſammen, die 
das Maaß der gegenwaͤrtigen Einkuͤnfte uͤberſteigen ($. 463, 471), 
Große außergewöhnliche Audgaben find, da fie wie andere Theile 
des Staatdaufwandes eine Verzehrung von Sachguͤtern ‚bewirken, 
nur durch den, aus ihnen erwachſenden Vortheil, der bald in 
der Abwendung einer Gefahr, bald in einer betraͤchtlichen Foͤr⸗ 


—— — ——————— ——— — — — 
— — 
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derung des Gemeinmwohles liegen kann, zu rechtfertigen. Die 
allgemeinen, von den Staats ausgaben geltenden — ($. 26) 
finden demnach auch auf diejenigen ihre Anwendung, weldye 
durch Staatöfhulden möglich gemacht. werden. Die Zwecke, zu 
deren Erreichung man Staatsfchulden macht, brauchen daher 
hier nicht mehr unterſucht zu werden, und e⸗ iſt ‚nur zu erfor: 
fhen, wie dieſes eigenthümliche Mittel, die Ausgaben zu be: 
flteiten, fich in feinen Wirkungen von. der einfacheren. Dedungs- 
weife durch die laufenden Einkünfte unterſcheidet. Dieſe Wir: 
ungen der Staatsihulden tönnen fich äußern: 
1) in der ganzen Vollswirthſchaft, ‚und zwar 
a) der (Gütererzeugung, 
b) der Bertheilung bes Eintommens.um. ber damit zu: 
fammenhängenden Conſumtionn 
2) in dem Zuſtande ‚der Staatsglaͤubiger * 
3) in der Lage der Regierung. 
$. 478. 

Wird der Staatöbedarf neben dem Ertrage des Regierungs⸗ 
erwerbes durch Auflagen gedeckt, fo bemühen fi) die Steuer: 
pflichtigen, fo lange ald möglich die Auflagen aus ihren Ein 
fünften durch Erfparungen und Entbehrungen aufzubringen, ohne 
ihre Capitale anzugreifen. Bis zu einer gewiffen Gränze hin 
koͤnnen daher bie Hülfsmittel für die Regierung auf diefe Weife 
ohne Einfhräntung der Production erlangt werden. Schulden 
bagegen, und insbefondere die häufigfte und befte Art derfelben, 
die Anleihen , zehren Gapitale auf (a) und entziehen fie folglich 
einer hervorbringenden Anlegung. Letzteres gefchieht 

1) wenn die Anleihen innerhalb des Staatögebietes gemacht 
werben, fogleicy bei ihrer Aufnahme, während erſt allma- 
lig, wenn man im Stande ift, bdiefelben wieder heimzube: 
zahlen, die Gapitale der Betriebfamkeit zurüdigeneben wer: 
den. Es geht alfo einftweilen die productive Wirkung ver: 
Toren, wenn auch) die Anwendung der geliehenen Summen 
durch die Regierung vielleicht von der Art ift, daß fie we. 
nigftend eine gleiche Menge von inlaͤndiſchen Arbeitern bes 
Ihäftigt. Die fpäter zum Behufe der Tilgung gefammel: 


ten Gapitole können nicht. als voller an ber anfänglich 
verzehtten gelten, weil fie aus ben Steuerbeiträgen der 
Bürger herſtammen und Iegtere, wenn die Steuern nicht 
durch die Berzinfung und Abtragung. ber Staatöfchulden 
vergrößert wären, weistene ‚einen Theil der ihnen übrig 
bleibenden ‚größeren, 1 Gütervortätße elbſt zur Anhäufung 
neuer Capitale benußt haben wuͤrden 0b). ie Bereitwil; 
| ligteit der. —— dem Staate zu leihen, darf nicht 
als ein Grund fuͤr die unſchaͤdlichkeit des Borgens ange⸗ 
ſehen werben, weil jene ‚nur, nad) ihrem eigenen Vortheil 
handeln, ohne die Bedürfniffe bes Gewerbfleißes zu bee 
achten (e). Hiezu koͤmmt die Menge von Gapitalen und 
"Arbeitskräften, die der, für die Bolkswirthfehaft — 
unfruchtbare Handel mit Staatspapieren beſchaͤftiget I, 
8. Al. Die ſtaͤrkere Nachfrage nach — ur Zeit 
neuer Anleihen muß auch auf und 
denſelben zum Nachtheil der Gewerbsunternehmer, welche 
Capitale zu borgen ſuchen, erhoͤhen. 


Ca, Unterfucht man, wie die Staatsfhuld auf die Niger olksver⸗ 


= 
u; “ir 


— 


Bee wirfe, 6 iſt 1) bei auswärtigen Schul ‚uk. 
jenes vermind ru und ra; - Abzug —— 8 PB 
egierung eigentlich auf dem Wolfe rubt und von den * * 

tigen getragen werden muß; 2) bei inneren Schulden 
— daß die Forderung der Gläubiger und & Si 
- feit der Gefaunitbeit ih aufhebt, alfo das’ bloße Dafein der, 
fuͤr die Berechnung des Bolfsvermögens in einem ——— 

blice gleichgültig iſt. Dieß hat jedoch — eutun 
Pr vorausgegangeite VBerzehrungen R. —— N = 

das Bolfsvernögen verMindert worden ift. 

des wahren volkswirthſchaftlichen Capitales er Bir —* er 
nahme einer gewiſſen Schuld würde —* Wirkung am — 
ſtellen, wenn fie in Zahlen moͤglich waͤre. 

Das Capital, durch deſſen Aufborgen die Schuld entftanb, 
[2 

widerruflich vernichtet. Die Kämpfe des ts für Freiheit, = 
beit und ———— ind mit Huͤlfe deſſelben ausgefi wor⸗ 
den, — Sicherheit und Freiheit find die Güter (com- 





modities), zu deren Anfauf man es verwendete, aber in anderer Ge- 
—59* es nie mehr zum, Vorſchein kommen. dem lung des 
Staatsgläubigers erfchafft fein verzehrtes Capit | überträgt 
— ihn ein ſolches, weiches ſich zuvor in de de Steuer» 
rigen befand. eview, v5 1825. 
dat ee Fe a Nov, 100) —9* den — beider Me- 
en, Geld aufjubringen rell dar: contribu plaint 
le capitaliste se p * —5 ‚öt prend. i- 
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genden x.) Y’emprunt les prend, ou ils sont, dans les grandes 


villes... I’impöt les prend, ou ils coutent 10,12 13p. c, 
l’emprunt la ou ils coutent 4—5p. c. 
§. 475. J 


Wenn man auswärtige Anleihen eingeht, fo muͤſſen bei ih« 
rer Abtragung Gapitale in's Ausland gefendet werden, wobei 
der volföwirthichaftliheNachtheil nur hinausgefchoben wird, und, 
nad) der baldigen Gonfumtion ber geliehenen Summen, die aus 
dem Ertrage der. Steuern angewachfenen Gapitale für immer 
dem inländifchen Gewerbfleiße entgehen. Sn der Zeit, wo bie 
von außen geborgten Capitale im Lande, ausgegeben werden, 
fegen fie zwar die Gewerbe in ftärfere Nahrung, aber dieſer vor⸗ 
uͤbergehende Nutzen reicht nicht hin, eine unproductive Conſumtion 
unſchaͤdlich zu machen, und wenn man ſolche Anleihen als ein 
Mittel betrachten wollte, fremde Capitale in ein Land zu ziehen, 
welches einer ſolchen Unterſtuͤtzung feiner productiven Kraͤfte be— 
darf, fo müßten die geliehenen Summen auch wirklich als Ca: 
pitale angelegt werden, welches jedoch von der Regierung nicht 
fo gut geſchehen kann, ald von Privaten. 

In beiden Fällen wird demnach, nur zu verfchiedenen Zeis 
ten, durch die Verringerung des Capitaled eine Schmälerung 
bed gefammten Gütererzeugniffes, alfo des rohen, und auch uns 
vermeiblich des reinen Volkseinkommens verurfacht (a). Hiebei 
ift jedoch auch das Ein: und Ausgehen der Gapitale von Land 
zu Land zu berüdfichtigen, wo eine beträchtliche Verſchiedenheit 
des Zinsfußes dazu ermuntert und die Anlegung fonft mit gleis 
cher Sicherheit gefchehen Tann. Daher werden oft inlänbifche 
Anleihen durch einftrömende fremde Capitale der einheimifchen 
Production wieder erfeßt und umgekehrt ift ed denkbar, daß bei 
einem Ueberfchuffe an inländifchen Gapitalen, wenn die Regies 
rung dennoch von Fremden borgen wollte, die Anleihen von 
ben inländifchen Gapitaliften übernommen würden oder ein glei 
cher Betrag zu anderer Anwendung außer Landes gienge. Die 
Gapitale ziehen fich dahin, wo fie am meiften eintragen und auch 
am meiften fruchten fönnen. Deshalb macht e3 inAnfehung der 
hier betrachteten Wirkungen wenig Unterfchied, wo die Anleihen 
aufgenommen werden, und man kann ſich begnügen, dieß ba 
zu thun, wo man die günftigften Bedingungen 5 (b). 

Kau polit, Drkon, Ir Bo, 2, Abth. 20 
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(a) Der Verf. des Buches: Influence of tho public debt etc, verfällt in 
den Irrthum, die Staatsfchuld für ganz unfhädlid, zu halten, wenn 

7 im Inlande gemacht werde. Wäre das große Capital der engli- 
hen Staatsfchuld noch in die Gewerbe gewendet worden, -fo wären 
durch, die große Eoncurrenz viele: thörichte Unternehmungen (bubble 
speculations) und niedriger Zins 5* worden, alſo wäre ein Theil 

des Capitals verloren gegangen; die Schuld‘ befoͤrdere das Capitali⸗ 
firen dergeftalt , daß mit ihr zugleich die Mittel zur Zinszahlung zur 
nehmen, und jo fei in England in der Staatsihuld ein Capital von 

7 — SOOHMil. Dr. St. neun — bpekiie) ohne Verluſt eines anderen! 

(db) Nebenius a. a. O. ©, 704, 3 ak 
EN Er u ; \ i u 
j §. 476, . 13939 
In Hinficht auf die Vertheilung des Volkseinkommens ift 

ed von Wichligfeit, daß, da die meiften Arten von Staatsfchul: 
den eine jährliche Ausgabe für Zinfen und auch die allmälige 
Tilgung nöthig machen, den GSteuerpflichtigen auf lange Zeit 
eine größere Entrichtung auferlegt werden muß, deren Ertrag 
in die Hände einer meiftend unproductiven, von ihren Zinsren- 
ten lebenden Volfsclaffe gelangt. Nur der zur Zilgung ver: 
wendete heil diefer Ausgabe dient zu einer erzwungenen Gapi: 
talfammlung (8.474.475). Wenn die Staatöfchulden nicht vor: 
handen wären, fo würde ein heil des Einkommens, welches 
nun an die Staatsgläubiger und die von ihnen befchäftigten 
Dienftleiftenden gelangt, bei den verſchiedenen Gruppen ver 
Steuerpflichtigen zu productivem Gebrauche zurücdgelegt werden, 
und genöffen auch die Gapitaliften noch gleiche Sinseinnahme 
von Privatichulden, wie jebt aus der Staatscaſſe, fo würde 
durch dad Erzeugniß der noch vorhandenen, in den Gewerben 
wirffamen Gapitale ihr Einfommen ohne Nachtheil für die uͤbri— 
gen Staatsbürger gewonnen. Es ift irrig, zu glauben, eine 
Staatsihuld an inlandiihe Gläubiger fey darum unfchädlich, 
weil „das Volk fich ſelbſt fehuldig fei und die Zinfen zahle,‘ 
denn man muß bie verfchiebenen Claſſen des Volkes berüdfichti= 
gen und die Aufopferung in Anfchlag bringen, die den Gewerbs—⸗ 
unternehmern, Arbeitern und Grundeigenthümern zugemuthet 
wird, um eine Anzahl von Zinsempfängern zu: befriedigen (a). 
Obſchon die letzteren ein vollgültiges Hecht auf diefe Einnahme 
haben, fo ift doch unverkennbar die von den Schulden verur: 
fachte kuͤnſtlich abgeaͤnderte Vertheilung der Einkuͤnfte eine un— 
vortheilhafte, und es koͤnnte bei einer unuͤberlegten Vermehrung 
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der Schulden dahin kommen, » daß bie jährlichen Ausgaben für 
diefelben einen verberblichen, den Wohlſtand untergrabenden, 
Glieder der arbeitenden Glaffe in Dürftigkeit und Armuth flürs 
zenden, zu häufiger Auswanderung (db) antreibenden Steuerdrud 
zur Folge hätten. Auswärtige Anleihen zeigen fich darin. wies 
der unvortheilhafter als einheimifche, daß die Zinfen nicht im 
Lande verzehrt werden und daher feinem Staatsbürger Beſchaͤf⸗ 
tigung geben; dieſer Nachtheil mindert ſich indeffen, wenn bie 
Binfen den Ausländern durch Waarenverfendungen vergütet wer: 
den und die Landeserzeugniffe gerade dieſes Schuldverhältniffes 
wegen einen größeren und vortheilhafteren Abſatz finden, als er 
fonft fein würde. 


(a) 3* hieruͤber RE XXH, Cap. 17. — Smith, 
II, 388. — Ricardo, 17.Cay,, Il, 5.6— 9 der franz. Ueb., ift 
der Meinung, die Bing;ahlung fei feine Saft für das Volk, weil es 
ungewiß fei, 0b der Empfänger oder der Zabler die Summe befier 
verwende, und nad der Vernichtung der Schuld doch das Capie 
tal und Einfommen des Volkes noch daffelbe bleibe. — Allein bei 
den Staategläubigern iſt es am wenigften wahrfcheinlich, daß fie Capi- 
tale anſammeln. Berge. Baumftart, ©. 515, — Auch fommt 
biebei in Betracht, daß die Staatsgläubiger bei der region fehr 
gefhone zu werden pflegen, da fie gewöhnlich gar feine Schagung 
bezahlen, und daher nicht im WVerbältniß ihres Einfommens zu den 
Staatsausgaben beitragen. 

(db) Ricardo, II, 12 


$. 477. 


Eine große Staatsihuld, die langdauernde Nachwirkung 
früherer großer Staatsausgaben, zieht demnach hohe Auflagen 
nad) fich, ohne daß: diejelben, wie bei einem gleichzeitigen Staats: 
aufmwande, fortwährend zur Beförderung der Staatözwede ges 
reichten. Man hat öfters diefen Saͤtzen entgegen gehalten, daß 
die Bürger fi) an hohe Steuern gewöhnen, und daß aus denfelben 
ein flärkerer Antrieb zum Fleiße und zur Sparfamkeit entfpringe, 
fo daß der befürchtete Nachtheil fich von felbft aufhöbe. Diefe 
Erwägung kann dazu dienen, einige Beruhigung über die nicht 
mehr abzuändernde Verſchuldung eines Staates zu gewähren, 
aber fie reicht nicht hin, eine vermeidliche Vergrößerung. derfelben 
zu vertheidigen, weil die Laft der Steuern immer den Capitals 
anwachs jchwächt und die Lage derjenigen fehr unguͤnſtig macht, 
denen ed nicht möglich ift, ihre Einnahme —— Beſtre⸗ 
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bung zu erweitern (@). Selbſt wenn die Größe der Staatsaus— 
gaben art fich noch nicht übermäßig’ wäre, fo bliebe es doch ein 
Uebelftand, dag dafuͤr großentheils nur eine frühere Verwendung 
für öffentliche Zwecke vergütet wird, während ſonſt eine Fülle ge 
meinnügiger Einrichtungen bamit unterhalten werden Eönnte (b). 


(&) —* Irrthum, daß die Staatsobfigationen ein neu erichaffenes Der 
mögen feien, welches die Confumtion der geborgten Gütervorräthe 
wieder erfege, iſt bei den heutigen Stande der volfswirthfchaftlideu 
Erfenntniß nichtmehr zu befürdten. — A. Smith, 11, 384.— ‚Die 
Activeapitalien find feine neuen Wertbe, fondern nur —V 
fhmerzbafte —— an die vernichteten,“ Neb enius, 
— Vergl. oben I, $.279. 

(d) Bur Erl uterung dient die Angabe der jährlichen Ausgaben fuͤr die 
Staatsſchuld in mehreren europaͤiſchen Staaten, wobei jedoch nur die 
Dotation der Schuldenyerwaltung aus der Staatscafle „migr die = 
genen Einnahmen der erfteren berechnet find. 








a € Ausgabe |Betrag auf den 
1“ — Kopf der Ein⸗ 
wohner. 
RE OR ne here... a 
Holland 39 Mill. fl. | 16,7 7. 
Gropbritanien, 1835 30 Min. Pf. j 7 * 
St. oder 360 min. |. 6G i. 
1836 wegen der are ar al RR re 
—— — gegen 600,000 — 6 
ee 1835 5-736 RER 
banfthaler 7°326,000 |, 3,190; 


Frankreich, Budg. 1835 264 Mil. 
889,000 Fr. Le m 
Hannover, 1835. 1° 360, 205 rthle.: | 2:448,000f. | 1,°° f. 


Baiern, B. 183136, "nach Abzug RM 
der Penfionen 5-400,000 fi. 1,38 0.00 
Preußen, Bd 835 8-918,000 rtöfr. 16°606,0005..| 1,22. 
Sadıjen, 1834 — 36 St ach an 1:441,4005. | 1,03 4. 
Württemberg, 8.1 836 1:296,800f. | ine 
Baden, 1836 ‚ 787,200 fi; Lila 
J. ST 
i ent ei 
$. 478, * 


Man muß indeß, wenn große Staatsausgaben —— 
lich find, die beträchtliche augenblidliche Erleichterung in Anſchlag 
bringen, welche in dem Aufnehmen von Schulden liegt. Dieſes 
Mittel macht es moͤglich, eine Ausgabe auf einen laͤngeren 
raum zu vertheilen, die, wenn ſie auf einmal aufgebr 
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den müßte, vielen Gewerben die nöthigen Gapitale rauben und 
unfehlbar, einen Theil der Steuerpflichtigen. zu „Grunde richten 
würde. Wird fie geborgt, jo nimmt fie wenigſtens nur die ſchon 
zum Anleihen beftimmten oder doch leichter aus den Gewerben 
zuruͤckzuziehenden Capitale, zum Theile vom Auslande, an ſich. 
Man braucht einſtweilen nur etwa den zwanzigſten oder ſechs— 
zehnten. Theil jaͤhrlich auf dem Wege der Beſteurung einzufor⸗ 
dern, und kann daher mit einem gewiſſen verfuͤgbaren Theile 
der Staatseinkuͤnfte fuͤr den Augenblick eine weit größere Wir⸗ 
fung hervorbringen, -ald wenn man ihn ‚unmittelbar zur Beſtrei⸗ 
tung eines Bebürfniffes verwenden wollte (a). Schon. der große 
Wechſel, der in Zeiten des Krieges oder anderer außerordentli: 
cher Berhältniffe in der Größe des jährlichen Staatsbedarfes ein: 
tritt, macht Anleihen nothwendig, weil. eine. ftarke Veränderung 
des Steuerfußes von Jahr zu Jahr überaus flörend und zerruͤt⸗ 
tend fuͤr die Wirthfchaften: der Staatöbürger fein müßte (6). 
Auch die Annahme, daß eine für das Einfommen der Staats: 
bürger unerfchwingliche Steuerlaft durch Privatanle'hen derjelben 
erträglich gemacht werden ‚könnte (ec), ift unhaltbar, weil die wies 
pen einzelnen Bürger, wenn es aud) Allen gelänge, Darleihen 
zu, finden, wenigftend bei der Ungleichheit des Gredites, der Ber: 
ſplitterung der gefuchten Gapitale und der Abneigung auslandis 
fcher'Gapitaliften, weit fchwerere Zinfen zu entrichten haben wür: 
den, Überdieß auch die Anlegung der Schagungen, die man in 
einem folchen Falle vorzüglich benugen- müßte, immer unvollkom⸗ 
men bleibt und bei einem fo hohen Fuße die Ungleichheiten der 
Katafter höchft empfindlich werden wurden. Es erfcheint daher, 
wenn man die Nothwendigfeit einer Ausgabe als unzweifelhaft 
vorausfegt, bei einer gewiſſen Höhe der fchon beftehenden Steuern 
als wohlthätig, daß die Regierung mit ihrem Gredite ind Mit: 
tel tritt. Db aber das Aufnehmen einer Schuld oder die augen: 
blidliche Steuererhöhung den Vorzug verdiene, dieß läßt fich nur 
unter gegebenen Berhältniffen, aus der Vergleichung der biöhes 
rigen Auflagen mit der Steuerfähigfeit des Volks und der Größe 
der erforderlichen Summe beurtheilen. 


Ca) Ricardo, 1, 11, bemerkt darum ogar gegen die Anleihen, daß fie 
die Bürger der Notwendigkeit des Sparens alljufehr überhöben, was 
auch in dem Falle richtig ——— wenn man ſchon borgte, während 
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3 te 


moͤchte. 

(G) de Gasparin et Reboul, S. 13. L'impöt variable c'est pis 
encore que l’impöt excessif. 

ce) Ein von Ricardo, H, 6, hingeworfener Gedante. 
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Das Dafein einer Staatsſchuld, bei einer Regierung, die 
fich Vertrauen erworben hat, ift für Gapitalbefiger ein erwuͤnſch⸗ 
ter Umftand, weil fie dadurch in den Stand gefegt werden, ihr 
Bermögen auf die leichtefte Weife anzulegen (a). Der Anfauf 
zinstragender Staatöfchuldbriefe ift zu jeder Zeit ohne Mühe zu 
bewerkftelligen, während man fonft nicht fo fchnell einen folchen 
Schuidner und folche Bedingungen findet, wie man fie begehrt. 
Diefe Papiere können zugleich ftet3 wieder verfauft werden, weß- 
halb man die auf ihren Ankauf verwendeten Summen fortwäh: 
rend zu freier Verfügung behält. Daß auch auswärtige Gapis 
taliften einen ähnlichen Bortheil empfinden, ift für die volfswirth- 
ſchaftliche Betrachtung der Staatsfchulden gleichgültig, fo wie 
auch die Gewinnfte Einzelner aus dem Handel mit Staatspa- 
pieren von dieſem Standpuncte aus nicht zur Empfehlung bes 
Schuldenweſens gereichen. Weberhaupt ift der erwähnte Nuten 
beffelben, in Vergleich mit den bargeftellten Nachtheilen, nicht 
hoch anzufchlagen, und die Ermunterung zum Ueberfparen, Die 
aus der bequemen und einigermaaßen gefahrlofen Unterbringung 
der erübrigten Geldfummen erwachfen mag, kann auch auf an 
dere Weife, im Kleinen mit Sparcaffen, im Großen mit Cre— 
ditvereinen, foliden Leibbanken u. dgl., zu Wege gebracht wer: 
den. Der Erfindungsgeift würde da, wo feine Staatsfchulden 
find, unfehlbar ſolche Greditanftalten hervorrufen, welche in 
Hinfiht auf die Gapitalilten die erfteren zu erſetzen vermöch: 
ten (b). 


(a) Nebenius, I, 664. 

(6) In dem a. Buche: Influence of the p.d.etc, wird die Staatsſchuld 
als ein wichtiges Belebungsmittel der Circulation und des Unternch« 
mungsgeiftes gefchildert. Schweden habe darum zu wenig Eapital 
und zu hoben Zins, auch in Toskana fehle es deßhalb an Gelegen« 
beit, Capitale gut anzulegen, — Hier ift Urſache und Wirkung vers 
wechjelt, Gewerke und Handel erzeugen die Eapitale, welche dann 
dem Staate geliehen werden, 


einer 
1) 


3) 
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Unterfucht man bie — der Schulden u die h hin 
Regierung ‚jo hat man folgende Puncte zu bedenken: 

Die Anhänglichkeit der Slaatsglaͤubiger, die bei einem 
Wechſel der Verfaſſung, des regierenden Hauſes, über: 
haupt bei jedem Umſturze der beftehenden Ordnung den 
Verluſt ihres Vermögens zu befürchten haben (a), ift 
ın Zeiten ftürmifcher Bewegungen oder Parteilänpfe 
fehr erheblich, verliert aber in ruhigen Perioden, oder wo 
fonft ſtaͤrkere Bande der Zuneigung und der Pflicht Re 
gierung und Wolf aneinander knuͤpfen, feinen Werth. 
Der Preis der Staatöpapiere ift fehr veränderlich, wie es 
die von den Verwaltungsmaaßregeln und den verfchiebenen 
Beitverhältniffen abhängigen Hoffnungen und Beforgniffe 
der Staatögläubiger mit ſich bringen, 1, $. 438. Der Eurs 
der Staatsobligationen dient Daher zu äneht Kennzeichen, 
woraus die Regierung den Stand. ber öffentlichen Meinung, 
insbefondere die VBorftellungen einer fehr unterrichteten Glaffe 
von Bürgern, wahrnehmen, und bald eine Ermunterung, 
bald eine Warnung in Beziehung auf ihr Verfahren fchd° 
pfen kann (6). Freilich wirken auch vielerlei fremdartige 
Urfachen auf diefen Curs, weßhalb man nur nit Vorſicht 
Schlüffe auf ihn bauen darf und überhaupt kann diefe 
Benusung der Curſe nur als eine einzelne gute Seite ei: 
ner Sache gelten, bei der dennoch die nachtheiligen Eigen: 
ſchaften die überwiegenden find. 

Eine große Schuld ift ein läftiges Hemmniß für die Re: 
gierung,, weil fie die Aufnahme neuer ‚Schulden, wie nö: 
thig fie auch fein möchte, erſchwert und bisweilen ganz 
verbietet. Der Credit jedes Staated und die Fähigkeit 
der Bürger, die Zinfen und Tilgungsbeträge aus. ihrem 
Einkommen abzugeben, hat ihre Gränzen, und es ift fehr 
bedenflih, wenn ein Staat feine Schulden ſchon bis an 
diefelben ausgedehnt hat, weil ihm nun für neue Gefahren _ 
und Bedürfniffe Fein Hülfsmittel mehr zu Gebote fteht. 
Die Regierung eines fchuldenfreien oder wenig verfchulde: 
ten Staated kann fi in den Angelegenpeiten der inneren 
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(a) 


(b) 


und auswärtigen Politif weit freier bewegen und weit mehr 
‚ Kraft entwideln (ec). 


Wenn die in Sparcajien niedergelegten Erfparniffe der arbeitenden 
Elafje in Staatspapieren angelegt, d.h, der Regierung geliehen wer- 
den, fo Hat diefe eine große Zahl von Gläubigern in den unterften 
Ständen, worauf man in Franfreih aus dem oben angegebenen 
Grunde befonderes Gewicht nelegt bat. — In Großbritanien waren 
zu Unfang des I, 1828 276,248 Perfonen, die aus den Zinfen der 
Staatsſchuld Einnahmen bezogen, und zwar im folgender Veithei— 
fung: 


Zahl der Größe der Durchſchnittsbetrag auf 
Derfonen Einrabme, die Perfon, 
82,972. 0—- 10 PM, 4pfd. 116. 6P. 
41,232 vn 10- 202 16 > 33 4» 
97,233 2 20— 100 » #59» 13» 10 >» 
43,203 »  100— 400 » 179» 13» 
9,371 »  400— 600 » 447 > 5» 
3,605 » 600-1000 » 6743 95 3» 
1,805 » 1000—2000 » 1193 > 2» 6» 
507 » 2000-4000 » 2200 3 3» > 


220 mehr ald 4000 > 8077 


1830 195,570 

1834 213,168 
(wobei indeß eine Perſon mehrmals vorfommen fann, wenn fie Pas 
piere von verfhiedenem Zinsfuß befißt.) Documens statistiques, 
1835. ©, 166. — Im Commmiffionsberiht über die Kentenreduction 
vom 14. März 1836 wird auf die Zunahme: der Inferiptionen Ges 
wicht gelegt, indem fie feit 1832 von 245,274 auf 260,654 ſich ver 
mehrt haben, Hier find vermuthlich die Leibrenten eingerechnet, wel⸗ 
de 1834 aus 29,054 Antheilen beitanden. Nach deren Abjug iſt 
die Zahl der Rentenpoften für 1836 über 231,000, 


Dieß it von Badhariä a. a. O. vorzüglich heransgehoben worden. 
Wenn. ..., fo darf man mwohl behaupten, das fein Coröferer) 
Staat ohne Schulden feyn darf, wenn feine Angelegenbeiten mit 
Stetigfeit und Bejonnenheit verwaltet werden follen. — Für die alt» 
griechiſchen Sreiftaaten, fir den römifchen Freiftaat, für das altrö« 
mie Reid, war es ein großes Ungluͤck, daß jie feine Schulden 
hatten.» 


(e) Die große Schuldenmaffe der neueren Staaten hat jene coloffalen 
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Reichthuͤmet ku einzelnen Händen erzeugt, die zu einer wahren Macht 
geworden find, 


Who hold the balance of the world? Who reign 
'er Congress, whether royalist or liberal? 
— Who keep the world, both old and new, in pain 
Or pleasure ? Who make politics run glibber all? 
The shade of Bonaparte’s noble daring’? 
Jew Rothschild and his fellow Christian Baring. 
Lord Byron, Don Juan, Xu, * 
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Das Ergebnig der vorftehenden Erörterung ift folgendes: 
Die Staatöfchulden find von volföwirthfchaftlicher und politifcher 
Seite mit Nachtheilen verbunden, welche die Vortheile entfchie: 
den überwiegen. Man foll alfo nur unter ſolchen Umftänden 
Schulden machen, welche überhaupt eine gewiffe Ausgabe bei 
einem ſchon ohnehin hoch gefliegenen Staatsaufwande zuläffig 
machen, folglich zur Abwendung ſchwerer Gefahren für die Wohl: 
fahrt des Staates, oder zur Erreichung eines dauernden und 
großen Nutzens, auch nur dann, wenn nicht Erfparniffe an ver: 
Ihiebenen Zweigen der Ausgaben ausführbar find und wenn bie 
erforderlichen Summen durch Steuern nicht ohne nachtheiligere 
Folgen erhoben werden koͤnnten ($. 478). So lange die Steuern 
aus dem verfügbaren Einkommen der Bürger leicht entrichtet 
werden, wäre es fehlerhaft zu borgen, weil man dabei auf Kos 
fien der Nachkommen das, zur Bezahlung der Staatdausgaben 
zunächft berufene gegenwärtige Gefchlecht allzufehr fchonte und 
es einer Entbehrung überhöbe, die doch durch die Früchte jener 
Ausgaben (eine gute Verwendung derfelben vorausgeſetzt) gewiß 
belohnt würde. Man kann demnach nur durch die Bergleichung 
ber, bei einem gewißen Finanzzuftande eines Staats vom Bor: 
gen und von der Öteuererhöhung zu erwartenden Folgen 
den Punct finden, bei welchem jenes Mittel zuläffig wird, 
Diefe Saͤtze find jedoch nicht auf einen geringen Betrag 
von Anleihen anwendbar, der etwa daher rührt, daß durch 
unvermeidliche Abweichungen von den Sägen des Voranfchlages 
ein Ausfall entftand, und der in der Folge leicht durch einen 
Ueberfhuß der Einnahmen auögeglichen werden ann, oder wenig: 
fiend die vorhandene Schuld nicht mehr vergrößert, als in kur— 

zer Zeit, z. B. einem oder einigen Sahren, wieder abgetragen wird. 
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4. 482. 


Die Aufnahme von Schulden auf dem Wege von Anleihen 
geichieht deſto leichter, je mehr der Staat Credit genießt. 
Diefer gewährt ihm. nicht blos ‚die Sicherheit, in allen Fallen 
eines plöslichen Bedürfniffes fich die zur Erhaltung und Foͤr⸗ 
derung des allgemeinen Wohles erforderlichen Summen ver: 
ſchaffen zu koͤnnen, fondern bewirkt auch, daß dieß unter ben 
günftigften Bedingungen, mit der geringften Beſchwerde für Die 
Steuerpflichtigen gefchehen fan. Nur der Gredit geftattet. in 
einzelnen fchwierigen Lagen eine folche Fülle der Kraftentwidlung, 
die zur Ueberwindung. eines mächtigen Widerſtandes zureicht, 
und ruft neben den. Anftrengungen der Staatsbürger. auch. den 
Beiftand auswärtiger Gapitaliften zu Hülfe-(a). Es muß das 
her das eifrige Beftreben jeder Regierung dahin gerichtet fein, 
fich den ausgebehnteften Credit zu erhalten. Der Staatäcredit 
beruht auf denfelben Grundurfachen, wie der Credit der einzel: 
nen Bürger (1, $. 278), nämlich auf der Meinung - von ben 
Hülfsmitteln und der rechtlichen Abficht. der Regierung... Zur 
Hervorbringung diejed Vertrauens bei den Capitaliften wirken 
ſehr vielerlei Thatumſtaͤnde zuſammen, die theils in der Gewalt 
einer Regierung. liegen, theils außer derſelben. Kein einzelner 
dieſer Umſtaͤnde iſt entſcheidend, vielmehr richtet ſich der Credit 
jedes Staates in einem a Zeitpuncte nach der —— 
heit derſelben. 


(a) Nebenius, I, 249. 
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Die Hauptbedingungen des Staatseredits laſfen ing fo 
überbliden (a): 

1) Fähigfeit, die einzugehenden Verbindlichfeiten zu. erfüllen. 
Dazu tragen folgende Umftände bei: 

a) Der Grad und die Feftigfeit des Volkswohlſtandes und 

die Ausſicht auf die fernere Zunahme deſſelben, als 

Maaß der Steuerfaͤhigkeit des Volkes. Dieſer nd 

wird wieder von mehreren anderen bedingt, j. B. Ausdeh- 

nung der Production, der ſchon benüßten und noch auf 
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Benugung wartenden Ghterquellen (z. B. baufähiges 
oͤdes Fand) — Beſchaffenheit der herrfchenden Gewerbö- 
zweige, — Volksmenge, — Lage der verfchiedeuen Claf- 
fen, — Grad von wirthfehaftlicher Einfiht, Erwerbs: 
eifer ac. 2 

b) Die Güte des Finanzweſens und insbefondere die Leich⸗ 
tigkeit, die Auflagen zu erhöhen. Daher hat man zu 
berücfichtigen: die Ordnung im Staatshaushalte, die 
Sparfamkeit der Regierung und ihre Sorgfalt, eine 

nachhaltige MWirthfchaft ohne Ausfall zu führen, — Die 

Höhe der Steuern, die gute Anlegung bderfelben und 
die Wirkung, die fie auf die Production und Verthei⸗— 
lung äußern, — die Größe der ſchon vorhandenen 
Schuldenmaffe, in Bergleih mit ben zu ihrer Verzins 
fung und Abtiagung verwendbaren Staatdeinkünften. 

c) Feftigkeit der ganzen Staatseinrichtung, — alfo gute 
Staatöverfaffung (5), natürliche und kuͤnſtliche Beſchuͤ— 
gung vor äußeren Angriffen, — Abwefenheii' aller Ge: 
fahren für Ordnung und Frieden im Innern des Staas 
tes; dagegen find bedeohte Stellung gegen das Ausland, 
leidenfchaftliche Parteiungen, Zwift und Groll im Ins 
nerinzc. bäufige Urfachen eines ſchwachen Credits. 

2) Die Vermuthung , daß eine Regierung ftet3 bereitwillig 
jein werde, ihren Gläubigern das zu leiften, was ihnen 
zugefichert worden iſt, entfpringt zunächft aus ihrem frü- 
heren Berhalten gegen dieſelben. WBeifpiele der Ungerech? 
tigkeit fhmwächen oder vernichten den Gredit, Gemiffenhaf: 
tigfeit, felbft mit Weberwindung von Schwierigkeiten bes 
hauptet, erhält ihn aufrecht. Neben der Gefchichte der 
Schuldverwaltung trägt auch der ganze Geift der Rechte 
lichkeit, der eine Regierung durchdringt und fich in vielen 
Veranlaffungen Fund giebt, dazu bei, ihr dad Vertrauen 
der Gapitaliften zu gewinnen. 


(a) Lehrreihe hierher gehörige Betrachtungen bei Nebenius, I, 254. 
— Baumftarf, a. a. O., 1. Verſuch, geht die Verwaltung der 
Domänen, das Münze, Steuer» und Schuldenwefen,; auch die for- 
melle Einrichtung des Staatshaushaltes im Einzelnen durch, um den 
Einfluß jeder Maaßregel auf den Eredit aufjufuchen. 
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(2) In den Monarchieen mit ſtaͤndiſcher Verfaffung trägt die landſtaͤndi⸗ 
ſche Zuftimmung zu den Anleihen und, die Berathung des Voran- 
Thlages zur Befeftigung des Staatseredites bei. Wo Dagegen die 

rftlihe Gewalt gefährdet wäre ‚ wurde der Eredit il leiden, 
ald wo diefe in fchranfenlofe Wilführ übergienge. — Srüberer Un« 
terfchied der Kammer» und SandessSchulden. — Die Berpfändung 
der Domänen war dem Gläubiger unnuͤtz, weil es nicht zur wirklie 
hen Einweifung in die verpfändeten Gcgenjtände fan. 
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Weitere Bemerkungen über den Staatdcrebit. 

1) Es ift nicht vorherzufehen, wie weit ficy der Credit eines 
wohlgeordneten und regierten Staates erftreden fünne. 
Ein guͤnſtiges Zufammentreffen phyfifcher und moralifcher 
Bedingungen hat ihn bisweilen, z. B. in Großbritanien, 
auf eine Höhe gefteigert, die man nicht für moͤglich ge: 
halten hätte (a). 

2) Die Ausdehnung des Gredites druͤckt ſich zunächft in ber 
Größe der Summen aus, die eine Regierung geliehen er: 
halten Fann. Der Fuß, nach dem man die Zinfen ent: 
richten muß, hängt hiermit nicht nothwendig zufammen, 
weil er bei großer Anhäufung von Gapitalen oder bei eis 
ner Stodung in den Gemerben niedriger fein kann als 

‚in einem andern Lande, deffen Regierung dennoch reichlis 

here Hülfsquellen zu ihrer Verfügung hat. Die Abnah: 
me des Grebites giebt fich inzwiſchen gemeiniglich in 
dem Steigen des zu verfprechenden Zinsfußes Fund, ins 
dem die Gläubiger eine größere Affecuranzprämie begehren, 
l, 8.225, 

3) Der Eredit, in deffen Beſitz man fich fieht, "bietet eine 
Berfuhung dar, von ihm Gebraud zu machen. Viele 
Regierungen haben dieſem Reitze nicht widerflanden, und, 
da fie für die geborgten Gapitale zuvörderft nur die Zins 
fen aufzubringen nöthig hatten, Schulden gemacht, um 
überflüffige oder doch nicht hinreichend gemeinnüßige Aus: 
gaben vorzunehmen. Bon diefem Misbrauche des Credits 
in guten Zeiten muß die Erwägung der langwierigen An, 
firengungen,, die eine Schuld bis zu ihrer gänzlichen Abs 
tragung erfordert, und der Gedanke, daß man fich durch 
leichtfinniges Borgen die Aushülfe in Bedraͤngniſſen ver« 
ſperrt, dringend abmahnen (b). 
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4) Die Schulden der heutigen europäifchen Staaten rühren 
größtentheild von ſchweren Kriegen her, die auf biefe 
Weiſe noch lange fort in’ den Friedenszeiten nachtwirfen. 
Die Kriege werden heutige Tages mit rinem Kraftauf- 
wande geführt, welcher .die,. durch Steuern oder gefam- 
melte Schäße zu erlangenden Summen fehr bald erfchöpft 
und fodann , woferne nicht fchnell überaus günftige Gr: 
folge eintreten, Schulden nothwendig macht. Die bier: 
durch angehäufte Schuldenlaft vieler Staaten fchwächt un: 
flreitig den Gütergenuß der Eteuerpflichtigen und unter: 
halt eine unvortheilhafte Wertheilung des Einkommens, 
wirft jedoch als ein Pfand des Friedens, indem fie won 
neuen Kriegen abhält, deren Koften entweder die Graͤn— 
zen des Gredite oder die Steuerfähigkeit des Volkes über: 
fteigen fönnten (c). a 


ca) Hier kam der beifpiellofe Aufſchwung der Gewerbe und des Handels 
binzu, um eine Schuldenmafle erſchwinglich zu machen, die einen an« 
dern Staat erdrüdr hätte, —— 

(5) A. Smith ſchildert, wie bisweilen ſelbſt der Bürger mit der Fort⸗ 
ſetzung eines Krieges zufrieden iſt, der ihm anregende ——— 
bereitet und traͤumeriſche Hoffnungen von Eroberung und National⸗ 
le PL nal fo daß man gerne die größeren Steuern bezahlt, 


7 x - ’ 

(I Nur wenige Staaten. find beutiges Tages fhuldenfreis Oldenburg, 
Toskana, Schweden, mit Ausnahme feines Papiergeldes, die mei— 
ſten Schweizer, Cantone, vor allen die nordamericanifchen Freiftanten. 
Diefe bieten ein merlwuͤrdiges Beiſpiel eines blühenden Finanzu- 
ftandes dar, welcher aus dem natürlichen Reichthunie eines neuange- 
bauten Sandes, dem Aufblühen der Gewerbe, der geficherten Lage sc. 
zu erflären if. Die Schuld der Union war 

1791 75463,476 Doll, 
1800 82.976,29 — 
1810  53-173,217 
1816 127:334,933 
1820 91*025,500 
1830 48-580,534 
1832  24:282,879 
33 .7°001,668 ! | 
34 4722,260 — 
‚1835 wurden fie vollends getilgt. 1836 werden aus den Ueberſchuͤſ⸗ 
fen große außerordentliche Ausgaben beſtritten, 1837 wird eine be» 
trächtlihe Summe an die einzelnen Staaten. vertheilt werden. Die 
bioßen Landverkaͤufe follen im 9. 1835 15 Mil. Dot. ertragen ha⸗ 
benannt RT X — 


(Folge des Krieges mir Eng⸗ 
land.) 


BEEEE 
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2. Abtheiluug. 
Verſchiedene Arten der Saatsſchulden. 


$. 485, 


Man hat fehr manchfaltige Wege eingefchlagen, um bei 
der Unzulänglichkeit der Stiaatseinkünfte fremdes Vermögen zu 
Hülfe zu nehmen. Diefe vielen Verſuche entfprangen bald aus 
dem Beftreben, dad Schuldenmachen einigermaßen zu verbeden, 
bald aus den ungünftigen Folgen und der Unbeliebtheit gewiffer 
fchon bekannter Arten von Schulden, weshalb man durch neue 
Formen, Namen und Bedingungen den Gapitaliften größere 
Neigung und Reitzung einzuflößen fuchte. Viele diefer Maßres 
geln erfcheinen bei genauer Prüfung als verwerflih, da fie mit 
der Gerechtigkeit, der Würde einer von fittlichen Grundfäßen ge: 
leiteten Regierung und der Schonung der Volkswirthſchaft un: 
verträglich find. Die Arten der Schulden zerfallen zuvörberft in 
2 Hauptelaffen erzwungene uud vertragsmäßige (a). 
Nur die legteren beruhen auf dem Staatöcredite, bei den erfte: 
ren tritt der von ber Staatögewalt ausgeübte Zwang an bie 
Stelle des freien Entichluffes der Gläubiger. Man hat öfters 
Diefe zu Hülfe genommen, wenn man nicht auf einen hinreichens 
den Gredit bauen zu können glaubte, fie haben jedoch größten» 
theild neben dem, in jeder Staatsfchuld liegenden Uebel noch 
andere, aus der ungleichen Behandlung der Staatsbürger her: 
fliegende Nachtheile bei fich. 


Ca) Nebenius, I, 34, — Baumſtark, ©. 277. 
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Zu den erzwungenen Staatöfchulden find zu rechnen: 

1. Rüdftände der Ausgaben, Nichts kann dad Bers 
trauen zu einer Finanzverwaltung mehr zerftören, ald wenn 
fie die verfprochenen Zahlungen nicht zu rechter Zeit leiftet, 
und die Perfonen, welche diefelben zu fordern haben, ohne 
Rüdficht auf ihren Bermögenszuftand nöthigt, Staatögläu: 
biger zu werben, Dieß flürzt viele Familien in Noth, 
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laͤhmt die Bereitwilligkeit derer, die dem -Staate ihre Diem 
fte widmen, und verurſacht bei neuen Ausgaben wegen der 
Unficherheit, die die Contrahenten in Anfehung des Zah: 
lungstermins vor fich fehen, wiel höhere Preife bei vielleicht 
ſchlechteren Leiſtungen. Dieß ohnehin ungerechte Verfah— 
ven zeugt daher von der größten Schwäche einer Regie: 
rung und der höchften Zerrüttung des Finanzweſens, dei. 
fen Verbeſſerung vor allem mit der ewricuag jener 
Ruͤckſtaͤnde beginnen muß. 


11, Geforderte Steuervorſchuͤſſe (Antieipationen) 
Es ift für die Steuerpflichtigen ebenfalls: in hohem Grade 
druͤckend, wenn fie die, von ihren Einkünften zu beftreitenden 
Steuern auf einen gewiffen Zeitraun® voraus entrichten 
müffen. Die Geftattung eines, die Zinſen vergütenden 
Abzuges (Disconto) mildert die Härte diefes Mittels nicht 
völlig und daſſelbe iſt ebenfalls nur als augenblickliche 
Nothhuͤlfe einer hoͤchſt bedraͤngten Regierung anzuſehen. 
Wird der Vorſchuß den Steuerpflichtigen freigeftelt, fo 
ändert fich feine Weſenheit und er gehoͤrt dann in die 2. 
Claſſe der Schulden. 


II.Zwangsanleihen. Wenn dieſelben ſich durch den Um⸗ 
ſtand empfehlen moͤgen, daß die Regierung bei ihnen ſich 
die Bedingungen ſelbſt ſetzen kann ſo ſtehen ihnen doch 
andere und zwar weit erheblichere Gruͤnde entgegen. Die 
Nöthigung zu einem Borfhuß an den Staat ift mit der 
Gerechtigkeit nur. vereinbat, wenn fie gefeglich all: Steuer: 

pflichtigen oder doch gewiſſe Claſſen derfelben nach Maaf- 
gabe ihrer Bermöglichkeit trifft; aber auch dann befchwert 
fie, von den Unvollflommenheiten des Schatzungsſyſtems 
abgejehen, fehr ungleich, weil bei einerlei Fatafttirtem Ver⸗ 
mögen doch die Leichtigkeit, ein beftimmtes Capital, aufzu: 
bringen: und zu enibehren, ſehr verfchteden fein kann. Den, 
noch, wäre es nicht gerecht, nur bie Zinsgläubiger zu Dar⸗ 
leihen anzuhalten, weil ihnen ‚doch hierdurch eine Befchwer: 
de zugefügt würde, von ber Die anderen. Bürger frei 
bleiben.‘ Wie diefe Erwägungen die VBorzüglichkeit der 
‚„ freien Anleihen außer. Zweifel ſetzen, ſo gelangt man von 
einer anderen Seite zu demſelben Ergebniß weil naͤmlich 
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Zwangsanleihen den ganzlihen Mangel an Credit vermus 
then laſſen und dadurch ihm wirklich erzeugen. Sie geben 
nur ‚eine befchränkte Hülfe und verſperren die Ausficht auf 
fünftige freiwillige Unterflügung. Auch der, bloß gegen 
Gemeinden, Stiftungen ıc gerichtete Zwang iſt tadelnz⸗ 
werth, weil er ald Mißbrauch der obervormundfchaftlichen 
Gewalt erfcheint,, die nicht von der, Pflicht getrennt feyn 
fann, dad Beſte jener Gemeinheiten zu wahren. . Bezahs 
lung der Ausgabsrüdftände in Schuldobligationen, ohne 
Mahl. der Empfänger, ift eine Art der Zwangsanleihen 
in. anderer Form (a). — Eine eigenthümlihe Art von 
Schulden find die Cautionscapitale der Staatöbeam: 
ten, die mit, der Verwaltung öffentlicher Gelder beauftragt 
find, oder auch der Pächter von Domänen und Staatds 
gewerben. Die Finanzbehörde muß dieſe Bürgfchaften 
ftet3 zur Verfügung haben, man pflegt fie Daher ber 
Schuldverwaltung zu übergeben, die fie den Angeftellten 
verzinfet. Hier findet zwar Zwang ftatt, aber nicht zufolge 
einer vereinzelten Maaßregel, fondern nad) einem allgemeis 
nen Gefege, auch ift die Uebernahme einer Stelle oder 
Pachtung, zu. der eine Bürgfchaft erfordert wird, Gegen: 
fand einer freien Wahl. Infoferne die Cautionen aus 
hinterlegten Staatöpapieren beſtehen, find fie feine neue 
Schuld, fondern bewirken nur, daß die Gaventen fich das 
Eigenthum diefer Schuldbriefe erwerben müffen. Baar 
eingezahlte Gautionen bilden einen befonderen Theil der 
‚Schuld, in welchem jährlich viel Zu- und Abgang durch 
neue Anftelungen und Tod oder Austritt ftatt findet Cd). 


(ay Nebenius, 1, 319, — Billigung der erzwungenen Anlelhen in 
——— Fällen bei eg Tape älteren Rechtsgelehrten, f. Hlock, 
e aerario, 6.331. — Die Zwangsanleihe unter dem fra | 

Directorium wurde auf Gaudin’s Betrieb. fogleih nah dem 18. 
Brumaire 1799 abgeihafft. Es follten 100 Mill. Fr. gegeben wer- 
den, die eine Jury nach den Kataftern und nad eigenem I jen 
auf die Steuerpflichtigen umzulegen hatte. Gaudin ‚erfegte fie Durch 

einen Steuerzufhlag von 25€. auf die Grund» und M 
zur. Hälfte in Ereditpapieren des Directoriums zahlbar. Sch 1793 
mar eine Zwangsanleihe von 1000 Millionen verordnet w 
aber ſehr langfam, unter dem Widerſpruche der Reihen, die man 
treffen wollte, eingieng, und nur 400 Mill. einbrachte. Bresson, 
Hist- fin. de la France, II, 193, 245. Thiers; Hist ‚de la re- 
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volution frang. VIII, 188,.510. — Ben Bmanatenleide & Dr 
1809. — Swangsanleihe der fpanifchen R 5— im Xu 
nach der erzwungenen —— der Gortes-‘Berfai ung. 2 a 
Realen, nad) einer beftimmten Vertheilung unter; die en von 
den Steuerpflidhtigen ein Sachen Man rechnet auf a0 © a 
tribuenten, von denen 14,000 je Realen, andere 14,000 je 600 

' andere 12,000 je 800 * bezahlen ſollen u. f. w 

66) Baden; den Eaventen werden feit „1832 beſondere A 

ausgeliefert Fruͤher Rentenſcheine). Die Cauticnen betrugen ar 


in der Steuerverwaltung 151,400 
in der Poſt⸗ 73,100 
in der Domainen » 52,300 
in der Forſt und Bergwerfs- 9,410 
in anderen’ Sweigen 12,200 





umme ce 298,400 fl. 
Ein Poftmeifter bat 1000 fi., ein Domänene, Forjtverwalter, Pr 
nebmier 800 fl., Poftverwalter 500 fl., Pofthalter 3 — 500f., 
pader und Briefträger 300 fl., ein Untererheber 1— 400, zu Fi Den 
— In Frantreih, Ende 1835, 232-211,517 Sr. Eautionen, 
1814 nur 196°933,848 Sr. 
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IV. Ausgeben von Staatöpapiergeld. Diefed Fann- 
unmittelbar von den öffentlichen Caſſen in Umlauf gefeßt 
. werden, indem fie fich bei ihren Zahlungen deſſelben be 
dienen, ober es kann, wie in mehreren Ländern gefchehen 
it L, 8. 317, eine den Privatbanten ähnliche Staatd- 
Zettelbanf errichtet werden, welche auch faufmännifche Ges 
fchäfte betreibt. In beiden Fällen beruht das auf folche 
Weiſe ausgegebene Papiergeld theils auf ber materiellen 
Berbürgung, die ihm der Staat giebt, theild auf dem Cre⸗ 
dite deſſelben. Wenn die Einlöfung der Zettel auf Verlans 
gen eines jeden Beſitzers zugefichert worden ift, fo befteht 
eine ausdrüdliche Verbindlichkeit, aber auch ohne eine fol 
che ift eine Verpflichtung der Regierung nicht zu verkennen, 
bie dahin geht, daß das ausgegebene Papiergeld ſtets in 
feiner Eigenſchaft als Erfagmittel des Metallgeldes auf 
gleichen Preife mit diefem erhalten und jeder. Befiger def 
felben vor einem VBerlufte bewahrt werde. Die Annahme 
bei Steuer» und anderen Zahlungen trägt hiezu bei, ob. 
fhon fie für ſich allein nicht hinreicht, weil auf dieſem 
Wege ein gefunfened Papiergeld zu langfam eingezogen 
wird. Hieraus ift ed einleuchtend, daß das Staatöpapiers 


geld eine Schuld vorftellt, bie nur durch Eis 
Rau polit, Delon, 3x Md, 2. Abth. 
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genthuͤmlichkeiten fich vor anderen Arten auszeichnet, indem 

fie nämlich 5 

9 unverzinslich iſt, ferner 

A die Perſonen der Gläubiger undufhorſich wechſin 

3) die den Beſitzern zugeſicherte Tilgung der Schul. durch 
den freien Entfchluß derfelben ,' die Papiere im Ver⸗ 
fehre fernerhin umlaufen. zu laffen, hinausgeſchoben, 
und 

4) durch Wiederausgabe der einheldten — die Schuld 
ſtets von Neuem eingegangen wird. 
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Dieſe Eigenſchaften, insbeſondere die unver ba: 

ben dem Staatöpapiergeloe bei vielen Staatdmännern eine große 
Empfehlung gegeben und feine Einführung veranlaft, Eine 
mäßige Menge Papiergeldes, die nur einen Theil der umlau: 
fenden größeren Münzforten erfegt, in: Verbindung - mit unwei⸗ 
gerlicher Einköfung .und Annahme beiden Staatöcaffen, iſt auch, 
fo. lange der gute: Zuftand des Finanzwefens währt , unſchaͤd⸗ 
lich. Man könnte daher auf diefem Wege einen. Theil der ver: 
zinglichen : Staatsſchuld in einem unverzinslichen ummwandeln, 

oder. auch eine neue. Schuld ‚ohne ‚eine Beläfligung für die Steuer. 
pflichtigen eingehen. : Allein in ungünftigeren 'Zeitverhältniffen 
zeigen fich ernftliche Gefahren. Selbſt jene ‚mäßige Menge des 
Däpiergeldes würde in-unglücdlichen Kriegen und..anberen Be: 
drangniffen nicht im Part mit der Muͤnze erhalten; werden Fön- 
nen,. noch fehlimmer aber ift die große Verſuchung, fich durch 
die Ausgabe von neuem Papiergelde zu helfen. Da hiebei die 
Unmöglichkeit der Einlöfung ſich bald fühlbar macht, fo bleibt 
das Sinken des Curſes nicht aus, die in dem geſunkenen Pa— 
piere eingehenden Staatseinfünfte reichen, weil die Preife aller 
Dinge in’ die Höhe gehen, immer weniger zu, und man fieht 
ſich ftetS zu seiner neuen Vermehrung ded Papiergeldes hinge- 
gedrängt CHI, $. 266 — 268). Dieſer Zuftand. müßte, wenn 
man. nicht Mittel fände, früher der Anhäufung des Papiergel- 
des Schranken zu feßen, und deffen Eurs feftzuftellen, bis zur 
gänzlichen Preisloſigkeit deffelben hinführen (a). Auf welcher 
Stufe des Uebels man auch dem weiteren Anwachfe befjelben 


.. 
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Einhalt zu thun anfaͤngt/ ſo iſt daffelbe noch immer größer, 
als wenn. ein gleicher Betrag an Schulden auf andere Art, ins: 
-- befondere durch Anleihen gemacht worden: wäre: Der Nahrungs- 
zuftand vieler Familien wird zerflört bis zur gänzlichen Verar⸗ 
mung, die Gewerbe leiden, Einzelne gewinnen dagegen bei dem 
Abtragen ihrer Verbindlichkeiten in dem gefunfenen Papiere, Die 
Verwirrung im Geldwefen und in ven Geldpreiſen, welche alle 
volkswirthſchaftlichen Verhaͤltniſſe durchdringt, muß’ eine, Zerrüt- 
tung und Lähmung des ganzen Verkehrs berurfachen, und es 
dauert, nachdem man die Heilung zu veranftälten angefangen 
bat, lange Zeit, bis die großen Verluſte verfchmerzt —— 
find, die ſich hoͤchſt zufaͤllig und ungleichfoͤrmig unter die Staats: 
bürger vertheilen und weit größer find, als der Nugen für die 
Staatscaffe (b). ——— AED, RUN: OR 


Ca) Zum Beifpiel dienen die Erfahrungen mehrerer neuerer Staaten, f. I, 
.. $& 315 — 317, 11, 5.268, — Die Hemmung diefer Verwirrung ge⸗ 
lingt nicht jedesmal ſogleich. Die. öfterreichifchen Einlöfungsfcheine, 
obgleich fie für den Sfahen Betrag in Banfnoten ausgegeben wur 
den, ſanken neh fehr im Enrfe, .; Die franzöfifhen mandats terri- 
toriaux, eine Schöpfung des Directoriums, v. 16. März 1796, die 
zum Theile dazu beftimmt war, die tief gefunfenen Affignaten gegen 
/,0 ihres Nominalbetrages einzuziehen, verloren Doch. ebenfalls —* 
im Curſe gegen Muͤnze. Man beabſichtigte, die Mandaten durch 
Domainenvertäufe zu tilgen, ſo daß man die Staatslaͤndereien ohne 
Verſteigerung nach der Taxe von 1790 gegen die naͤmliche Summe in Man⸗ 
daten hingab. Dieß geſchah auch, indeß konnte, da die Laͤndereien 
ſehr gegen den damaligen Preis gefallen waren und die auf. 4—4 Proc. 
gefunfenen Affiguaten bei der Umwechslung gegen Mandäten viel zu 
hoch gerechnet wurden, aud‘ das Vertrauen zu. allen Papiergelde 
. zeritört war, jene Ausſicht den Curs der leßteren nicht aufrecht erhal» 
ten. Sie galten anfangs, Fehr. 1796, 60 — 64 Proc., im Auguft 
defi. Jahres nur noch zwifchen 2 u. 3 Proc. und zufegt, im Sept., 
4,’ Proc Schon amı 26. Juli 1796 wurde angeordnet, daß die 
Mandaten bei der Ucbermweifung von Domänen nur nad dem Eurfe 
angenommen werden folten. Sie verfchwanden aus dem Umlaufe 
und die verborgen geweſene Münze Fam häufig zum Vorſchein. 
Thiers, Histoire de la revolution frangaise, VII, 190, 341, 
Vgl. Stordy, Handb, IN, 111. 


(db) Als in Franfreich der Verkehr von der Verwirrung durch Affignaten 
und Mandaten befreit worden war umd fi wieder belebte, trat die 
Noth derer, die in. Papiergeld von der Gtantscafle ng wurden, 
deutlich hervor. Le gouvernement , c. a. d, ses chefs, ses agens 
de toute espece, militaires, administrateurs ou magistrats , ses 
creanciers, etaient reduits a une aflreuse detresse. — Les ren- 
tiers mouraient de faim, les fonctionnaires donnaient leur demis- 
sion. Thiers, VII, 344. — Die [egten 20,000 Mill. Zr. Affig- 
naten hatten der Staatscaſſe ungefähr nur ſoviel I Mil, Sr. 

l 
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Muͤnze genüßt. Die gefeßliche Preisbeftimmung der nöthigften Waa⸗ 
. ren (dad ,„‚maximum‘‘) und das Verbot, cin Agio auf Münze zu neh⸗ 
men, 1793, bei Strafe von 6 Jahren Zuchthaus, hatten das Uebel 
nur Ärger gemacht und man hatte 1795 diefe Harten und doch unaus« 
——ã aueh zuruͤcknehmen muͤſſen. Thiers, V, 152, VIE, 


Nach diefen Erörterungen erfcheint das Papiergeld als eine 
‚gefährliche Art von Staatsfhulden. Nur fortdauernde helle 
Einſicht und Feftigfeit der Regierung fann vor dem Mißbrauche 
bewahren, und e3 giebt. feine Außere Schugwehr oder Bürg- 
ſchaft, die nicht fpäterhin, wenn jene Eigenichaften den. Regie: 
rungen fehlen, vereitelt werden fünnte Ca). Daher ift auch bie 
jegige Weisheit und Gerechtigkeit nicht vermögend, Fünftige Ue: 
bei zu verhüten, wenn man einmal vom Papiergelde Gebrauch 
gemacht hat. Es iſt eine fchädliche Selbfttäufchung, wenn man 
‚glaubt, eine, im Verhaͤltniß zu der umlaufenden Geldmenge und 
‚dem ‚Betrage, auf welchen die einzelnen Zettel Tauten, große 
Quantität neuer Papiere unbemerkt und ohne Nachtheile ausge: 
ben zu fönnen, weil man die Summe derfelben vielleicht verheim: 
licht. In. Zeiten, wo man beträchtliche Schulden zu machen ges 
zwungen ift, darf man fich auch am wenigften die Fähigkeit zu: 
trauen, dad Papiergeld, welches man auszugeben verjucht ift, 
durch Einlöfung ſtets im Pari zu erhalten. Daffelbe ift deshalb 
feine gute Aushülfe in einer fchwierigen Lage, vielmehr ift es 
nur unter folchen Umſtaͤnden unfchädlich, wo man es leicht ents 
behren könnte und bloß der Vortheil einer Zinserfparung in be: 
ſchraͤnktem Maaße beabfichtigt wird. Dieß ift der Fall, jo lange 
die Menge des Papiergeldes gering ift, 3. B. H oder + der jährli: 
chen Staatseinkünfte, fo daß die Möglichkeit, dafjelbe einzuziehen 
und dafür verzinsliche Anleihen aufzunehmen, keinem Zweifel 
unterliegt. Da inzwifihen bei einem fortdauernd im Umlaufe 
bleibenden Staatdpapiergelde fletd die Beſorgniß obwaltet, daß 
daffelbe unter anderen Umftänden übermäßig vermehrt werden 
und feinen Gredit verlieren fünnte, fo muß dasjenige ald das 
unſchaͤdlichſte angefehen werden, welches nur auf beflimmte Zeit, 
ald Vorausnahme (Anticipation) gemiffer höherer Ein: 
fünfte, ausgegeben, und bei oder nach dem Eingehen derfelben 
eingezogen wird (b). 
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(a) Aud die landftaͤndiſche Mitwirlung sur Ausgabe des — 
wuͤrde Feine unfehlbare Sicherheit gegen Mißgriffe geben, weil in ei⸗ 
ner Angelegenheit, die gruͤndliche Raateötonomifehe enntniſſe erfor» 
dert, auch eine ſolche Verfanmlung leicht in Irrthuͤmer verfallen oder 
überrafcht werden kann. —** >» 

(5) Ein Beifpiel giebt die Anticipation der preuß, Vermoͤgens⸗ und Ein- 
kommensſteuer ($. 404) durd) geſtempelte Treforfheine, die bei der 
Entridtung diefer Steuer für baar, und foferne nad) dem Eingehen 
derfelben noch ein Theil im Umlaufe fein wuͤrde, bei allen Bablungen 
an die Staatscafien angenommen werden follten. Edict vom 24. Mai 
1812. Die durch die Steuer eingehenden geftempelten Treforfheine 
follten vernichtet, die auf dieſe Weife nicht eingegangenen aber aus 
dem ÖSteuerertrage eingelößt und vernichtet werden. Edict vom 19; 
Januar 1813, — Hiermit find die anderem nicht ‚geftempelten, im 
Umtlaufe “gebliebenen Treforfcheine , neuerlich Caſſenanweiſungen 90- 
nannt, nicht zu verrwechfeln. Die Summe derfelben wurde gefept 
cvgl. I, 6,296.) 7 ER j 

auf 10 Millionen Thaler, Edict vom. 19. Januar 1813. 
8:093,210 » » >» 5. Mär; 1813, 
11:242,347 »  Kabinetsordre vom 21, November 1824, 
17'242,347 » mi 3 erienın 22, Mpril 1827; 
34 484, 694 2 u) » 14, November 1835, 
mit der Beftimmung, daß die älteren Anweifungen allmälig gegen 
den gleichen Betrag der neuen umgetanfht werden follen; fürs Erite 


- 


laufen beide,neben einander um, 
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Die freiwilligen Anleihen ($. 485.) haben gegen bie er 
zwungenen entichiedene Vorzüge, weil fie den Staatögläubigern 
die zu übernehmende Laſt vollftändig nach freier- Uebereinkunft 
verguͤten und diefelbe auf die fammtlichen Steuerpflichtigen über: 
tragen. Die Theilnahme an ihr ift daher fo gleichförmig, als 
es die Güte des Steuerſyſtems zuläßt. Solche Anleihen können 
faft nie ohne die Bewilligung von Zinfen zu Stande gebracht 
werden. Maährend der allmäligen Vermehrung der Staatsſchul— 
ben ift man auch bei den Anleihen auf mandyerlei Einrichtungen 
verfallen, die in ihren finanziellen Folgen fehr von einander ab, 
weichen und daher nach ihren Hauptarten einzeln beleuchtet wer: 
den müffen. Hiezu fann folgende Eintheilung ald Leitfaden dies 
nen (a). | 

1. Anleihen zu einer bloß augenblidlihen Aushülfe; fchme: 
bende Schuld. | . 
1]. Solche, die auf langere Zeit gemacht-werben; 
A. Einfahe verzinslihe Anleihen. Hier treten 
wieder Verfchiedenheiten ein, in Anfehung der, über 
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"die Heimzahlung getroffenen Verabredungen, indem 
namlich 


4) ein —— Termin zur Abtragung feſtgeſetzt, oder 
dem Gläubiger, die Kuͤndung geftattet, ober. | 
3) demfelben; lediglich «der Zinsbezug, ober das Ber: 
‚"fprechen einer Zuruͤckzahlung der Forderung felbft zu= 
gefichert wird; Nenten, Bei diefen iſt wieder 
die Art, "die Berzinfung des Capitals zu bezeichnen, 
eine doppelte, es wirb naͤmlich 
‚a) der Zinsfuß im Verhältniß zur geliehenen Sum- 
mie audgedrüdt, ober 
b) im Berhältniß zu einem von biefer verfhiebenen 
R Nennwerthe 
B. Anleihen mit einer, die Verzinfung und Tilgung 
gleich enthaltenden gleichbleibenden, nach einem gewiſ⸗ 
ſen Zeitpuncte erloͤſchenden Rente, 
C: Anleihen mit einem Tilgungsplane, wobei die aufge: 
hobenen Zinfen nachbezahlt und Gewinnfte verloost 
werden; Zotterieanleihen. 


a) VBergleihe Nebenius, ©. 329 ff. — Baumftarf, S. 28. 


s.' 491. 


I "läge, welche nur dazu beſtimmt ſind, ein ige 


ches Mißverhältniß, zwiſchen den Einkünften, und YAusga- 


.. ben. auszugleichen. und daher. nur auf ganz furze Zeit, ge 
voͤhnlich nicht über ein Zahr hinaus, eingegangen werben, 


Sie unterſcheiden fih in Anſehung der Vertragsbeftimmun- 
gen ‚von „anderen Anleihen bloß durch bie ‚perabrebeft —— 


aber dadurch, daß fie, als eine vorübergehende 





nicht in. den Verzinfungs: und Zilgungsplan a 
men werden, ſondern lediglich auf bie Einkünfte. zii 
zelnen. Zahres angewieien bleiben. Man bat ſie n 
mit dem Namen ſchweben de Schulb, dene fo lot: 5 
—— gebt, belegt (a). Dieſe kann ee: ut 
e entfteht, (08 ‚davoı ie 

ur \ tet Dedung A ten Mi ‚ae N ae 
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tig zufammentreffen, und daß, da jene nicht auf das 
° "Eingehen ‚der Tehteren ‚warten, koͤnnen, auch. fein genü: 
gender Betriebsvorrath in Bereitichaft‘ iſt 6. 88 die 
noͤthigen Summen einſtweilen geborgt werden muͤſſen. 
Eine ſolche freiwillige Anticipation (vgl; 8.486) 
koͤnnte durch den Vorſchuß einer Auflage von den 
= Steuerpflichtigen felbft, nach ihrer ‚freien Wahl: und 
mit der Zuficherung eines Discontogefchehen. Weit 
zweckmaͤßiger und- einfacher. ift es jedoch, die erwarte: 

ten Einkuͤnfte von- Gapitaliften aufzunehmen. | 
* Oder fie kommt zugleich daher, daß die Jahredeinkunfte 
wirklich nicht zureichen und deßhalb vorlaͤufig eine An- 
leihe gemacht „werben muß, um den Ausfall für ben 
‚Fortgang: des Haushaltes unſchaͤdlich zu miächen. 
Solche Schulden werden nicht fo leicht, "wie die un: 
“ter 1) bezeichneten in furzer Zeit wieder beſeitigt, ſon⸗ 
dern erſtrecken ſich weiter fort, weil, wenn man ſie 
nach Ablauf des kurzen, für die Dauer der einzelnen 
Anleihen feſtgeſetzten Zeitraums abgetragen hat hie⸗ 
durch wieder eine neue Unzulaͤnglichkeit der verfuͤgba⸗ 
ren Einkuͤnfte entſteht, die zu neuem Borgen in aͤhn⸗ 
licher Weiſe noͤthigt. Gelingt. es nicht, mit Fuͤlfe 
von Einnahmsüberfchüffen oder Erſparungen ſich von 
dieſer ſchwebenden Schuld zu befreien, ſo bleibt nichts 
a als ſie in, die NEOPREN ÄReÜRee [5 neb: 

‚ men: (6), 

Sie Anleihen fi nd. Hauges Tages hicht mit den Ko: 
ſien verknuͤpft, die man - fonft verwenden» mußte, um fie zu 
Stande’ zu bringen Ce), fie werden beſonders da Teicht, wo fich 
große Banken befinden, welche ‚die, noͤthigen Summen vorſtrecken 
und dafuͤr die, von den uͤbrigen Staatsobligationen in Form 
und Inhalt verfchiedenen Schuldbriefe der. fchwebenden Schuld, 
bons royaux, Schatzkammerſcheine, exchecquer bills, 
in Empfang nehmen (d). Sie find überhaupt bei dem Wechſel 
in. ber Größe der Einkünfte und der unvermeidlichen Ausgaben 
nicht zu vermeiden, nur. füllte man nicht zögern, fie in ‘eine an— 
dere Schuldgattung umzuwandeln, wenn man fi) von ber Un: 
möglichkeit ihrer baldigen Abzahlung uͤberzeugt hat. 
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(a) Erklärung diefes Begriffs durh Roy, damaligen franzöfifchen Finanze 
miniſter, Deput, Kanımer, 25. Jul, 1828, — Ce sontces emprunts 
a echeance, que nous nommons dette floltante, ce sont ces en- 
ıs gagemens remboursables , soit qu’ils aient pour objet un deficit 
„reel ou une avance de fonds, soit qu’ils aient pour objet de sub- 
‚vehif = des paiemens pour lesquels les fonds ne sont pas encore 

(or \rentres, 
(d) In Frankreich famen fhon während des 18. Jahrhunderts regelmäßig 
ſolche Anticipationen auf das folgende Jahr vor. Sie betrugen 1715: 
186 Millionen Lin. — 1770, bei Terray’s Antritt, 154 Mil. — 
1773, bei deflen Abgang, 30 Mid, — 1775, Turgot’$ zweites Jahr, 
78 Mil, — 1776: 50 Mil. — 1781, Neder, 119 Mil, — 1782, 
Fleury, 184 Mil. — 178 — 255 Mil. — 1789 noh 225 Mil. 
(e) Neder, Admin, des fin, II, 251, berichtet, die Anticipationen 
hätten oft 8-10 Proc, jaͤhrlich gefoftet, weil fie. mehrmals im Jahre 
erneuert werden mußten, wobei innmer 4—1 Proc. Provifion außer dem 
Sins vorfam. Er verlängerte fie-auf ein Jahr, mit 1’Proc, Gebühr 

und 44—5 Proc. Zins. 
cd) Bons ro yaux in $ranfreich, gewöhnlich von der Bank übernommen. 
Ein Theil der ſchwebenden Schuld befteht jedody in Capitalen, die von 
den Gemeinden, Departements und Stiftungen der Schuldentilgecafje 
übergeben oder auf laufende Rechnung, en compte courant, geborgt 
' find, Die bons r. auf 1 Jahr wurden 1834 von 44 auf 34 Proc. 
‚ „bherabgefegt, die auf 4 Jahr von 33 auf 3, die auf 34 von 24 auf 
2 Pros, Die fhwebende Schuld betrug Ei 


n 
+, 


Ende 1830 223 Mil, Sr. 
) Anfang 1832 gegen 300 5»... 2,,' welche 15 Mill. Binfen koſteten. 
PR 1833. 400,2»... 2 «.10: „Dion 


> ' 
1834 3° 399-407 » >» 10 » » 
im 3.1835 2 W546, fpäter 500 Mill. 
31, Am I, 1836... ©, 430 mit 10. Mil, Binfen. 
._ Bi 1837 foll fie auf 2350 Millionen verringert werden. 
90 Bxchecquer bills in Großbritänien (feit 1696, wo fie Montague 
einfuͤhrte) mit Tagesjinfen, während. die fonft ähnlichen navy bills 
erſt nad 49. Bins trugen. ‚Sie werden ‚ebenfalls gewöhnlich von der 
Bant übernommen , welche hiedurch in der Leichtigkeit des Zurüdziee 
> bens ibrer Noten gehindert wird. Auch Goulburn (Unterhaus 
. 8. Mai 1829) erklärt eine große Schuld. diefer Art Ca great and 
— ebt) in ſchwierigen Seiten für ſehr heumend. Vgl. 
; #Parnell, On fin.reform. ©. 267: Sie tragen’ jegt 14 und: 2 Pence 
„ Fäglicen: Zins. von 100. Pf., alfo jährlich 2,7 und 3,6% Proc, «feit 
Nov. 1836 24 P. oder 3,° Proc), Bon -Beit zu Reit hat man 
', ‚einen. Theil von ihren in eineArt der bleibenden Schuld umgewandelt 
(ſundirt)) Die groͤßte in einem Jahre ausgegebene Sunume m. 
44158,100 Pf, im 3, 1813, Seit 1825 ift die jährliche baren 
issue) unter 30 Mill., von 182932 war fie zwifchen 25 und 
Mill. Von1792— 1826 wurden 1038. Mill. ausgegeben, und »1021 
WMill zuruͤckgezogen, was. einen Ueberreft von 17 Mil, auze ade 
aber 1792 ſchon 114 Mil, vorhanden waren, die fi) Fra — Ne 
sten, ſo mußte der Vorrath von 1826 größer fein. Der: Sins‘ dieſer 
. Scheine belief 1832 auf 659,165 ®Pf., bei einer’ umlaufenden 
-, Summe von 25°696,000 Pf. (woraus ſich ein Sins von 2,9% 

",' ewgiebt). Marshall, Digest, II, Statement II. Am 5. Ian, 1834 
en 27"906,960 Pf. , worir 779,768 Pf, Bins gerechnet: wurden, 


32% 


Im März 1835 wurden 28 Mil, e. bills fundirt, wie es 1829 mit 3 
Mill. gefchehen war. Der Eurs. wird. dur die Anzahl von Schill. 
bezeichnet, die man beim Ankauf von 100 Pf. noch zulegen muß.- 
Diefe Prämie war z. B. 1831 314—33 Sch. 1834 46-47, 1835- 
42.S©d., am 23, Jan, 1837 25>—27 Sch. 
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11. A. Bon den Anleihen, die nicht blos zu einer voruͤber⸗ 
gehenden Beſtimmung dienen, ſondern laͤngere Zeit fort⸗ 
beftehen ſollen, und deren Einrichtung darum bie meiſte 
Aufmerkfamkeit auf fich gezogen hat, find diejenigen die 
älteften und häufigften, bei welchen, wie im Privatver⸗ 
fehre, ein Gapital geborgt und bis zur Tilgung nad) eis 
nem feftgefegten Fuße verzinfet wird, jo Daß Zind und 
Abtragung ganz von einander getrennt find. Hier find 
zuvörderft die Beſtimmungen zu unterfuhen, bie man in 
Bezug auf die künftige Löfung jedes einzelnen Schuldver⸗ 
haͤltniſſes feſtſetzen kann. 

1) Viele aͤltere Staatsanleihen wurden auf beftimmte Zeit 
abgefchloffen. Dieß hat fi jedoch als unzweckmaͤßig 
erwieſen, weil man nicht auf laͤngere Zeit voraus die 
Umftände beurtheilen konnte, welche die Zuruͤckzahlung 

erleichtern oder erſchweren. Man mußte daher, wenn 
keine hinreichenden Weberfchüffe zu erzielen waren, ent: 
weder andere Anleihen, oft unter läftigeren Bedingun: 
gen, veranſtalten, oder eine Verlängerung des Termin 
von den Gläubigern zu bewirken fuchen. Dagegen 
wird man auch, wenn bdieß nicht befonderd vorbehal⸗ 
ten wird, verhindert, die Schulden früher abzutragen, 
welches bisweilen durch unverhoffte Zuflüffe oder durch 
wohlfeiler zu erlangende Darleihen mit Nutzen geſche⸗ 
ben kann. In einem gut verwalteten und in gutem 
Gredit fiehenden Staate bedarf man nicht ber Zufiches 
rung eined gewiffen Heimzahlungstermined, um zum 
Leihen ermuthigt zu werben. Indeſſen find ſolche Ber: 
tragöbeftimmungen noch neuerlic) vorgefommen, und weil 
beträchtliche Summen nur allmälig, wie es die jahre 
lichen Erfparniffe geftatten, heimbezahlt werden koͤn⸗ 
nen, ſo hat man deßhalb bei einigen Anleihen genau 
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im Bertrage ausbedungen, in welcher Sortichreitung 

jährlich die Tilgung gefchehen und bis wann fie been- 

digt werden foll, wobei, da die ganze geliehene Sum: 

me in viele einzelne kleine Anleihen zertheilt wird, das 

Loos die Reihenfolge der eintretenden Abzahlung be— 

flimmen ‚muß (a). Aus den angeführten Gründen ift 
dieß nicht zu empfehlen und nur fo lange, als es blos 
: bei einem Kleinen Xheile der Staatöfchuld eingeführt 
wird, für-unfchädlich zu halten. 


(b) * DB. Preuß. Anleihe bei N. M. Rothſchil d in London in J. 1818, 
5 Mil, Pf. St. zu 5 Proc, (wofür aber nicht der volle Betrag ein- 
genommen wurde), mit der Beſtimmung, daß im 1. Jahr 3 Proc,, 
im 2. +, im 3. 2, im 4 14 und dom 5; an jährlich 1Ptoc. ab» 
gezahlt werden fodte, Cohen, S. 36. — 1830 wurde der Reſt diefer 
Anleihe in eine Aprocentige umgewandelt, bei der ebenfans 1 Proc. 
und die Binfen der eingelöf’ren Obligationen von 1835 an zur Tils 
gung verwendet werden follen. — Auch die preußifch-englifche Anleihe 
von 1822, 33 Mil, Pf. St. zu 5 Proc, Binfen, iſt jährlich mit 

1 Proc. zu tilgen, 
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2) Wollte man das Beifpiel - der meiften Anleihen unter 
Privaten, namentlich der hypothekariſchen, befolgen, 
“fo müßte man Schulden mit freier Kündbar: 
keit für beide Theile einführen. Sie mögen zwar den 
Gapitaliften erwünfcht fein, um zu jeder Zeit über ihr 
Vermögen beliebig verfügen zu können, find: jebod für 
die Regierung um fo unbequemer, weil diefe durch 
Kündigungen bei ungünftigen Umftänden fehr in Ber: 
legenheit gefeßt und zur Bewilligung fchwererer Be 
dingungen gezwungen werden fann. Die fammtlichen 
Gläubiger Tönnten, wenn ihnen die Auffündung ges 
ftattet wäre, fich diejenige Verzinſung auswirken, die 
man bei fchwierigen Werhältniffen Einzelrien zufichern 
muß. Dagegen ift es auch ohne Kündbarkeit den 
Gläubigern wegen der Verfäuflichkeit' der Staatsſchuld⸗ 
briefe nicht ſchwer, ihr Capital aus denſelben zu einer 
anderen Anlegung zuruͤckzuziehen (@). 


3) Aus dieſen Gruͤnden hat man neuerlich ſolche Anleihen | 
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am häufigiten gebraucht, die von’ Seite des Gläubi- 
gers unfimdbar find und demſelben nur ein Recht auf 
Verzinſung ‘geben, audy gar feine Beſtimmung über 
die Zeit und Art der Rüdzahlung enthalten. Sie wer: 
den deshalb bisweilen, namentlich in Frankreich, Ren- 
- ten im engften Sinne genannt, rentes perpetuelles, 
engl. perpetual annuities (b), Hat die Regierung: 
ihrerfeits das Recht, die Summen nad) vorausgeganz 
gener Kündigung zuruͤckzuzahlen, wie dieß bald aus: 
‚drüdlich vorbehalten ward, bald wenigſtens aus ande: 
ren Beſtimmungen abzuleiten und darum nothwendig 
iſt, weil ſonſt eine Verminderung der Staatsſchuld 
nicht im ihrer Macht ftände, ſo hat fie einen freiem: 
Spielraum für ihre Maafregeln. Ein folder, auf un: 
beftimmte Zeit dewilligter Credit ift dem Wefen des 
Staates ald eines fortdauernden Vereines vollkommen 
angemeffen; dagegen koͤnnte die Regierung nicht auf 
die Kündigung Verzicht leiften, ohne fih den Weg zu 
einer bedeutenden Werbefferung ihres Finanzzuftandes 
zu verfperren. Die Häufigkeit ſolcher Anleihen hat die 
von ihnen 'herrührenden Staatsfchuldbriefe zu einem 
‚beliebten Handelögegenftande gemacht, der nicht bloß 
von Gapitäliften 'zur "bequemen Anlegung ihres Ver: 
mögens, ſondern auch von Speculanten, des Gewin: 
‚ned willen, 'erfauft wird, und aus der letzteren Urſa⸗ 
che in einem lebhaften umlaufe iſt. 


Nebenius, ©. 330. 
(5) Bergl. $. 494 (ed). ' 


d. 494. 

3. a) Die natürlichfte Art, eine ſolche Anleihe auf Ren: 
ten aufzunehmen, befteht darin, daß man mit den 
Gapitaliften über dad Maaß der Zinfen unterhandelt, 
die man ihnen für je 100fl., thlr. ıc. der geliehenen 
Cumme zu entrichten hat. Hiebei verfteht es ſich 
von ſelbſt, daß dieſelbe Summe bei der einſtigen 
Tilgung den Glaͤubigern zu erftatten ift. Wenn 
der Preid einer Obligation im Verkehre über den 
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Betrag des bdargeliehenen Gapitald, aljo über Pari 
hinaufgeht, fo haben die Gläubiger Feinen Anſpruch 
auf eine Vergütung dieſes Mehrbetrages und koͤn— 
nen fich über eine Heimzahlung in Part nicht beflas 
gen, fie find dagegen, wenn ber Curs unter diefen 


. Betrag finkt, nicht fchuldig, eine geringere Summe 
“anzunehmen (a). Der Curs der Obligationen ift 


daher ohne Einfluß auf das Verhältnig zwifchen den 
Staatögläubigern und der fhuldenden Regierung. 


b) Eine hievon verfchiedene, hauptfächlich feit 1793 


na Pitt! Vorgang oft angewendete Methode bes 
befteht darin, dag man zwar den Zindfuß in Pro« 
centen de Nenn: oder Nominalbetrages aud« 
drüdt, aber von den Gläubigern nicht die volle, in 
den Obligationen ausgedrüdte Summe bezahlt er 
halt, fondern fich mit einem niedrigeren Betrage be: 
gnügt; man giebt z. B. 5 procentige Schuldbriefe 
aus und empfängt für je 100 fl. nur 70 fl. in der 
wirklichen Anleihe, fo daß man diefe im Grunde zu 
7 Proc. verzinfen muß, weil 5 von 70 ungefähr fo 
viel ift al3 7 von 100. Man muß alfo den Zins— 
fuß der wirflich geborgten und den der verichriebe: 
nen (Nominal:) Summe unterfcheiden (6). Bei 


- Anleihen - diefer Art ift für die künftige Einlöfung 


der Preis (Curs), um welden die Gläubiger die 
Obligationen übernahmen, gleichgültig. Das Ges 
Ihaft wird als ein Nentenfauf angefehen und die 
Tilgung gefchieht in derfelben Weiſe durch den Rüd: 
kauf der Obligationen von Seite der Regierung nach 
ihrem jedeömaligen Marktpreife (Börfencurs). 
Sedoch ift es angenommen, daß die Regierung durch 
die Ablieferung des Nennwerthes ſich von der Schuld 
befreien fönne, und diefe Abtragungswelfe muß dann 
gewählt werden, wenn der Curs fich noch über das 
Pari erhoben hat (c). a N 


(a) Doch wäre es nicht gerade widerrechtlich, wenn die Regierung fidh 
bei Obligationen dieſer Art des Eurfes zum Ruͤcktaufe ihrer Obliga« 
tionen bediente, nur würde es nicht zur DBefeftigung des Eredits 


gereichen, 
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Cd) Ueber diefe Urt der Anleihe [ v.Maldus, I, 442, wo namentlich 

. die Vertheidigung diefer Metbode- durch Lafitte, Dep. K. 14. Mai 
1828, mitgerbeilt ift, — Entfhieden gegen folhe Anleihen find: 
Mebenius,S. 355 1. Bernontli, Beiträge S. 43. — Par- 
nell, ©.274, | 


Co) In Franfreih war Tange Zeit von gar. feinem Schuldcapitale und 
"= Finefuße die Rede, man verkaufte bloß Renten, wie dieß aud von 
Privaten gefihab, "Daher ift man noch jegt- gewohnt, fi die Schuld 
nicht als ein gewiſſes geborgtes Capital, jondern als eine Maſſe ſchuldig 
gewordener Renten vorzuſteuen, deren Preis veraͤnderlich iſt. Solche 
rentes constituder’ä perpetwits tamen ſeit Franz I. vor. Hiebei 
war aber die Ablöfuug für den, Betrag, ‚der dem gefeplihen Zinſe 
entfpricht, immer als erlaubt angefeben, und von Sully und Col⸗ 
bert waren foiche Abzahlungen wirklich ausgeführt worden, Das 
Geh, 1. Mai 1825, fprach.diefem Grundfage gemäß aus, daß die 
Tilgung durch Anfauf nah dem Curſe nicht über dem 20fahen der 
Rente yeicheben dürfe und ftellte alſo diefe als den Sprocentigen Zins 
eines Nominalbetrages dar, - Indeh wirkt die frühere Anfiht einer 
‚bloßen unperänderlichen Rente noch immer fort. E 
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- Zum Ausgeben von Staatsobligationen unter ihrem Nenns 
betrage hat man ſich hauptſaͤchlich durch nachftehende Gründe 
bewegen laflen: 

1) In ſchwierigen "Zeiten befommt man nicht immer um ben 

landuͤblichen Zins geliehen, alfo muß man ben‘ Glaͤubi⸗ 
gern mehr verſprechen. Statt aber geradezu z. B. 7 oder 
8 Proc. zu bewilligen, bedient man ſich jenes Mittels, 
theils weil man ſich ſcheut, das im Privatrechte beſtehende 
Verbot hoͤherer Zinſen zu verletzen, theils um den Uebel⸗ 
ſtand zu vermeiden, daß die einzelnen, in der Gtaatös 
fhuld enthaltenen, Poften von ſehr verfchiedenem Zindfuße 
find, und zu verhindern, daß etwa die Zinfen in unbe 
quemen Bruchtheilen ausgebrüdt werben müßten (a). 
2) Man hofft, wegen ber Beliebtheit diefer Art der. Anleihen 
von den Gapitaliften günftigere Bedingungen zu erhalten, 
ingbefondere eine niedrigere Verzinfung zu bewirken. Die 
Vorliebe der Gläubiger für dieſe Einrichtung entfpringt 
aus der Hoffnung auf einen Gewinn am Stamme ih: 
ver Forderungen, den ihmen das mögliche und. wahr⸗ 
ſcheinliche Steigen des Curſes verſpricht. Je weiter ein 
Staatspapier unter Pari ſteht, ein deſto ausgedehnterer 
Spielraum iſt fuͤr die Erhoͤhung des Curſes geoͤffnet, 
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waͤhrend diefer nur wenig über das Pari hinausgehen 
Bann, wein die Ablöfung um den Nominalbetrag nahe 
bevorfteht. Die Unwahrſcheinlichleit daß die Reihe der 
Ailgung ſobald an eine einzelne Obligation kommen wer⸗ 
de veranlaßt bisweilen, noch. einige, Procente uͤber Pari 
‚zu bezahlen, wenn man Feine andere gleich gute Gelegen: 
, beit hat, Gapitale auszuleiben,. ein. noch höherer‘ Curs 
aber iſt blos dann zu erwarten, wenn man. die Gewiß⸗ 
‚heit, hat, daß fuͤrs Erfte feine Einlöfung,, in Pari eintre⸗ 
ten werde (46). Die Speculation auf ‚eine Curserhoͤhung 
hat daher" Anlaß dargeboten, Papiere auszugeben, | deren 
Zinsfuß noch unter dem landesuͤblichen iſt, und die ſchon 
darum fuͤr einen niedrigeren Curs an die Unternehmer der 
Anleihe abgelaffen wurden (c). Diefe ziehen 3.8.3 pro: 
centige Obligationen (3 Procent3 nach der Fürzeren Be: 
zeichnung) zu 75 ben Aprocentigen, die fie im Pari bezah— 
len müßten, vor, obgleich: der Zins. in beiden Fallen gleich 
Mt weil fie. hoffen, die erfteren, vieleicht „auf, SO oder 90 
fteigen zu fehen,. weshalb auch unter übrigens. gleichen 
Amſtaͤnden der Curs der Obligationen. eines, und. befjelben 
dl) N Staated ſich nicht genau nach dem Zinsfuße richtet a. 


m. Statt j. 3 ‚einen, in der Berechnung —— Zinsfuß von 
| 4 Proc feftjufegen, wird ein Preis von 77,98 für Sprocentige Ob» 
ligationen bedungen; die Unterbandlung ift leichter und man fann fi 
4. Re Bugeben und Naclaffen eher näbern. Berno ulli, ©. 4 
(4) Wie in Franfreic wegen der neueren geſetzlichen Verfügung 9, dab, 
- wenn eine Art von Papieren über Pari fteigt, die Tilgung derfelben 
ausgeſetzt bleiben fol. Die 5 Procent ftanden z. B. B. Nov. 1836 
zu 105,%°— 106, am 25. Jan. 1837 zu 109,18. 
() In England pflegt man bei einer Anleihe verfchiedene, Papiere von 
den ſchon vorhandenen Arten duszugeben, Die einzelnen auf dieſe 
Weiſe mit einander verbundenen Obligationen als Theile des Ganjen 
heißen serips, ihr Inbegriff omnium. Im Jahr 1811 5. B. wurden 
. zum Behufe einer zu borgenden Summe von 12 Mill. Pf. für je 
100 Pf. Hingegeben: 
120. Pf. in 3 is ——— 
20 2 » 4 
6 Sch. 11 p. Zeitrente auf 483 Yahre, 
au 3. 1820 — für je 100 Pf, St. baar, die man borgte, binge- 
‚geben: 


u 


100 Pf, in 3 proc. reduced (annuities) 
42 » 4 ©d. in 3 proc. consols (consolidated a.) 


zuſam.: 142 Pf. 4 Sc, 
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oder für 5 Mill. PF wurden 7:110,000° Pf, verſchtieben. Hier gab 
man, alfo, die beiden, Arten von 3proc. Papieren zu 70,22 aus. Wären 
‚fe im damaligen Curfe etwas böber, ;. B. zu. 714 geftanden,. fo 
* bätten die beiden, das Oomnium bildenden scrips von 142 pf. 4 Sch. 
in,ftattıder 100 Pf., Die der Gläubiger für ſie hingab 1013: Pf. ges 
5. gelten. und das omnium ‚hätte.daber eine Prämie (bonus) von 13 
Proe. gebracht. 1813 wurden 27 Mill, Pf. geborgt, wobei die Glau⸗ 
1:7 Biger fuͤr je 100 Pf emipfiengen: fan la < He es rare ır 
410f. St. in 3, proc,, reduced) 
n= » » consols_ 


- 


170 Pf. , welche nad} dem damaligen Curſe von 57 einen Werth bon 
7 pf. 5Sch. batten, dazu 6Sch. 74 p. in 465 jährigen Zeitrenten, 
welche, Day eine Rente von Dies Dauer unter Annahme eines Zins⸗ 
fußes von, 5. Proc, den 17,9 >fahen Betrag jept: werth iſt, auf 5 Pf. 
18 Sch 74 °P. anzifchlagen waren. Die 3 serips machten alfo 
103 Pfas Sch. 74 Pi aus und brachten den Unterzeichnern ſogleich 
3 Prog, Öepinn., (Na einer andern Angabe bei Pebrer, I, 293, 
nir 24 Stil. Zeitrente, welde 2 Pf. 18 Sch werth wär, alfo 
zuſammen nur 100 Pf 3, Schill.) ER A 
cd) 3. B. Eurs der franzöfifhen Obligationen! 


am 17, Scpt, 1836 am 23, Nov. | am 13. San. 137 
I Proc, - 106,69 _ —— Ar - 2.409 
4 * 10020 3 98,80 1°) 100,1 ° 


Made: BE BL REEL EIN SEEN 6 7 Bar 7 7 79,75 
Nach denr letzteren Preife der Iprocentigen follten "die 5proc. 132,* 
und die 4proc. 106,3 gelten. \ — FR 
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Der nämlihe Grund, welcher die Anleihen mit einem hoͤ— 
heren Nominalbetrage den Gapitaliften und Speculanten in Staat3-. 
papieren angenehm macht, deutet auf ihre nachtheilige Seite 
für die. Regierung bin, namlich auf die Vergrößerung des Schul⸗ 
denftammes in Folge des Steigend der Gurfe. Hat man z.B. 
Obligationen zu 60 bingegeben, und gehen fie in der Folge bis 
auf 90 in die Höhe, fo it die Ausgabe für die Tilgung um 
die Hälfte größer, ald die anfänglich. baar erhaltene Summe 
war. - Friede, Ruhe. und Fortgang des Volkswohlſtandes füh: 
ren dieſe Erhöhung des Eurfes der Staatöpapiere nothwendig 
herbei, die mit dem Sinfen des Zinsfußes in genauem Zufam: 
menhange fteht. Während z. B. diefer von 5 auf 4 Proc. fällt, 
alfo von '/,. auf !/;;, fo kann es nicht fehlen, daß eine ge: 
wiffe, vom Staate zugeficherte Rente bei gutem Gredite ftaft 
des Wfachen nun mit dem 2öfachen Betrage erfauft wird, und 
wenn 3 prozentige Papiere biöher zu 60 ſtanden, fo müffen fie 
nun auf 75 kommen, wobei noch zu erwägen ift, daß man in 
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Staaten, die vollen Gredit genießen, bei den Staatöobligatio- 
nen ſich mit geringerer Verzinſung begnügt, als in Privatdar⸗ 
leihen. . Die befchriebene Art der Anleihen hat in neuerer Zeit 
bei dem Uebergange vom Krieg zum Frieden und von innerer 
Zerrüttung zu befeftigter gefeßlicher Ordnung die Schuldmaffe 
mehrerer Staaten fehr vergrößert und dadurch bie Gläubiger 
überaus bereichert (a). So lange der Curs noch unter Pari 
fteht, läßt fich die wirkliche Größe der Schuld oder bie, zur 
Tilgung derielben erforderliche Summe nur nad) dem jedesma⸗ 
ligen Preife der Staatöpapiere bezeichnen, fie ift daher wechſelnd, 
nähert ſich aber im allgemeinen, ungeachtet vielfaher Schwanz 
Zungen, dem Nominalbetrage. Es ift num zu unterfuchen, ob, 
wie man behauptet hat, die Erfparung an ben Zinfen fo viel 
beträgt, um jenen großen Schaden, der in der Vergrößerung 
des Stammes liegt, zu vergüten. ! 


ca) Beleg aus = neueren franzöfiihen Finanzgefhichte: 


eborgte Verſchriebener Renten zu JAngenom. 

Summe. Nominalbetrag. | I Procent, Eurs. 
1815 35'863,2008. 70 Mil. 31/, Mil. 51,23 
1816—17 _69°763,000 120° >» 6 » 57,2% 
1817 7:924,035 13°395,100 669,755 | 59,6 
1817—18 345665,000 600°000,000 30 Mil. 57,5: 
1818 : 197°909,400 298-510,000 | 14-925,500 - |- 66,5° 
1818 165 Mil. 246°268,660 12°313,433 467 
1821 7» 8-038,840 401,942: | 87,=° 
1821 214118,304 250 284,400 | 12514,720 | 85,55 
1823 413°980,981 462:290,320 | 23.114,516 | 89,55 





— — 
Summe: 1457'223,920 


alfo im Nominalbetrage 


2068'787,320 | 103439,306 
611 Mil. fr. mehr, als man baar empfan⸗ 









"gen hatte; man mußte im Durchſchnitt 7 Proc. Zins übernehmeni 
«. . Documens Statistiques, ©. 167. — In Großbritanien wurden von 
1775—1816 nominal 589 Mil, Pf. St. verfehrieben, für die wan 
aber nur 417% Mill. baar einzog, fo daß man, wenn die 3 Proc. 
anf Pari kaͤmen, 171 Mi. Pf. mehr hinzahlen müßte, ald man 


empfieng. 
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Eine Erfparung an den Zinfen ift in ber erften Zeit einer 


Anleihe mit höherem Nennbetrage allerdingd vorhanden, weil 
die Gapitaliften den Wortheil, den ihnen das gehoffte Steigen 
des Curſes verfpricht, mit einer Aufopferung an der Zinsein 
nahme bezahlen und ohne eine Verringerung ber jegigen Aud« 
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gabe der Hauptbeweggrund fuͤr die Regierung zur Eingehung 
eines folchen Vertrages hinmegfiele. . Wie. groß: diefer anfängli- 
che Nuten fei, dieß würde man nur dann genau bemeſſen koͤn⸗ 
nen, wenn man e3 verjuchte, mit ben Unternehmern einer An: 
leihe darüber zu unterhandeln, was man ihnen. an. Zinfen. ver: 
fprechen müßte, falls ihnen feine höhere Nominalfumme bewil: 
ligt würde, . Wenn man 5. B., um 1007fl. :geradezu zu borgen, 
5 Proc, Zins geben-müßte, und man flatt deſſen 


1) 4procentige Obligationen auögeben wollte, ſo wäre es 
fein Vortheil, wenn die Gapitaliften diefelben nur zu 80 
(für 100 Nennbetrag) übernehmen wollten, weil man dann 
für je 100 baar einen Nominalbetrag von 125fl. verfchrei: 
ben müßte, der auch wieder 5fl. Zins koſtete Könnte 
man aber die Obligationen zu 885 (für 100) anbringen, 
fo brauchte man, nad) der Proportion: 
883 : 100 — 100 : 112%, 
nur 1123 nominal’ zu bewilligen, wofür man blos 44 fl 
Zins entrichtefe und folglich 4 Proc. erfparte. 
2) Wollte man Iprocentige Schuldbriefe aushändigen, fo 
wäre bei einem bedungenen Curſe derfelben von 60 eben: 
falls fein Nugen, denn man hätte für 100fl. daar 1663 
in Obligationen zu geben, welche wieder 5fl: Zins er: 
forderten. Bei einem Eurfe von 75 wäre aber; da man 
nur 1334 fl. nominal außliefern müßte, mithin der Zins 
blos Afl. ausmachte, eine jährliche Erfparniß von 1Proc. 
Unter Annahme eines Zinsfußes von d Proc, wird mit ei: 
ner jährlichen Tilgung von 1 Proc. eine Schuld in 36 Zahren, 
mit 4 Proc. aber in 49 Zahren abgetragen. Jene Erfparniß 
kann alfo dazu dienen, die ganze Schuld zu tilgen, und es ift 
hieraus die Anficht entftanden, daß die größere Nominalfumme 
durchaus nichts fchaden koͤnne, weil man vermöge der geringeren 
Verzinfung die Mittel finde, die Schuld, wenn fie auch beträcht: 
lich vergroͤßert iſt, in nicht langer Zeit ganz abzutragen. Selbſt 
wenn man im Pari tilgen müßte, fo würde man die obigen 
1124 fl. mit + Proc. jährlich in 50 Jahren, die 1331 fl. mit 
1 Proc. Sahresausgabe in 38 Jahren heimbezahlen (a). 


Ca) Lafitte, a. a. O. 
Rau polit. Ockon. Ir Rd, 2. Abt. | 272 


a PT We 


e an W ar darüber aufftellen, wie: vie Ki 
pitaliſten bei einer Anleihe‘ diefer“Art an den Zitfen nachlaſſen, 
um einen gewiſſen Mehrbetrag in den Obligationen zu erkau⸗ 
fen," jedoch werden fie vermuthlich, ‘bei der Ungewißheit der Fünf: 
tigen Cursverhaͤttniſſe/ auf die minder günftigen Falle Ruͤckſicht 
nehmen und ihre Bedingungen fo fielen, daß der Bortheil ſehr 
wahrfcheinlich auf ihrer Seite ift (a). "Die Beflimmungen des 
Vertrages geben jedoch nicht für fich ‚allein den Maafftab, um 
zu ‚berechnen, ob der Staat gewinnt ‚oder verliert, es kommt 
auch „auf die nachfolgenden Eurfe der Stantöfaulbbriefe an, wo: 
bei mehrere Falle möglich find. 

1) Wenn ‚einige Zeit hindurch. der Curs unverändert Bleibt, fo 
‚genießt der Siaat die Zinfenerfparnig, ohne die Tilgung 
erichwert zu finden; allein diefer Zuftand ſetzt Krieg oder 
andere unvortheilhafte Ereigniffe voraus, in denen man 
wahrſcheinlich nicht zur Abtragung ver Schulden gelangt. 
Jene ‚Berechnung. der nach dem Zinſeszinſe fortruͤckenden 
Tilgung findet alſo hier keine Anwendung, indeß bleibt 
immer ‚der Nutzen einer geringeren Ausgabe. Diefer Fall 
iſt ohne Zweifel möglich, er iſt oft eingetreten: und bie 
‚Sapitaliften koͤnnen nicht umhin, ihn mit in Anfchlag zu 
bringen. ‚Eine Regierung aber, die ſich ihrer Huͤlfsmittel 
und Einſichten bewußt iſt, und eine Verbeſſerung im Fi: 

nanzweſen erwarten * ‚muß dieſen Fall für unwahr⸗ 
Seinlicher erachten, als es ihre Glänbiger th 
J 

beweißt dieß, daß Die Staatsgläubiger mit einem gerin- 
geren Zingfuße zufrieden find. Di ser. penn, mar 
h. ‚mit yerem Nen 









u —*5 — unter — (d.h 


—* in dieſem Falke nur Burze Zeit. ne Kon 
men z. B. in obigem Beifpiel ($. 40) die 4 * ti 
Papiere dem Pari nahe, fo zei dieß ein Herabgehen t 
Zinſes auf 4 Proc. an, man kann die, unter diefer We 

ausfegung bereitd über Pari gefliegenen srroantgen DI 


ligationen auffündigen und #procentige an ihre Stelle fer 
gen. Wenn diefe Veränderung ſchon nach 10 Jahren er: 
folgt, fo ift unterdeffen durch die 10jährige Zinderfparung, 
je nachdem fie + oder L.-Proc. betrug, höchftens nur +4 
oder z der Schuld getilgt worden, wobei wenigſtens im 
erfteren Falle die in der Curserhoͤhung Tiegende Schuld: 
vermehrung ein. überwiegender Nachtheil ift (6). an 
darf daher bei der Vergleichung der beiden Arten von An: 
leihen Feine fo lange anhaltende Differenz ber. Binsausga, 
ben annehmen , wie e3 von den Anhängern der Schulden 
mit höherem Nominalbetrage gefchehen tft. In vielen Faͤl⸗ 
len hat dieß Verfahren bedeutenden Schaden gebracht, und 
man muß folglich, fowohl nach den einzelnen Erfahrüngen, 
als nach allgemeinen Gründen der Wahrfcheinlichkeit, daf- 
felbe in der Regel als unzwedmäßig anfehen. Borgt 
man mit höheren Zinfen, fo hat man die Hoffnung und 
‚das Beflreben, den Staatöhaushalt fo zu verbeſſern daß 
man bald zu niedrigeren Zinfen gelangt, man übernimmt 
ein jegiges Uebel, aber von bekannter Größe. Borgt man 
mit höherem Nominalbetrage, fo erfauft man eine dügens 
blickliche Erleichterung mit einer ſpaͤteren Befchwerde, und 
kann von günftigeren Werhältniffen feinen Nutzen mehr 
ziehen (c\. u 


Ca) Lafitte fragt, was beffer fei, wenn man 100 Mill. borgen wolle, 


(b) 
Die neuere Finanzgefhichte ift, bis auf die Siterrei i he Anleihe v 
40 Min: fi. : x I; BE —5* 


fie entweder geradezu gegen 5 Mil. Zinſen aufzunehmen, oder 1334 
Mill. zu verfchreiben in 3 Proc. und alfo nur Mil. Sins zu geben, 
Später fegt er folgende Bedingungen als wahrſcheinlich. Man will 
80 Mill. borgen. Wenn man nun blos 80 Mill, verfchreibt, fo muß 
man 4 Mil. Zins zahlen ; giebt man aber aus | 
86,* Mill, in 4 Proc. zu S2,*°, To braucht man 3-890,000. Zins 
94,5 4» 84,21 97 » » 3'780,000 » 
103,3? 3 2 77,593 > » 3°620,000 » 
115,33 3 » 64,2 > » 


’ f} ‚» ,3°460,000, » 
In der letzteren Annahme ift die Erſparniß 540,000 oder zwiſchen 4 


und 4 der Sinſen. 


3 er überftieg der Eurs der 5Procents ſchon in Mär; 1824 
as Pari. 


3 Proc. zu 75, im I. 1835, voll von Beifpielen diefer - 

Anleihen, -die nur die deutſchen Staaten, außer Defterreih und 
Preußen, vermieden haben, Die neue britifdhe Anleihe von 15 Mia. 
. zur Entfhädigung der weſtindiſchen FINE wurbe 1835 dem 


Haufe Rothſchild wegen des jegigen niedrigen — in3 Proc. 
. ” 
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ee Nennbetrag zugeſchlagen, doch fo, daß noch eine beträcht- 
4 e in Zeitrenten bewilligt wurde. Es wurden nämlich für 
oe baar ausgegeben : 


2 * bs a 3 Br consols, 
2 reduced, 


nebft 13 2 7 * lange Zeitrenten, die bis 1860 laufen und de- 
—* —*2*8 Werth, zw 4 Proc. berechnet, auf 10 Pf. 11 Sch anzu- 
fagen 
Beifpiele von foldyen Anleihen in Sprocentigen Obligationen, welche 
von den Gläubigern um nachſtehende rag übernonimen wurden: 
47, für Donna Maria, 1832, 2 Mit. Pf., wovon aber nur ein 
Heiner Theil ſogleich — wei. 
5%, für diefelbe, 1833, 1:200,000 
554, zweite —* dirleie- 1825, 2.Mit. Pf, St, Ricardo. 
59, erfte 1824, 800,000 Pf. 
60, Neapel, 1824, 16 Min. Docati. 
— Spanien, 1823, Gebhardt, 16:700,000 Piafter. 
70, Defterreich, 1818, 50 Mill. fi. Metaltigues «weil in Silbergeld 
verzinslich). 
— Preußen, 1818, die erſten Mill. Pf. St. der Anleihe von 
5Miu. Pf. kei, esbieild, Be andere Hälfte in ‚sei glei» 
hen Theilen zu 724 und 75 


75 Neapel, 1822, 20 Mil. N 


75, Drafilien, 1824, 3-200,000 Pf. St., aber nur 1 Mil, ausbe- 
zahlt, die andern 2- 200,000 A zu 85 abge BR 

81,. Defterreih , 1823, 23 Mit, fi a 

85, Buenos Ayres, 1824, 1 Mil. Pf. St. * 

87, Oeſterreich, 1826, 15 Min, fl. 

90, Rußland, 1828, "erfte Anleihe bei Hope. 18 Mil. fl., bie 
vierre Serie 1833, 20 Mil. Rubel Silber, zu 844. 

94, Griechiſche — Anleihe, 1833, 60 Mit. Sr. in 3 Abthei⸗- 
tungen; Roͤthſchild. 

In Franfreih wurden, bei der Sinserniedrigung unter — 
1825 , die 3 Proc. zu 75 ausgegeben. 


j. 499. Be; 


H. B. (f. 8. 490). Man bat Anleihen muthedact weile 
dem Gläubiger eine, den üblichen Zinsfuß ü igent 
Mente gervähren, aber fo, daß dieſe zugleich nebe ‘dem 
Zinfe eine allmälige Tilgung mit Einrechnung des 
feszinfes bewirkt und nach einer Reihe von Jahren das 
ganze Guthaben der Gapitaliften an den Staat ı 
Bon ſolchen temporären oder Zeitrenten im weites 
ren Sinne ift im Allgemeinen Folgendes zu bemerken (@): 
4) Die Capitaliften erhalten von einer gewiſſen Sı 

eine. größere Einnahme als bei einfachen insbarleipen. 
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Dieß ift denen erwünfcht, die, ohne fid) um die Aufzehrung 
ihres Stammvermögens zu befümmern, nur ve ichlichere - 
Einfünfte beabfichtigen; es entfteht folglich ein für 
arbeitfcheue oder nicht arbeitsfähige Gapitaliften, ihr Ga, 
pital, welches fie in viele Jahreszahlungen zerfplittert und 
mit den Zinfen vermifcht zurüderhalten, für ihren Unter; 
halt aufzubrauchen,, und ed wird hiedurch die Zerflörung 
von Gapitalen begünftigt (d). Die meilten Bermögenden 
find jedoch auf ihre Erben bedacht und ſuchen ihr Vermoͤ⸗ 
gen zu bewahren, weßhalb die Zahl derer, die auf jene 
Bedingung einer tilgenden Rente eingehen wollen, dennod) 
nicht groß ift und für den Staat Feine befonders, günfti: 
gen Bedingungen zu erwarten. find. Auch hat man uͤber⸗ 
all nur einen kleinen Theil der Staatsſchuld in ſolche 
Renten aufgelößt. 

2) Wenn man ſolche Rentenvertraͤge zu einer Zeit eingeht, 
wo der herrſchende Zinsfuß ganz niedrig iſt, ſo hat die 
Regierung die Sicherheit, nichts zu verlieren; ſteht aber 
der Zins hoͤher, ſo begibt ſie ſich der Gelegenheit, von 
einem ſpaͤteren Sinken deſſelben Nutzen zu ziehen, weil 
die einmal feſtgeſetzten Zeitrenten keine Abaͤnderung mehr 
ohne beiderſeitige Zuſtimmung zulaffen. 

3) Bei einer großen Summe von Zeitrenten koͤnnte ſelbſt dieß 
unbequem fein, daß man gezwungen iſt, neben ben Zins 
fen auch eine Tilgung vorzunehmen, wenn jchon bie Staats: 
ausgaben feinen, zu lesterem Zwede verfügbaren Ueber: 
ſchuß über die Einkünfte übrig laffen. 

Hieraus ergiebt fih, daß foldhe Zeitrenten Feine Empfeh: 
lung verdienen. 


(a) Nebenius, 1, 336 ff. — v. Malchus, I, 433, — Bernoulli, 


Beitr. ©. 77. 
c5) Freilich giebt es auch Menſchen, die ohne das Zufegen ihres Vermoͤ⸗ 
gens nicht auskommen fönnen und die, wenn der Staat keine Zeit- 
renten — ſich an a ne ähnlicher Art wenden 


muͤſſen I, $. 23 


$. 500. 
Die Zeitrenten im weiteren Sinne zerfallen in folgende Ar: 
ten: R 


342 


1), Eigentlidye Zeitrenten, annuities for. terms of 

m years, auf eine beftimmte Zahl von Jahren. Sie laſſen eine 

genaue, Berebnung zu (a), entiprechen aber am menigften 

‘ den, perfönlichen Verhaͤltniſſen der Gapitaliften. ($ 499 

und find nicht, fo leicht und ſchadlos zu verkaufen, als 

eine einfache Obligation. In, England, find.fie öfter als 

in. andern ‚Ländern, theils als Zugabe: zu andern Staats: 

papieren, -$,,495..C0). 498. (0), theils abgefondert,. auss 

- ‚gegeben; worden, und. zwar, bisweilen. * eh — 
Zeitraum (b). 


2) Leibrenten, dette viagere, ann for life, 
auf Lebenszeit des Glaͤubigers geſtellt und daher mit 
Ruͤckſicht auf vie" mittlere Lebensdauer deſſelben be⸗ 
ſtimmt Der" Capitalift iſt hiebei für feine Perfon ganz 
fiher geftelt. Der Staat hat defto weniger Wagniß, je 
zuverläffig igere Erfahrungen er über die Lebensdauer der 
Rentner in jedem Alter befigt (e), und eine größere An 
zahl von Leibtentengläubigern vorhanden iſt, weil bei eis 
ner größeren Menge von Fällen die Gefege der Wahr: 
ſcheinlichkeit uͤberhaupt deutlicher zum Vorſchein kommen. 
Die Rente wird fo berechnet, daß nach Ablauf der ange: 
nommenen Zeit gerade die Gapitale getilgt werden. Will 
man nicht für jeden eintretenden Gapitaliften eine beſon⸗ 
dere Rentengeit ausmitteln, fo werben Claſſen gemacht und 
diejenigen erhelten gleiche Rente, deren Alter wenig ver: 
fehieden ift (d\. 


3) Tontine U... wobei mehrere, Gapitaliften. x von, Hp: 

gleichem Alter mit einander in Verbindung treten. u 

auf alle kommende Leibrente nad) dem Tode einiger den 
anderen zuwaͤchſt, bis der legte. geftorben iſt Hier ge⸗ 
ſellt ſich zu ber Hoffnung auf, ein, über die. allgemeine 

. Regel, binausreichendes ‚Lebensalter ber Anreitz ei 
genden: Einnahme Tontinen find neuerlich oͤſters 
Berforgungsanftalt, ohne finanziellen Zweck, .. 
worden, unter mancherlei . ‚Combinationen. 






(a) 3: aachen man: einen Zinsfuß_don.5 oder 4 Pros, zu Grunde dgt, 
kann für ein Capital von 100 fl, eine Rente gegeben werben 


(2): 


Ce) 


cd) 


en Proc. zu — * 
von > Proc. auf. — re 0a 3 Be. . 
» 51» Ir, —— 

6 * pe 2 ö ». ner“ * — ” 

». » 2 » 5 ‚be Dr 

’ Ei » ge ni, 2 

10%, B Aida) 13 >» 

» 12» >» nal: '=ü 10° > 

» 20 » 6 2 , 5% > 


Nach Smith, IN, 379, 20, wurde ſchon unter Wilhelm IM. und 
Anna in England öfter gegen, ſolche Zeitrenten geborgty.. B.1683 


eine- Mit. auf 16jährige Renten von 14 Procent (was für den Gläu- 
biger febr Te von 11 Proc. dazit gehört, 
um eine fo ſtarke Nente zu .bewirten, ‚Zu 6 Proc. würde man nur 
10 Proc, 16 Jahre bindurd) zu entrichten brauchen). Bon 1793 bie 
1819 wurden 525, 110 Pf. St. Beitrenten feftgefegt, die ſaͤnmtlich 
bis 1860 erloͤſchen, und zwe; immer, als Daraufgabe zu den ausge · 
lieferten Obtigationen.von immerwährender Binsdauerz)1795 wurden 
auch zum Behufe des‘ fogenannren faiferlichen Anlehens 2Sjäbrige 
Keitten, im Betrage von 230,000 Pf}, zugefichert, naͤmlich Für je 
100 Pf. baar empfieng,der Gläubiger 83: Pfr 63 Pin dprog, Schuld- 
briefen, und eine Zeitrente von 5. Br die, weil der jepige Werth 
einer  25jäbriget Rente (zu 5 Proc berechnet) das 14fadye ift, zu 
70 Pf. angeſchlagen werden mußte, — 1822 wurden die Staatspene 
fionen nad den for fältigen Berehnungen Sinlaifon’ 6, im lange 
Zeitrenten wingeldandelt, wobei der Jahresbetrag der Ausgabe von 
5. auf 2:800,000: Pf; herabgebracht wurde. — Deriients der Zeit» 
renten iſt dem berrfchenden Sinsfuße ‚und der Dauer des Nentenge» 
nuſſes proportionirt. Zu Anfang des Jahrs 1835 3. B. bejabite 
man für Pf St. Nentel bis 'Ian,’ 1860 einen Preis von 17.Pf. 
5 — 16. Sc, während. der- jegige -Wertb zu 3 Procs: audy gerade 


+ 


17,7 Pf. St. war. — Der Plan einer Zeitrente bei Fulda, Handb. 
6.2555 iſt für die einzeinen Cäpitaliften won ‘einer Anleihe mit 
beftinnmtem Tilgeplane nicht. verſchieden, weit fie nach und nah das 
Capital felbft zurüc erhalten, — — * 

Diefe ift, da die Capitaliſten beſſer leben, als viele andere Menſchen, 
laͤnger als die Lebensdauer der Einwohner eines Landes iin" Allge⸗ 


emeinen, J— 
Sin it6 IM, 374, teitet ans der größern Anzahl begüferter Menſchen, 
die fein Gewerbe betreiben ; in Frankreich die größere Beliebrheit der 
verfchiedenen Arten von Beitrenten in dieſem Lande im Vergleich mit 
Großbritannien ber.— Doch kommen aud dort Leibrenten vor, Bon 
1808 1825 wurden 7974 'nene Rentner angenomiten, für ein Las 
pital von 9°180,267 Pf, St. und daneben wurden’ 21,910 Pf. lange 
Beitrenten in Leibrenten umgewandelt,, So entftand eine Leibrenten» 
fumme von 737,290 Pf., wovon in dem genannten Zeitraum 159,246 
ꝓf. wieder beimfielen. Statistieal: illustraions, S. 129. — Jin 
Frankreich waren Leibrenten ans; der Staatscaſſe zu bezahlen 
74814: 14°352,814 fr. 

24 9:776,235 >» 

34. 5.760,960 3, un. 
wovon 4348,481 fr. auf 1 Kopf, 1311,313 auf 2, Köpfe, und 
101,166 fr. auf 3 und 4 Köpfe ſtanden. Docum. stat. ©, 168. 
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s. 501. 


IL, ©. Lotterie: Anleihen, eine im 19. euer in 
vielen Staaten zu Hülfe. genommene Einrichtung, die dar- 
auf beruht, daß die Hoffnung auf außerorbentliche Ge— 
winnfte in den Släubigern erregt und dadurch eine bereits 
willigere Uebernahme der Obligationen bewirkt wird (a). 
Die gewöhnlichfte Anorönung ift folgende: Die ganze ges 
borgte Summe zerfällt in eine Anzahl gleicher Theile, des 

gen jeder einer Obligation (2008) entipridht. Jaͤhr⸗ 

lich wird eine Anzahl folcher Obligationen durch das Loos 

„gezogen. ' Auf, einige der jedesmal verloosten Papiere fal⸗ 

' Ten. nach einem ſchon im Voraus für alle Ziehungen feft: 
geitellten Plane, große, auf andere mittlere und Bleinere 
Gewinnfte, für die uͤbrigen herausgefommenen werben ih⸗ 

ren Eigentümern Capital und Binfen von der Eröff: 
nung ber Anleihe an ausbezahlt. Eine regelmäßige oder 
wenigftend eine vollftändige Verzinfung von Jahr zu Jahr 
findet gewöhnlich nicht ftatt (6), und dieß fpäte Nachbe: 
zahlen der aufgelaufenen Zinfen liefert dad Mittel, Prä- 
mien auszuſetzen, weil unterdeß die Binfeszinfen ber 
Staatscaffe zu Gute fommen; auch begnügt fi, der zu 
gewinnenden Prämien willen, der Gläubiger wohl. mit 
einem’ geringeren Zinsfuße, fo dag auch hierin eine Quelle 
zur Dedung der Gewinnfte liegt. Wird z. B. ein Capi⸗ 
tal von 100fl. in Folge der Verloofung erft nach 20 Zah 
ren mit den rüdftändigen Zinfen zu 4 Proc. heimbezahlt, 
alfo mit 180 im Ganzen, fo erfpart man die 39 fl; auf 
welche die Zinfeszinfen der 2Ojährlichen Zinszahlungen ans 
gemwachfen fein würden (c). Hätte man, wenn keine Prä- 
mien angeordnet wären, 5Proc. geben müffen, fo würs 
den die % Zinszahlungen mit Einrechnung der Zwilchens 
zinfen fogar bis auf 165 fl. anfchwellen, und man behält 
alſo, indem man nur 80 fl. hingiebt, nun 85 fl. übrig, 
die man zu Gemwinnften anwenden kann. Hiebei find, 
wie auch die Vergleihung der wirklich aufgenommenen 
Lotterieanleihen zeigt, fehr vielerlei Werfchiedenheiten im 
den Bahlenbeftimmungen und in ben anderen beigefügten 
Bedingungen möglich, z. B. in ben Zwifchenzeiten zwi⸗ 
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ſchen den Berloofungen (d), der Berbindung mehrerer Zins: 
fuße bei der Auszahlung der» ohne Gewinn herausgefom: 
menen Loofe (e), überhaupt in der Feſtſetzung der, im 
ungünftigften Falle zu erwartenden Verguͤtung (7), in der 
Anzahl, Größe und Bertheilung der Gewinnfte (g), der 
Zeit ihrer Ausbezahlung (Rh), der Länge der Zeit, inner: 
halb deren das ganze Gefchäft beendiget wird (2) u: dgl. 


(a) seine Lotterie ⸗ Anlehen, 1812, 12 Mill. verzinstih (Loofe zu 


(5) 


(c) 


(4) 
(e) 


00 }1.), 6 Mil. unverzinslih. — Badiſches 1820, bei Goll und 
Haber, 5 Mit. fl., in Looſen zu 50 fi., — Deiterr. v. 1820, bei 
Parifh und Rothfchild, 20-800,000 fl. ii 20 fl. $., in Loofen 
zu 100 f., — anderes öfterreih. von 1821 mit. denfelben Häufern, 
373 Mitt. fl. in Loofen zu 250 fl., welhe im Verkehr den Nanıen 
Partialloofe tragen, — Hannov. 1822, bei Berend, 2 Mil. 
rl., Looſe zu 100 und 50 rl. — Großb, heſſ. 1825, bei Rothſchild, 
64 Mill. fl. in 50 fl. Loofen — Polnifhes, 1829 bei Fräntel, 
42 Mill, fl. poln., Loofe zu 300 fl., — Preuß. der ————— 
1832, 12 Mil. rl,, Praͤmienſcheine zu 50 ri., — Oeſterreich. 1834, 
bei Arnftein, Geymüller zc. 25 Mil.f. in Looſen zu 500f. — 
Ruß. poln. v. 1835, bei Fraͤnkel und Epſtein in Warfıhau, 150 
Mil. fl. poln.— Materialbei Feller, Archiv. d. Staatspap., 2.X. 1834. 
Dod kommt fie bei der öfterr. zweiten Anleihe von 1820 vor; die 
Looebefiger erhalten 4 Proc. jährlich vergütet und haben daneben die 
Ausfihtauf Gewinnfte. Schon 1822 wurdejedeim Loofe herausgekom⸗ 
mene DObligation mindeftens mit 300 f. heimbezahlt. 

Eine 2Ojährige Rente von 4 fl. bildet nämlih am Schluß Ddiefes 
Zeitraums ein Capital von 119 fl., ftatt deſſen nur 80 fl. Binfen 
nachbezahlt werden. 
— zweite oͤſterr. Anl.: alle 14 Jahre; ſonſt gewoͤhnlich 
nad I Sabr, 
Preuß. abwechfelnd in dem einen Jahre eine Verlofung mit Prämien, 
wobei die ohne Gewinn berausgefommenen Loofe nur 4 Procent 
nachbezahlt erhalten, dann im folgenden Jahre keine Prämien, fondern 
für alfe verloosten Scheine gleihmaßig die Vergitung des Stammbe- 
trages mit 5 Proc, Binfen von Anfang an; z. B. im J. 1855, alfo 
nad) 23 Jahren, werden 10,600 Looſe gezogen, von denen erhalten 
1 eine Prämie von 90,000 rl. 

2 


1 > ‚000 

2 > 10,000 

“+ » 5,000 

8 » 4,000 

14 » 1,500 

20 » 600 

30 ». 400 

40 » 300 

80 » 150 

100 » 130 

300 » 120 

1000 » 110 
3000 N) 1 


00 
6000 nur den Erfag von 96, 
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di. 50 rthlr ah „Apjährloe„Diplen zu 4 Procs Sur Jahr 
1856 Dagegen Bas: ve 10.800 heine * deren jeder mit 110 
en ‘db. Capital und 24jäprigen MU) re wird u. ſ. f. 
056 nee Indem eriten AO. Ziehungen wurden für einen beträchtlie 
hen. Theil der heraus Ei Loeſe dem Befiser-nur 10 hir: 
und das Loos —— welches in den folgenden ne 
nochmals eingeworfen wurde, Bei — * Anleihen das 
minimum. in den Ben gleich und feigt, A 46 DB. 
öfterr. Anl. dv. 1820, 4 Biehu — —8— 120 der 5ten 
no (100 — * Stamm und 5 Jahreszinfen zu N We) ; fodann 
uf 
Je fpäter die Hauptgewinnſte gemacht werden, deito, mehr gewinnt 
ge ik den Zinſen nA Daher läßt man die Mr Ge⸗ 
winnſte auf die letzten Jahre fallen, was ara ein ein —— 
ſteigendes Intereſſe an der Verlooſung unterhaͤlt; —— aden, größ« 
ter Gewinn 60,000 fi., in der letzten Ziehung, —** Anleihe, > 
1834, größter Gewinn 320,000 f,,welder 3mal,.n aͤmlich in. de 
erften, vorlegten und, legten Biehung, vorfommt,... Preuß. — | 
100,000 reälr.,. in der erften ‚und in der, legten Ziehung zu gewinnen. 
(h} Gewöhntid einige Zeit nach der Verlofung, z.B..3.M rn 
@) ‚Bon der Ausſtellung der ‚Obligationen, die meiſtens ‚Jahre 
‚vor der —* Siehung.g — bis zur letzten Ziehung verfiüchen. 


— 


c 


Jahre, Anleihe, li 
07 > —* A. v. 1820. und‘ 1821. . | 
23 2 badiſch k, E 
25 2 Keubie und polni % EHEN, 
26 >» fterreidhifche. von. 18 I A 
50 ° >». groß 


h. heſſiſche. 
Segterer Zeitraum ift zu lang. Den Capitaliften.ift die mögen, 
ihre Binfen. fo ger&ume Zeit entbehren zu muͤ en, nicht angeneh 
und diefer Uniftand mag, mit dem unter (f) bemerften.dazu.beiger -. 
tragen haben, daß die Looſe Diejes, Anlehens im, den eriten Jahren ı 
wenig beliebt waren, und betraͤchtlich unter 50, ihrem. Nominalk 
trage, verfauft DEREN; ihr, * war A ud: ‚iin Mai, 1826 364, ir 
December 1826 - 363 A... im Jan. 1827 344, im Febr. 1827.36 
und Im März 1829 erſt 483. 1827 wurde der Umtaufd jedes Lot 
fes gegen gleiche Summe in Iptoc. Obligationen oder 4251, in Apro - 
centigen von der Regierung, — 











502. 
Die Berechnung einer folchen Lotterie⸗ Anleihe für die Re: 
gierung pflegt fo zu geichehen: 

1) Man nimmt einen gewiffen Zinsfuß an, nad) welchem bie 
Ausgabe für die Verzinfung gefchehen fol, und. der Bor: 
theil für die Staatscaffe' befteht darin, daß man vermit: 
telft der Verbindung von. Gewinnften mit. der Anleihe die⸗ 
ſelbe um niedrigere Zinfen erlangt, als es außerdem * 
lich fein wuͤrde (a). 

2) Sit die Größe des Capitals. und der ‚Zeitraum: bis zur 
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gaͤnzlichen Abtragung gegeben, ſo entwirft man, wie: bei) 
einer einfachen Anleihe, einen Plan, nach welchem im 
Verlaufe der feſtgeſetzten Zeit durch jährliche Theilzahlun— 
gen das Capital allmählig abgetragen werben foll, wobei 
es fich verfteht, daß immer. zugleich die Jahreszinſen fuͤr 
den noch nicht abgezahlten Theil entrichtet werden müffen. 
So bilden ſich alſo aus Zins und Tilgung” die jährlichen 
Ausgaben der Staatöcaffe, die man nicht, fehr ungleich, 
jedoch gewöhnlih im Fortgange der Zeit anfteigend: be: 
ſtimmt, und wob;i jährlich die Zinfen abnehmen, die Til: 
gungsfumme aber fich: vergrößert (b)- 

3) Ergiebt ſich auf, dieſe Weife die Größe der jährlichen Ver- 
wendung, ſo wird dieſelbe fo vertheilt,, da davon eine 
Anzahl von zu ziehenden Looſen mit dem Stammbetrage 
abgetragen und dazu theils nur, die ruͤckſtaͤndigen Zinſen, 
theils aber Gewinnſte geſchlagen werden, Es. könnte je 
doch die Einrichtung, fo ‚getroffen werden, daß man in ber 
erften Zeit nicht die ganze, nac,.2) treffende Ausgabe 
wirklich. verwendet, fondern. einen. Theil. davon zurüdbe- 
halt, deſſen Zinfen dann für die ſpaͤteren Ziehungen noch 
mit benugt werben koͤnnen. Die, ſaͤmmtlichen ‚Zahlungen 
an die Loosinhaber bis zum Schluffe der. Operation müf: 
fen der. Summe. der jährlichen nad 2) beſtimmten Dota: 
tionen aus, ber Staatscaſſe, allenfalls mit Einvechnung 
der Zinfen aus den übrigbehaltenen Jahresreſten, gleich 
fommen(c). | —— 

— a Rt 
(6) Man könnte: z. B. fürsı Mill, Capital und‘ 5 Proc:: Zinſen ‚folgenden 
Entwurf zu. einer Tilgung. in: 16, Jahren» machen: 


nach dem. Bins ° Tilgung : ganze Jahres. Meft: der 


R Ausgabe Schuld 
1.Jahre 50,000 10,000 60,000 990,000 
2, 49,500 11000 60,500 979,000 
3, 48,950 12,000 60,950 967,000 
4 48,350 14,000 62,350 953,000 
5 47,650 18,000 65,650 935,000 
6,, 46,750:: 24,000: 71,750 910,000 
Te 45,300 32,000 77,900, 878,000 
8 43,900 40,000 83,900 838,000 
9 41,900: 50,000 91,900 788,000 
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(I 3. 3. bei der preuß Anleihe werden in 25 Jahren verausgabt: 
a)  ‚Eapitalabtrag  12-000,020 rtblr. ...... ..... 
Be. Sinfen 10:903,180. » r 
£. (39 ' —A —— — ——— — — 9 

dk 22°903,200 ,» 


und fo hoch belaufen ſich auch die in den 25 Siehungen vorkommen ⸗ 
den Prämien und Ruͤchaͤhlungen. — Bei der ruſſ. poln. Anleihe v. 
1835 ift verordnet, daß in 404 Zahren die Tilgung durch eine jähr- 
ie Zahlung von 7°922,000 fi. bewirkt werden fol. Eine 404jährige 
Mente tilgt zu 44 Proc, ungefähr das 18,fache Sapital, aiſo wird 
zu. diefem Zinsfuße die geborgte Sunme von 150 Mil. fammt den 
Sinſen abgetragen. | Er 
$. 903. * 
Aus vorſtehender Darſtellung der Lotterie⸗Anleihen in ihrer 
gewoͤhnlichen Beſchaffenheit laſſen ſich leicht ihre Wirkungen ab⸗ 
Jeiten. —— at WE 
1) Für die Regierung find fie nicht anders zu betrachten, als 
einfache verzinsliche Anleipen mit einem feften Zilgeplane. 
Ob und in welhem Grade fie vortheilhaft feien, dieß 
ommt auf die Bedingungen an, und wehn man einen 
niedrigen Zinsfuß dabei erlangt, fo find fie unfchädlich, 
nur daß man fich gezwungen ‚fieht, dem Plane gemäß 
auch in folchen Jahren die Tilgung fortzufegen, wo man 
zu dringenden Ausgaben und neuen Schulden den, die 
Zinfen überfteigenden Betrag der’ jährlichen Verwendung 
beffer gebrauchen könnte, Werden die Lotterieanleihen zu 
einer Zelt gefchloffen, wo der Zins, z. B. wegen eines 
Krieges u. dgi., höher fteht, ald man ihn fpäter erwarten 
kann, fo empfindet man ben erheblichen Nachtheil, ſpaͤter⸗ 
hin, - bei- niedrigeren Zinfen, von diefer Veränderung für 
die otterieanleihe keinen Nugen ziehen zu fünnen, weil 
feine Aufkuͤndigung oder Abweichung von dem verfünder 
ten Plane zuläffig ift, weshalb die Loosinhaber. in dem 
fieigenden Curſe ihrer Obligationen einen Gewinn auf 
Koften der Steuerpflichtigen machen. Dieſer Umſtand ift 
in den deutfchen Staaten, welche folche Anleihen unter 
Zugrundlegung eines Zinsfußes von 5 Proc. eingiengen, 
die Urfache namhafter Verlufte geworden, da unterdeß Die 
—— Anleihen auf 34 Proc. herabgeſetzt werden 
onnten. — 
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2) die Entbehrung der jährlichen Zinseinnahme ift für viele 
. Gapitaliften, die von. den Renten eines mäßigen Capita- 
les leben müffen, läftig. Nur fehr reiche, Perfonen koͤn⸗ 
nen fo viele Looſe befigen, daß fie jährlich auf eine Zap: 
lung zu rechnen haben (a). Deßhalb eignen fich die Koofe 
nur für folche Befiger, die nody andere Einkünfte zu be- 
ziehen haben, und aus diefem Grunde dürfte, wenn man 
nicht auf ausländifche Käufer bauen koͤnnte, nur der klei⸗ 
nere Theil der Staatsſchuld auf diefe Weiſe eingerichtet 
werben. | | 
3) Der Looshefiger verliert im fehlimmften Fall nur die 

Zwiſchenzinſen, wird aber ohne Zuthun von feiner Seite 

genöthigt, die Zinfen feined® Stammvermögens überzufpa= 

ren, weil er fie erft beim Herausfommen feines Looſes in 

Maffe einnimmt Erwaͤgt man hiezu die, durch Gewinn: 

fte an einzelne Zoosinhaber gelangenden beträchtlichen Ca— 

pitale, fo fann man den 2otterieanleihen Feine fehr nach: 
theilige Wirkung auf die Volkswirthſchaft zufchreiben. 

Doc fallt ihnen zur Laſt: 

\ a) daß folche große Gewinnfte nicht felten zur Verfchwens 
dung führen und bald zerrinnen; 

b) daß der Sinn für Glüdöfpiele genahrt und zu Unter: 
nehmuugen, bei denen man nicht im Beſitze eines 
Looſes zu fein braucht, Anlaß gegeben wird (5); 

c) daß die Käufer derjenigen Looſe, auf die nur dad mi- 
nimum einer Ziehung fällt, verlieren, weil der Curs 
ber Loofe, der Gewinnshoffnung wegen in der Regel 
höher ift, al3 dad minimum (c). 


(a) Nebenius, © 346, 


() Dahin gehört 1) das Mietben eines Looſes für eine einzelne Ziehung 
un die in derfeiben viceiht auf jenes fallenden Gemwinnfte zu be» 
ziehen, Heuergefhäft, 2) das Kaufen einer Promeile, d. h. des 
fhriftlihen Berfprehens von einen Unternehmer dieſes Spiels, daß 
er den, in der nächften Ziehung auf ein benanntes Loos treffenden 
Gewinn bezablen wolle, Promeffengefhäft. Dick ift unficherer, 
wenn man den Ausfteller der Promefle. nicht als zuverläffig ertennt, 
weil man feine Gewißbeit bat, daß er die Loofe, für die er Promef- 
en eneReR, nur felbft befigt. Ueber beide Geſchaͤfte ſ. Bender, 

. 451 


(ce) Beif pi ele: 1) Curs der bad. Koofe am 23. Nor. 1936 ju Franf- 
furt 943. Minimum in der Biehung von Nov, 1836 ift 50 Eapitat 
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und 16jährige Binfe zu 4 Prot., alfo zufammen 82, Man bezaftt 


* jenem Curſe 10ñ. darüber. up 
ns eig 100. Koofe, Cuts an obigen Tage 219. Min. in der 
Flehung von 183€ iſt 180, in der von 1837 aber 185. \ 
3) Defterr. Partiallooſe, Curs 1383 Proc., alſo gilt dag ar von 
250 A. 340fl., welches weniger it, als das min. der naͤchſten Zie- 
bung iin Yan, 1838, nämlich 355. Hier findet alfo Eine Ausnahme 


ſtatt. “N 
4) Defterr. 500 fl, Looſe (von 1834), Curs 1144 Proc. oder ein 
2008 5714. Nächftes min. 580. . 

5) ß. Prämienfcheine, Curs 63 rthlr,, naͤchſtes min. ‚60 rthlr. 
6) Poln. 300f. Looſe, Eurs 65 rihir, preuß., den rthlr. zu 6fl. 
polniſch, alfo 390 fl,, min. der naͤchſten Bichung 396 (im "Sept. ftan« 
den fie zu 714). 

7) Darmft. Loofe, Eurs 625. Min. der naͤchſten Ziehung im Sul. 
1837, 73f., alfo ebenfalls wohlfeiler. 

Um den Befiger eines Loofes vor dem Verluſt zu bewähren, der 
ihm aus dem Herausfonmmen mit dem min, erwaͤchſt, bat, man be 
fondere Berfiherungen für ſolche Loofe unternommen, eine Erfindung 
von W. 3. Wertbeimber in Sranff,, f.Bender, ©.319. 

Im Intereſſe des Käufers, der ein Loos gerade nad) feinem Werthe 
bezahlen will, find Berechnungen diefes Werthes für einen gegebenen 
Seitpunet näglih. Sie werden fo angeftellt: Man legt tinen gewiſ⸗ 
fen Binsfuß zu Grunde, ſucht nach demfelben den Werth aller , in 
Semäßbeit des Siehungsplanes von dem angenommenen Seitpuncte 
In nody bevorftehenden Zahlungen und dividirt diefe Summe dur 
die Anzahl der noch nicht herausgekommenen Looſe. Auf diefen We⸗ 
ge hat man z. B. ansgemittelt 


Werth im Bad. Looſe. Poln. Looſe, in preuß. rtblr, 
Jahre zu 4 Proc. zu 5Prot. zu 4Proc zu 5Pre. 
1856 85,66 81,®° 64,8 I Moda 

37 ‚88,** 84,73 66,3 61,5% 

38 ‚90,88 87,59 68,72 63,7: 

39 93,62 90,79 70,79 65,°® 

40 96,*? 94, 72,93 68,2? 

41 9, 97,9 75,3 70,°3 

42 103,2°. 401,6: 77,58 73,:%.05, 
43 106,6 105,?? 80 75,3 Ar 


F — 
f. Bader, Das ruſſ. poln. Anleihen, Leipzig, 1829. Deſſen Ue⸗ 
berfichtstabellen des Capitalwerths aller .... Staatslott. » 
1 Bog. Fol. 1834, — Bernoulli, Beiträge, S.69 ff. — Felle, 
©. 9. 193, — 


$. 504. TER 
Nach der Betrachtung der manchfaltigen Arten von Siaats 
schulden in Hinſicht auf die bei ihnen vorfommenden Rechtöver: 
hältniffe find noch verfchiedene Außere Einrichtungen darzuſte 
len, die zur wirklichen Abfehliegung und Vollziehung der Ans 
leihen gehören. Was die erftern betrifft, fo bieten fich madhfte: 
hende Wege dar, eine Anleihe zu Stande zu bringen (@); 
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4) Man geftattet den einzelnen Gapitaliften‘, welche an der 
Anleihe Theil nehmen wollen, ſich deßhalb zu unterzeich⸗ 
nen und die Größe der Summe, die jeder von ihnen in 
Staatöobligationen anlegen will, anzugeben.‘ Der zuge: 
ficherte Zinsfuß muß ſchon vorher zur Öffentlichen Kennt: 
niß gebracht fein, und man muß in ber Verkündigung 
derſelben behutfam zu Werke gehen, um fie fo zu ftellen, 
daß fie einladend genug find. Bei hohem Credite und einem 
für die Verhältniffe eines Staates verhältnigmäßig nicht 
großen Antehen (6) ift diefe Methode ſehr zwedmaͤßig, 
weil die Capitaliſten die Vortheile, die ſonſt einem an die 
Spitze tretenden Banquier bewilligt werden muͤſſen, nun 
ſelbſt genießen. Werden groͤßere Summen angeboten, als 
man braucht, ſo wird entweder von jedem Unterzeichner 
nur ein Theil des Betrages, den er angab, angenommen, 
oder die Zeit der Anmeldung zur Entſcheidung uͤber den 
Vorzug gebraucht. 

2), Sie wird im Ganzen‘, durch einen einzigen Contract, ab= 
gefchloffen, fo daß ein einzelner Unternehmer oder mehrere 
mit einander in Verbindung getrefene die ganze Summe 
an den Staat bezahlen und als Vermittler zwifchen dem* 
felben und den zahlreichen Gapitaliften auftreten. 


Eine beträchtliche Anleihe muß, weil es fonft an Geld zur 
Bezahlung fehlen Fünnte, in mehrere nach einander an beſtimmten 
Terminen, „abzuliefernde Theilſummen zerlegt werben. Der Un: 
ternehmer der Anleihe, wenn er etwa aus eigenen Mitteln den 
erften Theilbetrag an den Staat bezahlt hat, pflegt ſich durd) 
den Verkauf der dafür ‚erhaltenen Obligationen fogleich weitere 
Mittel zur naͤchſten Zahlung zu verichaffen u. ſ- f. Oft ift er 
im Stande, alle Obligationen abzufegen und ſich jo von aller 
materiellen. Theilnahme zurüd zu ziehen, doch muß er bei aus: 
ländifchen Anleihen fortwährend die Beſitzer der Obligationen, 
für die es ſonſt feinen Vereinigungspunct gäbe,.in. ihren Interef: 
fen vertreten... Bei einfachen ‚Anleihen ohne. höheren Nennbetrag 
liegt der Nugen für den Unternehmer gewöhnlich in einer beſon⸗ 
deren Vergütung (Provifion); bei anderen Anleihen ſucht er 
durch den Verkauf der Obligationen um einen höheren Preis, 


als den er für fie bezahlte, zu gewinnen, und man hat oft bie 
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Curſe zum: Nachtheile der Käufer - durch mancherlei Vorſpiege⸗ 

lungen tünftlich in die Höhe treiben fehen (ec): 

(a) Mebenius, ©.3%6. 

(5) Es giebt mehrere Veifpiele von Anleihen, bei denen ‚man, in mißli- 
den Lagen, die vaterländifhe Gefinnung der Wohlhabenden aufgeru- 
"fen bat, um den Staat mit Darleiden zu unterftügen. — Rom im- 
3.542, (u. c,), jur Unsrüftung der Flotte, auf Antrag des Conſuls 
M. Val. Laevinus, Liv. XXV1,32.— In London fam, ald man ver- 
nahm, daß eine Smwangsanleihe beabfihtigt worben ſey, vom 1, Dec. 
1796 bis zum 5, Mittags die Unterzeichnung für eine Anleihe von 18 
Mil, Pfd, zu Stande, loyaltyloan.— Pret national in Srantreich, 
nad Gef. v. 21. April 1831, in 5Proc., brachte 21-422,400 $r. ein. 

Ce) Namentlich bei den öfterreich. Lotterieanleihen von 1820 und 1821. 
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Die Webereinkunft über die Anleihe kann herbeigeführt wer: 
den: 

1) durch Unterhandlungen mit einem einzigen Banquier ober 
einer Vereinigung mehrerer, ohne Deffentlichkeit, obſchon 
man wohlthut, auf mehreren Seiten Erfundigungen einzu: 
ziehen, um fich nicht völlig in die Hände des einzigen 
Pacifcenten zu begeben; 
durch offenes Mitwerben, indem man den Umfang und 
einen Theil der Bedingungen der beabfichtigten Anleihe 
befannt macht, die Banquierd zur Uebergabe fchriftlicher 
Anerbietungen (Submiffionen), mit beizufügender Buͤrg⸗ 
ſchaft in Staatspapieren, auffordert und fodann bei ber 
Eröffnung der eingelaufenen Erklärungen demjenigen bie 
Anleihe zufchlägt, deffen Anträge für die Staatscaffe die 
vortheilhaftelten find, der z. B. bie wenigften Zinſen for« 
dert, oder die größte baare Summe für einen ge 
Nernbetrag bietet u. dgl. Dies in England un gan 
reich übliche Verfahren hat den Vorzug der Deffentlichkei 
und liefert den Beweis, dag man unter den günffigiten 
in einem gewiffen Augenblicke zu erlangenden Bebingun: 
gen borgt, aber es feßt voraus, dag man ſchon eines ges 
wiffen Gredits ficher fey, um mehrfeitige annehmbare An- 
erbietüngen erwarten zu Tonnen, und ift auch nur da aus⸗ 
fuͤhrbar, wo es mehrere reiche Banquierd giebt, auf beren 
' Mitwerben man bauen kann. Unter fehiwierigen Be 

niffen ober in Hleineren ändern ift es ficherer, ben erſte⸗ 


2 


— 
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ren, Weg: einzufchlagen, bei dem man ebenfalls |. 
fen die Concurrenz benugen Tann. 


$. 506. 


Die Staatsobligationen,, stocks (a), wurden fonft ſo wie 
die Schuldbriefe eines Privatmannes eingerichtet, ſo daß ſie den 
Namen des Glaͤubigers enthielten, fuͤr den ſie ausgeſtellt wur⸗ 
den. Hievon iſt man neuerlich groͤßtentheils abgegangen und 
hat die Obligationen ſo abgefaßt, daß, wie bei dem Papier- 
gelde, jeder Beſitzer ſogleich als Eigenthuͤmer gelten kann, weil 
fi ie feinen Namen anzeigen und deshalb fein Beweis. der gehoͤ⸗ 
rig erfolgten Abtretung nöthig ift. Solche Schulbbriefe auf den 

‚Snhaber (au porteur) haben _ 

1) für die Regierung unmittelbar den Vortheil, daß bie bes 
ſchwerliche Buchführung über bie Eigenthümer jeder Obli- 
gation und den Uebergang derfelben in andere Hände ganz 
befeitigt wird; 

2) für den jebeömaligen Eigenthümer den Nuben, daß fie 
leichter zu verfaufen find, weil man von den Förmlichkei- 
ten des Anmeldens bei der Staatsbehörbe völlig befreit iſt. 

Die fogenannten Infcriptionen, d. h. Eintragungen in 
dad Schuldverzeihniß, die bei einer Veräußerung jedesmal ei» 
ner Umfchreibung und einer neuen Ausfertigung der Befcheini- 
gung für den Käufer bedürfen, find bei übrigens gleichen Um: 
ftänden minder beliebt, ald die auf den Inhaber geftellten ; die 
Mühe und Ausgabe bei der Webertragung an einen anderen Ei: 
genthümer ift, wenn der Verkauf im Auslande geichieht, noch 
größer, und folche Snferiptionen verbreiten ſich daher nicht fo 
leicht und weit, ald Obligationen der anderen Art (6). Man 
hat zwar die Erfchwerung der Webertragung durch eine Forms 
lichkeit darum für zuträglich erachtet, weil diefelbe mehr. von ben 
Speculanten in Staatöpapieren gefcheut wird, ald von dem Gas 
pitaliften, der die Stocks kauft, um daraus fortwährend Zinfen 
zu beziehen, und weil der Handel mit Stods, um aus dem 

Wechſel der Eurfe zu ziehen, Feine Erleichterung verdient. Nun 
ift allerdings dieſer, vielfältig mit Leidenfchaft getriebene, viele 
Menfchen zu Grunde richtende Handel und die Menge. von Ges 
fhäften, die fih an den wirklichen Einkauf u a ans 


Rau polit, Oeckon. Ir Bd. 2, Abth. 
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jchließen,, aber den Wetten und: Gtüdöfpielen näher verwandt 
find, eine bedauernswerthe Folge des heutigen Schuldenmwefens, 
die fo lange Nachrung findet, ald es noch Staaten giebt, in 
denen innere Bewegungen oder aͤußere Gefahren den Eurs ber 
Staatöpapiere einem häufigen Mechfel unterwerfen, I, $..440, 
441. Da jedoch bei dem Umſatze der Stods die verichiedenen 
Zwede der Käufer unkenntlih untereinander gemifcht find, fo 
ift es nicht rathſam, alle Gefchäfte ohne Unterfchied zu erſchwe— 
ren, wobei der Curs einer Art von Papieren und die Nei— 
gung der Gapitaliften zum Ankaufe derfelben doch immer einiger: 
maaßen vetringert, werden koͤnnte. Die Unternehmer. einer Ans 
leihe ziehen des, leichteren Abfages wegen die Obligationen auf 
den Inhaber entfchieden vor. Staatöobligationen, deren Curs 
aus materiellen Gründen hoch und fejt fteht, find, wenn fie 
gleich dieſe Beweglichkeit im Umſatze haben, doch fein reitzender 
Gegenftand_für die Stodshändler und, pflegen größtentheil3 in 
fefter Hand zu bleiben. Er 


(a) Dierk englifchye Wort von deutfcher Abftammung verdiente feiner Kürze 
willen im Deutfchen öfter gebraucht zu werden, da es auch ju Zu» 
mmenſetzungen ſehr geeignet ift; Stodsbandel, Stedbörfe, Stod- 
tfiker (stöcks trade, -bourse, -holder etc.). | 
c) ſſebenius, ©. 412, 533, Die franzöfifchen Renten find ſolche 
- Dnferiptionen, bei denen die dem Gläubiger eingehäudigte Urkunde, 
nur cine Abibrift des Eintrages in dem „großem Buche“ der Staats» 
ſchuld iſt Felter, Ardiv der Staatsp. S.61..— Bieibtreu, 
Lehrbuch der Handeiswiſſ. S. 320.— Nach der Ordon v. 29, Aprik 
1831 ſollen auch Renten auf den Inhaber ausgesehen werden, wenn 
die Inhaber der inseriptions des rentes nominätives die Um 2 
ſchung begehren; ausgenommen find die aus irgend einer Hefe j 
Urſache unbeweglichen Renten , z. B. der Eautionen, Majeraie, öfr 
fentlichen und religiefen Anftalten, Penfionscaffen, P —— N 
— Ruf ſogenannte Inferiptiunen zju 5 md 6 Proc, verjinse 
ich, derem Verkauf durch eine; ſchriftliche, inn Auslande von ne 
ruffiſchen Confut beglaubigte Eeffion auf der Müdfeite Indoffi. 
rung) geſchehen fann. Eertificare werden in Rußland diejeni 
gen Abſchriften vom Inferiptionen genannt, welche it ged \ 
Zins ſcheinen (coupons) verfehben find und deren Zinſen man. * 
die, 


9— 


im Auslande, namentlich in Amſterdam und Hamburg erheben 
— Negpelitamiſche Zaſctiptionen, ein Theil derſelben iſt durch die 
vom Haufe Falgo neit u. Comp veranſtalteten, auf den Inhaber; 
‚Lautenden Abfchriften (Certificate) leihtbeweglid gemacht, — Eim- 
Spider hankiöd. landſchaftlichen Obligationen ftcht auf Ramen— 
Ein, Bersbeil- der- Inferiptionen ift noch, das man genau weiß, im 
weiten Beſitz die Staatsobligationen ſich jeden Augenblick befinden 
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jue Beurtheilung mandyer Operationen von Mugen if, 
J riet 
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| 3 Abtheilung. | 
Verwaltung der Staatsfchulden. 


— —— — — 


1. Hauptſtuͤck. 
Vorbereitende Maaßregeln. 
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Die Verwaltung der Staatsfchulden baeut alle 
die, durch das Vorhandenſein derſelben nothwendig werdenden, 
die leichteſte und beſte Erfüllung der übernommenen Rerbind:' 
lichkeiten bezweckenden Geichäfte. Die Höhe der Schuld in vie. 
len Staaten hat dad Bebürfnig eines geregelten Ganges in 
den, auf diefen Gegenftand fich beziehenden Verrichtungen leb— 
haft fühlbar gemacht und der große Nügen einer feften Ordnun 
ift durch die Erfahrung in helles Licht gefeßt worden. Als da 
erfte vorbereitende ift die Richtigftellung, Liquidirung der 
Staatöfhuld anzufehen, d. h. die Unterfuchung aller einzelnen 
Forderungen an ben Staat nad) ihrem Betrage, ihren Bebin- 
gungen und ihrer Nechtögültigkeit, und eine Zufammenftelung 
des ganzen Schuldenftandes, allenfalls mit Unterfcheivung von 
Glaffen: und Unterabtheilungen. Wenn man den Staatshauds 
halt aus einem yerworrenen Zuftande in einen wohlgeorbneten 
binüberzuführen und namentlich mit vielen Rüdftänden ($. 486) 
zu thun bat, fo muß man beim Schuldenwefen mit diefer Bor: 
arbeit beginnen, um die Größe der Schuld erft genau kennen zu 
lernen und folche Anfprüche zurüd zu weifen, die vielleicht nicht 
rechtlich begründet find und deren Prüfung man nur im Drange 
fehwieriger Verhältniffe hatte verfchieben müffen. Diefe Unter 
fuhung fol jedoch nicht in eine willtührliche Verkürzung der 
Staatögläubiger ausarten, fondern vielmehr mit gewifjenhafter 
Beachtung aller Rechte vor fich gehen, fo daß jedem die Gele 
genheit offen bleibt, feine Forderungen auf gerichtlichen Wege 
geltend zu machen. Nach der Beendigung ——— Gyeſchaͤftes koͤn⸗ 

—2* 
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nen den Staatögläubigern Schuldbriefe gleicher Art zugeftellt 
werden. Aehnliche Liquidationen kommen auch im Fortgange 
der Schuldverwaltung vor, ‚fo .oft die Schuld durch Entihädi- 
gungen und Uebernahme beftehender Berbindlichkeiten auf die 
Staatscaffe: vergrößert "wird. Iſt die Einverleibung einer Art 
von alten oder neuen Forderungen in die Staatsſchuld geſetzlich 
ausgefprochen, jo muß zuerft die Größe dieſes Zuwachſes in 
Gemäßheit der Gefege genau audgemittelt werden, bevor man 
zur Aushändigung von Obligationen jchreiten kann. Die Ver: 
waltung wird fehr erleichtert, wenn in. einem Staate nur eine 
einzige Art von Schulden und Obligationen vorkommt (a). Sn 
den Staaten, die eine beträchtliche Schuld haben, findet fich 
diefe Vereinfahung nicht, vielmehr trifft man mehrere, aus ver- 


fchiebenen Zeitpuncten und Anlehensoperationen perrihrende, nach 
nde 
* 


Zinsfuß und anderen Bedingungen von einander Ab *8 de 
Schulden neben einander. Das gleichzeitige Beſtehen vie ot 
cher Schulbrheile.ift, eine zweclloſe Beſchwerde, und die Bufam, 
menziehung in wenige Hauptmaffen rathſam, aber die völlige 
Berfhmelzung in eine einzige Art wird bald durch die zugeficher- 
ten Rechte einer Claffe von Gläubigern, bald durch bie eficht 
auf bie verfciebenen Wunſche und Zwede derfelben und ihr Ab- 
neigung, vor. einer Veränderung, verhindert (6).  _ Ar 


vun I 


Die Schuld vieler deutſchen Staaten ift aud) nad) der Herftellung Des 
7 Salsa beträchtlich gewachſen. Dieß ift — 3 





merung, weil es berruͤhrt 1) von übernommenen Provincial» u 
Bezirkefhulden auf den ganzen Staat, 2) von der Slanidirung 38 
vorhandener Forderungen und der Beendigung von Rechtsftreiti I 
über.die Verteilung älterer Schulden unter, aehrere Staaten, 3) von 
neuen Entfhädigungen für, Einfünfte, die ein Theil der Staatsbür« 
ger zu Gunften eines amderen Theile und der Volkswir A 
Allgemeinen aufgeben muß, z. B. gutsherrliche Rechte, Lribeigenfchafrs-, 
gefaͤlle u. dgl. N 7 
(0) Beifpiele. Württemberg bat jegt nur eine Art Obligationen zu 
34 Proc. verzinslid. i RE 
. Ihr Betrag war am 30. uni 1832: 27°290,000 5, che 
— am 30., Juni 1836: 26792054 fl. SIE IT» 
Die preuf. Staarsfhuld am 1. Jan. 1833 (Staats zeitung 
4834 Nr. 199), wird fo angegeben: | 1 BE 
A. im Auslande (3 Unteihen) 25°277,144 rihlr, - 
B. in Inlande, 1. 370 ie ne 
1. Eentralfchuld R — 
a) alte rmattiſche Sandfhaftsohligano 
nen, zu #'Proc. 1779,183 — 5. 


\ 
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£ b) en an der kurmärfifcjen Krieger r 
2785, 970 rtblr, 


c) anei an der neumaͤrtiſchen Kriegs · 


ſchuld 515118 — 

d) Staatsſchuldſcheine, 4Proc. 114-970,635 — 

e) Domänenpfandbriefe PH — 
Tina —* Provincialſchuld 182,716 — 
C, Caſſenanweiſungen = 11242,347 — 


— — ⸗ rtblr, 
Hiebei ſind zu ergaͤnzen: 1) die 6 Mill, rthlr. Eaffenanweifungen, ‚die 
ſchon 1827 gegen Einziehung von gleiher Summe in Schuldfcheinen 
— so binzufamen und die demnach unter 1,d begriffen find, 2) die neue 
Berdopplung diefer Unweifungen, f. 5.489 02); 3) das "Guthaben. der 
Scebandlung an den Staat von 12 Mill, rtblr. aus Vorſchuͤſſen zum 
—— wofuͤr vom Anftalt die Prämienanleihe in gleicher 
umme unternahm, f. $. 501. 
Baden, Stand am lesten Mai 1835. Die Schuld ift, weil fie 
mancherlei ⁊ Theile hat, und bei mehreren derſelben auch wieder $or- 
derungen des Staats (Activa) vorkommen, wicht ganz leicht zw über- 


feben. 


I. Schulden des Staates. 

1. Meft des Lotterieanichens v. 1808 1 ‚356 A. 
2. Gol und Haberfches Lorteficantehen von 1820 5:043,209 — 
3. Reft der Rentenfcheine von 4 u. 4Proc. 138, 300 — 
4, Rentenſcheine zu’ 34 Proc, j 3°564,594 — 


5, Beſondere Schuldpoften, bei denen zum Theil 
der Zins nicht herabgeſetzt werden konnte 
*  Paffiv» Eapitalbuch) 261,381 — 
6. Lehenſchulden, mworunter 4 Mill. unauffünd« 
bare Schuld an den ehemaligen Reichspofts Ä 
meifter | 872,261 — 
7; Cautionen 300,218 — 
8. Guthaben der MititärsEinftandegeldercafie, die 
man der Schuldentilgungs - Eafle zur Verwal⸗ 
tung überfragen bat, die jedoch ein wenigftens 
gleiches Vermögen mitgebracht hat, fo daß 
dieß eigentlich nur ein durchlaufender Poften ift 675,802 — 
9, Schulden auf laufende Rechnung CEontocor« 
rent) nad) Abzug der Forderungen gleicher 


Art 1771,695 — 
10) Eutſchaͤdigungs - Neſerve · Conto Ceine ebenfalls 

dieſer Caſſe uͤbergebene Summe, deren Betrag 

noch in ihrem Beſitze iſt) 320,394 — 
‚11) Kleine Schuldrejte 2,702 — 


12-951,918 |. 
a 1. Guthaben des Staats. 


A Poften im Activ⸗Capitalbuch 239,713 fi, 

2. Ausftehende Refte und ſchuldige ** an⸗ 
derer Staaten 80,70 — 
3. Baar 495,384 — 
"815,837 — 


alfo bleib reine Schuld '12°136,080 fl. 


Hiebet find 1) noch abzuziehen 1°625,145 fl., welche unter den, 2 
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Schulden auf Eontecorsent fanden ,_ aber der Staatscaſſe gehörten 
und als Ueberſchuͤſſe im 3.1835 der Schuldentilgungscaffe ganz über- 
wiefen murden, 2) dagegen die 12°031,819 fi. noch zu bemerfen, 
weldye aus Domainenverfauf und Wblöfungen zur Schuldentilgung 
verwendet wurden und in den Rechnungen als eine Schuld an den 
Srundftod, d.b. an das Domanialvermögen, aufgeführt werden. 
Mit Einſchluß diefes Betrages und ohne Ubzug der in Nr.'1 bemerk⸗ 
ten Summe würde die Schuld zu 24167,899 A, erfcheinen- 


4. 508, 


Eine andere, zur guten Anordnung be3 Schuldenweiens 
nothwendige Maaßregel ift die Errichtung einer befonderen Gaffe 
und. einer derſelben vorgefegten Behörde, welcher die ganze 
Schuldverwaltung übertragen wird (a). Eine folhe Amort i⸗ 
ſations- oder Schuldentilgungsdcaffe, wie man fie ges 
mwöhnlich nach einem Theile ihrer Beſtimmung nennt, muß ihre 
gewiffen zugewiefenen Einnahmen erhalten, die ihr aus der 
Staatöcaffe zugetheilt werden oder auch aus eigenem werbendem 
Bermögen fliegen, dagegen follten dieſe ausgefchiedenen Einkünfte 
bloß für die Schuld, nicht für andere Staatsverwaltungszwecke 
ausgegeben werden, weil eine WBermifchung verfchiedenartiger 
Ausgaben leicht Stodungen in die Zahlungen an die Staats 
gläubiger veranlaffen könnte, was dem Staatseredite fehr nach: 
theilig wäre. Die Gründung einer Caſſe diefer Art ift alfo nicht 
blos der Einheit und Ordnung in der Schuldeermwaltung willen, 
zur guten Ueberficht des jedesmaligen Schuldenftandes und zur 
Wahl der zwedimäßigften Mittel ihrer Behandlung und Vermin⸗ 
derung, fondern auch darum 'nöthig, weil fie ein Pfand des 
ernftlichen Willend der Regierung. ift, alle eingegangenen Ber: 
bindlichkeiten auf das Puͤnktlichſte zu erfüllen «(d).. Dieſer Caſſe 
werben auch diejenigen ausftehenden Zinsforderungen (Acriven) 
zugetheilt, die man, wo kein beſonderer Grund im Wege ſteht, 
zur Vereinfachung der Gefchäfte, allmälig auffündigen und zur 
Verminderung der Schuld verwenden follte. Die jährliche Auss 
flaftung (Dotation) der Schuldverwaltungd: Gaffe aus der 
Staatscaſſe muß, in Gemäßheit des Boranfchlages, . unfehlbar 
ausbezahlt werden, es wäre denn, daß man, wegen vermehrter 
Staatöbebürfniffe, bei dem zur Schuldabtragung beftimmten 
Theile eine Abänderung des Etatöbefchluffes nöthig fände. Man 
hat. oft, um dad Vertrauen zu der Schuldverwaltung zu erbö: 
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ben, gewifle, beſonders ſichere Staatseinkuͤnfte dazu beftimmt, 
daß aus ihnen die Ausftattung der Schuldentilgungscaſſe her 
genommen werden follte(c). Dieß könnte nur dann eine größere 
Sicherheit gewähren, wenn die beftimmten Summen, ohne durch 
die Haupt Staatscaffe zu laufen, ſogleich von den befonderen 
Gaffen des benannten Einnahmszweiges in die Amortifationdcaffe 
abgegeben. würden; aber dieſe Vorkehrung iſt bei. einer guten 
Ordnung im Finanzwefen unnoͤthig, und in einem zerruͤtteten 
Zuſtande dennoch nicht zuceichend, die Befolgung des aufgeftell: 
ten Planes zu verbuͤrgen. Wirkſamer iſt es, die Vorgeſetzten 
der Schuldverwaltung für die Beobachtung der geſetzlichen Vor⸗ 
fchriften verantwortlich zu machen (de nn. on vn 


in are 


(a) H Großbritannien werden diefe Gefhäfte von der ‚Londoner Bank 

eforgt. 

(6) Die franzoͤſiſche Amortifationscaffe trat am 1. Juni 1816 in Wirkſam⸗ 
feit, die öfterreichifche wurde durch das Patent von 22, Jan, 1817 
gegründet und am 1. Februar deil. Jahres eröffnet, die baierifche den 
1. Oft. 1811; die badifche ift ſchon durch das Gef, v. 31. Aug. 1808 
errichtet ; neues Gef. v. 31. Dechr. 1831, 

co) In Baiern ift der, ſchon feit früherer Zeit zur Verzinſung der Schuls 
den beitimmte Malzauffchlag auch jegt noch diefer Verwendung ge 
widmet, mit dem Vorbehalte einer Ergänzung; Finanz. Gef. v. 28, 
Der, 1831 {.3. — Baden, Fin. Gef. v. 1835, 8. 63 Die reinen 
Kevenuen der Forft», Salinen», Berg: und Huͤttenverwaltung bis 
zu einem DBetrage von resp. 1”145,970 und 1°153,934 fl. für jedes 
Jahr, während der Reinertrag jener Einfünfte auf 1°359,000 fl. an- 


geſchlagen iſt. 


cd) Angef. bad. Geſetz v. 1831. Die Detation der Amortiſations ·Caſſe 


muß vor allen anderen Ausgaben von der Staatscaffe abgeliefert wer⸗ 
den. Der Director der Amortifationscaffe muß gegen Zahlungsan⸗ 
weifungen des Finanzminifters, welche ihm ungefeglich oder na thei⸗ 
lig ſcheinen, proteftiren. Der ſtaͤndiſche Ausſchuß pruͤft jaͤhrlich die 
Rechnung dieſer Caſſe. er ' 


2. Hauptſtück. 
Verzinfung der Staatsſchulden. 


$. 509, 


Sind die, zur Verzinfung erforderlihen Summen für jedes | 


Fahr ausgemittelt und der Schuldverwaltung ald Theil ihrer 


Austattung zugewiefen, fo ift die wirkliche fortlaufende Ausbe— 


„" 
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zablung ein leichtes: Geſchaͤft, bei welchem nur Weniges bemwit 
au werden braudht. 
1) Zur Befchleunigung des Geldumlaufes ift es bienlich, wenn 
die Binszahlungen zu verfchiebenen Zeiten im Jahre ges 
ſchehen, welches man im geringerem Grade durch halbe 
jährige: Zinsentrichtung, volftändiger aber fo bewirken 
kann, daß bie Obligationen von verfchiedenem Datum find 
und folglich verjchiedene Verzinfungstermine haben. rei: 
‚lich ift dieß für die Berechnung wieder etwas läftiger. 
2 Es gereicht ſehr zur Bequemlichkeit der Stocksbeſitzer, wenn 
ſie die Zinszahlung nicht allein bei der Schuldentilgungs- 
ee in der Hauptitadt ded Landes, fondern auch bei je 
der öffentlichen Caſſe erlangen können. Dies läßt fich leicht 
auöführen, indem diefe Caffen die eingelösten Zinsquittuns 
gen bei ihren Ablieferungen an höhere Caſſen flatt baar 
einfendben und die Hauptſtaatscaſſe diefelben fodann ber 
Amortiſationscaſſe bei ihrer Ausftattung mit anrechnet (a). 
3) Zur Verhütung von Betrügereien bat man die gebrudten 
‚Binsquiftungen, Coupons (6), allgemein eingeführt. Mit 
* ‚jeder Obligation wird ein Vorrath folcher Quittungen auf 
X eine gewiſſe Zahl von Jahren ausgegeben, jede mit der 
Nummer der Obligation und dem Tage, an dem fie fäl 
5 Dig ift, verfehen, fo daß nie 2 Quittungen ganz gleich: 
E lautend find und jede ohne einen fchriftlichen Beiſatz bei 
ber Erhebung der Zinfen abgeliefert werden fann., Sind 
diefe Coupond zu Ende, fo muß man fi einen neuen 
Vorrath auf die folgenden Jahre einhändigen laffen, wozu 
entweder die Vorlegung der Obligationen felbft, ober eines 
auf diefelben hinmeifenden mit ihnen zugleich ausgegebe: 
nen Legitimationsſcheines (talon) erforderlich ift. 


(a) Mandye Staatsobligationen find fogar in ausländifhen Handelsftäd« 
ten verzinslid gemacht worden, 

(5) Bon couper, weil mehrere auf einem Bogen zufammenftehen und 
zur Berfallzeit immer der nächite abgefchnitten wird, 


$. 910, 
Die wichtigfte, auf die Zindzahlung ſich beziehende Maaß— 
regel ift. die durch die allgemeine Erniedrigung des Zindfußes 
möglih gemahte Herabfegung, Reduction der Zins 
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fen (a). Sie bringt eine große Erfparnig an den jährlichen 
Ausgaben zu Wege, die man am natürlichften zur fchnelleren 
Abzahlung der Schulden benugen kann und die in jedem Falle 
(unter Voransfegung einer befonnenen Regierung) entweder den 
Steuerpflichtigen oder den, durch Staatsausgaben unterhaltenen 
öffentlichen Anftalten zu Gute kommt (d). Diele Zinsherabfe: 
ung ift bei denjenigen Schulden, in Anfehung deren die Re: 
gierung zur Kündigung befugt ift, ohne Verlegung der den 
Gläubigern  zugeficherten Rechte möglich, wenn man jenen bie 
freie Wahl anbietet, ob fie ihre Forderungen nach Verlauf einer 
beftimmten Zeit, 3. B. eined Vierteljahres, zuruͤckbezahlt em: 
pfangen, oder fie für niedrigeren Zins ftehen laffen wollen. Auch 
enthält diefe Maaßregel nichts Unbilliges, wenn fie nur eine Be 
nugung der, von ſelbſt fich geftaltenden volkswirthſchaftlichen 
Berhältniffe, der angehäuften Gapitale, der zunehmenden Schwie: 
tigkeit ihrer Anlegung und der Nothwendigkeit, fich mit einem 
niedrigeren Binsfuße zu begnügen, fowie des mehr: und mehr 
befeftigten Staatscredites if. Der ſteigende Curs der Staatd- 
papiere, insbefondere die Weberfchreitung des Pari durch die— 
jenigen, welche die höchften Zinfen tragen, giebt eine Vermu⸗ 
thung, daß die Herabfesung ausführbar fey, und da aus dem 
oben angegebenen Grunde der Eurd in der Regel nicht weit über 
Pari fleigt ($. 495. &), fo braucht man nicht etwa zu erwar: 
ten, daß Sprocentige Obligationen auf 125 fommen, um eine 
Herabfegung um 1 oder + Proc. zu unternehmen. In den letz⸗ 
ten beiden Decennien ift es vielen Regierungen möglich gewor⸗ 
den, ihre Schulden von 5 bis auf 34 Procent herabzufegen (c), 
und während vorher Privatperfonen auf gute Hypothefen billis 
ger geliehen erhalten konnten, ald die Regierungen, fo ift es 
jest, wenigftend in Staaten, deren Credit unerfchüttert geblie— 
ben ift, umgefehrt, 4, 8.226. Hat man Schuldbriefe von ver: 
ſchiedenem Zinsfuße, fo muß. natürlich mit der Herabfesung der 
höchften der Anfang gemacht werden, fo daß z.B. zuerft die 6 
Proc, fodann die 5 Proc. an die Reihe kommen uf. f. 


(a) S. verrügfi Nebenius, S.297 — 309. — Bernoulli, Beitr. 
(b) In Holland ‚ 1655, und im SKirchenftaate, 1685, lieferten ſolche 


Binsreductionen die Mittel zur almähligen Verminderung der Schule 
den. Smith, III, 377. In England wurde die erfte Reduction 
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And 3, 1699 ‚vorgenommen, von-6 aufs P Pebrer J, 195, 
aſſtibe geſchah 1716 und A 328 — Su 1727 srfoläre Br 
Herabſehung des größten Theils der Schuld auf 
Reduction fand 1742 nod Widerfprudh; 1749 —— fie 2. Ari 
fen, daß die Gläubiger bis 1757.34 Proc,, und von da an nur. 2 
Proc. erhalten folten. Cohen, ©.203; — fpäter, entftanden wie⸗ 
der Anleihen mir höheren Sinfen, und man fonnte 1822 durch: 
abie —— von auf 4 Proc. wieder. 17222,000, Pf. jährlich, ch erfparen. 
1824, Herabfeßung einer Summe von 76 Mid. A Proc, auf 3+Pr., 
mit Erfvarniß von 381,034 Pf. jaͤhrlich; hen der, ae 
von: 1822 auf 34, wit einem Gewinn von 700 000 Pf. Bon: 1822 
bis 34 wurden auf diefem Wege 2° 355 ER ‚br, PRESSEN n 
(e) Die bad, Rentenfcheine wurden im 9.1825 vers auf 4 9 au 
4,1834 auf 34 Proc, erniedrigt. Aehnliches seta in * 
deutſchen Staaten. as 


%- S1l. 

Zum Gelingen. einer Zinsherabfegung gehört Folgendes : 
1) Die Regierung muß. fich vermittelt einer Unterhandlung 
k mit Banquierd diejenigen Summen in Bereitfchaft halten, 
die zur Heimzahlung der nicht in die Reduction einwilli- 
genden Gläubiger erforderlich fein können. Wie viel man 
zu diefem Zwecke nöthig habe, dieß läßt fich nicht genau 
vorherbeftimmen , und man muß baher, um ficher zu ge 
hen, für eine folhe Summe forgen, die nach aller Mahr: 
fcheinlichfeit mehr als hinreihend iſt. Eine fehr große 

Schuldmaffe könnte freilih,, auch wenn die Gläubiger e3 

verlangten , nicht plöglich heimgezahlt werden, indeß muß 

den Gapitaliften für den Kal, daß fie die Reduction nicht 
annehmen wollen, wenigftens die Gewißheit einer ſtark 

fortichreitenden Rüdzahlung gezeigt werden (a). 

2 Die Staatsgläubiger müffen fi bewogen fehen, fich die 

Zinderniedrigung gefallen zu laffen, indem fie feine andere 

ihnen zufegende einträglichere Anwendung ihres Vermoͤ— 

gen3 finden. Hierzu tragen vorzüglich bei: 

a) die gute Wahl des Zeitpunctes, nämlich eines folchen, 
wo man bei jeder Anlegung eined Capitals die Binfen 
verringert fieht, und wo namentlich auch in anderen 
Staaten, fo wie bei anderen Anftalten, z. B. Credit: 
vereinen, und bei Privaten, namentlich) im Disconto 
— eine ähnliche Herabſetzung wahrgenommen 
wir 





— e — 
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b) die Bedingungen der Reduction, indem z. B. blos 
eine Verringerung um + Procent vorgenommen, oder 
der höhere Zins noch einige Zeit fortentrichtet, oder 
ein anderer Vortheil, z. B. die Sicherung vor der 
Heimzahlung während eines beftimmten Zeitraums, be: 
wiliget wird. Unter ſolchen Umftänden ift dann auf 
die Zuffimmung der meilten Inhaber von Schulbbrie 
fen mit Wahrfcheinlichkeit zu rechnen (6). 

Es erleichtert den Erfolg einer beabfichtigten Herabfegung 


fehr, wenn die Mehrzahl der Staatsgläubiger aus Inländern 
befteht, weil _diefe weniger Neigung haben, ihre Gapitale ins 
Ausland ‚hinüber: zuziehen, als Fremde (ec). | 


(4) 


(b) 


Bei VBillele’s Neductionsplan in Franfreih im Jahre 1825 war 
dieß nicht der Fall. Es war nicht ausgefprechen, was die Enpitali- 
ften zu erwarten hätten, ‚wenn fie. nicht zuftimmten. Die KHerabfe- 
u; wurde fo angeordnet, daß die Befiper von 4 Procents vom 1. 

ai bis 22. Juni 1825 die Wahl hatten, fi) 3 proc. Papiere zu 


+75 geben zu dafien, alfo für 100 in 5Pre, 1334 in 3 Prc., 5.498 Ce), 


und nod) weiter bis zum 22, Sept. die Wahl, 44 Proc. anzunehmen 
mitt dem Verfprehen, daß diefe bis 1835 nicht abgetragen werden 
folten. Bon den 41 Proc. wurden nur etwa über 1 Mil, Sr. Nens 
‚ten ausgegeben. Zur Umwandlung in 3 Proc. wurden 30:427,538 
Sr. Renten angemeldet, bei denen alfo 6°085,505 Fr. Renten erfpart 
und dagegen 202°850,240 Fr, mehr im Nennbetrage verfehrieben wur» 
den. Die vor der Operation vorhandenen, in Privathänden be⸗ 
findlihen Renten betrugen gegen 140 Mil. Fr., die Umwandlung 
geſchah alfo nur bei ?/,, oder 21,23 Proc, derfelben. 


Bei der Reduction der preuß. engl. Anleihe von 1818 in eine # pros 
centige im Jahr 1830 wurde zugefichert, daß 15 Jahre lang feine Zus 
ruͤchzahlung erfolgen follte, was jedoch einen Ruͤckkauf nad dem Eurfe 
nicht ausſchließt. Aehnliches, und zwar bis 1849, wurde 1830 bei 
der Herabfegung der engl. 4 Proc. verſprochen. — Reductionsplane 
für die franzoͤſiſche Staarsfchuld, von Humann (14. Januar 1836) 
angedeutet, was deſſen Austritt aus dem Minifterium zur. Folge hatte, 
hierauf von der Deputirtenfanmer in Erwägung gezogen (Urfache der, 
Auflöfung des Minifteriuns), fodann dennoch einjtweilen vertagt, 
22, März Unter die Gruͤnde der Ubneigung gegen die Reduction im 
Frantreich gehört, daß titan ſich noch ‚nicht daran ‚gewöhnt hat, Die 
Renten als Zinfen eines gewiſſen fhuldigen Nennbetrages anzujehen, 
durch deſſen Heimzahlung die Regierung ſich befreien fann, $ 495 
(a). Gouin fhlug vor, den Inhabern der 5 Precents neben den 
4 oder 3 Proc. noch eine Seitrente von 1 Fr. auf gewiſſe Jahre zu 
bewiligen. Die Commiffion GBericht v. Lacave⸗Laplagne) zog 
eine Reduction auf 41 Proc. vor. — Villele hatte als Beweggrund 
für die Ausgabe der 3 Procents (ſ. () aut) den Umſtand geltend 
gewacht, daß Diefes Papier den Gläubiger von ſelbſt auf einige Bet 
gegen dic aufgedrungene Heimzahlung fihere, weil nämlich die Res 
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gierung es vorzieht, nach dem Eurfe zw tilgen, fo lange diefer unter 

(6) Brise, S, 300, 
§. 512. 

Die Zinsherabſetzung wird, da ſie die zugeſicherten Rechte 
"der Staatsglaͤubiger nicht verletzt, und den Steuerpflichtigen ei- 
nen großen Nutzen bringt, mit Recht als eine Maaßregel ange— 
ſehen, die, wenn die Umſtaͤnde zu ihr auffordern, von der Re— 
gierung pflichtmaͤßig nicht unterlaſſen werden duͤrfte. Inzwi— 
ſchen beduͤrfen auch die Einwendungen, die man aus anderen 
Geſichtspuncten gegen ihre Zweckmaͤßigkeit erhoben hat, einer 
Beleuchtung (a). Am unerheblichſten iſt die Behauptung, daß 
man eine Erſchuͤtterung des Staatscredits zu befuͤrchten habe, 
da das Gegentheil durch viele Erfahrungen bewieſen worden iſt. 
Bemerkenswerth iſt die Anſicht, es liege in der Zinsherabſetzung 
ein Mißbrauch der Macht des Staates, nämlich eine Unbillig: 
keit und Härte gegen die Gapitaliften,, denen eine plößliche Ver: 
zingerung ihrer Einkünfte, in manchen Fallen fogar eine Schmä- 
lerung ihres Unterhaltes auferlegt werde. Die ihnen geftattete 
freie Wahl, glaubt man, fei offenbar nur leere Form, weil fie, 
bei der Unmöglichkeit einer gemeinfchaftlic) verabredeten Hand: 
lungsweife, bei der Schwierigkeit einer andermweitigen Unterbrin- 
gung ihrer Gapitale im Augenblide der Heimzahlung, von die: 
fer keinen Gebrauch machen fünnen und mithin nothgedrungen 
die Reduction annehmen müffen. Hiezu fomme, daß nun, 
wenn der Staat dad Beifpiel gegeben habe, auch die Schuld: 
ner von Privatperfonen und Anftalten zur Bewilligung niedri= 
gerer Zinfen gezwungen werden und mithin diefe Unternehmung 
die Urfache der allgemeinen Zinserniebrigung ſei (a). 

(a) Diefe Gründe wurden befonders in, den Verhandlungen der franzöfif. 


- Deputirtenfammer im Februar: und März: 1836 geltend gemacht; 
Thiers, Lamarfine u. A. 


g. 513, — 
Zur Beurtheilung dieſer Gegengilnde koͤnnen nachſtehende 
Bemerkungen dienen: 
1) Man kann nicht ſagen, daß der Staat den Zinsfuß durch 
ſeine Reductionsmaaßregel erſt herabdruͤcke, er macht nur 
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‚ von den Umftänden Gebrauch, die ein: Sinken des Zinſes 
unausbleiblih in ihrem‘ Gefolge haben und befchleunigt 
höchftend durch feinen Vorgang die Anerkennung und all: 
gemeine Wirkſamkeit diefer Umftände. Die Herabfesung 
wäre nicht ausführbar , wenn man nicht von zuverläffigen 
Bankhaͤuſern wenigftens fuͤr einen Theil der Schuld die 
Buficherung von Gapitalen um niedrigere Zinfen exhielte, 
und obfchon die Banquiers fich hiebei zunaͤchſt nur) jener. 
leichtbeweglichen, zwifchen mehreren Staaten hin: und her: 
fchwebenden Capitalmaſſen bedienen, die fie ſtets zu ihren 
Unternehmungen in’ Bereitichaft halten (a), fo kann man 
doch’ gewiß fein, daß fie, der. Regierung die. Hand: nicht 

. bieten ‚würden ‚wenn ſie nicht: die Bereitwilligkeit vieler 
größerer, nicht an: Gefchäften  theilnehmenter :Gapitaliften 
zum Darleihen gegen den niedrigeren Zinsfuß rechnen koͤnn⸗ 
ten, weil ihnen nur dadurch die Gelegenheit» eröffnet: wird, 
ihre Summen" wieder ohne Schaden zu anderem Gebrau- 
che aus den Obligationen des reducirenden Staates zu: 
ruͤckzuziehen. 

2) Die. Zinserniedrigung erfolgt. auch nicht als eine ganz'un: 
vorbereitete Erfcheinung , vielmehr hat das vorausgegan- 
gene Steigen des Curfes, befonders wo Stods unter dem 
Nennbetrage ausgegeben waren, den Käufern die. Abnah- 

mie des Zinsfußes Ffühlbar gemacht (b): Allen denjenigen 
aber, welche nicht erft bei dem lebten höchften Stande des 
Curſes eingekauft haben, find durch die Veränderungen 
deſſelben Gemwinnfte zu Theil geworden, gegen die fie die 
jegige Verminderung ihrer ‚Einnahmen leichter - ertragen 
können. 


3) ein großer Theil der im Privatleben fogenannten Capitale 
(1,8..54) oder Zinsforderungen bildet feine wahren voltö- 

‚ wirthfchaftlichen Gapitale, weil die geliehene Summe längft 
verzehrt ift und nur der Forderung des Einen die Schul: 
digkeit deö anderen gegenüberfteht. Daher kann der Be⸗ 
trag einer ſolchen Schuld nur dann in einem wahren Ca⸗ 
pitale zuruͤckgezahlt werden, wenn ein ſolches von einem 
anderen Eigenthuͤmer geborgt wird. Die bei der Zinsre— 
reduction ſtatt findende Heimzahlung eines Theils der 


Gläubiger fest, foferne nicht ein ſtarker Zufluß und eine 
dauernde Anlegung von Gapitalen aud anderen Ländern 
erfolgt, was aber grade im Augenblicke einer folchen Maag- 

“regel nicht wahrſcheinlich iſt, nothwendig voraus, daß 
viele Capitaliſten ihr bewegliches Vermoͤgen aus der frü- 

hern Unterbringung zuruͤckzuziehen, wodurch bei ihren bis- 
berigen Schuldnern ein neues Capitalbeduͤrfniß entfteht. 
Es geht aljo in einem ſolchen Augenblicke hauptfächlich 
nur ein Wechſel der Schuldner und Gläubiger vor und 
es kann nad) nicht langer Zmifchenzeit an Gelegenheit: nicht 
fehlen, eingegangene Capitale wieder anzulegen, aber nur 
nicht um fo hohe Zinſen, als bisher. Die Staatsglaͤubi⸗— 
ger müflen, wenn ber Augenblid von der Regierung gut 
gewählt ift, darum größtentheild einwilligen, weil fie der 
Gewalt der Urfachen nicht woiberftehen können, die in vie 
ten Ländern zugleich den Procentfaß ber Zinfen vermins 

dern, während fie auf der anderen Seite den Gapitalen 
größere Sicherheit barbieten. 


(a) In Franfreih waren in der Mitte des Jahred 1831 gegen 6 Mil. 
Sr. fogenannte rentes flottantes, d. h. Renten im Beige von Ban⸗ 
quiers, Mäktern und Capitaliften, alfo leicht beweglid und in haͤu⸗ 

figem Wechſel des Befiges. 101 Mil. gehören den oͤffentlichen An⸗ 
“ftalten oder Compagnien, 1204 Mill, waren fogenannte rentes clas- 
sees, d. b. unter viele Eigenthuͤmer vertheilt und in ziemmidy fefter 
Hand. Zu Ende des Jahres 1830 folen nur 4 Mil. rentes flot- 
tantes gewefen fein. Revue encycloped. Dctbr. 1831, ©. 75. 


(5) 5. 3. in Sranfreih, wo die 3 Proc, von 71 auf ungefähr 80 ger 
ftiegen find, alfo der Käufer ftatt 44 nur noch 33 Procent be;icht. 
Die 4Proc. ftchen im Pari, Die muß die Befiger der 5 Proc, auf- 
merffam machen, daß fie nicht länger im Genuffe ihrer Vortheile 
bleiben fönnen. 


§. 514. 


4) Kleine Capitaliſten, die Zeit und Gelegenheit haben, ſich 
mit der Eintreibung ihrer Zinſen mehr Muͤhe zu geben, 
als man es bei großen Maſſen zu thun geneigt iſt, ziehen 

allerdings, wenn der Staat reducirt, ihr Vermögen all» 
mälig aus den Staatöpapieren zurüd, um ed z. B. auf 
Hypotheken anzulegen. Hierdurch vermindert ſich die Zahl 
der Staatögläubiger, eine Veränderung, die nicht bebdeu- 
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tend genug tft, um gegen die großen Vortheile der Zins⸗ 
erfparung in die Waagſchaale gelegt werden zu koͤnnen (c) 
5) Die Regierung follte jedoch nicht allein auf die zu bewir- 
Pende Erfparniß fehen, fondern zugleich gegen die Staats⸗ 
gläubiger mit derjenigen Redlichkeit und Billigkeit zu 
Werke gehen, zu der fie Pflicht und Klugheit (wegen des 
Credits für kuͤnftige Falle) auffordern. Wenn es in ih⸗ 
rer Macht ſteht, durch eine ploͤtzliche Anhaͤufung von Ca: 
pitalen die Staatögläubiger einzufchüchtern und zu einer 
Herabſetzung unter das herrfchende Maaß der Zinfen, die 
alfo noch verzeitig iſt und fie den gerechten Vorwuͤrfen der 
getäufchten Gapitaliften audfest, zu nöthigen, fo ift die 
Benusung folcher Kurftgriffe unedel und unbedingt vers 
werflich (6). Man muß alfo vor einer ungeduldigen Ue⸗ 
bereilung der Reduction warnen.‘ Diefe Umwandlung wird 
dann das Vertrauen gegen die Regierung am wenigſten 
verringern und gegen jeden Tadel geſchuͤtzt fein, wenn 
man fie fo veranftaltet, dag man für den ganzen ‚ jedes: 
mal auf niedrigere Zinfen zu feßenden Betrag‘, die zur 
Heimzahlung erforderlichen Gapitale zur ‚Verfügung. hat, 
' fo daß man bie angebotene Abtragung auch) wirklich aus: 
zuführen im Stande wäre. Bei einer großen Schulben- 
maffe ift diefes nur allmälig möglich. 


Ca) Daher beſorgt man in Frankreich von einer Fünftigen Reduction die 
Berringerung der rentes elassees, $. 513 (a), deren Zunahme man 
aus guten Gründen für zuträglich gehalten hat, vgl. 9.480 Ca). — 
Im Januar und Februar 1836 wurde fhon eine Abnahme der auf 
den Nauen verfpiedener Eigenthüner eingetragenen Inferiptionen 
um 673,000 $t. bemerkt, während in denſelben Monaten 1835 
nur eine Verminderung um 29,000 $r. ftatt gefunden hatte. 

c5) Nebenius, ©.299, 304, 


3. Hauptſtück. 
vihen der Staatsſchulden. 


$. 515. 


Je weniger eine Regierung es in ihrer Gewalt hat, zu ver- 
hindern, bag Kriege oder andere unerwuͤnſchte Ereigniffe eine 
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Bergrößerung der Staatsſchuld verurfachen, deſto dringender ift 
die Verpflichtung, in guten Zeiten der Ruhe, des fortfchreiten= 
den Wohlftanded und der mäßigen Staatdausgaben auf eine 
Verringerung der Schulden bedacht zu. feyn. Würde man fol: 
che Perioden leichtſinnig verftreichen lafjen, ohne hierin etwas zu 
ıhun , fo koͤnnte leicht die. Schuld durch ſpaͤtere ungünftige Ber: 
hältniffe zu einer unerträglichen Laſt anfchwellen. Die dringende 
Nothwendigkeit der Schuldverminderung folgt aus den Betrach— 
tungen uͤber die Wirkungen der Schulden «(1 Abſchnitt) und 
aus dem Blide auf die Gefchichte der Staaten, welche in neue⸗ 
ver Zeit in den Kriegsjahren weit mehr neue Schulden anhäuf- 
ten, als fie in den. dazwiſchen liegenden. Friedenszeiten wieder 
abtrugen (a). Eine irrige,Anficht von den Staatsſchulden oder 
eine felbftfüchtige Scheu vor den Opfern, die man dem jetzigen 
Gefchlechte auflegen: muß, um nicht dem folgenden eine zu. große 
Beſchwerde zu übertragen und den Staat vieleicht in Gefahr zu 
ſtuͤrzen, könnte bie Urfache großer „Uebel fein, „und. es iſt daher 
wichtig, daß ſowohl bei der Regierung als in ber öffentlicher 
Meinung über dieſen Puukt eine helle Einficht herrſchend fei. 
(af Hamilton zeigt, daß von 1689 — 1812 Cer ſchtieb 1813) in 62 
Kriegsjahren in een) 618 Mill. Pf. geborgt, und in 61 Srie- 
densjahren nur 33°909,000 Pf. abbezahlt worden find, alfo ift der 
Antwachs 15,59 mal fo groß als die Abnahme, — A. Smith, IE, 
878, bat ſchon diefelbe Wahrheit dargeftellt.— Seit 1815 it in vie- 
len Staaten eifrig getilgt worden. Ueber Nordamerica |. 5,484 (c). 


reußen bat 1828 — 33 an 43 Mill, rtblr. oder + feiner gan 
chuld abgezahlt, h u R. ® m 


$. 516. 


Eine Aufhebung oder Verminderung der Staatöihulden auf 
eine, die Rechte der Gläubiger verlegende Weife heißt Staats: 
bankbruch, Staatöbanterott (a). Es liegt ſchon im Bes 
griffe diefes Mitteld, daß daflelbe beklagenswerth, ungerecht und 
ben Gredit auf lange Zeit zerftörend fein müfle, und dag man ed 
nicht befchließen dürfe, fo lange man nod eine Möglichkeit vor 
fich fieht, es zu vermeiden. Allerdings Tann ed Lagen geben, 
wo der Bankerott die Zahlungsunfähigkeit einer Staatöregierung 
ganz am Tage liegt und nichts übrig bleibt, ald dieß offen aus: 
zufprechen, indeß ift dieß wohl nie eingetreten, ohne daß vorher 
große Fehler begangen worden wären. Die Regeln der Zinanz- 
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Hugheit in Bezug auf Staatsaufwand und Schuldenwefen er: 
halten deßhalb auch in der Hinficht eine hohe Wichtigkeit, weil 
in ihrer ftrengen Befolgung zugleich das Verhuͤtungsmittel des 
Bankerottes liegt. Dieſer hat zwar, in volköwirthichaftlicher 
Hinfiht nicht fo große Folgen: ald man aus der Analogie 
eined Privatbankerottes vermuthen fünnte, indeß ift, wenn er 
auch gar feine materiellen Uebel in feinem Gefolge hätte, ſchon 
der Verluft der Gläubiger, die dem Staate ihr Vermögen ans 
vertrauten, und der Bruch des, den Staatögläubigern gegebes 
nen Verſprechens durch die Regierung, für welche die Beſchuͤ⸗ 
gung des Nechtes eine ihrer erften Aufgaben fein muß, als ein, 
- dem Staate widerfahrendes Unglüd zu betrachten. Sieht man 
auf die Folgen eines Bankerottes im Ganzen, fo ändert fich durch 
die Vernichtung der Forderungen inländifcher Gläubiger die Größe 
des Volksvermoͤgens allerdings nicht ab, weil zugleich die mits 
telbar auf allen Steuerpflichtigen laſtende Schuld mwegfällt, 8. 
474 (a); was auswärtige Gläubiger einbüßen, iſt fogar ein 
volf3wirthichaftlicher Gewinn, aber ein theuer erkaufter! Indeß 
darf man im erfteren Falle den Staatöbanferott doch nicht für 
volfswirthichaftlich unfchädlich halten, weil er in der gewohnten 
Bertheilung der. Einkünfte eine: heftige, Erfhütterung bewirkt, 
den Wohlftand vieler Familien zerftört und eine Mafle von Ar: 
muth und Elend verurfacht, die nur langfam überwunden wer« 
den kann. Pfliht und Ehre gebieten jeder Regierung, den 
Bankbruch nicht ald eines der vwerfchiedenen Auskunftsmittel an: 
zufehen, zwifchen denen man in mißlichen Lagen zu wählen 
bat, fondern ihn nur zu vollziehen, wenn und in foweit er als 
etwas Unvermeidliched und thatfächlich bereits Eingetretenes -er: 
fcheint. Dann find auc wegen des. tiefgefuntenen Curfes der 
Staatöpapiere feine Folgen nicht mehr fo verderblich, ald unter 
anderen Umftänden, weil ihm schon große Verluſte vorausge: 
gangen find. - 


(a) A. Smith, II, 345. — Nebenius, ©. 477. — Bur Bergleis 
en verfchiedener Vorftellungen f. Baharid a.a,D. und Baums 
arf, ©. 4%, — Der Abbe Terran, franzöf. Finanzminifter v. 
1768—74, fagte, quela banquerote etait necessaire une fois tousles 
siecles, afın de mettre l’Etat au pair; qu'un Roi ne risquait rien 
d’emprunter, parcequ'il etait le maitre de ne plus payer les an- 
ciennes rentes, quand elles ayaient été servies assez longtemps. 
Bresson, I, 578. 


Rau polit, Delon, Ir Bd. 2. Abth. 24 
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Ein partieler Bankbruch des Staates iſt in manchfaltigen 
Berhüllungen vorgekommen. ' Eine früherhin. öfters angemwendete 
Form defjelben war die Münzverfchlechterung oder die offene 
Preiserhöhung gemiffer Münzftüde, in. der Abficht, fich die Ab _ 
zahlung der Schulden in dem geringhaltigeren Gelde zu erleich- 
tern , $. 199. Eben dahin gehörte die Hingabe von Papier: 
geld, welches fchon im Eurfe beträchtlich gefunfen war und noch 
weiter finten mußte, an bie Staatögläubiger, denen es für den 
vollen Nennbetrag angerechnet wurde, ein Verfahren, welches 
nur dem flüchtigen Scheine nach für eine Befriedigung gelten 
fonnte, im Grunde aber eine noch unficherere Schuld an die Stelle 
einer anderen feste. Ein unverfchleierter Bankbruch war es, 
wenn man ohne Zuftimmung der Gläubiger die Zinfen, oder 
wenn man fogar den Stamm der Staatöfhuld eigenmächtig 
berabfegte (a), oder die Zinszahlung ohne weitere Erklärung. 
einftellte. Es kann in einem folhen Falle die Frage entftehen: 
welches Verhalten zu wählen fei, um die Nachtheile eines Bank: 
brushes fo. gering ald möglich..werden zu laffen um den redli— 
hen Willen der Regiesung. darzuthun. Wie ein Privammann 
ſich verpflichtet fühlt, feinen Gläubigern das, mas fie im Aus 
genblidte feiner Zahlungsunfähigkeit einbüßen, fpäter nachzuzah: 
len, wenn er in beffere Umftände fommt, fo könnte es fcheinen, 
als fei einer Regierung gleiche Handlungsweife zu empfehlen. Al⸗ 
lein ed kommt: hier die Berfchiedenheit: beider Werhältniffe in Be: 
tracht,, indem die Forderungen an den Staat, als eine verkaͤuf· 
liche Sache, häufig in andere Hände gelangen, und- ein: fpäterer 
Erſatz nicht denen zu Gute fommt, die den Schaden: getragen 
haben, auch die Zahlungsmittel unmittelbar oder mittelbar_bioß 
aus. den Abgaben der Steuerpflichtigen. hergenommen werden 
koͤnnen und daher eine Verpflichtung vorhanden ift, dieſelben 
auf die zweckmaͤßigſte Weife zu verwenden. Der gegenwärtige 
gewiffe Verluſt der Gläubiger iſt die Hauptſache. Die Hoff⸗ 
nung einer Verguͤtung nach laͤngerer Zeit, inſoferne ſie nicht 
ſchon jetzt mit Sicherheit vorherzuſehen iſt und auf den jetzigen 
Mieis der Schuldbriefe einwirkt, beſonders wenn. ihr. früheres 
‚ ober ſpaͤteres Eintreffen von dem Zufalle des: Looſes abhängt, 
M daher ein ſchwaches Milderungsmittel des Uebeld, und es ift 
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beffer, nach Erwägung aller Umftände, den Betrag beflimmt 
auszufprechen, den man ben Gläubigern verfichern zu fönnen 
glaubt (6). 


(a) Am befannteften ift die Herabſetzung der franzöfifhen Staatsſchuld 


(b 


auf +, das tiers consolide, durdy das Directorium im Jahre. 1797, 
Es war ſchon vorher nur + der Sinfen baar bezahlt werden, für die 
anderen $ gab man Bons auf Nationalgüter. Nun wurde verfügt, 
daß für 3 des Schuldſtammes ſolche Bons ausgeliefert werden fols 
‚ten, Die man beim Ankaufe von Staategurern anbringen koͤnnte. 
Allein die Bons fanfen im Merfehre unter 2 und der Verlujt der 
Gläubiger war groß. Thiers, Histoire, IX, 183, 322, — Dafs 


ſelbe wurde in den fpäter an Frankreich gefommenen Ländern, z. B. 


st 


Holland, und aud im Königreih Weſtphalen unternemmen, wo das 
Gefeg vom 28. Juri 1812 die ältere, von den früheren Regierungen 
berftammmende Schuld auf. +,herabfeste, Bullet. ‚des lois, 1812. 
=. 2, 


Nebeniut, S. 480 ff. — Hier find die Finanzeperationen zweier 
Staaten in der neueften Zeit zu erwähnen. . 1) In den Niederlanden 
wurde nad; der wiedererlangten Selbftftändigfeit des Staates 1814 
die auf 4 reducirte 1 0% wieder in ihrem volen Betrage ber» 







geitellt, hiermit jedoch eich eine neue Anleihe in Verbindung gefegt 
und ausgefprodhen, da der damaligen Schuld für jegt nech un» 
verzinslich fein Cdie fogenafhite ausgefteltte oder todte Schuld, 
deite difleree), und daß hiervon jährlich ein Theil (neuerlih 5 Mil« 
lionen fl.) in die verzinslihe oder wirkliche, active Schuld cin» 


‚rüden follte, fo wie von dieſer eine gleihe Summe getilgt würde. 


Die Obligationen der damals gebildeten wirklichen Schuld find unter 
dem Namen Integrale, integrals, im Verkehre befannt, Für 
die ausgeftellte Schuld wurden, Cohne zureihenden Grund) zweicrlel 
Papiere ausgegeben, Certificate und Loosbillete Chillet de chance, 
Kansbillet, Kanzen), in denen das Berloofen der zum Zinsgenuffe 
gelangenden Nummern gefhieht. Diefe wurden.1825 fogleih auf 
25 Sabre voraus verloofet, woraus wieder der Unterfchied der ver- 
looßten und der fpäter zum Loeſe konımenden Kanzen entftand. Der 
Inhaber eines an die ‚Reihe gekommenen Kanzbilletts muß ſich na» 
türlih auch ein Eertificat ‚auf gleihe Summe verfhaffen. Jetziger 
Eurs einer, erſt nach 1850 mitloofenden Kanze von 1000 fl. gegen 
22f,, Certificate (Uusgeftellte) gegen 14 Proc. — 2) In Spanien 
erflärte dad Decrer von -16, Nov, 1834 4 der auswärtigen Schuld 
für unverzinstih Cpaffiv). Für die anderen J wurden neue 5 pro» 
centige Obligationen ausgegeben. Unter der auswärtigen Schuld be« 
Sanden fid) die Anleihen der Eortes von 1821 und 26, welche, da 
fie. v. 1823 an nicht anerfannt waren, im Eurfe fchon fehr. niedrig, 
unter 30 Proc., ſtanden. Doch war 1831 ein Theil der Cortesobli⸗ 
gationen zu Fin Ipc. Schutdfheine, zu Fin einftweilen unverzinstiche, - 
die nad) und nad) in. den Zinsgenuß vorruden. ſollten, umgewechſelt 
worden. So entitand alfo ſchon 1831 eine ausgeſetzte Schuld, wel⸗ 
he noch jegt vorzugsmeife d. difieree im Gegenfaße der neuen d; 
— genannt wird, Curs im Febr. 1837: d, passive 7 Proc, 
ouv. difieree 85 Proc. Activſchuld, 46, 


24* 
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Im Gegenfage bed Bankbruches iſt die redliche, vertrags 
maͤßige Befriedigung der Staatsglaͤubiger, die Tilgung der 
Schulden, ein fehr nothwendiger Gegenftand für die Sorgfalt 
der Regierung in jedem verfchulpeten Staat. Es muß hiebei 
vor Allem gezeigt werden, welche Mittel man zu diefem Zwede 
benugen fönne. Diefelben find: 

1) Summen, welche ein für allemal der Regierung zu Gebote 
ftehen ; 

a) Einnahme aus vn Berfaufe von Domänen und der 
Ablöfung von Grundgefällen des Staates. Ueber die 
Zweckmaͤßigkeit diefer Hülfäquelle muß die Beichaffen: 
heit der Domänen, ihr bisheriger Ertrag, die Wahr: 
fcheinlichkeit einer befferen Benugung in Privathänden, 
ferner die Größe der Staatsſchuld und die Möglichkeit 
ihrer leichten Abzahlung ohne Aufopferung des Domä- 
nenbefißes entfcheiden. ſ. F. 94 — 98, vgl. $. 138 ff. 
Durch den allmäligen Verkauf kann, fo lange die Do: 
mänen ausreichen, eine fortwährende Einnahme erzielt 
werden, die jedoch fein Einfommen ift, I, $.79a (a). 
b) Einnahmen zufälliger Art, die feiner Fortdauer fähig 
find, z. B. Zahlungen von anderen Staaten (b), SA: 
cularifationen u. dgl. 

2) Theile der Staatseinkünfte, welche man für die Schulden: 
tilgung gewinnt. Der Wunſch, die in vielen Hinfichten 
nachtheilige Staatsfchuld zu befeitigen, darf die Regierung 

nicht verleiten, dem Einkommen des Volkes fo große Sum: 
men zu entziehen, daß die Betriebfamkeit gelähmt oder 
doch erfchüttert und die Wermögensverhältniffe der einzel: 
nen Bürger zerrüttet werden könnten; vielmehr muß man 
fi) auf eine allmälige Abzahlung der Schuld mit benje: 
nigen Hülfsmitteln befchränfen, die fih, ohne die Grund: 
füge der Befteuerung zu verlegen, jährlich aus dem Volks: 
einfommen ziehen laſſen (c), indem man | 

a) an anderen Ausgaben etwas erfpart und fo einen ver= 

Ä wendbaren Ueberfchuß erzielt (d), 

b) oder durch Erhöhung oder Vermehrung ber Steuern 

das Einkommen vergrößert. In Zeiten, wo man zu 
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Anleihen gezwungen ift, geftattet gemöhnlich ber ohne, 
hin ſchon hoch geftiegene Betrag der Steuern dieſes 
Hülfsmittel nicht; im günftigeren, namentlich friedlis 
cheren Zeiten, ift daffelbe entbehrlich, weil fi dann 
eher Gelegenheit zu Erfparungen am Aufwande für 
die Staatöverwaltung ergiebt. 


(2) Im preuß. Etat fteht 1 Mid. rthlr. jährlih Einnahme aus dem De» 
mänenverfaufe, | 
(5) Die Zahlungen Franfreihs an die verbündeten Mächte nad) dem zwei⸗ 
ten Parifer Frieden (700 Mill. Sr, im Ganzen) gaben in mehreren 
deutihen Staaten eine gute Hülfe zum Anfang der Schuldentilgung. 
(c) Hiermit ift die Verwerflichfeit aller derjenigen Entwürfe zur plöglicen 
Aufhebung der Staatsfhuld ausgeſprochen, bei denen die Laft den 
jegigen Öteuerpflichtigen aufgebürdet werden follte, es fey nun durd 
die Ueberweifung der Schuld an die fämmtlihen Staatsbürger nad) 
dem Steuerfuße, was auch ſchon für die Gläubiger fehr verlegend 
wäre, weil ihnen biebei mehrere, vielleicht ihnen unbefannte und 
entfernte Schuldner aufgedrungen würden, — oder durch eine fehr 
bobe augenblidkliche Befteuerung, moraus die Regierung die Mittel 
zur völligen Abzahlung erhalten würde. Diefer Gedanfe wurde zu» 
erft von Arhibald Huthinfon unter Georg I. geäußert (kurz 
widerlegt von Dume, a, Abb.) und neuerlih von Ricardo u. U, 
verfolgt (Edinburgh Review, October 1827 Nr. 92 ©. 407; die 
halbe Schuld, naͤmlich 380 Mill. Pf., follte auf die Befiger des wers 
benden Vermögens gelegt werden, welches ungefähr 2330 Mil. Pf. 
fein möge, fo daß die Schuld eines Jeden ungefähr 12 Proc, (16 
Proc. ?) feines Bermögens hinwegnehmen wurde). Ein neuerer eng« 
liſcher Schriftfteller (1832) ſchlaͤgt eine Steuer von 2U Proc. auf Ale 
les Vermögen und von 50 Proc. auf alles Arbeits» und Gewerbs- 
einfommen vor. Pebrer, Hist, financ. et statist. gen. de l’Em- 
pire brit. II, 34°, entwidelt einen Plan zur Tilgung der britifchen 
Schuld vermittelt einer Steuer von 94 Proc. des ganzen Privatvere 
mögens, ferner einer gleich hoben Steuer von allen Befoldungen, 
Binfen der Staatsfhuld und dem Ertrage aller Gewerbe, die kein 
Capital bejhäftigen. Die Vermögensfteuer fol ſchon 500 Mil. Pf. St. 
einbringen, und diefe Summe gerade auch an der Schuld abgezahlt 
werden, woran jedoch 71Mill. als Steuerbeitrag der Gläubiger felbft 
abgeben, man hätte aljo nur 429 Mid. Pf. nothig, die in 8 Vier- 
teljabrsbeträgen zu 534 Millionen erhoben würden. — Im preuf. 
Staat war daran gedacht worden, die Staatsfchuld in Gemeindefhuls 
den aufjulöfen und die Berliner Stadtverordneten follen fid) zur Ue— 
bernahme des auf ihre Stadt nad) Maaßgabe der Volksmenge betrefe 
fenden Theile (17 rthlr. per Kopf) erboten haben, was freilid, für 
- die Hauptitadt, in der die durchfchnittsmäßige Stenerfähigfeit auf den 
Kopf ſehr groß feyn muß, ein fehr vortheilhaftes Abkommen gemefen 
wäre. Die Stadt Kanth in Schlefien vertheilte ihre Gemeindeſchul⸗ 
den unter die Bürger, die fie wirklich abzablten. ©. (v. Reibnip?) 
Ueber Preußens Geldhaushalt, S. 89. — Ausführlide Widerlegung 
jener Aeußerung Ricard o's bei Nebenius, ©. 563. — Die 
Gründe, welche oben für die Vorzüglichkeit der Anleihen gegen erdrüs 
dende Steuern angegeben worden find ($. 478), fprechen gegen alle 
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Vorſchlaͤge diefer Art, bei denen die gegenmärtigen Steuerpflichtigen 
zum Theil zu Grunde gerichtet, und aus ber Unvolltommenbeit der 
Schatzungsſyſteme die „größten Ungerechtiglelten veranlaßt werden 


muͤßten. 
(a) soieher iſt auch die Binsherabfegung zu rechnen, ſo wie bie uebertra⸗ 
ung —7 Ausgaben mit gleichbleibender Ausſtattung an die 
Shufdenti gungscafle. Diefe braucht indeß nicht felbft mit der Bee 
forgung fo verſchiedenartiger Ausgaben beläftigt zu werden, wenn ihr 
nur die erfparten Summen rihtig zukommen. Beifpiel einer ſolchen 
beſchwerlichen Verwicklung in Baiern: Es wurden dafelbjt im 
1819 CSchuldgef. 9. 22. Int) der Schuldentilgecaſſe 2 800, k 
Penfionen des Säcularifations « und ag gr 
durch deren almäliges Heimfalen man einen Vorteil für. die Saffe 
erwartete. 1825 (Schuldgej. v. 11. Sept. $. 6) wurden nod alle 
anderen bisherigen Penfionen, i. B. von 3:422,0009., dieſer Eafle 
zugetdeilt, alfo batte fie amı 1. Oftob, 1825 6:283,283 1. Penfionen 
auszubezahlen, wofür fie aber nur 2.700,000 fl. Dotation empfing, 
weshalb ihr geftattet wurde, Summen, zu borgen, die bei dem Heim 
falle der Penfionen wieder ‚getilgt werden koͤnnten. So entf nd eine 
befondere Denfions«Amortifationscajie. Bis 1829 hatten ſich die Ben. 
fionen auf 4115,749 ji, vermindert und es hatten in diefen 4 Jabren 
8-549,000 fl. aufgenommen werden muͤſſen. 4831 wurden 3017811. 
weitere Penfionen beigefhlagen, gleichwohl war die ganze Penfionsiaft 
am 1. Dftob, 1832 auf 3°596,000 fl. gelunfen., Die Penfionscafie 
batte bis dahin eine Schuld von 12°682,000 fi. auf ſich enommen, 
die. auch wicder unter den Aetiven der allgemeinen Amortifationscafle 
aufgeführt iftz f. Verhandl. d. K. d. Abg. von 1834. Beil, IV, 
- 68 — Die ganze Operation iſt als ein Boͤrgen zur Bejtreitung 
einer laufenden Ausgabe, wit einem auf die baldige Verminderung 
derfelben gebauten Tilgeplane anzufehen, Am 1. Ort, 1835 betrugen 
die Penfionen noch 2°901,734 }. 20 


—X —9. 519. — 

Im Fortgange der Tilgung ergibt ſich eine nee und ſiets 
anwachſende Huͤlfsquelle aus den erſparten Zinſen ber bereits ab: 
getragenen Schuldpoſten. Hierauf beruht das Weſen eines Til⸗ 
geſtammes (sinking fund), d. h. eines in den Händen 
der Schuldverwaltung befindlichen, anfänglid durch ine Aus⸗ 
ftattung aus der Staatscaſſe gegründeten, jährlich durch Die Zins- 
erfparungen anwachfenden Vermögens, weiches endlich, nad) ei⸗ 
ner genau voraus zu berechrenden gortichreitung, Die ganze 
Schuld in ſich begreifen und alfo die völlige Abtragung derſelben 
bewirken müßte. Das Eigenthüntliche eines ſolchen Tilgeſtam⸗ 
med in der Weife, wie er in England empfohlen und angewens 
det worden ift‘(a), befteht darin, daß alle getilgten Schulobriefe 
als ein Vermögen diefer Anftalt angefehen und derſelben ſort⸗ 
während aus der Staatöcaffe verzinfet werben, Hiedurch wächft 
dieß Vermögen nach der Negel des Binfeszinfes an und es ift 
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leicht zu beftimmen, nach welcher Zeit mit einer gewiffen anfaͤng⸗ 
lichen Quote der Tilgung, z. B. + oder 1Proc., die Schuld erlö- 
ihen, nämlich) der angenommenen Fiction zufolge in ein Gute 
haben der Zilgecaffe umgewandelt werden müffe, die fodann nach 
der Erreichung dieſes Zieles aufgehoben werden kann (b). Won 
einem folchen Zilgeftamme hat man überfpannte Erwartungen 
gehegt, weil man eine gewiffe, dem Zinfeszinfe beimohnende, 
überrafchend große Macht annahm und überfah, daß berfelbe bei 
diefer Anftalt ftet3 aus der Staatöcaffe, d. h. von den Steuer: 
pflichtigen, beftritten werden muß (ce). 


Ca) Nachdem ſchon in’ Holland und im Kirchenſtaate das bei der Binsher- 
abjegung erfparte Procent der Zinfen zur Tilgung verwendet worden 
war, wurde in Großbritannien 1716, durh Rob, Walpole, der 
erfte förmliche Tilgeftamm errichtet, der-nad dem Parlamentsbeſchluſſe 
die Ucberfhufle mehrerer anderer Cafjen aufnehmen. und zu feinem 
anderen Zwede als zur Übtragung der vorhandenen Schuld gebraucht 
werden follte; 1728 wurde er aber mit der Berzinfung neuerer Schul⸗ 
den belaftet und 1733 fieng man an, einen Theil feiner Einkünfte 
zur Beftreitung der Staatsausgaben beizuziehen, wodurd feine Wirk⸗ 
famteit ſehr gefhwächt ward, 1786 wurde von Pitt ein neuer Til 
geftanını von 1 Mil. jährlicher Einnahme geftiftet, mit der Beſtim⸗ 
mung, daß erft dann, wenn er durch erfparte und herabgeſetzte Rin- 
fen jo wie durch erlofchene Zeit - und Leibrenten auf eine jahrlidhe Lin» 
nahme von 4 Mill. Pf. angewachfen fein wuͤrde, die Zinſen der weis 
ter heinibezahlten Obligationen zur Verfügung des Parlamentes ftehen 
folten. Die Schuld belief fih damals auf 267 Mid. Pf. 1792, fam 
die Verfügung binzu, daß für jede neue Anleihe 1 Proc, zur Tilgung 
ausgefegt und darüber befondere Rechnung geführt werden folle. 
Dafielbe gefhah in Bezug auf die langen Beitrenten, Der aufge 
ftellte Grundjag wurde jedoch, bei der Menge neuer Schulden, von 
1795 an nicht dDurdhgängig befolgt. 1802 warf man die beiden ver 
ſchiedenen Tilgeftämme in einen general sinking fund zufammen, 
jtellte die Vorſchrift, daß von jeder neuen Schuld 1 Proc, zur Tils 
gung angewiefen werden muͤſſe, wieder ber und bob die Beftimmung 
auf, dab der Tilgeſtamm nicht über + Mill. Einkünfte haben dürfe. 
HenrnPettp (der fpätere Marquis von Landsdomwn) flelkte 1807 
einen anderen Plan auf, den man fchen in folgenden Jahre Cbeim 
Wechſel des Minifteriums) wieder verlieh; es follten nämlich für die 
neuen, des Krieges. willen nördigen Anleihen immer 10 Proc, für Zins, 
Berwaltungstoften und Tilgung angewendet werden, und diefe Summe 
follte aus den Kriegsfteuern- genommen werden. Da nun biedurd eine 
Luͤcke in den Dedungsmitteln nöthiger Ausgaben entftehen mußte, fo 
wurde befchloffen, diefelbe durd Ergänzungsanleiden (supplementary 
loans) zu füllen, für die wieder 1 Proc. des Nominal», oder, bei 
dem Eurfe der 3 Proc. zu 60, */,. Des wirklichen geborgten Betra- 
ges als Tilgeftammi beſtimmt wurde. — Man ichrte 4395 zu den 
Pittiſchen Grundfägen zurüd. 1813 wurde Banfittarrs verwidel- 
ter Plan angenommen, der hauptfädhlich darauf hinaus lief, daß ein 

Theil der Einkünfre der Zilgecaffe, fo weit er der bereits abgeloͤßten 
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Schuld von 1786 entſprach, zur Verzinſung und Tilgung neuer Uns 


‚leihen zu verwenden war, daß die Fonds für alle einzelne Anleihen 


(5) 


re geworfen, die legteren der‘ Beitfolge nach abgetragen wer» 
en und nad) der Tilgung einer jeden die durch fie begründeten Ein» 
fünfte des Tilgeftammes frei verwendbar werden follten, daß aber 
bei jeder neuen Anleihe für jenen Tilgefond geforgt werden müfle. — 
1819 trat eine wichtige Veränderung ein, Man beſchloß, das Ein» 
kommen des Tilgeftammes (15HMil. Pf) zu den laufenden Aus⸗ 
gaben beizuziehen und nur den disponiblen Ueberſchuß von 2 Mil. 
nebjt anderen, durch neue Steuern aufzubringenden 3 Mill, zur Til 
gung anzumenden. In Ddiefer Weife handelte man aud in den fols 
genden Jahren, bis 1828 fürmlid als Grundfag angenommen. wurde, 
daß künftig nur foviel in jedem Jahre getilgt werden folle, als von 
den Einkünften nach Beftreitung des Staatsaufwandes wirklid übrig 
bleibe (10, Georgs C. IV. 27), womit alfo der Tilgeftamm ganz 
aufbörte, f. Hamilton, .aa,O — Cohen, 6 200f. — Ne 
benius, 1, Ausgabe S. 42 des Anhangs. — Pebrer, 1, 199 f. 


Der Fortgang der Tilgung läßt fi) bequem aus folgender Tafel bes 


‚ urtbeilen. Werden zu Unfange jedes Jahres 1000 fi. zur Abzablung 
“angewendet, fo mwachfen diefe in den Händen der Tilgecafje, wenn 


alle erfparten Zinfen beigefchlagen werden, nah Maafgabe des zu 


Grunde gelegten Binsfußes im Verlaufe der Seit zu folgenden Sum⸗ 
men an: RL 
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veroflene zu 5 Proc. | zu 4 Proc. | zu 34 Proc, | zu 3 Proc. 
—— —— — | Eu —— 

77 Ssesansensalsztue PETE RER TEEN 300,001 
TE ——— se... | 403,161 
80 1°019,700 j 
86 ET PER RETTET lie 401,898 
94 2:039,693 1:011,784 
108 . ...... “o0na loaooc» eu... 1°010,439 
DIE, slenaacane ... | 1°995,499 
RE u Ar ERTT ee einen 1°029,458 
118 TEL ALTER 2047,115 
IE lassen —— EL ——— — 2088,374 


Hier ſind nur diejenigen Zahlen ausgewaͤhlt, welche zeigen, in wel⸗ 
chen Jahren die getilgte Summe gerade auf das 10, 20, 30, 50, 75, 
100, 200, 300, 400, 1000 und 2000fadhe der jährlihen Ausſtat⸗ 
tung des Zilgeftammes anwaͤchſt, oder, was daſſelbe fagt, in mwel- 

cher Zeit eine gewiſſe Schuld mit einer jährlichen Dotation von 10, 
5, 34,2, 14, 4,4, 4, ?/,. und ?/,, Proc. ihres Betrages getilgt 
werden kann. an ſieht z. B, daß zu 3 Proc. ber jährlihe Tilge⸗ 
beitrag nach 46 Jahren beiläufig auf das 100fahe ſich vermehrt bat, 
und daß folglich jede Schuld mit 1 Proc, jährlih in 46 Jahren ab» 
zutragen ift. Ze 


Ce) Der Urheber diefer Irrigen Unfiht war der Engländer D. Price, 
. 1771 und 72, deſſen VBorfchläge Pirt fih zu eigen madte, Die 
Wirkung des Zinfeszinfes fei allmächtig und überfteige die menfchliche 
—— Er nimmt zur Verdeutlichung feiner Lehren 3, 
Faͤlle an: 

1) Es werden jaͤhrlich 200,000 Pf. zur Tilgung verwendet, und die 
erfparten Zinfen gleihfals, Zu Anfang des 2. Jahres hat man 
fhon 210,000 Pf. zu tilgen, zu Anfang des dritten 220,500 u. 
f. fe 31.85 Jahren ift bierdurd ein Capital von 262 Mill. ab« 
bezahlt (da 1fl. Zeitrente in 85 Jahren auf 1307,3* fl. anfhwillt). 
Im legten Jahre diefes Seitraums beträgt die Tilgung 12 Mil. 
650,870 Pf. Man könnte alfo 85 Jahre lang jedesmal 3 Mill, 
borgen, und fie dennoch mit der jährlichen Tilgefumme von 
200,000 pfd. vollftändig abtragen, 

2) Man tilgt jährlid 200,000 Pfd., wendet aber die erfparten Zin⸗ 
fen zu den laufenden Ausgaben an. Go werden in 85 Jahren, 
oder zu Anfang des 86., 17°200,000 Pfd. getilgt Die erfpar« 
ten Binfen machen am Ende diejes Zeitraums 850,000 Pf. oder 
zufammen 36°550,000 Pf., fo daß der ganze Bortheil diefer 
Tilgungsweife für das Volk nur 53°750,000 Pf. ift. 

3) Man tilgt zwar auch 200,000 pfd. jährlih, erlaͤßt aber den 
Bürgern die Steuern für die erfparten Zinſen. So ift der ganze 
Vortheil zu Anfang des 86. Jahres nur eine Tilgung von 17 
Mil. 200,000 Pfd, Im diefem Falle, fagt Price, trägt das 
zur Schuldentilgung ausgegebene Geld gar keine Binfen, im 2. 
Falle wenigftens nur einfache; f. Hamilton, ©, 121 ff. die 
Ausg. v. 1813, 
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Einem folchen, unwandelbar auf die Benutzung bes Zinfes- 
zinfes gebauten Zilgeflamme (sinking fund) ftehen folgende 

erhebliche Gründe entgegen (a): 

1) Es wird bei diefer Einrichtung erfordert, daß die Staats: 
caffe neben der jährlich zur Zilgung ausgeſetzten Summe 
aud) noch bis zum Erloͤſchen der Schuld den ganzen Zins- 
betrag in feiner anfänglichen Größe fortbezahle, alfo den— 
felben fortwährend von den Eteuerpflichtigen erhebe. Hätte 
man 3. B. 4 Proc. Zins und 1 Proc. Tilgebetrag, ſo 
müßten diefe 5 Proc. unausgefegt aufgebradyt werden, und 
es würde alljährlich die Zinsausgabe ab-, die Zilgung 
dagegen zunehmen, bis endlidy im lebten Sahre nur noch 
fo viel Zins zu entrichten wäre, als auf dem zugleich ab: 
getragenen Schuldreft fommt, d. h. etwa !/,, der Zah: 
resausgabe. Es ift ſchwer, in einem fo langen Zeitrau: 
me, und wenn fehon eine beträchtliche Verminderung der 
Schuld, z. B. auf die Hälfte, nad) 28 Jahren, flait ge: 
funden hat, dem Verlangen der Bürger nad) Steucrer:, 
leichterung,, oder, wenn bie Staatdausgaben ſich vermeh: 
ven, ber Abneigung vor neuen Steuern zu widerftehen. 
Beide Umftände bringen, wenn man ihnen nachgiebt, ei: 
nerlei Wirkung auf den Tilgeftamın hervor, daß nämlidy 
die Einkünfte defjelben gefchmälert werden, indem man eis 
nen Theil der eingelößten Schuldpoften ald gänzlich erlo⸗ 
fchen anfieht und Feine Zinien mehr für denfelben in die 
Zilgungscaffe fließen läßt, um den Betrag diefer Zinfen 
entweder an ben Steuern nachzulaffen, oder zu den laus 

. fenden Ausgaben zu benugen (5). Die Verfügung, daß 
von gewiſſen eingelößten Obligationen die Zinfen dem 
Tilgeſtamme nicht mehr zufließen follen, heißt das Annul 
liren der erfleren und pflegt auch mit einer wirklichen 
Zerftörung derfelben verbunden zu fein. Es ift fchon aus 
diefer Urfache auf die unverbrüchliche Beobachtung eines 
folgen Zilgeplanes nicht zu rechnen, und die Erfahrung „, 
beweißt, daß folche Annullirungen in Ländern, wo man . 
fih zu dem Syſteme de3 Tilgeflammes befannte, öfters 
sorgenommen worden find (c). 
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a) Hamilton in d. a. Schrift bat das Verdienft, dieſen Gegenftand 


(b) 


zuerft in helles Licht gefebt zu haben. — Nebenius, ©:-425, 
de Gasparin et Reboul, ©. 29, — In $ranfreid wird die 
Schuldabzahlung nad dem firengen Syſteme des Tilgungsftanımes 
amortissement genannt, %ogl. Ganilh, Dictionn, analyt. 
unter dieſem Worte. 


In den obigen Beifpielen von Price ($. 519) if es Har, daß die 
Sreuerpflihtigen um foriel weniger zu bezahlen haben, als der Vor⸗ 
theil der Tilgecafle niedriger dargeftellt if. Das fiheinbare Parado«e 
ron, daß man jährlid 3 Mitt. borgen könne und doch nur 200,000: 
Pf. zu tilgen brauche, erklärt fid) aus den ſtark anwachienden Bin» 
fen diefer Unteiben, die man neben den 200,000 Pf. bezahlen muß. 
Sährlih kommen 150,000 Pf. Zinſen binzu. Im letzten Yahre ift 
die geborgte Summe 255 Mill., der Zins 12°750,000 Pf. und die 
ganze bezahlte Zinfenmafie ift 3IIMiN. Pf., woraus neben dem Tils 
gungsberrage von 37 Mill. (85mal 200,000 fi.) die Mittel zur Ab» 
tragung bergenommen werden müßten. | 


(e) Beifpiele. Die franzöf. Tilgecaffe wurde 1816 errichtet mit einer 


jährlihen Ausftattung von 40Mill. Sr. ierzu Tam noch nach dem 
Bf v. 25.März 1817 der Erlös aus Waldverfäufen, melde (1818 
— 29) 88 Mill. eindbradten. Es follte genau das Syſtem des Til» 
Ben befolgt werden. Aber man wid mehrmals ab: 1) als 

illele die Schuld durch die 1000 Mill. in 3 Prec, zur Entihädie 
gung der Ausgewanderten vermichrte, wurde dafür angeordnet , daf 
die vom 22. Jun. 1825 bis 1830 zu filgenden Renten annullirt wer⸗ 
ben follten, Gef. von 1. Mai 1825. 


Diefelben betrugen in 3 Proc.  16°003,286 Sr. 
Fa 4 9,740 » 
4. 7,068 » 
Summe 16-020,094 Sr. — 


2) Nach den: Gef. vom 27. u. 28. Juni 1833 wurden 32 Mil. Ren⸗ 
ten annullirt, alfo im Ganzen 48°020,094 Fr. — Ron 1816 bis zum 
30. Juni 1836 bat die Tilgecaffe eingelößt 68°760,370 Fr. Renten, 
wofuͤr fie eine Summe von 1318°079,989 Fr. bingab. Hiervon ge— 


hen die annullirten Renten ab, dagegen befigt fie noch 5°623,408 Sr. 


in 4 und 3proc. Renten aus denjenigen Tilgefunmmen,, welche, da 
die 5Proc. über Pari ftgben, nicht zum Unfaufe derfelben verwender 
werden fonnten, weßbalb fid) die eigenen Einkünfte diefer Eafle auf. 
26°363,684 Sr. jaͤhrlich berechnen. Der Schuldenftand, nah Abzug 
der getilgten Theile, iſt demnach fo darzuftelen: Es wurden überhaupt 


Menten ausgegeben (rente inserite) 244 740,349 Sr. 
Davon getilgt (ſ. oben) 63-760,360 Sr. 
ftatt der 3 Proc. von der Tilgecaſſe ers 
worben 5:623,408 » 
bei der Zinsherabfegung 1825 erfpart 6:240,157 » 
80-.623,935 >» 





Reſt ungetilgter Renten | 164°116,914 $r. 
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Diefe befteben aus 
134787,000 Fr. 5 Proc, mit einem Nominalbetra- 


ge von 2695 Mil, Sr. 
900,000 4 20» >» 
2500,00 4 Dr 
’26-000,000 3 866 » 2 
164°000,000 Renten 3644 Mil. Sr. 


Hierzu muß man noch, um die ganze Staatö- | 
ſchuld zu überbliden beifügen : ) 
1) die ſchwebende Schuld zu Ende 1832 342 Mit. Sr. 
2) die Cautionen 232 » » 

| | Summe 4218 Mil. Sr. 

3) die Leibrenten, f. $. 500 (d). 


An Defterreih war von 1817 an das pünctlihe Syſtem des Tilgeftant- 
mes befolgt worden. Das Patent v. 1. Oct. 1829 verordnete, daß, 
da das Vermögen diefes Stammes nun fon beträdhtlih angewad- 
fen, derfelbe auf feine eigenen Einkünfte und die ihm von Zeit zu Zeit 
zuzumendenden Ueberfchüffe der Staatseinnahmen befhräntt fein, aber 
keine regelmäßige, Ausftattung mehr aus der Staatöcaffe beziehen 
fole, außer für fünftig binzufommende Anleihen. Das Bermögen 
des Tilgeftammes ift unveraußerlid und nur von Beit zu Beit zur 
wirflihen Tilgung beftimmt.: Dieß Vermögen betrug am 30, Sept. 
1829 209-963,266 ft. und jeine Binfen beliefen fi auf 7°285,560 fi. 
im 20. F.). Nur die bis zum legten October 1829 eingelößten 
Obligationen, und diejenigen, welche man fünfrig mit Huͤlfe von Kaufe 
fhilingen verfaufter Staaksguͤter einlöfen wird, gehören zu dem un« 
veräußerlichen Vermögen, die anderen fpäterhin einzujiehenden aber 
nicht mehr, vielmehr find fie, fobald die Zinfen 1 Mill. ausmachen, 
für erlofgen anzufehen und zu vernichten. — Hierdurch wird alfo der 
Tilgungsbetrag ftatt eines fteigenden zu einem gleihbleibenden, 
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2) &3 ift unwahrfcheinlich, daß in einem fo langen Zeitrau: 
me feine ungünftigen Umftände eintreten follten, die den 
Fortgang der Tilgung unterbrechen. Wornehmlid haben 
Kriege oder Kriegsrüftungen diefe Wirkung, außer ihnen 
giebt es jedoch auch andere Ereigniffe, welche den Regie: 
rungsaufmwand bergeftalt vergrößern, daß man die, zur 
Zilgung beflimmten Summen für andere dringendere Zwe⸗ 
de verwenden muß. Der, von den WBertheidigern des 
firengen Zilgungsfyftemes gegebene Rath, in jedem fol- 
chen Falle unwandelbar in der planmäßigen Tilgung fort: 
zufahren, auch wenn man genöthigt würde, gleichzeitig 
wieder neue Anleihen aufzunehmen (a), bezwedt den Bor: 
theil für die Staatögläubiger, daß fie aus dem unverrüd: 
ten Fortgange der Tilgung die Ausficht auf eine beträchts 
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liche Abnahme dert Schuld in künftigen ruhigeren Jahren 
gewinnen, ‚indem Feine neuen Bejchlüffe hiezu erforderlich 
find und die Fortwirfung der aufgeftelten Vorſchrift ſchon 
hinreichende Sicherheit darbietet. Allein die Capitaliften 
werden durch die Fortſetzung der Schuldabtragung nicht 
von den Beſorgniſſen befreit, welche ihnen die neue Ver— 
größerung der Schuld einflößen muß, jene Maafregel ers 
fcheint daher als ein bloßer Schein ohne wefentlihen Nu, 
gen und ift nicht einmal unſchaͤdlich, weil fie die Verwal⸗ 
tung verwidelter macht und weil man bei neuer Schulden 
oft unvortheifhaftere Bedingungen eingehen muß (5). Der 
beharrliche Vorſatz der hödhften Gewalt, die Schuld zu 
vermindern, fo wie fich die Mittel hiezu eruͤbrigen laffen, 
kann dafjelbe leiften; und wenn ein feſter Zilgeplan als 
Schutzwehr gegen Leichtfinn, Verblendung oder Schwäche 
erwünfcht fcheinen mag, jo/ift dagegen zu bemerken, daß 
man feine zuverläffige Buͤrgſchaft gegen feine Verlegung 
und Abfchaffung erlangen kann. . . 


3) Daß die Zilgecaffe die Verfügung über ein großes. Ber: 


(a) 


mögen in eingelößten Obligafionen und über ein beträcht- 
liches jaͤhrliches Einkommen erhält, ‚ift der am wenigften - 
erhebliche Nachtheil, weil durch Geſetze und Aufficht jeder 
Mißbrauch verhütet werden kann. Namentlich wird dem 
MWiederverfaufe der eingezogenen Schuldbriefe durch deren 
baldige Vernichtung oder eine, den Verkauf unmöglid) 
machende Bezeichnung (Stempeln, Durchſchneiden ꝛc.), 
Prüfung der Rechnungen und Bergleihung der vorräthi- 
gen Urkunden entgegen gewirkt. 


x‘ 


Wie die in England lange Zeit hindurch geſchah. Won 1793 — 1816 
ftieg die Schuld jährlih, ungeachtet der ununterbrochenen Tilgung. 
Es waren in diefer Zeit 284 Mill. mit einem baaren, Aufwande von 
175 Mil, getilgt worden. Die ganze geborgte Summe belief fidy aber 
in diefen 23 Yabren auf 870 Mil. Pf. St. Nach Abzug des getilgten 


‚Betrages war die übrigbleibende confolidirte Schul : 


1793 29 Mil. Pf, St. 
1816 816 » » 
alfo ‚mehr 586 Mill. Pf. St. 


. Pebrer, 1, 294. — Nebenins, 1. Ausg. Anh. S. 53. — Nach 
einer anderen Berechnung (Marshall, I,211) find in dent genann- 
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sen Zeitraume- 883 Mil, Pf. St. neu fundirt worden) was nach Ab⸗ 
zug der getilgten Summe einen Anwachs von 599 Mil. Pf. anzeigt. 
— Mit Enſchluß der fchmebenden Schuld und nach Abzug des getilgten 
Theiles waridie ganze Staatsfchuld As 


| 1793 233-733,609 Pf. St, 
Anwachs im Kriege bis 1801 295"105,668 
Anwachs von 1802 — 16 335.983,164 
Stand vom 1. Febr. 1816 864 822,441 Pf. St. 


Bis 1827 wurde die von der Tilgecafle eingelöfte Summe von Staats. 
papieren noch als ein Theil der gefammten Schuld aufgeführt, weßhalb 
man die ganze und die noch nicht getilgte Schuld unterjeheiden mußte. 
So war am 1. Febr. 1827 


die ganze fundirte Schuld 1,294-744,186 Yf. 
der hiervon getilgte Theil 489:057,554 » 
alfo die nit getilgte Schuld 7 783°801,740 » 
biezu die ſchwebende 24-565,850 Pf. 
wahre Schuld 808°367,590 Pf. 


von 1823 an wird nur noch die nicht getilgte eigentlihe Schuld in den 
Rechnungen aufgeführt. 


(5) Dieß zeigt fih befonders, wenn man Obligationen nach dem Curie 
einloͤßt und diefelben bei neuen Anleihen au unter dem Nennbetrage 
ausgiebt. 1793 — 1815 wurden in Großbritannien mit der zur Tile 
gung verwendeten Summe für 14 Mid. Pf. weniger Obligationen ein⸗ 
gelößt, als man, nach den Preife der contrahirten Anleihen, für gleie 
hen Betrag zu verfohreiben genöthigt war. In Frankreich entſtand 
ein Bertuft von 105 Mil. Fr. am Schuldſtamme daraus, daß man 
im Durchſchnifte jeden Sranten Rente für 183 Sr. zurüdfaufte und zus 
gleich bei den neuen Nentenvertäufen nur 193 $r. dafür erhielt. Mar- 
shall, II, 212.— de Gasparin et Reboul, ©, 45. 


$. 522%, 


Demnach erfcheint eine freie Tilgungsweiſe, im Ge: 
genſatze des firengen Zilgeplaned, als zweckmaͤßiger. Sie wird 
nad folgenden Regeln eingerichtet: 

4) Alle getilgten Obligationen werden fogleih als erloſchene 
Forderungen, deren Verzinſung aufhört, behandelt und 
in ‚der Berechnung des Zinsbedarfes nicht ‚mehr berüd: 
fichtiget, fo dag fie Kein fcheinbares Guthaben der Amor: 

— tiſationscaſſe nach fich ziehen, fondern geradezu der Staats⸗ 
caſſe eine Ausgabeverminderung bereiten. 

2 Nur die Summe, welche jährlich) von den Staatseinkünf: 
ten nach ber Beftreitung ‚der anderen ‚nöthigen Ausgaben 


, 


übrig bleibt, wird zur Tilgung verwendet. Hat man kei⸗ 
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nen folchen Ueberfchuß, oder. wird: es fogar nothwendig, 
noch zu borgen, fo fteht die Zilgung fill. 
be Dieß fchließt jedoch die Feftfegung eines Tilgebetrages im. 
Boranfchlage ' nicht aus, wenn man bei der Entwerfung 
deſſelben einen. muthmaßlichen Ueberfchuß vorausfieht. Es 
iſt fogar rathfam, unter der Vorausfegung, daß die be 
ftehenden Berhältniffe in der Verwaltung fortdauern wer: 
den, fih an eine gewilfe Regel zu halten, und eine ge 
wife Quote der Schuld. jährlich ſchon im Voranfchlage 
zur Tilgung auszufegen, ohne fidy jedoch auf. längere Zeit 
zu binden, Erſcheint dann beim Abjchluffe der- Rechnun: 
gen noch ein weiterer verwendbarer Ueberſchuß, fo fann 
er zur Beichleunigung des Zilgeneichäftes beigezogen: wer: 
den. Auf dieſe Weiſe wird für jede Etat3periode der Plan: 
für das Zilgegefchäft neu aufgeftellt, der übrigens feinem 
Inhalte nach längere Zeit hindurch derfelbe bleiben Tann, 
wenn es die Ilmftände ratbfam machen (a). 


Ca) In Baden wird auf je 2 Jahre der Tilgeplan feſtgeſetzt. Man bat in 
denlegteren n Sinanzperioden (feit 1820) die Regel anhaltend befolgt, 1) den 
jährlichen Tilgebetrag um 5 Proc. der im vorbergehenden Jahre getilg«. 
ten Summe zu vermehren, was, feit der Ernggdrigung des Binsfußes, ” 
fogor mehr ausmadyt als die erfparten Binfen, ) für jede Vermehrung 
der Schuld 4 Proc. ihres Betrages zur Tilyung anzumweilen. 4 Proc. 
bei einem Sinsfuße von 5Proc. tilgt in_ etwas mehr ald 48 Jahren 
den Stamm, Mlle Älteren und neueren Schuldtheile bilden jede ein 
Ganzes, weßhalb jene Zahl von Jahren, auch wenn das bisherige Ber- 
fahren unverändert bleiben follte, nicht anwendbar iſt. Beifpiele aus 
dem Budger für 1835 und 36: 


1834 waren getilgt worden 240,569 fi. fr. 
‚Hierzu 4 Proc. für 719,968 fi. neu uͤberwie— 
ſche Schulden 3,599 » 50 » 
243,168 fl. 50 fr. 
Hiezu 5Proc. gefchlagen 12, 208 » 26 » 
fo ergiebt fih der Tilgebetrag pro- 1835 256,377 fi. 16 fr. 
Hierzu abermals 5 Proc. 12 ‚818 » 51 » 
rast. Tilgung pro 1836 269,196 fi. . Tr. 


1 zn der 2, Kammer v. 1835. Beil. H, Bi z An — 
i 1— 37 der Tilgebetrag auf Z Proc. der Schuld geſetzt, welches 
878,000 fl. ausmacht. 2 | 


j 593, 


Wie ſich der, bei der Entwerfung eines Tilgeplanes feftzu- 
ſetzende jährliche Betrag, der Tilgung. zu der ganzen Schrild 
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verhalten folle, darüber kann keine allgemeine Regel aufgeftellt 
werden (a), vielmehr hat man ſich nach den Umftänden zu rich 
ten, und zwar vorzüglich - 

1) nad) der Steuerfähigkeit der Bürger und dem jebesmaligen 
Umfange des Bedarfed für die Ausgaben der Staatvers 
waltung, 

2) nad) der Größe der Schuld, weil, je höher diefelbe ift, und 
je fpäter daher, auch bei günftigen Zeitverhältniffen, ihre 
gänzliche Abtragung zu erwarten ift, deſto nachdruͤcklicher 
auf ihre Verminderung hingewirkt werben follte (b). 

Es liegt übrigens in der Natur der Sache, daß bei dem 
Kortrüden der Tilgung die jährlich dazu verwendete Summe, 
ſelbſt wenn fie nicht durch Zinserfparungen verftärft wurde, eine 
immer größere Quote werden muß. Wird bei neu hinzukom⸗ 
menden Schulden nur die anfängliche Quote zur Tilgung ange 
wieſen, fo entfieht hieraus eine Verzögerung ded ganzen Tilge⸗ 
geſchaͤftes (e). | 


Ca) v. Gönner a. 0.9. S. 67. glaubt, man braude nicht über 1 Proc, 
Pe zu verwenden und es fönnte auch ſchon 3 Proc, binreihent 
ein. ' 


(5) Jetzige Staatsfhuld und Tilgebetrag einiger Staaten. 
1. Rußland. Die Schuld ift erft unter Katharina II. entſtau 
den. Sie wurde amtlich für den 1. Jan. 1834 fo angegeben: 
1. Terminſchulden. | 


a) hollaͤndiſche Anleihen 82°572,000 fl. 
b) innere Schulden 
in Silber 1 974,672 Rub. = 3839,640 fl. 


in Affignationen 108141,718 Rub. Pap. = 58°368,968 fl. 
2, Rentenfchulden 

a) zu. 6Proc. | | 
in Gold u. Silber 6935,672Rb,Silb.— 13°486,025 fl. 
in Affignotionen 230°267,871 Rub. Dap. — 124:248,705 fi. 
b) zu 5 Proc. in Silber 107:391,840 Rub. — 207:068,239 fi. 
Summe 489583,677 fl. 

Dazu unverjinslih, Banfaffignationen, im Betrage 

von 595°776,310 Rubel Pap. oder 321.470,968 fl. 


Hauptfumme 811-054,645 fi. 

Schubert, Handb, der allg. Staatenfunde, I, 351. — (Zum Bes 
bufe des Anſchlages auf den Kopf ift Die polnifche ge. ab» 
Buben - in jener Summe die polnifhe Schuld niht mit bes 
griffen ift. 

U. Defterreid, Der Schuldenftand v. 1822 foll 539°400,000 fi. 
der von 1833 nur um 144,700. höher gewefen fein. Dieß giebt im 
244 fl, Fuße 660°942,000 fl, Die Einkünfte des Tilgefonds beliefen 
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fi) im. Oct, 1832: auf 8.084,031 fl, im12O fl Fuß, oder an 1, Proc, 
Zu neuen Anleihen fol (Patent v. 1. Oct. 1829) nicht; unter. 1 Proc. 
Tilgebetrag angejeßt werden.  Nähme man an, daß die fpäteren An« 
leihen nur zur Abtragung Älterer Schulden beftimmt waren, was je- 
doch fehr zweifelhaft ift, fo ließe fi, da von-1833 — 1836 25— 26 
Mid. fl. eingelößt: worden fein mögen, die heutige Schuld auf 509 
— 514 Mil, fl. in 20 fl. Fuß anfchlagen, fie ift jedoch vermuthlich 
etwas höher. Vergl. Feller, Archiv, S.180 d. 3,9. 
II. Sranfreid, f. $.520.. Ohne die Leibrenten 4218 Mil. Sr. 
Zur Umortifirung wurden 1835 angewendet | 
Dotation | 44-616,000 $r. 
Detrag der, auf dem Namen der AUmortifa- | 
cafle eingetragenen (getilgten nicht an« 
nullirten) Renten 25-.171,553 Sr. 


Sunme 69°787,553 $r- 
Bu Ende des 3. 1836 befand fi) die Schuldentilgecaffe iu Befige 
von 27'298,922 Zr. eigener Renten. 

IV. Sroßbritannien. Wenn man die Obligationen nach dem 
Nennbetrage anrechner, fo erhält man eine Summe, welche größer 
ift als der Aufwand, mit dem jetzt die ganze Schuld abgezahlt wer- 
den könnte, Indeß ift diefe Berechnungsart doch der andern, nad) 
dem jedesmaligen Curfe, vorzuziehen, welche eine fehr veränderliche 
Summe geben würde. 

Stand v. 5. San. 1836: 

A. Britifhe Schuld 


1) in 3Proe. | 
confolidirte Annuitäten (consolidated 
annuities, fur; consols) 356:768,253 Pf. St. 
reducirte A. (reduceda.) 125:851,977 2 
a, der Bank von England 11:840,591 >» 
Der Sudfer-Compagnien 10:144,584 >» 
504605,412 Pf. ©t. 
2) in 31 Proc. Cältere und neuere) 220'855,855 Pf. St. 
3) neue 5 Proc. 438,240  » 
Summe A. 725°899,507 Pf. St. 
B. Irlaͤndiſche Schuld * 
1) in 3Proc, 2:795,584 Pf. St. 
2) in 34 Proc. 27217343 2 
8) in 4 Proc. an die irländifche Banf 1'615,384 > 
4) in 5 Proc. (größtentheils ebendahin) 1°022,046 >» 


Summe B. 32°650,358 Pf. St. 
Summe von A und B oder ganze fundirte 

Schuld ee » 

C. Schatzkammerſcheine 29:088,950 » 
KHauptfumme 787°638,816 Pf. Gr. 
oder 9451°665,792fl. f. Mac Culloch, Statist. Account, II, 537, 
— Hierzu fommen nody die Zeit und Leibrenten, die nad, ihrem je« 
Kigen Werthe im Jahr 1833 auf 27°431,900 fi. angefchlagen worden 
find. Die Schuld ift fo ungeheuer groß, baß es dienlich iſt, ſie durch 
verſchiedene Mittel der Einbildungskraft zu verdeutlihen, was z. B. 


auf folgende Weife geſchehen kann. Zaͤhlt man Kronthaler dicht ne— 
ben einander in einer Reihe, fo nehmen 15 — badiſche Fuß 


Rau polit, Oekon. Ir Bd. 2, Abth. 





ein, alfo obige Summe 18,903 geogr. Meilen oder Z3mal den Um⸗ 
fang der Erde (85400 M.). Schichtet man Krontbaler zu einer Säule 
auf, fo gehen 23 Stüde auf 2 bad. Zolle, folglich 3215,* Fuß auf 
4 Mil. A. und jene 9451 Min. fl. bilden eine Säule von 1230 Meie 
len oder faft dem anderthalbfachen Erdhalbmeſſer. Ferner wiegen 16, 
Kronthaler 1 , alfo giebt die genannte Summe ein Gewicht von 
2-071,371 Eentnern, die von 115,076 Pferden Gu 18 Gentnern) auf 
28,769 Afpännigen Wägen fortgebradht werden könnten. — Ein fefter- 
Zilgungsberrag läßt fi nicht angeben. Im Laufe des Jahres 1835 
wurde die Schuld um 3°818,758°Pfd. vermindert. In jedem Quar⸗ 
tale wird 4 von dem Ueberfchufle, den die Finanzverwaltung Der 
letztverfloſſenen 4 Vierteljahre gegeben bat, zum Ubtrage verwendet, 
alfo z. B. vom 12, Oct. 1836 — 5. Ian. 1837 449,000 Pf. weil der 
Ucberfhuß vom 5. Juli 1835 — 1836 1:796,003 Pf. betrug, vom 7. 
San. — 8. April 1837 aber 678,652 Pf. weil vom 16. Det. 1835 — 
36 ein Ueberfchuß von 2712,211 Pf. fich ergeben hatte. 


Ve prenten Stand 1833 ($. 507 (5)) 174868,830 rthlr. 
oder Min. fl. Hierzu kommt die Berdopplung der Eaflenan- 
weifungen, 5.489, durch melde, bis die Einziehung der älteren Stüde 
erfolgt, die Schuld auf 192 Mit, rth. fteigt. Zur Tilgung werden 
jegt 2'739,989 rthlr. jährlich ausgegeben. 


VI. Spanien gehört unter die am tiefften verfchuldeten Staaten, 
die gegenwärtige Zerrüttung verhindert aber einen Haren Weberblid 
der Schuldenverhältniffe. Nah Borrego (Der NRationalreichtbum, 
die Finanzen, die Staatsſchuld des K. Spanien, deutih von Kot- 
tentamp, 1834. ©.50) fol die gefammte Schuld zu Ende des J. 
1833 folgende gewejen fein: Zr 


1. Berzinfet a) liquidirt - 12,064 Mit, Realen 
b) nicht liquidirt 3,800 » » 

a , 15,864 Mill. Realeu 
'2) nicht verzinfet a) Rüdftände 10,148 >» » 


b) fhwebende Shud 185 » >» 
27,908 Mil. Realen 


oder 3535 fl. Undere Angaben im 3, 1834 benennen eine geringere 
Summe, nämlih Cin engliſchem Gelde) : | 
1, Auswärtige Schuld von 1804 an mit 
rüdftändigen Binfen 75'900,000 Pfd, St. 
2, Einheimiſche | | 146:780,000 »  » 
222°680,000 Pfd, ©. 
wad 21,094 Mil. Nealen oder 2672 Mit. fl. beträgt, In den letz⸗ 
ten Jahren iſt die Echuld beträchtlich vergrößert - worden und wahr⸗ 
ſchein lich konnte die Vorfchrift des Decrets von 1834, daß von der 
neuen 5 procentigen Schuld jährlih 4 zu tilgen fei, nit zur Aus- 
führung kommen, — | ee 


VII. Baiern, Die abwechſelnd geftiegene und durch Abzahlungen 
verminderte Schuld des ————— belief ſich 1727 auf 26 
Mil, fl.,, Die man mit einem jährlichen YAufwande von 840,000 fi. 
in 36 Jahren zu tilgen befchloß. Die Ausführung gelang aber nicht. 
1749 fegte man 722,000 fi. jährlich zur Abtragung der damaligen 
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34 Mill, neueren und 6 Millionen Älteren Schulden Aus, und nach⸗ 
dem der 7jährige vr eine Verzögerung bewirft hatte, wurde bis 
1777 die neuere Schuld auf. 9 Mill. herabgebracht. 1780 war. diefelbe 
auf 19 Mill. geftiegen , 1793 wieder auf 12 Mil, erniedrigt. Die 
Wirkung der Kriege war eine Erhöhung bis 118 Mill, im 3,1811, 
worunter 19 Mill, Zablungsrefte aus dem ordentlihen Staatsdienfte. 
1818 berechnete man die Schuld auf 98699,000 fi. Stanım und 2 
Mil. A. Zinsrüdftände, 1825 auf 110°337,274f, Hiezu traten in 
der Periode von 1825 — 31 nicht bloß an 9Mill. Tiquidirte und ein» 
ewieſene ältere Schulden, fondern auch 6400,000 fl. Anleihen zur 
Dedung des Ausfalls in der Periode von 1819—25, ferner 11 Mid, 
568,910 fl. Anleihen der Penfionscaffe, $.518 (7), da aber aud) fort« 
wäbrende Abzahlungen geſchahen, fo beitand die ganze Schuld am 
1. Oct. 1831 obne die Zinsrudftände 


in den älteren 6 Kreifen 125°721,988 fi. 
im Untermainfreife 6 417, 135 » 
132139,124 fi. 

Am 1, Dct. 1832 war fie 129-138,518 fl. 


Dagegen befaß die Schuldentilgecafle auh ein Activvermoͤgen von 
16°602,773 fl., wovon indeß das Guthaben von 126820114 an die 
Penfionsamortifationscafle abgezogen werden muß,‘ weil dafür diefe 
Caſſe eine gleich große (freilich aus eigenen Mitteln 3 tilgende) 
Schuld bat. Nah Abzug der anderen activa mit 3°920,7595. bleibt 
ein reiner Schuldenftand von 125°217,759 fi. Tilgebefrag von 1831 
—37 878,000f. Um diefen im —— zur. St fe der Schuld zu 
würdigen, muß von vorfiehenden 125 Mit, au noch Die Penfions- 
ſchuld abgezogen werden. Material bei von Muffinan, Geſchichtl. 
Ueberf. u. Darftellung des baier. Staatsfchuldenwefens, 1831, und 
Berhandlungen der 2, Kammer von 1834, Beil, I, 183 — 280, II, 
78 — 194.— Um 1. Oftob, 1835 war die Schuld 130860,547, das 
Activvermögen 19.131,374 fl., wovon etwas uber 15 Mill, der Pen» 
fions-AUmortifationscafle geliehen waren, es bleiben alfo gegen 4 Mill. 
reines Activvermoͤgen und nad) deffen Abzug 126 Mil. reine Schuld. 


VII. Nord-Niederland oder Holland, Das Schuldenweien 
diefes Staates iſt fehr verwidelt und ſchwer zu uͤberſehen. Die äls 
tere Schuld belief fi) auf 1264 Min. fl., welde, mit Ausnahme von 
7 Mill., unter der franzöfifchen Herrichaft auf 4 reducirt wurden, 
$. 917Ca). Bei der Herftellung derfelben auf die urfprängliche Größe 
wurden ‚neue Obligationen ausgefertige nnd zugleich wurde ein neues 
Darleihen mit diefer Maafregel verfiochten, jo daß man für eine ge- 
wife Ouantität älterer Obligationen und eine baare Daraufzahlung 
von 100 fir eine Infeription von 2000fl. der zu 24 Proc. verzinslichen 
oder „wirfliden’ und von 4000 fi. der noch nicht verzinslichen 
oder „ansgeftellten” Schuld erhielt. Durch diefe Maaßregel 
entftand im Jahr 1815 folgender Betrag : j 

wirkliche Schuld zu 24 Proc. 573 Min, fl. 
ausgeftellte 1146 » > 
Nachfolgende, zum Theile ziemlich unvortbeilhafte, Anleihen zur Des 
dung des oft wiederkehrenden Ausfalls brachten mehrfachen Zuwachs 
hervor. Zu Anfang des J. 1829 wurde angegeben: 
1) wirflihe Schuld 780 Mil, 
2) ausgeftellte 340 >» 
25* 


3) Ayproc. Schuldfheine des Amortifſement⸗ 
Syndicate 89 Mid. fl. 
. 4) 2tproc. Domänen » Loosrenten 14 » » 
ſ. (Dfiander) Gefhichtlihe Darftellung der niederländ. Finanzen 
jeit 1813." Amſterd. 1829, 

Die Kriege und Rüftungen gegen Belgien erforderten neue Opfer, 

Daher ftand die Schuld zu Ende 1833 folgendergeftalt: 
1) „wirkliche“. Schuld zu 24 Proc, (Integrale) 780°000,000 fl. 

1 


2) neue Anleihe zu 5 u. 6 Proc. 92-900,000 » 
3) Syndicatsobligationen zu 44 Proc, _ 107°000,000 » 
31» 29-100,000 » 

4) Domänen-Loosrenten gegen 20:000,000 » 
Summe der Binsfhuld 1129 Mid, Al. 
Ausgefiellte (todte) Schuld « » =» * . .  816'691,600 fi. 


f. Dfiander, Geſch. Darjtell. d. niederl. Finanzen von 1830—33. 
Sturtg. 1834. — Um 13. April 1836 genehmigte die 2, Kammer >. 
Generalftaagen folgende neue Anleihen : 

1) Aproc. oftindifhe Schuld, zur Einlöfung der 

5proc. Staatsfhuld beſtimmt, auf das Ber: 
mögen und die Einfünfte in Oftindien hy» 
‚potbecirt „” 140 Mit, fl. 

2) eine andere überfeeifhe Sproc. Schuld, wel» 

de dazu dienen fol, a) die, auf den Colo—⸗ 

nien haftenden Schulden an das Amortifa- 

tions · Syndicat abzutragen, b) die Bor- 

ſchuͤſſe derſelben Eafie zur vollſtaͤndigen Ver⸗ 

zinſung der Nationalſchuld (i. B. von 16 

Mill, 800,000 fl.) zu erftatten 5 3 2 
3) Zur Berzinfung desjenigen Theild der Schuld, 

welcher, nad dem früber gefchloflenen, aber 

noch unvolljogenen Bertrage auf Belgien 

falten fol, im Jahre 1836 fol die Sum⸗ 

me von 8-400,000 » 

von der Caſſe der Colonialbefißungen ger 

getragen und derfelben fpäter mit den Binfen 

wieder erfegt werden. 

Hiervon fheinen mwenigftens die unter 2) b. und 3 angegebenen 
Anteiben, zuſammen 25°200,000 fl. eine Vermehrung der ganjen 
Schuld zu fein, deren verzinslicher Theil Demnach auf mindeftenst159 
Mil. fl. anzufhlagen fein mag. 

IX. Hannover. Ganze Schuld 1833: 15 Mil, rthlr. oder 27 


Mill. fi. ZurTilgung find 1834/36 320,000 rtbir. angewiefen worden, ' 
wozu aber erfparte Binfen fommen, fo daß fon 1833 im Ganen 
45 


‚868rthlr. zu Diefem Zwecke verwendet, werden fonnten. Ubbe- 
lohde, &.378, 381, 

X. Sadfen. Bu Ende 1836 12°321,005 rthlr., nebft 21 Mid, un 
verzinsliher Schuld (Eaffenbillets), alfo zufammen 14731,005 oder 27 
Min. fl. — Jetziger Tilgebetrag 1 Proc. mit Zuſchlag der erfparten 

xl. Württemberg, Schuld am 30.Yuni 1835 25°792,054 fl 


BB 1332—35 jährlih 526,738 fi, 
U. Baden, 30, Mai 1835, 10510,935 f, ſ. 6,507. 
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(c) Es fei 3.3. die Schuld 100 Mill., die jährlihe Verwendung 14 Mil, 
+ oder foviel Procente, Hätte man mit 1°Proc. angefangen und do» 
tirte daber die Caffe für eine neue Anleihe von 20 Mill. nur mit 
200,000 }l., fo wäre num die ganze Ausgabe von 1:950,000 ‚nur noch 
1,615 Proc. der gefammten Schuld, ftatt 1,75, Man müßte daher 
„um diefen Ruͤuſchritt zu verhindern, für die hinzugefonmmenen 20 
Millionen ebenfalls 13 Procent oder 350,020 fi., d. h. im Ganzen 
2-100,000 fi. beftimmen, fals diefe ftärtere Summe ohne. Schwierige 

keit aufzubringen ift, 
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Was die Tilgungsart der einzelnen Beftandtheile der Schuld 
betrifft, fo ift zuvörderft zu unterfuchen, ob man die Heims 
zahlung (remboursement) nad) dem vollen (Nenn⸗Betrage, 
oder den Einkauf der Schuldurfunden nach ihrem Börfenpreife 
(Ruͤckkauf, rachat) vorziehen folle, wobei man wieder bie 
verzinslichen Obligationen von dem. Papiergelde unterfcheiden 
muß. Bei den Obligationen fteht dem Ruͤckkaufe in dem Falle, 
wenn man fie nicht fir vol, fondern nur nach einem niedrige: 
ren Gurfe ausgegeben hat, nicht dad Mindefte im Wege. Der 
Darleiher erfcheint bier ald Käufer einer Nente, die blos zur 
Bezeichnung des Zindfußes, und um dad maximum des Eins 
loͤſungspreiſes auszudrüden, ald Zins eined Nennbetrages dars 
geftellt wird, und da jener fich feloft auf den Curs flügte, fo 
ift es natürlich, daß er nur nach diefem befriediget wird. Ue— 
berhaupt ift die Regierung zwar aus allgemeinen Gründen vers 
pflichtet, fich die Tilgung angelegen fein zu laffen, aber nicht 


390 s 


gegen bie Inhaber folcher Obligationen zur Heimzahlung ver: 
bunden. - Eine Folge diefer Zilgungsart ift, daß man mit der 
Zunahme des allgemeinen Wohlftanded und bed Staatöcrebites 
von Jahr zu Jahr höhere -Preife bezahlen -muß-und daß auf 
diefe Weife die Staatögläubiger anfehnliche Gewinnfte machen (a). 
Diefe Steigerung der Tilgungskoſten kann deſto weiter gehen, 
um je tiefere Gurfe man zur Zeit“finanzieller Bedrängnig und 
wegen‘ des niedrigen gewählten Zinsfußes die Obligationen aus: 
gab, $.495. Die hierdurch entftandene Verzögerung und Er: 
fehwerung der. Schuldverminderung ift ein unverfennbarer Nachs 
theil, und wenn die Obligationen in. häufigen Verkehre find, 
fo werden die Gewinnfte aus dem fteigenden Curſe nit einmal 
denen zu Theil, welche zur Zeit, ald die Anleihen gemacht wur: 
ben, die Wagniß auf fi nahmen. Diefe unvortheilhaften Wir- 
kungen des fich mehr befeſtigenden Credites find ‚nicht zu befeiti- 
gen, auch hat diefer zu. großen Nugen in anderen Hinfichten, 
in der- Erleichterung neuer Anleihen. und der Zinsherabfegung, 
als daß man dem Steigen ber Curſe entgegenwirken dürfte, 
Doch ift es wenigftens nöthig dafür zu forgen, daß diefelben 
nicht noch kuͤnſtlich durch die Einkäufe für die Regierung in die 
Höhe getrieben werden, weßhalb man die zum Rüdfauf be= 
flimmte Summe gleihmäßig unter die verfchiedenen Börfentage 
vertheilen und öffentlid; befannt machen muß. Hat eine Art 
von Obligationen dad Part überftiegen, fo hört der Ruͤckkauf 
auf und es bleibt, wenn man nicht die Tilgung 'derfelben ganz 
einſtellen will, nur die Heimzahlung übrig (2). 


(s) Die franzöf, 5 proc. Renten wurden zurüdgefauft 
| 1815 zu 57,33 18: 
5 


97 23 zu '86,®: 
17 64,8 23 100,98 _ 
18 70,5: 25 103,97 
19 69,10 30 9,° 
20 75,53 31 89,5% 
21 85, 32 8701 
22 89,99 33 100,93 


(6) In Zranfreih wurde 1831, auf Lafitt e's Antrag, geſetzlich verord⸗ 
net, daß die Dotation der Amortifationscaffe von 40 Mit. Sr. um 
ter die Haupttheile der fundirten Schuld, nämlich 5, 44 und 3 Proe. 
nach Verhältniß ihrer Größe vertheilt und jeder Art von Obligatio- 
nen ber ein Tilgefonds insbefondere gewidmet bleiben folle, 
(Die Ubfiht Lafitte's war, biedurd die Verwendung des Zilge- 
ſtammes gu anderen Ausgaben zu erfhweren, indem fie als -eine Wer 
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fürzung einer befonderen Clafle von Staatsgläubigern erfcheinen wärs - 
de.) Sobald eine Elafſe von Schuldbriefen über Pari kommt, wird 
fie nicht mehr zurüdgefauft und der ihr beftimmte Theil der Einkünfte 
einftweilen anderweitig angelegt Canfänglich in bons du tresor, feit 
dem Gefetz 9.17. Aug. 1835 in. Renten) und fpäter,' wenn der Eurs 
wieder. finfen follte , wieder für fie ausgegeben. (Mit der Zeit wird 
man fid) doh zur Aeimjahlung der 5Proc. in Pari entſchließen mife 
fen). It eine Elaffe ganz getilgt, fo’ faͤllt der zugehörige Theil des 

Tiigevermoͤgens der, Staatscaffe zu. Die, für die — T ung 
der 5 Proc, erworbenen Renten betrugen zu Ende 1 Thon Mi 
765,811 $r. in 4, und 1'410,090 $r. in 3 Proc,, alfo entjprechen fie 
einem Eapitale von 166°148,275 Sr. in beiden Arten: von Obligatioe 
nen, ui Aa 3 

d» 5235. 

Iſt man in der Wahl der rüdzufaufenden Obligationen un: 
gebunden, fo muß man diejenigen wählen, deren Einkauf am 
vortheilhaftefien if. Hierbei hat man auf folgende zwei Um⸗ 
flände zu achten (a): | 

1) Seßiger Curs der verfchiedenen Obligationen. Stehen 5.8. . 
die 3 procentigen zu 79,*0 Fr., die 4 procentigen zu 99,*° 
Fr. (5), fo ift es für den Augenblick nüglicher, 4Procents 
zu kaufen, weil eine Summe von 10,000 Sr. auf diefe 
MWeife eine Rente von 402,*" tilgt, in 3 Proc. angelegt 
aber nur 377,°?, alfo 24,°° Er. oder 4 Proc, der ausge⸗ 
gebenen Summe weniger. | 
Mahrfcheinlichkeit de3 baldigen Steigend ber verfchiedenen 
Arten von Schuldbriefen, wodurd der Einkauf derfelben 
fpäterhin immer mehr erfchwert wird. Wenn in dem vos 
rigen Beifpiel die 3 Procentd nur auf 79,°° fliegen, und 
um diefen Preis im folgenden Zahre eingelößt werden foll- 
ten, fo gienge ſchon der einjährige Mehrbetrag der eripar: 
ten Zinfen verloren. Bei den Papieren von niedrigerer 
Berzinfung hat eine folche Curserhöhung den weiteften 
Spielraum. Man muß defhalb immer nad) ben Zeitum: 
fländen und nach den Erfahrungen der jüngftvergangenen 
Sabre beurtheilen, ob eine ſolche Gurderhöhung wahrſchein⸗ 
lich und daher eine Abweichung von ber, aus den gegens 
ne Eurfen nach Nr. 1. abgezogenen Regel rath- 
am ift. | 


(a) De Gaspärin et Reboul, ©.75. 
(5) Eurs der Parifer Renten, 9. Dec, 1836, 


2 


— 


* 
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Sind die Anleihen ohne Verfchreibung eines höheren Nenn: 
betrages abgefchloffen worden, fo verfteht es fih, daß in dem 
(feltenen) Falle, wo man die Heimzahlung nach Verlaufe einer 
beftimmten Zeit verfprochen ‚hat, die Tilgung nur in der ver: 
heißenen Weile zuläffig if. Doc liegt ed in der Natur ber 
Sache, daß man auch in den anderen Fällen, ohne Zahlungs: 
verfprechen, doch auf den Nennbetrag der Obligatidnen einen 
größeren Werth legt und deffen Erftattung von der Regierung 
erwartet. Sind die Schuldbriefe unter denfelben geſunken, fo 
zeigt dieß eine Abnahme des Grebited an. Benutzt die Regie 
rung diefen Curs zum Ruͤckkaufe, fo beftärkt fie die Gläubiger 
in ihren Beforgniffen und erichwert fich Eünftige Anleihen, tilgt 
fie aber nach dem vollen oder Nennbetrage, fo bringt fie ein 
Steigen bes Curſes und eine Befeftigung ihres Gredited zu 
Wege. Bei einer nicht uͤbergroßen Schuldenlaft und bei einem 
nicht viel oder nur kurze Zeit hindurch gefunfenen Eurfe verdient 
daher die volle Heimzahlung den Vorzug, zumal da man vor- 
ausfesen kann, daß ein beträchtlicher Theil der Obligationen 
noch nicht verkauft worden ift, weßhalb dann die urfprünglichen 
Gläubiger oder ihre Erben vor dem Verluſte bewahrt bleiben, 
ben ihnen der Verkauf um einen geringeren Preid zufügen würde. 
Gemeinden, Stiftungen ꝛc., welche ihr Vermögen dem Staate 
leihen, und fo auch viele begüiterte Privatperfonen, behalten die 
Schuldbriefe lange Zeit und würden fehr verkürzt werden, wenn 
ein Preis derfelben unter Pari von der Regierung gleichfam an- 
erfannt und zur Richtfehnur genommen wird. 


$. 527. 


Indeß giebt ed Umflände, wo man diefen Weg zur Erhö: 
hung des Gredites nicht einfchlagen kann, wenn naͤmlich 

4) der Curs durch ungünftige Umftände fo weit herabgegan: 

gen ift, daß man das zur Heimzahlung im vollen Be— 
trage erforderliche Opfer nicht zu bringen vermag, 

2) wenn ein folcher Curs lange angehalten hat, fo daß die 

meiften Obligationen im Verkehre an andere Eigenthümer 

gelangt find und * Verkaͤufer einen Theil des, aus 
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‚der Gurderniedrigung entflandenen Verluſtes getragen hat. 
Dieß hat die Folge, daß die, von einer Heimzahlung be: 
wirkte Erhöhung des Curſes größtentheild nur folchen Be: 
ſiitzern der Papiere zu Gute fommen würde, melche biefel- 
„ben erft kürzlich an fich gebracht haben und hierbei einen 
2unverdienten Gewinn machen. 

Sind VBerhältniffe diefer Art eingetreten, ſo kann von der 
vollen Heimzahlung nicht die Rede ſein. Der Ruͤckkauf verletzt 
Niemand, weil kein Glaͤubiger ein Recht auf die Erſtattung der 
geliehenen Summe hat, und keiner gezwungen wird, ſeine 
Schuldbriefe an den Staat zu verfaufen, auch koͤnnte der Scha⸗ 
den, den viele Stoddinhaber erlitten haben, ihnen auf feine 
Meife erfegt werden (a). E3 kommt daher nur darauf an, für 
die Zufunft die Staatögläubiger vor ähnlichen Beſchaͤdigungen 
zu bewahren. Auch in diefem Falle ift es nicht möglich, der 
Folge auszuweichen, welche aus der beginnenden und fortjchrei- 
tenden Erhöhung des Curſes für den zur Zilgung erforderlichen 
Aufwand hervorgeht. Diefe Maafregel ift nicht mit einem parz' 
tielen Banferotte zu verwechleln ($. 517), der dann ftatt finden 
würde, wenn man den gegenwärtigen oder einen etwas höheren 
Preis der Obligationen gefeslich feftitellte, d. h. ihn zum Nenn: 
betrage der Schuld erklärte und in Gemäßheit diefes — 
auch die Zinſen verhaͤltnißmaͤßig herabſetzte. | 


Ca) Husgenemmen etwa Gemeinden und Stiftungen. 


$. 928. 

Bei der Heimzahlung ift noch zu unterfuchen, nach welcher 
Negel man die einzelnen Obligationen früher oder fpäter zu tik 
gen babe. 

4) Iſt der Zinsfuß derfelben ungleich, fo macht man mit be 
nen den Anfang, welche die höchften Zinfen tragen, man 
zahlt zuerft alle Sprocentigen, fodann die 44 procentigen 
ab u. ſ. f., ed wäre. denn, daß rechtliche oder politifche 
Gründe es noͤthig machten, einzelne höher verzinsliche 

Schuldpoſten laͤnger ſtehen zu laſſen. 

2) Unter den Obligationen, welche gleichen Zinsfuß haben, 

kann der Vorzug der fruͤheren Tilgung beſtimmt werden 


394 


a) durch die Anmeldung einzelner Gläubiger, die vor 
den übrigen heimgezahlt zu werben wünfchen; 

b) fodann, wenn han mehr Tilgungsmittel hat, als die 
Anmeldungen betragen, durch das Loos, indem eine 
gewiſſe Anzahl von Obligationen:Nummern. gezogen 
und den Befigern der entfprechenden Schuldbriefe 
aufgegeben wird, die ihnen beflimmte Zahlung nad) 

einer gewiffen Zeit, z. B. nach 3 Monaten, in Ems 
- »fang: zu nehmen, ober 

o nach dem Alter der Obligationen, w wobei aber unter 
denen, die gleiched® Datum haben, wieder dad 2008 
entfcheiden muß. Der Nuten dieſes Verfahrens beſteht 
hauptſaͤchlich darin, daß nicht, wie bei der allgemei⸗ 
nen Verlooſung b) ſtets alle Stocksbeſitzer in Beſorg⸗ 
niß geſetzt werden, vielleicht an die Reihe der Heim- 


zahlung zu kommen (a). 
(a) medt in Rau, Archiv, I, 43. 


i. 529. 


Auch die Einziehung eines unter das Pari mit Münze ge: 
ſunkenen Papiergeldes gehört unter die Maaßregeln ber Schul: 
dentilgung. Wie groß immerhin die Nachtheile fein mögen, die 
aus der allmäligen Preiderniedrigung diefer Art von Umlaufs- 
mitteln für den einzelnen Staatöbürger und die ganze Volks— 
wirthfchaft entfpringen, II, 8. 266. 267, fo ift doch, wenn bie 
Regierung den Entfchluß faßt, und die Mittel befist, diefe Ue— 
bel zu heilen, eine Vergütung der erlittenen Verluſte hier noch 
viel weniger möglich, als bei den geſunkenen Obligationen, weil 
das Papiergeld weit ſchneller umlaͤuft, als jene, und gerade die 
Furcht vor einem weiteren Sinken zum beſchleunigten Ausgeben 
der eingenommenen Summen anſpornt, Il, 8.268. Man kann 
daher nicht einmal das Steigen. des Gurfes beabfichtigen, weil 
ed nur neue Verwirrungen im Verkehre veranlaffen (1, 8.303, 
1 c.) und der Staatöcaffe, alfo den Steuerpflichtigen, eine 
größere Ausgabe bei der Einlöfung des Papiergeldes auferlegen 
würde, während die Theilnahme an dem hieraus entflehenden _ 
Gewinne höchft zufällig wäre. ine forigefegte Verminderung 
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des Papiergelde3 vermittelt des Einziehend nach dem jedesmali⸗ 
gen Gurfe ift folglich nicht zweckmaͤßig, vielmehr reicht es hin, 
wenn man nur den gegenwärtigen Curs feftftelt, fo daß Feine 
weiteren Schwankungen und Ungewißheiten mehr eintreten (a). 
Man kann fich hiezu des Ausgebens eines neuen Papiergeldeö be: 
dienen, welched man mit allen Kräften im Part zu halten fucht 
und gegen welches das ältere Papiergeld nach dem firirten Eurfe 
umgewechfelt wird (6). + Bleibt ‚dagegen ‚das letztere im Um: 
laufe, fo ift dieß, ungeachtet des unveränderlichen Preifes gegen 
Münze, doch, wegen der zwei neben einander „vorfommenden 
Geldwähruingen unbequem (co): Ob gleich nach diefer Maaß-⸗ 
regel die ganze umlaufende Geldmenge zu dem Bedürfnifje von 
Umlaufsmitteln nicht mehr in unrichtigem Verhaͤltniſſe fteht, fo 
ift doch eine Verminderung des Papiergeldes rathiam, um deſ— 
fen jedesmalige Einwechälung gegen Münze auf Verlangen jedes 
Beſitzers zu erleichtern, und das theils ind Ausland gegangene, 
theild müßig zurüdgeholtene Metalgeld wieder in Umlauf zu 
bringen, auch einem möglichen Sinken des Curſes deſto ficherer 
zu begegnen. Zu diefem Zwede dient das Ausgeben von ver: 
zinslichen Schuldbriefen, gegen welche ein Theil deö neuen Pas 
piergelded oder des alten nach dem firirten Curie eingezogen 
wird, und hiermit follte man fortfahren, bid das Staatspapier- 
geld ganz, oder wenigftens bis zu einem Betrage eingelöfet iſt, 
der, im Vergleich mit den finanziellen Hülfsmitteln des Staa: 
tes, feine Beſorgniſſe mehr erweden kann. 1 


Ca) v. Safob, I, $. 909 ff., vergl. auch Zorfell, Statiftil. von 
Schweden, ©. 316. | 

(8) Beifpiel: Die Ummechslung der Wiener Banknoten gegen Einloͤſungs⸗ 
scheine inı Jahr 1811, wobei jene zu 20 Proc, ihres Nennbetrages 
angenommen wurden, I, $. 315. Die Maaßregel hatte jedod nicht 
den erwarteten Erfolg, denn man vermochte das neue Papiergeld 
(Einlöfungsicheine) nicht im Pari zu erhalten, 

(ce) So in Rußland, wo der Eurs der Bantaffignaten gegen Silber auf 
360 ſtehen geblieben ift, und in Defterreih, bei dem Eurfe der Eine 
loͤſungt ſcheine von 250. In Schweden ift neuerlih der Curs des 
Staatspapiergeldes 23 rthlr. für 1 rthir. Silber, womit auch der je» 
sige Wechfeleurs von Hamburg auf Stodholm, 1274. Papier für 

rthlt. hamb. banco, übereinftimmt (genau 267 zu 100). 








Viertes Bu. 


Veberblid der Äußeren Einrichtung. des 
Finanzweſens. 


— — — — — 


1. Abſchnitt. 
Behoͤrden und Aemter im Finanzweſen. 


$. 530. 


Die Art und Weiſe, wie die Finanzgeſchaͤfte unter verfchie: 
dene Behörden und Beamte vertheilt, wie die Wirkungskreiſe 
und Unterorbnungsverhältniffe diefer Dienftftellen feſtgeſetzt wer- 
den follen, ift bisher viel weniger zum Ziele wiffenichaftlicher 
Unterfuchungen gemacht worden, ald die in den brei erſten Buͤ— 
chern dargeftellten Grundfäge zur Erreichung der einzelnen Zwe— 
de (a). Auch ift es ſchwerer, für den erfigenannten Gegenftand 
ausführliche und allgemein gültige Regeln aufzuftellen, weil die 
Finanzorganifation, d. b. Anordnung der Organe zur 
Vollziehung der Finanzgefchäfte, fehr von dem Umfang und ber 
Beichaffenheit derfelben in jedem Land abhängt, weshalb bie 
BVergleichung mehrerer Staaten große Verfhiedenheiten erkennen 
läßt. Man gelangt in biefem Gebiete nicht leicht dahin, der ei: 
nen Einrihtung im Gegenfage einer anderen, die ald ganz ver 
werflich erfchiene, auöfchließend den Charakter der Zweckmaͤßig⸗ 
feit beilegen zu fünnen, vielmehr muß man in vielen Fällen fich 
begnügen, die Vorzüge verfchiedener Anordnungen gegen einanz 
der abzumägen, wobei man anzuerkennen hat, daß jede derfel: 
ben, durch Gewöhnung und Gefchielichkeit der Beamten, und 
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in Verbindung mit den übrigen. Berhältniffen ‚in einem Lande 
ſich nuͤtzlich erweiſen kann. Gleichwohl darf die Betrachtung 
über die befte Organifationsweife der Finanzverwaltung nicht 
aus der Finanzwiffenfchaft ausgefchloffen werden. 


Ca) ©. vorzügl. v. Jakob, II, $. 964 und 1268 ff. — v. Malchus, 
Politif der inneren Verwaltung, I, 152. Defien Finanzw. II, 1.u, 
166. — Erfterer Schriftſteller faßt (im 3. Buche feines Wertes) un- 
ter der Benennung Finanzverwaltung viele Regeln zufammen, 
welche den Vollzug allgemeinerer Grundfäge betreffen; er kommt das 
ber, außer der Lehre von der Organifation, dem Rechnungs und 
Eafienwefen auch auf die befonderen -Gefchäfte der Ausgaben», Ein» 
nahnıen», und Scyuldenverwaltung zurüd. Diefe Trennung der Prins 
eipien und der Vollzugsregeln bei einem uud demfelben Gegenftande, 
i B. der Domänenverwaltung, ift für die gute Auffafiung des Zu. 
fammengebörenden nicht vortheilhaft. — v. Malchus nimmt das 
Wort Sinanzwiffenfhaft im engeren Sinue, und verfteht dar- 
unter „die Grundfäge und Grundregeln, nach welden das Staats- 
einfemmen auf eine ſolche Art centralifirt werden fann, melde die 
Staatsangehörigen in der Verfolgung und Erftrebung ihrer Zwecke 
fo wenig als moͤglich befchränkt‘‘; diefer Finanzwiflenfhaft wird als 
praftifcher Theil die Rinanzyerwaltungslehre, entgegengefegt, 
welche von der Anordnung des Finanzbaushaltes im Allgemeiner, 
von den Staatsaufmwande, von dem Etats⸗, Caflen» und Rede 
nungswefen und dem Organismus der Finanzbehörden handelt, 
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Die Finanzgefchäfte, fo wie die Verrichtungen in anderen 
Zweigen des Staatödienftes, müffen in doppelter Hinficht abge 
theilt. werden: 

1) räumlich, in Bezug auf größere und Eleinere Abfchnitte 
des Staatögebieted und fogar auf einzelne Orte, 

2) gegenftändlich, wegen der in der Natur der Gefchäfte 
liegenden Berfchiedenartigkeit, auf die dad Geſetz der Ar- 
beitätheilung anwendbar ift, I, $. 114. 

Beide Arten von Gefchäftsabtheilungen machen, da es an 
ber Leitung nach gleichförmigen Grundfägen nicht fehlen darf, 
eine Unterordnung von unteren Dienftftelen unter höhere noth- 
wendig. Für dieſe Verzweigung gelten die allgemeinen, bie 
Drganifation der Staatdämter betreffenden Regeln, von 
denen befonders folgende hier hervorgehoben zu werben verdienen: 

a) dag man die Gefchäfte fo einfach einrichten folle, als es 
mit der Erreichung ihrer Zwede vereinbar ift, weil dadurch 
nicht bloß der Aufwand verringert, fondern auch bie Ober: 
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leitung erleichtert und den Staatöbürgern manche Unbe: 
quemlichfeit erfpart wird ; 

b) daß der Wirkungskreis eines jeden Beamten nicht zu ver: 
fchiedenartige Verrichtungen in fich fchliegen fol, die theils 
ſchwer in einer Perſon zu vereinigende Kenntniſſe und Ges 
fchicklichkeiten vorausfegen, theils aber in ihrer Verbindung 
nachtheilige Verzögerungen und Unterbrechungen erleiden 


würden ; 
c) daß zwar jedem Beamten je nach der Beichaffenheit feines 


Berufed ein gewiffer Spielraum eröffnet werde, innerhalb 
befien er nach eigener Ginficht zu handeln befugt ift, daß 
jedoch dadurch die Werantwortlichkeit für jede Amtshand- 
lung nicht ausgefchloffen werde, auch die Aufftelung all 
gemeiner Vorfchriften und die Faſſung wichtiger Befchlüffe 
ben höheren Stellen vorbehalten bleibe. Die Finanzge- 
fchäfte, fo weit fie in der unmittelbaren Verwaltung des 
Staatövermögens beftehen, machen eine befonderö genaue 

Rechtfertigung der unteren Beamten gegen ihre Vorgeſetz⸗ 
ten und die frengfte Prüfung des Gefchehenen durch die 
legteren nothwendig, um jeder Verfuchung zu Pflichtwidrig: 
keit entgegen zu wirken, 


4 982. 
Inm Finanzdienſte Finnen folgende Arten von Amtsftelen 
unterfchieden werden ? 

4) Örtliche, welche bie Anwefenheit eines Angeftellten an eis 
nem gewiflen Puncte erfordern. Dahin gehören z. B. die 
Verwaltungen 

ay einzelner Landguͤter, Gewerksanſtalten X. 
b) einzelner Berg⸗, Hütten» und Salzwerke, jo wie der 
Salzniederlagen, | 
e) der Münzftätten,. 
.d) der, Poftämter unb Stationen, 
.e) der Steuererheber in den einzelnen Gemeinden, 
. D). der Zolftätten; 
9% Bezirköftelten, denen Die Beſorgung der Einnahmen 
und Ausgaben in einem kleineren, von dem Beamten 
leicht perſoͤnlich zu beaufſichtigenden Bezirke übertragen 


4 
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wird und welche, je nach der Natur der Gefchäfte,. noch 
örtliche Bedienftete unter fi haben, oder nicht. Solche 
Bezirksbeamte find: hauptfächlich (a) für nachftehende Fi- 
nanzgefchäfte nothwendig : 

a) für die, aus Feldguͤtern und Gemwerfsanftalten befte: 

benden Domänen und die Grundgefälle, 

b) für das Forſtweſen, 
e) für Berg: und Hüttenmeien , 

d) für das Poftweien, 

e) für das Steuerweien (6). 

3) Provincialbehörden, einem größeren Landestheile 
(Provinz, Regierungsbezirk, Kreis im Sinne der fübbeut- 
fchen Staaten, Departement 2c.) vorgejegt und hauptfäch: 

lich durch fchriftliche Berichte, Anfragen und Verfügungen 
mit den unteren Stellen in Verbindung ftehend ; 

4) oberfte Landesbehörden, und zwar 

a) befondere, für einzelne Zweige des Finanzwefens, 
Gentralftellen, Generaldirectionen, 

b) eine allgemeine, den ganzen Staatöhaushalt über: 
blidende und regelnde Oberbehörbe, das Finanzmi- 
nifterium. 


(a) Daneben kann ed noch Lotto», Stempel», Tabald« :c, Beamte geben. 
<b) Hiebei findet die Verſchiedenheit ftatt, daß bie und da, ;. 2. in 
Baiern, die Schagungen mit den Domänen verbunden den Rent» 
ämtern übertragen und dancben Auffhlagsämter für Die in- 
neren Aufwandsfteuern errichtet find, dagegen z. B. in Baden beide 
Steuergattungen von den Obereinnehmereien beforgt werden. 


§. 533. 


Die beiden erſten Claſſen von Finanzſtellen find die aus: 
führenden oder vollziehbenden, die beiden ‚legten die auf: 
febenden und leitenden. Jene find zwar unter einander 
in fo ferne verfchieden, ald bei einigen Zweigen von Einkünften 
dem Beamten eine freiere Bewegung geftattet ift, während er 
in anderen an beftimmtere und unabweichlichere Vorſchriften ge 
bunden werben muß, indeß ift Doch bei ihnen durchgehende bie 
That vorherrfchend, bei den. oberen dagegen die Prüfung, Weber: 
legung und Beichlußfaflung. Daher eignen ſich die. beiden un- 


400 


teren ‚Glaffen zur Werwaltung durch einzelne Beamte mit den 
nöthigen untergebenen Gehülfen, die höheren zur Gollegialver: 
taffung, $. 70: Gegen diefe kann zwar, außer der Umſtaͤndlich⸗ 
keit, Verzögerung und größeren Koftbarkeit, noch der Umftand 
geltend gemacht werden, daß bei jedem Gegenflande nur der 
denfelben vortragende und fortwährend im Auge haltende Rath 
(Referent, Refpicient) ganz eingeweiht iſt. Indeß trägt 
die Theilnahme anderer, wenigftens im Allgemeinen unterrichte- 
ter Räthe fehr viel zur Reife und Umficht in den Entichließun: 
gen bei und es ift leichter möglich, die verfchiedenen, einer Bes- 
hoͤrde übertragenen Geichäfte nach gleichförmigen Grundfägen zu 
erledigen , auch ungeachtet des Mechfelö der Perfonen bei jedem 
Gegenftande gleiche Zmede zu verfolgen, als bei der Bureauver: 
faffung. Am beften ift eine folche Berfchmelzung beider Formen, 
daß einfache Maafregeln des Vollzuges, und Dinge, die nad 
befonderen Kunft: (technifchen) Regeln zu beurtheilen find, dem 
Refpicienten allein überlaffen werden, ohne der gemeinfamen Be 
rathung zu bebürfen. 
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Es ift flreitig, ob man wohl thue, mehrere Zweige des Fi⸗ 
nanzwefens in dem Wirkungskreife von Provincialbehörden (Fi: 
nanzfammern) zu vereinigen, oder ob es beffer fei, jedem 
Hauptzweige fein eigenes Behörbenfyflem anzumeifen und ihn 
demnach einer befonderen Oberbehörde unterzuordnen (a). Letz⸗ 
teres ift bei einigen Gegenftänden, ‘die viel Eigenthümliche und 
wenig Zufammenhang mit anderen Objecten der Verwaltung ha: 
ben, wie bei dem Poft: und Zollwejen, gemeiniglich gefchehen, 
öfterd auc beim Bergwerks-, Hütten: und Forſtweſen; dage: 
gen hat man die Domänen» und Steuerverwaltung meiftens 
den Provincialbehörden zugetheilt, die in mehreren Staaten auch 
mit der Leitung der Forftwirthfchaft innerhalb ihred Bezirkes 
beauftragt wurden (5). Hat ein Staat ſolche Größe, daß bes 
bequemen Gefchäftöganges willen zwifchen den Ortd- ımb Be 
zirföftellen und den Oberbehörben noch Mittelftelen eingefchaltet 
werden müffen, fo ift in denfelben die Verbindung der Domaͤ⸗ 
nen= und Steuergefchäfte volllommen angemeſſen, da die wif- 
ſenſchaftlichen Vorkenntniffe für beide großentheild die nämlichen 
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find, und auch da, wo beide in den unteren Stellen ‚getrennt 
find, doch der angehende Beamte leicht im Stande ift, in bei 
den praktifch bewandert zu werden. Daſſelbe läßt ſich, nach 
Ausſcheidung ber rein technifchen Gegenftände, 8. 533, von ber 

‚Verwaltung der Domänenforften ſagen, welche viele allgemeine 
Beziehungen, z. B. zu der Landwirthſchaft und Armenpflege 
hat, und daher nicht ganz vereinzelt fiehen ſollte. Wird. ein 
gewiffer Einnahmszweig ohne Zufammenhang mit’ anderen von 
folhen Behörden geleitet, die ihm auöfchließlich gewidmet find» 
fo wird hiedurch die Verwaltung allerdings leichter kunſtvoll in 
ſich ausgebildet, ift er dagegen den Provincialbehörden zur Bes 
handlung zugetheilt, fo entfteht mehr Webereinftimmung und In: 
einandergreifen der verfchiedenen Regierungsmaaßregeln, und 
diefe Eönnen vollfommener nach den Bedürfniffen und Verhaͤlt⸗ 
niffen jedes Landestheiles abgemefjen werden, auch find die un, 
teren Stellen einer näheren Aufficht unterworfen. 


(a) f. v. Jafob, Il, $.1270. — v. Malchus, Sin. II, 177. 
(5) 3.2. in Baiern und Wuͤrtemberg, ſ. v. Vaiqhne, Volitif, II, 170, 
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Das Finanzminifterium ift der Mittelpunet, von welchem 
alle Verfügungen und Anordnungen auögehen, und in deſſen 
Mitgliedern fich daher auch gründliche theoretifche und praftifche 
Kenntniß des ganzen Finanzwefens vereinigt finden muß. Für 
mehrere Hauptzweige des Finanzwefend werden entweder einzelne 
Abtheilungen (Sectionen) des Finanzminifteriums, oder beſon⸗ 
dere, demjelben untergeordnete Gentralbehörden, $. 532, ange: 
ordnet. Der Unterfchied beider Einrichtungen zeigt ſich vorzügs 
lich darin, daß die Sectionen bei der Berathung wichtiger An: 
gelegenheiten zu einer volftändigen Verſammlung (Plenum) 
zufammentreten Eönnen, während die Gentralftellen nur ſchrift⸗ 
lich oder etwa durch ihren Vorſtand an das Minifterium berich: 
ten und dieſes daher für jeden zu feiner Berathung gelangen: 
den Gegenfland einen Keferenten aus feiner Mitte beftellt, wo. 
bei die Anträge der Gentralftelen einer nochmaligen Prüfung 
aus einem höheren Standpuncte unterworfen werden. Die leb: 
tere Einrichtung, nach welcher das Minifterium eine geringere 
Zahl von Räthen enthält, ift zwar wegen des — Ver⸗ 

Rau polit, Oclon. I Bd. 2. Abth. 
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kehrs mit den Gentralftellen etwas umftänblicher, befördert aber 
bad reife Durchdenken jeder Entfchliegung” und erleichtert 
ſowohl die Verftändigung ald die Durchführung beftimmter all⸗ 
gemeiner Grundfäge in dem Minifterium. Die Zahl der Ser 
tionen ober Gentralftellen muß nach dem Umfange der Gefchäfte 
bemeffen werben, weil im fleineren Staaten, oder wo gemilfe 
Einnahmöquellen einfach zu verwalten find, mehrere verfelben 
zufammengefaßt werden können, 5. B. dad Forſtweſen mit den 
landwirthſchaftlich benusten Domänen und den Gefällen. Die 
obere Poftbehörde hat man, wegen der häufigen Verhandlungen 
mit anderen Staaten . öfters dem m! ber auswärtigen 
Angelegenheiten untergeben. 
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Es giebt neben den genannten noch mehrere andere Ge 
fhäftögebiete, für welche nothwendig Dberbehörden unter dem 
Sinanzminifterium und abgefondert von demfelben gebildet wer: 
ben müffen. Dahin find hauptfächlich zu rechnen: 


1) die Schuldverwaltung, $. 508; 


2) bie Direction der Sauptileatscafie, mit welcher 
alle anderen Caſſen in Verbindung ftehen ; 


3) bie Oberbaubehoͤrde, für die Beforgung der Arbeiten 
an Öffentlichen Gebäuden, oder auch an folchen, zu deren 
Erhaltung des Staat aus privatrechtlichen Gründen (5. B. 
wegen des Zehnten) verpflichtet iſt; 


4) die oberſte Rechnungsbehoͤrde Ober⸗Rechnungskam⸗ 
mer, Cour des comptes ), welche die Prüfung der 
Staatsrechnungen in letzter Inftanz vornimmt und in Be; 
zug auf die, zwifchen den Rechnern und der Regierung 
obwaltenden Rechtsverhältniffe felbftftändig zu entfcheiden 
befugt ift; 
bie oberfte Buchhaltung, welche die Relpitungdergeb: 
niſſe zur leichteren Ueberficht des ganzen Staatshaushaites 
nad) verfchiedenen Gefichtspuncten zufammenftellt und ver- 
. arbeitet, auch zu. der Entwerfung bes Hauptetats, 8.469, 
gebraucht werden kann. N 


a an 
f 


5 


— 
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. Die im Sinanzfache angeftellten Perfonen zerfallen in Hin, 
ficht auf ihre Vorbereitung und den Umfang ihrer Kenntniffe in 
3 Glafien: 

1) Untere Bediente, weiße zur Vollbringung einfacher 

Verrichtungen beſtimmt find und hiezu blos gute Schul: 
kenntniſſe, Gefchäftsubung und Belanntfchaft mit den, in 
einem einzelnen Theile ded Finanzweſens beſtehenden Bor: 
ſchriften nöthig haben, z. B. die Schreiber, und neben ih: 

:.. nen -aud die ‚Erheber folcher Einkünfte, bei denen die 
Schuldigkeit fchon voraus beflimmt oder leicht zu beurthei- 
ten ift; z. B. der Schagungen, der Xccife, des Weggels 
des, der Stenpelgebühr, der Lotterieeinfäge x. 

Techniſche Beamte, die fuͤr einen gewiſſen Theil der 
| Einnahmen oder Ausgaben eine eigenthümliche, außer dem 

Gebiete der Finanzwiffenfchaft liegende, aus der willen: 
fchaftlichen Betrachtung eined beionderen bürgerlichen Be 
rufs entfpringende Vorbildung befigen ‚müffen (a), > 3. 

' im Landbau, in der Forftwirtbfchaft, im Bergbau, Sali⸗ 

nenweſen, Baumelen, der Kataftermeffung u. dgl. Was 
den Kunſtregeln eines. folhen Faches gemäß if, entfpricht 

darum noch nicht immer den ‘finanziellen Sweden und ber 
vielfältig wahrgenommene Miderftreit zwiſchen ben Tech— 
nifern und Finanzmännern würde: feltener werden, wenn 
erftere zugleich mit den Grunbfägen der öffentlichen Wirth: 
ſchaftslehre vertraut wären. Je weniger man dieß vor: 
ausſetzen kann, deſto nöthiger ift, die Techniker mit bei⸗ 
geordneten oder vorgeſetzten Beamten von mehrſeitiger Aus⸗ 
bildung in Verbindung zu ſetzen (b). 

» Bilfenfhaftlihe Finanzmänner. Der Beſitz fo: 
fiematifcher Kenntniffe aus: dem ‚Gebiete der ganzen bür: 
gerlichen und öffentlichen Wirthichaftölehre, der Mathema⸗ 
tik, der Naturwiffenfchaften, der Statiſtik und Rechtswiſ⸗ 
fenfchaft ift von anerkannter Unentbehrlichkeit für die höhes 
ren Stufen ded Finanzdienftes, auf denen ber Beamte zu 
neuen Gefegen und Einrichtungen mitzuwirken hat. Das 
mit es nun zur Belegung folcher Stellen an Männern 
sicht fehle, welche fi von unten auf m u 


Geſchaͤften geuͤbt haben; ſo muß fehon aus diefem Grunde 
von einem Theile der angehenden Gefchäftsmänner eine 


ſolche forgfältige und manchfaltige Worbereitung gefordert 


werden. Diefe ift jedoch auch in unteren, mehr vollziehen 
den Dienftverrichtungen, die allerdingd aud) mit Hülfe 
bloßer Einübung wohl’ erlernt ind betrieben werden koͤn · 
nen, von entfchiedenem Nügen, weil der, welcher fo gut 
unterrichtet in die Praxis eintritt, die Regeln’ derfelben 
weit fchneller auffaßt und bei allem, wäs er vornimmt, 
den Grund und Zmwed deutlicher erkennt, weshalb er mehr 
zu dem beabfichtigten Erfolge und zur Vervolllommnung 
der Verwaltung beitragen kann," 8.15. Der Kreis Der, 
den wiffenfchaftlich gebildeten Finanzbeamten(Kameraliften) 
ausſchließlich vorzubehaltenden Dienſtſtellen folte daher nach 
und nach erweitert werben, fowie die Häufigkeit’ diefer Vor⸗— 
bereitung es möglid) mahr und im jedem einzelnen Ges 
fhäftögebiete der vortheilhafte Einfluß folder Bi iffe 
ſich bemerktih macht (e). ns 7 


* * 
—— 


¶) So werden u’ Geſchaͤftskreiſe des Minifteriumd Des Innern die 


Kirchen⸗, Schul» und Medicinalrärhe tech niſche —— 
e leibt, 


9 
(8) Sollen die Techniker den Mittelbehörden ‚als Mitgl 
- Pi 8 


5 Yatob’s:ll, 


oder n — . a alas 
. 970 ff.) 5. #8 Tollen techniſche nomie»;Cnäms 
hd Landwirthſchnfts s), eg Beranecll - Komm \ 


‘werden, die feine Staatsbehörden, fondern bloße Adbmini . 
ter wären und: die Beftimmung hätten, ;,,bie Befehle dev Sinanzcolle- 


en auszuführen und denfelben diejenigen Notizen N men. 


a welche von ihnen gefordert werden”. Es iſt jed ei zu 


() 


beforgen, daß in: diefen Kammern,’ deren Mitglieder keine ,‚allgemeis 
nen ftaatsiwirtbfchaftlihen Kenntniſſe“ zu befigen braugeng dig hoͤhe⸗ 
ren ftaatsöfonomifhen Ruͤckſichten zu wenig vertreten werden, wenn 
nicht wenigftens ein Theil der Beifiger oder doch die Vorftände zu- 
gleich * —— ſelbſt angehören. Bol. Mal 

us, 98in. Al, 89, 2 ER WET 2 Höhe 

Hmidlin, Ueber die Vorbereitung zum en 
Verwaltungsfadhe, Stuttg. 1834. — MRau im Archiv d Dre 
ton, u, 77, % 3 Ah ne + 2n*8 
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| 2. Abſhnit | 
Sinti Sefiäfeformen im: Sinanwefen. 


Ein leitunge 
$. 538. 


Die Regeln fuͤr die formelle. Einrichtung ber Sinanzgefejäfte 
find, -wa3- mancherlei Arten fchriftlicher Arbeiten - betrifft, die 
naͤmlichen, welche für bie Staatöverwaltung im Allgemeinen. auf: 
geftellt werden können, und gehören deshalb nicht fowol in die 
Finanzwiffenfchaft, ald in .die Lehre von den Staatsgefchäften 
überhaupt. So werden z. B. Berichte, Verfügungen, Gelege, 
Verordnungen, Protokolle u. ‚dgl. in Finanzſachen nicht anders 
abgefaßt, ald in Polizei⸗, Kirchen: oder Schulangelegenhei: 
ten. Dagegen giebt es mehrere in. allen Zweigen des Finanz: 
weiens vorfommende, und demſelben eigenthuͤmlich angehoͤrende 
Verrichtungen, fuͤr welche, abgeſehen von beſonderen Zwecken 
einzelner Einnahmen und Ausgaben, allgemeine formelle Regeln 
aufgeſtellt und aus den oberſten Grundſaͤtzen der Finanzwiſſen⸗ 
ſchaft abgeleitet werden muͤſſen. Dahin gehoͤren — 
nachſtehende Arten von Verrichtungen: 

1) das finanzielle oder aiahiccaii · duurgewelen 
2) das Etatöweien, 
‚ 3) das Gaflenwefen. 


4 Xotheitung 
Viundhige des Kameral⸗ Rechnungsweſens. 
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Unter einer Rechnung verfteht man überhaupt bie Ver⸗ 
bindung von Zahlen nach arithmetiſchen Regeln, um daraus ir: 
gend ein Ergebniß zu gewinnen, und zwar bedeutet jener Aus: 
druck theild die Handlung des Werbindend von Zahlen, theils 
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aber die fchriftliche Aufzeichnung derſelben. Rechnungen in die⸗ 
ſem (objectiven) Sinne kommen im Gebiete der Wirthſchaftsthaͤ⸗ 
tigkeiten beſonders haͤufig vor, indem das Vermoͤgen nach ſeinen 
Beſtandtheilen und Veraͤnderungen leicht nad). Zahl. und: Maaß 
beſtimmt werden kann. Dad Kameral: ober Staatöred: 
nungsweſ en iſt die amtliche Darſtellung der Finanzverwal⸗ 
tung in einem zuruͤckgelegten Zeitraume in Zahlen (a). Hiebei 
erfcheinen die arithmetifchen Operationen ald der leichtefte, kunft: 
lofefte Theil des Rechnungsgeſchaͤftes, deſſen Hauptichwierigkeit 
vielmehr in der großen Menge von Zahlenangaben und in der 
Nothwendigkeit einer Haren Anordnung : derfelben befteht (6). 
Jede einigermaßen zufanımengefehte Wirthichaft erfordert eine 
forgfältige und geordnete Aufzeichnung aller wirthfchaftlichen Er: 
eigniffe und Verhältniffe mit dem nöthigen Ausdrude in Zahlen, 
um dem Gedächtniffe zu Hülfe zu kommen, dem Eigentbümer 
des bewirthfchafteten Vermoͤgens jederzeit: den Stand beffelben 
zu vergegenwärtigen' und bie planmäßige, den Wirthichaftöre: 
geln entſprechende Beichaffenheit- der Wermögensverwaltung zu 
erleichtern (e). Im Finanzwefen ift die gute Rechnungsführung 
ein befonders ‚wichtiges Erforderniß, ſowohl wegen des großen 
Umfanges und der Manchfaltigkeit der Vermoͤgenstheile und Er» 
eigniffe, 8.8 ff., als wegen des Umftandes, daß ‚jeder einzelne 
Finanzbeamte, der an der Beforgung von Einnahmen und Auds 
gaben, oder an der Bewahrung von öffentlichem Vermögen 
Theil nimmt, ald Verwalter ‘fremder Güter die ſtrengſte Ber: 
antwortlichkeit zu tragen hat. : Die Rechnungen dienen daher 


‚1) jede Unredlichkeit oder Nachläffigkeit von Seite der Beam: 
ten zu verhüten, und die Gewißheit einer guten Verwal: 
tung zu begründen, 

2) allen Beamten die Anerfennung ihrer Pflichterfüllung zu 
verfchaffen und fie dadurch gegen jeden Vorwurf oder wei: 
teren Anſpruch ficher. zu ‚ftellen (d). ‘ 

Die Kunft ded Staatsrechnungswefend gehört der neueren Zeit 
an,und ift vorzüglich feit dem Anfange des 18. Jahrhundert im 
preußiſchen Staate, im jegigen Jahrhundert in Frankreich und 
Deutſchland ausgebildet worden. Theoretiſch wurde dieſer Gegen; 
ſtand zuerſt von Rechtsgelehrten, in Hinſicht auf das Rechtsverhaͤlt⸗ 
uig zwiſchen dem Rechner und dem Eigenthümer des verrechne⸗ 
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ten Vermögens (dem Staate), behandelt (e). Erſt bei der neuer: 
lichen Vervollkommnung der Finanzmwiffenfchaft wurde auch die 
gute Einrichtung der Rechnungen im Allgemeinen näher beleuch: 
tet (f), und obgleich fie noch nicht im gleichen Grade, wie der 
materielle Theil des Finanzweſens auf feſte Grundfäge zurüdges 
führt, vielmehr gemeinigli der Praris überlaffen worden ift, 
fo läßt fich doch nicht bezweifeln, daß fie einer ganz ſyſtemati⸗ 
chen Behandlung fähig ift. 


Ca) Das Merkmal „amtlich“ dient zur Unterfheidung von Privatarbeiten 
aͤhnlicher Art, z. B. den Berechnungen des Statiftifers über die Fi- 
manzen eined Staates, 

cd) Die Lehre vom Rechnungsweſen darf daber nicht mit der politis 
fhen oder Staatsrechenkunſt ($. 14.) verwechfelt werden, wel» 
he fih mit der Löfung — verwickelter Aufgaben durch 
arithmetiſche Kunſtmittel beſchaͤftiget. 

(c) Der Einfluß einer guten Verrechnung auf den Vermoͤgenszuſtand der 
Privaten ift treffend gefhildert worden von Ch. V. de Bonnstet- 
ten, Pensdes sur divers objets de bien public, Geneve, 1815. 
©.19ff. — La pluspart des hommes ne sont ni avares ni prodi- 
gues, que parce quils n’ont pas une idee nette .de leur fortune 
et de leurs moyens (et de leurs besoins, follte man beifegen!). — 
L’habitude de voir en chiflres ce que l'on depense et que l'on 
acquiert, eüt empeöche le prodigue et l’avare de tomber dans des 
vices, qui finissent toujours par rendre vil on coupable. a 

(d) Diefelden Verhaͤltniſſe finden bei der Verrechnung des firchlichen, des 
Communalvermögens :c. ftatt, wobei man deßhalb die Normen der 
Staatsrehnungen zum Vorbilde zu nehmen pflegt. 

(e) Schriften von Munoz de Escobar (De ratiociniis et com- 
putationibus administratorum, 1599 und öfter), Heeser (De 
rationibus reddendis earumque revisione, 1665 u. 6.) und Uns 
deren. Much bei Elaprotb CÖrundfäge von der Berfertigung und 
Abnahme der Rechnungen, Gött. 1769), Wiedeburg (Anleitung 

zur Rechnungswiſſenſchaft, 1773) und Lange (Mbhandl, von Rede 
nungswefen, Bair. 1776) bildet das eingewebte Rechnungsrecht noch 
einen beträchtlichen Theil des Inhaltes. 

(f) ungeachtet der vielen über diefen Gegenftand gefhriebenen Bücher 

iſt es doch ſchwer, fih allein aus denfelben zu belehren, weil die 
meiften Bearbeitungen noch nicht Mar, methodifh und vielfeitig ge— 
nug find. Bemerkenswerth find: Ä 
1, Im Allgemeinen. 
Jung, Anleitung zur Cameral-Rehnungswiffenihaft Leipz. 1786. 
Hornberger, Grundfäße der 1796. 
Efhenmaier, Anleitung zur ſyſtematiſchen Einrichtung des Staats⸗ 
rechnungsweſens. Heidelb. 1807. II. B. 
Feder, Handbuch uber das Staatsrechnungs- unb Caſſenweſen. 
Stuttg. 1820. 4. (fehr brauchbar). 
Kieſchke, Grundzüge zur zwedmäßigen Einrichtung des Gtaater, 
Caſſen⸗ und Rechnungẽweſens. Berl. 1821. 
(v. Kteindienft) Ueber Staatsrehnungsivefen, Münden, 1823, 
(vorzüglich fhäpbar wegen der angehängten Literatur.) 
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Huͤffell, Entwurf einer Rameral-Rehnungsordnung, Gießen, 1834. 


Mit —— Ruͤckſicht auf ſtandesherrliche Verwaltungen bear⸗ 
beitet. 


2) In Bezug auf einzelne Länder. 
Böhner, Handbuch uber das (nämlich preußifche) Coflen- und 
Rehnungsmwefen, 2, Ausg. v. Symansti, Berl. 1824, 
®raaf, Kandbud des — Caſſen⸗ und Rechnungsweſens des 
preuß. Staates, Berl, 1 


Geret, Materialien 5. e. jr J— und Rechnungsgeſetz 
fuͤr das Koͤnigr. Baiern. M. 1823. 


Meigebauer, das Kaflen- und —8 bei der franzoͤſiſchen 
Finanz Verwaltung. 2, * Hamm, 1826, 


$. 940: 


Der Gegenftand der Staatörechnungen im Allgemeinen ift 
dad Staatövermögen, welches hiebei nach zwei Hinfichten be: 
trachtet werden fann: 

1) Nach feinen Beftandtheilen in einem gegebenen Zeitpuncte. 
Biele derfelben, insbefondere die unbeweglichen Güter, 
bleiben fi von Sahr zu Jahr meiftens gleich, weßhalb 
ihre Verzeichniffe und Befchreibungen, wenn fie einmal 
mit hinreichender Genauigkeit entworfen find, auf längere 
Zeit gebraucht werden können und nur jedes Jahr der Zus 
gang und Abgang, und zwar biefer mit Einfchluß der 
Werthöverringerung (Abnutzung 2.) aufgezeichnet zu wer: 
den braucht, In den beweglichen Wermögenstheilen findet 
ein ſtaͤrkerer Wechſel ftatt, weßhalb eine jährliche Aufnah⸗ 
me und Berechnung der vorhandenen Betrieböfonds, (8. 
88) zur guten Ordnung gehört, fo wie audy eine jährli- 
* au des ganzen Schuldenftandes nicht fehlen 

arf. 

2) Nach feinen einzelnen Zu: und Abflüffen, Einnahmen 
und Ausgaben. Die große Menge der, alljährlich vor: 
fommenden wirthfchaftlichen Ereigniſſe bildet den Haupt: 
inhalt der Staatsrechnungen, welche deßhalb von felbft 
in Einnahmes und Ausgabe-Rechnungen zerfallen. Sieht 
man auf die Befchaffenheit der eingenommenen und aus: 
gegebenen Dinge, fo gelangt man zur Unterfcheidung der 
Geld: und Natural:Rechnungen. Lestere kommen 
bei den Staatögewerben vor, und zwar erfcheinen land: 
und forftwirthfchaftliche Erzeugniffe am häufigften in den: 
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felben. ‘Der Bive, die Ergebniffe der ganzen Finanzver- 
waltung oder eines gewiſſen ausgedehnteren oder kleineren 
Theils derſelben in wenigen Zahlen zuſammengedraͤngt zu 
ſehen, namentlich in die Summe der Einnahmen. und der 
Ausgaben, und die Angabe des Ueberſchuſſes oder Aus⸗ 
falles, wird da, wo eine Geld- und Naturalien-Rechnung 
befteht, und wo in diefer verfchiedene Arten von Stoffen 
aufgeführt werden, nicht fo vollfommen erreichbar. Man 
"ann zwar, indem man bie Naturalien nach einem gewif: 
fen mittleren Preisfage in Geld ausbrüdt, fich jenen Ue- 
berblic® 'vervolftändigen, . indeß ift eine folche Zufammen- 
ftelung , da fie nichts Thatfächliches audfpricht, fein Be: 
ftandtheil der eigentlichen Staatsrehnungen und gehört 
mehr der Staatöbuchhalterei an, 8.536. 


5. 541. 


. Die Staatörechnungen folen die Erkenntniß der finanziellen 
Zhatfachen (8.540) durch die Art der Aufzeichnung erleichtern. 
Die allgemeinften Erforderniffe diefer Rechnungen find 

4) was den Inhalt betrifft, diefelben, welche auch an andere 
Staatsfchriften gemacht werden müffen, — Wahrheit, — 
Vollſtaͤndigkeit, — gleichmäßige Ausführlichkeit der Anga⸗ 
ben, wozu noch eine, dem Finanzwefen im höheren Grade 
eigene Forderung kommt, die Nachweilung, nämlich der 
zur Rechtfertigung des Rechner dienende urkundliche Be⸗ 
weiß von der Nichtigkeit ſolcher Angaten, u einem 
Zweifel unterworfen werden: koͤnnten. 

2) Die formellen Erforderniffe find aus 'der Beſtimmung des 
Rechnungsweſens abzuleiten, nach der eine Manchfaltigkeit 
von Nachrichten ſo mit einander in Verbindung geſetzt 
werden ſoll, daß es dem Leſer leicht wird, ſowohl jedes 
Einzelne herauszufinden, als auch aus demfelben "das 
Hauptergebnig hervortreten zu fehen, und ſich von deſſen 
Nichtigkeit zu überzeugen. Dazu dienen folgende‘ Bedin⸗ 
gungen: 

a) Innere Form. 
«) Gute logiſche Anorbnung det einzelnen aufgeführten 
Thatſachen, nad einem, aus der Wiffenichaft ge« 
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nommenen und leicht verftändlichen Principe der Ein- 
theilung, fo daß jeder Überhaupt Sachfundige mit ge: 
ingem Zeitaufmande fi damit vertraut machen 

Nkann. Aus diefer Maren Auffaffung. des in einer 
Rechnung darzuftellenden Objectes muß auch beur: 
theilt werden, was in biefelbe aufzunehmen und was 
dagegen nur als erläuternder Anhang beizufügen fei, 

- 8) Sleihförmige Art der Darftellung, fo daß von je: 
dem aufgeführten Gegenftande daſſelbe gefagt wird, 
daß z. B. einerlei Geldwährung, gleiches Maaß und 
Gewicht, gleicher Zeitraum der Einnahmen und Aus: 
gaben zu Grunde gelegt werden. 

y) Kürze, Einfachheit, Beftimmtheit ded Ausdruckes. 

b) Aeußere Form. | - 

a) Gute, reine Schrift, wobei das Verbot des Aus: 
ftreihens und Auskratzens zugleich zur Verſtaͤrkung 
der Slaubwürdigfeit dient. 

6) Eine raͤumliche Anordnung, welche dem Auge das 
Durchlaufen des Aufgezeichneten und das Zuſammen⸗ 
faſſen des Gleichartigen erleichtert. Das Mittel, dem 
Verſtande vermittelſt des ſinnlichen Eindrudes auf 
dem fürzeften Wege eine Vielheit von Aufzeichnuns 
gen zu vergegenwaͤrigen, iſt die Tabelle. 


. 542. 


Die gewöhnliche Schrift, fowohl in Buchſtaben ald auch 
mit eingemifchten Zahlen; kann als eine fortlaufende, nur wes 
gen der Beichränktpeit-ded Raumes in Beilen abgebrochene Li» 
nie. angefehen werden. Die Tabelle ift dagegen eine Art der 
Aufzeichnung, bei welcher nicht bloß wagerechte Zeilen , fondern 
zugleich ſenkrechte Reihen gebildet werben, deren jebe dad aus 
irgend. einem Gefichtspunete . zufammengehörende aufnimmt und 
unvermengt mit fremdartigen Dingen dem Auge vorftellt. Diele 
ſenkrechten, mit Linien ; abgetheilten Reihen heißen Spalten 
(Solumnen). Sede einfache aufgezeichnete Thatſache, Po: 
fien, Poſition, Eintrag Ca), bildet eine, durch die vers 
ſchiedenen Spalten einer. Tabelle ſich fortziehende Zeile, und die 
den Spalten gegebenen Ueberſchriften — —0—— —— 
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erfparen die Wiederholung der nämlichen Worte bei jedem Ein: 
trage. So bildet die Tabelle eine nach 2 Richtungen (Dimens 
fionen) fortfchreitende Aufzeichnung, eine Fläche (6). Die gute 
Aufeinanderfolge der Poften, welche zur fchnellen Auffindung eis 
nes jeden. dient, und bei welcher fowohl Auslaffungen, ald Wie: 
derholungen vermieden werben müflen, kann auf doppelte Weife 


gefchehen: 


1) rein nach ber. Zeitf olge (chronologifche Ordnung), wie es 
insbefondere bei der erften Aufzeichnung der wirthichafts 
lichen Ereigniffe nothwendig ift; 


2) nad) einer Sach: (realen) Ordnung, melde die mand)s 
faltigen einzelnen Thatfachen in eine erfchöpfende, leicht 
faßlihe und) aus der Natur der Sache hergenommene 
Eintheilung bringt (c). Man muß fich bei der Entwer: 
fung eines folchen Syftemd von Poftenrubriten eben 
fowohl vor einer zu fünftlichen, verwidelten, als vor eis 
ner folchen Eintheilung hüten, bei welcher man noch viele 
fehr ungleichartige Dinge in einem Abfchnitte zufammen: 
bringt (d). Bei einer Menge ähnlicher Gegenftände, die 
feine zwedimäßige Unterabtheilung ‚geftatten, ift es zuläffig, 
fich eines ‚bequemen Außerlihen rundes der Anordnung, 
3. B. der Anfangsbuchſtaben der Namen, zu bedienen. 


(a) Ein Item nad älterem -Ausdrude. — Unterfcheidung zwifchen Ein- 
trag und Poften bei Huͤffell, S. 147. Diefer fol ein vollftän- 
diges Rechnungsfactum fein, jener fann auch aus einem unvolftändie 
gen oder einem bloßen arithmetifchen Reſultate beftehen, 


(5) Ueber die gute finnlihe Einrichtung der Tabellen ſ. Huͤffell a. a. 
O., ©.136 ff. — Da man in der-Regel weit mehr Poften hat, als 
Spalten, und da die Beilen fehr geringe Breite haben, fo würde, 
wenn man mwageredhte Coluninen machen wollte, die Tabelle bei fehr 
geringer Höhe ‘in große Länge gehen und der Raum nicht fo gut auge 
‚gefüllt fein. Auch ift der Poften zum Fortleſen beftimmt, die Eos 
lunnen dienen mehr zum Muffuchen und etwa zum Summiren der 

‚einzelnen Zahlen, wobei die fenfrechte Stellung weniger hindert, 


(e) Hiebei werden die Wörter: Theile, Abfhnitte, Titel, Capitel, 66. 
u. dal., ferner roͤmiſche und deutfhe Zahlen, große und Meine Buch⸗ 
ftaben angewendet. 


cd) Ehemals war die Rubrit Insgemein Die Aushuͤlfe bei einer nicht 
erfhöpfenden Eintheilung, 
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. Die Spalten einer Rechnung müffen alles dasjenige in füch 
aufnehmen, was von einem gemiffen wirthichaftlihen Factum 
ausgefagt werben. Voll. Es koͤnnen daher folgende Arten vor⸗ 
kommen: | 

1) Doku gsſ palten, in denen das die Xufeinanberfolge 


Beſtimmende angegeben wird, Monat und Tag, oder bie 
Bezeihnung der Abtheilungen und untergeordneten Ab: 
fehnitte mit Zählen und Buchftaben. Doc koͤnnen biefe 
Spalten durch Ueberfchriften und Bahtyeichen | bei den ein- 
zelnen Pofitionen erfeßt werben. 


2) Benennungsfpalten, worin die Quelle einer Einnah— 
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me oder der Gegenſtand einer Ausgabe ſpeciell angefuͤhrt 
wird, und zwar bei den Rechnungen der verwaltenden 
Stellen ausfuͤhrlich genug, um die causa debendi und 
den Betrag zu erklaͤren. = 

Bahlenfpalten, welche die Anzahl te eingenommenen, 
ausgegebenen oder vorräthigen Güter gleicher Art, und 
zwar in einerlei Einheit auögedrüdt enthalten, fo daß eine 
Bufammenzähfung möglich if. In manchen Fällen ift «5 
dienlich, vor der Zahlenipalte noch eine ähnliche Aufrech⸗ 
nung von Zahlen vorzunehmen, die nur noch nicht zur 
Aufnahme in die Spalte felbft, alfo in die Summe einer 
ganzen Rechnung reif find, 3. B. weil ein zu verrechnen- 
bed Erzeugniß noch nicht ganz vollendet ift und nur vorläus 
fig angemerkt wird, oder weil die Zahlen erft in das, bei 
den übrigen angenommene Maaß umgewandelt werden 
müffen; Zahlen innerhalb der Linie, innerhalb 
Falzes, intra lineam. Manche Rechnungen haben zu 
dem Behufe mehrere Zahlenfpalten, Damit man die Sum: 
men ber zu einer gewiffen Abtheilung ꝛc. gehörenden Ein= 


träge befonder3 überbliden und leicht wieder addiren könne. 
4) Verweifungsfpalten, um bei jedem Poften auf andere 


mit’ ihm in Berbindung ftehende Aufzeichnungen, 3. B. 
auf die Blattfeite eined anderen Rechnungsbuches oder die 
— der beigelegten Beweisurkunden, hinweiſen zu 
oͤnnen. 


413 


$. 544. 


In der Geldfpatte der Rechnungen wurden fonft nur 
Bahlen-eirer einzigen Art, nämlich folche, welche die wirklich 
erfolgte Leiftung ausdrüden, angegeben. In neuerer Zeit hat 
man ed zwedmäßig gefunden, mehrere, bei einem und demfelben 
Moften vorfommende, unter verwandte. Beziehungen gehörende 
Zahlen in mehrere nebeneinander ‚ftehende Spalten einzutragen. 
Man unterfcheidet nämlicy folgende Größen: 

a) Die im Voranfchlage (Etat, 9.465) für eine gewiſſe Ein- 
nahme oder Ausgabe angenommene Summe, das Etat s⸗ 
foll. In ganz ausführlihen Rechnungen kann diefes 
nicht für jeden einzelnen Poften, fondern nur für jede Ab: 
theilung, Abfchnitt ıc. angegeben werden (a). Die Etats. 
fumme, da fie nur eine Erwartung oder einen Vorſatz, 
‚aber nicht etwas wirklich Eingetretened ausdrüdt, ift haupt: 
fachlich dazu dienlih, um zu prüfen, ob der Rechnungs: 
und Gaffenführer feine Befugniffe nicht überfchritten und 
überhaupt zwedmäßig gehandelt hat. 

b) Diejenige Summe, zu deren Entrihtung aus einer gewif: 
ſen Caſſe oder an diefelbe eine Verbindlichkeit ‚eingetreten 
iſt, das Soll oder Rechnungsſoll. Daſſelbe iſt erſt 
dann zum Eintragen reif, wenn ſowohl die Schuldigkeit 
als der Betrag derſelben vollſtaͤndig aufgehellt worden iſt. 

Aus mancherlei Urſachen kann dieſes Soll von den Etats⸗ 

ſaͤtzen betraͤchtlich abweichen, z. B. wenn an einer unſtaͤn⸗ 
digen Ausgabe etwas erſpart wird, oder der Durchfchnitts- 
fag derfelben überfchritten werden muß ıc. 

c) Die wirklich erfolgte Leiftung von der Caſſe oder an bdiefelbe, 
dad Hat, Haben, (Iſt). Man muß wünfchen und darauf 
hinarbeiten, daß die Größe ded Hat mit dem Goll 
ganz uͤbereinkomme. Indeß ift ed nicht möglich, diefe For, 
derung ganz zu erfüllen, indem man bei den zahlungs: 
pflihtigen Unterthanen oft auf eine augenblidliche . oder, 
auch fortdauernde Unfähigkeit ftößt, und felbft die Staats⸗ 
caflen bisweilen Hinberniffe in der Vollziehung aller ihnen 
obliegenden Zahlungen finden. Daher pflegt die Summe 
ded Has hinter der bed Soll zurüd zu bleiben. Indeß 
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vermag die Sorgfalt der Finanzbeamten fehr viel zur Ber: 
minderung dieſes Unterfhiebes. 

d) Eben dieſe Ruͤckſtaͤnde oder Reſte bilden eine, auf einen 
ſpaͤteren Zeitabfchnitt übergehende Forderung. Nach einem 
älteren Verfahren wurde bei jeder Pofition nur diejenige 
Größe angegeben, die man heutiged Tages Soll nennt; 
ſodann aber wurden die Refte unter der entgegengefekten 
Rubrik nachgetragen, naͤmlich die Einnahmsreſte unter den 
Ausgaben, die Ausgabörefte bei den Einnahmen. Hiebei 
wurde zwar der Betrag des Hat ebenfalld richtig gefun- 
den, aber die Darftellung war minder naturgemäß, als ' 
die neuere. Ä 


Ca) In ſolchen Rechnungen, wo man eine Etatöfpalte anbringt, erbält 
diefe gewöhnlich, zur Vermeidung von Verwechslungen, ihre Stelle 
linfs von der Benennungsfpalte. Manche Rehnungs-Zufammıenftel« 
lungen — noch eine beſondere Vergleichsſpalte, um das Mehr 
oder Weniger gegen den Etatsſatz ſogleich bemerklich zu machen. 
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Eine Vorbedingung ſowohl zur guten Führung einer Rech⸗ 
nung als zur Prüfung berfelben durch eine vorgefeßte Stelle if 
die genaue Kenntniß bed Vermoͤgensſtammes, der Einkünfte und 
Ausgaben, deren Verwaltung in einer gewiffen Rechnung bes 
richtet werden fol. Jeder Rechrier muß fich vor Allem diefe 
Borkenntnig verichaffen, ohne die er nicht die Ueberzeugung felbft 
erlangen und bei dem Lefer feiner Rechnungen herbotbringen 
würde, daß er dem ganzen Umfange feiner Verpflichtungen Ges 
nüge geleiftet habe. Er muß alfo die Verzeichniffe des ihm an- 
vertrauten Wermögens mit allen feinen Beltandtheilen, Zubehoͤ⸗ 
rungen und Eigenthümlichkeiten, ferner der von ihm einzuzie: 
henden Einkünfte mit allen Einzelheiten, die auf die Größe der 
Summen und bie Verbindlichkeit der Zahlpflichtigen Bezug ha- 
ben, ebenſo die Verzeichniffe der von dem Staate zu leiftenden 
und in den Kreis feiner Sefchäfte gehörenden Entrichtungen fam: 
mein und feiner Rechnung zu Grunde legen. Wo es an folchen 
vollftändigen Aufzeichnungen noch gebricht, muß der Rechnungs: 
beamte fie zu Stande zu bringen fuchen. Auch ift er verpflich- 
tet, alle Veränderungen im Stamme des Vermögens, in den 
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Berbindlichkeiten. ber zahlpflichtigen Unterthanen unb der Regie⸗ 
sung forgfältig aufzuzeichnen, damit jederzeit der gegenwärtige 
Zuftand dieſer Werhältniffe Har erfannt werben könne. Jede 
Rechnungsitelle bedarf aus diefem Grunde verfchiedener Inven⸗ 
tarien, Beſchreibungen und Werzeichniffe, zu denen bei den, mit 
ber Berrehnung von Schagungen ie Beamten auch 
die Katafter gehören (a). 


(a) Alte Flur» und Sagerbüder für die einzelnen Gemeinden, Saal. 
üher für größere Bezirke. ©. —2— Magazin, Art, La⸗ 
ger und Saal buch. 
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Der natürliche Zeitabfchnitt fir die Rechnungen ift das 
Sahr. Jede, mit Einnahmen und Ausgaben beichäftigte Finanz» 
verwaltungöftelle hat in der Regel alljährlich eine Jahresredy 
nung zu verfaffen, worin alle wirthfchaftlichen Ereigniffe in ih: 
rem Gefchäftskreife, die in einem verfloffenen Zahre vorkamen, 
ihre Stelle finden. Um jedoch biefer Jahresrechnung die erfor 
derliche Vollſtaͤndigkeit und Zuverläffigkeit geben zu koͤnnen, muß 


auch die während eined Jahres fortfchreitende, fogleich auf jedes _ 


einzelne Ereigniß folgende Aufzeichnung, die Buhführung, 
wohlgeregelt fein. Beide Arten von Rechnungsgeichäften find 
daher der Gegenftand von Vorſchriften, die den Rechnern in jes 
dem Zweige des Finanzdienfted mitgetheilt und mit den nöthigen 
Muftern zur formellen Einrichtung der Rechnungen verfehen wers 
den; Snftructionen mit Formularen oder Schematifs 
men. Ein Theil diefer VBorfchriften kann für alle Rechner gels 
ten, andere entfprechen den verfchiedenen Arten von Gefchäften, 
fo bag z. B. für Domänens, Forft:, Bergwerks-, Salinen», 
Doft:, Schagungsd:, Aufwandöfteuer: uud indbefondere noch für 
Zoll:, fowie für Schuldenverwaltungen ıc. befondere — 
nen entworfen werben muͤſſen (a). 


(e) zn Beifpiel: Rednungsinftruction für die unmittelbar unter 
Großh. Minifterium des Innern, — er gr — 
Stiftuͤngs⸗Verwalter. Karlör. 1836. 4. (Vom 27, San, 1 
firhlihen Verwaltungen find in gif auf die meiften Geſchaͤfts⸗ 
regeln den Domänenverwaltungen aͤhnlich.) 
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Zus fortlaufenden Buchführung ber. Finanzämter gehört vor 
Allem bie Eintragung jeder Einnahme und Ausgabe in dad Ta: 
gebud, Journal (a), welches den:Stoff zur Bildung der 
anderen Rechnungen in fich fchließt.. Ueber die, Einrichtung def: 
felben laffen fich nachitehende Regeln aufftelen. ” 


1) Verwaltungen, welche Naturalien einnehmen und auöge: 
ben, müffen neben dem Geld: noch ein Naturalien-Four: 
nal halten, welches für jede Art der vorfommenden Güter, 
3 B. für die verfchiedenen Fruchtgattungen, eine eigene 
Spalte erhält. 

2) Zur Verhütung von abfichtlichen Verfälfhungen durch Ver: 

wechſeln eines Blattes kann die Anordnung beitragen, daß 

das noch leere Tagebuch von einem höheren Beamten ya: 
ginirt wird (6). * 
- 8) Das Einſchreiben in bad Tagebuch geſchieht taͤglich, nad) 
der Zeitfolge der Ereigniſſe, und darf nicht verſchoben 
werden. | TR, 

4) Um Einnahmen und Ausgaben fogleih von einander ge: 
trennt zu halten, werden fie in zwei verjchiedene Geldſpal⸗ 
ten gefeßt, wenn auch, wie es oft gefchieht, nur eine ein: 
zige Benennungöfpalte angelegt ift, in welcher die Veran: 
laffungen von Einnahmen und Ausgaben durch einander, 
wie es die chronologifche Ordnung mit fich bringt, aufge 
führt werden (c). | 

5) Der Tag wird in einer eigenen Spalte angemerkt oder in 

der Benennungdfpalte wie eine Ueberfchrift beigefegt. 

6) Die Verweifungsfpalte bezieht fih auf das Hauptbuch 

(8 549) und bemerkt die Seite deffelben, in der jeder 
Poſten anzutreffen ift. 


(a) Daffelbe ift von dem faufmännifchen Journale, einem Monatsbude, 
ganz verfhieden, fommt aber dem Caſſenbuche der Kaufleute nahe. 


C5) Anfiegeln der feidenen Heftſchnur an den Einband, um das Einfegen 
eines Blattes noch mehr zu erfchweren. 


od In Frankreich beftcht das Tagebuch aus je zwei einander gegenüber 
ftehenden Blatrfeiten für Einnahmen und Ausgaben. Eben fo das 
Tagebuch der bad. DObereinnchmereien, V. v. 17. Juni 1835, 
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7) Zindet man in der Führung des Tagebuches einen Jer⸗ 
thum in den Zahlen, ſo darf an ihnen nichts veraͤndert 
ſondern es muß durch einen entgegengeſetzten Eintrag der 
Fehler vergütet werden, fo daß z. B. wegen einer um 80 fl. 
zu groß gefeßten Ausgabe eine befondere Einnahmspoſition 
von gleichem Betrage hinzulommt (Ausgleihungsds: 
poften). 

8) Ereigniffe und Geſchaͤfte, die fih auf Zahlungen beziehen, 
bei denen aber dieſe noch nicht flattgefunden haben oder 
noch nicht urkundlich bemwiefen werben können, werben einft: 
weilen innerhalb der Linie vorgemerkt. 

9) Obgleich in der Regel dad Tagebuch) (a) nur die wirklichen 
Zahlungen aufzunehmen beftimmt ift, fo müffen doch in ei» 
nen folchen Falle, wo entgegengefegte Zahlungsverbindlichkei= 
ten durch Abrechnung ganz oder theilweife aufgehoben wer: 
den, ber Vollſtaͤndigkeit wegen die beiderſeitigen ganzen 
Leiſtungen, als waͤren ſie wirklich geſchehen, in Aufrech⸗ 
nung kommen (6). 

10) Am Ende jeder Seite wird die Summe der Einnahmen 
und Ausgaben gezogen (Seitenſumme, latus), die 
man fodann auf dem Anfange der folgenden Seite als 
Uebertrag, transport, wieder aufführt. 

411) Am Schluffe jedes Monated (oder Telbft jedes Tages) wird 
ebenfall3 die Summe der beiderfeitigen Poften gezogen und 
durch Vergleihung der Einnahme und Ausgabe ausgemit—⸗ 
telt, wie hoch fich der vorhandene Caſſenvorrath belaufen 
müffe. Mit diefem Abfchluffe des Zagebuches wird 
zwedimäßig die Unterfuchung des wirklichen Caſſenſtandes 
durch den Rechner ſelbſt in Verbindung geſetzt, deren Er: 
gebnig dann in dem Tagebuche gleichfal3 angemerkt 
wird (c). Kleine Differenzen des rechnungsmäßigen und 
des wirklichen Vorrathes können durch Zufchteßen ‚oder Her: 
ausnehmen fogleich berichtiget, größere müffen-der vorge⸗ 
fegten Stelle angezeigt werden und man, muß fich bemi: 
ben, die Urfache der Abweichung ‚3. B. den begangenen 
Irrthum ıc. ausfindig zu machen. 

Rau polit, Oekon. Ir Bd. 2. Abth. 27 
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12) Nah dem Schluffe des Jahres wird bad Tagebudy ſogleich 
an bie höhere Behörde eingefendet, doch ift es geflattet- 
eine Abſchrift zurüdzubehalten (d). 
Ca) Form des Tagebuchs f. im Anhang 1. 
c5) 3.3. A. hat 300f. Fuhrlohn zu empfangen und 260 fl. für gepach 
tete Wiefen zu bezahlen, empfängt alfo nur AO fl. baar, aber beide 
Summen werden volftändig in die Einnahms- und Ausgabsſpalten 
eingetragen. _ , 
(ce) Man kann au an jeden anderen belichigen Tage mit geringer Mur 
de das Journal abſchließen und fo den Eaflenbeftand ausrechnen, 
(d) Es kommt au vor, daß der Mechner ſchon von jedem Monat eine 
Abfchrift des Tagebuches abfenden muß, der franzöfifhe Bezirksein⸗ 
nehmer bat deren fogar zwei abzuliefern, an das Finanzminifterinm 
und an die Departemientscafle, Neigebaner, ©. 38. j 
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Aus dem Tagebuche werben bie Poften in das, nach einer 
Sahordnung angelegte Hauptbuh, Manual, überge 
tragen. Bei ihm zeigt fich der Unterfchieb zweier Methoden, die 
wirthfchaftlichen Ereigniffe mit einander in Verbindung zu feßen, 
d. h. des Rechnungsſtyls. | 

-1) Der Kameralſt yl befteht in einer foftematifchen Anord⸗ 
nung fämmtlicher Einnahms⸗ und Ausgabsrubriken, fo daß 
fie ein zufammenbängendes Ganze3 mit den, aus ber Na: 
tur des Gegenftandes fich ergebenden Haupt» und Unter: 
abtheilungen bilden. Indem man die Summe jeber Bei: 
neren und größeren Abtbeilung zieht und endlich bie Haupt: 
fumme der Einnahmen und Ausgaben fucht, gelangt man 

‚zu einem Weberblide der Ergebniffe, fowohl im Einzelnen 

als im Ganzen. Die Eintheilung kann bei Rechnungen 

verſchiedener Art, z. B. Bergwerkö:, Poft:, Steuercaffen ıc. - 
nicht die nämliche fein, doch mit Ausnahme gewiffer Haupt: 
abtheilungen, die fich überall anwenden laffen. 

2) Der kaufmaͤnniſche Styl der italienifhen oder 

Doppelbuchhaltung erfordert, daß eine Anzahl von 

.. einander getrennter Rechnungen geführt werde, deren jede 

dad BVerhältniß zwifchen zwei,- durch Schulden und For 

' derungen mit einander in Verbindung ftehenden voirflichen 

ober erdichteten Perfonen enthält. Jede biefer einzelnen 
Rechnungen (conti) wird für ſich abgefchloffen. Bei je 
ber Zahlung läßt fich ein Empfänger (Schultner, de- 
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bitor) und ein Geber (Gläubiger, cereditor) auffin- 
ben. Jede Leiftung muß zweimal in die Rechnungen ein: 
getragen werden, nämlich erftend in das Guthaben (cre- 
dit) des Geberd und fodann in die Schuldigkeit (debet) 
ded Empfängerd, woraus fich ergiebt, daß die Summen 
des credit und debet aller Rechnungen - gleich fein müfs 
fen. Die einzelnen Rechnungen find deßhalb nicht dazu 
geeignet, in eine einzige große zufammengefügt zu werben. 
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Zur Vergleichung diefer beiden Arten der Buchführung Bons 
nen folgende Säbe dienen: 
1) Bei dem Kameralftyl werben alle wirthfchaftlichen Vorgänge 


auf eine einzelne Verwaltungsſtelle (Caſſe) bezogen, welche 
die Einnahmen empfängt und die Ausgaben vornimmt. 
Beim Styl der Doppelbudhhaltung werben mehrere von 


- einander verfchiedene Verhältniffe dargeftellt, in denen jene 
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Verwaltung zu anderen Gaflen, zu SPrivatperfonen, zu 
Gemeinden :c. fteht, man kann auch für befondere Zweige 
der Einnahme und Ausgabe eigene Rechnungen anlegen (a). 
Der Faufmännifche Styl ift zur Darftelung der im Han: 
del vorkommenden Leiftungen und Forderungen höchft zweck⸗ 
mäßig: Das Finanzwefen unterfcheidet ſich jedoch, wenn 
man die Staatdgewerbe ausnimmt, in mehreren welentli: 
lichen Puncten von den Handelsangelegenheiten, wohin 
hauptſaͤchlich nachftehende gehören: 

a) Daſſelbe befteht nicht aus einer Menge ifolirter Unter: 
nehmungen, fontern aus regelmäßig wieberfehrenben, 

zuſammenhaͤngenden Einnahmen und Ausgaben, bie 
bei ihrer gleichbleibenden WBerfchiedenartigkeit einer fy: 

ſtematiſchen Eintheilung bedürfen, um leicht überblidt 
werben zu koͤnnen, während eine folche in den Hans 
delögefchäften unfruchtbar fein würde. 

b) Im Handel find gegenfeitige Leiftungen, die einander 
gleihlommen müffen, weßhalb es nöthig ift, mit je: 
dem Handelsfreunde abzurechnen, wad man ihm gege 
ben und wa3 man von ihm empfangen hat. Im Fi— 
nanzwefen dagegen find größtentheils a Zahlun⸗ 

%* 
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gen, z. B. Steuerentrichtung, Ausgabe für Beſoldun⸗ 
genıc., wobei ed binreicht, Sol, Hat und Reft neben 
einander zu fegen. 

c) Die Kaufleute pflegen Waaren- und Geldjendungen, 
Auslagen und Bemühungen, die eine Vergütung er: 
beifchen, auf Gredit vorzunehmen und erft von Zeit zu 
Zeit die Schuldigkeit abzutragen,, fie haben daher im, 
mer viele Forderungen und Schulden , während man 
im Finanzwefen beabfihtigen muß, daß dad Hat 
dem Soll fo bald und vollftändig als möglich gleich: 
fomme 

d) Im Handel giebt es keinen Voranſchlag, dieſer aber 
erfordert unausweichlich eine foftematifche Anlegung. 

3) Wenn das Hauptbuh im Taufmännifchen Style geführt 

wird, fo muß dennoch am Schluß ded Jahres eine nad) - 
foftematifcher Rubricirung eingerichtete Rechnung entwor: 
fen und ber höheren Behörde übergeben werben (6). Be: 
dient man fich des Kameralſtyls, fo hat man die Bequem: 
lichkeit, daß dieſe Jahresrechnung fi) aus dem Hauptbus 
che von felbft bilder, welches zu diefem Behufe nur noch 
weniger Abfürzungen bebarf. 

4) Da nun bie Verhaͤltniſſe einer Caſſe zur anderen, mit be, 
nen fie in einem häufigen Verkehre durch gegenfeitige Zah: 
Jungen ſteht, leicht vermittelft befonderer Abrechnungen 
bargeftellt werben Fönnen, fo fcheint für die meiften Zweige 
der Finanzverwaltung ber Kameralfiyl den Vorzug zu 
verdienen, wie er auch in ben beutfchen Staaten in ber 
Regel eingeführt if (c). 


(a) Im Hauptbuche des franzöf. -Bezirkseinnehniers fommen für directe 
und indirecte Steuern zweier Jahrgänge 4 Conti vor, 

(b) ann 6.118. — ®.v, 8. 1820. u. Rapport de 1829, 
5.51. d. 3, Abtheilung. 

(«) —3 — — Feder, ©. 47. — v. Malchus, II, 
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Dad Hauptbuch in dem Kameralſtyl wird nach einem, von 
der oberſten Behörde vorgeſchriebenen, für alle Verwaltungsſtel⸗ 
en der nämlichen Art gleichförmigen Rubrikenſyſteme angelegt. 
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Schon zu. Anfang des Jahres wird die Rubricirung in bem, 
zum Hauptbuche beftimmten Bande fo eingetragen, daß für jebe 
Abtheilung der muthmaßlich erforderliche Raum leer. bleibt, und 
„die einzelnen Einnahms- und Ausgabspoften werden fodann, 
wie fie fich ereignen, aus dem Zagebuche herüber gejchrieben. 
‚Sn der Benennungöfpalte werden die Umftände, welche über bie 
Urfache und den Betrag der Leiftung Aufſchluß geben, kuͤrzlich 
angegeben, in einer Berweifungsfpalte aber die beigelegten bemei- 
fenden Urkunden (Belege) mit fortlaufenden Nummern ange: 
zeigt, die zu jedem Eintrage gehören. Eine andere Spalte zeigt 
die entfprechende Blattfeite ded3 Tagebuches an. Es ift üblich, 
auf eine Seite nicht Poften aus mehreren Abtheilungen (Rubri- 
fen) zu feßen, und auf jeder Seite unten die Summe ber auf 
ihr fiehenden Poften zu ziehen, bie jedoch nicht auf die nächfte 
Seite übergetragen (transportirt) wird. Am Ende jeder 
Unterabtheilung werden die Seitenfummen aller zugehörigen 
Seiten zufammengeftelt und addirt (Recapitulation). Dal: 
felbe gefchieht zu Ende jeder größeren Abtheilung mit den Sum; 
men der Unterabtheilungen und endlich mit der Gefammtheit der 
Einnahmen und Ausgaben. Die Vergleihung der beiden 
Hauptfummen deutet den Caſſenreſt an, der mit dem Abſchluſſe 
des Tagebuches übereinftimmen muß. Doc, kann auch der am, 
Ende des Jahres vorhandene Gaffenbefrag unter den Ausgaben 
verrechnet werden, fo wie der zu Anfang des Jahres vorgefun- 
dene unter den Einnahmen, und bei diefer Behandlung müffen 
die Summen der Einnahmen und Ausgaben einander ganz gleich 
fein. Naturalien erhalten ein befonderes Hauptbuch (a). Wenn 
einem Beamten die Verwaltung mehrerer, verfchiedenartiger, Feine 
Bermengung mit einander zulaffender Einkünfte und Ausgabs: 
zweige übertragen ift, fo müfjen von ihm eben fo viele getrennte 
Hauptbücher geführt werden, während für alle finanzielle Ex 
eigniffe ein einziges Journal zureicht. 


Außer dem Tages und Hauptbuche werben bei ben Finanz: 
verwaltungen je nach ber Art der Gefchäfte noch verfchiedene ans 
dere Bücher nöthig, um alle Vorfälle und Werhältniffe unter 
einzelnen Gefichtöpuncten zu ordnen und in Verbindung zu fe 
gen. Das häufigfte dieſer Bücher ift dad Abrehnungsbud, 
um fammtliche, aus verfchiedbenen Urfachen herrührende Zahlungs: 
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verbindlichkeiten einer Perſon und tie wirklich erfolgten Zahlun⸗ 
gen zufammen zu faflen, oder aud die Abrechnungen (conti 
correnti, comptes courans) bei gegenfeitigen Leiſtungen, z. 
B. mit anderen Gaffen, aufzunehmen. Die zahlreihften Ver⸗ 
zeichniffe fommen im Bollwefen vor. Die den Zahlenden ausge: 
lieferten, oder in ihre Quittungsbüchlein eingetragenen Befcheini- 
gungen müffen mit den Einträgen in die Bücher genau überein: 
ftimmen. 


Ca) Vorfchlag, das Tagebuch mit dem Hauptbuche zu verfohmelgen, bei 
Graaf a. a. D. ©. 232, — Formulare eines Tagebudhes, ſ. Ans 
bang Il. und II. 
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Die Jahres: oder Hauptrehnung ift nichts als die 
Abfchrift des, im Kameralftyle geführten Haupibuches, mit der 
einzigen Abfürzung, daß alle Zheilzahlungen für eine gemiffe 
Einnahme oder Ausgabe, wie fie im Laufe des Jahres nad). 
einander vorkommen, in eine einzige Summe zufammengezogen 
werden, weshalb in diefer Rechnung Feine Zeitbeflimmung -bei 
einzelnen Poften angegeben wird. Sie wird eingebunden, und 
mit einem Xitelblatte verfehen, auf dem die Benennung des 
verwalteten Vermoͤgens, ded Zeitraums und des Rechnungsfüh: 
verd, ferner die Anzahl der zugehörigen, die Beilagen enthalten: 
ben Bände und ber Tag der Einfendung angegeben fein muß. 
Auch ift es üblich, auf dem erften Blatte verfchiedene allgemeine 
Nachrichten, z. B. uͤber die Beftandtheile des verrechneten Ber: 
mögend und über das angeftellte Perfonal, mit der Bemerkung, 
wann und wie jedes Mitglied deffelben die erforderliche Dienſt⸗ 
caution geleiftet habe, hinzufügen zu laffen. Die Rechnung muß 
in einer feftgefegten, nicht zu langen Frift nach dem Schluffe 
bed Rechnungsjahres fammt den Belegen zur Prüfung abgege: 
ben werben. Indeß hat man es zmwedmäßig gefunden, nicht 
bloß alle Jahre, ſondern in kürzeren Zmwilchenzeiten von dem 
Zuftande einer Verwaltung Nachricht einzuziehen, weöhalb man 
von Rechnern monatliche oder- vierteljährige - Rechnungsauszüge 
einliefern läßt, in denen auch der Abfchluß des Tagebuches an- 
gegeben wird. Das bei den Rechnungen zu Grunde gelegte 
Jahr beginnt nicht in allen Ländern! mit dem 1. Januar, 
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wie e8, wegen ber vielfachen Beziehungen auf dieſes Galenders 
jahr am angemefjenften wäre und 3. B. in Preußen und Frank: 
reich wirklich gefchieht (a). 


(a) Baiern: 1. Oftober, Würtemberg und feit 1836 Baden: 1, Juli (vorher 
in Baden 1. Juni) — England: 5. Jan. — Der Hauptgrund zur 
Abweichung vom 1. Ian. liegt darin, daß man, wegen der mit der 
Landwirtbichaft im Zuſammenhang ftehenden Staatseinfünfte, befuͤrch⸗ 
tet,. an jenem Beitpuncte noch zu viele Einnahmeruditände zu haben, 
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Die Rechnungsbelege (Beilagen) dienen theils jede 
HPofition zu erlautern, theils aber die Richtigkeit derfelben dars 
zuthun. Sie müffen bei den Einnahmen den Beweid liefern, 
daß diefelben fich nicht höher belaufen haben, als es die Nechs 
nung angiebt, und daß ed auch nicht in der Macht des Ver: 
walterd gelegen ift, eine größere Summe beizubringen; bei den 
Ausgaben muß bewiefen werden, daß die Verwaltungsſtelle be. 
fugt war, fie vorzunehmen, daß fie wirklich vorgenommen wors 
den find und zwar in der angegebenen Größe. Zu diefem Zwe⸗ 
de find, je nach dem Gegenftande einer Einnahme oder Auss 
gabe, verfchiedene Arten von Beweisftüden nöthig, als Verzeich⸗ 
niffe, Zeugniffe, Verträge, Decrete höherer Stellen, Protokolle, 
Quittungen u. dgl. Alle diefe Belege müffen in ihrer Form 
die Bedingungen der Glaubwürdigkeit an ſich tragen, z. B. eis 
genhändige Unterfchrift anderer Perfonen, Anführung der quittirs 
ten Summen mit Buchſtaben u. dgl. Für jede Art von Beles 
gen find Vorfchriften aufzuftelen, welche dahin zielen, jede Uns 
veblichkeit oder Nachläfiigfeit durch Controlmaaßregeln zu verbins 
- bern. 
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Es ift nicht möglich, die Verwaltung der verfchiebenen Zwei⸗ 
ge von Sinanzgefchäften fo zu führen, daß mit dem Ablaufe des 
Jahres alle für daffelbe beftimmten Einnahmen und alle in ihm 
vorzunehmenden Ausgaben wirklich ftatt gefunden haben. Schließt 
man die Rechnung mit dem Jahre, fo ift ed nicht zu vermei⸗ 
ben, daß manche Zahlungen ſich in das folgende Jahr hinüber: 
ziehen, bie dem vorhergehenden angehören. Würde man fie nun 
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mit den Greigniffen biefes nächftfolgenden Jahres zufammenwer: 
fen, fo würde eine in mehrfacher Hinficht nachtheilige Verwir⸗ 
rung entftehen, befonders in folchen Fällen, wo Veränderungen 
in ben Verwaltungdgrundfägen, im Steuerfyfteme, in dem Per⸗ 
fonale der Beamten ıc. vorgegangen find, die es nöthig machen, 
die wirthfchaftlichen Ergebniffe eines jeden Jahres genau von 
einander zu fondern. Namentlich würde die Vergleichung mit 
dem Boranfchlage nur unvollftändig ausführbar und ed ließe 
ſich nicht entfcheiden, ob in einem einzelnen Jahre die Finanz: 
verwaltung den Anforderungen, die man an fie zu machen bes 
rechtigt ift, volftändig Genüge geleiftet habe (a). Man kann 
fi nicht ganz mit der Annahme beruhigen, daß von jedem 
Fahre ungefähr gleichviele noch unvollzogene Zahlungsverbind- 
‚lichkeiten in das folgende übergehen, denn dieß ift nicht immer 
der Fall. Ein Mittel, dieſe Schwierigkeit zu befeitigen, liegt 
in der franzöfifchen Einrichtung, nach der die Rechnung für ein 
gewifjed Jahr zwar nach dem Ende defjelben vorläufig abge: 
fchloffen, aber doch zugleich geftattet wird, alle, die Verwaltung 
(exercice) dieſes Jahres betreffenden, fpäter vollzogenen Ein: - 
nahmen und Ausgaben noch während des folgenden Jahres in 
der Rechnung nachzutragen, fo daß deren völliger Abſchluß erft 
nach Berlauf des zweiten Jahres erfolgt. Diefer Zeitraum ift 
lang genug, fo daß nur wenige Rüdftände übrig bleiben (2). 


(a) —* gilt auch von der Ianbftändifien Prüfung der Rechnungen, vor» 
lid in Bezug auf das Budget. 
(b) Aür diefe Einrihtung v, Malchus, II, 148, 
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Eine andere, aud der Erwägung dieſes Umſtandes entftan: 
bene Anordnung befteht darin, daß zwar ber Abſchluß der Mech: 
nung nicht hinausgefchoben wird, in derfelben aber die dem lau: 
fenden Jahre angehörenden Poften von denen, die aus ben 
früheren Jahre herrühren ganz getrennt werden. Zu biefem 
Behufe werden wenigftens 2, wo nicht 3 Hauptabtheilungen ber 
Einnahmen und Ausgaben gemacht: 

1) Etatörehnung des laufenden Jahres. 
2) Rüdftands: (Arreragen:) Rechnung, deren Sol aus 
‚den Alteren Rechnungen herübergenommen wird, und bes 
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ren Refte, fammt den in dem laufenden Jahre übrigblei= 
benden neuen, wieder in die Ruͤckſtandsrechnung bed nach 
folgenden Jahres übertragen wird. 

3) Etatörehnung früherer Jahre, d. h. die Aufrech: 
nung folder Poften, deren BZahlungsverbindlichkeit zwar 
aus einem Vorjahre entfprang, bei denen jedoch aus ir- 
gend einer Urfache erft jest die fehuldige Summe ganz 
beflimmt ausgemittelt wird, fo daß fie noch nicht im Soll 
eined früheren Jahres angefest werben konnte und daher 
nicht unter den Rüdftänden erfcheint, z. B. die Koften ei: 
ned Baues, deren Betrag erft nach Vollendung defjelben, 
nach der Eingabe und Prüfung der Forderungdzettel bes 
kannt ift, — Erfaspoften, die erft nach der Beendigung 
eines Rechtsſtreites liquid werden u. dgl. — Die meiften 
Poſten diefer Art beziehen fich auf das legte vorhergegan⸗ 
gene Fahr. - Wenn in der genannten Rechnungsabtheilung 
wieder die vorjährigen von den Alteren Poften unterfchies 
den werden, fo gelangt man dazu, ohne bedeutende Ab» 
weichung von der Wahrheit dad ganze, der Verwaltung 
eines Jahres angehörende, mit dem Voranſchlage zu vers 
gleichende Rechnungsſoll zu erkennen, indem man naͤm⸗ 
lich, wenn 3.8. von den Wirthfchaftsergebniffen des Jah— 

red 1836 die Rede ift, die Rechnungsabtheilung des lau= 
fenden Jahres ‘von 1836 mit den in der Etatörechnung 
früherer Jahre von 1837 enthaltenen Nachträgen zu dem 
Jahr 1836 in Verbindung feßt (a). | 


Ca) B. d. bad. Oberrechnungskammer v. 29. Apr. 1823. Im bad. Fir 
nanzwejen wird die Rüdftanderechnung als 1. Abtheilung, Die Etatd« 
rechnung früherer Zahre als II., die Rechnung des laufenden Jahres als 
III. Abtheilung bezeichnet. Das Soll in I. ift fhon in den Rehnun« 
gen vorbergegangener Jahre enthalten, nur I. und II, begreifen 
ein neuermitteltes Sol in fih. Wenn ale Jahre eben fo viel neue 
Reſte blieben, als alte abgetragen werben, fo würde das Hat von 
Abih. J — II mit dem Soll ven H und II ungefähr uͤbereinſtimmen. 


Es war z. 3. in den Staatöeinnahmen von 1833 
1) das Soll, und zwar 
das nene, in Abih. II. 311,364 fl. 
Abth. IT.  12744,681 » 
- 7 0 7743-056,045 fl 
‚. das Ältere, Abth. I 1-119,958 fl. 
a — — 
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2) Das Hat, in Abth. 1. 723,257 fi. 
Abth. II. 272,590 « 
Abib. III. 12-071,113 « 
Summe 13066,960 fi. 
Das ganze Hat beträgt folglid um 10,915 ji. mehr, als das neue 
Sol, was fi fo ertlären läßt, Es giengen in diefem Jahre aus 
älteren Reiten 723,257 fl. ein, während von dem obigen neuen Soll 
des Jahres nur 712,342, alfo gerade 10,915 fl. weniger, in Ruͤck⸗ 
er — — Am Schluſſe des Jahres 1833 waren an Reſten 
vorhanden 
aus fruͤheren Jahren 396,700 fi. 
aus dem legten Jahre 712,342 « 
aufammen  1"009,042 fl. 
oder !/,, der ganzen Zahreseinnahme. — Verb. d, bad. 1.8. von 
1833. Beil. II, 263, — von 1835, Beil. II, 122. (Berichte über 
die Rechnungsnachweiſungen von Rau). — ur die Fubrung einer 
abgefonderten Rüdftandsrehnung Kieſchke, S.209 (ber jedoch ge» 
ade das raͤth, was in Baden geſchieht, nämlih das Uebertragen 
des Ruͤckſtandsſolls in den Anfang der. Rechnung des folgenden Jah» 
res). Diefe abgefonderte Reftenrehnung ift in Preußenzim I. 1821 
abgefhafft worden, Graaf, S. 307. — Uebrigens find noch befon« 
dere Reftverzeichniffe unentbehrlich, um die Eintreibung der Rüditände 
zu erleichtern. 


.$. 556, 

Die Rechnungen einer Finanzverwaltung müffen alle Zu: 
und Abgänge von Geld und Naturalien enthalten, ohne daß 
man es dem Rechner geftatten koͤnnte, einen Theil derfelben 
hinwegzulaffen, weil dieß eine Abweichung von der Wahrheit 
wäre und Willkuͤhr und Unordnungen nad ſich ziehen könnte. 
Gleichwohl giebt e3 Einnahmen und Ausgaben, die, obſchon fie 
den Gaffenftand abändern, dennoch darum mit den übrigen nicht 
vermengt werben dürfen, weil fie auf den wirthichaftlichen Zu: 
Stand keinen Einfluß haben, indem fie feine wirkliche Mehrung 
oder Minderung deffelben anzeigen. Beifpiele hiervon find 

1) eingezogene und wieder angelegte Gapitale, ebenfo einge: 
hende Kauffchillinge, die wieder irgendwo werbend ange: 
wendet werden; es ift fehr verwirrend, wenn foldye, im 
Vermoͤgensſtamme vorgehende Bewegungen mit ben eis 
gentlihen Einkünften und Ausgaben (I, $.70 a) zufam: 
mengeworfen werden; 

2) Vorfchüffe und deren Wiedererfag , es mögen nun beide 
in einem-und dem nämlichen Jahre zufammentreffen oder 
nicht, | 
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3) Zahlungen an andere Staatdcaffen oder van folchen, wo- 
bei zwar das Nechnungsergebniß der einzelnen Werwal- 
tung, namentlich ihr Gaffenreft, abgeändert wird, aber 
wegen der entgegengefeßten Veränderung in ber anderen 
Caſſe doch im Ganzen die beiderfeitigen Wirkungen ſich 
völlig aufheben. 

Den Poften diefer Art follte im Rubrikenſyſteme der Rech 
nung eine eigene Stelle gegeben werden, fo wie auch dem ans 
fänglichen und dem am Ende des Jahres verbleibenden baaren 
Vorrathe. Vermoͤge einer Fiction pflegt man jenen als eine 
Einnahme, dieſen ald eine Ausgabe des einzelnen Jahres anzu: 
fehen, 8.551 (a). 


(a) Auf diefen Säsen beruht die Ubtheilung IV im badifhen Rechnungs» - 
voefen, „uneigentlihe Einnabmen und Ausgaben’, die 
man z. B. bei der Vergleihung des Solls mit dem Voranſchlage 

ganz unbeachtet läßt, weil fie feine neue Einfünfte und keine definis 
tive Verwendung derfeiben enthalt. \ 


J da 


Die Rechnungen werden auf VBeranftaltung einer höheren 
Stele der Prüfung, Revifion, unterworfen. Dieß ge: 
Schieht durch bejondere, des Finanzwefend und vorzüglich des 
Rechnungsweſens völlig Fundige Beamte (Reviſoren, Red: 
nungscommiffaire, Rebhnungsräthe:c), welche theils 
den Mittel» und Oberbehörden in verfchiedenen Verwaltungs: 
zweigen beigegeben, theild aber, zur Prüfung der von den hoͤ— 
heren Finanzftellen gefertigten Rechnungen, zur Erledigung der 
Rechnungsangelegenheiten in legter Inftanz und zur Leitung bed 
gefammten Staatörechnungswefend in einer Oberbehörde (Obers 
rehnungsfammer, $. 536) vereinigt find. Diefe Collegial: 
behörde muß in Hinficht auf ihre Entfcheidungen von dem Fi- 
nanzminifterium unabhängig und in derfelben Stellung fein, wie 
ein Gerichtöhof. Bei ber Prüfung der Rechnungen muß man 
den Gegenftand ber Verwaltung, die Obliegenheiten der rech⸗ 
nunglegenden Beamten und die gefeglichen Vorfchriften für den 
einzelnen Gefchäftszweig genau kennen. Die Unterfuchung wird 
vorzüglich auf nachitehende Puncte gelenkt: 

1) Richtigkeit der Zahlenergebniffe, ob man z. B. richtig zus 
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fammengezählt und abgezogen, die Quantitäten mit den 
Preiſen richtig: vervielfacht, die Geldforten gehörig umge: 
wandelt, die Ergebniffe der vorigen Rechnung ordnungs- 
mäßig übertragen, die wahren Preife zu Grunde gelegt 
hat, ob die Zahlen mit den in den Belegen enthaltenen 
Nachrichten übereinftimmen u. dgl. (a). 

2) Beobachtung der vorgefchriebenen Formen, z. B. Nume: 

rirung und gekörige Abfaffung der Belege, Unterfchrift 
derſelben, Aufführung jedes einzelnen Poftend in feiner 
entfprechenden Rubrik, wobei ed nicht erlaubt ift, daß ein 
Poſten verfchiedenartige, unter mehrere Rubriken gehörige 
Theile umfafje u. dgl. 

3) Die Rechtfertigung für alle in den Rechnungen angegebe- 
nen Maafregeln der Verwaltung, ob z. B. die außerge: 
wöhnlichen Ausgaben angewiefen Cdecretirt), die Weberfchrei- 
tungen des Boranfchlages von der höheren Stelle geneh- 
migt, die fländigen Ausgaben nur innerhalb der Gränze 
der Bewilligung vorgenommen worden find, 

4) Man pflegt die Prüfung der Rechnungen auch dazu zu 
benugen, daß man darauf achtet, ob die Grundfäße ei- 
ner guten Wirthſchaft von den Verwaltungsftellen forgfäl: 
tig beobachtet worden find. Dieß ift eine materielle, nicht 
mehr dem Rechnungsweſen angehörige Unterfuhung , zu 
welcher jedoch der Revident die befte Gelegenheit hat, da 
er ohnehin jeden Poften genau zu beleuchten verpflichtet 
ift. Es wird deßhalb erforfcht, ob die Ausgaben überall 
auf das Sparfamfte veranftaltet worden find, ob man 
die Einnahmen nicht hätte ergiebiger machen können, ob 
ber Vermögensftamm ftreng erhalten worben ift ıc. Die 
bei diefem Theile der Prüfung gefundenen Mängel oder 
Zweifel fallen jedoch nicht fowohl in den Wirfungs: 
Preis der oberften Rechnungsbehörbe, als derjenigen höhes 
ven Stellen, welche die Verwaltung felbft zu leiten ha⸗ 
ben (6). 


(a) Re eigene Ealculatoren für diefen Theil des Revifionsge- 
es. 
(6) Die 1826 aufgehobene Staatscontrole in Preußen war eine felbft- 


ftändige Oberbehörde, welche nicht bloß das Caſſen⸗ und Rechnungs» 
weſen, fondern auch das Materiele der Finanzverwaltung beauffichtigte 


er zo 
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und ihre Erinnerungen gea das letztere im Staatsminifterium vor» 
zutragen hate. Dieſe Stellung mußte viele Reibungen mit dem Fi— 
nanzminifteriun nad ſich ziehen. 


$. 558. 


Die einzelnen, bei der Prüfung einer Rechnung gemachten, 
Tadel oder Zweifel audfprechenden Bemerkungen des Revi—⸗ 
denten heißen Notaten, monıta, Rebhnungsbedenten, ' 
Revifionderinerungen. Sie werden von dem Revidenten 
der Revifionsbehörde vorgelegt, aus deren Auftrag er fich der 
Prüfung unterzog, und von jener dem Rechner zur Beant⸗ 
wortung zugeftellt. Auch die Rechnungsbelege müffen ihm wie. 
der zum Gebrauche während feiner Verantwortung zurüdgegeben 
werben. Hat er fich über jeden, beanflandeten Punct geäußert, 
die in der Form gemachten Fehler nachträglich verbefjert und fein 
Berfahren in folchen Puncten, wo er ed mit Ueberzeugung thun 
onnte, vertheidigt, fo wird hierüber in der vorgefegten Behörde 
berathen und in Betreff jedes einzelnen Bedenkens ein Beſchluß 
gefaßt. Wenn ed nöthig ift, fo wird der Rechner nody zum 
zweitenmal vernommen (a). Sit eine noch höhere Behörde mit 
einer nochmaligen Unterfuchung der Rechnungen beauftragt, fo 
trägt diefe den Namen Superrevifion(d), und erft nach bes 
ven Beendigung und der Beantwortung der Superrevifionserin- 
nerungen wird eine Entſcheidung ausgeſprochen (c). Diefe endliche 
Entſcheidung ift der Rehnungsbefcheid, ber fich ebenfalls 
über alle einzelnen Erinnerungen äußert. Inſoferne darin die 
Ledigfprechung ded Beamten von allen weiteren Anforderungen, 
alfo die Erflärung, daß er in Bezug auf das Jahr, deln 
Rechnungen geprüft worden find, alle feine Obliegenheiten erfüllt 
habe, enthalten ift, wird diefer Befcheid auch Abfolutorium 
ober Decharge genannt. Indeß iſt diefe Freifprechung häufig 
aur eine bedingte, indem dem Rechner noch gewifle Werpflich- 
tungen auferlegt werben, z. B. eine Summe nachzuzahlen, um 
die er fich verrechnet, oder die er unbefugter Weife auögegeben, 
oder zu erheben verfaumt hat (d), — oder einen gewiffen Ums 
fand in der nächften Rechnung gehörig zu berüdfichtigen ıc. 


C(ay) In einigen Staaten ift ein mündliche Verfahren eingeführt, wobei 


der Rechner fi an dem Sitze der Revifionsbehörde einfinden muß. 
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cd) Wo die Anzahl von Rechnungen zu groß ift, um fie alle jährlich der 
Superrevifion zu unterwerfen, da pflegt man jährlich einige heraus⸗ 
zunehmen, > 

(ce) In Preußen unterfcheidet man die Abnahme der Rechnungen, d. h. 
die erfte Prüfung von Seite der nächftvorgefegten Bermwaltungsbehörs 
de, und die darauf folgende Revifion durd die Oberrehnungs- 
fammer. Graaf, S. 505. 

(d) Hiebei iſt ihm natürlich der Regreß an denjenigen, der hievon Bor» 
theil gezogen bat, frei, 
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In Bezug auf die Reviſion der Rechnungen laffen fich noch 
einige allgemeine Bemerkungen beifügen. 

1) Wenn man die Prüfung unterlaffen wollte, fo würde dieg 
die gröfte Unordnung in dem Finanzwefen nach fich zies 
ben, und felbft die redlichen Beamten wenigſtens zur 
Nachläffigkeit verleiten. Man muß defhalb eine forgfäls 
tige Revifion für eine, zur Güte der Finanzverwaltung 
fehr wefentlich erforderliche Einrichtung anfehen und ſich 
den Unbequemlichkeiten unterziehen, die unvermeidlich bis: 
weilen aus den Erinnerungen nicht völlig unterrichteter 
Revidenten entipringen. 

2 €8 ift eine Härte gegen die verrechnenden Beamten, wenn 
die Nevifion ihrer Rechnungen lange verzögert wird, fo 
daß fie vielleicht noch für mehrere zurüdgelegte Jahre ih: 
rer Verantwortlichfeit nicht entbunden find. Es muß deß— 
halb ein hinreichendes Revi;ionsperfonal angeftellt und auf 
Belchleunigung des Gefchäftes gefehen werden, 

3) Die Revifionserinnerungen follten nicht von Tadelſucht, 
Unkenntniß und Geringfchägung gegen die Verwaltungs: 
beamten zeugen. Indeß find die Revidenten ald Wächter 
"des Staatövermögend zu betrachten und zur Aufrechthals 
tung der ſchuͤtzenden Formen verpflichtet, in denen ber Eins 
zelne Fein kraͤnkendes perfönliches Mißtrauen erbliden follte, 
Die Revifion darf daher nicht zu einem Anlaffe werden, 
daß, zum Nadjtheil für den Staatödienft, zwifchen dem 
Revidenten und den Rechnern leidenfchaftliche, der Würde 
des Gefchäftes unangemeffene Aeußerungen gewechfelt wer 
den. | 
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Jede Gaffenverwaltung ift nur für die bei ihr felbft einges 
benden und von ihr zu bewirfenden Sahlungen verantwortlid). 
Sie braucht alfo auch nur zu rechtfertigen 

1) diejenigen Einnahmen, welche fie 

a) ald Ueberfhüffe von untergebenen Gaffen abgeliefert 
empfängt, ober 
b) die ihr zum unmittelbaren Einzuge übertragen find, 
2) die Ausgaben, welche fie 
a) felbft beftreitet, oder 
b) durch Auftrag an andere Caſſen vornehmen läßt. 

Es ift jedoch nothwendig, daß die fänmtlichen, in jedem 
Theile des Finanzweſens vortommenden Einnahmen und Aus: 
gaben, nad ter fyftematifchen Rubricrung, zufammengeftelt 
werden, um die Ergebniffe ded ganzen Staatshaushaltes übers 
fichtlih darzuftellen und die Wergleihung mit dem Voranfchlage 
möglich zu machen. Dieß ift ein, von der Verwaltung getrenn- 
ted mit feiner Berantwortlichkeit, als für getreue Uebertragung 
der Zahlen verfnüpftes bloßes Rechnungsgeſchaͤft, welches aus: 
geführt werben kann 
1) von den Verrechnern der höheren Caſſen, indem fie vers 

pflichtet werden, die Ausgaben und Einnahmen der ihnen 
untergeordneten Gaffen volländig in ihreRechnungen auf: 
zunehmen, fo daß die Rechnung der Hauptftaatöcaffe von 
felbft die Hauptflaatärehnung bildet (a) ; 

2) von einer befonderen Staatsbuchhalterei, $. 526, 
welche nicht bloß aus den einzelnen geprüften Rechnungen 
die Hauptſtaatsrechnung zufammenfeht, fondern auch 
fhon im Baufe jedes Jahres aus den eingehenden Wachs 
richten eine, zur Gontrole der Rechner dienende Buchfühs 
rung beforgt (6). 


(a) Wie die 5.38. in Preußen (Graaf, ©. 135) e Baiern (Höd, 
Grundlinien der BETEN S. 42) geſchiedt. 
ec) Saeſchte, ©.237. — v. Malchus, Pet, u 191. Zinanz., II, 
126. — Sraaf, ©.35. 88, — Hüffell, © 274, — In vᷣreu⸗ 
re ift erft 1826, bei der Aufbebung der Staatscontrofe , eine 
Staatsbuchalterei als befondere Behörde errichtet worden, 
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Grundzüge des Etatsweſens. 
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Der Boranfhlag, Etat, 8.465, ift die Berechnung 
der in einem bevorfichenden Zeitabjchnitte (Jahre) zu erwarten: 
den Einnahmen und vorzunehmenden Ausgaben (a). Obgleich 
diefe, über zukünftige Greigniffe angeftellte Berechnung der that- 
fachlichen Rechnungsführung vorausgeht, fo ift es Doch zweckmaͤ⸗— 
fig, die Betrachtung des Etatweſens von formeller Seite der 
Lehre von dem Rechnungsweſen folgen zu laffen, denn diefes, 
wie ed fich weit früher ausgebildet hat, dient auch in Bezug 
auf die Außere Einrichtung den Voranfchlägen zum Vorbilde, 
ftüßt fich überdieg auf die, in den Rechnungen aus den frübes 
ren Jahren enthaltenen Erfahrungen. Dem Inhalte nad) ift der 
Voranſchlag von der thatfächlichen Rechnung weſentlich verfchies 
den. Er enthält 

1) bei denjenigen Einnahmen und Ausgaben, deren Größe ſich 
fchon voraus feftfegen läßt, den durch den Beſchluß der 
höchften Gewalt im Staate beflimmten Betrag derfelben, 

2) bei anderen, welche von fünftigen Ereigniffen bedingt wers 
den, bie vermuthete Summe berfelben. Bei Etatöpoften 
diefer Art kann das wirkliche Ergebniß beträchtlich von 
dem vermutheten Umfange der Einnahmen und Ausgaben 
abweichen, weßhalb der Voranſchlag, obſchon ohne ihn 
fein georbneter Staatähaushalt möglich wäre, doch nicht 
volle Zuverläffigkeit haben Tann. 


(a) uni S. 3. — v. Walchus, Polit. u, 152, Finanzw. II, 

— Graaf, $.18,— Der Gründer des Statswefens ft Sulln, 

t nee y Des Herzog v. Suly Verdienfte um das I R 
Sinanzwefen, Mannheim, 1828, ©. 130, v. Maldhus, Sin. I 
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Ueber Weſen und Entftehung der Voranfchläge find haupt⸗ 
ſaͤchlich folgende Regeln zu bemerken: 

1) Man muß den Etatsentwurf von dem genehmigten 

Etat unterfcheiden. Jener ift ein, mit beigefügten Grüns 
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den und Erläuterungen. verfehener Vorſchlag, diefer hat 
die Bekräftigung des Staatöoberhauptes erhalten und dient 
ald Vorſchrift, um fo weit ed thunlich iſt, von. den Fi— 
nanzbeamten vollzogen zu werben. 


9) Die Bearbeitung der Entwürfe gefchieht von unten auf, fo 
dag vor dem Anfange des neuen Zeitabichnittes zuvoͤrderſt 
die unterfien Verwaltungsſtellen den bei den fefigefeßten 
Normen der ‚verfchiedenen Ginnahmöquellen, z.B. dem 
Steuerfuße, tahrfcheinlichen Betrag der Einkünfte anges 
ben und bie ihnen nöthig fcheinenden Ausgaben nahmhaft 

machen, zugleich aber auch die Beamten in anderen Zweis 
gen des Staatödienftes ihre Ausgabenvorfchläge entwerfen, 
die dann von jedem Minifterium bearbeitet werden. 


3) Man bedient ſich hiebei des Rubrifenfyftems der Nechnun: 
gen (a) und giebt dem Voranfchlage die tabellarifche Form 
derfelben. Eine Zahlenfpalte kann bei den unftändigen 
Einnahmen und Ausgaben den Durchfchnittäbetrag aus 
einigen jüngftverfloffenen Sahren, 3. B. 3 oder 6, anges 
ben, dem in einer anderen Spalte das, mit diefem Durch. 
Schnitte übereinftimmende ‚oder abweichende Gutachten des 
Beamten beigefügt wird, 


4) Zur Bildung eines folchen Durchſchnittes müffen die Zah: 
reöbeträge erft berichtiget werden, wenn nämlich in den 
Normen, nach welchen die Einkünfte erhoben werden, Wer: 
änderungen flatt gefunden haben und daher die früheren 
Zahlen in ihrer urfprünglichen Größe nicht mehr anwends 
bar find; doc) fest diefe Berichtigung voraus, daß man 
die Wirkung der vorgegangenen Veränderung genau bes 
fiimmen koͤnne, 3. B. bei einer aufgehobenen Steuer, 
einer verminderten Gebühr. Im entgegengefeßten Falle, 
‚wenn ed 3. B. ungewiß bleibt, wie eine Zollermäßignng 
auf den Ertrag wirken werde, läßt fich gar Fein Durch— 
fchnitt bilden, fondern nur eine Bermuthung aufftellen. 


5) Eine für Anmerfungen beſtimmte Spalte nimmt vorzüg: 
lich die Gründe auf, aus denen man ‚eine von dem Durds 
fchnittöbetrage abweichende Summe in Autrag bringt. Doc) 
koͤnnen ausführliche Erläuterungen in üiner, —— 

Rau polit, Oeton. Ir Bd. 2, Abth. 
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feine Stelle finden, jondern müffen einem begleitenden Be. 
richte vorbehalten bleiben. 

6) Auch Belege werden beigefügt, um die Etatöfäge zu 
begründen, wozu theils Auszüge aus den Rechnungen, 
theils ausführliche Berechnungen, theils Nachweilungen 
der angeordneten Veränderungen in den Einnahms- und 
Ausgabs:Pofitionen (6) ıc. dienlich find. 

7) Man brauht nur diejenigen Gtatsfäge zu rechtfertigen, 
welche unftändig, oder von denen de3 vorigen Anfchlages 
verschieden find. Hiedurch wird die Verfertigung des Etats, 
wenn jie jährlih oder nach wenigen Zwifchenjahren ge— 
ſchieht, bedeutend abgekuͤrzi. 


(a) Fuͤr die Ausgaben moͤchte die obige Anordnung, 8. 42. 43, nach 
weicher man 1) Hofſtaats-⸗Ausgaben, 2) Ausgaben für die ſtaͤndiſche 
Repröfentation, 3) Regierungsansgaben unterfheiden, und Die letzte— 
ren nach den Minijterien abtbeilen fann, den Vorzug verdienen. Für 
die Einnahmen ijt die befte Eintheilung die, welde aus denn Wefen 
der Einfünfte bergenommmen wird, 8. 84 ff. Doch müßte man neben 
den felpfiftändigen Einnahmen in einer befonderen Abtheilung diejeni- 

en auffuhren, welche ſich gelegentlih, bei einem Gegenftande des 
ufrwandes, ergeben, 5.3. Arbeitsertrag in den Zuchtbäufern, $. 69. 

(d)-Notabilienbücder bei jeder Verwaltung, um alte ſolche Veränderungen, 
z. 3. fiftirte Beloldungen, aufgebobene Abgaben ꝛc. genau zu vers 
zeihnen. Bad. V. v. 20. Jun. 1820. Meg.-Bl. Nr. 10. Formular 
bei v. Malchus, Pol. I, LXXXXIV. 
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8) Die Etatdentwürfe der unteren Stellen (Specialetats) 
werden bei den Mittelbehörben geprüft und in umfaffen: 
dere Etats zufammenrgezogen, wobei jedoch die einzelnen 
ausführlichen Anfchläge als Belege beigefügt werden. Bei 
den höchften Stellen gefchieht daffelbe (Hauptetats), bis 
endlich ald Ergebniß der ganzen ‚Arbeit der, nur die 
Hauptabtheilungen in fi aufnehmende Hauptfinanz: 
Etat entworfen wird („J. m 

9) Iſt diefer, abgeändert oder nach feiner vorgelegten Faſſung, 
genehmigt worden, fo gehen an alle höheren und niedri- 

geren Behörden die auf ihren Wirfungsfreis fich beziehen: 

' den, mit den Anfägen bes erfteren übereinftimmenden Bor: 
anſchlaͤge zuruͤck, um die in ihnen atfgeführten Einnah— 
men und Ausgaben in Vollzug zu bringen. 
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10) Um ganz ficher zu gehen, haͤlt man fi) Häufig in der 
Praris an die Kegel, die Einnahmen etwas unter ihrem 
muthmaßlichen Betrage, die Ausgaben dagegen über dem: 
felben anzufesen, fo daß alfo die wirkliche Verwaltung 

aus beiden Urfachen einen größeren Weberfchuß ergiebt, als 
man nach dem Etat erwarten follte. Mag auch unter an. 
deren die Furcht vor unverfchuldeten Vorwürfen und der 
J Umſtand zur Entſchuldigung dieſes Verfahrens dienen, daß 
eine Abweichung vom Etat, die durch günfligere Wirth⸗ 
ſchaftsergebniſſe entſteht, erfreulich ift, "während ein Mehr: 
betrag der Ausgaben und eine Berminderung der Einnab- 
‚men ünangenehme Störungen nach fich zieht, ſo iſt doc) 
eine abfichtliche Entfernung von dem, mas man fir wahre 
fcheinlich halten muß, nicht zu billigen, fie führt zur Will: 
führ und ift auch nicht ohne Nachteile, indem man, fo 
lange nur noch im Ganzen ein Ueberichuß gegen den Etat 
vorhanden ift, eine Weberfchreitung der Ausgabenfäge nach: 
fichtig zu beurtheilen geneigt ift. 


(a) Braun für dieſe verfchiedenen Arten von Voranſchlaͤgen wa, bei 
Malchus, Potirit, W, LXXVIN fi. 


$. 964. 


Eine wefentliche Bedingung guter Etats iſt auch ie Boll 
ftändigkeit, fo daß fie feine, in das Gefchäftögebiet einer gewif: 
ſen Berwaltungsftelle fallende Art von Staatseinkünften und 
Staatsausgaben auslaffen. Sol der Voranſchlag das ganze 
Bild der Finanzverwaltung darftellen, wie es fich vor dem Bes 
ginne eines Zeitabfchnittes geftaltet, jo müffen alle mit jeder Art 
der Einkünften verfnüpften Koften in Ausgabe, dagegen alle 
wahrfcheinlich eingehenden Summen ven Geld und Naturalien 
in Einnahme geſtellt werden, ſo daß man deutlich ſieht, wie 
aus dem Abzuge der Koften von der rohen (Brutto:) Einnah— 
me fich die reine (Netto-) Ginnahme bildet. WBergleicht man 
von diefem Gefichtspuncte aus die Budgets der- verfchiedenen, 
Staaten, fo bemerkt man, daß in mehreren, 5.8. Großbritan⸗ 
nien, Frankreich, Wuͤrtemberg, Baden, genau nach den ange⸗ 
gebenen Regel verfahren wird, während 3. B. in Preußen und 
Baiern nur der Neinertrag der Cinkünfte in — gebracht 
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if la). Wollte man einen Mittelweg einfchlagen und die Eins 
nahmen: nur nach Abzug der eigentlichen Gewerböbetriebsfoften 
in den Voranfchlag aufnehmen, alfo 3. B. dad Holzbauen, bie 
Heigung in Salinen und Hüttenwerken, den Ankauf des Holzes 
für Holzhöfe (8. 151) ꝛc. fogleich von dem Ertrage diefer Gewerbe 
abziehen, fo würde immer der Vortheil einer Kenntniß aller 
Finanzmaßregeln verloren gehen und ohne Willführ oder Incon- 
‚ fequenz die Granzlinie der vorweg abzurechnenden Ausgabepo» 
fien faum zu ziehen fein. Freilich hat jene Vollſtaͤndigkeit die 
Folge, daß das Bruttoeinfommen im Berhältnig zum. Nettobe: 
trage fehr groß ericheint, und daß man, zum Behufe mand) 
faltiger Combinationen und Berechnungen, fi) häufig an den 
Ieteren halten muß (6). 


(a) Graaf, 6.87, nimmt Ddiefe Einrigtung in Schuß, ohne die von 
ihm ſelbſt angeführten Gegenftände zu widerlegen. — Dagegen vor 
Malchus, Fin. IL, 104, 


(d) Finden IDEE RBEEWUDER in diefer Urt und Weife, den Etat zu bilden, 

En ‚ fo können die Zablenrefultate aus verfchiedenen Sahren ohne 
—— Berichtigung nicht mit einander verglichen werden. In 
Baden z. B. waren im Budget für 1831 und 1837 bei dem Muͤnz⸗ 
weſen nur 4370 fi. ald Einnahme angefest worden. Das Budget 
für 1833 und 34 aber giebt, da man feinen Reinertrag beabfichtigte, 
eine Bruttoeinnahme und eine gleihgroße Ausgabe von 520,338 fi. 
an, weil man das ganze Erzeugnißg der Ausmuͤnzung zur Einnahme, 
die Anfhaffungsfoften der Muͤnzmetalle aber zur Ausgabe zog. Obne 
bedeutende matericle Veränderung, bauptfächlich wegen geänderter 
Berehnungsregeln, ift die Bruttoeinnahme in den badifhen Budgets 
von 10°597,000fl. im Jahr 1832 auf 11°800,000fl. im J. 1833 er⸗ 
hoͤht worden, während der murhmaßliche Rein» Ertrag nur um 
400,000 fi. größer, naͤmlich zu 7°700,000f. jtatt 7'300,000 fi. ange» 
nommen wurde, 


$. 565. 


Der Hauptfinanzetat oder da8 Budget ift fein Gefeß, wenn 
er gleich, namentlich in Staaten mit einer Repräfentativ = Ver: 
faffung, in den für die Gefeßgebung beftcehenden Formen feftge: 
ftelt wird. Diejenigen Beftimmungen in ihm und in Bezug 
auf ihn, welche wirklich gefeglicher Art find, werden gewöhnlich 
in einem, mit ihm in Verbindung ftehenden Finanzgefeße(a) 
zufammengefaßt,, welches enthalten muß (6) 

1) die Benennung der, den Charakter der. Auflagen an fi 

tragenden Einnahmdquellen, mit Angabe ded Fußes, nad 
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dem jie erhoben werben follen. Beibt diefer Fuß ungeäns 
dert, fo kann das Geſetz kuͤrzer nur die Fortdauer der be 
ftehenden Normen ausdrüden (c); 

die für jeden Theil der Ausgabe bewilligten, den einzel: 
nen Minifterien zugewiefenen Summen oder Eredite. 
Da man wohl die Größe der Ausgaben befchließen, aber 
die der Einnahmen nur erwarten und vermuthen: kann, 
fo ‚liegt in der Natur der Sache, daß das Finanzgeſetz 
bloß bei den Ausgaben Zahlen ausfpriht. Es ift. hierbei 
‚eine. allgemeine Beftimmung darüber nöthig, wie weit die 
Befugniß jedes Minifteriums reiche, innerhalb der, ihm 
im Ganzen bewilligten. Summe ſolche Verfügungen. zu 
treffen, ‚die von den, für die einzelnen -Zheile, des, Aufwan⸗ 
des angenommenen Zahlen abweichen, ob es 3.8. ‚erlaubt 
ift, die Erfparniß an--der einen Ausgabe zur Vergrößes 
rung einer anderen anzuwenden. Es wäre nicht rathfam, 
‚jeden Minifter genau an die Beobachtung aller, einzelnen 
Pofitionen feines Budgets zu binden (wolle Specialität 
des Budget3), weil fich im Laufe der Gefchäfte dad Be’ 
duͤrfniß eined gewiſſen freien. Spielraums in der Verfuͤ— 
gung über die beftimmten Summen häufig -fühlbar macht, 
doch follten wenigftens die Hauptabfchnitte der Minifterial; 
etats puͤnctlich eingehalten, oder Weberfchreitungen befon: 
„„berd. gerechtfertigt werben (d). J— 


— 
— 


Ca) v. Malch us, Fin. II, 9. 
(5) Außer dieſem wefentlihen Inhalte hat man öfters gelcgentlih auch 
andere Verfügungen dieſem Gefeße einverleibt, die eigentlich den Ge» 
genftand eigener Geſetze hätten bilden folen, Der Beweggrund zu 
diefer Verbindung ift, daß man folhe andere Beltimmungen eben» 
falls, wie das Finanzgeſetz, nur für eine gewiffe Etatsperiode (1, 2, 
3, 6 Jahre) verabredete. . 
(c) Die Einkünfte aus dem eigenen Erwerbe der Regierung bedürfen, als 
ein für allemal feftgeftelt, feiner ſolchen Unführung im Finanzgeſetze. 
(d) v. Malchus, Pol. U, 186, Fin. I, 122, 


3. Abtheilung. 
Da Caſſenweſen. 


wa: 


ee 2 ach 


Die, zum — eines Staates — Caſſen 


muͤſſen fo. angeordnet und ‚mit einander in Verbindung gefegt 
werden‘, daß fie leicht jede Einnahme auffaffen und jede Aus: 
‚gabe beforgen koͤnnen, daß aber auch jede unnoͤthige Anhaͤufung 
von Geldern, die ‚eine nuͤtzliche Verwendung finden PAIR, ver: 
hütet wird. Man Farin daher unterfcheident 

' 1) Die Hauptftaatscaffe des Landes, bei welcher alle 


Ueberſchuͤſſe zuſammenfließen, und welche die, am Sige der 
oberſten Staatsbehoͤrden vetzunehmenden Auegaben unmit: 
telbar beſtreitet. 


23 Cenitraltajfen für einzelne Zweige der Finanzverwal⸗ 


tung, deren jedoch nur einige für Beduͤrfniß zu erachten 
find, zB. Schuldentilgungd:, Militär: und Poft-Caffen, 


"indem die Geſchaͤfte der übrigen fuͤglich von der Haupt: 


ſtaatscaſſe beforgt ‘werden koͤnnen. 


"0, Mrovinciatcaffen, in denen die meiften Einkünfte ins 


ee 


nerhalb eines Landestheiles geſammelt und von "denen Die 


dafelbft vorkommenden. Regierungsausgaben - unmittelbar 
oder durch Anweifung auf untergebene Caſſen bewirkt 


‚werben; es ift daher in ber Regel nicht, noͤthig fuͤr ein: 
zelne Ziveige von Einkünften: befondere Caſſen in den groͤ⸗ 
ßeren Landesbezirken einzurichten. 


N} 


Untere Gaffen, deren Zahl und Geſchaͤftskreis nach der 
Beſchaffenheit der Einnahmsquellen und Ausgabszweige 
in jedem Staate beſtimmt werden muß. Sie ſind theils 
bloß dem Einzuge von Auflagen gewidmet, theils auch 
mit anderen VBerwaltungsgefchäften, 3. B. des Domänen- 
wejens, der Bergwerksadminiſtration, ın Berbindung. Es 
ift ihon der Koften wegen rathſam, nicht mehr Gaffen 
anzuordnen, ald das Beduͤrfniß des Dienftes erfordert, 
und dafür fpricht auch der weitere Grund, daß mit der 
Vermehrung der unteren Caſſen die Gefapr von Verun⸗ 
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treuungen anwaͤchſt. Solche untere Erheber von Einfünf: 
ten, denen die Bedingungen zu einer guten Gaffenführung 
abgehen, werden verpflichtet, die bei ihnen eingehenden 
Summen nad kurzen Zwifchenzeiten an die naͤchſtvorge⸗ 
ſetzten Caſſen abzuliefern, z. B. die Eteuererheber, Weg: 
geld-, Zölleinnehmer ꝛc. 
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Die Anſtellung des Caſſenperſonals muß mit vorzuͤglicher 
Ruͤckſicht auf erprobte redliche Geſinnung, feſten Character, Orb: 
nung und Geſchicklichkeit geſchehen, auch iſt eine Caution uner: 
laͤßlich, die jedoch für ſich allein, Feine vollftändige Sicherheit 
geben kann, weil ihr Betrag die dem Beumten anvertrauten 
Summen nicht erreicht. Bei den unteren Gaffen iſt gewöhnlich 
nur ein Staatsbeamter angeftellt, der zugleich die zugehörigen 
anderen Berwaltungsgefchäfte beforgt und für feine Gehülfen 
verantwortlich iſt. Höhere und. größere Gaffen haben ein, von 
anderen Verrichtungen ganz entfernt gehaltened Perfonal, bei 
welchem neben einer angemeffenen Bertheilung der Gefchäfte zu: 
gleich darauf Rüdficht genommen. wird, daß es, bei der großen 
Berfuchung zur Untreue, an einer gehörig fichernden gegenfeiti- 
gen. Beauffichtigung (Controle) nicht fehl, Zu einer vollſtaͤn⸗ 
digen Beſetzung wird erfordert: 

1). ein Vorſteher (Hauptcaffier, RER ber die 
ſaͤmmtlichen Gaffengefchäfte leitet und beauffichtiget, das 
Tagebuch führt, jedoch nichts felbft einzunehmen ober aus: 

x < zugeben hat, . 

2 ein Controleur, “ ein Gegenbuch, oͤfters RR das 
Hauptbuch fuͤhrt, alle Quittungen mit ‚unsergeicpnet und 

3). ein Gaifier ober Bahlmeifter, dem es obliegt, das 
‚Zählen, :Padenıc. zu beforgen und ber ein, nach den vor: 
kommenden Muͤnzlorten in Spalten abgetheiltes Gaffen: 

buch (Journal) für Einnahme und, Ausgabe führt. Die 

Caſſe ſteht unter dem Mitverſchluſſe der beiden vorgenann⸗ 

ten Beamten. Große Gafjen haben. mehrere folche Zahl: 

je meifter, 3. B. einen fir. die Einnahmen, einen für die 
Ausgaben nöthig. — 
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4) Hierzu kommt das Unterperfonal von Rechnungsgehülfen, 


Ganzliften und Dienern. 
| 5568. 


Regeln über den Vollzug der Caſſengeſchaͤfte: 
1) die Einnahmen und Ausgaben, die jeder Caſſe zugewieſen 


find, müffen mit Rüdfiht auf die Zeit ihres Eintreffens 
fo berechnet fein, daß Feine Stockungen eintreten und in 
der Negel die Mittel zur Beſtreitung der Ausgaben nicht 


fehlen. Diefe Verteilung der Summen tft das Gefchäft 
der, bem ganzen Gaffenwefen im Staate vorgefeßten Bes 
hoͤrde. Tritt in einzelnen Zeitpuncten ausnahmsweiſe den- 
noch. ein Mißverhältnig ein, fo läßt fich Leicht helfen, in» 


* om —— 


dem die eine Caſſe von der anderen die benoͤthigte Sum— 
me auf Abrechnung erhebt und dieſer Zuſchuß derjenigen 
Caſſe, die ihn leiſtet, wie eine Ablieferung zu Gute gerech⸗ | 


' net wird. 
r Die fländigen, fo wie alle im Voranſchlage für eine ge 
wiſſe Gaffe nad) ihrem wirklichen Betrage aufgeführten 


° Einnahmen und ‘Ausgaben bedürfen Feiner befonderen Er: 


mächtigung, wohl aber diejenigen, welche entweder außer: 


ordentlicher Weife erfolgen, oder deren Größe wenigftens 


a) noch nicht voraus beſtimmt werden konnte (8.553). Sol⸗ 


be Poften erfordern einen Auftrag zur Annahme oder 


*5 Ausbezahlung, Gahlungsanweiſung, Decretur) 


von einer vorgeſetzten Behörde. Um Ueberſchreitungen der 


*Boranſchlaͤge Leichter zu verhindern und die Richtigkeit der 


Anfäge bequemer prüfen zu koͤnnen, pflegt man vor ber 
Ertheilung der Decretur Die Anmweifungen einem controlis 


renden Beamten zur Einfiht und Mitunterfchrift vorzules 


Bas 


gen. Die Zahlungsanweifungen der anderen Minifter, die 
über ihre etatöntäßigen Credite (d. 565.) verfügen können, 
ſollten wenigſtens von dem Vorſtande des Finanzminiſte⸗ 


rt ebenfalls eingefehen und unterzeichnet werden. 

3; Für’ Feine Einnahme datf: wor dem wirklichen Einzug bes 

> Geldes "eine- Befcheitiigung ausgeflellt werden (den Fall 
einer Abrechnung ausgenommen), dagegen darf man keine 
' Ausgabe ohne gleichzeitigen Empfang Quittung vor: 


nehmen, 
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4) Die Quittungen muͤſſen genau nach ber Vorſchrift abge: 
faßt (8.553) und von demjenigen ausgeftellt fein, welcher 
.% zunaͤchſt zum Empfange berechtigt iſt, wenn dieſer nicht 
einen Anderen hierzu bevollmaͤchtiget hat. Sogenannte 
Interimsquittungen eines Dritten koͤnnen nicht als 
Belege dienen und laufen bis zum Eintreffen der wahren 
Beſcheinigung auf die Gefahr des Caſſenfuͤhrers. Vor— 
 „ausbezahlungen vor dem Xermin der Schuldigkeit find 
nicht geſtattet (a). 


(a) -Bei Befoldungen fann- für den ſchen verfloffenen heil, der Zeit eine 
Abſchlags ʒahlung geſtattet werden. 


5. 569. 


6) Eigene Gelder dürfen mit denen, die dem Staate gehören, 
in einer ‚öffentlichen Caſſe nicht vermengt werden; auch 
eine, wenn gleich nur temporäre Benußgung der Stantde, 
gelder für Privatzwede ift unerlaubt. 

7) Bei jeder Zahlung ift forgfältig darauf zu fehen, daß fie 
‚nur in den. vorfchriftämäßigen guten Geldſorten erfolge. 
Die Sorten werden bei Einnahmen und Ausgaben aufge 

‚zeichnet, letztere auch mit einem. Sortenzettel. begleitet. 
Rollen und Beutel: brauchen nur gewogen zu werden, 
wenn fie wohl verfchloffen geblieben find und eine Jan: 
dere Caſſe auf der Aufichrift dir Richtigkeit der Abzaͤh— 
lung bezeugt hat. 

8) Bei VBerfendungen muß man für gute Verpackung forgen. 

9) Die Caffe muß gegen Diebftahl auf alle Weile geichügt 
werden, wozu die Anwendung fefter eiferner Kiften, eines 
wohl verwahrten Gemached mit einem einzigen Zugange 
und feft verfchliegbaren Deffnungen, die Nähe des Beam⸗ 
ten bei Eleineren Gaffen (a) und die Aufftellung einer bes 
waffneten Wache bei größeren ıc. (d) dient. 

10) Die Caſſe muß von Zeit zu Zeit nachgezählt (geftürzt) 
und der Erfund mit dem Abfchluffe der Bücher verglichen 
werden. Dieß gefchieht 
a) von den Gaffer:Beamten felbft in regelmäßigen Perio: 

den, z. B. alle Monate ($. 548.11)), fo wie auch über ben 


Gafjenftand öfterd an die vorgeſetzte Behörde durch ei- 
nen Situtationdetat berichtet werden muß, 
b) von einer anderen, zur Aufficht über eine Gafle (Ca: 
fencuratel) beftellten Behörde Man unterfcheidet ;, 
hiebei die regelmäßige, z. B. alle Monate eintretende 
Revifion von derjenigen, die ganz unerwartet gefchieht, 
"und die,. ohne als Zeichen eines Verdachtes gelten zu 
koͤnnen, bei jeder Gaffe wenigftend einmal jährlich ers 
folgen follte. Mehrere an einem Orte ſich befindende 
Caſſen werden gleichzeitig geftürzt (c), auch wird eine 
Unterfuchung der Rechnungsbuͤcher, eine Vergleichung 
derfelben mit den Belegen ıc. vorgenommen und über 
das ganze Gefchäft ein Protokoll geführt, welches man 
der höheren Behörde zuſtellt. 


Ca) Er muß wo möglich die Caſſe in feinem Schlafzimmer haben und mit 
Waffen verfehen fein, 
(6) Sraaf, S.283. ie 
co) In Preußen geſchieht die gewöhnliche Mevifion monatlih an einen 
unveraͤnderlichen Monatstage, z.B. in Berlin am legten oder (wenn 
et ein Feiertag iſt) am vortegten, bei den Provincialhauptcaflen am 
48ten. Dirfe werden in der Regel von den Präfidenten wit Zus 
ziehung von Rätben geftürzt. Sind für mehrere Caflen eines Ortes 
mehrere Reviforen vorhanden, fo muͤſſen fie ſich über die gleiche 
Stunde verabreden, fonft wird die eine Caſſe unter Verſchluß genom- 
‚men, während- man mit der anderen den Anfang macht. Grauf, 
| — ff. — Ueber reifende Eaſenreviforen |. v. Maldhus, I, 





Anhaung. 


J. Formular eines Tagebuchs, 
Zu 8. 347 und 548. 
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Das Zormular muß für jeden Monat, in welden ein Steuertermin fällt, eine eigene Spalte erhalten. 


Regiſter. 


Die römiſche Zahl zeigt den Wand, die deutſche den $. an. Die bei dem erſten Bande in 
Klammern ftehenden Zahlen find die 66. der erften Ausgabe. 


Abtauf d. baͤuerl. Laſten? mit 
Geld, II, 54 — mit Land II, 56. 

Abnuͤtzung, J, 68. 

Abrechnen, I, 392. 

Abſas, bedingt die Ausdehnung d. 
Production, I, 119 — Bedingun- 
gen feiner Größe, I, 1%0 — des 
ganzen Gütererzeugnifies, in wie— 
fern er möglich, 1, 328 ff. 337 — 
der landwirtbichaftlihen Erzeug- 
niffe, I, 364. I, 121 — als Kenn» 
acihen für die Gewerbiteuer, III, 


Abſchätzung d. Grundſtuͤcke, UI, 
332 ff. — nad Claſſen, 334, 
Abſchluß des Tagebuchs, IL, 548, 
Absentees, I, 340. (a) 419 (a), 
Abſolutorium, III, 558. 
Accife, |. Aufſchlag — Urfprung 
des Wortes, III, 428 Ca). 
Mderbau, I, 382 — deſſen Beför- 
— F — 
erland, deſſen Veranſchlagun 
IH, 127. 128. 332. — 
Uctien d. Zettelbanken, I, 304. 305. 
— Handel mit denf. I, 438. 
Activhandel, 1, 415. 416. 
BnminiRraten d. Domänen, 
2) 
Ydmodiation, III, 36. 
Altavala, Ill, 428 (a). 
Alpen, 1, 382, 
Amortifationscaffe, II, 508. 
Amſterdam, Umfcreibebanf‘, I, 
85 — Sertelbant, I, 317. 
Amrsbedürfniffe, II, 66. 


Angebot, 1,152 — defien Beweg⸗ 


lichteit, I, 158 (ce). — Schwicrig- 
Sehr feiner Veränderung, I, 159 


Angelegenheiten, auswärtige” 
III, 78 


‚18. 
Ankergelder, II, 244, 
Anlegung d. Steuern, II, 282 
— d Grundfteuer, 316. 
Antleiben, freiwillige, deren Arten, 
III, 490 — 1) auf beſtimmte Beit, 
492 —?) auf Kündigung — 3) auf 
unbeftimmte Beit, Renten, 493 
— mit höherem Nominalcapital, 
494—98. Beifpiele derf. 498 (ec) 
— Beitrenten, 499. Potterie- U, 
»H01—3. — Urt, die U, abzufchlie« 
fen, 504. 5. 
Annuitäten, II, 500. | 
Annulliren d. Staatöobligat,, 
III, 520. 
Anschläge d. Landgüter, III. 126 
— fur verfchiedene Zwecke, II, 122. 
Anfiedlungen, I, 16. 
Anjtellungstaren, III, 233. 
Anticipationen, III, 486. 489. 
491 


Anweiſungen, I, 286. 
Yppenzelt, I, 395 Co). 
Araber, I, 359. 

Yrbeit, als Güterquelle, I, 85. 92 
— hervorbringende, I, 94. 102 — 
deren verfchiedene Wirkſamkeit, I, 
110 — als Preismaaß, I, 174 [183] 
— deren Werth für den Fohnberrn, 
1, 188 [195] — deren Kojten, 1,189 
fi. [196] — Ungebot u. DBegebr, 
I, 195 [202] — für die Urnien, 1, 
345 


ff. | 
Arbeiten, mwirtbichaftlihe, I, 95 
— Stoff-, 96 — der Guterübertra» 
gung, I, 99 — Gebraudys», 101. 
Arbeiter, productive, deren Zahl, 
1,111 — $teiß, I, 112 — Herbei« 
ziehen Derfelben, .k,, 113. — deren 
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Lebensweiſe, I, 191 [198] — Wan- 
derungen, I, 201 (a) — im Berg» 
bau, I, 354 — Sorge für dief., I, 
11 — deren Unfreibeit, II, 19 — 
Achtung derf. I, 20 — Verbin— 
dungen derf., 1, 316 — Behand» 
lung bei d. Befteurung in Vergleich 
mit den Reutnern, I, 258 — leie 
den bei Steuern auf die Lebens— 
mittel, ID, 421. 
Yrbeitscommiffion, II, 344, 
eirbeitshäufer, HI, 348 
Swangse, II, 351. 
Arbeitslohn,l, 126. 139 — def- 
fen Beſtiwmgruͤnde, 1,187 ff. — 
defien Einfluß auf die Vottörer- 
mehr., 1,196 [203] — bei verſchie⸗ 
denen Befchaftigungen, 1,197 [204] 
198 [205] — deſſen bober Stand 
I, 199 [206] — in verfhiedenen 
Fändern, 1,199 [206] — aute Ful- 
gen des hoben L., I, 200 fr. [208] 
— Ausſicht auf deſſen Erböbung, 1, 
1a — Einfluß auf die Waa— 
renpreife, I, 202—205 [?10—213] 
— Einfluß auf die Grumdrente, I. 
214 a — DObrigfeitl, Deftimmung 
deij. U, 317 — des linternebmere, 
111, 359 — Beitenerung deſſ., III, 
391 „vgl. Lohnſteuer — deſſen 
Erhoͤhung durch Beſteurung d. Le— 
bensmittel, III, 422. 
Arbeitstheilung, I, 114 — de— 
ren Wirkungen, 115. 116 — Grän- 
zen, I, 116 — Wbbängigfeit vom 
-Gapitale, 1,117 — deren Sefabren, 
116 Ce). 
Arbitragen, 1, 291 (a) 437. 
Ariſtoteles, 1,29. 
Arithmetik, politifche, TU, 14. 
arme, deren VBerforgung, II, 335 
— Grundfäge bierüber, I, 337 — 
Beſchreibung derf., IH, 338 — ar» 
veitsfaͤhige II, 342 — Befchäfti- 
gung derf., II, 343 fi. — Spei— 
fımg I, 345 — Kinder, H, 353 
u arbeirsunfäbige, II, 366. 
Armencolonieen, ii, 349. 
Ar menbäufer, II, 356. 
Yrmenpflege, H, 324. — deren 
Organifation, MH, 339 — Koften, 
115340 — Zwangsabgabe fuͤr dief., 
I, 341. * 
Armenſchülen, 1, 353. 354 — 
landwirthſchaftliche/ I, 355. 


Armentaxe, II, 341 — in Eng« 
land, ebd, (b). 

Armuth, 1, 77. 1, 324 — Urfas 
chen derſ., II, 325 — Statiſtik 
derſ., 11, 337 Ca) 338 (a) — in 
verſchied. Ländern, I, 38 — 
Einfiuß d. Zeitumftände, 1, 329 
— Verdhuͤtung derf., I], 331. 

Arrendirung, I, 98. 

Affecuranzen, f. Brandver« 
fiherung, Berfiderung,. 

Affignaten, in Frantreich, 11,488, 

Affignationen, J, 286. 

Auflagen, 11,84. 86 vol. Steus 
ern — zufaͤllige, II, 86 — Ulls 
gemeinbeirderf., III, 250 — Gleich⸗ 
förniigfeit derf. ebd. — Verhälts. 
nigmäßigfeit, 251 — ob fie nad) 
dem Genuffe der Staatsanftalten 
aufjufegen, 202 — Gteuern als 
bejte Art deri. 253 — auf weldhe 
Höhe dief. gebracht werden Fön» 
nen, 467 — Folgen ihrer Erhoͤ— 


bung, 468. 
Aufſchlag, I, 424. 498, — als 
Thoracciſe, 429 — Ummandlung 
in eine Reuſchſumme, 430 — von 
Getreide, 431 — von Fleiſch, 432 
— von geiftigen Getränten,, 432 
ff. — Wein 433 — Bier 436 — 
Branntwein, 438 — Tabak, 440 
— von Spieldyarten, Galendern, 
Seitungen, 441 — von anderen 
DHbjecten, 442, 
Yufwandsiteuern, U, 361 IU, 
292 — directe, indirecte, III, 294 
— Mefen derf. 406 — Ungenauig- 
feir 407 — Ucberwälzung, 408 — 


Wirkung, 409 — Veränderlichkeit , | 


ihres Ertraget, 410. 412 — Ent» 
richtung, 411 — Mängel, 413, ff. 
— Bertheidigung, 415. 416 — 
Grundfäge, 417 — Grgenftände, 
418 — Erhebung furz vor der Con⸗ 
fumtion, 420° — Xıten, 424 — 
unmittelbar erhobene, 425, ſ. Au f⸗ 
ſchlag, Zölle. — 
Aufzehren des Stammvermoͤgeus, 
III, 463. — 
Ausbefferungen d, Domaͤnen⸗ 
gebäude, DI, 119, , , su .0c% 
Ausfatl,; 11,465...‘ . * 
Ausfuhr, als Deckungsnüttel d. 
Einfuhr; T, 424 — Gleichgewicht 
d, Aus u, Einfuhr, I, AS — 


D) 


von Großbritaunien, 1,425 (a) 430 
von verfhied. Ländern, I, 430 — 
des Getreides, 11,123 — anderer 
Robftoffe, II, 128 — Prämien für 
dief., I, 303, 

Aus» u. Einfuhrhandel, I, 408. 
412 — defien Wirkungen, I, 413, 
41+ — G©efabren, I, 417. 

Ausfuhrzoͤhle, II, 302 — deren 
Wirkungen, III, 454 — mo fie zu 
billigen, III, 456. 

Aüsgaben in der Privat u. Re 
gierungewirtbfcyaft, II, 10 — f. 
Staatsausgaben. 

Auskommen, I, 76. 

Ausrodung, f. Rodung. 

Muöftellungen von 
waaren, II, 225. 

Musfteuercafien, II. 12. 

—Auswanderungen, 11, 17. 


Gewerks⸗ 


B aden, Einfuͤhrung d. Phnfiofra- 
tie, 1,41 Ca) — Claſſen d. Ein» 
wohner, I, 365 (5) — Einfubrzoll, 
11, 215 (a) — Salzregal, III, 186 
(6) — Grundfteuer, III, 324 — Ge⸗ 
werbiteuer, 11,373 — Rleifchaccife, 
111, 430 (a) 439 — Bierauffchlag, 
II, 437 — Keffelgeld, 439 — Be» 

- trag d. Cautionen, IN, 486 (5b) — 
Staatsihuld, 507 (5) — Tilgungs⸗ 
art, 522 (e). 

Batern, Banf, I, 317, — Aus⸗ u. 
Einfuhr, I, 430 (d) — Einfuhr: 
zol, II, 215 (a) — Bezirtsausgas 
ben, IH, 54 — Saljregat, III, 186 
(5) — Befteurung d. verfchiedenen 
Kreife, HI, 280 (5) — Grundfteuer, 

#1, 323. 326. 329 — Matjauf- 

ſchlag, III, 436 — Penſions⸗Amor⸗ 

tiſationscaſſe, IT, 518 (2) — Til» 
‚gung der Staatäfchuld, 592 (e) — 
Größe der Schuld, 523 (b). 

Bank, I, 304, f. umfhreibe- 

an. Settelbanf — Rejtriction 

_ in England, I, 312. 

Banfnoten, I, 304 

- Menge, I, 053, 

Bankerott, 11,24, vol. Staats 
‚banferorr. 

Bannimeile, 1,200. 

Banquiers,J, 392 a, 

Barmen, l, 395 Cd), 

Bauausgaben, IH, 67— bei 
Domänen, II, 119. Alle 


— Deren 
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Baͤuerliche Faften, f. Laſten. 
Bauerngüter, deren Gebunden» 
beit, Il, 76. 
Daufoften der Käufer, II, 353. 
Baummollenverarbeitung, 
deren Geſchichte u. Ausdehnung in 
Großbritannien, I, 118 (5). 
Baurente, II, 345. 
Bedienteniteuer, III, 427. 
Bedurfniffe, I, 75. 
Beede, II, 316. 1£n 
Beförfterungsfoften, 11,245. 
Begebr,f. Nachfrage, 1,;152. 
Begleitfhein, 1,461. ar 
Belege d Rechnungen, I, 558, 
Bergbau, T, 97.350 — Eapital 
in demf., I, 351. anf edle Me. 
talfe, I, 352 — durch Geſellſchaf⸗ 
ven, I, 353 — Urbeiter in demf,, 
1, 354 — Gefahren, I, 355 — 
Pflege defl,, 1,33 — Gründe ei— 
ner befondern Behandlung, II, 33 
—35 -— Erlaubniß zur Betreidung, 
11, 37 — Aufficht der Obrigkeit, 1 
38.39. — Schulen, 1,40 — Bes 
fördetungsmittel, H,42 — Regat, 
III, 172 — ob er vom Staate mit 
Schaden zu betreiben, III, 175 — 
wann eine Grube zu verlaffen, 
176 — Freierklaͤrung deil., I, 
179 — teffen Befteurung, III, 362. 
Bergeanftalten, II, 284, - . 
Bergregal, 1, 172 — Umfang, 
173 — geringe Ergiebigkeit, 174 
— Ertrag, cbd. (a). 
Bergwerte des Staats, Deren 
Verkauf, II, 177 — Verpachtung, 
178 — Grundfäged. Verwaltung, 
180 — der Privaten, Abgaben an 
den Staat, 181. - 
Bergwerfsarbeiter, I, 4. 
Bergzebnte, 1,41. 182%. >» 
Beſchickung, 1, 252. 
Beihreibung d. Armen, U, 338, 
Beſchwerden gegen die Kataſtri— 
rung, III, 337. 
Befoldu noeh 11, 57 — in Rü- 
turalien, III, 59—61, 
Befoldungsfteuer, II, 393. 
Beftenrung, deren Maapftab, 
"I, 252. J 
Betteln, 1, 326, - ee 
Bretriebjamfeit, I, 113. +» ” 
Betricbscapitale, HL, 88. 
Betricbsplane, "II, 446  & 
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für die Branntweinbrenner, II, 


439. 
Bevoͤlkerung, I, 11 — deren 
Urfachen, II, 12 — Nugen einer 
> boben 3., 1,13. 
Beurlaubung, II, 75. 
Bewirtbfhaftung, Einfl. auf 
die Grundrente, I, 215 [319]. 
Bezirtsausgaben, II, 63 6. 
Bieraufſchlag, II, 436. 437, 
Biertare, II, 29. 
Billon, II, 359. 
Binnencontrole, II. 462. 
Binnenbandel, 1,408 — deſ—⸗ 
fen Nüglichteit, I, 409 — Erfor- 
derniß von Arbeit und Eapital, I, 
410 — Gewinn, I, 411 — Beför- 
derung deſſ., II, 285. 
Binnenland, Dinnenlinie, 
I, 460. 
Blafenzins, II, 439. 
Blutzehnte, II, 67. 
Bobinnet, J, 401 (4). 
Bodenertrag, in kalten und war⸗ 
men Laͤndern, I, 87 (d). 
Bodenerzeugniffe, deren Aus— 
fubr, II, 128 — deren Einfuhr, II, 
132. 
Bonitirung, II, 124. 127. 
Borgen, 1, 472. 
Börfen, II, 244, 
Banden Bofd, II, 349. 
Brahmeide,ll, 72. 
POTURRNIEIID EURDEN, I, 24 
— deren Gefhichte, II, 74 (4) — 
für Gebäude, II, 25 — wechſelſeit. 
oder auf Prämien, ebd. — Größe 
d. Gefahr, U, 26 — Anſchlag, II, 
27 — Scyadenerfaß, 1,28 — für 
bewegliche Habe, 1, 29, 
Branntweinaufidlag, IM, 
438 — in Großbrit. cbd. Cd) 
Branntweinregal, II, 204 
Brennen des Bodens, I, 362 (a). 
Brief, einfacher, III, 216 — re 
co nımandirter, HI, 218. 
Briefvoft, in Bezug aufden Han» 
de, 11,242 — Nothwendigkeit des 
Sufamnienbangs, III, 208 — ob 
fie an,einen Unternehmer zu geben 
fei, III, 20911 — Tarif, IU, 
216 — Berfendung, III, 218. 
Brotlieferung für die Solda- 
ten, II, 76 Ä 
Brottare, II, 294. 


Brüden, I, 274 — hängende, 


ebd. Cb) 
Brudercaffen, II, 43. 
Brüffel, Bettelbant, I, 317. 
Bruttogemwicht, II, 458 
Subfäbrung ‚II, 546. 
Buhbalterei, Buchhaltung, 
oberite, III, 536. 560. 
Budget, ordentl. u. außerordentl., 
II, 41 — Wefen defl., II, 465, 
ſ. Boranidlag. 


"Bureauausgaben, II, 66. 


Bürgerrettungscaffen, H, 
334. 
Buͤrgerſchulen, I, 222, 


Cabinet, fürftt., NIT, 68. 
Salculatoren, Ill, 557 (a). 
Ealender, deren Beiteurung, IH, 


441. 

Ganäle, II, 276. 277 — in Chi⸗ 
na, Großbritannien, Frankreich, 
Nordamerifa ıc., I, 277 (ec) — 
Beftreitung d. Koften, II, 79 — 
Sanalanleiben in Frankreich, eben⸗ 
daf. (d) 

Canalzölle, II, 244. 

Capital, I,51 — privaf- u. volks⸗ 
wirthſchaftliche Bedeutung, 1, 53 
— bedingt die Arbeitstheilung, I, 
4117 — als Güterquelle, I, 122 — 
National», 1,122 — deijen Theile, 
1, 1233 ff. 128 — perfönlides, I, 
129 — ftehendes, umlaufendes, I, 
130 — Entitehung, I, 133. 134 
— Einfluß auf den Lohn, I, 195 
[203] — in verfieden. Gewerks⸗ 
zweigen, 1, 195 (e) — Anwachs, 
I, 196 [203] — deſſen Einfluß auf 
die Koften in d. Landwirthſchaft, 
1, 215a 249] — Schadloshal- 
tung für deſſen Anwendung, I, 
224 [225] — Sorge fur dafi. H, 
22 — Vorfehüffe für Gewerks⸗ 
unternebmer, II, 226 — Notd- 
wendigfeit der Schonung defielben 
im Steuerwefen, III, 255 — Größe 
des ftchenden Capitals, in Bezug 
auf die Gewerbfteuer, II, 367 
Größe des umlaufenden C., 


u, 


368. | 
Capitalrente,.f. Binsrente 
Eapitalfteuer, f. Binsrenten« 
ſteuer. 


Saffen, Arten derf., 11,566 — 
Perfonät dei Denfelß,, 567 — ‚©: 
Isa 1% 569. — — Sturz ‚dert. = 

Mr 
eafienanmeifungen, ‚ 

al kleid Ad, ‚UI, 569. 
affenwefen, II, 566. 

Eautiond, Domänenpashter, NI, 

115 — d. Finanzbeanıten über: 
— 111,486 — der Caſſenbeam⸗ 
ten, III, 567. 

Gentralftelfen, finanzielfe, III, 
532. 535..536. 

Certificate, II, 506. 

Ebarten, deren Ma aßſtab, 
319. 

Chatoulguͤter, IIT, 91. 

ET re I, 270 vgl. Land» 


ftra 
Shauffeegeld, II, 238. 
Cicero, 1, 30. 
Ebina, apiergeld, I, 295 (a) — 
Canaͤle, 1:22 (e): 
Ehriftiania, Banf, l 317. * 
Cirenlation, f. Umlauf. 
Civiltifte, II, 48 — in Eng- 
land, ebd. (2) — Ausgaben aus 
derf., IIT, 49. 
Elaffen d. Ländereien bei d. Ab— 
Inge III, 334 — d. Gewerbe, 


Claffenlotteric, III, 223; 
Elaffenftempel, II, 231. 
SEALIENESAER in Kurdefien, III, 
388 (b) — in Oeſterreich, III, 388 
(e) — Baden, III, 395 (a) — 
Preußen, III, 400. 
Eraffifieätion d, Grundftäde, 


erafsirung, III, 335. 
Elöfter, deren Wohlthätigfeit, I, 


3365. 
Eolbert, 1, 34 — defien Fabrik⸗ 
Ordnungen, U, 217. 
Eolonatverhältniffe, II, 46. 
Eolonialmwaaren, deren Befteu- 
rung, I, 
Eolonieen, II, 304, 305 — für 
Arme, II, 349, 
Eolum bia, Einfuhrzoll, II, 215 (a). 
Eolummen d, Rechnungen, II, 


preuf. : 


II, 


Eompagnieen, ſ. Handels— 
geſellſchaften. 
Raır polit, Oekon. Ir Bd. 2. Abth. 


u 
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Eomipenfiteh, 1, 292 
Sapepllonstaren 1, NR ” 


Eoneurren;, f. —— 
Conducteur bi „Dot, mu 18. 
Eonfuln, \ 


— 394, 

Eon umfion, f. Verzebrung. 

eonfumtiönsiteuer,f, Kuf- 
wandsfteuer. 

Contirungen,, II, 461. 

Contribution, IM, 316. _. 

Eontroleur Finen Eat Ki 567 


Pi A? —* 
Eredit, I — deſſen Wirfun: 
genind. — 279 Fr. 
— Ri aufden Gelduwlauf, 
3 er Landwirthe, II, 110 
fi. — des Staats, erleichtert das 
Dorgen, I, 482 — Bedingungen 
deſſ. 483 — Gränjen, Kennzeichen, 
Folgen deil,, 484 — vgl. Staats. 
credit — Gredire im. Finanz: 
gefeße, III, 565. 
Creditpapiete, I, 293. 
Eredirvereine, Londıp,, 11, 113 
fi. — ältere, U, 114 — neuere, 
11, 117 
Culturen, fr, II, 147. * 
Curs, d. Wedel, I, 289. 427 — 
d. Staatspapiere, T, 438 — bei 
Pojtwefen, III, 215, 


Dampfmatgienen,L oo) 


Dampffchiffahrt, II, 282. 

Danagild, II, 316 (eo). 

Darleiben, Gefahr I, 225 :[226] 
Tr gelett. Borfiriften über dieſ., 


— 658, 
Declaration im Bollmefen,. Uk;, 


Decretur, IH, 568, 

Deficit, III, 465. Sg: 

Devofitenbanten, ſ. um: 
ſchreibe⸗B. 

Diäten, II, 66. 

Dienfte, perfönlice, find feine 
Vermögenstheile, I, 46 a — im 
Gegenfaß der —æ Ar 
beiten, I, 95 — in wiefern hervor⸗ 
— I, 107. 108. 
ienftwohnungen, II, 67. | 
he Pr r, 

29 
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Diseonto, 1,235(8)[236] — I, 
Dismembrationd, Domänen, 


1, 132. 
Dispenfationstaren, III, 246. 
Domänen, III, 89 — deren Gr 

ſchichte, III, 89 p (co) — Verſchie⸗ 

denheit derf. II, 90 — Unter» 
fuhung über die Beibehaltung dere 
ſelb., III, 94 ff. — Gründe f. deren 

Veriauf, II, 94.95 — gegen den- 

felben, III, 96. 97° — Ergebniß, 

III, 98 — * d. Dom. in ver⸗ 

ſchied. Ländern, III, 95 (e) — Ver⸗ 

mebrung derf., II, 99 — Regeln 
für deren Bertauf, III, 100 — Be⸗ 

ſchreibung, III, 101 — Arten, II, 

102 — Feldgüter, II, 103 — 

Selbftverwaltung, III, 104 — Ge⸗ 

währsverwaltung, 109 — Beit« 

pacht, 110 — Erbpadt, 130 — 

Berfhlagung, 132 — Waldungen, 

137 — Befteurungd. D., III, 265. 
Domänenpadter, III, 111 — 

deren Eaution, III, 115 — Na 

laß, IN, 117. 
Domesdayboof, II, 316 C/). 
Dominicalfteuer, II, 339. 
Dovpelbudhhaltung, III, 548 

— verglichen mit dem Kameralftyl, 


‚549. 
Drawbacks, II, 311. III, 462, 
Dreiedsnep, III, 319, 
Drefherlohn, I, 199 [207]. 
Durchfuhr, II, 314. 
Durapangsjoll, I, ALBIN 

1, 457. 


Durchſchnitte des Getreideprei« 
fes, I, 177 [185]. 
Duͤrftigkeit d. Einzelnen, I, 77. 


Effeeten, f. Berfähreibun. 
gen, y ’ 

Eigenlöhner, I, 35. 

Einforderung d, Steuern, II, 


287. 

Einfuhr, vgl. Ausfuhr — wie 
fie vergütet werden fann, I, 420 
— des Getreides, II, 129 — ande» 
rer landw. Erzeugnifle, II, 132 — 
von Gewerköwaaren, II, — 0b 
fie zu fürchten, 1, 298 — Prämien, 


ei nfu b r 3 of [, von ©etreide, II, 129 


von anderen Robftoffen, Il, 132 
— von Gewerfswaaren, fi Ä 
Wirkung defi., 11, 206 — wo un» 
nötbig od. unverdient, II, 207 — 
wo jwedwäßig, II, 208—210 — 
Grundfäge, U, 213° — Nadıtbeil 
bober €.3. II, 214 — Tarife vers 
ſchiedener Ränder, I, 215 — im 
Allgemeinen, 1, 298 — 302 — 
volfswirtbfchaftl. Grund, II, 446 
— Bedürfniß, II, 447.— Wire 
fung, 448 — Uebermaaß, 449 — 
als Steuern, 450 — Gegenftände 
derf., 451. Her 

Einfommen, robes, I, 70 — rei» 
nes, I, 71 — perföntides, I, 7E 
a — beftimmt den Zuſtand der 
Wirthſchaft, 1,73. 74 — des Bol» 
tes, 1, 245 ff. — Berehnungsart, 
1, 247 ff. — von Srantreid, Groß- 
britannien, Nordamerica, 1,247 — 
Wichtigkeit des rohen Volls⸗Eink., 
1, 249 — des reinen, 1, 250 — 
urfprüngliches, abgeleitetes, 1, 251. 

unmittel« 


2 — 


kuͤnfte. 

Ein —2 in die Claſſen d. 
Grundſtuͤcke, M, 336. 

an in den Rechnungen, UI, 


Einwanderungen, Il, 16. 
Eifen, Production, I, 330 (d) — 
Einfuhrzoll von demf. , Il, 209. 
Eifenbabnen, II, 272. 273. Il, 


79. 
Enregistrement, III, 236 (a) (b). 
Entrihtung d, Steuern, in Gelb 
od, Natural., IM, 284 — Beit derf., 
285, — Kleinheit d. Summen, ebd. 
— d. Aufwandsfteuern, 411. 


Erblichkeit d. bäuerliden Befl- 
gungen, II, 47, 

Erbpacht d. Domänen, II, 130— 
136 — d. Staatswaldungen, IH, 


144. 
BERIIRTSSADBADE, DI, 237, 


Erbftollen, II, 22. 

Erdarbeit, I, 97. 

Erfindungspatente, II, 203 — 
Gebühr dafür, III, 245, 

Erbebuug d. Steuern, III, 286 
— durch Pachter, 288 — durd) 
Einnebmer, 289, 

Ertrag, reiner, 1,38 — Beften- 
rung deſſ., II, 258 — als Stuͤtz⸗ 
punct d. Grundfteuer, III, 338 — 
Erforfchung, IH, 332 — rober, 
als Bafis für die Grundfteuer, III, 


326. 

Ertragsanfdlag, II, 122. 

Ertragsberehnung, bei Do» 
mänen, III, 125. 

Erwerb d. Regierung, III, 834 — 
aus dem Staatsvermögen, III, 85 
— aus Regalien, III, 84. 

Erwerben, ], 69. 

Erzeugniß, landwirtbfchaftliches, 
defien vertäuflicher Theil, I, 366. 
Etat, III, 465 — Special, Hauptr, 
HauptfinanzE,, 563, vgl, Bor» 

anſchlag. 

Etatsentwurf, II, 562. 

Etatsrechnung fruͤherer Jahre, 

II, 555. 

Etats⸗Soll, II, 544. 

Etatswefen, IH, 561. 

Europa, Bonen der Fruchtbarkeit, 
I, 87 (8). 

Exchequer bills, III, 491, 

Ereeution,j. Einforderung. 

Exercice im franzöf. Rechnungs⸗ 
wefen, III, 


Fabriten, I, 398. 399 — deren 
Errichtung, II, 202 — Betreibung 
durch den Staat, III, 153. 

Sabrifenordnungen, II, 217. 

Fabrikzeichen, 11, 219. 

Fahrpoſt, in Bezug auf den Han⸗ 
del, II, 243 — Ueberlaffung an 

rivaten, III, 212 — Taxe, IH, 
17 — Verfendung, 218. 

Samiliengüter, fürftl,, I, 

45, 46, i 
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Seiertage,1,193 [200]. III, 362, 

Seingebalt d. Münzen, II, 253. 

$eldanzeiger, III, 336. 

Seldarbeiter, deren Bebarf, I, 
1% (a) — Lohn, I, 199. 

Geldbau, deſſen Beförderung, II, 
150. 

Seldeintbeilung, I, 382, 

Feldgüter, zu den Domänen ge» 
börig, III, 103 — deren Benngung, 

r 4 

v. Fellenberg, landwirthichaft. 
liche Armenſchule, H, 355. 

Senfterfteuer, II, 426, 

Sertigfeit, I, 113. 2 

Sinanzbeamte, 3 Claſſen derf., 
II, 537. 

Sinanzdienfte, Abftufung derf,, 
UI, 532 — ausführende und aufe 
febende, 533. 

Sinanggefchäfte, deren Abthei—⸗ 
fung, III, 531 — Sermen, 538, 

Sinanzgefeg, 1, 565. 

Sina n;gewalt, II, 11. 

Sinanzfammern, III, 534. 

Sinanzminifterium, III, 536, 

Sinanzorganifation, UI, 530, 

Finanzverwaltung, II, 530 Ca). 

Finanzweſen, deifen Urfprung, 
IH, 1—3 — Ableitung des Wors 

tes F., II, 3 ca) — Wichtigkeit 
deſſ., III, 6 — Aehnlichkeit mit d. 
Privatwirtbfchaft, II, 7 — Ber 
fhiedenbeit, III, 8, 9 — als Zweig 
der Staatsverwaltung, IH, 11.12, 

Sinanzwiffenfdaft, I, 15.1, 
5 — Verhältniß zur Staatswifl,, 
111, 11 — zur Volkswirthſchafto⸗ 
Ichre, III, 13 — Grundwiſſenſchaf⸗ 
ten derf., III, 14 — Huülfslehren 
derf., ebd. — Nutzen derf., HI, 18 
— Geſchichte derf., 111,19—23 — 
Literatur, 111, 23, 

Sifherei, wilde, 1,356 — Auf⸗ 
fit auf dief., 11, 176 — Regali» 
tät derf., IH, 195. 

BESWEIDIERMAIBERE, I, 404 

) 


(d). 
Fleiſchaufſchlag, Ill, 430 (a 
III, 2 chlag, III, (a) 
Sleifhpreis in London, I, 185 (a). 
Sleifhverbraud, III, 432 Ca). 
Fleiß, deilen Urfachen, 1, 112, 
Slüffe, ſchiffbare, II, 276. 
Zlußnölte, II, 224. 
29* 


45) 


Bohbtcuböfe, I, 76 (e). 


Forderungen, inlöndifge, aus⸗ 


waͤrtige, 1, 49. 54. 420. 
Forftmeifter, III, 145. 
Gorftregal, II, 192 (u). 
Sorftfhug, II, Mar. 
Sorftftatiftif, III, 146. 
Sorfiwirtbidaft, I, 383 ovgl. 

Waldbau. Beſchrantung d. 


Privat⸗, II. 1I00 — vgl..Staatse . 


forſwirid ſchaft. 

Fourier, deſſen Syſtem, I, MGa. 

Frankreich, Eufturgrängen, I, 87 
(b) — bewegende Kräfte, 1, 90 — 
Getreidepreis, 1,178 (ec) — ZSettel- 

banken, I, 314 — Bewaldung, J, 
387 Cd). — Ein» u, Ausfuhr, 1, 
425 (a). 430 (5) — Seritüdelung 
des Grundeigentbuns , II, 80 (e) 
— Einfuhrzoll, I, 215 (a) — Stras 
fen, II, 269 — GEanäle, II, 277 — 
Departementsausgaben, 111, 54 
(d) — Kriegscontribution, HI, 77 
(a) — Canalanleiben, 1, 79 (d) 
Salzregal, III, 185 (b) — Mün;- 
wefen, III, 202 (a) — Tabak» 
zegal, II, 204 — Steuererbebung, 


111,289 — Vermeſſung, III, 319 - 


( d) — Grundftener, II, 329 — 
Patentſteuer, Il, 374 - Mobi« 
liar⸗, Thür» u. Fenſierſteuer, UI, 
426 (a) (ce). — Zabld, Staats. 
gläubiger, TII, 480 Ca) — Staatös 
papiergeld, HIT, 488 — Bons 
royaux, III, 491 — Renten, 495 
(I — Eurs der Renten, 495 (d) 
— Anleihen mit böherem Nomi— 
nalcapitale, 496 (a) — Sinsreduc⸗ 
"tion, 511 — Bertheilung d. Ren 
ten, 513 — Tilgung d. Schuld, 
Betrag d. Renten, 530. 523, 
Sreibäven, 1, 312, 
Freiquartiere, JH, 312, 
Fremde, deren Befteurung, IH, 266. 
Srobnen, 1,112. 1,62 — ge⸗ 
mejlene, ungemefi jene, 1,64 — 
zum Straßenbau, III, 79. 
gu ra deren Beſteurung, 


G artenbau, I, 379 II, 148, 
Sartenland, deflen Preis, I, 379 
(6) — Veranfhlagung, II, 129, 
Gebäude, deren Brandverfige. 


rung, 11,25. —— MR 
II, 67 — bei Domänen, IH, 119 
— dgl. Daußftener. 


Oebrauchsarbeiten, 1,101 


— nicht ee I, 166. 
Gebrauchsvorrath, 1, 51. 
Gebundenheit d. Bauerngäter, 

II. 76 — VBortbeile ihrer ar 

bung, 1,77 ff. — ob beid. £ 

ſteurung zu beachten, III, 322. 333. 
Gebübren, II, 86 deren Mir 

fen, II, 227239 — Nrten, - 


"Geburt f. n, deren Häufigkeit, 


196 [203]. 

Gefabr, bei Unternehmungen, 1, 
239 — bei d. Brandverfiherung, 
H, 26. 

Gefälle, f.Orundgefälle — 
Steuer von denf., III, 309. 339 — 
Ausmittlung derf., 340 — — 
vom Rohertrage, 341. 

Gefängniffe, I, 69. 

Gebuülfen, deren Ainzabi, III, 368. 

Geld, als Theil des Cavitals, gi 
127 — Maaßſtab des Preifes, 1 i 
169 [179] — deſſen Wefen, 1, 257 
— Einführung, 1,259 — als Bun 
waaß, I. 260 — Metalls, I, 262 
— deſſen Umlauf, I, 65 — defien 
veränderl, Preis, I, 268 — deffen 
Zus u. Abfluß, I, 971 — ald De: 
en der Handetsbilan;, I, 


Geldmenge, ob fie auf den Zins⸗ 
fuß wirte, 1, 235 [236] — wie groß 
fie fein nüfle, 1, 266 — in veridhie- 
Denen Cändern, ebd. (a) — Ber» 
mehrung, deren golgen, 1, 272 — 
Abnahme, I, 275 — Größe in Eu⸗ 
topa, Veränderungen, I, 276. 

Geldpreis, 1,168 11781. 

Gegditrafen, I, 337. 

Gemeinden, Aufnahme in dich, 
I, 15 — Armenpflege derf., II, 
* — deren Wirthſchaft, UL, 18 


b)y 53. 

Gemeimdewaldungen, IE, 95. 
155 (b). 

— — Il, 84 — 
Deren Vertheilung, II, 85 ff. — 
Maaßſtab d. Vertheilung, 1,87 f. 

Gemeinbeiten, deren Öteuer- 
pflicht, II, 263 

Gemeinheitsrbeilung, 1,75 
(5), 84. 


Gemeinſchäft d. Güter, I, 14: 

®emeinfinn, I; 14 (b). 

Generalverpadbtung, I, 112. 

[a II, 71. 

Genua, Bant, 1], 310 — votwo, 
IH, 22, 


Genuß der Staafsanftalten als 


Beſteurungsmaaßſtab,, III, 252. 

Genußmittel, B, 51 — Deren 
—— —— vom Eapitale 3 
1 


uns II1,'69.— deren Kos 
ften, IE 234. 

Geringfhäkung d. Gewerbetteis 
benden, 1, 20: 

Gefandte, II, 78, 

Gefhäftsübung, u, 19. 

Geſchichte der Staaten, I, 24. 
III, 14. 

Gefhidkigteit, J, 113 — de 
ren Behsrderung, u, 21 — der 
-Bnnfebandwerter, Ir, 185 — ob 
Nachweis derſ. nötig „1, 187. 

Gefelten, I, 39. 

Sefhüge, Il, 76, 

Gefellfhafren, cooperative, 1, 
201a — — — jr 368 
— deren Steuerpflicht, 1, 263, 

G — Be, nr A rJ 

0 [11] — worauf fie berahen, 
1 1119] — woher fi fie ab;uleiten, 
1, 12 [10]. 

et fe tzgebu ir in der Volkswirth⸗ 
ſchaftspflege, I, 

a lnatpeitegflöge ul, 74, 

Getränke, geiftige, deren Befteus 
rung, JH, 433.451. 

Getrei de, als Preismaaß, I, 177 
[185] — Preis der verfchied. Ars 
ten, J, 178. 

Betreideauffihlag, ill, 431. 

Getreidebandel, H, 121. 
Ausfuhr, II, 133—127 Cinfubr, 
H, 129 — innerer, IT, 133 
Märkte, 1,135 — Theurung, 1, 
139, 

——— n, 136 — 
der Regierung, IH, 

Getreidepreis, Aufonmentong 


mit der Wärme, 1,87 (e) — Bers 


bältniß zu den Ernten, I, 160 
[171] ce) — gegen Gold und 
Silber, I, 171 [180] — > 
förnigteit, L 197 —E 
fahrungsregeln, J, 178 1 
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Bemwährsverwaltung, HI, 109. 
- Gewanne, deren Meflung, IH, 
319. 


Gewäffer, fließende, deren Nur 
ken, I, 121 (d) (e). 

Gewerbe, probuctive, I, 348 — 
deren Beförderung im Algen, H, 
30 — deren Beftensung, II, 358. 

Gewerbefreiheit, II, 179. 190° 
— Gefahren derſ. II, 190, 

Gewerbseinfonmen, begreift 
‚Gewerbögewinn und Zinsrente, 
II, 358 359 — Kennzeichen fei« 
ner Größe, 367: 

Gewerbsgebäude, I, 15 — 
deren Beftenrung, I, 35 
vermierbbare,cbd. nicht vermierh« 
bare, HL, 356. 

Gewerbsgeräthe, I, 125. 

Gewerbigewinn, , 139. 1, 237 
[239] III, 359. — deſſen Natur, 
I, 238 1149. 350] — Koſtenſatz 
in Demfelben, 1,239 — Verdaͤlt⸗ 
niß z. Gapitaltente, 1,240 — bei 
verfehiedenen Unternebm., I, 241 
242 — reiner, 1, 43 — altmaf, 
Abnabme, 1,244 — als Wirkung 
des Capitals und der Arbeit, IH, 
365 — reiner, 366. 

Gewerbsfteuer, HH, 358 — 
Schwierigfeit d Karaftrirung, IH, 
360 — gl. > ewerbseintom- 
men, Gewerbe — melde Ber 
fchäftigungen ihr unterliegen, 361 
ff. — Kennzeihen, als Hulfsmit- 
tel der Regulirung, 367 — Bil» 
tung eines Kataſters, 371 — Un⸗ 
N 375 — Ausführungss 
art, 376. 


Gewerke, I, 98 — deren Nuben, 
I, 392 — Ausbildung „Gleichge⸗ 
| wicht mit der Erbarbeit, I, 394 
— hohe Ausbildung in Großbrit,, 
ebd, Ca) — Gefahren, I, 395 — 
Verbindung mit der Sandwirth- 
ſchaft, I, 396. 397 — Betrieb im 
Großen "und in Handwerten, J, 
398 — Pflege d. G. II, 178, — 
Betreibung durch he Regierung, 
II, 227, II, 158 — welde v orte 
aͤguch zu begünftigen, II, 228. 

Gewerkſchaften, I, 353 — de— 
‚ren Beamte, II, 39, 40, 


Sewsrtsregate, 111, 204. 
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Gewerksvereine, freie, U, 198. 


Gewertswaaren, deren Preise 


er ein I, 186 [193] — Be⸗ 
zeihnung, II, 219. | 
Gcwidt der Wägen, II, 270. 
Gewinn, f. Gewerbsgewinn — im 
Taufe, I, 151 [163]. ° 
Gilten, I, 71. 
Girobanken, f. Umfchreibebanf. 
Gleihförmigkeit, der Aufla- 
gen, III, 250. 251. 
Sleihgewiht der Einkünfte un) 
Ausgaben , Il, 463. 465. 
Gluͤcksſpiele, II, 362. III, 226. 
Gold, Berb. zum Silber, I, 277 
b. — Goldmünzen, II, 250Ce) Cd). 
Goldwafdhen, IHN, 1%. 
Gradationsftempel, II, 231. 
Gränzzölle, f. Zoͤlle. 
Gränzbewahung, deren Ko— 
ſten, IH, 453 (e). 
Gränzbezirt, IH, 460, 
Gränzverfebr, 11, 462, 
Griechen, deren Borftellungen v. 
der Bolfswirtbichaft, I, 28. 26. 
Großbritannien, beweg. Kräfte, 
I; 90 — Baummwollenfabrication, 
I, 118 (6) — Vollkseinkommen, 
I, 247. 248 — Banten, I, 311 
—13 — Gteinfohlen, I, 350 — 
Urfachen des fehr ausgebildeten 
Gewerksweſens, I, 394 (a) — 
Güterverbraud), 1, 401 (5) — Aus» 
fuhr, I, 425 Ca) 330 (d) — 
Schifffahrt, I,431 Clay — Geſetze 
über den Getreidebandel, 11, 123. 
131— Einfuhrzoll, I, 215 (4) - 
Münzmwefen, 1, 250(c) — Ca» 
näle, 11, 277 (Co) (e) — Sciff- 
fabrtsgefege, II, 83 — Grund» 
fteuer, III, 314Ca) — KHaus- und 
Senfterfteuer, IH, 46 () — 
Malzauffchlag, II, 436— Brannt- 
weinauffchlag, III, 437 — ver- 
fdiedene Aufſchlaͤge, 422 — Zahl 
der Staatsgläubiger, II, 480 Ca) 
— Scagfammerfheine, IH, 491 
— Art der Untleiben, 495 (e) — 
— Beitrenten, 500 (5) — Leib⸗ 
renten, 500 (4) — Zinsreduction, 
510 — Sinking fund, 519 — 
Zronnp und neues DBorgen, 521 
— Größe der Schuld, 523 Cd). 
®rofbandel, 1, 407. 


®rundanfdlag, IH, 122 Ca), 


AR 


Grundauslagen, I, 4. 

Grundeigenthum, großes, n, 
83. f. Landguͤter. 

Grundgefälte des Staats, III, 
155 — Regeln der Verwaltung, 
11, 156 — Nachtheile der Natur 
ralgefälle, 157. | 

Grundrente, 1,139 — deren Ent⸗ 
ftehung, 1,206 [141] — natür- 
liche (veränderlihe) und bedunges 
ne, I,-207 [142] — ift reines 
Einkommen, I, 209 [214] — Größe 
der veränderlihen, 1, 210 [143. 
215] — Abhängigkeit von den 
Baufoften. I, 211 Maas] — An⸗ 
fihßt Ricardo’s, I, 212 [216] 
216a — v. dem ſchlechteſten Lan⸗ 
de, I, 216 [220] — deren Zunahme, 
1,216a [200] 221 — von ver» 
fhied. Arten des Landes, I, 217 
1211) — Größe der bedungenen, 
‚218 [222] — Zuſammenhang 
mit d. Bevölferung, I, 220 — Be 
fteurung derf., Ill, 300 — Be» 
ftimmgründe derf., 11, 332 — 
Ausmittelung der abzuziehenden 
nn 333 — bei Gebäuden, 

’ 

Grundfteuer, II, 301 — wen 
fie trifft, 302 — ift auf Die mitt» 
lere Grundrente zu legen, 304 — 
Einfluß der wechſelnden Grund» 
rente, 306 — in natura, 307 — 
von belafteten Ländereien, 308 — 
Wirkung einer unveränderten ©. 
311 ff. — unveränderlihe G., 
314 — in England ebd. (a) — 
Gründedagegen, 315 — Anlegung, 
316 — nad) dem Kaufpreife, 321 
— nah dem Pachtzinſe, 35 — 
nad dem rohen Ertrage, 336 — 
nady dem Reinertrage, 328. 

Grundftod,in Baden, III, 507 (6). 

Grundftüde, deren Eigenthüme 
lichkeit, I, 50 — als Güterquellen, 
I, 121 — deren Beſchaffenheit bes 

immt Die ‚Grundrente, I, 212 

216] — deren Lage, 1, 213 [217] 
— die keine Rente tragen, I, 21 
(5) — Preis, 1,219 (223) — Bes 

ſchraͤnkungen der Erwerbung, II, 
82 — Berftreute Lage, 1, 97, f. 
Surundung. 

Güter, ſachliche, perfönliche, gefel- 
fhaftlihe, I, 4 — äußere, ebb. 


(8) — Tahlihe, außerhalb des 
Vermögens, 1,47 — perfönliche, 
feine DBermögenstheile, I, 46 — 
freie wirtbfchaftliche, I, 47. 
Guüterquellen, 4, 85 — deren 
Sufammenwirten, I, 135 — de⸗ 
ren Beftenrung, II, 262. | 
Güterfendungen zwiſchen den 
Böltern außer dem Handel, 1, 


419. 
Outsherli dh e Verhaͤltniſſe, 11,46. 
Di arpuder, Befteurung deſſelb. 

( ’ y 
Hagelfhaden-Werfiherung, 
1,106. 000° 2 


Halbpagt, I, 377. 
Haltfyftem, 1, 461.05). 


Hamburg, Umfdreibebanf, I, 285., 


Handänderungsabgabe, IH, 


236. 

Handel, 1, 99.406 — ob er ber» 
vorbringend ift, 1,102 ff. — def» 
fen Capitalbeduͤrfniß, I, 127 — 
Bweige, I, 407—8 — Erlaubniß 
zur Detreibung defi., II, 232, 

Handelsbilany, I, 35,418, I, 
298 — Berehnungsart, I, 426. 

MEOHNSLERKTE I N ns I, 
234—36 — hollaͤndiſch⸗ oſtindiſche, 
hol. weitind., brit. oftind. u. a., 
II, 236 (e) — neuere ohne Mor 
nopol, II, 237, 

Handelstammern, II, 231, 

Handelsmonopole, 11,233. 

Handelspflege, II, 229. 230, 

Handelöprämien, II, 303. 

Handelsrecht, 1,230 (a).. 

Handelsregalien, Ill, 203. 

Handelsfyftem, I, 33. 35. 36. 
— deſſen Siteratur, I, 37 

Handelsverträge, Ir, 307. 

et I, 433. 
andlohn, I, 46. 48—51. 

Handwerte, I, 398 — deren 
Trennung, II, 184 — Zunahme 
der H.⸗Meiſter, I, 191 — Betrei« 
bung auf den Lande, II, 200. 

Handwerfsordnungen, IM, 


A I, 220. 

andwerfszünfte, 1,1799 — 

deren Geſchichte, UI, 179 Ce). 
vgl. Zunftweſen. 
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Hannover, Schuld, 11,523 (B), 
Hat in. den Rechnungen, II, 544. 
Hauptbuc, II, 549 — Einrig- 
tung, 551 u Anbang H, HI, 
Sauptcaffier, IH, 567. 
H 9 srente, Beſtandtheile derſ., 


I, 345. 
Haufterhandel, IT, 290—92, 
Hausfteuer, 11,342 — von ver- 
mietheten Wohngebäuden , 343, 
vgt. diefen Wirt. — wen fie trifft, 
346 — von Gebäuden, die der 
Eigenthuͤmer bewohnt, 347. 348 
— Benugung der Mietbzinfe, 349 
— Unzulänglichfeit derf., 350 — 
nah den Kaufpreifen, 351 — 
Ruͤckſicht auf die Baukoſten, 353 
— von Gewerbögebäuden, 355 — 
in Großbritannien, 426, 
Hausftenercapital, als Zei⸗ 
chen des Woßtftandes, I, 352Ce). 
Havengelder, I; 244, 
Heberolle, IH, 29. 
Hebräer, Armenzehnte derſ., H 


u 
Heer, ftchendes, III, 74. 
Heimzahlung der Staatsoblige- 
tionen, AI, 524. | 
Heirathen, deren Erleichterung, 
11, 16 — leidhtfinnige, U, 331. 
Herabfegung der Binfen, |. 
Sinsherabt, 2 
Hervorbringung, 1,69. 83 — 
förperlihe, I, 84 — Schwierig- 
feiten bei manchen Gütern, 1,160 
[171] — ob fie im Ganzen zu 
groß fein könne, I, 330 — allg. 
Sorge für dief., II, 10, 
Heuergefdhäft, UI, 503 (b). 
Hirten, wandernde, I, 359. 
Hochwald, J, 390 Ce). 
Höderhandel, 1,435 Ca) 
Hofftaatsausgaben, II, 42, 
= — Grundfäge für dieſ., II, 


7. 
Höhe der Aufwandsſteuern, deren 
Nachtheile, II, 417. 
Hohheitsrechte, II, 85.166 — 
woraus ihr Ertrag befteht, AI, 
167 — Nadıtheile, 168 — wann 
fie beizubehalten, III, 169 — wie 
fie zu benugen, 170— Arten, 171. 
Holland, Swifhpenhandel, 1,433. 
434 — Schuld, III, 523, 
Holz, deſſeu langfamer Wuchs, J, 
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389. — Sorge für de 
| nr MAC de Bi 
| fau 

„eher * Tr" 236. 

arf,l, 3 

Seliskfnarang, Ih DR 
DE 1 sch * 
Salswangel,. ob er su befür 

ten, II, din, , 
Puls 1,384 ‚Pelın, des 


oben, I, 385 — „des, niedrigen, 


Be * ae weit dal. Keinen 


"ann 
a UT, F * 


— — —— 390. . 
ana. I, 389 (b), 
afen, II, 316 (2). 


gäufekette, td Bi: 
ülfsvorrath, Il, 3 
Hundefteuer, II, 247. 
Düstenwerke, 11-154. 
—— U, 4. 


j 


Re‘ wilde, I, 368 —_ 
I, In, üuffih auf d 


Jaasdo hen IT, 192, 
Dregal, It, ER rain. 
J Sc, AN, Ar D. Be 
* sung, ‚ 
san Fluß, UI, 546, 552 
Schwierigkeit des Abfhluffes mit 
dem Ende des Yahres, 554. 
RE EEE 4 N auf Ge⸗ 
treidepreife, I, 185].. 
—— W6. 
Income-tax, I, 398 (a), 
Indufrie,f. Kunftfleit, 
Snduftriefhulen, I, 21, 
Inferiptionen, IH, 506, 
Inftruction,d, "Domänenverwal- 
ter, III, 107, 
Integrale in den Niederlanden, 
Ill, 517 (2). 
Intelligenzauftalten für den 
Handel, U, 242. 
‚Interefien, f. Bin. 
Interimsguitrungen, III, 568. 
SENTRERTRN b. Domänen, II, 


Jobberei, ERERRELSBRELE 
Jcurnal, II, 547. 548. 
Irland, Pochtungen I, 377 (2) 


— Ausfuhr nad) -Engtand, 1, 
‚423. (a). ; 

Iudex , II, 104 (a) J 

Iufizwefen, deſſen Koften, TIL, 


—— omänen, III, 10200) 


Kameralrehnungswefen, Il, 


539 — Literatur, ebd. Ce) — Ges 
genftände, 540 — Erfordernifle, 
‚>, f. au Buchfuͤhrung, 
dJahresrechnung, Prüfung. 
Kameralftyl der Rechnungen, 
‚I, 548. 
Kameralwiffentgaft, II, 5. 
Sammereaffe, Il, 92. 
Kammergüter, mi 9. 91. 


ganzen, Ranjsilters, IL, 
517 (. 
Karat, II, 253, 


Kartoffeln, bern Einfluß auf 
den Lohn 


Ratafter, * 299 — Koften 


* | 


des Grundftener-R., III, 3% 
Form deſſ., III, 338 — der Se 
werbe, III, 371. 
Kataftrirung d. Grundftüde n. 
dem Reinertrage, III, 3338 — Ko 
ftien 329 — andere "Schwierigfeis 
a 330, 331 — Verfahren, 332 
Kaufaccife, Il, 236, 
— Rechnungsſtyl, 


Il, 

— reis, Mnlegung der Grund» 
fteuer nad dewf., DL 321 — v. 
Gebaͤuden, III, 351. 52. 

Kennzeiden der —* keit 
d. —— Ä 

Keffelgeld, 

Kinder, be 3a, 

——— Ausgaben für dieſ., I, 


— 1. 407. 435. 
Kleinfinderfhulen II, 342. 
Klima, dei, Einfluß auf die Zrudt- 
barfeit, I, 87. 
Knappfiaftscaffen, IL, 43. 
Knochen, deren Benukuny, U, 


346 (co) 

Kochſalz, FI, 184 ff. — deſſen 
Bertaufspreis, 186 — Nugen db. 
Woblfeitbeit defl,, 187. 

Kopenhagen, Bank, I, 317. 


-Kopffteuer, II, 397, 








Korn d& Münzen, I], 253. 
Kornmagazine, Il, 136, 
Koftbarfeit, 1,.180 [187].. 
Koſten, 1, 56a — als Beſtimm- 
grund des Preifes, I, 148 [160] 
— 150 [162] — Wirkung einer 
. Koftenveranderung, J, 163 [474] 
— deren Theile, 164 — d. Urs 
beit, I, 189 [196] — des Rog⸗ 
genbauss, I,. 212 [216] — des 
Maizenbaues, I, 214 [219] — 
der Capitalbenußung, I, 224 [225] 
— des Gewerbsunternehmers, J, 
239 — des Landbaus, bei der Aus⸗ 
wittlung des Reinertrags abzuzies 
ben, 111,333, 
Koftenpreis, 156 [167]. 
Krammarkte, II, 285, 
Krambandel, I, 289. 
Krieg, deſſen Koften, II, 77. 
Kunftfleiß, I, 113. 
Kunftftragen, ſ.Landſtraßen. 
Ka ften,Einrichtungen für dieSchiff- 
fahrt, II, 275. 
Kutfhenpferde, 
denſ. IH, 427. 
Kuxe, I, 353, UI, 39. - 


Steuer von 


2 anerhäufer, II, 313. III, 461 
— vgl. Niederlagen, 

Sandarbeiter, deren Verb. zur 
Volksmenge, 1,365 — vgl. Fel d⸗ 
arbeiter 

Tandescaffe, IM, 92. 

Sandgeftüte, II, 168. III, 79. 

Sandgürer, deren Größe, 1,368, 
— Beifpiele aus verfchied. Landern, 
ebd. (ce) — Vorzüge großer 8,1], 
369 — Nachtheile derf., 370, 375 
— Vorzüge der wittleren u. Hei» 
nen, I, 371 — Ganz feine, I, 
372, 73 — in Hinfidt auf die 
verfäuflichen Erzeugnifle, I, 374 
— 1. Gebundenbeit, Grund 
eigenthbum. 

Tanditände, Ausgaben für dief., 
III, 50 — Steuerbewilligung derf,, 
I11, 249 (a), 

Sandftraßen, I, 70 — deren 
Koften, III, 79, 

Sandwehr, II, 74 

‚ Zandwirtbe, Lage derf. in Bezug 

aufden Grundbefiß ; Eigenthuͤmer, 

freie und bejchränfte, — Pachter, 
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I, 376 —378, II, 46 — ob fie 
sur Gewerbiteuer zu zieben, II, 
362 ff. 

Landwirthſchaft, 1,.97. 358. 
360 — Capital in derf., 215Ca) 
[219] — Nusen, 361— als Mit- 
sel zur eigenen Verforgung, J, 
362? — für den Verfauf, 363 — 
Nutzen des. Vorhandenſeyns ande- 
rer Volksclaſſen, I, 365 — Pflege 
derfelben, II, 44 — Tchranftalten, 
1, 145 — Vereine, II, 146. 

Laſten, bäuerliche, II, 52 — deren 
Abkauf, II, 54 — Ummandlung, 
U, 57 — Berüdfihtigung in der 
Grundfteuer, 117, 308, 

Laudemium, Il, 46. 48--51. 

Law, deſſen Bant, I, 314. 

Lebensdauer der Arbeiter. 1,194 
[201] — fteigt in Folge des he» 
ben Lohnes, I, 201 [209]. 

Sebenswmirtet, deren Preis als 
Beſtimmgrund des Arbeitslohns, I, 
192 [199] — deren Beſteurung, 
IH, 421, 

Lebensverfiherung, 1, 368. 

Leggen, I, 218. 

%egirung, 1, 252. 

Legitimationsſche in, IIE,460. 

Lehranſtalten, landw., I, 145 
— technologiſche, II, 220 — poly⸗ 
techniſche, II, 223. 224 — für den 
Handel, I, 238 — höhere, III, 
80. 

Lehrlinge, deren Behandlung, II, 
185. 199. 

Lehrzeit in den Handwerfen, I, 
185. 187 — unnöthig bei Fabri» 
canten, 1, 187. Ä 

Leibeigenſchaft, II, 19. 

L ei brenten, 1,2334 [235] — I, 


Leidanſtalten, Leihhäuſer, 
II, 332. 
Leihgeſchafte, I, 100 — find 
nicht productiv, 1,106. 
Leinweberei, gefegliche Vorſchrif⸗ 
ten, II, 217 (a) — Schauanſtal⸗ 
ten fuͤr dieſelbe, II, 218. 
Liquidirung der Staatsſchuld, 
1 507, g ſch 
Liffabon, Bank, I, 317. 
Lohnherr, 1,187 (ec) [194] 
Lohnfteuer, IH, 394 — wen jie 
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trifft, 39% — Bemerkung über 
dief., 396. 

Loosbillets inden Niederlanden, 
Il, 517 (b). 

Loofe der Lotterieanleiben, deren 
Eurs und Werth, III, 503 (ec). 

8ofung, II, 402, 

L oth I, 253: 

Löthigfeit, I, 283. 

® otterie, 11,362. 111,220 — Zab⸗ 
len», II, 222 — Elaffen«, I, 225 

Rotterieanleiben, HI, 501—3, 

Loyalty-loan, Ill, 504 (b) 

@uftbarfeiten, II, 362. 

Surus, I, 343—47 — 0b gefeh» 
lih zu befchränten, I, 359 — 
L. Geſetze, II, 359 64) — Beſteu⸗ 
rung III, 423. 425, 451. 


Maas ſtab des Preiſes, J, 168. 
[178] — in wieferne Geld ein 
ſolcher, I, 169 [179] — Arbeit, 
I, 174 [183] — Getreide, 1,177 
[185] — bei d. Gemeinheitsthei⸗ 
lung, II, 87 — bei den Eharten, 
1, 319. 

Maaffyftem, II, 247. 
Magazine für Getreide, II, 136 ff. 
— für die Naturalgefälle des 

Staats , II, 156. 

Mablfteuer, IH,431 — in Preus 
gen, ebd. (ec). 

a ch ſteuer, von Branntwein, 


‚438. 
Majvrate, II, 83. \ 
Mäller N II, 239. 240 — ⸗Ord⸗ 

nung ebd. 
Maltbus, über die Volksvermeh⸗ 
rung, 11,13. 
Malzauffhlag, II, 436. 
Mandefter, Lohnſatz, I, 197 (0). 
Mandaten in Frankreich, III, 488. 
Manifeft, II, 244. 
Marine, deren Koften, III,73(e) 
Markt, fölnifche, II, 253. 
Märkte, für Getreide, IL, 135. — 
für einzelne Waaren, II, 286 — 
— vgl. Jahr-M., Wohen-M. 
Marktpreis, I, 156 [167]. 
Mafhienen, deren Nutzen, I, 
118, 401 — deren BBefen, 1,125 
Zweifel an der Nuͤtzlichkeit, 1,400 
— Widerlegung bderf., I, 401—4. 
Mahleinrihtung, I, 216 Cd). 


Maͤßigkeitsvereine, I, 347. 

Maut, II, 443. 

Meifter, I, 398. II, 180. 

Meiſterrecht, U, 181 — erſchwerte 
Ermwerbung defi. II, 184. 

Meifterftud, II, 186. 188, 

Meliorationen ‘bei Domänen, 
II, 120, 

Mercantilfvitem, I, 33. 

Meffen, deren Nugen, II, 245. 

Mepordnungen in Bezug auf 
Zoͤlle, II, 461. 

Mefregifter, II, 319. 

Meffung, fiebe Bermeffu n9 

Metalle, edle, als Preismaaß, 
1,169 ff. [179]. — Beränderun- 
gen in ihrem Preife, I, 170 [180]. 
Vorzuͤge derfelben zum Gebraude 
als Geld, I, 263 — deren Borratb, 
Zu» und Abnahme in Europa, I, 
277. 77 a, — Verb. zwiſchen 
Gold u, Silber, 1, 2777 b,— wer- 
den vom Papiergelde verdrängt, 
I, 297. — als Mittel die Han 
delsbilan; zu deden, I, 422. 423 
— deren Einkauf zur Ausmuͤnzung, 
II, 198. 

Mietbgefhäfte, I, 100 — nidt 
productiv, I, 106. 

Mierbzin6,1,223 [146] beftinmt 
durch das Mirwerben, I, 229 [230] 
— v. Käufern, ebd. — Abzüge 
von demf. zur Beiteurung, > 
* — Benutzung zur Hausſteuer, 


349. 

Militärausgaben, III, 72? — 
wovon fie bedingt werden, 111,73 
— Erjparungsmittel, II, 75. 

Militärcolonieen, IH, 74), 


Milchgeſellſchaften, L 38, 


Mineratftoffe,deren®ewinnung, 
III, 323. 

Minifter, III, 68, 

Mittelwerthe b. d. Grunbiteuer, 
III, 323. 

Mitwerben, ald Beftimmgrund 
bes Preifes, I, 152 [164] — deffen 
Bedingungen, I, 154 1168)- 

nenn b. d. Urbeit, I, 195 


[202]. 
Mobiliarfteuer in Frankr., II, 
426 (a) (ec). 
Modellfammlungen, II, 725 
Montur, d. Soldaten, III, 76. 
Moratorium, II, 111. 





Münzen, 1,264 1], 249 — wie, 
M. aus verfchiedenen Metallen 
gegeneinander zu fegen, II, 20— 
— Form, I, 201 — Mifhung, 

II, 252 ff. — Umlauf der. frem- 
den M., I, 360 — Berträge 
darüber, II, 262. III, 202, 

Muͤnzfuß, I, 84 — deutſche, 
II, 250(5) 255 (a) — Berände- 
rungen deſſ. II, 256. 
geheime Verſchlechterung, III,200, 

Münzregal,Il,196v1. Schla g⸗ 
f a — neuerliche geringe Ein» 
träglichfeit defi., ID, 201 — Be 
trieb, III, 202, 

Muftergüäter, I, 147. 

Mufterftüde, III, 335. 

Mutben, DBergb., I, 37, 

Mutterrolle, II, 338, 


Naqfrage, I, 152. 
Nachlag der Pachter, II, 117. 
Nachſchoß, IN, 237 (d) 
Nadelfabrication, I, 116 (d). 
Nagelfhmieden, I, 116 Cd). 
Nahrungsmittel, gefeglihe Tas 
zirung derf., 1I, 293, 
Naffau, Trennung der beiden Eafs 
fen, III, 92. 
Nationalötonomie,J,9. 15Ca) 
Naturalabgaben, I, 71, 
Naturalftenern, III, 284. 
Naturfräfte, als Güterquellen, 
I, 85. 86ff. — organische, 86 — 
mehanifhe, chemiſche, 90, 
Navigationsacte, II, 283, 
Neapel, Banken, I, 317. 
Nebennugung en, forſtliche, IH, 
152 \ 


Nebenwege, II, 459. 
Neigung der Grundftüde, II, 319. 
Nennpreis, I, 172 [181]. 
Nettogewicdt, I, 458. 
Neubrudzebnte, 1, 67. 
Neufchatel, I, 395 Cd). 


Niederlagen, II, 313. III, 461. . 


Niederlande, Armencolonicen, 
II, 349 — Schuldenweſen, II, 
517 (b). 523 (b). 

Niederwald, I, 390 (ec). 

Nomaden, I, 359. 

Nominals» f. Nennpreis, 

Nordamerica, Regionen des An⸗ 
baus I, 87. Cd) — Banlen, 1,317 


IH, 19 — 
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— Aus. und Einfuhr, I, 430 (8) 
Ganäle, U, 277 — Staatsgüter, 
UI, 89 (ce) — Schulden, III, 484, 
(c) . 
Notaten, III, 558. 
Nothſchulden, I, 236. II, 322. 
Nür an rg, deſſ. Umfchreibebant, 


I ” 
Nüslickeit, I, 56. 
Nutzungsrecht, erbliches, d. Lande 
wirthe, II, 47. 


Oberbaunbehoͤrde, II, 536. 

Oberforſtbehorde, II, 146. 

Oberrechnungskammer, HI, 
536. 667. 

Obſtbau, J, 381 — Befoͤrderung 
— 00 148 — Veranſchlagung, 


Dfficiere, IH, 75. 

Ohmgeld, III, 435. 

Delonomie, I, 2— Privat, po⸗ 
litifhe, I, 3. 13 a (a) — deren 
Nugen, 1, 26. 27 — deren Ge» 
ſchichte, I, 8 ff. 

Detonomiftifhes Syſt., 138. 

Omnium, II, 495 (ed). 

Dinsallattsz der Staatsämter, 
II, 531 


Defterreid, Aus» u. Einfndr, I, 
430 — Elaflenfteuer, III, 388 Ce) 
— Schuldenwefen, 11, 523 Cd). 


Pastanfhtäge, II. 11 — 
worauf fie zu bauen, HI, 123 — 
Berfahren, II, 124. 

Pahtcontract, Il, 120. 

Pachter, der Steuern, III, 288 
— ob fie zur Gewerbfteuer zu zie» 
ben, II, 362 — vgl. Domänen 


padter. 

Padtrente, I, 207 [142], fiehe 
Grundrente, bedungene. 

Pachtungen, I, 377. II, 296 — 
bei Domänen, In, 110. 

Pachtzeit, 111,185. 

5 I, 208 [144] — bei 
Domänen, III, 114 — Feſtſetzung 
deſſ., II, 116 — als Stüspunct 
für die Grundfteuer, II. 32. 

— * III, 218: -* 

Packhoͤfe, f. Niederlagen 

Papiergeld, 1, 293 — Private 
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Staats-, I, 294 — mit freien u. 
erzwungenen: Umlaufe, I, 295 — 
Entftehung, I, 295 (8) — Vor 
tbeile, 1,296 — ausgeartetes, J, 
300 — Sinfen im Eurie, ], 301 
— in wieferne es die Münze er» 
fegen fann, 1,302. 303 — Ber 
fahren der Regierung in Anſehung 
des Privar-PG., I, 263. 264 — 
Einlöjung. des Staats⸗PG., II, 
265 — Zmangscurs, I, 66 — 
alsFinanzmaaßregel, II, 268 vgl. 
Staats PG. 
Papierhandel, I 407. 437 — 
deſſen Nachtheile, 1,441 — Sorge 
für denf., II, 316. | 
Parcellarmeffung, Il, 319. 
Pari, d. Münzen, I, 289. 
Paffivhandel, 1,415. 
Patente der 
Il, 196. 
Patentabgabe, Ill, 369. 374. 
Bene mime fuͤt Die Acciſe, III, 
4 


Penſionen, Il, 6%. 
Perlenbäde, III, 19. 
Perſer, deren Wohlthaͤtigkeit, I, 
335 (b). 
Perfonalfteuer, 11,397. 
Petty, Tilgungsplan, III, 519. 
Dfandbricfe, 11, 114. 
Pfandbäufer, 11, 332. 
Pfennig, gemeiner, 11,402 Ce) 
Pferde, deren Bucht, 11, 168. 169 
— Anſchaffung, für das Militär, 
. 76. 
Pferdeträfte, I, 90 08). 
Phyfiofratie, I, 38, 
Pitt, deil. sinking fund, 111,519. 
Plombiren, Ill, 461. 
Podzins, IH, 182, 


N. wirthſchaftliche, 7, 13 


II, 13 — deren Berihiedenheit 


von der Nationalöfonomie, I, 13a, 
Dolizei, U, 6 — deren Koften, 

HI, 70 — Wnitaften, II, 71. 
Polizeitaren, Il, 293 96. 
POL DIE ANGE Schulen, I, 


Pommern, ritterfch. Banf, 1,317, 
Porrugal, Aus- und Einfuhr, I, 
430 (B)- 
Porzelfanfabrifen, IH, 153. 
Poften, d Rechnungen, HI, 542. 
Poftgeheimpiß, IT, 21% - 


\ 


Handwerfömeifter, 
Preis, 


Poſthalter, DI, 218. 
Poftregal, IH, 205 — ob ein 
Reinertrag daraus zu zieben 213. 
Poftwefen, II, 205 — Verhaͤlt⸗ 
niß zw anderen Communications - 
mitteln, III, 206. Bol. Brief» 
poft, Fahrpoſt, — Organifas 
tion, 214 — Eursmwefen, 345 — 
Tarweſen, 16 — Geſchwindigkeit, 
219 — Sicherheit, 219 — Be- 
quemlichkeit, Einträglichteit ebd. 
Praͤmie bei Seeverſicherungen, III, 
284 — für Aus» oder Einfuhr, 
I, 303 — für voltswirthfchaftli« 
he Zwede, IL, 79 — des Schleich.“ 
bandels, Il, 453 (a). 
Pramienaffecuran;, I, 25. 
Brämiengeihäft, I, 40 (a). 
P —*— ‚ Verhaͤltniß zur Theorie, 


I, 56 — verfdieden vom 
Werthe, 57 — deſſ. Unzulänglich- 
keit zur Schägung Des Vermögens, 
I, 63 — 67 — ald Maaß der Lei« 
ftungen im Verkehre, 1, 144 [156] 
— Beſtimmgruͤnde, 1, 146 [153] 
— Martte, natürlidyr, I, 156 
[167] — vereinzelter, I, 156 [167] 
— deſſ. Bufammentreffen mir den 
Koften, I, 157 [168]. 162 [173]. 
163 [174] — Maaßſtab deſſ., 1. 
dieſes Wort — Veränderungen 
deil., J, 180 [187] — d. Grund: 
ftücte, 1, 219 [223]. 

Preisaufgaben, fur Gewerks— 
leute, II, 225. 

Preisfähigkeit, I, 56, 

Preißmaaß, allgemeines, I, 260. 

Pret national, Ill, 5046). 

Preußen, DBevölterung und Ge— 
treidepreis, I, 178 (6) — Eaflen» 
anweifungen, I, 295.298 — Aus» 
und Einfuhr, 1, 430 (4) — Ein 
fuhrzoll, U, 215 (a)— Stempel» 
geſetze, III, 231 (6) — Steuerbe» 
trag der Provinzen, 111, 280 (5) 
— Grunditsuer, II, 329 — Ger 
werbfteuer, IH, 369 — Elaffen» 
fteuer, III, 400 — Mahlſteuer, HI, 
431 (ec) — Malzftener, Ih, 436— 
Papiergeld, 489— Staatsſchuld, 
507 (bj. 
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Price, über Schuldentilguug, Il, 


9 Ce) . 


Privatlager, I, 313. 
Producenten, 1,138. 
Production, |. Hervorbirin 


gung. 
— hibitivſy ſtem, 11,213. III, 


aa J. 440 Ce). 
Promeifengefhäft, II, 503 (2) 
Provincialausgaben, 111,53 
Prüfung der Handwerfer, 1, 188 
— di Grundfteuerfataftets, II, 
337 — der Rechnungen, II, 557. 
Duatembergelder, II, 182. 
Duesnay, I, 38. 
Duittungen, III, 553. 568 
Duotitätsiteuern, 111, 295. 


M adfetgen, II, 270. 

Radicirte Gewerbe, II,194(e) 

Rapp, T,14 ca). 

Raubbau, II, 38. 

Reädificationdbetrag, 
34. 

Realgewerbe, 11,19%. 

Real» f. Sadpreis. 

Rechnungen, IN, 539 — Pruͤ— 
fung derf., 957. 

Rehnungsbe Hörde, oberfte,Ii, 
536. 557. 


II, 


— beſcheid, III, £58, 
— fü u brer, Borfenntnif defi., IT, 
5 


— inftruction, III, 546. 
— ftyl, II, 548. 549. 
NRecefgelder, HM, 182. 
Rechtszuſtand, als Bedingung 
der Production, II, 18. 
Reclamationen, ſ. Steuer 
reelamationen. 
Regalien, I, 85. 166, ſ. Hob- 
heitsrechte. 
Regenmenge, 1, 87(6). 
Regicaudgaben, HI, 66. 
Regierung, T,4 II, 1. 
Regierungsausgaben, II, 52. 
Regiftrirungsgebübhr, 11,236. 
Regulirung der Öteuern,. III, 
282. 


Reichthum, der Einzelnen I, 76 
— der Völter, 1,79 — dei. 'Beie 
den, 81., 

Reitpferde, Befteurung derfelben, 
II, 427. 


Remedinm, I, 254, 
Remiffionen, IN, 117. 
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Rente für. bäuerliche Laften, 1557 
MR, als Urt d Staa tsſchul· 

den, Ul. 493. 

Rentes flottantes und clas- 
sees, II, 513 Ca), 4 

Rentner, deren Behandlung Bei b. 
Beſieurung ‚NT, 259. 

Reparaturen bei Domänen, II, 
119. 


Mepartitionsfteuern, UT, 295. 

Report, ], 440 (a). 

Republifen, Staatsaudg. im dent. y 
I, 51. ' 

Refervefonds, mn, 39. 

Mefte in den Rechnungen, IN, 54. 

Rettungscaffen, 1, 334. 

Repvierförfter, II, 145. 

Revifion der zolipflihtigen Wan- 
ren, III. 460 — der Kedynungen, 
II, 557. — 559. — »serinnerun 
gen, Notaten, IT, 558. »» 

Rheinfhifffahrt, 1, 2779 (A 
281 (a), 

Ricardo, 1,45 (Od — über: den 
Arbeitslohn, I, 02 [219] —über 
Grundrente, I, 212 [216]. 216 
[220]. | 

Rindvichzudt, I, 170. .; 

Rio Janeiro, Bank, I, 317. 

R 2 dungen in Privatwaldungen, 

„156 — wo fie zu verhindern, 
ab. II, 157. 

Roggen f — Productionsfoften, 
I, 212 [21 

Rom, Ka 1,. 317 — Grund» 
feier, II, 316 (a) — Anleihe 
unter Ferinus, III, 504 (b). 

Römer, deren voltswirthfhaftliche 
Vorſtellungen, J, 30. 

Rotterdam, umſchreibebank, T, 
285. 

Routine, III, 15. 

Rubriken, Spalten» u. Poften-, 
II, 542, 

Ri 2 u f der Stootegbligationen, 
II, 524. 


Rüdftände der BAUR; I, 287 
— der Ausgaben, II 

RüSRanDer nung, 1, 555. 

Rüdzjölle, I, 311. IM, 462 (A). 

Rudgebalte, nI, 62, 

Rumfords Suppe, I, 346 @). 

Ruflard, Zonen der Wärme, 1 i 
= (d) -- "Säuldenefen, 111, 523 
(b). 
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©, preis, I, 172 [181). 
Sachfen, Staatsfhuld, II, 523 (d). 
Salpeterregal, III, 190, 191, 
Salzconfeription, IH, 185. 
Salzregal, IN, 184 — in Frank⸗ 
rei, II, 185. (8). 186 (d)— in 
Baden, Baiern ıc, 186 Cd) — Bor- 
tbeile d. Aufhebung, III, 187 — 
Folgen derf., 188 — Regeln für 
die Beibehaltung , 189, 
St. Petersburg, Bank, I, 317, 
St. Simoniften, I, 14 (a). 
Schaafzudt, II, 171. 
Schazkammerſcheine, 1,491, 
Schatungen, II, 292 — deren 
Wefen , III, 297 — Arten, 300, 
Shäsung,I, 55, — nad d. Prei- 
fen, 63 [57] — deren Unzuläng- 
lichfeit, 64 [59. 60] 65. [66]. 66. 
61 


Säauanfalten, 11,218, 
Sheidemünzen, Il, 258 259. 


II, 198. 
Shentwirthshäufer, II, 362. 
Schifffahrt verfhiedener Länder, 

I, 431 — Einrichtung zur Befoͤr⸗ 

derung derf. am Meere, II, 275 

— Berträge über dief. II, 281 — 

Beförderung derf. II, 282 — Ges 

fege zur Befhräntung der fremden 

NH, . 

Schlagſchatz, U, 257, III,196 — 
ob er beizubehalten, IH, 197 — 
wie er zu beziehen, III, 198. 

Schlachtſteuer, III, 432. 

Schleichhandei, IH, 453. Praͤ⸗ 
nie deſſ. cbd. (a). 

Säleufengelder, III, 24. 

Schlußzettel, II, 240, 

Schneegränze, 1, 87%). 

Sc of, II, 402, 

Schuld, fhwebende, IH, 491. 

Sch ul de zwiſchen den Völkern, I, 
420 — der Zuͤnfte, TI, 194 — 
vgl, Staatsfhulden. 

Schulden der Staatsbürger, in 

s aa08 auf die Zinsrentenfteuer, II, 


1) uldentilgung bei Ereditver- 
nen, II, 118. vgl, Tilgung. 
Sautiemitlounsscaife, III, 


Shuldzinfen, Einnahme aus 
denf., III, 165. 

Schulen, U, 21. vgl. Leh ran ſt a l⸗ 
ten — arme Kinder, II, 353 
— niedere, höhere, III, 80 — für 
Handwerker, II, 222 — polytedh» 
nifhe, II, 223. 

Schuͤrfen, II, 37. 

Scdugzölle, III, 445. 

Schweiz, Scala der Eantone, TIL, 
280 (ec 


Scontiren, I, 29. 
Scrips, IH, 495 (e). 
Seehandlungsgefellfhaft, 
II, 236 (a). 
Seeverfiherungen, II, 284. 
Seidenz;udt, II, 173. 
Selbftverwaltung der Domäs 
nen, III, 104 — wo fie rathfam, 
IH, 106 — Regeln, III, 107. 
Senfaten, U, 339, 
Serviruten, landwirtbfdh., IL, 
7 — forftwirtbfchaftt., II, 161 
1 


Silber, deflen Preiserniedrigung, 
I, 171 [180] — Verh. z. Golde, 
I, 277b. e 

Silbermüänzen, midtigfte, IL, 
255 (a). 

Sinecuren, III, 32 (a). 

Sinking fund, III, 519—521. 

Sklaven, 1,112Ce). I, 19, 

Stlavenhandel, I, 19 (B). 

Smith, A., dejien Syſtem, 1,43 
— Einfluß auf die Finanzwiffen» 
ſchaft, III, 22. 

Smuggel, MI, 453. 

Soll der Rechnungen, III, 544 

Sortenzettel, IH, 569. 

Spalten der Rechnungen, III,542 
— Nrten derf., 543. 

Spanien, active u.paffive Schuld, 
II, 517 (b). 

Sparcaffen, II, 364 ff. 

'Sparfamteit, 1, 335 — in den 
Staatsausgaben, III, 28.— Grän- 
zen derf., II, 33, 

DEREN der Etatsfäge, IH, 


Spedition, II, 314. 
Spieldarten, IT, 441. 
Spielhäufer, II, 226. 
Spinnerlobn, I, 1% (a). 


— — — 


Spigenflöppeln, 1,395Ca), 405 


(d). 
Sporteln, III, 234. 
Staaten, fhuldenfreie, III, 484 (ec), 
Staatsanleihen, II, 474. 
Staatdaufwand, f. Staat 
ausgaben 
Staatsausgaben, II, 4a — 
Verhaͤltaiß zur Staatsconfumtion 
II, 25 — werbende, II, 2 
unmittelbar und mittelbar prodüc« 
tive, unproductive, IH, 27 — 
Sparfamteit in denf., IH, 38. ff 
— Grade der Dringlichkeit, IM, 32 
— Verhaͤltniß zum reinen Bolt» 
eintommen, III, 34. 35 — Ueber» 
tragung an Privaten, M, 36, 37 
— ob fie im Lande vorzunehmen, 
WM, 38 — ordentliche, außerordent» 
liche, 11,39. 41 — ftändige, un- 
ftändige, II, 40 — Eintheilung 
nad den Gegenftänden, III, 42. 43 
— aus der Berfaflung, IH, 45 — 
— für die Regierung, IH, 52. f. 
Regierungsausg. — für Bes 
foldungen zc., III, 56 — Nehen⸗A. 
für die Gefhäftsführung, MI, 66 
— für. Gebäude, IT, 67 — ob 
fie ohne Rüdf. auf die Einkünfte 
feftgefegt werden können, III, 469. 
Staatsbanferott, IH, 516 — 
offener, verhüllter, 517. 
Staatscredit, Wirkung der Ca» 
pitalfteuer , III, 385. 
Staatsdiener, deren Befteurung, 
In, 393 — 95. 
Staatseinfünfte, II, 82 — 
allg. Regeln, IH, 83 — Duellen 
derf., II, 84 — aus dem Erwerbe 
der Regierung, III, 84. 85. 88 — 
aus Domänen, IH, 89 — aus 
Grundgefällen, IH, 155 — aus 
Schuldzinſen, IH, 165 — Regar 
lien, 166 — aus: Auflagen, LI, 
8. 86 — Geld- und Natural«, 
III, 87 was bei deren Unzuläng» 
Lichfeit zu thun ift, II, 463 — 
Gränze’ derf., IH, 467 — Beftfer 
Kung. mit Rüdfiht auf die Aus» 
gaben, 469, 
Staatsferfmirthignft deren 
Drganifation, II, 1 — Grund 
fäge, II, 146 ff. 
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Ca): 
Staatsfroßnen, II, 69. 
Staats —— deren Zahl 
in Großbrit. und $ranfreich, LIE, 
480 (a). 
Staatsgüter, IT, MO. 
Staatsmonopole, IE, 203. 
Statsobligationen, auf Nas 
—* oder auf den Inhaber, II, 


Staatspapiere, deren Eurs, I, 
438 ff. — Handel mit denfelben, 
I, 440. — Sorge für den Handel 
mit denf. II, 316. 

Staatspapiergeld, J, 295. II, 
265. III, 487 — 89, — deſſ. Ein» 
ziebung, III, 529. 

Staatsrehenfunft, II, 14, 

Staatsrehnungswefen, fiehe 
Kameral⸗Rechn. 

Staatsſchatz, IL, 464, 

Staatsfhulden, als Grund für 
den Domänenverfauf, II, 95 — 
Beranlaffung, III, 4633) — de» 
ren neuere Wichtigkeit, III, 471 
— Literatur ebd. (a) (d)— Pfliht 
der Regierung in Hinſicht auf dieſ., 
472 — BWirfungen im Allgemei⸗ 
nen, 473 — Aufzehrung von Ca⸗ 
pitalen, 474. 4795 — Wirkung auf 
die Größe des Bolfsvermögens, 
474(a) — Inländifhe, auslän- 
difche Anleihen, 474. 475 — Nady 
theil der Zinslaft, 476. 477 — 
Größe der Aüsgaben "dafür in 
mehreren Staaten, 477 (6) — 
Vortheil der Schonung der Steuer» 
pflihtigen, 478 — Bortheil für 
die Eapitaliften, 479 — Wirkun⸗ 
gen auf die Lage der Regierung, 
480 — Ergebniß in Bezug auf 
Nutzen und Schaden, 481 — Urs 
ten, vertragsmäßige und erzwun⸗ 
gene, 485 — Urten der erzwun⸗ 
nen Schulden, 486 — Breimwillige 
Anleihen, |. dief. Art — Berwäls 
tung der Schulden, 507 — Liqui⸗ 
dirung, 507 — Berzinfung, 509 
— Tilgung, 515 ff. — active, paf- 
five Sch., 517 6). vgl, Anlei- 
ben, Tilgung, Staatsbam 
ferott,. — 

Staatsvermoͤgen, II, 4 - Un⸗ 
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terfchied von dem Volfsvermönen, 
I, 48 — Erwerb aus demſ., HI, 
85 — werbendes und nicht wer» 
bendes; Beftandtheile beider Ars 
ten, III, 83, 
Staatsvertbeidigunn, IN, 72, 
Staatswaldungen, 1, 137 — 
ob fie zu verfaufen, HT, 138 — 143 
— ob fie unergiebig feien, 142 — 
» Ertrag, ebd. (6) — ch fie zu ver» 
erbpacdhten, 144 — deren Bewirth⸗ 
ſchaftung, 145 fi. 
Stäatswirthſchaftslehre, J, 
15. III, 5. 
Staatswiſſenſchaft, J, 19. W. 
Städte, deren Verfall, II, 200. 
Stammguͤter des Füritenbaufes, 
Ill, 45. 90. 
Stapelrecht, H, 278. 
Statiftif, deren Berbältniß zur 


pol. Det. I,  — Verbältniß zur. 


Sinanzwiflenfchaft IH, 14. 
Steinfohdlen, I, 350 — in Groß» 
brit. ebd. (AI. 394 (4). 
Steinfalz;, UI, 189 (e). 
Steinmwege, Il, 370. 
Stewpelgebühr, 111,231. 
Sterbiiteit, I, 196 [203] — 
in verfch. Pändern, I, 201 [209] 
— der Reihen und Armen, auch 
d. verfchied, Lebensalter, I, 201 
1209]. | 
Steuern, I, 84. 247 — vergl. 
Auflagen— deren Entjiehungu. 
Bermebrung, 248 — Ertrag in 
verfchiedenen Ländern, 248 (ce) — 
Misbraud, 249 — woraus. fie be» 
ftritten werden können, 255. ff. — 
find aus dem reinen Einfomnien 
zu geben, „257. — Folgen bievon 
258 — fallen. zunädft auf die Per: 
fonen, 262 — deren Wirkungen, 
III, 268 ff. — Einfhränfung d. 
Eonfunion, 269 — Veränderuns 
gen d. St. 770 — Ueberwäl;ung, 
71 f. — ſtatiſt. Erferfhung, 275 
— Betrag auf den Kopf der Einw. 
275 Ca) — Zuſammenhang d. St. 
276 — Anlegung 283 — Entrich» 
tung, 284 — Erbebung, 386 — 
Arten, 291. 


Steueranfdlag, IH, 29. 
Steuerausfhreiben, Il, 282. 
Steuerbefdreibung, III, 299. 


Steuerbetrug, IN, 413. 
Stewerbewilligung, II, 29. 
Steuercapftal, Tl, 29%. 
Steuercaffe, IH, 9. 
Stewereinnebnmer, 11, 89.— 
„in Frankr. ebd. (a)—(e). 
Steuerfäbigfet, U, A. —iw- 
ftebt in dem reinen Einkommen, 
257 — Kennzeichen derf db. verſch. 
Provinzen 280, 2 
Streuwerfreibeit, IH, 200. 
Steuerfuß, 11,982. 
Stenerliften, 11, 29. 
Steuerobjecte, I, 34. 89. 
‚deren Erforfhung, III, 283. 
Stewerpfticht, wer ihr unterliegt, 
111, 263; 
Steuerquellen, IH, 3%. 
Steuerreclamationen, IH 
337. 376. 
Steuerfimplum, 11,29. 
Stewerfvufteu, HI, 276. 
Steuervorſchuͤſſe, 111,486 - 
Steuerwefen, Einrichtung dei, 
111,276 — allmälige Ausbildung, 
277. — Vereinfachung, 278 — 
Gleichheit im ganzen Staat, 279 
— vorläufige Ausgleihung, 280. 
Steuerzölle, III, 445 
Stiftungen, deren Stenerpfidt, 
II, 263. 
Stodbholm, Bank, I, 317. 
Stodsjobberei, I,440, 1, 316 
Stoffe, rohe, deren Preisveraͤn · 
derungen, I, 186 [192] — Zu⸗ 
nabme ihrer Koften, I, 215a [219] 
Stoffarbeit, J, 96. 
Stöffgewinnung, ]; 9. 
Stollenneuntel, 11, 182. 
Strafanftalten, Hl, 8. 
Strafen, deren Nusen, 1120 
— deren Bau, II, 271. DI, 79. 
Straßenfrobnen, II, 8. 
SÄTGBENDe S III, 238: 
Strikes, J, 201 (4). 
Stromgebiet, 121 (e). 
Sturz der Eafien, 11, 569. 
Stüdelung, II, 35. 
Stüdmeffung, III, 319. 
Submiffion, III, 37 — bei Staat! 
anleiben, III, 505. 
Sully, 1,32. 
Sümpfe, d. Austrodnung, 11,103. 
Superinventarium, I, 178. 


Superrevijion, 1, 558. 
Suppe, Rumfordfäye, 11, 340 (2). 


Tabatsregat, 11, 204. 

Zabaftfteuer, 11, 440. 
Sabellenform der Rechnungen, 
Il, 541 

Tableau gconomique, 1, 40. 
zagebud, Il, 547. 

Zaglobn, verglichen mit dem 
Getreidepreife,, I, 179 ca). 

Taglöhner, Unterhaltebedarf, 1 
190 (a) [197] — deren Lohn in 
verſchied. Ländern, I, 198 [207] 
— auf großen Sandgütern, 1, 375 
— mas ibnen die Sertteinsrung 
d, Güter nuͤtzt, 1, 

Taille, Ul, 316 —* 

Tara, Hl, 158, 

Tarif, der Poſt, ın, 216. 217. 

Saratoren, bei d. Grundjteuer, 

l,; 336, 

Taren, geſetzliche, der Nahrungs» 
mittel, I, 203 — des Lohns, 
1, 317 — des Binfes, 1,319 — 

‚von Anftellungen ,, üi 233 
A Gewerbsconceifionen , in, 245 
— von — — m, 246. 

Taxes; assessed , 1ll, 425. 

Techniker, U, hy, 

— et Berhälmi jur Praris, 

1 


— Theurung, I, 180 
187] — reale, relative, l, 181 
188] — des Getreides, 11, 139, 
Thierzudt, 1, 358, 11, 167. 
— im, 420. 
Thuͤr⸗ und Fenſterſteuer, 1, 


— sinking fund, ll, 
519 — 521. 

Zilgungder Staats ulden, Noth⸗ 
wendigfeit derf;, IL, 515 — Hulfs- 
mittel, 518 — plößliche T,, ., 518 
Co) — Orundfäge, 519 — 2 — 
Duote, 5233 — Art des Ber- 
fabrens, 524 — welche Obliga⸗ 
— vorzuziehen, 525 — T. 

nach dem Nennbetrage, 5236 — 
nad) dem Tagescurfe, 527 — Rei» 
denfolge der zu ‚tilgenden Dbligas 
ti eg 528 — 7 . des Papiergel- 


, 529 2 
Rest, Hand, 1,8 
Rau polit, Oekon. Ir Wd, 2, Abth. 
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Tonnengeld, Ill, 244. 
Tontinen, 1, 500. 
Trankſtenern, 1, 433, 
Tranfito, fihe Durchfuhr, 
Durchgang. 
Transportkoſten, Einfluß auf 
die Grundrente, 1, 214 [217]. 
Treſorſcheine, ul, 489, 
zretmühlen, 1, 352 cb), 
Triangulirung, ul, 318. 


s Üeserfins, ı, 76. 


Ucberfütle der Erzeugniife, 1, 1,330. 

Ueberſchuß der Staatseintünfte, 
Ill, 464. 

ue ben ſetzung ber Handwerfe, 11, 
1 


Ucberfparen, Beförderung deſſ., 
ll, 363, 


’ 
Uebervölferung, 1, 330, 
Ucberwälzung ber Steuern, 1, 
271 fi. — der Eapitalfteuer, I, 
379 — des ZUR ONCE. II, 44 
Ueberweiſen, 1, 292. 
uUmgeld, 1, 428 Ca). 
Umlauf, der Güter, 1, 253 — 
— des Geldes, 1, 265 — der me 
den Münzen, ii 260. 
Umleiten der Brief ll, 219, 
umfdlagsredt, 11, 278, 2379. 
Umfihreibebanten, 1,283 — 
85 — zu Benedig, Hnıfterdam, 
Haniburg, Nürnberg, Rotterdam, 
1, 255 (c), 
Umfiohreibebüder, m, 338, 
Umfpedition, 1, 218, 
Umtricbszeit, ur, 146. 
Ungeld, Ill, 428 (a), 
Unterbrehungen der Arbeit, I, 
193 [200]. 
Univerfitäten, 1, 80, 
Unterbalt, vb er bei der Beiten- 
rung abzuziehen fei, IN, 259. 
Unterbaltsmittel, 1, 126. 
Unternehmer, |], 136 — alö 
Lehnarbeiter, 1; 187, [1194] — 
Einkommen deflelben, 111, 359 — 
Verbindung mehrerer Gewerbe bei 
einem U., Hl, 376. 
Unternehmung, ], 137. 
Unterridtsanftalten, tedhno- 
logiſche, 11, 220, 
uUrbarmadhung, ll, 102, 
Urmaaße, ll, 248. 
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ufo, 1, 288 (b). 


Valuta, feſte, veraͤnderliche, 1, 
289 


Balvation,' 1, 261. 
Banfittarr, Tilgeplan, IN, 519. 
Venedig, Umfhreibebant, 1,285. 
Berabredung der *rbeiter, 1, 
201 a. Il, 317. 
Beranfhlagung der Cändereien, 


} ; 

Verbindung der Arbeiten, 1, 116 
(ce). 

Berbraud, 1, 68. 319. 

Verbrauchsſteuer, fiche Auf— 
wandsſteuer. 

Vereine, landw., I, 146 — freie 
Gewerfö-, 11, 198 — fiir Gewerks— 
bildung, 1, 222 — für Befördes 
rung der Gewerte, II, 225 — für 
Armenpjlege, 1, 339. 

VBerfaffung, Ausgaben aus der- 
felben, III, 45. 

Verhaͤltnißmaßigkeit der Auf— 
lagen, Il, 251, 


Verkauf, der Domänen, II, 94 


— Verbot deſſ., 11, 99 — Ber: 
fahren bei demſ., I1, 100 — des 
Holzes, 11, 150. 
Verkehr, 1, 8. 143. [155]. 
VBerfebrsarbeiten, 1, 9. 
Berkfleinerung der Bauernguͤ⸗ 
ter, 1, 77, f. au Gebunden. 
beit — in $ranfreid, 1, 80 (ec), 
— Beſchraͤnkungen, 1, 81. 
Berktoppelung, 1, 75 (2). 
Berlofungen, 11,362. 
Bermeffung, zur Grundfteuer, 1, 
317—319. 
Bermögen, I, 2. 
Bermögensftanm,], 70 — Huf 
zehren defl., 111, 463. 
Bermögensfteuer, 11,293, 402 
404 


VBermögenszuftand d, Einzel 
nen, 1, 74 ff. — des Volkes, 1,78. 
Verpachtung der Domänen, 1, 
110. f. Pachtung. 
Berfammtungen, landftändifche, 
deren \often, IN, 50, 
Berfhreibungen, Effecen, 1, 
293 


Verfchwender, ll, 361. 


Berfiderung, |. drandver- 
jiherung, Hagelſchaden — 
des Viehſtandes, 1, 109 — gegen 
Seegefahr, 284. 

Berforgungscaffen, 1, 36%. 
368. 369. 

Berfieigerung des Holzes, 1, 151 

Bertbeilung, 1, 140 [452] — 
des Einfommens, 1, 141 [153]. 

Verträge uber das Muͤnzweſen, 
1,262 — über die Schifffahrt, 
11,281 — über Bölle, II, 301 — 
über den Handel, 11, 307— 309. 

Verwalter der Domänen, IH, 
104 — Unftellung derf., 11, 107. 
— Mittel diefelben anzufeuern, 1, 


Ver wat tung ber Staatsfhuld, 
Ill, 507. 


’ 

Berwandlungsftoffe, 1. 123, 

Verzehrung, I, 68.318 — ob» 
jective, fubjective, 1, 319 — pros 
ductive ], 321. 3233, 332— une 
productive, I, 3232. 334 — der 
verfhiedenen Volksclaſſen, 1, 335 
Verhaͤltniß zur Production, 1, 328 
— deren Nüslichfeit, 1, 335 — 
Sorge für dief., 11,357 f.— wird 
durch bobe Steuern vermindert, 
Il, 417 Ä 

VBerzinjung der Staatsſchuld 
1, 509 


’ [ 
Viebſtand, dei. Gräfe, 'l, 370 
(5) — Berficherung, 11, 109. 
VBiebfteuer, 1, 363. 
— l, 359 — dern Be 
förderung, 1, 167 — Berehnung 
ihres Errrages, 11, 1239. 
Villele, Binsreducrion, 11,511 (a), 
Villicus, 1ll, 104 (a). | 
Bifitarion der Waaren, 111,406 
— der Perfonen, cbd. Ce). 
Bolf,], 4. | 
—— deren Koſten, 11, 


VBolfsclaffen, in Hinfiht auf 
ihr Eintommen, 1, 142 [154% 
Bolfsmenge, deren Zunahme, 

1, 196 1203]. 

Boltsihuten, 1, SO. Ä 
BI Abe Aa Kara. 
Volkswirthſchaft, 1,5 eren 


eien, 1, e 
Bolfswirtbfhaftsichre,i, 9 


[12) — deren VBerbältniß zur 
Staatswiſſenſchaft, 1, 22. 

Bolfswirthbfhaftspflege, L 
15. 1, 4 — deren Übleitung aus 
der Staatswiflenfchaft, 1,20 — de» 
ven Mittel, 1,2.3 — Anwendung 
von Zwang in def, 1,4. I — 
Unterfchied von der Potizei, II, 6 
— Drganifation, 11, 7 — Geſetz⸗ 
ebung und Volljiebung, I, 8 — 
Diteratar, I, 9 — Ausgaben für 
dief., II, 79, 

ed 

1 


„15. 

Voranſchlag, Hl, 465 — Ent« 
werfung defl., Il, 466.69 — Ab⸗ 
mweihungen von demf., 470 — We⸗ 
fen deſſ., 561 — Bearbeitung, 
562. 563 — Bollftändigfeit, 564 
— Unterſchied v. Sinanzgejeß, 565. 

Vortaufsrecht bei Privarberg- 
werfen, 11, 183 — bei der Bollent» 
richtung, Il, 458. 

Borrihtungen, ftehende, 1,125 
— chemiſche, ebd. 

VBorräthe, unbeſtimmte, 1,52? — 
fertine, 1, 127 — von Bodener» 
jeugnifien, deren Verwaltung, Il, 
156. 


‘ 


AD eoriakaxbir: l, 407. 
Waarenverfhluß, Il, 461. 
MWaifencaffen, 11, 368. 
Maifenbäufer, 1, 355. 
Waizen, deflen Preis in verſchie— 
denen Seiten, 1, 171. [180]. 
Wald, deffen Rente, I, 386 — 
defien Größe im Verhältnig zum 
Slahenraum der Länder, I, 38 
(5) — Eigenthumsverhältnifie, 11, 
155 — Nupen des Staatsbefikes, 
ul, 139, 141 — neue Anlagen, 
I, 140. 147 — Beſteurung, 1, 
32 —f. Staatswaldungen. 
MWaldbau, Beförderung deil., 1, 
153, 165. | 
Waldboden, unbedingter, 1, 386, 
MWaldihugen, 1, 145. 
Waldjervituten, 1, 161. I, 
148, 
— deſſen Tilgeſtamm, I, 


Wa nd ern der Handwerker, 11, 181. 
186. 
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Mappen, deren Beſteurung, M, 
426 (d). 

Wärme, klimatiſche, 1, 87— deren 
Sufammenbang mit den Preifen, 
ebd. (ce). 

Warſchau, Banf, 1, 317. 

Mafferregat, 1, 195. 

Wafferftraßen, I, 275. 

Wafferzoͤtle, I, 280. 

Mebemafhienen, ], 404Cd). 

Wechfel, , 286 — deren Nupen, 
1, 288 — »&urs, I, 289 — in 
Bezug aufdie Handelöbilan;, 1,427. 

Weggeld, 1, 238 — 42, 

Wehrli, II, 355. 

Weiden, deren Ertrag, I, 382, 

Weiderechte, 1, 72 — auf Ur 
dern, ebd. — auf Wiefen und in 
Waldungen, 11, 73. 161. 163 — 
— —— I, 74 — Abloͤſung, 


75. 

Weinaufſchlag, Ul, 433 — Er- 
hebung bei den Weinbauenden, 
434 — bei den Schenkwirthen, ebd. 

Weinbau, 1, 379 — veraͤnderli— 
cher Ertrag, 1, 380 — Beförde» 
rung deſſ., Il, 149. 

Weltwirthſchaft, 1, 16 — 18, 

Werkzeuge, 4, 125. 

Werth, im weiteren Ginne, 1, 56, 
im engeren, 1,56 — Gebraudsr, 
Taufchwertd, ebd — Unterſchied 
von den Preile, 597 — Onttungsw,, 
57 (a) — Beitimmgründe, 58, 59 
— concreter, 57 (a). 61 — in 
dividucler, beſonderer, allgeweis 
ner, 60 [65} — des Geldes, 63 
a. [159 (4)] — als Beitinimgrund 
des Preifes, 1, 147 [159] — der 
Arbeit, ], 188 [195]. 

Wiefen, deren Beranfchlagung, IN, 


MWiefenbau, 1, 382 — fl. De 
förderung, 1, 152. 
Miefenweide, 1, 73, 
Wildbann, 1, 175. 
Wirthſchaft, I, 2% 
Wirthfhaftsgebäude bei Do— 
mänen, 11, 119, 
Wirthſchaftskorn, Il, 128. 
Wirtbichaftslchre, ,2— bür- 
gerliche, 1, 3. 23, 
Wirtbfhaftsuberfhuß, 1,72 
Wittwencaffen, H, 368. Al, 


« 
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Mittwengebatte, 11, 66. 
MWochenmärfte, I, 287. 
Wohtfeil, Wobtlfeilheit,1,180 
[187] — der Bodenerzengnifle, 1, 
141 — 143. 
Wohlleben, 1, 343, 
Wohlſtand, der Einzelnen, 1, 76 
— der Bölter, 1, 81. 11, 1— der 
Gewerbsunterneämter, 11, 370. 
Wohlthärigteit, 11, 335. 336 
— der Stöfter, der Mohamedaner, 
Hebraͤer, 335 (D). 
Wohngebände, der. Beftenrung, 
1, 343 — Abzüge vom Mieth- 
zinfe, 344. 
Wohnungeſteuer, 1, 426. 
Bucher, 1,319 .— W.⸗Geſetze, 1, 
319 — 323, 
Würdigung fremder Münzen, 1, 


Wiürtemberg, Ein» u. Ausfubr, 
1, 430 (5) — Gewerbfteuer, 1, 
368. 373. — Staatsobligationen, 
ui, 507 (6) — Schu, IN, 523 
(cb). 


Kenopbon, 1, 29. It, 19. 


Zeche im Bergbau, 11,37, 

Zehnte, 11,66 — deſſen Nachtheile, 
il, 67.68 — deſſen Umwandlung, 
11, 69, 70 — des Staats, 11,158 — 
defien Umwandlung, 1, 159 — 
Berfahren biebei, 11, 160 — wie 
die Mente anzujegen fey, 161 — 
Einziehung für den Staat, 162? — 
Abfindung mit der Gemeinde, 163 
— Verpachtung, 164. 

Zehrer, ], 324. 

Seitfäufe, 1,440. ! 

Zeitpacht der Domänen, 11,110. 

Beitrenten, zur Ablöfung der 
bäuert. Saften, 1160 — als Staat» 
fchulden, im weiteren Sinne, 1, 
499 — im engeren ©,500 — in 
England, 500 (5), 

————— deren Beſteurung, IUl, 


Zerſchlagung der Domänen, Il. 
132 


* 


Zertelbanfen, 1,804 — zu Ge— 
nua, 1,310 — britifche, 1, 311—13 
— franzöfifche, 1, 314 — öfterreichi> 
ſche, 1,315. 316 — in anderen Laͤn⸗ 
dern, 1,317 — deren Gefhäfte, 1, 
306 — Gefahren, 1,307 — 09. 

Ziegen, tibetaniſche, 11,173 (a). 

Sins, Intereffen, 1,223[146] 

Zinsfuß, l 223 [224] — abhän- 
gig von der Gefahr, 1, 226 227] — 

‚beitimmt durch das Mitwerben, 1, 
230 [231] — wo er body, 1, 231 
[232] — wo er niedrig, ], 232 
1233] — Folgen des niedrigen, 1, 
233[234] 234 [235] — unabhän- 

ig von der Geldmenge, 1, 235 

236] — bei Nothſchulden, I, 236 

237] — gefegl. Beſtimmung deif., 
‚319 ff. 

Sinsreduction, 11, 510 — wie 
fie an;uordnen, 511 — Einwendun- 
gegen fie,512 — Widerlegung, 
51 


Zinsrente,l, 139.222 [145] — 
natitrliche, bedungene, 1, 223 [146] 
— maxim,, 1,227[228) 11, 359 
— wovon ihre Größe in der Ein« 
nahme des Unternehmers abhängt, 
IT, 364, | 

Sinsrentenfteuer, 11,377 — 
ob fie den Zinsfuß erhöhen könne, 
379 —82 — ob dem Schuldner cin 
Abzug zu geftatten fei, 383. 84 — 
Wirkung aufden Staatscredit, 335 
Schwierigkeit der Ausführung, 386 
— Yrten der Anlegung, 387. 388 — 
Gründe für eine niedrige Belegung, 
389 — Schonung wenig begüter- 
ter Ramilien, 390. 

3ollämter, 11, 459. 

Zölle, vgl. Einfuhr», Aus 
fuhr» und Durdgangsz;öl- 
(c.— volfsrotbfch. Grunde für dieſ., 
il, 297 ff. — Widerlegung, 11, 298 

ff. — wo fie ausnah nsweiſe zu» 
täffig, I, 300 — Verträge daruͤber, 
11, 301 — als Auflagen, Ul, 443 
Weſen, 444 — volkswirthſch. und 
finanz. Zweck, 445 — ſ. Shup- 

—u. Steuer zoͤlle. — Hoͤhe d. 3. 
542, 

Zolthauspreis in Großdritann., 
l, 429 Ca). 

Zolltiften, in Bezug aufdie Han» 
delsbilanz, I, 428, 


Sollftelte, 11,459. 

Zollitraßen, 11, 459. 

Zollverein, großer deutſcher, Il, 

Er (a). 

Zollweſen, deſſen Einrichtung, 
ul, 458 h — 


3u { er, deifen Beſteurung, Il, 451 
C : 


). 

Sunftwefen, 1, 178 -- nüßliche 
Wirkungen, 11, 180 — Einrichtun⸗ 
gen, 11, 181 ff. — Unterfuchung 
derf., 11, 183 — mioral. Wirkun« 
gen, U, 189 — allmät, Umgejtals 
tung, 1, 195 — freic Zunfte, 1, 
1 


Zunftjwang, 1, 170. 
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Zuͤrich, Bank, 1, 317. 
Surundung der Landgüter, 1, 98 
— bei derſ., 11, 100, 
Smwangsanleiben, 1, 486, 
Zwangsarbeitshäufer, 11,351. , 
3” angscurs des Papiergeldes, 


Swangemittel w Volkswirth⸗ 

ſchaftopfiege, I, 4. 5. 

Swifhenhandel, 1,408.432 — 
bedingt durch die Sage des Yan- 
des, 1, 433 — Vortbeile, 1, 434 
— Pflege defl., U, 310: 

3wiſchenzeiten, für die Arbei— 
ter, 1, 193 [200]. 


Drudfehler und Berichtigungen. 





1. Abtheilung. 


©. 56. 8. 5. der Note (d) I. im 2ten — im 3ten — im Sten ft, im 
iften — im 2ten — im ten Des, 
— 58. — 6, der Note (b) I, gegen 52,000 fi. ft. 16,000 fi. 
— 73.— 9 der Note ca) I. 1,°5 ft, 1 Proc. — Ebd. I, 11:747,000 
Sr, ft. 870,000, 
— Mote (e) I, 91,700 fi. ft. 254,000 fi. 
- — 10, I. obne ft. oder, 
— 208. — 3. v. u, ift beizufügen (e). 
— 13, der Note (8) I. Praun. 
— 15 — 24 muß der Satz: „Auch in England ...,,. Eap- 
11. vorausgehen, und der Sag: Nordamerica 2 
kr.)“ nachfolgen. — 
— 231. — 14, v. u. l. Imboff- Spielberg. 
— 232, — 2 der Note (d) I. und je 5 Meilen ft. und Meile, 
— 256, — 15. I. Berfäufers ft. Käufers. 
— 261, — 3 der Note Co) I. 15 Meile ft. 30. M. 


2. Abtheilung. 
6, 33, oben find die Zahlen auf den Kopf zu berichtigen: 
Sachſen 2,2° rl. — Rheinpr. 2,20 — Weftfalen 1,99 — 
Schlef. 1,9: — Brandenburg 1,°% — Ponm, 1,9? — Preus 
Gen 1,2? — Pofen 1,°?ıl. 
— 49, 8, 2 der Note (a) I. Großbritannien fl. Frankreich. 
— 49, — 241. $. 287. 
— 107. Note (6) 3. 10 — 12 rechts von der Linie I, 11,360 fi. 
— 5950 fl. — 6016 Jl. ftatt Sr. 
— 191. — 8,1. 1134 51. ftatt 112 dl. 
— 225, in $, 424 8,8. I. Aufſchlag. 
— 251. 3. 3, der Note (e) ließ 11,’ ft. 46,°° Qu. 
— 252, — 9, der Note (b) I. Branntwein ft. des Keffelgehaltes. 
4m Mote CH. Dieß ift jo eben abgeändert worden (April 
1837). Das Kejfelgeld wird fünftig, ohne Rudficht auf 
die Materialien und den Stand des Kejlelbefigers, nad 
der Zeit des Brennens, für 1, 3, 6, 9 oder 12 Monate 
entrichtet, und zwar mit 3 fr, auf die Maaß Blaſenraum 
nionatlih. Nur 3 mat im Jahre fann man einen Örenn« 
ſchein auf 1 Monat nehmen, Die Erhebung mit den 
Schatzungen ift abgeſch afft. 
— 275. 3. 5, v. u. I. Schagungen. 
— 304, — 1. v. u. I, am ſchlechteſten. 
— 305, ift zu Anfang des 8. 475 das Zeichen 2) beizufepen. 
— 335, 8. 2 der Note (d) I. am 13. Jan. 1837, 
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